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Vorrede. 


Wenn ich vor sieben Jahren den ersten Band einer grössern Arbeit über 
den Reichsfiirstenstand veröffentlichte, baldige Fortsetzung in Aussicht stellend, 
während ich nun statt dieser einen ersten Theil von Forschungen wesentlich 
anderen Inhaltes vorlege, so werde ich es nicht umgehen dürfen, die Gründe 
anzugeben, welche mich zur Einlösung jenes Versprechens nicht gelangen 
Hessen. 

Nachdem ich nach Veröflentlichung jenes Bandes gegen Ende 1860 einige 
Zeit darauf verwandt hatte, die Einleitung desselben in den Vorlesungen über 
das deutsche Kaiserreich weiter auszuführeii , wurde die Ahsarbeituug des 
zweiten Bandes alsbald begonnen. Eine erste Unterbrechung war dann da- 
durch veranlasst, dass ich wünschte, die ehrende Auszeichnung, welche mir 
die juristische Fakultät zu Breslau bei Gelegenheit des Stiftungsfestes am 
4. August 1861 durch Ernennung zum Doktor der Rechte erwies, durch Wid- 
mung irgend einer Schrift rechtsgeschichtlichen Inhaltes verdanken zu können. 
Schon damals dachte ich daran, für diesen Zweck das zusammenzustellen, was 
mir bei meinen Untersuchungen über den Reichsfürstenstand bezüglich des 
vom deutschen ganz abweichenden Verfahrens im italienischen Hofgerichte 
aufgefallen war. Ich zog es dann vor, über den Heerschild zu arbeiten, weil 
ich glaubte, durch solche vorgreifende Behandlung eines mit der grössern 
Arbeit eng zusammenhängenden Gegenstandes, auf den der Plan derselben 
mich erst ganz zuletzt geführt haben würde, mir die Fortsetzung inannichfach 
erleichtern zu können. Nach Vollendung jener Abhandlung gegen Ende 1861 
war ich noch einige Zeit in Anspruch genommen durch einen, zunächst durch 
Untersuchungen Laband's veranlassten Aufsatz zur Genealogie der Hand- 
schriften des .Schwabenspiegels , weiter durch die gegen einen Angriff von 
Sybel’s gerichtete Schrift über deutsches Königthum und Kaiserthum. Dann 
nahm ich den zweiten Band des Reichsfürstenstandes wieder in Angriff. Ein- 
zelne Nebenuntersuchungen , auf dii? der Gegenstand mich führte, die aber 
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Grunrll.igi“ eiiiigor ziniiiclist für andere Zwecke gesaimnelter Notizen einen 
kurzen Aufsatz, bei dem mir nielits ferner lag, als einen meinen sonstigen 
Arbeiten ziendieli fernliegenden Gegenstand irgend genauer zu erörtern, bei 
dem ich nichts bezweckte, als die Aufmerksamkeit Anderer darauf hinzulenken. 

Wäre cs mir damals möglich gewesen, jenen Aufsatz sogleich druckfertig 
zu machen, so würde ich mich schwerlich mit diesen Dingen weiter beschäftigt 
haben. Da icli mich genöthigt sah, den Entwurf bis zum Ende des Studien- 
jahres liegen zu lassen, war es natfirlich, dass ich in der Zwischenzeit wenig- 
stens auf alles achtete, was mit jenem Gegenstände näher zusammenhing, aus 
nächstliegenden Iliilfsniitteln mein Material zu mehren suchte, damit mich 
aber auch mehr und mehr überzeugte, dass manche meiner ersten Annahmen 
sich doch einer genaueren Prüfung der Zeugnisse gegenüber nicht halten liess, 
dass mancher Nebenpunkt wenigstens einer oberflächlichen Erörterung durchaus 
bedürfe, sollte das Ergebniss des Hauptpunktes auch nur vorläufig irgend be- 
friedigen. Wenti ich mich dadurch nicht bestimmen liess, den Gegenstand 
überhaupt ganz fallen zu lassen, wenn ich sogleich nach .Schluss des .Studien- 
jahres begann, den .\ufsatz auf etwas erweiterter Grundlage umzuarbeiten, so 
dachte ich freilich an nichts weniger, als dass diese .Sachen mich jahrelang 
beschäftigen würden. Wenn das so gekommen ist, so hig der Grund vorzüg- 
lich darin, dass es sich liei diesem Gegenstände nicht darum handelte, auf 
einem ini allgemeinen genugsam bekannten Gebiete nur einen einzelnen, bislier 
nicht beachteten oder meiner .Ansicht nach nicht richtig gewürdigten Punkt zu 
erörtern. .So konnte sich die .Sache allerdings darstellen, wenn ich, wie das 
zunächst der Fall war, vom Gebiete des genügender bekannten deutschen 
t f ericht-sweseiis ausging, nachzuweisen suchte, wie hier ausnahmsweise die ab- 
weichende italienische Form der Urtheilstallung wohl schon fniher eingewirkt 
haben könne ; nur das war mir erster .Anlass, gerade diesen Einzelpunkt auf- 
zugreifen. .Sobald es nun aber galt, Bestehen und Entstehen jener Form in 
Italien genauer nachzuweisen, war das A'erhältniss ein durchaus anderes; es 
handelte sich nicht mehr blos um einen einzelnen bisher unbeachteten Punkt, 
sondern dieser führte mich auch auf ein weites Gebiet, welches, wie ich mich 
mehr und mehr überzeugen musste, trotz mancher trefflicher Einzelunter- 
suchimgen uns im allgemeinen nur höchst ungenügend bekannt ist. Das batte 
nun nicht allein die Folge, dass schon des nächsten Zweckes wegen die Unter- 
suchung sich ungleich weiter au-dehnen musste, als da.s da erforderlich ist, 
wo auf ausreichender bearbeiteten Gebieten fiir einschlagende Fragen ein Ver- 
weisen auf die Ergebnisse der Untersuchungen Anderer genügen kann. Es 
hatte weiter auch die Folge, dass ich bald auf manches näher einging, was 
mit dem nächsten Gegenstände nur in sehr loser Berührung stand, des näch- 
sten Zweckes wegen näherer Untersuchung nicht gerade bedurft hätte. Ich 
sah, wie es bei manchen an und für sich nicht unwichtigen Gegenständen, auf 
welche ich aufmerksam wurde, doch nur einer verhältnissinässig geringen 
Mühe, nur einiger A'ervollständigung des mir ohnehin bekannt gewordenen 
.Materials bedürfen würde, un) den Gegenstand wenigstens so weit zu erledigen, 
dass für viel« Zwecke meine .Mittheilungen vorläufig genügen könnten, jeden- 


Digitized by Google 



VIII 


V 0 r r e tl 


falls eine erste Grmidlaj;e j'eboten wäre, welehe dann zu weiterer eingehender 
Behandlung anregen und die.sclhe wesentlich erleichtern dürfte. Solche Unter- 
sucluingen ganz fallen zu lassen, weil sie den ursprünglichen Plan der Arbeit 
störten, oder auch, weil meine Kenntnisse und Hülfsniittel nicht ausreichten, 
sie sogleich irgend abscliliessond durchzuführen, schien mir, nachdem ich ein- 
mal so weit in den .Stoff hineingerathen war, doppelt unzweckmässig, weil bei 
manchen Wiederaufnahme derselben dimch einen Anderen kaum zu erwarten 
war, weil manche sich mir ganz zufällig dargeboten hatten, ohne diesen be- 
sondem Zusammenhang vielleicht jeder Anlass fehlen würde, die Bedeutung 
des Gegenstandes zu beachten, ihm näher nachzugehen. 

Glaubte ich mich über diese .Schranke einmal wegsetzen zu sollen, so gab 
es dann freilich überhaupt kaum eine im Gegenstände selbst liegende Begrän- 
zimg der Aufgabe mehr; was zunächst selbst nur als Nebenpunkt erfasst war, 
leitete wieder auf andere bisher nicht beachtete Punkte hin ; es ist fast kein 
Theil der Reichs- und Kechtsgeschichte Italiens, für den nicht hier oder da ein 
Anknüpfungspunkt geboten sein würde; und auf einem Gebiete, welches nur 
unzulänglich bearbeitet ist, aber einen in mancher Richtung geradezu über- 
raschenden Reichthum von Quellen bietet, würde der .Stoff zu Untersuchungen, 
bei welchen von vornherein auf lohnende Ergebnisse zu rechnen wäre, nicht 
leicht ausgehen. Ihn so bestimmter fühlte ich freilich das Bedürfniss, mir da 
selbst eine Gränze zu setzen. .So sehr sich amdi duridi die lange Beschäftigung 
mit der Rei'htsgcschichte Italiens mein Interesse für dieselbe gesteigert hatte, 
so erklärlich ist es doch, wenn ich wünschte, baldmöglichst meine halbvollen- 
deten Arbeiten über deutsche Verfassungsgeschichtc wiederaufzunehmen. Aber 
auch davon abgesehen würde mir ein anderer Grund genügt haben, dieUnb'r- 
suchungen ülier italieni,sche Verhältnisse wenigstens in diesem Zusammenhänge 
abzubrechen. Ich fühle, dass ich gerade da, wo meiner Ansicht nach das 
weitere Verfolgen der Ergebnisse am fruchtbringendsten sein möchte, dieser 
Aufgabe in keiner Weise gewachsen .sein würde. .Schon in ihrem jetzigen Um- 
fange wird die Arbeit mir zu oft den geschulten Juristen vennissen lassen. 
.Sie hat mich auf Gebiete der Rechtswissenschaft geführt, welche mir bis dahin 
fast ganz fremd blieljen. Ober welche ich mich erst des nächsten Zweckes 
wegen aus Ifülfsmitteln, wie sie eben zur Hand waren, nothdürftig unterrichten 
musste. Das wird aber niemals eine Vertrautheit mit dem Gegenstände er- 
setzen können, wie sic nur durch lange fortgesetzte Beschäftigung mit dem- 
selben zu erwerben ist. .Schon da, wo die .\rbeit sich auf dem Gebiete des 
germanischen Rechts liewegt, mag das manchen Missgriff veranlasst haben. 
Diese Untersuchungen haben mich dann aber inslH-sondere schliesslich viel 
weiter, als ich das von vornherein irgend erwarten durfte, auf das Gebiet des 
römischen Rechtes geführt. Beim Beginne der Arbeit glaubte ich dieses kaum 
berühren zu dürfen. Ich dachte, es werde genügen, wenn ich die Forschung 
einfach bis auf den Punkt führte, wo die Scheidung zwischen dem Vorsitzenden 
Richter und den urtheilenden Beisitzern aufhört, der selbst urtheilende Richter 
des römischen Rechts an die .Stelle tritt. Den Grund für die Umgestaltung 
glaubte idi von vornherein im Wiederaufleben der wissenschaftlichen Be- 
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schäftigung mit dem römischen Rechte zu kennen ; es schien sich da nur um 
die genauere Fixirung des Zeitpunktes der Umgestaltung zu handeln. Bei 
solchem .Sachverhalte durfte ich voraussetzen, zu einem weitern Eingehen auf 
den römischen oder römisch-kanonischen Prozess kaum Veranlassung zu finden. 
Eisit im Verlaufe der Untersuchungen ergab sich mehr und mehr eine Sach- 
lage, welche mich genöthigt hätte, dieselben gerade da abzubrechen, wo mir 
ihre Ergebnisse am beachtenswerthesten erschienen, wenn ich aus Furcht vor 
Missgriffen jedes Eingehen auf jene bisher ganz fernliegenden Rechtsgebiete 
vermeiden wollte. Diese .Sachlage hier kurz anzudeuten, wird sich auch dess- 
halb empfehlen, weil ich zunächst nur einen Theil der Arbeit vorlege und ge- 
rade auf die bezüglichen Verhältnisse erst in den letzten Abschnitten derselben 
genauer eingehen werde. 

Das römische Recht scheint mir in doppelter Form auf das Rechtsleben 
des vorwiegend longobardischen Italiens einen weitergreifenden Einfluss ge- 
wonnen zu haben, als durch den blossen Umstand, dass fast überall einzelne 
Personen nach römischem Rechte lebten, bedingt war. Einmal in der Form, 
in welcher es sich insbesondere in der Romagna jederzeit erhalten hatte, ge- 
wiss vorwiegend in Weise eines ungeschriebenen Gewohnheitsrechtes, mit 
fremden Bestandtheilen mannichfach versetzt und ohne näheren Anschluss an 
die lauteren Quellen des Rechtes. Dann aber in seiner wissenschaftlichen Ge- 
staltung, wie dieselbe von den gelehrten Juristen durch selbstständiges Zurück- 
gehen auf die Rcchtsbücher Justinians gewonnen wurde. Diese Restauration 
war nicht .Sache eines kurzen Zeitraumes ; insbesondere bezüglich des Gerichts- 
wesens lässt sich im zwölften Jahrhunderte deutlich verfolgen, wie nur sehr 
langsam in Sache und .Vusdruck ein engerer Anschluss an die Quellen des 
römischen Rechtes sich geltend machte. Damit geht nun aber keineswegs, wie 
man annehmen sollte, das Verschwinden der germanischen Formen Iland in 
Hand ; schon erheblich früher erscheinen diese durchweg beseitigt. 

Dieser auflallende Umstand scheint mir im Anschlüsse an den angedeu- 
teten Unterschied seine Erklärung zu finden. Der Einfluss der wissenschaft- 
lichen Bestrebungen zeigt sich in der Romagna selbst, wenn wir von Bologna 
absehen, zunächst am wenigsten ; er tritt ausserhalb derselben früher und be- 
stimmter hervor. Die Brücke, über welche die Ergebnisse der theoretischen 
.Studien zur Einwirkung auch auf das thatsächliche Rechtsleben gelangten, 
scheint das Hofgericht der Markgrafen von Tuszien, insbesondere der Ma- 
thilde, gebildet zu haben. Finden wir in diesem in auffallender Weise Romag- 
nolen thätig, wohl vorwiegend ältere Zeitgenossen des Irnerius, so kann das 
nur darin seine Erklärung finden, dass die Juristen von Ravenna und Bologna 
sich schon damals eines besondern Rufes erfreuten. Darauf mag einmal eine. 
Gestaltung des dortigen Gerichtswesens eingewirkt haben, welche an und für 
sich zu grös.serer Gewandtheit in der Behandlung von Rechtssachen führte. 
Weiter aber hindert uns auch nichts, dort schon in den früheren Zeiten des 
eilften Jahrhunderts eine eingehendere Be.schäftigung mit den Quellen des 
römischen Rechtes anzunehmen, welche jene Juristen auch als die kenntniss- 
reicheren erscheinen Hess. Xur werden wir freilich bei ihnen in keiner Weise 
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sclion dieselbe (Hiellemimssi^e Keimtniss des justinianischen Rechtes voraus- 
setzen dürfen, wie bei den Rwlitskundieen des folgenden Jalirhunderts; noch 
weniger werden wir anncinnen können, dass sie dahin gestrebt hätten, nun 
sogleich das ganze thatsäehliche Reehtsleben deingeniäss unizugestalten. Ins- 
besondere wird das für das gerichtliche Vorfahren gelten müssen. Bei der 
Zerstreutheit der bezüglichen Angaben war es an und für sieh schwer, aus der 
.Sammlung .lustinians eine genügende Einsicht in deg römischen Prozess zu 
gewinnen; und hätte man sie schon besessen, so war cs natürlich vi<d schwie- 
riger, die Formen des ganzen Gerichtswesens dem entspreehend unizugestalten. 
als bei der Beurtheilung von Einzelfällen die gewonnene bessere Kenntniss 
des materiellen Rechtes zur Geltung zu bringen ; diese Hess sich zunächst auch 
in den altgewohnten Formen des \'erfahrens verwerthen. Diese altgewohnten 
Formen aber waren für die Träger der neuen Richtung die der Romagna, 
welche .sich allerdings den altrömisehen näher anschlossen; insbe.sondere hatte 
sich dort der selbsturtheilende Ri(iiter immer erhalten. Waren daneben auch 
gennanische Formen zur Geltung gelangt, so scheint das doch vorzugsweise 
nur in den Reichsgerichten der Fall gewe.sen zu sein; es war hier möglich, 
dieselben fallen zu lassen, ohne an den sonstigen Formen des Prozesses we- 
sentliches ändern zu müssen. Dieser Prozess der Romagna, nicht der alt- 
römische, war es, welcher, wenn ich recht sehe, das auf vorwiegend germa- 
nisi'her Grundlage beruhende Verfahren im longobardischen Italien verdrängte. 
Es scheint sich das genügend zu erklären durch das Auftreten rechtskundiger 
Romagnolen in auswärtigen Gerichten, wohl auch durch den Einfluss von 
Lombarden, welche in Bologna studirten, dort mit diesen Formen vertraut 
wurden; und getördert wurde es zweifellos insbesondere dadurch, dass gerade 
damals die Entwicklung der städtischen Selbstständigkeit ohnehin manche 
Aenllerungen des Gerichtswesens nöthig machten, die sich nun fast selbstver- 
ständlich der neuen Richtung sogleich aufs engste anschlosseu. Diese vorbe- 
reitende Umgestaltung musste es dann natürlich sehr erleichtern, mit dem 
Fortschreiten der wissenschaftlichen .Studien Verfassung und Verfahren der 
( ierichte mehr und mehr den Ergebnissen derselben zu nähern. Ist die w eitere 
Ausbildung des Prozesses in der zweiten Hälfte des zwölften Jalmhunderts 
vorwiegend unter kirchlichem Einflüsse erfolgt, so scheint ein solcher bei der 
ersten Umgestaltung selbst noch in keiner Weise wirksam gewesen zu sein; 
darf ich aus den von mir beachteten Punkten ;mf das allgemeine Verhältniss 
schliessen, .so erscheinen anfangs die geistlichen (k*riche viel mehr durch die 
weltlichen beeinflusst, als umgekehrt. 

-Mau wird nun aber überhaupt in der .Uuiahme, das (ierichtswesen habe, 
sieh mit der Zeit den Ergebnissen der gelehrten Forschung auch thatsächlieh 
überall angesehlossen, nicht zu weit gehen dürfen. Die .Schriften der gelehrten 
Prozessualisten dürfen uns da nicht irre leiten. Gerade in früherer Zeit nehmen 
•sie auf das Herkommen Hist keine Rücksicht; sie stellen den Prozess sichtlich 
weniger dar, wie er in Uebung war, als wie er nach den Quellen des römischen 
und kanonischen Rechtes sein sollte. .So ist die S l.’>6 angedcutetc, später 
näher zu erörternde Form, dass ein Beisitzer die .Sache auf .Alundat des Vor- 
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sitzenden entsdieidet, sidiiT auf die Gewidniheiten der Roinngna zurückzu- 
tiiliren, nicht etwa auf selbstständige Beaditung bezüglidicr .Stellen des römi- 
schen Rechts; aber so allgemein diese Form in den verschiedensten Gerichten 
angewandt wurde, nehmen doch, so weit ich sehe, die Prozessualisten, welche 
nur die Delegation kennen, nie die geringste Rücksicht auf dieselbe. .So habe 
ich sdion in diesem Rande darauf hingewiesen, wie weitgreifende Bedeutung 
in Italien der Bann nich^blos für das Kriininalverfahren, sondern auch für den 
Civilprozess hatte; aber selbst bei Pillius, der doch mehrfach auf das Her- 
kommen Rücksicht nimmt, suche ich vergebens auch nur nach einer Erwäh- 
nung; er kennt den Infamis, aber nicht den Bannitus. Und so in andern 
Dingen; rein italienische Rechtsninrichtungen eben so wohl, wie besonderer 
Brauch der Romagna haben sich auch dann, als die Wissen.schaft ihre J'orde- 
rnngen bestimmter fonnulirt hatte, dieselben im allgemeinen anerkannt wurden, 
doch vielfach daneben in ihrer Geltung behauptet, gewiss auch nicht selten die 
Auffassung der gelehrten Juristen bestimmt. 

.Stützen sich die hier angedenteten Ergebnisse abgesehen von den datlir 
geltend zu machenden rein geschichtlichen Ilaltpunkten zunächst lediglich auf 
die Beachtung einzelner Theile des Prozesses, insbesondere der Weise des 
Urtheilens, glaube ich mich zunächst nur in dieser Beschränkung über den 
I iang der Entwicklung kaum zu täuschen, so spricht gewiss die Vermuthung 
datlir, dass dieser nicht allein für den Prozess überhaupt, sondern auch für 
anilere Rechtsgebiete kein wesentlich verschiedener gewesen sein wird. Und 
dann werden sich gewiss auch für diese wichtige Resultate gewinnen lassen 
bei genauerer Beachtung des Umstandes, dass die gelehrten Juristen doch zu- 
nächst auf dem Boden des Gewohnheitsrechtes der Romagna standen, dass 
dieses in den verschiedensten Richtungen einen sehr bestimmenden Einfluss 
auf die weitere Entwicklung gewonnen haben kann, der sich freilich erst dann s 

ermessen Hesse, wenn vor allem jenes Gewohnheitsrecht selbst nach den uns 
erhaltenen (Quellen genügend erforscht wäre, ln dieser Richtung die .\rbeit 
weiter auszudehnen, dann auf die weitere Erörterung einzugehen, wie das 
Recht der Romagua und das gelehrte Hecht immer weitergreifenden Einfluss 
auf das italienische Rechtsleben gewannen, w ie andererseits doch auch dieses 
wieder mannichfach die Auffassung der gelehrten Juristen beeinflusste, das 
würde nach jenen Ergebnissen gewiss die nächstliegcnde und lohnendste Auf- 
galie gewesen sein. .Hier darauf musste ich durchaus verzichten. Es wünle 
dazu vollkommenste Vertrautheit insbesondere mit dem Inhalte und der Form 
der römischen Rechtsquellen gehören, eine lange Eingewöhnung in dieselben, 
welche anch ohne äussern Anlass überall fühlen lassen würde, wo .Sache und 
j\usdruck dem lautern römischen Rechte entsprächen, wo Fremdartiges ihnen 
beigemischt wäre ; da würde nichts zu erreichen sein mit einer Belehrung, wie 
man sie sich auch über einen sonst femliegenden Gegenstand für einen näch- 
sten Zweck zu schaffen sucht. 

.Selbst in der Beschränkung, in der ich glaubte, mich auf diese Dinge 
einlassen zu müssen, fühlte ich mich da auf ganz nnsicherm Boden. Bin ich 
überall von den Einzelnheiten ansgegangen, wie .sie mir in den Ueberresteu 
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des tliatsäciiliclien Rorhtslehpiis pntgpgpntraten, mipIiIp ich von diesen aus die 
allgemeine Regel zu finden, ohne vielfach schon zu wissen, ob diese einem 
.Satze des longobardischen oder des römischen Rechtes genauer entsprechen 
würde, so dürfte die sich daraus ergebende volle Unbefangenheit der For- 
schung in mancher Richtung die .Sicherheit der Ergebnisse gefordert haben. 
Nicht minder bezweifle ich, dass solches Ifprantreteu an die Einzelnheiten 
ohne genügende Kenntniss des Gesamnitgebietes zu ejitschiedenen Missgrifreii 
geführt haben wird. Aber ich denke, man wird es gerechtfertigt finden, dass 
ich mich dm'cli die Furcht vor solchen Missgriffen nicht bestimmen Hess, 
manche Gegenstände, welche mir nahe traten, lieber überhaupt unerörtert zu 
lassen. .Sollten diese Missgriffe auch zahlreicher sein, als ich voraussetze, .so 
scheint mir das dem AVerthe einer Arbeit kaum wesentlichen Eintrag zu thun, 
welche gerade in dieser Richtung nicht abschliessen, nur auf bisher weniger 
Beachtetes hinweisen, zur weitern Untersuchung desselbeu anregeii soll. Da 
halte ich die aufgewandte Mühe keineswegs für verloren, wenn auch die näch- 
sten Ergebnisse sich vielfach als unhaltbar erweisen sollten; es scheint mir 
schon das von Werth zu sein, dass hier manche Dinge überhauj)t einmal zur 
Erörterung gebracht, dass irgendeine, wenn auch nicht sogleich die richtige 
Ansicht darüber geäussert, dass insbesondere die Zeugnisse aus einem ziem- 
lich reichhaltigen (iuelleumateriale dafür aufgesucht und durchweg in wört- 
licher Fassung mitgetheilt wurden, so dass es Berufenem auch da, wo meine 
Auffassung nicht .stichhaltig sein sollte, nicht zu schwer fallen wird, sich selbst 
ein richtigeres Uitheil über die .Sache zu bilden. Dafür sind denn auch wieder 
viele Gegenstände behandelt, in welchen ich mich nicht so leicht zurecht ge- 
funden haben würde, wäre ich mit vorwiegend juristischer Vorbildung an die 
Arbeit gegangen, welolie dem .Juristen, auch wenn er sich mehr mit der ge- 
schichtlichen .Seite der Wissenschaft befasst, ferner zu liegen pflegen ; welche 
dennoch auch gerade vom rechtsgeschichtlichen Gesichtspunkte aus eiuer Er- 
forschung durchaus bedurften, sollte das genauere Verfolgen jener tiefgreifen- 
den Umgestaltungen des italienischen Recht^lebens nicht gehindert sein durch 
unzureichende Kenntniss der einschlagenden Theile der Verfassungsgeschichte. 
Und lege ich oft nur ganz vorläufige Ergebnisse vor, habe ich die Untersu- 
chung, weil die verschiedensten Gründe mich zum Abschlüsse der Arbeit be- 
stimmten, vielfach abgebrochen mit dem vollen Bewusstsein, dass die Ergeb- 
nisse auch für nächste Zwecke noch ganz unzureichend seien, so sind dafür 
wieder andere Forschungen weit genug durchgeführt, um solchen, welche etwa 
nur einen oder andern Gegenstand wiederaufnehmen oder einschlageiide .Stoffe 
bearbeiten, als nächste Grundlage durchaus genügen zu können. 

Wie die Arbeit über den Reichstürstenstand, so ist auch diese entstanden 
nicht auf firundlage eines von vornherein festgestellten Planes, sondern durch 
allmuhlige I^rweiterung einer Einzeluiitersuchung. Manches, was ich dort im 
Vorworte sagte, kann daher auch für diese Arbeit gelten. Insbesondere auch, 
was die .Ausnutzung des Materials betrifft. Auf möglichst vollständige Be- 
nutzung der Geschichtschreiber habe ich weniger Werth gelegt, sie vorzüglich 
nur herangezogen, wenn ich dazu besonders veranlasst war. Dagegen ist von 
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mir btskaimleii Urkuiidenwerkeii, in welchen ich irgend auf Ausbeute rechnen 
durfte, nur ein oder anderes, weil es mir uneiTeichbar war, gänzlich unbenutzt 
geblieben. Aber freilich konnte ich nicht alles, was ich benutzte, auch nur flir 
die nächsten Zwecke ausnutzen. Nur was ich selbst besass oder in den hiesigen 
Bibliotheken vorfand, konnte ich bei der Arbeit dauernd zur Hand haben ; 
aber es war das verhältnissinässig wenig. Die freundliche Zuvorkommenheit 
Diemers als Direktors der Univorsität.sbibliothek zu Wien ermöglichte es mir 
dann, einzelne besonders wichtige Werke hier länger mit Müsse benutzen zu 
können. Aber für sehr viele war ich auf die Auszüge beschränkt, welche ich 
auf den Bibliotheken zu München und Göttingen, dann uisbesondere bei län- 
genn und wiederholten Aufenthalte zu Stuttgart fertigte. Kinmalige Durch- 
sicht kann immer die dauernde Benutzung nur ungenügend ersetzen. Insbe- 
sondere aber wird zu beachten sein, dass ich auf viele Punkte überhaupt erst 
nachträglich aufmerksam wurde, eine nochmalige umfassende Durchsicht des 
Materials nur für diese mir weder möglich gewesen wäre, noch die Mühe hätte 
lohnen können. Es .schien mir daher nicht überflüssig, bei den einzelnen Er- 
örterungen mehrfach anzugeben, dass ich erst später auf sie eingegangen sei, 
nur das mir nächstliegende Material für sie benutzt habe. Am meisten trift’t 
das gerade den ersten Theil ; hier wurden nur die Abschnitte I. l^^ X. XI. 
XU. von vornherein beachtet, und auch von diesen die beiden letzten erst 
später weiter ausgedehnt ; die übrigen wurden erst unmittelbar vor, U und III 
erst bei der letzten, im vergangenen Sommer begonnenen Ueberarbeitung für 
den Druck zugefügt. Die folgenden Theile, wenigstens wie sie mir jetzt vor- 
liegen, bescliätligen sich allerdings mit Gegenständen, welche ich sogleich oder 
doch bald nach dem Beginne in den Plan der .\rbeit aufnahm; doch kann sich 
freilich auch da immer die Nothwendigkoit ergeben, auf früher nicht Beachtetes 
nachträglich näher einzugehen, wie das schon hier insbesondere beim Gross- 
hofjustitiar der Fall war. 

Notizen aus ungedrucktem .Material verdanke ich insbesondere Wüsten- 
feld, der sich durch die bereitwilligste Mittheilung derselben, wie durch die 
Ertheilung einer Menge der werthvollsten Aufschlüsse ein ungleich höheres 
Verdienst um diese Arbeit erworben hat, als ich das durch wenige gelegent- 
liche Hinweise in den .\umerkungen benierklich machen konnte, .\bschriften 
ungedruckter Urkunden verdanke ich insbesondere Cereda zu Cremona, der 
sich ja auch sonst schon so vielfach um deutsche Forschungen verdient gemacht 
hat ; andere wurden mir aus dem Code.v Trevisanus und Astensis im .Staats- 
archive zu Wien durch Mitglieder des Seminars für österreichische Geschichte 
besorgt. So weit sich dieselben zur Einreihung in Böhmers Acta imperii nicht 
eigneten oder nicht von .S t u m p f , dessen V'orarbeiten ich gleichfalls manche 
Notiz entnehmen konnte, veröffentlicht werden, denke ich dieselben .am .Schlüsse 
der Arbeit zum Abilrucke zu bringen und ihnen eine Anzahl schon gedruckt»'!', 
aber besonders wichtiger oder schwer zu erreichender Gerichtsurkunden zu- 
zufügen ; doch steht bezüglicli dieser mein Plan noch nicht fest ; ich habe dalier 
auch für sie nm' auf die bisherigen Drucke verwiesen, während VerweLsungen 
auf die Beilagen sich immer auf bisher ungedruckte Urkunden bczielien. Die 
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schlechtweg als ungedruckt bezeichncten Stücke lagen mir nur im Auszuge in 
den Vorarbeiten für die Fortsetzmig von Böhmers Regesten vor. Zu beson- 
derm Danke fühle ich mich Pertz verpöichtet für die gütigst gewährte Er- 
laubniss, die neue Ausgabe der longobardischen Rechtsiiuellen im vierten 
Bande der Leges in den Aushängebogen benutzen zu dürfen; die Einleitung 
zum Liber Papiensis lag mir freilich noch nicht vor, doch war B o r c t i u s so 
freundlich, mir brieflich alles mitzutheilen, was zum Verstämlnisse seiner Aus- 
gabe dienen konnte. 

Die weitern .-Vbschnitte der Arbeit, welche noch zwei Bände füllen dürften, 
liegen mir vollständig ausgearbeitet vor ; cs sind freilich noch zahlreiche Er- 
gänzungen zu verwerthen, einzelnes wohl noch ganz umzuarljeitcn ; doch hoffe 
ich, dass diese schliessliche Ueberarbeitung kamn viel mehr Zeit erfordeni 
wird, als die Drucklegung ohnehin in Anspruch nehmen dürfte. Der dritte 
.Vbschnitt wird von den Vorsitzenden im Reichsgerichte handeln, von den 
altem Königsboten der verschiedensten .Vrt, den dclegirten Richtern, ständigen 
.Vppcilatioiisrichtcru, siiäteren Pfalzgrafen; dann insbesondere den General- 
legaten und Provinzialbeamten der stiiufischen Zeit, wobei ich insbesondere 
auch auf eine dem nächsten Zwecke ferner liegende Erörterung über den üeber- 
gang der mittelitalienischcn Reichslande an die Kirche eing('gangen bin. Der 
vierte beschäftigt sich mit den Beisitzern, insbesondere also den Judices, den 
Künigsrichteni und städtischen Richtern, der Verdrängung dieser durch jene, 
den KönigsrichU-rn von Pavia und denen der Mark Verona, den Judices und 
(-ausidici der Romagna und ihrem Einflüsse auf auswärtige Gerichte, dann 
mit den Hofrichtern und Grosshufrichtern der staufischen Zeit. Im letzten Ab- 
schnitte werde ich dann die Frage untersuchen, in wie weit in Italien eine 
.Scheidung zwischen Richtern und ürtheileni stattfand ; für das longobardische 
Reich, wie noch später für die longobardischen Fürstenthümer glaube ich eine 
solche in Abrede stellen zu müssen ; beim Nachweise des üebergangs vom 
longobardischen zum fränkischen System werde ich insbesondere für die Ska- 
binen in Italien eine der gewöhnlichen Annahme abweichende Bedeutung zu 
begründen suchen; nach Darlegung der Verhältnisse, wie sie sich nach dem 
rebergangc in Oberitalien und im Spoietinischen darstellten, werde ich auf 
das abweichende V'erfahren in der Romagna und anderen römischen Gebiets- 
theilen näher eiugehen und auf das wenige, was sich aus geistlichen Gerichten 
erhalten hat; ich werde es dann versuchen, näher nachzuweisen, wie das frän- 
kische .System durch Formen verdrängt wurde, welche zunächst der Romagna 
entrtommen, dann dem römischen Rechte näher augepasst wurden, und wie 
sich in Folge dessen im zwölften Jahrhunderte in den geistlichen, städtischen 
und Lehensgerichten, dann in den Reichsgerichten der verschiedensten Art 
das Urtheilen gestaltete. 

Ein alphabetisches Inhaltsverzeichniss schien mir geeigneter dem .Schlüsse 
der Arbeit Vorbehalten zu werden. Um Nai'hträge zu vermeiden, würde an 
und für sich auch das Verzeichniss der abgekürzt angeführten Werke dort 
die geeignetere .'Stelle finden, zumal manche derselben in diesem Bande 
iKM'h nicht benutzt wurden ; doch gel>e ich es schon jetzt, damit der vor- 
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läufige Gebrauch der er.steii Bände nicht durch die .starken Abkfirzungen 
er.schwert werde. 


Eine Arbeit, bei der ich mich fortwährend insbesondere auch darauf hin- 
gewiesen sali, die Zustände Italiens in der Zeit, wo unter den frühem .Staufern 
der Schwerjiunkt der Kaisennacht noch in Deutschland lag, mit denen einer 
spätem zu vergleichen, wo Italien von .Sizilien aus beherrscht wurde, musste 
mir natürlich die mannichfachste Gelegenheit bieten zu wiederholter Prüfung 
der in meinen Vorlesungen über das Kaiserreich ausge.sprochenen Ansicht, 
dass der Zerfall Deutschlands nicht an das Bestehen des über die Nation 
hinausreichenden Kaiserreiches anzuknüpfen sei, dass insbesondere auch noch 
in den Zeiten des ersten Friedrich die Macht des deutschen Ilerrschers auf so 
festen Grundlagen beruhte, dass bei einem Fortbauen auf denselben alles andere 
eher vorauszusehen war, als Zerfall und .Schwäche ; dass es erst die durch den 
Erwerb des sizilischen Königreich herbeigefiihrte, völlig veränderte .Stellung 
des Kaiserthums gewesen sei, welche das Kaiserreich und damit Deutschland 
zen'üttete. Wie ich das bezüglich einer Einzelfrage S. 372 n. 6 ausdrücklich 
Ixunerkte, wie sich das für eine Reihe anderer Punkte im zweiten Bande er- 
geben wird, habe ich dabei keine Veranlassung gefunden, auch nur eine der 
früheren, mit diesen Untersuchungen irgend näher zusammenhängenden Be- 
liauptungen zurückzunehmen, welche ich freilich von vornherein, da mir die 
bezüglichen italienischen Verhältnisse damals weniger bekannt waren, nur .sehr 
vorsichtig aufgestellt hatte. Wohl aber würde ich jetzt in der I.age sein, meine 
Ansicht durch manches gewichtige, mir damals noch nicht aufgefallene Mo- 
ment weiter begründen zu können. 

Darauf in der Arbeit selbst häufiger hinzuweisen oder etwa nochmals zu- 
sammenhängend darauf zurückzukommen, dazu fehlte mir bis jetzt die Ver- 
anlassung. Allerdings hat v. .Sybel in seiner Schrift über die deutsche Nation 
und das Kaiserreich gerade jene Ansicht aufs bestimmteste bestritten. Aber 
ihm gegenüber habe ich sie bereits in einer Gegenschrift über deutsches Kö- 
nigthum und Kaiserthum zu vertheidigen gesucht. Der Gegner hat nie darauf 
geantwortet; ob er selbst noch an die für seine Beweisfühning nothwendige 
Jammergestalt des ersten Friedrich glaubt, wenn er je ernstlich an dieselbe 
geglaubt hat, weiss ich also nicht. .\ber weitern Unfug hat das Erscheinen 
dieses Zerrbildes in unserer Geschichtslitteratur, so weit ich das übersehe, 
nicht angerichtet, trotz des Umstandes, dass es gerade durch einen so nam- 
haften Gelehrten heraufl)eschworen war. War das nicht ungeschrieben zu 
machen, was früher von anerkannten Forschem Ober die Zeit geschrielwn war, 
welche v. Sybel als eine Zeit vollständigster Ohnmacht der Reichsgewalt zu 
bezeichnen sich genöthigt sah, so haben sich da auch .Spätere nicht beirren 
lassen ; und sind darunter solche, welche meines Wissens den politischen An- 
sichten des Gegners wesentlich beistimmen dürften, so ist das gewiss ein höchst 
erfreuliches Zeugniss dafür, dass die lockende Lehre von der Verarbeitung der 
Gesidiichte nach politischen und sittlichen Prinzipien die Unbefangenheit der 
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Forschung doch weniger zu trüben vermochte, als nach solchem Vorgänge 
vielleicht zu befürchten war. Es sind gerade ülier diese Zeit seitdem eine Reihe 
eingehender .Vrbeiten erschienen ; in keiner, so weit ich sehe, findet die Auf- 
fassung des Gegners eine .Stütze, wird die meinige bestritten ; wer dieselben 
irgend genauer verfolgt hat, weiss auch, auf wie manches unumwundene Zeug- 
niss für meine Behauptungen ich da würde hiiiweisen können. Es mag ge- 
nügen, das Zeugniss dessen anzufiihren, der sich am längsten und eingehendsten 
mit dieser Zeit beschäftigt hat ; stimmt die ganze .Vuflassung bei Reuter, Ge- 
schichte Alexanders III., wesentlich mit der ineinigen überein, so sagt er 3, .335 
gerade bezüglich des fraglichen Punktes: „Ich kann es nur für eine Verge- 
waltigung an der Geschichte halten, wenn ein geistreicher Historiker der Ge- 
genwart, welchem ich ungern widerspreche, ein Bild der Ohnmacht des grossen 
.Staufen gezeichnet hat, dessen Farben nicht der beglaubigten Ueberlieferuug 
entnommen sind;“ er führt dium Stellen der Ueberlieferuug auf, welche ins- 
gesaiinnt gegen v. Sybel zeugen, und setzt hinzu: „Durchaus unwiderlegbar 
ist die gegnerische Erörterung bei Ficker, Das deutsche Königthum und Kai- 
serthum. “ Werde ich danach sagen dürfen, dass die Darstellung der That- 
sachen, von der aus v. Sybel meine Ansicht bestritt, als irrig anerkannt und 
damit wenigstens seine Beweisführung misslungen ist, so mag es sein, dass 
sich gegen meine Behauptungen andere, von mir nicht beachtete Thatsachen 
geltend machen lassen, oder dass auch auf Grundlage der von mir und anderen 
anerkannten thatsäclüicheu Lage diese Dinge doch von einem andern, als dem 
von mir vertretenen Gesichtspunkte aufgefasst werden können. Aber ich weiss 
nicht, dass das von irgend jemandem bestimmter versucht wäre, und habe 
daher zunächst keine Veranlassung gefunden, in meiner Arbeit auf jene Streit- 
frage Bezug zu nehmen. 

Ueberhaupt würde ich mich kaum veranlasst gefühlt haben, auf die Sache 
nochmals zurückzukommen, wenn es sich dabei nur um die wissenschaftliche 
Kontroverse gehandelt hätte. Ob da der Gegner seine Behauptungen gegen 
meine Zurückweisung weiter vertheidigen wollte oder niclit, war einfach seine 
.Sache; auch wo das mit mehr Hoffnung auf Erfolg, als mir hier der Fall zu 
sein scheint, geschehen könnte, «-ürdc ich es sehr begreiflich finden, wenn 
jemand nicht Lust hat, seine Zeit einer weitern Erörterung von Fragen zu 
widmen, welche für ihn vielleicht nur eine untergeordnete Bedeutung haben. 
Wenn cs dem Gegner weiter beliebte, meiue Behauptungen in einer von weg- 
werfender Geringschätzung und Grobheit strotzenden Form zu bekämpfen, 
welche nur noch übertroffen wurde durch die bekannte „Imnpige“ Bemerkung 
in der .Sitzung des [ireussischen Abgeordnetenhauses vom 5. .September 1862 
Cvgl. 0. Klopp, Kleiiidcutsche Geschichtsbaumeister .S. 111), so war mir das 
höchst gleichgültig; hat sich solcher Form des Angriffs jemand zu schämen, 
so ist cs gewiss nicht der .Angegriffene. Dem Gegner hat es aber weiter be- 
liebt, die Ehrlichkeit meiner Polemik und die .Aufrichtigkeit meiner geschicht- 
lichen Ueberzeugung zu verdächtigen ; und das ist allerdings ein Punkt, bei 
dem wenigstens für mich die Gleichgültigkeit durchaus anfliört; man wird 
es mir nicht verübeln können, wenn ich darauf zurückkomme, wie sieh 
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bezüglich dieser ganz persönlielien Seite der Augelegenlieit der Sachverlialt 
herausgestellt hat. 

Es hat dem Gegner gefallen, mich der Erschleichung zu beschuldigen, 
weil ich behauptet hätte, er habe bei seiner Festrede über die neueren Dar- 
stellungen der deutschen Kaiserzeit an eine Nutzanwendung auf moderne 
Streitfragen gedacht, was in keiner Weise der Fall gewesen sei. Ob da von 
einer Erschleichung die Rede sein durfte, wenn meine Behauptung sich auch 
nur auf die allgemeine Sachlage hätte stützen können, kann ich ganz bei Seite 
lassen. Denn ich war da in der höchst angenehmen Lage, der Vergesslichkeit 
des Gegners dadurch zu Hülfe kommen zu können, dass ich ihn S. 8 meiner 
Gegenschrift auf die Stelle seiner Festrede verwies, wo er selbst in aller 
Offenheit ausspricht, dass er bei der Erörterung gerade dieses Gegenstandes 
nicht allein an moderne .Streitfragen denke, sondern ihm dieselbe gerade dieses 
Zusaimnenhanges wegen um so wichtiger scheine. Ist das richtig oder nicht? 
Und wo bleibt denn da die Erschleichung? 

Dagegen hat nun, von andcrm abgesehen, v. .Syb(>l an dem Funkte, wo 
ihm meine Ansicliten am unbequemsten gewesen zu sein scheinen, sich statt 
eines Gegenbeweises mit der Behauptung begnügt, dass ich die Zeiten Gre- 
gors VII und Innocenz III als gesunde Blüthe des deutschen Reiches feiere, 
dass mir die damaligen Zustände lobenswerth erschienen, weil sie zur päbst- 
lichen Weltherrschaft gefUlirt hätten ; er sucht damit meine Ansicht als Pro- 
dukt oltramontanen Eifers hinzustellen und die Aufrichtigkeit der von mir 
ausgesprochenen wissenschaftlichen üeberzeugung zu verdächtigen. W'ie er 
seinerseits dabei mit der geschichtlichen Wahrheit lungesprungen ist, liabe ich 
8. 71 ff. dargelegt. Wie er dabei mir gegenüber jede Ehrlichkeit der Polemik 
bei Seite gelassen hat, habe ich 8. 80 ff. genauer angegeben. Um meine Be- 
webftihrung in der ihm zusagenden Weise verdächtigen zu können, hat er sich 
nicht etwa mit blossen Erschleichungen begnügt ; er hat frischweg zu einer so 
plumpen Unwahrheit gegriffen, dass mir dieselbe noch jetzt ein psychologisches 
Räthsel sein würde, wenn ich annehmen müsste, er habe dabei irgend auf 
Leser gerechnet, die auch nur halbweg im .Stande seien, seine Behauptungen 
zu prüfen. Einer Darstellung gegenüber, bei welcher gerade der Schwerpunkt 
der ganzen Beweisführung auf den von mir versuchten Nachweis fiel, dass 
allerdings in der letzten Zeit vor Lmocenz ein genügendes Gleichgewicht vor- 
handen war, dieses aber in Folge der sizilischen Erwerbung, also genau zur 
Zeit Innocenz's, aufs gründlichste zerstört und damit die Macht des Reichs 
aufs tiefste erschüttert war, — einer solchen Darstellung gegenüber hat der 
Gegner die Stirne, entfach zu beliaupten, dass ich das .System und die Zeit 
Innocenz's als organisches Gleichgewicht und gesunde Blüthe des deutschen 
Reichs bezeichne. Ich habe das 8. 82 erklärt für „eine Unwahrheit, welche 
ich weder durch Unkeimtniss, noch durch Nachlässigkeit irgendwie zu erklären 
wusste, von der ich nur annehmen kann, dass der Gegner sich ihrer durchaus 
bewusst war, als er sie niedersclirieb;“ ich sah mich also genöthigt zu be- 
haupten, dass ich nach bestem Wissen nur annehmen könne, der Gegner habe 
Zu einer Lüge gegriffen, um meine wissenschaftliche Aufrichtigkeit auf Grund- 
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läge derselben verdächtigen zu künueii. Zu sulelier Behauptung habe ich midi 
nur ungern im Interesse der eigenen Vertlieidigung genötliigt gesehen. Idi 
würde sie bereitwilligst zuriiekgenummen uder moditizirt haben, wenn mir die 
Zulässigkeit anderer Auffassung nachgewiesen wäre. Kann ich sie nur wieder- 
holen, so ist das nicht meine Schuld. 

Der Gegner hat mir auch darauf nichts geantwortet. Was ich sagte, mag 
ihm selir gleichgültig gewesen sein. Aber dann hat es mich nur gewundert, 
dass V. Sybel sich in der Allg. Zeitung von 1866 Mai 1 1 mit einiger Erregt- 
heit gegen einen andern, inzwischen, wenn icli mich in der Person nicht 
täuschte, verstorbenen Gegner wandte, weil dieser behauptet hatte, er suche 
die Ereignisse in der Weise darzustellen, welche seinen politischen Zwecken 
am besten entspreche, und dass v. Sybel das als Verdächtigung seiner wissen- 
schaftlichen Walmheitsliebe bezeichnete. Nun, wesentlich dasselbe glaubte 
auch ich behaupten zu dürfen ; nur hätte ich freilich nicht erwartet, dass der 
Gegner das als eine Verdächtigung auffassen würde. Denn ich wenigstens 
habe mich da nicht blos an Einzelfalle gehalten, wie sie S. 6.3 ff. 98. 123 
meiner Schrift, hervorgehoben sind. Mag da die Entstellung der Thatsachen 
noch so sehr auf der Hand liegen, möglicherweise kann diese ja immer eben 
so wohl in ungewöhnlicher Unkenntniss, als in ungewöhnlicher Willkür ihren 
Grund haben ; und so sehr ich mich dagegen verwahren müsste, erstere dem 
Gegner hier irgendwie zuzutrauen, so handelt es sich da doch immer um eine 
zunächst nur subjektive Ansicht über die mögliche Gränze der Unkenntniss, 
wird es immer misslich bleiben, auf solcher Grundlage die Behauptung will- 
kürlicher Entstellung unbedingt liinzustellen. Aber ich hatte es ja gar nicht 
nöthig, mich auf die Praxis des Gegners zu berufen, da derselbe sich theo- 
retisch bestimmt genug darüber ausgesprochen hat; die von ihm gestellte For- 
derung der Verarbeitung des geschichtlichen .Stoffes nach politischen und sitt- 
lichen Prinzipien, auf welche ich mich S. 11-27 näher eingelassen, erhebt ja, 
wenn es sich da nicht um eine ganz inhaltlose Phrase handeln soll, die willkür- 
lichste Geschichtskonstruktion geradezu zur Methode. Diese seine Anweisung 
hat der Gegner weder zurückgezogen, noch irgendwo nachgewiesen, dass ich 
mich bei Würdigung derselben getäuscht habe. Ob er da mich und andere 
eines Bessern belehren will oder nicht, ist natürlich seine Sache; aber so lange 
er das nicht gethan hat, ist es doch wunderlich, wenn er die Annahme, er sei 
nach seiner eigenen theoretischen Anweisung auch praktisch vorgegangen, als 
Verdächtigung bezeichnet. 

Ich würde nach fast sechs Jalireu auch auf jene mehr persönliche Seite 
der Sache nicht zurückgekommen sein, wenn nicht ein besonderer Umstand 
mir das nahe legte. Als v. Sybels Schrift erschienen war, fand die ihm ge- 
neigte politische, wie wissenschaftliche Tageslitteratur nicht Worte genug, 
hervorzuheben, wie gründlich er mich vernichtet habe, insbesondere natürlich 
auch der ausgegebenen Losung gemäss meinen kirchlichen Standpunkt be- 
tonend. Um so auffallender war denn nachher das .Schweigen ; von der .Schrift 
V. Sybels war zunächst nicht mehr die Rede ; und doch wäre ja gerade jetzt, 
wo Gegenschriften gegen dieselbe erschienen waren, die beste Gelegenheit zum 
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Niicliweise geboten gewesen, dass v. .Sybels Auflassung wirklich, wie er sich 
ausdrückte, weder Hiebe noch Stiche zu fürchten habe. AVonn man auf die 
Benutzung dieser Grdegenheit verzichtete, so weiss ich mir das nur daraus zu 
erklären, dass das Todtschweigen der Gegenscliriftcn entweder im Wunsche 
des Gegners lag oder man wenigstens glaubte, seinen Wünschen dadurch zu 
begegnen. Dieses Todtschweigen wurde denn auch mit solchem Erfolge in 
.Szene gesetzt, dass die Gegenschriften selbst für solche Blätter nicht vor- 
handen waren, welche ihrer Aufgabe nach und im Interesse ihrer Leser sich 
einer Kenntnissnahme kaum hätten entziehen dürfen. Denn mochte man da 
die wesentlich |iolcmischen Schriften von Klopp und mir zu wenig beachtens- 
werth Anden, so konnte das doch kaum der Fall sein bei der Schrift von 
V. Wydenbrugk, bei der der polemische Charakter kaum hervortritt, welche 
die Entwicklung der deiiLschen Dinge ganz selbstständig verfolgend eine Fülle 
der anregendsten Gedanken bietet. 

Nur dieses Vorgehen hat mich veranlasst, hier auf die .Sache zurückzu- 
kommen. Ganz abgesehen von der wissenschaftlichen Kontroverse selbst hatte 
ich in meiner Vertheidigung Einsprache erheben müssen gegen eine l?nehr- 
lichkeit der Polemik, wie sie so nackt selten zu Tage getreten sein mag, hatte 
dagegen im Interesse der gewiss allseitig gewünschten Einhaltung von Würde 
und Aufrichtigkeit bei wissenschaftlicher Polemik Berufung eingelegt an das 
Billigkeiksgefühl gerade solcher, welche übrigens der Auffassung des Gegners 
näher stehen. Lag es etwa im Wunsche des Gegners oder seiner Freunde, 
eine weitere Erörterung der persönlichen Seite der Sache abzuschneiden, wie 
das meinen Wünschen durchaus entsprochen hätte, so hätte ich danach wohl 
erwarten dürfen, dass, w'enn der Gegner selbst es vorzog, sich da nicht weiter 
zu äussern, wenigstens ein anderer, der nicht von vornherein auf meiner Seite 
stand, bei Besprechung meiner Schrift die Gelegenheit wabrgenommen hätte, 
mir in dieser Richtung gerecht zu werden, mir zu verstehen zu geben, dass 
man auch da, wo man in der .Sache die Auffassung des Gegners theile, doch 
die Weise seiner Polemik gegen mich nicht billige. Es würde mir das durchaus 
genügt haben, um meinerseits die Angelegenheit nicht mehr zur Sprache zu 
bringen. Muss ich jetzt annelmicn, dass meine Vertheidigung in solchen Krei- 
sen, wo man nicht von vornherein auf meiner .Seite stand, wo in dieser Rich- 
tung allein ein Uitheil für mich von Werth gewesen wäre, völlig imbeachtet 
blieb, dass man dort wohl vom Angriff, nicht aber von der Vertheidigung 
Notiz nahm, so wird es jeder Ijegreiflich Anden, wenn ich in meinem und wohl 
anch anderer Interesse bei der ersten sich mir bietenden Gelegenheit auf meine 
zum Todtschweigen verurtheilte Vertheidigung nochmals zurückkoinme. Dass 
ich diese Verurtheilung hart empfunden hätte, könnte ich freilich nicht sagen ; 
Ungeduld ist meine schwache .Seite nicht, und es genügt mir in der angegebe- 
nen Richtung auch das vollkommen, dass ich jetzt auf die bezüglichen Be- 
hauptungen meiner Vertheidigung mit dem Bemerken zurückweisen kann, dass 
sie ohne allen Widerspruch geblieben sind. 
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Dass die Veroflentlicliuiig meiner, zuniielist die deutschen Verhältnisse 
ins Auge fasseuden Forschungen über den lleichsfürstenstand durch diese 
Arbeit voraussichtlich noch einige Zeit hinausgeschoben werden wird, hat für 
mich manches Missliche. Von auderni abgesehen insbesondere auch desshalb, 
weil ich in den Arbeiten, welche ich inzwischen veröffentlichte, manche von 
der bisherigen Ansicht abweichende Behauptung aufstellte, zu der ich midi 
nach dem Ergebnisse jener Forschungen berechtigt hielt, deren nähere Be- 
gründung sich aber erst aus der VeröffentUchung derselben ergeben würde. 
Ich habe wohl die Freude gehabt zu sehen, dass solche Beliauptungen Andere 
zu genauerer Untersuchung des Gegenstandes anregten oder dieselben durch 
unabhängig davon unternommene Arbcitim ihre Bestätigung fanden. Andere 
sind nicht ohne Einsprache geblieben ; und dann wäre es mir freilich doppeltes 
Bedürfniss gewesen, sie baldmöglichst näher begründen zu können. Auch 
wenn es sich dabei mehr um Einzelnheiten handelt, wie etwa in dem S 135 
n. 3 hervorgehobenen Falle, wird es, auch wenn sich Gelegenheit bietet, das 
nochmals zu berühren, doch oft nicht möglich sein, es dem erhobenen Ein- 
wande gegenüber genügend zu begründen; das Gewicht der Gründe wird oft 
nur im Zusammenliange der umfassendem Untersuchung zu gebührender Gel- 
tung gebracht werden können. Noch weniger ist das natürlich möglich, wo es 
sich nicht so sehr um einzelne Tiiatsachen und Zustände handelt, als um die 
Gesammtauffassung derselben. 

In dieser Richtung würde ich insbesondere zwei Schriften zu beachten 
haben. Zeigt .sich in der gedankenreichen Schrift v. Wydenbrngk’s über die 
deutsche Nation und das Kaiserreich durchgehends eine grosse Uebereinstim- 
mung mit der eigenen Ansicht, so musste mir natürlich der daneben mehrfach 
heiTortretende Gegensatz der Auffassung doppelt bcachtenswerth erscheinen. 
Ich habe wohl daran gedacht, hier darauf bestimmter einzugehen. Aber einer 
Schrift gegenüber, welche sich nur vereinzelt ausdrücklich gegen eine meiner 
Behauptungen w endet, sich durchweg darauf beschränkt, die eigene, bald zu- 
stimmende, bald abweichende Ansicht selbstständig zu entwickeln, zeigte es 
sich an und für sich schwer durchführbar, einzelne Punkte herauszugreifen, 
um sie ausserhalb des grössern Zusammenhanges nochmals zu erörtern. Es 
kommt hinzu, dass die .Schrift gleichzeitig mit meiner Abhandlung über deut- 
sches Köuigthum und Kaiserthum entstand und auf die in dieser gegebenen 
Erläuterungen noch nicht Rücksicht nehmen komite; und konnte ich aus dem- 
selben Grunde die Einwendungen v. Wydenbrugk's damals noch nicht beachten, 
so dürfte sich da trotzdem bereits ergeben haben, dass in manchen Punkten 
meine Auffassung thatsächlich weniger abweicht, als meine erste Schrift das 
vielleicht annehmen lässt. Auf mimches werde ich in anderer Verbindung zu- 
rückkommen können ; einzelnes war ohnehin in den folgenden Erörterungen zu 
berühren, wenn diese sich auch zunächst auf Emwendungen von anderer Seit«' 
beziehen, auf welche einzugehen mir näher gelegt war, weil sie nach Kennt- 
nissnahme meiner beiden bezüglichen Abhandlungen erfolgten und unmittelbar 
gegen einzelne meiner Behauptungen gerichtet waren. 

Es handelt sich da um Einwendungen, welche Roth in seiner Schrift 
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Über Felldalitat und L'nterthanenverband S. 16 ff. schon vor einigen Jahren 
gegen von mir geäusserte An.sichten erhoben hat. Je hohem Werth ich der 
Anerkennung beilege, welche anderen Ergebnis.sen meiner Forschungen gerade 
von die.ser Seite zu Theil geworden ist, um so lebhafter hätte ich gewünscht, durch 
eingehendere Erörterung der hier erholienen Einwendungen alsbald zeigen za 
können, \n'e grosses Gewicht ich denselben beilege. Aenssere, zum Theil früher 
angedeutete Umstände, insbesondere die -\usdehnung, welche diese italienischen 
Forschungen gewannen, hielten mich davon ab, das im Anschlüsse an eine 
.selbstständige Untersuchung über die landrechtlichen Befugnisse des deutschen 
Königthumes zu thun, wie das anfangs in meiner Absicht lag. Wenn ich mich 
nun hier auf jene Einwendungen einlasse, so mag das auch desshalb nicht 
ungeeignet erscheinen, weil es sich da um Dinge handelt, welchen doch auch 
die hier begonnenen Untersuchungen mehrfach nahe treten werden, weil schon 
das mir eine nähere Veranlassung bieten muss, mich darüber auszusprechen, 
in wie weit ich jenen Einwendungen gegenüber an meiner fnihem Ansicht 
glaube festhalten zu dürfen. 

Werde ich mir dabei gewisse Gränzen setzen müssen, werde ich cs auch 
hier nicht umgehen können, manches nur anzudeuten, was ich später hoffe 
genauer begründen zu können, so würde mich das ab.schrecken, wenn ich nicht 
glaubte, dass es sich vdelfach weniger um die Nothwendigkeit einer Verthei- 
digung, als einer Erläutenmg meiner Ansichten handelte. Denn ein so be- 
stimmter Gegensatz der Ansichten, wie ihn die Erörterung Roths voraussetzt, 
dürfte da in Wirklichkeit kaum bestehen. Mit dem meisten, was R. sagt, fühle 
ich mich vollkommen einverstanden. Scheint ihm ein solches Einverständniss 
nach Massgabe des früher von mir Gesagten weniger vorhanden zu sein, so 
wird da vielfach die Schuld an mir liegen, insofern ich mich über manchen 
Punkt nicht klar genug ausgesprochen haben mag. Es wird in dieser Richtung 
eben zu beachten sein, dass die beanstandeten Behauptungen von mir zunächst 
nur im Hinblicke auf eine bestimmte entgegenstehende Auffassung aufgestellt 
oder vertheidigt wurden, dass ich dabei weniger eine allseitige Begründung, als 
eine Begründung nur nach einer Seite hin im Auge hatte, dass so natürlich 
manches unberührt blieb oder weniger scharf gefasst wurde, was dazu hätte 
dienen können, sie auch einem andern Zusammenhänge gegenüber genügend 
klar und begründet erscheinen zu lassen. Denn nicht im Zusammenhänge mit 
der mich damals beschäftigenden Frage, ob die Auflösung Deutschlands nöthige 
Folge des Kaiserthums als .solchen gewesen sei, berücksichtigte R. meine An- 
sichten ; Veranlassung, auf sie einzugehen, scheint ihm insbesondere die An- 
nahme geboten zu haben, dass ich Erscheinungen, welche erst Folgen der in 
karolingischer Zeit aufgekomraenen Feudalität gewesen seien, auf eine den 
Deutschen von jeher eigenthümliche .Staatsauffassung zurückfOhren wolle. 
Meine .\cnssenmgen mochten ihm aus dem angedeuteten Grunde eine solche 
Annahme nahe legen ; aber dann sind sie unklar ausgesprochen oder unrichtig 
aufgefasst, da ich mich in diesem Hauptpunkte mit seiner Ansicht nicht im 
Widerspruch fühle. In manchem scheint dann freilich wirklich ein Gegensatz 
der Ansichten vorzuliegen. Doch dürfte es sich auch da vielfach um keinen 
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unbedingten, unvereinbaren CJegensatz handeln, nicht uni die Richtigkeit der 
einen, die damit zufaminenfallende Unrichtigkeit der andern Ansicht. Gerade 
da, wo weniger die Einzelthatsachen, als die Auffassung einer Gesanimtent- 
wicklung in Frage steht, wird der vorsichtigste Forscher sich kaum von einer 
gewissen Einseitigkeit frei halten können, die dadurch herbeigeführt zu werden 
pflegt, dass auf sein Urtheil doch vorzugsweise die Beachtung gewisser Zeiten, 
gewisser Verhältnisse einwirkt, mit denen er sich lange und eingehend be- 
schäftigte; die Auffassungen, welche ihm da besonders nahe gelegt sind, wer- 
den doch zu leicht zu einer, nicht geradezu unrichtigen, aber doch einseitigen 
Beurtheilung anderer Zeiten, anderer Verhältnisse führen können. Bezüglich 
der eigenen Auffassungen wenigstens gebe ich mich da keiner Täuschung liin ; 
eine spätere Ausdehnung der eigenen Forschungen, die Beachtung der Ergeb- 
nisse der Forschungen Anderer haben mir das zu oft nahe gelegt. Während 
nun für R. zunächst die Zeiten der Merovinger und Karolinger den Ausgang 
bildeten, war es für mich die stanfische Periode, mit der ich mich vorzugsweise 
beschäftigte; und während die Forschungen R’s vor allem die Feudalität ins 
Auge fassten, hatte ich Veranlassung gefunden, insbe.sondere solchen Verbän- 
den innerhalb des Reichs und ihrem Einflüsse auf die Reichsverfassung nach- 
zugehen, welche zur feudalen Entwicklung derselben in keinem näheren Zu- 
sammenhänge stehen. Und da wird es von vornherein kaum so unwahrscheinlich 
sein, dass der Gegensatz sich vielfach nur ergeben hat aus zu einseitiger Be- 
tonung gewisser Gesichtspunkte von dieser und jener .Seite, dass beide An- 
sichten relativ richtige sein können, dass die weitere Erläuterung der eigenen 
Ansicht unter Beachtung des Standpunktes des Gegners den vorliegenden 
Gegensatz doch wenigstens abschwächen, wenn nicht ausgleichon dürfte. 

Mit dem Ergebnisse der Forschungen R's, welche für ihn den nächsten 
Ausgangspunkt bei Besprechung dieser Dinge bildeten, bin ich wenigstens so 
weit, als das hier irgend in Frage kommen kann, durchaus einverstanden. Ich 
bezweifle in keiner Weise, dass in den altgermanischen Reichen der Unter- 
thanen verband die Grundlage der Verfassimg bildete, dass die Feudalität nicht 
auf eine eigenthümliche germanische Auffassung des .Staat« zurückgeht, son- 
dern ein Ergebni.ss besonderer Verhältni.sse der fränkischen Zeit war. 

Ebenso einverstanden bin ich mit R. aber auch darin, dass es die zu- 
nächst durch das Feudalsy.stera begründete schlechte Verfassung war, welche 
die Auflösung Deutschlands bewirkte. Ohne dasselbe wären ans den Reichs- 
beamten nicht Landesherren geworden ; und das war doch vor allem das ent- 
scheidende. Erschöpft die Verwandlung der Aemter in Lehen auch nicht den 
Einfluss des Feudalismus auf die Verfassung, so ist das doch die hier vor- 
zugsweise massgebende Seite desselben, auf deren Beachtung ich mich werde 
beschränken dürfen. 

Es ist demnach gewis.s richtig, wenn R. den Forschungen über die An- 
fänge jene.« Systems die massgebendste Bedeutung für die Erkenntniss der 
deutschen Gesaiumtentwioklung beilegt. In der Verbindung aber, in der mir 
die Frage nach den Gründen des Zerfalles Deutschlands nahe trat, hatte ich 
keine Veranlassung, das Aufkommen oder Bestehen des J'eudalsystemes zu 
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Itptonen. Nur dann wäre Veranlassung dazu geboten gewe.sen, wenn Gründe 
für die Annahme vorlägen, ohne das Kaiserthuin würde die Feudalität in 
Deutschland keinen Eingang gefunden haben. Ich wüsste solche nicht geltend 
zu machen. Denn es handelt sich da ja keineswegs um eine Eigenthümlichkeit 
der deutschen Entwicklung. Es handelt sich um ein .System, das in allen 
christlichen Reichen zeitweise die Grundlage der Verfassung bildete, das in 
Deutschland noch im zwölften Jahrhunderte sogar weniger bestimmend für 
dieselbe w-ar, als in andern Reichen ; um ein .System, welches jeden andern 
.Staat eben so wohl zersetzen musste, wenn es sich in dauernder Geltung be- 
hauptete. ln dem mir vorliegenden Zusammenhänge war das Entscheidende 
nicht das Bestehen, sondern das Fortbestehen des Systems; denn das Be- 
sondere der deutschen Entwicklung liegt hier darin, dass der Feudalismus in 
Deutschland fortbestand, sogar erst zur vollsten Entfaltung gelangte, als man 
denselben in andern Reichen zu beseitigen wusste und wenigstens die Anfänge 
einer darauf gerichteten Entwicklung auch in Deutschland bereits hervorge- 
treten waren. Für mich musste die entscheidende Frage darauf gerichtet sein, 
wesshalb damals der Bruch mit dem Lehensstaate nicht gelang; dass dieser 
auch in Deutschland nothwendige Vorl)edingung für eine gedeihliche Weiter- 
entwicklung der Verfassung war, habe ich, wie auch R. anerkennt, bestimmt 
genug hervorgehoben und damit doch ausgesprochen, dass auch ich in der 
durch den Feudalismus herbeigeführten schlechten Verfassung den letzten 
Grund für den Verfall Deutschlands finde. 

Ist bis dahin kein Gegensatz der Ansicht vorhanden, so sieht nun Roth 
S. 18 einen Widerspruch darin, dass ich das Gelingen einer einheitlichen Ge- 
staltung im zehnten Jahrhunderte bezweifie, im dreizehnten für wahrscheinlich 
halte, dass i(rh es hier für Aufgabe des Königthums halte, die untergeordneten 
selbstständigen Gewalten zu be.seitigen, während ich dort einer freien Bewe- 
gung der Theile das W'’ort rede. Es ist möglich, dass meine Angaben, bei 
welchen ich diesen Einwand nicht voraussah, die Annahme eines Widerspruches 
nahe legen konnten. Aber derselbe ist doch nur ein scheinbarer, ergibt sich 
mm dann, wenn man, wie R. dazu allerdings geneigt ist, die ans dem Feuda- 
lismus sich ergebende Auflösung der von mir betonten Selbstständigkeit der 
Theile gleichstelit Um diese handelt es sich meiner Ansicht nach im zehnten, 
um jene im dreizehnten Jahrhunderte. Der scheinbare Widerspruch rührt 
daher, dass ich das eine für vereinbar, das andere für unvereinbar mit der 
nöthigen Einheit halte. 

Nun erkennt 'auch Roth S. 15 eine verschieden gestaltete Einheit au; 
auch er unterscheidet eine romanische Zentralisation, welche Einheit in 
Haupt- und Nebensachen voraussetzt, und ein germanisches Staatswesen, 
welches in den Hauptsachen einheitlich, in Nebensachen vielgestaltig orga- 
nisirt ist, welches .Selbstregierung der Theile zidnsst; nur sei diese germa- 
nische Selbstregierung mit der mittelalterlichen Selbstanflösung nicht zu 
verwechseln. Er scheint nun anzunehmen , dass ich bei dem , was ich als 
eine dem germanischen Staatsgedanken ent.sprechende .Selbstständigkeit der 
Theile bezeichne, viel weitergehende Forderungen stelle, Forderungen, welche 


Digitized by Google 



XXIV 


V ü r r e d p 


zii einer SelbsUaflösunf; führen müssen, ühnlich der, «ie sie der Feudalismus 
(^bracht bat. 

Allerdings, soll hier der Ausdruck Selbstregienmg betont und in engster 
Bexieutung gefa.sst werden, so erschöpft das die meiner Ansicht nach dem 
deutschen Wesen entsprechende Selbstständigkeit der Theile nicht. Darf der 
Theil seine Angelegenheiten selbst verwalten, hat er sich dabei aber auch im 
geringfügigsten an die vom Ganzen gegebene Norm zu halten, erfolgt nur 
durch dieses die gesetzliche Regelung nicht blos der Hauptsachen, sondern 
auch aller Nebensachen, so schliesst die .Selbstregiemng doch die weitgrei- 
fendste Zentralisation nicht aus; können dabei thatsächlich die besondem 
Interessen der Theile immerhin gewahrt werden, so fehlt diesen doch jede 
Bürgschaft dafür. Das grössere Gewicht möchte ich da auf die Autonomie, 
aiif das Recht der Selbstgcsetzgebung in allen Nebensachen legen ; es scheint 
mir der deutschen Auffassung zu entsprechen, dass dem Theile gestattet ist, 
sich selbst das Rocht zu setzen in allen den Dingen, deren selbstständige und 
verschiedenartige Regelung das Interesse der Gesainmtheit nicht verletzt, die 
Einheit in den Hauptsachen nicht aufhebt. Bei einer Gestaltung des öffent- 
lichen Lebens, welche möglichst alle Angelegenheiten in den Formen des Ge- 
richtes zu erledigen sucht, dann aber die Entscheidung über das, was Recht 
ist oder auch Recht sein soll, nicht dem Richter, sondern Genossen des be- 
züglichen Rechtskreises zuweist, mochten die .Sonderinteressen des Theils viel- 
fach auch dann genügend gewahrt erscheinen können, wenn etwa dieselbe 
Person, welche im Theile die Rechte des Ganzen wahmahm, zugleich dem 
Theile in der Besorgung seiner besondem Angelegenheiten verstand, so lange 
ihr die Norm, wonach sie diese zu verwalten hatte, nicht gleichfalls von oben, 
sondern von unten gegeben mirde. Halte ich auch die Verbindung vonSelbst- 
regierung und Autonomie für das dem deutschen Wesen am meisten entspre- 
chende, so scheint mir mit diesem das Fehlen jener eher vereinbar, als das 
Fehlen dieser. .Spricht sich nun R. ül>er die Forderung der Autonomie in 
Nebensachen nicht bestimmter aus, so habe ich doch auch keinen Grund an- 
zunehmen, dass sie ihm für das germanische .Staatswesen unzulässig erscheint; 
begnügt auch er sich mit Einheit in den Hauptsachen, mit einer obersten 
Gewalt, die in den Hauptsachen selbstständig ist, so scheint mir bis dahin ein 
Gegensatz der Ansichten nicht vorzuliegen. 

Ein solcher könnte sich nun allerdings ergeben, sobald es sich um die 
Bestimmung der Hauptsachen einerseits, der Neben.sachen andererseits handelt. 
Zunächst bin ich da mit R. .S. 18 vollständig einverstandeif, dass die Haupt- 
sachen fest bestimmt sein müssen, dass, wenn das nicht der Fall Ist, wenn die 
Obrigkeit etwa erst im Fall der Noth darüber unterhandeln soll, allerdings 
kein .Staats- sondern ein Auflösungsgedanke vorliegt. Wenn ich solche Haupt- 
sachen nicht anfzählte , allgemeine Ausdrücke anwandte , .so war das darin 
begründet, dass ich jene .Staatsauffassung mehr im allgemeinen charakterisirte, 
als ihre Anwendung auf einen Einzelfall genauer verfolgte. Denn allerdings 
glaube ich, dass eine nilgemeingültige Feststellung dessen, was da nothwendig 
als Hauptsache gelten muss, unmöglich ist, dass da je nach der Lage des 
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EinzelfalU hier ziemlich beechränkte Befugniese des Ganzen vollkommen aus- 
reichen, dort viel ausgedehntere noch nicht genügen können. Nur im Einzelfalle 
muss freilich durchaus feststehen, was zu jenen Hauptsachen gehört, die Verfas- 
sung des Staats darf das nicht zweifelhaft lassen. Ist das unbestimmt, so kann 
je nach der Sachlage einerseits die Einheit des Ganzen darunter leiden ; aber 
ebensowohl andererseits auch die .Selbstständigkeit der Theile. Und jener Forde- 
rung entspricht daher meiner Ansicht nach die andere, dass auch feststehen soll, 
was nicht Hauptsache ist, was dem Theile überlassen bleibt ; dass neben dem 
Rechte des Ganzen auch ein ebenso bestimmt anerkanntes Rechtder Theile besteht. 

Die Abgränzung zwischen beiden ist im konkreten Falle das Ergebniss 
geschichtlicher Entwicklung, welche von verschiedenem Ausgangspunkte er- 
Iblgen kann. Wo die Vereinigung der Theile zu einem Staatsganzen vorwie- 
gend durch äussem Zwang, auf dem Wege der Eroberung erfolgt, wie beim 
fränkischen Reiche, da bildet den Ansgang das unbeschränkte Recht des 
Ganzen ; das gesamrote Recht des Besiegten ist dem Willen des .Siegers an- 
heimgestellt; alles, was dem Theile nicht ausdrücklich belassen oder zuge- 
standen ist, ist Recht des Ganzen. Aber es fehlt weder in älterer noch in 
neuerer Zeit an Belegen, dass das Ganze auch entstehen kann durch freie 
Vereinigung der Theile auf Grundlage der Einsicht, vereinzelt den Aufgaben 
des Staatslebens nicht gewachsen zu sein. Da wird denn das Umgekehrte an- 
znnehmen sein ; dem Theile bleibt jedes Recht, auf das er nicht ausdrücklich 
verzichtet hat, dem Ganzen steht kein Recht zu, das ihm nicht ausdrücklich 
gewährt wurde. Damit fallt nicht gerade zusammen, dass auf diesem Wege 
die .Selbstständigkeit der Tlieile eine grössere bleiben müsse. Wir haben in 
unsem Tagen gesehen, wie in Italien bei wesentlich freier Vereinigung der 
Theile diesen kein .Sonderrecht Vorbehalten blieb. Dagegen hat umgekehrt 
früher die Unterwerfung Italiens durch deutsche Herrscher die Sonderstellung 
desselben kaum geändert. Auch können natürlich bei der Bildung des Einzel- 
staates beide Wege mannicbfach in einander übergreifen. Aber theoretisch 
sind beide auseinanderzuhalten. Und da möchte doch anzunehmen sein, dass 
der letztere als der der germanischen Auffassung mehr entsprechende zu be- 
trachten ist; diese scheint doch zunächst auszugehen von der freien Selbst- 
bestimmung des Einzelnen in allen .Stücken, wo dieselbe nicht durch das Recht 
des hohem Kreises ausdrücklich beschränkt ist, nicht umgekehrt anzunehmen, 
dass der Einzelne nur da seinem freien Willen folgen darf, wo der .Staat ihm 
das ausdrücklich erlaubt hat. Doch ist dieser theoretischen Unterscheidung 
für die hier zu erörternde Frage kein grösseres Gewicht beizulegen. Ergibt 
sich, dass gerade in deutschen Staatsbildungen eine grössere .Selbstständigkeit 
der Theile be.stimrat hervortritt, dass, wo es nicht der Fall war, der Verband 
des Ganzen sich als unhaltbar erwies, so wird auch derjenige, welcher an- 
nimmt, dass nach germanischer Auffassung das .Sonderrecht der Theile immer 
nur ein vom Ganzen zugestaiidenes sei, dennoch das als Beleg dafür aner- 
kennen können, dass das .Streben nach Autonomie dem deutschen Wesen 
eigenthümlich sein muss, falls cs nicht etwa gelingt, dasselbe erst als Ergeb- 
niss späterer Entwicklung zu erweisen. 
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Sehen wir von letzterni vorläufie ab, nehmen wir das erstere an, so 
würde sich daraus er(>eben, dass für gernianisclie Verhältnisse die Verfassung 
die angemessenste sein muss, welche den Theilen eine so grosse Autonomie 
gestattet, als das mit den Interessen des Ganzen vereinbar ist. Keineswegs 
aber wird daraus folgen müssen, dass die Verfassung die beste sein müsse, 
welche an und für sich die weitgehendste Autonomie gestattet. Denn auch 
abgesehen davon, dass es nationale Untugenden geben kann, nicht einmal den 
nationalen Tendenzen würde das entsprechen. Pflegen wir allerdings bei diesen 
die füderativen Triebe stärker zu betonen, so liegt, der Grund doch nur darin, 
dass wir in diesen zunächst das Unterscheidende gegenüber dem romanischen 
und slavischen Wesen zu sehen haben; nicht darin, dass ein Zug zu grösserer 
Einheit überhaupt gefehlt, dass das Festhalten am Rechte des Theils eine Ab- 
neigung bedingt habe, sich einem grössern Ganzen einzutügeii, die freie Selbst- 
bestimmung dem entsprechend zu beschränken. 

Es tritt vielmehr umgekehrt in der deutschen Entwicklung, soweit die- 
selbe nicht durch den Feudalismus bestimmt ist, sichtlich eine Neigung zu 
grösseren Staatenbildungen hervor; und es dürfte darin, worauf auchR. S. 14 
hinweist, der IIau]itgegensatz zwischen gennanischem und hellenischem Staats- 
wesen zu Anden sein. Beide Richtungen des germanischen Wesens werden 
.sogar als durch einander bt^dingt zu fassen sein. Das zentralisirte Staatswesen 
wird, so weit es sich auf die freie Zustimmung der .Staatsgenossen stützen soll, 
nur wesentlich (Reichartiges umfassen können; seiner räumlichen Ausdehnung 
sind dadurch bestimmte Gränzen gezogen. Ist auch gerade bei ihm häuAg die 
Tendenz auf schrankenlose Ausdehnung gerichtet, so kann über jene Gränzen 
hinaus der .Staat doch nur durch Zwang l>cgründet und erhalten werden. Eine 
solche .Schranke fehlt bei der auf Autonomie der Theile beruhenden .Staats- 
ordnung; einer Einheit, die sich auf das Nothwendige beschränkt, können sehr 
verschiedenartige Theile sich ungezwungen fügen ; eben der Werth, den sie 
anf möglichste Erhaltung der Eigenart und der freien Selbstbestimmung legen, 
verbunden mit der Einsicht, dass diese nur innerhalb des grössern Ganzen 
genügend gesichert sein kann, wird auch da geneigt machen können, diese 
.Sicherang durch Ueberlassung der nöthigen Rechte an das Ganze zn erkaufen, 
wo man sich lieber jedem möglichen Wechseliälle aussetzen und nur überlegener 
Gewalt weichen würde, wenn das Ganze einen Verzicht auf jede Selbststän- 
digkeit forderte. Die Möglichkeit des Entstehens und Bestehens eines so ge- 
waltigen Staatswesens, wie des nordamerikanischen, scheint mir doch ganz 
dadurch bedingt, dass in demselben das, was ich als germanischen Staatsge- 
danken bezeichnete, zu so weitgreifender (Altung gelangte. 

Dass ein so geartetes .Staatswesen zum Zerfalle führen müsse, wird man 
nicht behaupten können. Wo nicht andere zersetzende Elemente daneben 
thätig sind, da wird der natürliche Gang der Dinge doch der sein, dass im 
Laufe der Zeit die einheitlichen Momente stärker hervortreten, durch das Zu- 
sammenleben in einem anfangs vielleicht loseren Verbände die gemeinsamen 
Interessen sich häufen, das Gewicht der .Sonderinteressen sich mindert, auch 
ohne Zwang die Neigung sich geltend macht, manches gemeinsam zu regeln. 
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was bisher Sache der Theile war. Fehlt es bei den Theilen an der Einsicht, 
dass die Schwäche des Ganzen auch die Interessen des Theils bedroht, übt 
insbesondere die Zentralgewalt, auch wo ihr die nüthigen Befugnisse von vorn- 
herein nicht fehlen würden, diesellien nicht mit genügender Kraft, treten andere 
zersetzende Richtungen hinzu, so kann freilich das, was imter andern Ver- 
hältnissen eine Glewähr bietet für den Bestand des Staates, im Einzelfalle zu 
seiner völligen Auflösung führen. 

Ist die 2^ntralgewalt überhaupt nie mit den nöthigen Befugnissen ausge- 
stattet gewesen, so wird das natürlich um so eher der Fall sein. Was da 
nöthige Befugnisse sind, lässt sich, wie gesagt, nur für den Einzelfall beur- 
theilen. Befugnisse des deutschen Königthums, welche ausreichend erscheinen 
konnten, wenn der deutsche Herrscher zugleich in Italien, Burgund und Loth- 
ringen gebot, mochten vielleicht durchaus ungenügend sein, den Bestand eines 
deutschen Staates zu sichern, wenn etwa von Frankreich zuerst die Idee des 
Kaiserthums wieder aufgenomroen, jene Lande schon früh französischer Herr- 
schaft unterworfen wären. Scheint mir da ein absoluter Massstab durchaus 
zu fehlen, so ist damit immerhin vereinbar, dass sich wenig.stens für den Zweck 
der nächsten Erörterung gewisse Befugnisse angeben lassen, welche dem 
Ganzen jedenfalls zustehen mussten, sollte überhaupt von staatlicher Ordnung 
die Rede sein. Als Hauptaufgabe des germanischen Staatswesens wird die 
Erhaltung des Friedens bezeichnet, die Verbürgung des Rechtszustandes gegen 
äussere und innere Störungen ; die dazu unerlässlichen Befugnisse, Militärge- 
walt und Gerichtsgewalt, müssen der Zeutralgewalt in ausreichender Weise 
zustehen. In dieser Forderung stimme ich wesentlich mit dem von R. in dieser 
Richtung Bemerkten überein. Man kann noch für vieles Andere eine Rege- 
lung durch das Ganze wünsebenswerth finden; aber zumal in jenen Zeiten 
wird man einem Verbände, der jener Forderung ausreichend genügt, den Cha- 
rakter des Staats nicht absprechen können. Das wird nicht gerade dadurch 
bedingt sein müssen, dass Heerwesen und Gerichtswesen gleichförmig gestaltet 
sind. Eben das Interesse des Ganzen .selbst «nrd da oft eine Sonderstellung 
des Theils rechtfertigen. Die be.sondere Lage oder BeschaflTenheit eines für 
die Vertheidigung des Reichs besonders wichtigen Gränzlandes wird es in 
gewissen Fällen nöthig machen, die Kriegspflicht der Bewohner aufs äusserste 
zu spannen, soll nicht das Ganze gefährdet sein ; es wird da nicht nur billig, 
solidem auch im Interesse des Ganzen sein, ihm in andern Richtungen die 
Kriegspflicht zu erleichtern oder zu erlassen, damit seine Kräfte sich nicht er- 
•schöpfen. .Solche und ähnliche Ungleichheiten begründen allerdings auch wieder 
«io .Sonderrecht des Theils; aber der Kraft des Ganzen thut das keinen Ein- 
trag. Nur freilich darf es nirgends der Einsicht oder dem guten Willen des 
Theils überlassen sein, ob es (Jer ihm obliegenden Kriegspflicht für das Ganze 
genügen will oder nicht; hat die Zeutralgewalt nicht die Befngniss, das unbe- 
dingt zu verlangen, ist der .Staat nicht so organisirt, dass sie in jedem Falle 
auf Erfüllung ihres Befehls rechnen kann, so fehlt jede Bürgschaft für die 
Erreichung der nöthigsten Staat.szwecke. Nicht anders beim Gerichtswesen. 
Nicht allein das Recht, sondern auch die gerichtlichen Einrichtungen mögen 
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sehr verscliieden i.’eslaltet sein. .Aber die Orgaui-sation des Staates muss so 
beschaffen sein, dass es nicht etwa dein Theil anheiingesfellt bleibt, ob er sein 
Recht gegen den andern Tlieil mit Umgehung der Gferichtsbarkeit des .Staates 
durch .Selbsthiilfe verfolgen will. Es muss Vorsorge getroffen sein, dass auch 
der Einzelne sein Recht, welches er im engem Kreise nicht zn erlangen glaubt, 
.schliesslich beim Ganzen verfolgen kann ; es muss das Ganze über die Mittel 
gebieten, dass das, was sich als Recht ergibt, auch in jedem Theile zur Aus- 
führung gelangt. Das alles ist nur möglich, wenn nicht allein die gesetzliche 
Regelung solcher unerlässlicher Hoheitsrechte .Sache des Ganzen ist, sondern 
dasselbe auch in den Theilen die Uebung derselben in seiner Hand behält, 
wenn die üandhabung derselben nur solchen Organen überlassen wird, welche 
von ihm abhängig sind, welche es wieder entfernen kann, sobald es ihnen an 
der Fähigkeit oder dem guten Willen gebricht, kurz, wenn die Rechte des 
Ganzen auch in den Theilen durch Beamte des Staats geübt werden, mögen 
diese auch etwa in den engsten Kreisen, wo es nur noch die Wahrung unter- 
geordneter Interessen des Ganzen gilt, mit den ohnehin vorhandenen Organen 
der Selbstregierung zusainmenfallen. Aber mit dieser Forderung, auch wenn 
sie noch .so streng durchgeführt wird, ist doch eine sehr weitgreifende Selbst- 
regierung und Autonomie der Theile durchaus vereinbar. 

Durchaus unvereinbar ist mit ihr aber die Feudalität, welche daher 
meiner Ansicht nach auch aufs bestimmteste zu unterscheiden ist von der der 
germanischen Auffassung entsprechenden Selbstständigkeit der Theile. Beides 
steht an und für sich in gar keiner nähern Verbindung. Der Feudalismus hätte 
■sich auf Grundlage des zentralisirtesten .Staatswesens entwickeln können ; er 
hat sich wirklich entwickelt auf Gnmdlage des sehr einheitlich gestalteten 
fränkischen Reichs, ist gerade in den Theilen desselben später zur vollsten 
Entfaltung gelangt, wo ein Bedürfniss nach .Sonderstellung der Theile, ein 
darauf gerichtetes Streben am wenigsten hervortritt, während er gerade da, 
wo das auf deutschem Boden der Fall war, für lange Zeit viel weniger durch- 
driiigt, zu der autonomen Gliederung des Reichs vielfach gar nicht in nähere 
Beaehung tritt. Der Feudalismus wurzelt nicht im selbstständigen Rechte der 
Theile, sondern im Rechte des Ganzen, ln seiner Anwendung auf die grössem 
Verhältnisse des Staatslebens schmälert er die Kraft des Ganzen zunächst 
nicht auf dem Wege übermässiger Ausdehnung des Rechts der Theile, sondern 
dadurch, dass er dem Ganzen die Rechte entzieht, welclie demselben ira Theile 
zustehen müssen. Es ist der Beamte des .Staats, welcher zum Vasallen wer- 
dend die Uebung der Befugnisse des Ganzen im Theile als ein selbstständiges 
Recht beansprucht, welches ihm nicht beliebig entzogen werden kann, welches 
er nach eigenem Ermessen übt, welches er auf seine Nachfolger vererbt. Er 
schliesst die unmittelbare Einwirkung der Zentralgewalt auf den Theil aus ; 
nicht dieser, sondern nur noch er persönlich hat gegen jene beschränkte Ver- 
pflichtungen ; und ob sic ihn zur Einhaltung auch nur dieser zwingen kann, 
wird fraglich sein, wenn ihr in seinem nächsten Machtkrei.se jede unmittelbare 
Befugniss fehlt. Erfolgt da keine Wendung, so muss Zerfall des .Staates die 
Folge sein. Nicht das Interesse der Theile ist da das massgebende; sondern 
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daN Interessu der einzelnen Person, der einzelnen Familie. Beide fallen keines- 
wegs immer zusammen. Die Sonderstellmig des Theils kann eben so wohl 
unter dem Beamten, als unter dem Vasallen gewahrt sein. Und sobald das 
private Interesse der Familie so massgebend wird, dass die feudale Gewalt 
nicht blos als erblich, sondern auch als theilbar gilt, zersetzt sie auch die auf 
l»erechtigten .Sonderinteressen beruhende Gliederung der Theile ; das Gleich- 
artige wird gelöst, das Verschiedenartigste mit einander verbunden. 

Es handelt sich da um zwei an und für .sich ganz verschiedene Rich- 
tungen des ^staatslebens. Eine relative Berechtigung wird dem Feudalismus so 
wenig abzusprechen sein, als jeder andern Richtung; unter gewissen Verhält- 
nissen mag er die einzige Form darstellen, welche wenigstens die Erhaltung 
einer dürftigen Einheit in Zeiten ermöglicht, wo dieselbe besonders gefährdet 
erscheint. Aber während bei anfänglich zu grosser .Selbstständigkeit der Theile, 
welche man unter Verhältnis.sen gleichfalls nur als Sache der Noth betrachten 
mag, der natürliche Gang der Entwicklung auf steigende Befugnisse der 
Zentralgewalt gerichtet erscheint, nichts hindert, solcher Ordnung dauernde 
Geltung im Staatsleben zu gestatten, sie auch geänderten Bedürfnissen anzn- 
passen , kann beim Feudalismus nur von zeitweiser Berechtigung die Rede 
sein ; gelangt er zu ungehinderter Entfaltung, so bildet der Zerfall des Staates 
den Abschluss. Der Föderalismus, wenn wir diesen zunächst nur den weit- 
greifendsten Forderungen angemessenen Ausdruck für die Gesammtrichtung 
aufnehmen wollen, gilt auch heute noch als berechtigter Faktor des Staats- 
lebeus ; der Feudalismus hat keine Stelle mehr unter den als zulä.ssig erkannten 
Staatsformen; wo ausserhalb des Kreises abendländischer Kultur Feudalver- 
hältnisse innerhalb des Staates noch jetzt begründet werden, ist das nur zu 
fassen als Uebergang zur völligen Ablösung des Theils vom Ganzen. 

Beide Richtungen können im Stuatsleben durch ihr Zusammentreffen den 
Auflösungsprozess beschleunigen. Das Streben des Vasallen, sich der Rechte 
des Ganzen im Theile dauernd zu bemächtigen, wird durch das .Streben des 
Theils nach Sonderstellung mächtig gefördert werden können. Uud auch das 
wird zu beachten sein, dass wenn im Staatsleben einmal die feudale Auffassung 
durchgedrungen ist, dann aber die Feudalgewalten nicht von oben, sondern 
von unten beseitigt werden, nun auch die Organe der Selbstregierung in ihre 
Befugnis.se einzutreten suchen, vielleicht dazu genöthigt sind, weil die seitherige 
Organisation die Zentralgewalt unfähig gemacht hat, die Lücke alsbald ent- 
spi-echend zu ftillen, die Verwaltung der ihr zukoromenden Befugnisse wieder 
selbst in die Uand zu nehmen. Die Entwicklung Italiens gibt uns da das auf- 
fallendste, auch in den nachfolgenden Untersuchungen berührte Beispiel ; in 
der Stellung der Städte des Lombardenbundes zum Reiche hat der Feudalis- 
mus in mancher Beziehung nur eine andere Form gefunden. Aber das Zusam- 
mentreffen beider Richtungen muss keineswegs eine die Zersetzung des Ganzen 
fördernde Wirkung üben. Die Selbstständigkeit der Theile wird vielfach mehr 
durch die Feudalgewalten, als durch das Ganze bedroht erscheinen; zumal für 
die kleineren autonomen Kreise würd genade der Feudalismus eine Entwricklung 
lierbeifUhren können, welche sie nur von der Wiederkräftigung des Ganzen 
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geuiigetideii .Scliutz ihrer Sonderinteresseii enrarteu lässt, welche dem von 
oben auf Beseitigung des Feudalismus gerichteten Streben von untenher ent- 
gegenarbeitet. Wie die französische Kntwicklung Belege bietet, so konnte ich 
in den folgenden Untersuchungen mehrfach darauf hinweisen, wie gerade im 
Interesse ihrer Selbstständigkeit die kleineren Gemeinwesen in Italien die 
Wiederherstellung einer unmittelbaren Reichsregierung zu fördern suchten. 
.Seit im dreizehnten Jahrhunderte in Deutschland der Feudalismus zu über- 
wuchernder Geltung gelangte, finden wir ihn auch bald überall im Kampfe mit 
autonomen Tendenzen ; da suchen Städte und Ritter und Bauersch^en den 
feudalen Gewalten gegenüber einerseits ihre .Selbstständigkeit zu behaupten 
oder zu erringen, andererseits über die feudale Zersplitterung hinaus wieder 
zu umfassendem Einigungen zu gelangen. Dass bei grösserer Gunst der son- 
stigen Verhältnisse gerade diese Bestrebungen zur Wiederherstellung genü- 
gender Befugnisse des Ganzen hätten führen können, wird nicht zu läugnen 
sein ; den Gründen, wesshalb cs nicht dazu führte, haben wir hier nicht nach- 
zugehen. Dass der scharfe Gegensatz beider Richtungen da mannichfach zum 
bestimmtesten Ansdracke gelangt, wird näherer Nachweisung kaum l>edürfen. 
Und wenn auch bei den dem Feudalismus entgegenstehenden Faktoren sich in 
Deutschland überall eine Richtung auf möglichste Autonomie zeigt, gerade 
hier diese Bewegung nicht bis zu einem rückhaltlosen Einstehen für das nöthige 
Recht des Ganzen durchdringt, so möchte ich doch auch darin einen Beleg 
sehen, dass dem deutschen Wesen auseinanderstrebende Tendenzen anhaften, 
welche nicht in der Fcudalität ihre Wurzel haben. 

Habe ich es der Polemik Roths gegenüber versucht, die Verschiedenheit 
dessen, was ich als germanischen Staatsgedanken bezeichnete, vom Feudalis- 
mus nachzuweisen, so habe ich keinen Grund anzunehmen, dass er dieser 
.\ufiassimg nicht wenigstens im allgemeinen zustimmen sollte. Denn auch er 
unterscheidet das germanische .Staatswesen von der Zentralisation einerseits, 
vom Feudalstaate andererseits. Und wenn ich bei frühem einschlagenden Er- 
örteningen durch den besondern Gegenstand zunächst nur zur Betonung des 
Gegensatzes zur Zentralisation veranlasst war, so mag es sein, dass er daraus 
schliessen zu müssen glaubte, dass ich auch den Feudalismus als Ergebniss 
jener geniianischen .Staatsaufi'assung betrachte ; dass aber in dieser Richtung 
wenigstens ein schärferer Gegensatz nicht besteht, ergibt meine jetzige Er- 
läuterung. Damit ist freilich nicht ausgeschlossen, dass bei der Anwendung 
auf den Einzelfall sich noch manche Verschiedenheit der Urtheiie ergeben 
kann; und .solche zeigt sich insbesondere bezüglich der Auffassung des Ver- 
hältnisses des früheren fränkischen zu dem spätem deutschen Reiche. 

Roth fasst als Prüfstein dessen, was der germanischen Auffassung des 
Staates entspricht, vorzugsweise die Organisation der auf Römerboden ge- 
gründeten germanischen Reiche ins Ange. Die Thatsache, dass in ihnen das 
Streben nach .Selbstständigkeit der Theile weniger hervortritt, als im spätem 
deutschen Staatsleben, ist durchaus zuzugeben ; haben wir in ihnen die Norm 
zu suchen, so kann das allerdings der .\nsicht zur .Stütze dienen, dass es sich 
weniger um einen ursprünglichen Zug des deutschen Wesens handelt, als um 
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»in Ergebiiiss g»soliiclitlicher Entwicklung. Aber icli dürfte doch vielfaclie Zu- 
stimmung finden, wenn ich bezweifle, dass wir gerade in jenen Reichen den 
allgemeingültigen Massstab sehen dürfen. Fassen wir auch nur das germa- 
nische Element ins Auge, so würde sich gewiss eine Reihe von Gründen gel- 
tend machen lassen, welche nothwendig gerade hier auf eine geschlossenere 
Fügung des .Staates, auf ausgedehntere Befugnisse des Konigthums hinwirken 
mussten, auch wenn das an und für sich dem Charakter jener Stämme nicht 
entsprochen hätte. Und dazu kam nun überdies, dass die Genuanenkünige 
hier eintraten in das Erbe eines zentralisirten Staatswesens, dass römische 
Einflüsse da doch in verschiedenster Weise zur Geltung gelangen mussten. 
Ganz abgesehen davon, ob die Verfassung des fränkischen Staates eine gute 
oder eine schlechte war, glaube ich nicht, dass wir in ihr vorzugsweise die 
Norm für das germanische .Staatswesen zu sehen haben; wir müssten das 
sonst ja auch ausdehnen auf die völlige Unbeschräuktheit des Herrschers, wie 
.sie dort unter Einwirkung jener Momente zunächst hervortrat. Es liesse sich 
dagegen doch gar vieles geltend machen, was wir über die ältesten Verfas- 
sungsverhältnis.se der Germanen, über manche spätere germanische .Staats- 
bildungen wissen. Und insbesondere möchte ich annehmen, dass der Prozess 
der Entstehung eines besondern deutschen Königreiches aus dem Franken- 
reiche, der Erweiterung des.selben zu einem über die Nation hinausgreifenden 
Kaiserreiche uns da wegen des Umstandes, dass bei ihm nur die rein deut- 
schen, in der alten Heimath verbliebenen Stämme thätig sind, massgebender 
für die germanische Auffassung sein darf, als die fränkische Reichsbildung ; 
ich denke, man wird von vornherein annehmen dürfen, dass diese in dem 
Reiche Otto's zu reinerem Ausdrucke gelangt sein wird, als in dem Karls des 
Grossen. Und sollten sich da etwa Gründe finden, zu unterscheiden zwischen 
dem weitern germanischen und engem deutschen Kreise, anzunehmen, jene 
deutschgebliebenen Stämme dürften nicht als Norai für das Germanenthum 
ülterhaupt dienen, so könnte das ohne Prüfung hingenommen werden, ohne 
den nächsten Zweck einer Erörterung zu beiiren, welche beiderseitig nur den 
Gründen des Zerfalles des deutschen Staatswesens nachgehen will, es dafür 
unerörtert lassen kann, ob die bezüglichen Erscheinungen des deutschen 
.Staatslebens etwa nur dem Wesen gerade dieser deutschen .Stämme ent- 
sprecheu. 

Dann aber muss ich gestehen, dass mir da wenigstens in einem Momente 
dieses deutsche .Staatsweseu hoch über dem fränkischen zu stehen scheint, 
dass jenem ein Faktor des Zerfalles fehlt, welcher mir alles aufzuwriegen 
scheint, was dieses sonst in der Richtung der Einheit vor jenem voraushaben 
mag. Ich meine die Theilbarkeit des fränkischen Reiches, über deren Bedeu- 
tung für diese Verhältnisse .sich Rotli nicht ausgesprochen hat. Findet sie sich 
auch in einigen andern Germanenreichen, so wird man sie doch wohl nur als 
Sonderauflfassung einzelner .Stämme zu betrachten haben; jedenfalls stehen da 
fränkisches und deutsches Staatswesen im schärfsten Gegensätze. Die weit- 
greifendste Selbstständigkeit der Theile, der lockerste Feudalverband scheint 
mir noch eher vereinbar mit dem Begrifle des Staats, als »ine Wrfassung, 
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welche die dem Gauzeii iiuthigen Befugnisse als Privateigenthuui der herr- 
schenden Familie behandelt, welcher die unerlässlichste Bedingung des Staats- 
lebens, ein geschlossenes Staatsgebiet, unbekannt ist, welche es den Zufällig- 
keiten des Erbganges überlässt, in einem wie weiten oder wie engen Kreise 
die Aufgaben des Staatslebens ihren Abschluss finden sollen. Und wie fest 
diese Auffassung gewurzelt war zeigt der Umstand, dass weder der Wechsel 
des Herrscherhauses, noch das Ilinzutreten der Idee des einen untheilbaren 
Kaisertlimns sie beseitigen konnte. Nicht einmal das, was in der lockersten 
Föderation vom Ganzen erwartet wird, die gemeinsame Abwehr äusserer An- 
grifie, war im fränkischen Staatswesen gewährleistet, 
s Ist im deutsclien Reiche von einer Theilung des Reiches nicht mehr die 

Rede, so liegt da zweifellos ehie gesundere Auffassung des Staates vor, die 
mir gerade mit dem Streben nach Selbstständigkeit der Theile in engster Ver- 
bindung zu stehen scheint. War dieses damals sicher vorhanden, wird man 
nicht annehmen können, dass es lediglich durch die Macht der Gewohnheit 
oder äussem Zwanges überwunden wurde, scheint mir die damalige deutsche 
Entwicklung nicht wohl erklärlich, wenn wir nicht auch einer weitverbreiteten 
Ueberzengung Einfluss zugestehen, dass der umfassendere Verband zugleich 
im wohlverstandenen Interesse der Theile lag, so liess sich dieses Moment 
jenem Streben gegenüber offenbar nur geltend machen, wenn mau fiir ein 
Ganzes eintrat, bei welchem die Bürgschaft vorlag, dass es auch ein Ganzes 
bleiben werde. Es kann doch zweifelhaft erscheinen, ob ein so festgewurzelter 
Grundsatz des fränkischen Staatsrechtes selbst bei einem Wechsel der Dy- 
nastie so leicht seine Beseitigung gefunden hätte, wenn man der Einförmigkeit 
der fränkischen Staatsordnung nicht überhaupt widerstrebt hätte, wenn statt 
der Theilungen von oben herab nun nicht eine Theilung von unten herauf zu 
befurchten gewesen wäre. Den Stammherzogen konnte man wohl noch Unter- 
werfung unter einen König zmnuthen ; von einer Theilung unter Königssöhne 
konnte ihnen gegenüber nicht mehr die Rede sein. Und wäre das nun einheit- 
liche Königthum durch die Herzoge noch ungleich mehr beschränkt gewesen, 
als wirklich der Fall war, so müsste das doch für die Weiterentwicklung we- 
niger bedenklich erscheinen, als der Zustand, welcher der fränkischen Staats- 
verfassung durchaus entsprechend eingetreten wäre, wenn die Sühne Ludwigs 
des Deutschen ihre Theilreiche weiter vererbt hätten. Wäre es deiimach auch 
richtig, dass im fränkischen Reiche in andern Beziehungen die Grundlagen 
des Staatslebens gesundere waren, als im spätem deutschen Reiche, in jenem 
einen und unerlässlichsten Punkte zeigt uns dieses einen überaus wesentlicheu 
Fortschritt. 

Sehen wir nun aber davon ganz ab, so wird man Roth einerseits darin 
durchaus zustimmen müssen, dass die Befugnisse des Ganzen im fränkischen 
Reiche weiter griffen, als im deutschen Reiche. Man wird andererseits auch 
nicht einfach sagen können, dass sie dort an und für sich zu weit gingen, die 
Theile zu sehr beengten. Ein unbedingter Massstab scheint mir da zu fehlen. 
So lange die fränki.sche Herrschaft sich wesentlich auf Gallien beschränkte, 
wo es zwar in keiner Weise an Mannichfaltigkcit der Gestaltung felüte, aber 
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doch vielfach an schärferer Ahgränzung für dieselbe, wo der Umstand hiiizii' 
kam, dass das germanische Staatswesen sich über römischer Grundlage erhob, 
eine zahlreiche romanische Bevölkerung von jeher an grössere Einrörmigkeit 
des Staatslebens gewöhnt war, da mochte eine solche weder zu entbehren 
sein, noch drückend emi>funden werden; zumal ja die fränkische Verfassung 
die Selbstregierung nicht ausschloss, ihren germanischen Charakter nicht ver- 
läuguete. Und doch wird es auch da schon beachtenswerth sein, dass gerade 
in dem überwiegend deutschen Theile des Reichs, wo jene Gründe, welche mir 
in den auf Rüraerboden entstandenen Staaten die grössere Einheit vorzugs- 
weise zu bedingen scheinen, grossentheils entfielen, in Änstrasien, ein Streben 
auf Sonderstellung 'Sehr bestimmt hervortritt, dessen man kaum Herr gewor- 
den sein dürfte, wenn nicht gerade das herzogliche Geschlecht Austrasiens es 
gewesen wäre, von dem die Wiederherstellung des Reiches ausging; es er- 
innert da doch manches an einen spätem Hergang, an den Einfluss, den die 
Erhebung des Saclisenherzogs zum ostfränkischen Könige auf die Beseitigung 
sächsischer Trennungstendenzen übte. 

Jedenfalls ist es aber etwas anderes, wenn jene fränkische Verfassung 
nun auch auf die in geschlossenen Massen sitzenden deutschen Stämme, auf 
das italienische Königreich ausgedeht wurde ; es wird doch nicht zu läugnen 
sein, dass man sich durch Einrichtungen, welche dort vielleicht gar nicht an- 
ders gewünscht wurden, hier im höchsten Grade beengt fühlen konnte. Nicht 
als ob ich annähnie, es wäre damals möglich gewesen, etwa die Sachsen bei 
ihrer freien Volksverfassung, die Baiern bei ihrem hergebrachten Herzogthume 
zn belassen und dennoch eine genügende Einheit des Ganzen zu erhalten. 
Gewiss nicht ! Nur dann wäre das möglich gewesen, wenn die Fügung des 
Ganzen ein Werk freier Uebereinstimmung, ein Ergebniss der Ueberzeugung 
von der Nothwendigkeit des Ganzen gewesen wäre, nicht ein Werk des 
Zwanges. Liess ein solches Reich sich überhaupt Zusammenhalten, so pflichte 
ich Roth vollkommen bei, dass das auf anderem Wege kaum zu erreichen 
war, dass der zunächst nöthige Zwang nur in sulchen Formen zu üben, nur 
von ihnen zu erwarten war, dass sie in Verbindung mit der Stütze, welche die- 
Einheit der kirchlichen Ordnung bot, mit der Zeit genügend ausgleichend 
wirken würden, um die Unterordnung der Theile nicht mehr als Ergebniss des 
Zwanges fühlen zu lassen. Man kann auch zugeben, da.ss der Durchgang 
durch ein solclies straffer organisirtes .Staatswesen in den verschiedensten 
Richtungen wohlthätig gewirkt hat. Aber davon kann ich mich nicht über- 
zeugen, dass eine Staatsordnung, welche auf engem Kreis beschränkt, durchaus 
angemessen sein mochte, auch bei einer so weiten, so Verschiedenartiges ein- 
schliessenden Ausdehnung noch dem auch von Roth als germanisch zugege- 
benen Streben nach Beschränkung der Befugnisse des Ganzen auf Haupt- 
sachen entsprochen haben sollte ; ich kann mir nicht wohl denken, dass das 
Widerstreben, auf welches die fränkische Staatsordnung überall stiess, ledig- 
lich ein Widerstreben gegen staatliche Ordnung überhaupt, nicht zugleich in 
weiter Ausdehnung ein Widerstreben gerade gegen diese Ordnung gewesen 
sein sollte. Nicht die fränkische Verfassmig als solche möchte ich als nnger- 
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manisch hezeicluieii, gehe sogar gern zu, dass der römische Einfluss, so weit 
er sich geltend machte, in karolingischer Zeit mehr zurficktrat ; was mir dem 
gennanischen Wesen zu widerstreben scheint, ist eine Ausdehnung dieser Ver- 
fassung auf so verschieden geartete Theilc; nicht blos in Hauptsachen, sondern 
auch in einer Menge von Nebensachen, welche an und für sich einer Regelung 
durch das Ganze gewiss nicht bedurften. War die Verfassung an und für sich 
gut, was ich ni(rht bestreite, durften die Befugnisse der Zentralgewalt nicht 
geringer sein, so lag der Fehler darin, dass man das Reich zu weit aasdehnte; 
war eine solche Ausdehnung des Reiches uüthig, so war diese Verfassung 
mindestens auf die Dauer dafür nicht die entsprechende. Dass sich auf Gmiid- 
lage einer andern Verfassung sehr Verschiedenartiges Jalirhunderte lang zu- 
sannnenhalten liess, hat später das deutsche Kaiserreich gezeigt. 

Allerdings bestreitet Roth, dass im fränkischen Reiche die Einheit über 
das Nothwendige hinausgegangen .sei. Man kann das nun vielleicht für das 
Merovingerreich zugeben, und es doch für das Karolingerreich lusstreiten; man 
kann es selbst für dieses zugeben, wenn man nicht das an und für sich einem 
solchen Reiche Angemessene ins Auge fasst, sondern den Umstand, dass es 
durch Zwang zusammenziilialten war. Was hier entscheidend sein dürfte, ist 
die Beantwortung der Frage, ob diese Verfassung den Verschiedenheiten der 
Theile dennoch so weit Rechnung trug, dass zu hoffen war, dieselben würden 
sich ihr auch dann noch fügen, wenn Zeiten eintraten, wo ein genügender 
Zwang nicht ausgeübt werden konnte, daneben auf den guten Willen der Theile 
gerechnet werden musste. Wenn ich das bezweifle, so müsste eine Beweis- 
führung freilich sich W’eiter ausdehnen, als hier irgend statthaft .sein kann. 
Aller gerade die fränkische Verfassung ist ja in neuerer Zeit so gründlich 
erörtert, dass es jedem leicht ist, sich da selbst ein Urtheil zu bilden. Und 
dieses Urtheil scheint sich doch durchweg zu der Ansicht zu neigen, dass Karl 
der Grosse den verschiedenen Interessen zwar einen gewissen Raum gestattete, 
sie aber doch so weit beschränkte oder beschränken musste, dass der Trieb, 
das sie umfassende Band zu sprengen, sich regte, wo nur immer Gelegenheit 
dazu geboten war. 

Icli begnüge mich, da auf einen Funkt hinzudeuten, den die folgenden 
Untersuchungen mir mehrfach nahe legten. Man pflegt grosses Gewicht darauf 
zu legen, dass Karl der Grosse die einzelnen Stammrechte beliess nach dem 
Grundsätze der Persönlichkeit des Rechts, üb der Grundsatz in der Aus- 
delmung, wie wir ihn hier finden, als germanisch zu betrachten ist, mag zweifel- 
haft erscheinen ; manchen Reichstheilen, insbesondere Italien gegenüber, trägt 
die Massregel jedenfalls zunächst den Charakter der Einführung einer fi'än- 
kischen Einrichtung, die dort bisher fremd war. Es handelt sich da nun zu- 
nächst nicht um eine Sonderstellung des Theils, sondern der einzelnen Person 
im Theile; ich denke, man hat das damals eher vom Gesichtspunkte einer 
Befugniss des Reichsganzen aufgefasst, allen Reichsangehürigen, insbesondere 
den dnreh das ganze Reich zerstreuten Franken, ihr Recht gegenüber dem 
Sonderrechte der Theile zu verbürgen. Damit blieb nun allerdings da, wo die. 
Rechtsgenossen in geschlossenen Massen zu.sammensassen, thatsächlich eine 
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gewisse Sonder.stellung dos Theils erhalten. Einen Beweis dattir, dass die 
Reichsordnung solche Sonderstellungen an und für sich erhalten wollte in 
•Sachen, welche gemeinsamer Regelung nicht nothwendig bedurften, «-ird man 
darin kaum sehen dürfen ; die Belassung der .Stammrechte musste insbeson- 
dere auch nach der fränkischen Auffassung dieser Dinge zunächst als etwas 
.so selbstverständliches erscheinen, wie die Belassung der Volkssprachen und 
Dialekte ; und es finden sich ja .\ndeutungen, dass man die Verschiedenheit 
der Rechte nur .als nothwendiges Uebel betrachtete, es vorgezogen hätte, ein 
allgemeines Reichsrecht an die .Stelle zu setzen. Wäre jener erste Gesichts- 
punkt der massgebende gewesen, so hätte man vor allem auch die Weiter- 
bildung der Einzelrechtc der Autonomie der Rechtsgenossen überlassen müssen. 
Davon ist nicht die Rede. Wo die Rechtsgenossen zerstreut lebten, konnte 
ohnehin von Weiterbildung durch sie selbst, auf dem Wege der Uebung nicht 
mehr die Rede sein. Wo in einzelnen Landestheilen wenigstens ein Recht das 
herrschende war, fehlte es an den Organen und an der Befugniss zur auto- 
nomen Weiterbildung des Rechts. Denn diese Befugniss wurde durchaus für 
das Ganze in Anspruch genommen ; machte sie sich vielfach schon geltend bei 
der ersten Fixirung der Rechte, so stand es auch weiterhin nur der Zentral- 
gewalt zu, die einzelnen Rechte zu ändern und zu ergänzen. Eben die Besei- 
tigung aller Autonomie der Einzelkreise scheint mir in der karolingischen Ver- 
fassung vorzugsweise das dem deutschen Wesen Widerstrebende zu sein. 
Hätte die Zentralgcwalt sich begnügt, darniter zu wachen, dass die autonome 
Rechtsbildung den Interessen des Ganzen nicht zu nahe träte, sich das Zu- 
stimmungsrecht Vorbehalten, so würde das als nüthige Befugniss des Ganzen 
anzuerkennen sein. Aber der Weg war der miigekehrtc. Das ohne Betheiligung 
der Rechtsgenossen entstandene Gesetz wird diese» zugesandt ; wo von Ein- 
holung nachträglicher Zustimmung die Rede ist, ist das bedeutungslose Form, 
da die Möglichkeit der Verwerfung fehlt, mir überhaupt nach den betreffenden 
.Stellen scheint, dass man dabei in erster Linie lediglich ein genügendes Be- 
kanntwerden der Gesetze im Auge hatte. 

Man wird auch schwerlich behaupten können, dass die zentrale Gesetz- 
gebung sich nur auf Hauptsachen beschränkt, nicht vielfach auch sehrGering- 
fügiges einförmig für d.as ganze Reich oder doch ohne Theilnahme des be- 
treffenden Theils geordnet habe. Und mit dieser Beseitigung der Autonomie 
der Theile hat die Zentralgewalt meiner Ansicht nach nicht allein eine Befug- 
niss in Anspruch genommen, die zur Erfüllung ihrer Zwecke nicht nüthig, 
sondern auch eine Befugniss, der sie, wenn man überhaupt die Besonderheiten 
im Rechte nicht sogleich durchgreifend beseitigen konnte, beim besten Willen 
nicht gewachsen war, der sie sich nur in so unvollkommener Weise entledigen 
konnte, dass das Bedürfhiss eines Antheils der Rechtsgenossen an der Gesetz- 
gebung sich nur um so lebhafter geltend machen musste. Die folgenden Unter- 
suchungen haben mir das überall nahe gelegt. Italien war anerkannt das Land, 
welches sich im Reiche der selbstständigsten Stellung erfreute; Roth geht 
sogar 80 weit, blosse Personalunion anzunehmen. Unter deutscher Herrschaft 
mag davon die Rede sein können. Auch die deutschen Herrscher haben Ge- 
es 
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Setze für Italieu gegeben, welehe zum Tlieil, wie die Gesetze über den Kampf, 
aufs tiefste in das Keclitsleben eingriffen. Ueberall sehen wir, dass diese Ge- 
setze niclit auf dem Papiere blieben, dass sie zu allgemeinster Geltung gelaug- 
ten. Aber sie waren auch erlassen vom deutschen Herrscher als Könige Ita- 
liens unter Zuziehung der Grossen und Rechtsgelehrten des Landes, mochte 
er diese nun in Italien selbst oder auch zu Strassburg oder Zürich um sich 
versammelt haben. Nicht .so in fränkischer Zeit. .Schon Waitz hat gezeigt, 
wie sehr die Annahme einer weitgreifenden .Sonderstellung Italiens zu be- 
schränken sei. In ausgedehntester Weise hat Karl der Gro.sse filr allgemeine 
Reichsgesetze, selbst für Gesetze, welche zunächst nur auf Ergänzung eines 
bestimmten Volksrechtes berechnet waren, Geltung auch in Italien bean- 
sprucht. Gewisse Gesetze sind dann nur für Italien erlassen. Aber auch da 
fehlt jede Spur, dass Karl sie na<-h vorheriger Berathnng mit den Grossen 
Italiens erlassen, jede .Spur, dass er ihre Gültigkeit von einer nachherigeii 
Zustimmmig im Lande abhängig gemacht hätte. Und man wird nicht zu weit 
gehen mit der Behauptung, dass die fränkische Gesetzgebung in Italien oft in 
möglichst ungeschichtcr Weise eingegriffen hat, ohne alles Verständniss der 
be.sondem Rechtsverhältnisse des Landes; dass dort Bestimmungen angewandt 
werden sollten, welche auf Grundlage des dortigen Rechtszustandes gar nicht 
anwendbar waren, welche dort geradezu unverständlich sein mussten, welche 
denn auch gar nicht oder nur höchst unvollkomimm in das thatsächliche 
Rechtsleben übergegangen shid. Die folgenden Untersuebungnn werden dafür 
eine Reihe von Belegen bringen. Insbesondere l>ezüglich eines Hauptgegen- 
standes derselben, der Scheidung zwischen Richtern und Urtheilem, welche 
den Longobarden unbekannt, durch die fränkische Gesetzgebung in Italien 
eingefiihrt wurde ; wir werden sehen, wie lange es dauerte, bis man sich da 
nur einigermasseu zurechtfaud ; ja es wird sich mit F ug behaupten lassen, dass 
man in einzelnen Landestheilen, so im Spoletinischen, nie zu einer klaren Auf- 
fassung über die Scheidung der Funktionen des Richtens und des Urtheilens 
gelangt ist, dass sie wenigstens in der Fassung der Urkunden hier auch dann 
noch nicht zu festem Ansdi'ncke gelangt war, als nach Jahrhunderten das 
ganze System überhaupt wieder beseitigt wurde. .Solchen Ergebnissen gegen- 
über kann ich mich doch nicht überzeugen, dass im fränkischen Reiche nicht 
eine Einförmigkeit erstrebt wurde, die weiter ging, als die Interessen des 
Staatsganzen das erforderten, als mit den berechtigten .Sonderinteressen der 
Theile vereinbar war. 

Dann aber wird man auch kaum Roth zustimmen können, wenn dieser 
S. 22 amiimmt, der Zustand der Auflösung, wie er der festem Herausbildung 
eines deutschen Reiches im zehnten Jahrhunderte vorherging, sei nicht Folge 
der ungeeigneten Verfassung, .sondern nur des zeitweise» Zerfalles der Zeutral- 
regiemng gewesen. Allerdings, wurde diese Verfassung immer von Herrschern 
gehaudhabt, wie Karl der Grosse, so würde die Auflösung vielleicht nicht ein- 
getreten sein ; aber eine schlechtweg entsprechende Verfassung wird ganz un- 
gewöhnliche Begabung des Herrschers nicht als Regel voraussetzen dürfen. 
Eben so wenig wird zu läugnen sein, dass eine Regierung, wie die Ludwig des 
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Kindes, bei der besten Verfassung zmii Zerfalle fuhren kann. Aber wenn ein 
Widerstreben gegen die Verfassung, Tendenzen zur Aufldsting überhaupt nicht 
vorhanden waren, so würde die eine Regierung doch kaum hingereicht haben, 
dass sich unter Kourad und Ileinrich nicht alsbald die Zentralgewalt in alter 
W’eise wiederhergestellt hätte. Zutreffender möchte es sein, wenn v. Wyden- 
brugk sagt: „Die Bewegung jener Zeit i.st die rückläufige Bewegung einer für 
die .Staatsidee noch nicht reifen Gesellschaft; sie strebt aus dem sie beengenden 
.Staate in die natürliche Unabhängigkeit der Theile zurück, aus welchen sie 
entstanden. “ Vielfach hat es sich damals zweifellos nur um den Widerstand 
gegen staatliche Ordnung überhaupt gehandelt; solchem wrird nur überlegene 
Gewalt gewachsen sein. Aber man wird doch kaum schlechthin sagen dürfen, 
dass die Deutschen, wenn sie der fränkischen .Staatsordnung widerstrebten, 
desshalb überhaupt für grössere Staatenbildung wenigstens noch nicht reif 
gewesen seien. Dem beengenden Drucke jener gegenüber mochte man aller- 
dings bereit sein, zum andern Extrem überzugehen, das Ganze einfach wieder 
in die Theile zu zerschlagen, aus denen es entstanden war. Fehlte aber der 
staatenbildende Sinn überhaupt, widerstrebte man jeder grossem Einheit, so 
würden auch die Mittel gefehlt haben, ihre Aufrechthaltung in früherer Weise 
zu erzwingen. Konrad ist das nicht gelungen. Das Bewusstsein, dass das 
Eberhard oder einem andern zunächst auf die Franken sich stützenden Nach- 
folger noch weniger würde gelingen können, scheint sich deutlich genug aus- 
zusprechen. 

Vielleicht möchte sich behaupten lassen, dass Heinrich, auf Franken und 
tiachsen gestützt, in der Lage gewesen sei, die Erhaltung der Einheit auch in 
der beengenden fränkischen Auffassung zu erzwingen. Aber dass sich Hein- 
rich in dieser günstigem Lage befand, scheint mir auch schon wesentlich ein 
Ergebniss der Einsicht zu sein, dass die alte Btaatsordnung nicht aufrecht zu 
halten sei. Wurde der Sachsenherzog König des ostfränkischen Reiches, so 
kann das doch nur als ein Opfer betrachtet werden, durch welches der bisher 
herrschende .Stamm die Einheit zu erhalten suchte ; und wenn der neue König 
dagegen den Eberhard als Vorsteher der Franken anerkannte, so war damit 
schon ausgesprochen, dass die zu erhaltende Einheit eine .Sonderstellung der 
Stämme nicht ausschliessen solle. Ileinrich hat es dann zweifellos als sein 
Recht betrachtet, auch von den andern Stämmen als König anerkannt zu 
werden ; aber wenn er diesen ihre Herzoge und weitgreifende .Selbstständigkeit 
beliess, so wird man das doch nicht lediglich auf den Mangel ausreichenden 
Zwanges, um mehr zu erreichen, zurückfdhren dürfen. Eine vom Erbrechte 
der karolingischen Dynastie und etwa dem Rechte des herrschenden Stammes 
unabhängige Befugniss des Königtliums auf Herrschaft gerade über diese 
Stämme Hess sich auf keinen bestimmteren Rechtstitel gründen, als auf den 
der Nothwendigkeit der Erhaltung des engeren, bereits herkömmlichen Ver- 
bandes ; miabhängig von einer Staatsordnung, welche nur ein Recht der Dy- 
nastie, aber weder ein Recht der Theile auf Selbstständigkeit, noch aber 
andererseits auf Erhaltung eines grossem Verbandes kannte, war langsam 
unter dem Einflüsse der thatsächlichen Entwicklung die Anschauung gereift. 
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das» wenigstens die .Stämme des Ostens geeinigt bleiben müssten, wenn auch 
das Gesummtreich zerfiel. Man wird die Reihe der hier ausschlaggebenden 
Thatsachen mit dem Vertrage von Verdun beginnen können, wird dann ins- 
besondere der Erliebung Arnulfs und was daran sich knüpft die grösste Be- 
deutung l>eilegen müssen. Als die Reihe der karolingischen Herrscher schloss, 
war das Herkommen fest genug gewurzelt, um als Recht sich geltend machen 
zu lassen. So wenig ich die Herrschaft Heinrichs und seiner Nachfolger ein- 
fach als eine Fortsetzung der fränkischen betrachten mag, so wenig könnte ich 
der mehrfach ausgesprochenen Ansicht bei()flichten, dass nach dem Aussterben 
der Karolinger ein Recht des Ganzen überhaupt nicht habe beansprucht wer- 
den können, es lediglich davon abgehangen habe, ob die nun rechtlich selbst- 
ständigen Herzoge zu Gunsten eines neuen Königthums auf gewisse Befugnisse 
verzichten wollten. Wenn aber das Königthum sein Recht auf das Ganze doch 
wesentlich nur ableiten konnte aus einer Iierkömmlich gewordenen Lage der 
Dinge, so durfte es auch einen andern Zustand nicht unbeachtet lassen, der 
sich im Gegensätze zur fränkischen .Staat.sordnung inzwischen gleichfalls her- 
kömmlich entwickelt hatte, eine grössere .Selbstständigkeit der Stämme, die 
im Stammherzogthume ihren schärfsten Ausdruck fand. Beide Rechte waren 
nicht unvereinbar; aber es war nicht durchführbar, das eine geltendzu machen 
und das andere schlechthin zu verneinen ; wenn Heinrich, wie er das eine tür 
sich aufs bestimmteste in Anspruch nimmt, so auch das andere zugesteht, so 
ist damit zuerst wieder ein fester Rechtsboden gewonnen, der sich meiner 
Ansicht nach auf der einen, wie auf der andeni .Seite auf dem Wege des Her- 
kommens gebildet hat, weder als Ergebniss blossen Zwanges, noch als eine 
nothgedrungene Verschlechterung dei' fränkischen .Staatsordnung zu betrach- 
ten ist 

Hatte das deutsche .Staatswesen vor dem fränkischen die Untheilbarkeit 
der Befugnisse des Ganzen voraus, so ist zuzugeben, dass diese Befugnisse 
selbst zunächst sehr dürftige waren. .\l$ das, w'as damals grössere Einheit 
hinderte, pflegt mau die .Sonderinteressen der .Stämme zu betrachten. Wenn 
Roth .S. 5 ff. ausfuhrt, dass man den .Stammesgegensätzen zu grosses Gewicht 
beilegt, so kann man ihm darin durchaus beistimmen, dass nicht sie es gewesen 
sind, welche schliesslich das Reich zersetzten. Aber das schliesst nicht aus, 
dass die damals sich geltend machenden auflösenden Tendenzen vorzugsweise 
auf ihnen beruhten, dass wenn damals, wie es doch sehr wohl im Bereiche der 
Möglichkeit lag, das ostfrünkische Reich sich aufgelöst hätte, das doch vor 
allem durch das Sonderstreben der .Stämme bewirkt wäre, dass, wenn eine 
Auflösung nicht erfolgte, das vorzugsweise dadurch erreicht wurde, dass man 
jenem genügende Rechnung trug. R. macht in seiner bezüglichen Erörterung 
ein Moment geltend, dem ich da massgebende Bedeutung nicht zugestehen 
möchte; nämlich ein Uebergewicht des fränkischen .Stammes auch der Ge- 
sanimtheitder übrigen .Stämme gegenüber, wie sich das allerdings ergibt, wenn 
man neben der Ausdehnung des Gebiets auch Zahl und Wohlstand der Be- 
völkerung in Rechnnng bringt. Aber nur, wenn man Franken im engem Sinne 
und Lothringen als Einheit fasst ; und das scheint mir für die hier vorliegende 
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Frage iinzuläitsig. Wulil iüt Luthriugen , weuigüteiis der IIauptma^.>.e nach, 
fränkischen Stammes und fränkischen Rechtes; wühl ist die Absuheidung 
Lothringens zunächst lediglich das Ergebniss politischer Eintheilungen. Aber 
R. ist ja darin mit mir einverstanden, dass auch der Stamm, so weit er als 
politischer Faktur in Betracht kommt, nicht auf ursprüngliche Verschiedenheit 
zurückgehen muss, Ergebniss geschichtlicher Entwicklung sein kann. Für den 
nächsten Zweck scheint es mir nur darauf anzukuiumen, ob der Theil, nach- 
dem der zeitweise Grund der Scheidung furtgefallen ist, sich wieder als zum 
früheren Ganzen gehörig betrachtet, oder aber auch jetzt noch gewillt ist, an 
der gewonnenen Sonderstellung festzuhalten. Und letzteres war hier doch 
zweifellos der Fall. In den Bewegungen jener Zeit ist der Gegensatz zwischen 
Lothringen und Franken ein gewiss nicht minder auilösendes Moment, als der 
Gegensatz der andern Stämme. Und das ist ja auch immer so geblieben ; so 
weit in der spätem Reichsverfassuug Franken als das llauptland erscheint, 
ist Lothringen nicht weniger Nebenland, als Sachsen oder Baiem, wie sich 
das leicht erweisen lassen würde; zeigen sich hie und da noch Momente engeren 
Zusammenhanges, so würden sich denen andere schärferen Gegensatzes ent- 
gegenstellen lassen. Mit Rücksicht auf die .Stamme.seinheit möchte es immerhin 
richtiger sein, da von einem Gegensätze der Länder, als der Stämme zu reden. 
Aber auf die grössere oder geringere Genauigkeit des Ausdruckes wird da 
wenig ankoininen; es handelt sich um die grossen Theile des Reichs, welche 
innerhalb desselben das Bennisstsein engerer Zusammengehörigkeit hatten und 
das in der Rcichsverfassung zur Geltung zu bringen wussten ; war dafür we- 
nigstens überwiegend zunächst der .Staminesgegensatz massgebend, so wrird 
der Ausdruck auch da, wo er weniger entspricht, für die hier zu behandelnden 
Fragen nicht irreleiten können. 

Diese Staiumesgegensätze nun, welche damals den Fortbestand der Ein- 
heit bedrohten, zunächst nur eine luckere Fügung des Ganzen ermöglichten, 
können doch in keiner Weise mit der Feudalität in nähern Zusammenhang 
gebracht werden ; wenn sie sich trotzdem geltend machten, scheint mir das ein 
Beweis, dass das Streben nach Selbstständigkeit der Theile auch ganz unab- 
hängig von der Feudalität bei den Deutschen vorhanden war. 

Hier überhaupt schon die Feudalität in Rechnung zu bringen, wii'd nur 
etwa der Umstand nahe legen , dass damals äusserlich der Gegensatz der 
•Stämme oder Länder seinen bestimmtesten Ausdruck darin fand, dass jedem 
ein Herzog Vorstand, dass die Unterwerfung der Herzoge unter den König in 
der Form vasallitischer Koinmendation erfolgt sein wird, wohl auch die Auf- 
fassung eingegriffen haben mag, dass sie ilii' dem Könige übergebenes Land 
von diesem als Beneücium zurückerhalten ; wissen wir nicht bestimmter, dass 
die Unterwerfung der Herzoge unter Heinrich gerade in diesen Formen ge- 
schah, so mögen wir es immerhin annehmen, da schon in fränkischer Zeit 
sulche Formen bei entsprechenden Verhältnissen angewandt waren. Aber 
schwerlich wird man behaupten können, dass das Vorhandensein der .Sache 
durch das Vorhandensein dieser Formen irgendwie bedingt war, dass man den 
Herzogen eine solche -Stellung gab, weil man unter dem Einflüsse des feudalen 
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SUaUgtKlanken.'' dieselbe als für die Interessen des Ganzen ausreicliend be- 
trachtet hätte. Der Begriff eines dem Königthuine untergeurdneten Uerzug- 
thiuiis reicht in Zeiten zurück, wo von Vasallität, .Seniorat und Benefizialwesen 
noch nicht die Rede war; es liezeichnet uns weniger ein sich zersetzendes, als 
ein sich bildendes .Staatswesen ; es handelt sich um Gebiet«*, denen man den 
eigenen Herrscher noch belassen, wo man sich damit begnügen muss, durch 
die persönliche Verpflichtung die.ses auch sein Gebiet wenigstens für die Be- 
ziehungen nach aussen den Zwecken des . Staates dienstbar zu machen. Das 
erstarkende fränkisclie .Staatswesen wusste dieses Verhältniss zu beseitigen; 
aber da man sich damit nicht begnügte, der .Selbstständigkeit der Stämme 
selbst keinen genügend freien .Spielraum liess, griffen diese in Reaktion da- 
gegen auf das alte Verhältniss zurück; und dem auf wesentlich neuen Grund- 
lagen sich gestaltenden deutschen Königthiime blieb nichts übrig, als das 
Verhältniss zunächst so hinzunehinen, wie es dassellie vurfand. Fand sich 
dafür jetzt die liestimmtere Fonn der Vo.sallität, so i.st das für die .Sache ganz 
bedeutungslos ; die .Stellung der Herzoge zum Königthume wäre keine andere 
gewesen, wenn jene Formen überhaupt nicht vorhanden waren ; das Vorhan- 
densein des Herzogthums ist nicht Ergebniss des Aufkommens der Feudalität, 
sondern auf die Verbindung des ohnehin vorhandenen Herzogthums mit dem 
Ganzen wurden die damals üblichen Formen für die Eingehung eines beson- 
dern Treuverhältnisses zuin Könige angewandt. 

Dass sich eine .Stellung, der der damaligen deuLschen Herzoge entspre- 
(diend, auch auf Grundlage der Feudalität hätte bilden können, wie sie sich 
später wirklich so gebildet hat, ist richtig ; ebenso, dass in solchem Falle erst 
durch das feudale Herzogthum oder Fürstenthum der schärfere Gegensatz der 
Stämme und Länder sich hätte entwickeln können. Dann aber hätte der Weg 
ein ganz anderer sein müssen. Hätte es etwa in dem einheitlichen fränkischen 
Reiche als regelmässige Beamte über den Grafen Herzoge gegeben, grösseren 
Verwaltungsbezirken vorgesetzt, welche ohne nähere Rücksichtnahme auf die 
vorhandenen Verschiedenheiten den Bedürfnissen des Ganzen gemäss gebildet 
worden wären, wären diese Herzoge dann unter dem Einflüsse der sich ent- 
wickelnden feudalen .\n.schauungen aus Beamten zu blossen Vasallen geworden, 
hätten sie die Befugnisse der Krone in ihrem Bezirke dauernd an sich und 
ihre Familie zu bringen gewusst, oder hätte sich etwa die missatische Gewalt 
in solclier Weise umgestalten können, so läge freilich eine feudale Entwicklung 
vor. Und dann bedürfte es weiter nur eines Hinweises auf Lothringen, wenn 
dieses auch thatsächlich nicht als Amtssprengel , sondern als Herrschafls- 
sprengel ausgeschieden wurde, um nahe zu legen, wie sich durch solche feu- 
dale Entwicklung Gegensätze der .Stämme oder Länder hätten ausbilden 
können, welche ohnedem nicht vorhanden gewesen wären oder sich wenigstens 
nicht politisch geltend gemacht haben würden. Dass sich auf diesem Wege 
das deutsche .Stainmherzogthum nicht gestaltet hat, bedarf beiner Ausführung. 
Eine andere Frage ist freilich die, ob das Bestehen eines solchen, in seiner 
Entstehung vom Feudalismus unabhängigen, dann aber den Formen desselben 
eingepassten Herzogthums nicht zum spätem Durchdringen der Auffassung 
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beigetrageu hat, dass auch das vom Könige frei verliehene Amt als Lehen zu 
betrachten sei ; und das möchte ich nicht gerade in Abrede stellen. 

Will man nun trotzdem den Zusammenhang de.s Ilerzogthums mit den 
feudalen Formen betonen oder wenigstens behaupten, dass nicht der Olegen- 
satz der Stämme selbst, sondern das dem Feudalismus wenigstens verwandte 
Ilerzogthum es gewesen sei, was damals ein deutsches Reich in Frage stellte, 
dann wenigstens die lockere Fügung desselben verschuldete, so wird darauf zu 
erwiedem sein, dass beides nicht durch einander bedingt war, dass ein Sonder- 
streben der Stämme auch ohne Ilerzogthum sich geltend machen konnte und 
geltend gemacht hat. Ich finde daher auch keinen Widerspruch darin, wenn 
ich, wie Roth S. 17 hervorhebt, einerseits in der selbstständigem Stellung 
der Stämme eine (Jewähr für den Bestand des Ganzen, andererseits aber in 
dem Stammherzogthume ein bedenkliches Moment der deutschen Verfassung 
finde. Das letztere wird natürlich nicht in Frage zu stellen sein; und wenn ich 
in der noch wesentlich auf dem .Stammherzogthume beruhenden Verfassung 
des Reichs unter Heinrich einen Fortschritt sehe, so ist es nicht, weil ich in 
derselben eine genügende Ordnung schon erreicht, sondern weil ich sie darin 
angebahnt finde. In einer Stellung, wie sie insbesondere Amulf von Baiem 
noch eingeräumt werden musste, mag man nach der einen .Seite hin immerhin 
ein Ergebniss des Zersetzungsprozesses des fränkischen Reiches sehen. Man 
wird sie aber eben so wohl fassen können als einen ersten .Schritt zur festem 
Einfügung Baiems in das sich aus jenem entwickelnde deutsche Reich. 

Wie schnell die.se migenügenden Anfänge überwunden s»Tirdcn, ist be- 
kannt. Im grössten Theile des Reichs, in Franken, Lothringen und .Sachsen, 
ist das .Stammherzogthum eine rasch vorübergehende Erscheinung. Will man 
die Sonderstellung der Länder im Reiche mit dem Feudalismus in Verbindung 
bringen, so ist doch zu bedenken, dass dieselbe zum grössten Theile nie zu 
einem feudalen Ausdruck gelangt ist. Bei der Fügung des ge.saramten Kaiser- 
reiches liegt das auf der Hand. Den Königreichen Italien und Burgund bleibt 
ihre Sonderstellung in grösster Ausdehnung gewahrt; aber einen feudalen 
Rückhalt hat dieselbe nie gewonnen ; wir finden Reichsbeamte für das ganze 
Königreich, aber seit der Uebergangsstellung Berengars kein Lehenskönig- 
thum. Wir können davon absehen; im deutschen Königreiche selbst finden 
wir wesentlich entsprechende VfThältnisse. Trotz der so scharf ausgeprägten 
.Sonderstellung .Sachsens hat es nie eine Lehensgewalt gegeben, welche die 
dem Ganzen über .Sachsen zustehenden Befugnisse an sich gezogen, als V^asall 
der Krone geübt hätte. Und umgekehrt, hätte eine Sonderstellung .Sachsens 
im Reiche auch ganz gefehlt, es würden nichtsdestoweniger die Reichsbeamten 
in einzelnen Theilen Sachsens der allgemeinen Entwicklung gemäss zu Feudal- 
herren geworden sein. Trotz des fehlenden .Stammherzogthums war aber die 
Sonderstellung .Sachsens oder Lothringens im Reiche nicht geringer, als die 
Baierns oder Schwabens. Der Unterscliied gegen die frühere Gestaltung liegt 
vor allem in der Zulassung weitgreifender Autonomie ; die Rechtsverhältnisse 
wurden nicht mehr in fränkischer Weise vom Zentralpunkte aus vom Könige 
mit den Grossen des ganzen Reichs auch in Nebensachen geordnet; die Fülle 
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der ReicliHjresetze hört .iiif; so wi'it Hie Regelung aueh der öffentlichen Ver- 
hältnisse, die Weiterentwicklung des Rechts nicht dem Theile überhaupt 
überlassen blieb, war solches vom Könige im Lande Sachsen selbst oder doch 
mit Zuziehung der sächsischen Grossen zu erledigen, während bei der gemein- 
samen Regelung der Verhältnisse des Ganzen den sächsischen Ständen das- 
selbe Recht Zustand, wie den fränkischen ; es war eine Sonderstellung, durch 
welche dem Königthuine die unmittelbere Uebung der Hoheitsrechte selbst 
nicht entzogen, dasselbe nur genöthigt war, sie in einer Weise zu üben, in 
welcher bald die Selbstständigkeit, bald die Gleichberechtigung des Landes 
zu genügendem Ausdrucke gelangte. 

Anders lagen diese Verhältnisse allerdings in Baicrn und Schwaben. 
Hier war das .Stammherzogthum nicht etwas rasch vorübergehendes, nur 
durch die besondere Lage der Zeitverhältnisse hervorgerufenes; es stand hier 
in engster Verbindung mit althergebrachten Einrichtungen, man wird hier 
sagen dürfen, der Stamm erstrebte nicht allein grössere Selbstständigkeit 
überhaupt, sondern er erstrebte sie auch in dieser besonderen Form. Dass 
dieses .Streben durch sulche \’erknüpfung mit dem Sonderinteresse der Her- 
zoge einen für die Interessen des Ganzen bedenklichem Charakter gewann, ist 
gewiss. Aber das Bedenklichste war doch weniger das Zusammenfällen des 
Herzogthums mit dem .Stamme, als eine Obennässige Ausdehnung der herzog- 
lichen Befugnisse und der L'm.stand, da.ss dieselben nicht geübt wurden kraft 
freier Uebertragung durch den König, sondern als selbstständiges und vererb- 
liches Recht; wenig-stens die .Stellung Aniulfs von Baiem hat man gewiss 
nicht anders aiifgefa.sst. Aber da werden wir sagen müssen, dass dieses Ver- 
hältniss sich zunächst durchaus im .Sinne grösserer Kräftigung der Rechte des 
Ganzen entwickelte. Die wichtigsten Befugnisse, wie die Verfilgung über die 
Reichskirchen, konnte das Königthum bald wieder selbst in die Hand nehmen, 
trotz des Fortbestehens des Herzogthums die ausgedehntesten Herrscherrechte 
im Lande selbst üben. Und mochte es anfangs scheinen, das Ilerzogthum 
werde sich entwickeln zu einer selbstständigen und erblichen Herrschergewalt, 
wie sie einst die jkgilollinger übten, so ist davon ja bald genug nicht mehr die 
Rede; Roth selbst betont .S. 12, wie die meisten Herzoge ihrem Herzogthume 
fremd waren; das Herzogthum wurde zu einem vom Könige frei zu besetzenden 
Reichsamte. Zu alledem gelang es dann mit der Zeit durch Exemtionen den 
.Sprengel zu verkleinern, das Zusammenfallen von Stamm und Herzogthum 
aufzuhelien, ohne dass das auch hier den engem Zusammenhang und die Son- 
derstellung des .Stammes beeinträchtigt hätte. Was sich von Resten des 
.Stammherzogthumes erhielt, hat als solches auf den siiätern Zerfall des Reiches 
keinen Einfluss geübt; es ist übergegangen in das neuere Feudalfürstenthum, 
ohne für den Charakter desselben bestimmend zu sein. 

.Stanimherzogthum und Feudalfürstenthum scheinen mir zwei ganz we- 
sentlich verschiedene Faktoren in der Entwicklung der Reichsverhältnisse zu 
sein. Jenes tührt sein Recht nicht auf das Ganze, sondern auf den Theil zu- 
rück ; es stellt sich dem werdenden Reiche in den Weg, wird aber von dem 
sich kräftigenden Reiche überwunden, weil das, was ihm Halt und Berechtigung 
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verlieh, das Streben der Stäuiuie nach selbstständiger Stellung, auch in an- 
derer Fumi befriedigt werden konnte und genügende Befriedigung fand. Das 
auf andern Grundlagen beruhende Feudalfiir.stenthura dagegen hat die ge- 
wonnene Einheit wieder aufgelüst, indem es ohne engem Zusammenhang mit 
jenem Gegensätze der Stämme sich der Rechte des Ganzen in Theilen der 
Theile bemächtigte und damit diese eben so wohl zersetzte, als das Ganze. 
Auf den Weg vom llerzogthurae zum Amte folgt der vom Amte zum Lehens- 
fürstenthume ; was dort den Ausgang, bildet hier das Ende der Entwicklung; 
beide Wege mögen schon nebeneinander hinlaufen ; ein gewisser Einfluss der 
altem Gestaltung auf die neue mag stattgefunden haben, zumal in Böhmen 
und andern dem Reiche loser zugefügten Gliedern jene auch später noch ihren 
Ausdruck fand ; aber die wesentlich verschiedene Grundlage wird doch nicht 
zu verkennen sein. Wann und wie die Reichsämter zu Lehen geworden sind, 
ist eine Frage, die wohl noch eingehenderer Erörterung bedürfen möchte; mir 
scheint, dass man im allgemeinen den Abschluss der Entwicklung zu früh setzt. 

Ein reiner Feudalstaat ist Deutschland auch in den nächstfolgenden Jahr- 
hunderten noch nicht geworden. Roth weist .S. 28, durchaus in Uebereinstim- 
mung mit meiner oben angedeuteten .\ufi‘assung, darauf hin, dass die Ver- 
hältnisse zu Ende des zehnten Jahrhunderts bei einer Vergleichung erwarten 
lassen sollten, dass das deutsche Königthum sich konsolidiren, das franzö- 
sische völlig verfallen würde. .\ber ich denke, dass solche Auflassung noch 
für viel spätere Zeiten berechtigt ist. Auch im zwölften Jahrhunderte ist das 
deutsche Königthum da noch im entschiedensten Vortheile. Das reine Feudal- 
system, welches die Theile des Staats lediglich durch den Treueid des Lehens- 
türsten mit der Krone in Verbindung setzt, ist in Deutschland noch in keiner 
Weise durchgednmgen ; hat das Amt im allgemeinen die Eigenschaften des 
Lehen angenommen, so unterscheidet sich das Amtslehen doch noch in wesent- 
lichen Beziehungen von andern Reichslehen ; die überaus beschränkte Erblichkeit, 
welche das deutsche Lehnrccht gestattet, wird noch nicht durch Gesammt- 
l>elehnungen umgangen; und abgesehen von seinen wichtigen dienstherrlichen 
Rechten steht dem deutschen Königthumc noch eine Reihe landrechtlicher, 
auf dem allgemeinen Unterthanen verbände beruhender Befugnisse zu, von 
welchen in Frankreich nicht die Rede ist. Mochten sich hier auch schon die 
ersten Ansätze zur Anbahnung des Bnichs mit dem Lehensstaate zeigen, min- 
destens lagen die Sachen noch so, dass eine solche Aufgabe in Deutschland 
ungleich leichter imd schneller gelingen konnte. 

Ich gehe nicht genauer darauf ein, da die Richtigkeit meiner Behauptnng 
nicht in Frage gestellt ist. Denn Roth geht S. 30 sogleich auf das dreizehnte 
Jahrhundert über; und dass da Deutschland und Frankreich gerade das um- 
gekehrte Verhältniss zeigen, gebe ich aufs Ijereitwilligste zu. Ein Gegensatz 
der Auflassung zeigt sich nur in soweit, als ich darin hauptsächlich eine Folge 
äusserer Umstände sehe, welche unsere Herrscher von der in Deutschland zu 
lösenden Aufgabe abzogen, während R. das Hauptgewicht auf den Mangel 
organisatorischer Thätigkeit bei unsern Königen legt. Dass .solche Thätigkeit 
in Deutschland damals fehlte, ist gewiss ; aber eben nur jene äussem Umstände 
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scheinen mir bewirkt zu liabeii, dass sie fehlte, nicht etwa Mangel an Befabi* 
gung oder Einsicht auf Seiten unserer Herrscher. Xeliiiien wir an, ein fran- 
zösischer König liätte zwar, wie da.s bei unscnn Heinrich VI gewiss der Fall 
war, die Beseitigung des Lehensstaates ins Auge gefasst, wäre aber durch die 
Aussichten auf den Erwerb eines fernen Königreiches, wie Sizilien, davun ab- 
gelialten ; es hätten dann lange Zeit in Frankreich Gegenkönige sich gegen- 
übergestanden ; es hätte weiter ein französischer König, nachdem er kaum in 
Frankreich seine Herrschaft wieder einigermasseii befestigt, den .Schwerpunkt 
derselben nach .Sizilien verlegt, und mn die Durchführung seiner dortigen Plane 
zu ermöglichen, in dem der Scheinregierung unmündiger .Söhne überlassenen 
Frankreich jedem Wunsche der feudalen Gewalten willfahrt, statt ihnen ent- 
gegenzutreten : würden unter solchen Verhältnissen nicht in Frankreich die 
Ergebnisse auch bei grösster Befähigung der Herrscher dieselben gewesen 
sein? und würden wir, insofern alle diese Verhältnisse bedingt gewesen wären 
durch den Erwerb .Siziliens, nicht auf diesen äussern Umstand das Haupt- 
gewicht zu legen haben? Nehmen wir umgekehrt an, es hätten sich damals in 
Deutschland solche hindernde Einflüsse nicht geltend gemacht, so berechtigt 
uns auch kaum etwas zu der Annahme, es würde unsem Herrschern an der 
nöthigen organisatorischen Thätigkeit gefehlt haben. Wie bestimmt schon 
Friedrich I den Bruch mit dem Lehensstaate ins Auge gefasst hatte, zeigt uns 
sein Wirken da, wo ihm in Italien die Möglichkeit zur Durchrührung desselben 
geboten war ; ich hofle nachweisen zu können, dass schon unter seiner Regie- 
nmg der Feudalismus in Italien für die grössern Verhältnisse des Staatslebcns 
überwunden wurde, dass das Land, so weit man nicht einer andern Richtung, 
der auf städtische .\utunumie, nachgeben musste, grossentheils amtsweise für 
das Reich verwaltet war. .\m wenigsten wird dann Friedrich II eine hervor- 
ragende Befähigung gerade in dieser Richtung abzusprechen sein. Man darf 
da nicht blos auf die Organisation .Siziliens verweisen, wo der Weg schon am 
meisten geebnet war. Ich werde im zw'eiten Bande dieser Arbeit genauer eiii- 
gehen auf die einheitliche Organisation Italiens in den letzten Zeiten des Kai- 
sers, die thatsächlicii überall durchgefiihrt war, wo man sich nicht in offener 
Rebellion befand. Gelang es Friedrich, dieser Herr zu werden, wie das wenig- 
stens bis zu dem entscheidenden Misslingen vor Parma nicht gerade unwahr- 
scheinlich war, so war Italien auch ein durchaus einheitlich organisirtes Staats- 
wesen, das weder Feudalfiirstcn, noch städtische Selbstn'gierung mehr kannte, 
welches bis in die untersten Kreise hinein von Beamten regiert wurde, welche 
durchaus abhängig waren vom Willen des Herrschers. 

Wenn auch eine Lösung gerade in diesen P'omien in Deutschland nicht 
zu erwarten gewesen wäre, so sehe ich doch nicht ab, wesshalb eine den dor- 
tigen Verhältnissen entsprechende Lösung der Aufgabe Friedrich D nicht ge- 
lungen sein sollte, wenn er sich ihr vor allem hätte widmen wollen. Als das 
entsclieideude betrachte ich da allerdings die Ersetzung der Lehensfürsten 
und Lehensgrafeu durch Beamte. Dass dafür in Deutschland die Möglichkeit 
nicht vorhanden gewesen, dort sich die allgemeine Richtimg der Zeit auf Bruch 
mit dem Lehensstaate nicht geltend gemacht hätte, wird man nicht behaupten 
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können. Demi nach einer Seite liin ist dieser damals wirklich erful)(t. Roth 
weist S. 30 iin Anschlüsse an meine Darstellung ganz richtig darauf hin, dass 
derselbe Prozess, den ich filr das Reich im Ganzen verlange, sich weiter in 
den einzelnen Fürstenthümem zu vollziehen hatte. Und da hat er sich, wie ich 
das in den spätem Theilen der Forschungen über den Reichsfiirstenstand ge- 
nauer nachzuweisen gedenke, wirklich vollzogen; und zwar ziemlich entspre- 
chend der französischen Entwicklung. Zeitlich fast genau Ubereinstinunend 
lässt sich beispielsweise der Prozess im Uerzogthume Baiern verfolgen ; kein 
Jahrhundert hat es gedauert, um im ganzen Uerzogthume, von kaum bennens- 
werthen Ausnahmen abgesehen, die Lehensgrafen duroli Beamte zu ersetzen. 
Und dieser Prozess würde kaum ein anderer gewesen sein, wenn an der Spitze 
des Herzogthums statt des Lehensfürsten ein kaiserlicher Beamter gestanden 
hätte. Jenen durch diesen zu ersetzen, konnte aber der Auffassung der Zeit 
nicht ferner liegen, als die Ersetzung des Grafen durch einen herzoglichen 
Amtmann. Friedrich I hat 1180 einen sulchen Schritt noch nicht gewagt, wie 
ihn damals auch die Fürsten bezüglich der Grafschaften noch nicht wagten ; 
Heinrich VI würde unter entsprechenden Verhältnissen in Baiern kaum anders 
vorgegangen sein, wie in Meissen; was Friedrich U, wenn er in Deutschland 
wirklich geherrscht hätte, gethan haben würde, kann nicht zweifelhaft sein ; 
glaubte er doch selbst von Italien aus die erledigten Fürstenthümer Oester- 
reich und Steier durch Reichshauptleute verwalten lassen zu können. Und 
wenn in Frankreich der Uebergang sich dadurch vollzog, dass königliche Baillis 
und Prevöts an die Stelle der Lehensgewalten traten, so beruhte ja auch in 
Deutschland später die unmittelbare Reichsverwaltung auf der ganz entspre- 
chenden Einrichtung der Landvogteieu des Reichs ; nicht die Sache blieb der 
ReicEsverfassung fremd, sondern das frühere Versäumniss war nicht mehr 
einzuholen, es gebrachen aus Gründen, welchen wir nicht näher nachgehen, 
die Mittel, solche Einrichtungen nach und nach über das ganze Reich aus- 
zudehnen. 

Roth ist natürlich durchaus mit mir einverstanden, wenn ich einen sol- 
chen Bruch mit dem Lehensstaate ftir nothwendig halte. Aber er findet S. 18 
darin meinerseits eine Inkonsequenz, weil demnach das, was ich als germa- 
nischen Staatsgedanken bezeichne, was ich für das zehnte Jahrhundert als 
Hinderaiss einheitlicher Gestaltung betrachte, nun doch im dreizehnten einer 
sehr ausgedehnten Konzentration Platz machen solle. Ich kann auch da nur 
erwiedem, dass Feudalismus und Selbstständigkeit der Theile in keinerlei 
nothwendigem Zusammenhänge stehen. .So wenig mir im zehnten Jahrhunderte 
die .Selbstständigkeit der Stämme durch das Fortbestehen des Stammherzog- 
thums bedingt zu sein scheint, so wenig im dreizehnten eine grössere Selbst- 
ständigkeit der Fürstensprengel durch das Fortliestehen des Lehensftir- 
stenthuras. 

Da erhebt sich nun freilich die Vorfrage, ob damals nicht etwa die alte 
Gliederung des Reichs durch den Feudalismus schon so zersetzt war, dass für 
eine vom Rechte der Lehensgewalten unabhängige .Selbstständigkeit der Theile 
eine geeignete Grundlage überhaupt nicht mehr vorhanden war. ln einer spä- 
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t^m Zeit ist das in vielen Reichatheilen zweifellos der Fall gewesen. Aber 
doch nur desshalb, weil der siegende Feudalismus sich seit der Mitte des drei- 
zehnten Jahrhunderts an keine der Schranken mehr band, w'elche früher in 
öffentlichem Interesse beim .iVmtslehen noch aufrecht erhalten waren, weil nun 
insbesondere, wie einst im fränkischen Reiche, die Hoheitsrechte als theilbarer 
Privatbesitz der Fürstenfamilie behandelt wurden. Der dadurch begründete 
Zustand darf uns nicht täuschen über die Gestaltung, wie sie im zwölften und 
im Beginne des dreizehnten Jahrhunderts noch rorlag. Nach oben hin bestand 
die einheitliche Verfassung der Hauptländer des Reiches noch immer fort, ob- 
wohl ein feudaler Ausdruck für sie durchaus fehlte ; sie trat äiisserlich insbe- 
sondere noch immer hervor in den vom Könige für die einzelnen HauptJäjider 
gehaltenen Hoftagen oder in Landtagen, zu denen sich die Fürsten der Länder 
versammelten. Nach unten hin hat eine Auflösung der Grafscliaftssprengel in 
so früher Zeit, als gewöhnlich angenommen wisd, im allgemeinen nicht Platz 
gegriffen, wenn ich da irgend den Ergebnissen von Untersuchungen trauen 
darf, welche gerade auch diesen Gegenstand fortwährend beachteten. Sind in 
manchen Reichstheilen die Funktionen der Grafschaft auf die Cent oder son- 
stige Unterabtheilung derselben übergegangen, so liegt doch auch da einerseits 
noch immer eine althergebrachte Gliederung zu Grunde, während das anderer- 
seits auch die Aufrechthaltung des Gesammtverbandes , wenn nicht in der 
Person des Vasallen, doch in der des Lehensherrn nicht immer ausgeschlossen 
hat. Ich glaube nachweisen zu können, wie willkürliche, die alte Gliederung 
überhaupt nicht berücksichtigende Auflösung der Grafschaften erst im drei- 
zehnten Jahrhunderte sich bestimmter geltend macht. Zwischen den Hanpt- 
ländern und den Grafschaften bilden dann die Fürstensprengel ein Mittelglied. 
Nun sind doch auch diese nur zum geringsten Theile mehr willkürlich gestaltet; 
sie entsprechen doch vielfach einer Gliederung, welche auch unabhängig vom 
R<-chte des Fürsten so vorhanden gewesen sein würde, in welcher die engeren 
.Sonderinteressen einzelner Landestheile recht wohl ihren angemessenen Aus- 
druck finden konnten. Wo der .Sprengel sich auf Grundlage der Mark oder 
einer Ausscheidung der Mark aus dem Herzogthume entwickelt hatte, tritt das 
am deutlichsten hervor. Die Lösung äusserer, schon früher loser verbundener 
Glieder vom Herzogthume musste wrieder dieses selbst nur um so mehr als 
einheitliches Gebiet erscheinen lassen. Auch wo im Innern des Reichs ein 
Fflrstensprengel erst später bestimmter hervortritt, wie etwa die Landgraf- 
schaft Thüringen, fusst derselbe wohl auf einer althergebrachten, vom Rechte 
des Fürsten ganz unabhängigen .Sonderstellung des Theils. Wurden, wie nicht 
selten der Fall, einem Bischöfe alle Grafschaften seines kirchlichen .Sprengels 
verliehen, so war schon durch diesen ein engerer Zusammenhang der Theile 
begründet, .\nders konnte das freilich sein, wo es sich um eine mehr zufällige 
Vereinigung verschiedener Grafschaften in der Hand eines Fürsten handelte, 
ein geschlos.sener Fürstensprengel gar nicht vorzuliegen scheint Aber audi 
da gestaltet sich das Verhältniss viel einheitlicher, wenn wir beachten, dass 
es für nnsem nächsten Zweck nicht darauf ankommt, was ein Fürst Ul)erhaupt 
an Grafschaften, theils als Vasall des Reichs, theils alier als Vasall der 
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wenn bei konsequenter Beseitigung des Feudalsystems die Grafschaften regel- 
mässig zunächst an den heimgefallen wären, von dem sie geliehen waren. .So 
liegen allerdings insbesondere die Grafschaften der Herzoge von Meran ganz 
zerstreiiL Aber für diesen Prozess bilden sie überhaupt kein Ganzes ; hei der 
Erledigung fiel ein Theil an das Reich, ein anderer an den Bischof von Bam- 
berg, ein dritter an den von Brixen. Die Gewalt der thüringischen Landgrafen 
in Hessen war ganz unabhängig von ihrem Fürstensprengel; nicht an das 
Reich, sondern zunächst an Mainz fielen die dortigen Grafschaften heim. 

Wenn es bei der nachfolgenden Entwicklung nur theilweise den Fürsten ge- 
lang, die Lehensgrafen zu beseitigen, sehr häufig auch diese sich bei ihrer 
Feudalgewalt zu behaupten und dieselbe zur Landeshoheit auszudehnen wuss- 
ten, so täuscht uns das leicht über das Gewicht, welches dieses, jetzt oft kaum 
noch erkennbare, damals sehr wohl beachtete Verhältniss auf den Verlauf des 
ganz.en Prozesses hätte gewinnen müssen ; eine Karte, welche uns die damalige 
Gliederung des Reichs nicht im Anschlüsse an die Besitzer, sondern an die 
Lehenrührigkeit der Grafschaften zur Anschauung brächte, würde kein so 
buntes Bild bieten, als die spätere thatsächliche Entwicklung das voraus.setzen 
lässt. Und wenn in einzelnen Landestheilen die feudale Gliederung allerdings 
über eine oder wenige Grafschaften nicht hinausreicht, so finden sich da doch, 
auch abgesehen von dem Zusammenhänge der grossen Hauptlande, nicht selten 
dauernde engere Verbände zur Wahrnehmung gemeinsamer Interessen, er- 
wachsen hu Anschlüsse an althergebrachte .Sonderstellungen oder auch nur an 
das sich geltend machende Bedürfniss ; fehlte die einheitliche feudale Gewalt, 

.so fehlte es darum nicht nothwendig auch an einer den geschlossenen Fürsten- 
sprengeln entsprechenden Gestaltung. Fast überall hätte sich b«‘i der Wieder- 
herstellung einer unmittelbaren Reichsverwaltung eine Gliederung vorgefunden, 
welc,he durchweg geeignet war, eine auf der Gemeinsamkeit von .Sonderinte- 
ressen beruhende Selbstständigkeit der Theile zu ermöglichen und zugleich den 
Zwecken der Reichsverwaltung zu dienen. 

Die .Stellung der Theile zu einander und zum Ganzen hätte nun die Er- 
setzung des Lehensfürsten durch einen Reichsbeamten zunächst ganz unberührt 
lassen können. Dieser Beamte würde, wenn wir da von den entsprechenden 
Vorgängen iti Italien ausgehen wollen, vielleicht zunächst den feudalen Titel 
fortgeführt haben, würde einfach in die .Stelle des Lehensfürsten eingetreten 
.sein ; die Stellung der amtsweise gesetzten Markgrafen und Grafen in Italien 
ist dem Lande gegenüber keine andere, als es die der belehnten war; der 
grosse Unterschied liegt nur darin, dass jene vom Kaiser nach seinem Belieben 
gesetzt und entsetzt wurden, von seinem Willen abhängig waren. Der Name 
thut da freilich wenig zur Sache ; auch als später Generalvikare und Vikare 
an die Stelle traten, blieb die alte Gliederung selbst im wesentlichen davon <■' 

unberührt. In Italien ist das allerdings von geringerer Bedeutung; das Streben 
nach Selbstregierung und Autonomie hatte sich hier durchweg anf die engsten 
Kreise des Staatslebens zurückgezogen, um sich in dieser Richtung um so 
energi.scher geltend zu machen; ein lebhafteres Interesse für eine .Sonder- 
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Stellung der grössem Verbände scheint durchweg gefehlt zu haben, sie dienten 
hier wesentlich nur den Zwecken der Keichsverwaltung; auch die willkürlich- 
sten Aenderungen desselben würden kaum auf erheblichen Widerstand ge- 
stossen sein. 

Ganz anders würde das zweifellos in Deutschland gewesen sein. Es mag 
misslich sein, ein sicheres Urtlieil darüber aussprechen zu wollen, wie eine 
thatsächlich nicht erfolgte Entwicklung sich gestaltet haben würde. Aber die 
unvollendet gebliebenen Anfänge derselben, der Vergleich mit andern entspre- 
chenden Entwicklungen können da doch ein ziemlich begründetes Urtheil er- 
möglichen. Und ich denke, es würde die Behauptung kaum zu willkürlich sein, 
dass wenn es damals dem Künigthume gelingen sollte, die Feudalgewalten zu 
beseitigen, wenn es dabei durch den Widerstand der Theile selbst nicht aufs 
empBndlichste gehindert sein wollte, das nur erreichbar war, wenn man Bürg- 
schaft bot, dass nach Beseitigung des Fürsten nicht auch das Sonderrecht des 
Fürstensprengels selbst beseitigt wurde ; die Verhältnisse scheinen mir da 
durchaus entsprechend zu liegen, wie im zehnten Jahrhunderte, wo es gleichfalls 
meiner Ansicht nach nur dadurch möglich wurde, das Stammherzogthum zu 
beseitigen oder doch seiner bedenklichsten Seiten zu entkleiden, dass man auch 
unabhängig davon den Stämmen selbst ihre .Sonderstellung beliess. Denn we- 
nigstens ein Moment der spätem Entwicklung scheint mir aufs bestimmteste 
dafür zu sprechen. Der Krone gegenüber war der Feudalismus durchaus sieg- 
reich, bei ihr fand er keinen Widerstand mehr l)ci dem Werke der Zersetzung 
des Ganzen und auch der Theile. .\ber den Theilen gegenüber ist er da doch 
oft genug auf bestimmten und erfolgreichen Widerstand gestossen, ihnen gegen- 
über kann man ihn nicht als schlechthin siegreich bezeichnen. Der feudalen 
Auffassung, dass die Uoheitsrechte über den Theil vor allem als ein nutzbarer 
Besitz der landesherrlichen Familie zu betrachten sind, der wie jeder andere 
den mannichfachsten Theilungen und Vereinigungen unterliegen kann, stellt 
sich vielfach aufs schärfte eine andere entgegen, welche statt des Rechtes des 
Fürstenhauses das Recht des Landes betont, nach der einen Seite seine Ein- 
heit, nach der andern seine Sonderstellung der feudalen Auffassung gegenüber 
vertheidigt, keine Theilung überhaupt oder wenigstens keine die Einheit aus- 
schliessende Theilung duldet, aber ebenso auch da, wo der Erbgang oder son- 
stige Erwerbstitel zu umfassendem Vereinigungen führen, eifersüchtig die 
.Sonderstellung des Landes wahrt Auch dabei handelt es sich doch wieder 
um eine Erscheinung des deutschen Staatsicbens, welche mit dem Feudalismus 
nicht zusammenhängt, ihm vielmehr entgegentritt, welche mir ein weiteres 
Zeugniss dafür zu sein scheint, dass diese unter den verschiedensten Verhält- 
nissen entsprechend wiederkehrenden ErscheiAingen nicht als blosses Ergeb- 
niss geschichtlicher Entwicklung, dass sie als etwas dem Zuge des deutschen 
Wesens Entsprechendes zu betrachten sind. 

Sollten wir nun nicht zu dem Schlus.se berechtigt sein, dass die Länder 
sich bei einem Uebergange von einem LehensfÜrsten an das Reich nicht anders 
verhalten haben würden, als beim Uebergange von einem Fürsten auf den 
andern? Allerdings lässt sich eine umfassendere Geltendmachung jener Auf-. 
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fassuiig erst in späterer Zeit iiachweiseii, allerdings tritt sie vielfach zu spät 
ein , um den zersetzenden Einflüssen des Feudalismus noch geuUgend vor- 
lieugen zu können ; man könnte versucht sein, ihr Aufkommen überhaupt nur 
auf die Reaktion gegen die erst mit der Zeit bestimmter hervortretenden Wir- 
kungen des reinen Feudalstaates zuriickzufiihren. Aber ich meine doch, wenn 
solche Erscheinungen in der uns zunächst beschäftigenden 2^it weniger be- 
stimmt sich uacliweisen lassen, so wird der Grund zunächst nur darin zu suchen 
sein, dass es eben an Veranlassung dazu fehlte. Die Theilungen, welche für 
den nächsten Zweck überhaupt weniger ins Gewicht fallen, sind noch unbe- 
kannt; Anden sich Vereinigungen mehrerer Fürsteusprengel, so handelt es sich 
durchweg um von einander entlegene, verschiedenartige Gebiete, bei welchen 
von Beeinträchtigung der Sonderstellung durch die Vereinigung von vomherem 
kamn die Rede sein konnte. Es scheint mir da nur ein einziger Fall vorzu- 
liegen, der geeignet ist als Massstab zu dienen, bei dem nun aber auch alle 
dazu wünschenswerthen Vorbedingungen in einer Weise zutreffen, wie das 
günstiger kaiuu denkbar wäre. Es handelt sich um Uesterreich und Steier, 
um zwei Länder, unmittelbar aneinander gränzend, ohne schärfere Gegensätze, 
beide auf möglichst gleichartiger Grundlage erwaclisen ; mu Länder, bei wel- 
chen nicht allein die frühe Vereinigung unter einem Fürsten zutriflFl, bei welchen 
auch der Umstand, dass sie im dreizehnten Jahrhunderte dreimal in unmittel- 
barer Venvaltung des Reichs waren, einen unmittelbaren .Schluss auf die Ver- 
hältnisse gestattet, welche uns hier zunächst beschäfligen. Wie sehr aber 
dieser Fall für meine Auflassung spricht, werde ich kaum audeuten dürfen. 
Wenn die in das zwölfte Jahrhundert zurUckreichende, selten unterbrochene 
Vereinigung beider Länder unter einem Fürsten bis heute nicht dazu geführt 
hat, ihre staatliche .Sonderstellung ganz zu verwischen, so wird man in diesen 
Verhältnissen doch nicht überall den Feudalismus als das Massgebende be- 
trachten können. Die Vereinigung .Steiers mit Oesterreich, wie sie durch den 
Erbvertrag von 1186 begründet wurde, führte zum erstenmale dazu, dass 
nicht das Sonderrecht eines Fürsten, sondern das Sonderrecht eines Landes 
demselben ausdrücklich verbürgt und verbrieft wurde. Und an dieser Sonder- 
stellung würde die dauernde Ersetzung des Fürsten durch Reichsbeamte nichts 
geändert haben, ln keiner Weise hat man dieser widerstrebt; man betrachtet 
die unmittelbare Verwaltung durch das Reich als eine Gunst, welche die Steirer 
sich 1237 ausdrücklich verbriefen lassen. Aber aufs bestimmteste hält man 
gleichzeitig an dem .Sonderrechte des Landes fest ; mau kann wohl sagen, dass 
die Bereitwilligkeit, dem Reiche unmittelbar zu unterstehen, vielfach gerade 
durch die Auffassung bedingt erscheint, dass damit eine ausreichendere Ge- 
währ für die hergebrachte .Sonderstellung gewonnen sein werde. Es ist er- 
klärlich, weim das bestimuitcr bei demjenigen der beiden Länder hervortritt, 
welches der geschichtlichen Entstehung der Verbindung und der ganzen Sach- 
lage nach als das Nebenland erscheinen konnte. Friedrich 11 hat nicht allein 
alsbald das steierische Landesrecht in vollem Umfange bestätigt, sondern ins- 
besondere den .Steirern verbrieft, dass, wenn es ilir eigener Wunsch sein solle, 
wieder unter einem Fürsten zu stehen, das Land nicht wie bisher dem Fürsten 
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von Oesterreich, sondern einem eigenen Fürsten verheilen werden solle. Nicht 
anders gestaltete sich das, als die L-ande aus den Händen Ottokars von Böh- 
men, der sie unter vielfacher Verletzung ihrer .'Sonderrechte amtsweise hatte 
verwalten lassen, zur Zeit König Rudolfs wieder unniittelhar ans Reich kamen; 
es mag genügen, auf die Auffassung von Lorenz hinzuweisen, der diese Dinge 
zuletzt behandelte, der aufs bestimmteste betont, wie sogleich alle Massregeln 
der Reichsgewalt auf eine den Landrechten mehr angepasste Anschauung der 
Regierung, auf die Restauration vorottokarischer Zustände, auf die Wieder- 
herstellung der alten Rechtsbasis gerichtet waren. Der Feudalgewalt gegen- 
über, welche der Rechte des Ganzen sich bemächtigt hat, weiter nun auch das 
.Sonderrecht der Theile zu beseitigen sucht, ist es hier eben das Ganze, welches 
für dieses eintritt. 

Diesen Verhältnissen gegenüber wird sich kaum behaupten lassen, dass 
der Bruch mit dem Lehensstaate auch die .Selbstständigkeit der Länder habe 
vernichten müssen ; alles scheint dafür zu sprechen, dass jener damals über- 
haupt nur unter Aiifrechthaltung dieser durchführbar gewesen sein würde. 
Das zugegeben, würde dann freilich gegen meine Auffassung vielleicht der 
Einwand erhoben werden, dass unter solcher Voraussetzung der Bruch mit 
dem Lehen.sstaate überhaupt keinen Werth gehabt haben, die Macht des 
Ganzen durch die Stände der Einzelländer dann ebenso gelähmt gewesen sein 
würde, als durch die Lehensfürsten. Es könnte ein solcher Einwand insbe- 
sondere naheliegcn, wenn wir uns vergegenwärtigen, wie vielfach allerdings 
später mehrere Länder in der Hand eines Fürsten vereinigt gewesen sind, ohne 
dass die in den Landständen ihren Ausdruck findende Sonderstellung der 
Länder es zu einer grössern Gemeinsamkeit bezüglich der dringendsten An- 
gelegenheiten gelangen liess. Aber es handelt sich da doch um ein wesentlich 
verschiedenes, vielfach eben durch den Feudalismus bedingtes Verhältniss. 
Die Person des Fürsten trat zwischen das Ganze und die Gesammtheit der 
ihm unterworfenen Theile, er machte eine zentrale Gesetzgebung und Verwal- 
tung unmöglich, welche auch auf die Theile eingewirkt, sie in den Hauptsachen 
dem Willen der Gesammtheit unterworfen, eine grössere Gemeinsamkeit da 
angebahnt hätte, wo ein wirkliches Bedürfniss sich geltend machte. Er selbst 
aber repräsentirte den ihm unterworfenen Ländern gegenüber in keiner Weise 
ein staatliches Ganze; ein Recht, dieselben als Ganzes zu behandeln, bestand 
nicht; häufig in Folge der Zersetzung aller natürlichen Gliederungen durch den 
Feudalismus nicht einmal eine engere Gemeinsamkeit der Interessen, wrelche 
vom Gesichtspunkte des Bedürfuisses der Theile selbst die Erstrebung grös- 
serer Einheit hätte rechtfertigen können. Nur das Privatinteresse des Fürsten 
mochte in vielen Fällen daraufhindrängen; wenn man diesem sich nicht fügte, 
sich nach Vernichtung der nöthigen Befugnisse des berechtigten Ganzen mit 
Zäliigkeit auf die Vertheidigung der .Sonderrechte gegen fürstliche Willkür 
(«schränkte, dabei schliesslich selbst das eigene wohlverstandene Interesse 
nur zu leicht übersah, so wird uns das nicht den Massstab abgeben dürfen, 
um zu beurtheilen, was der Erfolg gewesen wäre, wenn im dreizehnten Jahr- 
hunderte unter Belassung der .Selbstständigkeit der Theile die Befugnisse des 
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Ganzen über die Theile wieder unmittelbar in die Hand des Königs gekuiunien 
wären. Hier bandelte es sich um die festere Wiedereintüguug der Theile in 
das höhere Ganze, nicht um die äusserliche Verbindung gleichberechtigter 
Theile ; hier kam nicht hi Frage, ob das BedUrfniss zur AViedereinräumung 
wenigstens der nöthigsten Befugnisse an das Ganze drängen würde, sondern 
diese Befugnisse bestanden von vornherein in weitgreifender Weise noch zu 
Rechte; liier waren Organe zur Uebung und Weiterbildung dieser Befugnisse 
nicht erst zu schaffen, sie waren in doppelter Gliederung, in Reichstagen und 
Laodeshotlagen vorhandeu, deren Umbildung der alhuähligen Umgestaltung 
der Verfassung gemäss sich leicht vollzogen haben würde. Mit der unmittel- 
baren Unterstellung der Fürstenthüiner und ihrer Stände unter das Reich 
würde sich zunächst voraussichtlich eine dreifache Gliederung ständischer 
A’ersammlungen ergeben haben. Aber die gesammte vollziehende Gewalt, nicht 
blos für das Ganze, sondern auch für die Theile, wäre in einer Hand vereinigt 
gewesen. Wenn der König nicht blos an der Spitze der Reichsversammlung 
stand, wenn er, wie er früher an die Stelle der Stammherzoge getreten, so 
nun auch selbst oder durch einen freigesetzten Beamten in die Stelle des 
Fürsten eintrat, so hätte darin doch gewiss die genügendste Bürgschaft ge- 
legen, dass die Sonderstellung der Theile nicht zu überwuchernder Geltung 
liätte gelangen können, diuss dem Reiche auch später geblieben wäre, was 
nach dem jedesmaligen Bedürfnisse der Zeit ihm bleiben musste. Aber auch 
den Theilen, was ihnen ohne Beeinträchtigung des Ganzen bleiben mochte. 
War in Deutschland der Bruch mit dem Lehensstaate ebenso BedUrfniss, wie 
in Frankreich, so hätte er darum dort nicht zu gleicher Gestaltung führen 
müssen, wie hier. Wenn dieser Bruch in Deutschland nur in den Theilen, nicht 
in dem Ganzen erfolgte, so hat das nicht blos das Recht des Ganzen, sondern 
vielfach auch die berechtigtsten .Sonderinteressen der Theile beeinträchtigt; die 
Zwittergestaltung des deutschen Feudalfürstenthums ist in seiner schliesslichen 
Ausbildung mit dem einen so mivereinbar gewesen, als mit dem andern. 

.Solche Erwägungen Uber das, was hätte werden können, mögen manchem 
als fruchtlose Beschäftigung ersclieinen. Aber wenn sie nicht blosses Ergeb- 
niss einer von den historischen Thatsachen absehenden Refle.\ion sind, wenn 
sie sich stützen auf gewissenhafte Prüfung der Sachlage, wie sie in einer be- 
stimmten Zeit wirklich vorhanden war, der Tendenzen, welche sich in derselben 
geltend machten, so scheinen sie mir durchaus geeignet, einer mehr einseitigen 
Auffassung der Bestrebungen vergangener Zeiten vorzubeugen. Das, was 
später geworden ist, täuscht uns zu leicht über das, was von einem thatsäch- 
lich vorhandenen Zustande aus noch hätte werden können, uud damit über den 
Werth, welchen «ir den Bestrebungen der Zeit, dem Thun und Lassen der 
einzelnen Personen vom damals gegebenen .Standpunkte aus bcizulcgeii haben. 
Es ist sehr erklärlich, wenn bei der Beschäftigung mit der Vergangenheit vor 
allem das unsere Aufmerksamkeit erregt, was den später wirklich eingetre- 
tenen Zustand begründet hat, dass wir das vorzugsweise verfolgen und be- 
tonen, dass wir ihm dann aber auch für die frühere Zeit eine Bedeutung bei- 
zulegen geneigt sind, welche es damals in Wirklichkeit noch nicht hatte, welche 
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es erst für iin.s durch die nachfolgenden Ereignisse gewonnt?n hat ; wenn wir 
anderes dafür unbeachtet lassen, dem die Zeitgenossen von ihrem Standpunkte 
aus ungleich höhere Bedeutung beizumessen durchaus berechtigt waren. Das 
scheint mir insbesondere auch bezüglich des Feudalismus vielfach der Fall zu 
sein. Da er schliesslich die Reichsverfassung durchaus beherrscht hat, sind 
wir geneigt, ihm eine massgebende Bedeutung beizulegen, wo er sich irgend 
schon geltend macht ; es ist erklärlich, wenn wir mit doppelter Aufmerksam- 
keit alles beachten, was auf sein Vorhandensein und seine Wirksamkeit hin- 
deutet, während die mannichfachen Befugnisse, welche dem Könige noch kraft 
des allgemeinen Unterthanenverbandes zustanden, siirh unserer Beachtung 
leichter entziehen, ihre spätere Bedeutungslosigkeit neben dem Feudalismus 
sie für uns auch da zurücktreten lässt, wo sie thatsächlich noch ein sehr ge- 
wichtiger Faktor des staatlichen Lebens waren. Es ist weiter erklärlich, wenn 
wir geneigt sind, verwandte Verhältnisse, wie die Stellung der Reichskirchen, 
der Reichsministerialen, i'on jeher unter den Begriff des Finidalismus einzu- 
reihen, weil sie allerdings schliesslich in denseM>en ftbergegangen sind, während 
es doch bei einer frühem Wendung der Entwicklung recht wohl möglich ge- 
wesen wäre, dass gerade sie dem Königthume die si(dierste .Stütze bei einem 
Kampfe zur Beseitigung desselben gelmten hätten. .lenachdem wir aber .solches 
genügend be.achten oder nicht, wird unsere Beuilheilung der Ereignisse auch 
eine durchaus verschiedene sein müssen. Eine .Vfassregel des Königs wird uns 
vom Gesichtspunkte der spätem Entwicklung aus vielleicht durchaus tadelns- 
werth erscheinen müssen, weil s^ie thatsächlich allerdings eine Stärkung des 
Feudalismus zur Folge gehabt hat. .Suchen wir uns dagegen von jenem Ge- 
sichtspunkte ganz loszumachen, fragen wir nicht, was geworden ist, sondern 
was von der damaligen .Sachlage aus hätte werden können, was damals sogar 
noch als der wahrscheinlichere Gang der Entwicklung erscheinen musste, so 
wird sich vielleicht ergeben, dass das, was uns als Fördenmg des Feudalismus 
erscheint, vom Standpunkte der Zeit aus noch als durchaus berechtigter Ge- 
genzng gegen denselben aufznfassen war. 

So kann der schliessliche Erfolg es denn freilich auch nahe legen, das 
.Streben nach Autonomie mit dem Feudalismus zusammenzubringen, jenes als 
besondere Fomi oder als Ergebniss desselben zu betrachten und, weil der 
Feudalismus das Reich wirklich aufgelöst hat, auch jenes .Streben unter den- 
selben Gesichtspunkt zu bringen, anzunehmen, dass jede Konz.ession an das- 
selbe auch als Fördemng des Auflösungsprozesses zu betrachten sei. Ich habe 
versucht, nachzuweisen, dass es sich da um zwei wesentlich verschiedene Ver- 
hältnisse handle, welche keineswegs durcheinander bedingt sind, welche Hand 
in Hand gehen können, aber nicht müssen, welche sich in der Reichsgeschichte 
nicht selten auch in durchaus entgegengesetzter Richtung geltend machen; 
dass kein Wlderspmch darin liegt, die Uebenrindung des einen Verhältnisses 
als nothwendig zu bezeichnen, und doch das andere als vereinbar mit dem 
Bestände des Ganzen zu erklären, im Fortbestehen desselben wohl gar die 
Gewähr für diesen zu erblicken. 

Das nächste Bedürfniss der Vertheidigung oder Erläutemng früher aus- 
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ge.sprocheiier Ansichten würde mich an und für sich kaum dazu bewogen 
haben, so lange bei die.ser Frage zu verweilen. Aber gerade die relative Be- 
rechtigung, welche ich den Behauptungen des Gegners auch da, wo ich ihnen 
nicht unbedingt beistininie, durchweg zugestehen musste, machte es mir fuhl- 
l:>ar, dass es sich ihnen gegenüber weniger um weitere Begründung des von 
mir .schon früher geltend Gemachten handle, als um die Ergänzung einer Lücke 
meiner frühem Erörterungen, einer Lücke, die sich genügend daraus erklärt, 
dass mir damals jede Veranlassung zu einem Eingehen gerade auf diese Ver- 
hältnis.se fehlte, die ich aber kaum ungefüllt lassen durfte, wollte ich anders 
an der früher geltend gemachten Auffassung dieser Dinge noch ferner fest- 
halten. .Soll diese, zunächst in anderer Verbindung geltend gemacht, ihre Be- 
rechtigung behalten, so muss sie nicht blos vereinbar sein mit Thatsachen, 
welche früher nicht beachtet, später gegen sie geltend gemacht wurden, son- 
dern auch einer Prüfung von wesentlich anderen Gesichtspunkten aus gewach- 
sen sein. Und wenn ich, wie .schon gesagt, bereitwilligst zugebe, dass jede 
geschichtliche Erörterung, bei der es sich nicht um die Feststellung der That- 
.sachen, sondern um die Auffassung, um die Beurtheilung der Bedeutung der- 
selben handelt, in gewisser Weise eine einseitige sein muss, so wird sie darum 
keine nutzlose sein ; einer allgemeingültigen Auffassung, so weit davon über- 
haupt die Rede sein kann, wird man sich nur dann mehr und mehr nähern 
können, wenn für jede relativ berechtigte Auffassung möglichst alles wirklich 
geltend gemacht wird, was sich auf Grundlage der festgestellten Thatsachen 
dafür geltend machen lässt. 


lontbruck, 18t>8 Februar 3. 
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Die Forschungen ül>er die Geschichte der Reichsverfassung zunächst in 
der staufischen Periode, mit welchen ich mich seit Jahren beschäftigte, boten 
mir fortwährend ^'^eranlassung, auch diesen und jenen Punkt der Reichs- und 
Rechfsgeschichte Italiens bestimmter ins Auge zu fassen. Waren es auch zu- 
nächst die staatsrechtlichen Verliältnisse des deutschen Königreiches, denen 
ich meine Aufmerksamkeit zuwandte, so war doch nicht ausser Acht zu lassen, 
dass dieses durch Jahrlumdcrte mit zwei anderen Reichen, dem italienischen 
und dem burgundischen, vereint war. Allerdings zunächst nur durch die Person 
des Herrschers. Wird aber ein solches Verhältniss doch immer die Vennu- 
thung mannichfacluT Wechselwirkung nahe legen, so ist dasselbe gerade hier 
um so beachtenswerther , als in der kaiserlichen Würde des gemeinsamen 
Königs noch ein höherer Einigungspunkt gegeben war, der leicht den Ausgang 
bieten konnte fiir ein aihnähliges Verwischen des Unterschiedes der König- 
reiche, für eine einheitlichere Gestaltung der gesammten vom Kaiser be- 
herrschten Ländemassen. Ich glaubte daher bei Untersuchung der einzelnen 
Bestandtheile der deutschen Verfassung immer zugleich die entsprechenden 
Verhältnisse Burgunds und insbesondere Italiens beachten zu sollen, suchte 
mir zu vergegenwärtigen, in wie weit Ergebnisse der Forschung, welche bei 
einer Beschränkung auf Deutschland gesichert schienen, nun auch jenseits der 
Alpen als massgebend zu betrachten seien, in wie weit überhaupt von einer 
gemeinsamen Verfassung des Kaiserreiches oder wenigstens einer grösseren 
Annäherung der Verfassungsverhältnisse der verschiedenen Königreiche die 
Rede sein könne. 

Es ist nicht zu läugnen, dass sich da wohl im Laufe der Zeit diese und 
jene Ausgleichung ergab, dass, wenn man im zwölften Jahrhunderte begann, 
die verschiedenen Königreiche in dem einen Ausdrucke des Kaiserreichs zu- 
sammenzufassen, auch die Entwicklung der Verfassung sich in mehr einheit- 
licher Richtung bewegte ; es mag genügen, daran zu erinnern, wie mit dem 
Aufhören der dreifachen Kanzlei nun die Leitung der gesammten Geschäfte 
des Kaiserreichs in der Hand des einen Hofkanzlers vereinigt war. Aber 
überall zeigt sich doch bald, wie wenig hier von einer tiefergreifenden Aus- 
gleichung die Rede sein kann. .Sah ich mich bei meinen Untersuchungen schon 
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bezüglich Deutschlands überall auf ein Auseinanderhalten der Theile aufs be- 
stirarateste hingewiesen, ergab sich da selbst für die Verhältnisse des öffent- 
lichen Rechts, dass diese in den einzelnen deutschen Ländern vielfach ver- 
schieden gestaltet waren, dass die Gemeinsamkeit des Keinigthums doch nur 
bis zu einer bestimmten, oft schnell eireichten Gränze hin eine einheitliche 
Entwicklung der Verfassung zur Folge gehabt hatte, so machte sich das bei 
einer Beachtung der Verhältnisse des gesamniten Kaiserreiches noch ungleich 
entschiedener geltend. Weniger gilt das für Burgund, wo der Einfluss der Ver- 
bindung mit Deutschland auf die staatlichen Zustände des Landes sich man- 
nichfach verfolgen lässt. Dageaen ist es für die Entwicklung der öftentlichen 
Verhältnisse Italiens von ganz untergeordnetT Bedeutung gewesen, dass gerade 
der deutsche König zugleich König Italiens war. 

Neben grosser Mannichfaltigkeit im Innern stellt sich nach Aussen hin 
Italien als ein überaus scharfgcschlossenes Rechtsgebiet dar. Für das eine, 
wie das andere haben wir den Ausgang in der Gestaltung des longobardischeii 
Königreiches zu suchen. Der Schwerpunkt desselben lag im Nonien. Hier 
w'ar die Gestaltung des Kechtsleben.s eine durchaus einheitliche, die bn-ite 
Masse der Halbinsel von .Meer zu Meere erfüllenii und hin bis zum Höhenzuge 
der Alpen, der bedeutendere Schwankungen in den Gränzen des Reiches nach 
dieser Seite hin ausschloss, überall eine scharfe Scheide bildete, die Wechsel- 
beziehungen mit andern gennanischen Stämmen erschwerte, die bestimmte 
Ausprägung nationaler Fligenthümlichkcit in jeder Richtung förderte. Wenn 
bei der Geschlossenheit des Reichs nach dieser Seite hin später den Einwir- 
kungen, welche von den Gränzreichen her erfolgen konnten, überall ein und 
dasselbe scharf ausgeprägte italienisidie Wesen entg(-gentrat, welches in seiner 
hier durchaus einheitlichen Gestaltung fremden Einflüssen weniger zugänglich 
sein konnte, so hat das Unfertige des Longobardenreiclis nach anderer .Seite 
hin auch wieder einer gi'ossen Mannichfaltigkeit der Entwicklung freien .Spiel- 
raum gelassen. Der E.varchat, die I’entaiiolis, der Dukat von Rom wurden 
von longubardischer Herrschaft kaum beriihrt; und auf Jahrhunderte hin lässt 
sich da noch ein scharfer Gegensatz vorwiegend römischen und vorwiegend 
longobardischeii Wesens erkennen. Und wieder war der Zusammenhang der 
südlichen Ilerzogthümer .S|)oleto und Benevent mit dem Königreiche ein so 
loser, dass es nicht befremden kann, wenn sich manches hier eigenthümlich 
gestaltete, wenn, so weit die Einrichtungen des longol>ardischen Reiches dafür 
massgebend waren, die einheitliche Entwicklung sich vielfach auf ütieritalien 
und Tuszien beschränkt. 

Die fränkische Herrschaft hat dann freilich miuiches geändert. Das Lon- 
gobardenreich endete zu einer Zeit, wo denF'rankcn ein Herrscher gebot, dem 
es nicht genügte, das christliche .\bendland nur zu untenierfen; es sollte au.s 
demselben ein einheitlich gestaltetes .Staatswesen gcschaften werden auf Grund- 
lage der Verfassung des heiTschenden .Stammes und einer Weiterbildung und 
Umgestaltung derselben, wie sie den Aufgalien des einen christlichen Kaiser- 
reiches entsprach. Dieser .Staatsordnung wurde nun .auch Italien eingetügt, es 
wurden die Einrichtungen, die allgemeinen Gesetze des Kaiserreichs auf das- 
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«elbp ausgedehnt; selb.st da, wo den besondem Verhiiltni.ssen des Lande.« 
Rechnung getragen, dieselben besonders geregelt wurden, tritt doch überall die 
Richtung heiTor, sie den für das Ganze massgebenden Gesichtspunkten mög- 
lichst anzupassen. 

Das musste freilich vielfach ausgleichend auf die iunerti Gegensätze eiu- 
wirken; fränkische Einrichtungen erstreckten sich jetzt gleichniässig ülier die 
longobardischen und die römischen Theile des Landes. Aber nach anderer 
.Seite brachte es auch schärfere .Scheidung. Das Herzogthum Benevent blieb 
unabhängig, oder stand doch nur zeitweise in so loser Verbindung mit dem 
Reiche, dass von nachhaltiger Einwirkung fränkischer Einrichtungen da kaum 
die Rede sein kann. .\uf longobaixlischcr Grundlage, hie und da vielleicht von 
den byzantinischen Küstenstädten her beeinflusst, erfolgte nun die weitere Ent- 
wicklung der Verhältnisse in den Fürstentlmmern des .Südens unabhängig vom 
übrigen Italien. Nicht erst dadurch geschaffen, aber noch wesentlich geschärft 
wurde dann dieser Gegensatz, als mit der normannischen Herrschaft auch 
nomiauni.sche Einrichtungen mehr und mehr festen Fuss fassten. Dasapulische 
oder sizilische Reich bildete ein eigenes scharfgeschlossenes Rechtsgebiet, dem 
übrigen Italien so fremd gegenüborstehend , dass kaum ein Gefühl engerer 
Zusammengehörigkeit blieb, dass man den Namen des Ganzen nur noch anf 
den Norden und die Mitte der Halbinsel bezog, dass der herrschende .Sprach- 
gebrauch Italien und Apulien als ganz verschiedene Länder betrachtete. 

Für die Entwicklung der Rechtsverhältnisse Italiens in dieser engeren 
Begränzung ist nun die fränkische Herrschaft allerdings sehr massgebend ge- 
wesen; gar manche Einrichtung, die sich in Italien .lahrhunderte lang gehalten 
hat, hier wohl noch fortbestand und weiterentwi(;kelt wurde, als sie in andern 
Frankenreichen längst der Vergessenheit anheimgefallen war, ist als lediglich 
fränkischen Urspninges aufs bestimmteste zu erweisen. Aber andererseits wird 
man diesen fränkischen Einfluss doch nicht überschätzen dürfen. Das feste 
Gefüge der auf eine umfassende schriftliche Gesetzgebung gestützten Rechts- 
ordnung eines Staatswesens, das eine lange Vergangenheit hinter sich hatte, 
das durch natürliche Gränzeu, durch eine schon bestimmter ausgeprägte Volks- 
thümlichkeit von den Nachbarländern geschieden war, musste an und für sich 
den Erfolg aller Versuche erschweren, es den andern Reichstheilen gleich- 
förmig zu gestalten. Und weniger als in andern Rcichsländern scheint das hier 
auch nur in der Absicht gelegen zu haben. .Schon äusserlich wird das Reich 
der Longobarden doch noch vielfach von dem der Franken unterschieden; 
durch die Bestellung besonderer Könige Italiens erhält das noch bestimmteren 
Ausdruck. Manches Gesetz, d.as für die Gesammtheit des Kaiserreiches be- 
stimmt war, hat in Italien erweislich nicm.ils Anwendung gefunden; manche 
Einrichtung, deren Ausdehnung auf Italien zweifellos in der Absicht lag, ist 
hier nie zur Ausführung gekommen oder gar bald wieder in Verge.ssenheit 
gerathen; anderes hat nur sehr langsam festen Fuss gefasst und doch fast 
nirgends in voller Uebereinstimmung mit den andern Frankenreichen; überall 
macht sich der modifizirende Einfluss longobardischer Anschauungen und Ein- 
rif’htungen geltend, das von den Franken Ueherkommene bleibt oft nur dem 
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Xamen nach. Und damit mindert .sich natürlich auch die Bedeutung des früher 
betonten ausgleichenden Einflusses auf den Gegensatz der longobardischen und 
romanischen Eandestheile. Die fränkischen Einrichtungen, welche in beiden 
gemeinsam Eingang fanden, haben weder an und für sich alle Verliältnisse 
auch nur des öftentlichen llechtslebens umfasst, noch sind sie dort und hier 
gleich gestaltet; wie sie dort dem umgestaltenden Einflüsse des longobardischen 
Landesbrauches unterlagen, so hier dem des romanischen. Auf diesen Grund- 
lagen musste sich das llechtsleben des Landes um so bestimmter selbstständig 
gestalten, als die Zeit der unmittelbaren Verbindung mit dem fränkischen 
Reiche nur eine kurze war, für die eigenen Könige des Landes aber, wemi ein 
bestimmterer Gegensatz gegen fränkisches Wesen ihnen auch fremd war, doch 
andererseits jode Veranlassung fehlte, den besonderen Bedürfnissen, den alt- 
heigebrachten Gesetzen und Bräuchen des Landes gcgenülier an den Bestim- 
mungen der fränkischen Keichsgesetzgebung festzuhalten, dem Eortwirken oder 
Wiederaufleben longobardischer Einrichtungen zu widerstreben. .So ist es erklär- 
lich, wenn die öffentlichen \'erhältnisse Italiens sich vielfach auch in solchen 
Dingen ganz eigenthUmlich entwickelten, bei welchen in allen anderen aus der 
fränkischen Monarchie hervorgegangenen Reichen das Fortwirken der früheren 
einheitlichen Gestaltung sich noch weithin verfolgen lässt. 

Die deutsche Herrschaft aber hat diese Sonderstellung des Reiches in 
keiner Weise beirrt; von einer ähnlichen Uebertragung fremder Einrichtungen, 
wie sie die fränkische Herrschaft mit sich brachte, ist da in keiner Weise die 
Rede. Der deutsche König wird zugleich König Imliens; er tritt einfach ein in 
dessen Stellung und Rechte, regiert das Reich nach Gesetz und Herkommen, 
wie er es vorfindet. Gewiss hatte die Vereinigung beider Kronen seit dem 
ersten Otto manche wichtige Umgestaltungen in den öffentlichen Verhältnissen 
Italiens zur Folge. Aber diese waren nicht etwa bedingt durch die entspre- 
chenden deutschen Verhältnisse, cs lag ihnen kein Streben nach einheitlicher 
Gestaltung beider Reiche zu Grunde. Es waren Umgestaltungen, welche zu- 
nächst durch den Umstand veranlasst wurden, dass der Herrscher nun 
allerdings nur ausnahmsweise im Lande verweilte, Abwesenheit desselben die 
Regel war. Aber was da vorzukehren war, knüpft überall an das im Lande 
selbst Gegebene an; die A'ereinigung mit einem anderen Reiche überhaupt, 
nicht die Vereinigung gerade mit Deutschland war da das Massgebende. Selbst 
da, wo zur Gemeinsamkeit des Köm'gs noch engere politisclie Verbindungen 
beiderseitiger Landestheile hinzukamen, bleibt die scharfe .Scheidung des Rechts- 
lebens. Die politische Sonderstellung der Mark Verona ist wohl an und für 
sich nicht ohne allen Einfluss geblieben, lässt sie mehrfach als besondern 
Rechtskreis erscheinen; aber es ist das nicht bedingt durch eine grössere An- 
näherung an deutsche Einrichtungen; dass der Herzog von Kärnthen durch 
anderthalb Jahrhunderte zugleich Markgraf von Verona war, scheint in dieser 
Richtung fast ohne alle Rück nirkung geblieben zu sein. Selbst da, wo ein ein- 
ziger Fürstensprengel, wie der von Aglei oder Trient, Theile beider Rechts- 
gebiete umfasste, bleiben die schärfsten Gegensätze des Rechtslebens unver- 
wischt nebeneinander bestehen. Es ist richtig, dass im Laufe der Zeit die 
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Vereinigung beider Kronen mehr und mehr deti Charakter einer deutschen 
Herrschaft über Italien gewann, dass das Land vorwiegend durch Deutsche 
verwaltet, die Aemter des Reicks, wohl auch die der Kirche fast nur mit 
Deutschen besetzt wurden. Aber es lässt das nur um so deutlicher hervor- 
treten, wie wenig eine Richtung auf Ausgleichung der Gegensätze vorhanden 
war. Wenn einst der umgestaltende Einfluss der fränkischen Herrschaft viel- 
fach weniger durch die ausdrückliche Absicht des fränkischen Herrschers, als 
dadurch herbeigeführt gewesen zu sein scheint, dass die fränkischen Reichs- 
beamten die ihnen geläufigen Formen der Verwaltung und des Gerichts auch 
in Italien zur Anwendung brachten, so wurde Italien von den deutschen Be- 
amten durchaus in den landesüblichen Formen, nach den einheimischen Ge- 
setzen und Bräuchen regiert. Allerdings hat das italienische Rechtslebcn gerade 
während der deutschen Herrschaft die tiefgreifendsten Umgestaltungen erfahren. 
Aber diese waren in keiner Wei.se von Deutschland her beeinflusst; es waren 
die auf der Halbinsel selbst bestehenden Gegensätze, welche da wirksam wurden. 
Der Einfluss, welchen die Ernenenmg der wissenschaftlichen Beschäftigung 
mit dem römischen Rechte insbesondere auch auf die Verhältnisse des öffent- 
lichen Rechtes übte, ging von der Romagna ans, knöpft sich aufs engste an 
die alte Sonderstellung dieses Landestheiles an. Als sich dann nach längerer 
Unterbrechung eines wirksamen Eingreifens von Deutschland her dem Kaiser 
Friedrich I die Aufgabe einer wesentlichen Neugestaltung der Reichsverwaltung 
Italiens bot, zeigt sich wieder nirgends ein Anschluss an deutsche Vorbilder, 
ist es überall die neue, im Lande selbst erwachsene Entwicklung, welche in 
seinen Einrichtungen zum Ansdrucke gelangt. Wohl hat dann später der zweite 
Friedrich eine einheitliche Umformung des ganzen Staatswesens versucht; aber 
auch da waren es nicht die Verhältnisse Deutschlands, sondern die sizilischen, 
welche zum Vorbilde dienten, handelte es sich um eine Richtung, welche gerade 
zum deutschen Wesen im schärfsten Gegensätze stand. 

Gewiss zeigt sich neben den schärfsten Gegensätzen wieder manches 
Gemeinsame, manches gleichartig (iestaltete im deutschen und italienischen 
.Staatswesen jener Jahrhunderte. Aber die genauere Untersuchung ergibt 
durchweg, dass das in Italien nicht erst Folge der deutschen Herrschaft ist, 
dass dafür, so weit es nicht schon auf altgermanische Wurzeln zurückgeht, in 
den einheitlichen Einrichtungen des Karolingerreiches der Ausgangspunkt zu 
suchen ist. Dass in Einzelnheiten allerdings die lange Verbindung des italie- 
nischen mit dem deutschen Reiche auf eine Annäherung der beiderseitigen 
Einrichtungen hinwirktc, ist nicht zu läugnen. Aber es handelt sich dabei lange 
auch nur um Einzelnheiten, welche für das Ge.sammtverhältniss kaum ins Ge- 
wicht fallen, bei denen kaum irgendwo anznnehmen ist, dass eine Itewusste 
Richtung auf Ausgleichung der Unterschiede wirksam war, bei welchen man 
oft gewiss nur zufällig, durchweg unwillkürlich den Brauch des einen Reiches 
auch auf das andere übertrug und nur desshalb übertragen konnte, weil er die 
tiefergreifenden Gegen.sätze unberührt. Iies.s- oder mit ihnen leicht in Ueberein- 
stimmung zu bringen war. Treten aber später solche Einwirkungen häufiger 
und bestimmter hervor, so ergibt sich zweifellos, dass in den bei weitem seltenem 
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Fällen Italien der eni|dängende, Deutschland der einwirkende Theil war. Häu- 
figer lässt sich nacliwciseii, dass die Einwirkung von Italien her erfolgte. Bei 
einer .Sachlage, welche Italien als das beherrschte, Deutschland als das hen'- 
schende Reich erscheinen lässt, müsste dieses Verhältniss billig befremden, 
hätten wir irgend Gnmd zu der Annahme, dass bei der Staatsgewalt selbst 
irgendwelche Tendenz auf Herstellung grösserer Einförmigkeit des .Staats- 
wesens vorhanden gewesen wäre. Aber um so erklärlicher wird dieses Ver- 
hältniss, wenn wir beim Fehlen solcher Tendenz alles zurückzuführen haben 
auf den durch die politische Verbindung bedingten regeren W-rkehr, die da- 
durch herbeigefiihrfe genauere Kenntniss der Einrichtungen des Schwester- 
_rdf^hes. Denn einmal w.ar es du gerade die herrschende Stellung der Deutschen, 
welche weniger den Italiener zum Norden, als den Deutschen znm Süden führte, 
welche den Deutschen als Ueichsbeamten nöthigte, den fremden Brauch sich 
anzueignen, an den er jenseits der Alpen sich zu halten hatte. Und weiter, 
wer könnte läugiien, d.ass an und für sich Italien damals mehr zu bieten, als 
zu em[ifangen hatb’, dass die höhere Bildung des Landes, die fortgeschrittenere 
Entwicklung auf den meisUm Gebieten des geistigen und materiellen Lebens 
f den Deutschen zur .Schätzung und vielfach auch zur l'eljcrsclüitzung alles dessen 
führte, was er dort kennen lernte, ihn antrieb sich dasselbe zu eigen zu machen ; 
I es ergab sich da zweifellos vielfach ein Verhältniss, welches aufs lebhafteste 
erinnert an die Hochachtung, welche zur Zeit der Wanderungen die G<;nnanen 
an den Tag legten gegen die Formen des altehrwürdigen Römerreiches, in 
welches sie doch als .Sieger eindrangen. 

Es entspricht dem nur, wenn es nicht gerade die früheren Zeiten engster 
politischer Wechselwirkung sind, in welchen dieser Einfluss Italiens auf die 
deutschen Verhältnisse sich stärker geltend macht, dass er bestimmter erst 
dann herr’ortritt, als von wirksamer deutscher Herrschaft in Italien kaum mehr 
die Rede, wohl aber noch immer der durch jene begrünilete rege Verkehr, die 
Kenntniss und llochschätzung italienischen Wesims lebendig waren; anderer- 
seits aber die alten Fonnen des deutschen .Staatslebens mehr und mehr sich 
lockerten und zersetzten, fremden Einwirkungen damit ein freierer .Spielraum 
geschaffen wurde. Auf die rechtliche .Stellung des deutschen Königs als solchen 
hatte es in den Zeiten, als dem kaiserlichen Namen noch kaiserliche Gewalt 
entsprach, kaum einen Einfluss geübt, dass er zugleich die römische Kaiser- 
krone trug. Gerade dann erst, als fast nur mxdi der Name geblieben war, tritt 
in Deutschland selbst der Begriff des deutschen Königs vielfach vor dem des 
Kaisers zurück, werden seine thatsächlich immer mehr beschränkten Befug- 
nisse wenigstens theoretisch angeknüpft an die .'Stellung, welche dem Kaiser 
die Lehre Italiens zuwies. Hier aber hatte schon lange die .Scheidung zwischen 
dem römischen Kaiser und dem Könige Italiens sich mehr verwischt, eigen- 

I thümliche Befugnisse beider waren da munnichfach miteinander verschmolzen; 
der Begriff des Kaisertlnnns hatte da manches in sich aiifgenuinmen, was nicht 
altrömischen, noch kirchlichen, sondern einfach italienischen l'rsprunges war, 
nun aber nichtsdestoweniger als Befugniss des Kaisertlmius an und für sich 
anstandlos auch in Deutschland Eingang fand. Politische Gesichtspunkte waren 
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da j'ew’is.s am wonigstpii wirksam; wo die liesoiiderc Gestaltung der deutschen 
Verfassung nicht ira Wege stand, da Hess man auch auf staatsrechtlichem Ge- 
biete sich unwillkürlich von der Rechtslehrc Italiens bestimmen, welche auf 
der Grundlage des römischen Weltrechtes tussend den Anspruch auf allge- 
meingühige iknwendbarkeit erhelaui konnte. Nicht die deutschen Kaiser, son- ' 
dem die deutschen Gelehrten hal>eu die Gesetzbüclier Justinians und was sich 
daran angeknüpft hatte über die Alpen gebracht mul damit in einer Zeit, in 
welcher der politische Verband beider Reiche nur noch ein sehr loser war, eine ; 
Beeinflussung des deutschen Rechtslebens von Italien her bewirkt, der gegen- 
über alles bedeutungslos erscheinen mag, was in dieser Richtung sich früher 
aus der engem staatlichen Verbindung beider Länder ergeben haben mochte. 

Damit ist denn g<‘rade dem Deutschen die Beschäftigung mit der Rechts- 
geschichte Italiens besonders nahe gelegt. Gewiss schon wegen der engen 
Verknüpfung der Geschicke beider Länder in früherer Zeit, welche doch an I 
und für sich trotz der scharfen Scheidung der beiden Rechtsgebiete von jeder j 
genaueren Untersuchung über geschichtliche Ereignisse und Zustände des einen 
auch eine Erweiterung unserer Kenntniss der gleichzeitigen Verhältnisse des 
andern ernarten lässt. Aber ungleich bestimmter noch wegen der Aufnahme 
der Fremdrechte; damit hat es sich gefiigt, dass viele Partieen der italie- 1 
nischen Recht sgeschichte geradezu auch als Bestandtheile der deutschen zu j 
fassen sind, insofern die .Vufgabe dieser nicht darauf zu beschränken ist, nur 
die Entwicklung des auf deutscher Grundlage in Deutschland sellist erwach- 
senen Rechtes zu verfolgen, sondern auch dem nachzugehen, was zim tlestal- 
tung des sfättern so vorwiegend durch die Fremdrechte bestimmten Rechts- 
zustamles führte. Denn es handelt sich ja keineswegs nur um den äusserlichen 
Umstand, dass uns diese gerade von Italien zukamen. In weitem Umfange war 
es ja geradezu italienisches Recht, welches rezipirt w'urde. Das longobardische 
Lehnrecht dürfen wir da nur nennen. War das kanonische Recht auch nie nur 
tür die Bedürfnisse eines einzelnen Landes berechnet, cs konnte doch nicht 
anders sein, als dass für die Gestaltung desselben der Umstand von weitgrei- 
fendster Bedeutung war, dass der Mittelpunkt der ganzen kirchlichen Ordnung 
in Italien lag, vieles in unmittelbarem Anschlüsse an italienische Rechtsan- 
schauungen und italienische Verhältnisse seine liestimmtere Form gewann. 
Und was das römische Recht betrifft, so würde schon dann, wenn es sich dabei 
auch nur um die Anerkennung der .lustinianeischen Rechtsbücher als geltenden 
Reichsrechtes gehandelt hätte, dwdi zu beachten sein, dass diese nur ermög- 
licht war durch einen vorhergehenden, in Italien sich vollziehenden Prozess, 
flim-h eine gelehrte Thätigkeit, welche sich den lautem Quellen des römischen 
Rechtes wieder zuwandte, die dann auch die Mittel und M'ege fand, ihren 
Bestrebungen im thatsächlichen Rechtsleben zu immer weitergreifender Gel- 
tung zu verhelfen. Aber es handelte sich ja keineswegs nur um die dadurch 
ermöglichte und veranlasste Rezipirung des Te.xtes der römischen Rechts- 
bücher in Deutschlcnd. Mit diesem üliernahm man die an denselben sich ^ 
auknüpfenden Arbeiten der italienischen Juristen, wurde die Auflassung und 
Weiterentwicklung, welche das römische Recht durch diese erfahren hatte, in 
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weitestem Masse auch für Deutschland massgebend. Diese aber, wie das von 
vornherein anzunehmen, wie das in einzelnem vielfach enriesen ist, hatten sich 
dabei vorzugsweise durch die besondern Rechtsgewohnheiten Italiens bestimmen 
lassen. Auf den TiU-l des riimischeu Kaiserrechtes fand italienisches Sonder- 
recht in römischer Umltüllung so vielfach seinen Weg auch nach Deutschland, 
dass ein neuerer Forscher bei Behandlung eines dieses Verhältniss besonders 
deutlich hervortreten lassenden Gegenstandes geradezu die Frage aufwirfl, ob 
es nicht bezeichnender wäre, wenn wir statt von der Rezeption des römischen 
Rechtes in Deutschlniid von der Rezeption der italienischen Jurisprudenz reden 
würden. ' Es wird die Behauptung nicht zu weit greifen, dass Ihr die geschicht- 
liche Würdigung der spätem deutschen Recht.szustände die italienische Rcchts- 
gcschichte kaum mindern Werth hat, als die altrömische, dass es keineswegs 
genügt, nur die äussere Geschichte des römischen Rechtes in Italien zu ver- 
folgen, nur den Weg genauer zu bezeichnen, auf dem dasselbe uns zugekom- 
men, ohne auf die Umw'andlungen zu achten, welche es auf die.sem Wege er- 
litten hat. 

Die RecliLsgeschichte Italiens als Ganzes ist freilich noch erst zu schreiben; 
gewiss die lohnendste, vielleicht aber auch die schwierigste Aufgabe, welche 
auf dem Gebiete geschichtlicher Reclitswissenschaft zu lösen wäre.* So be- 
deutend die Leistungen der neuem Forschung auf einzelnen Gebieten der ita- 
lienischen Reichs- und Rechtsgeschichtc sind, so überaus fiihlbare Lücken 
finden sich auf anderen. Die neueren rechtsgcschichtlichen Forschungen italie- 
nischer Gelehrten fassten, so weit es sich um die Gre.sammtheit des Landes 
handelte, mit Vorliebe frühere Perioden, insbesondere die longobardische Zeit 
ins Auge. L eber einzelne .Städte, einzelne Landestheile liegen auch für die 
späteren Perioden manche überaus tüchtige Leistungen vor; aber bei der so 
mannichfaltigen Gestaltung des italienischen Rechtslebens können solche Ar- 
beiten doch nur sehr ungenügenden Ersatz für Forschungen bieten, welche das 
gesammte Gebiet, wenn auch zunächst weniger eingehend, beachten würden. 
Mehr war das bei deutschen Forschungen der Fall. Die deutsche Verfassungs- 
geschichte von Waitz, wenn sie gleich die italienischen Verhältnisse nur neben- 
bei behandelt, ist dennoch auch für diese von besonderer Wichtigkeit, weil 

la Rrie{(leb Executirproze.SK 1, 26. Wenn sich da durch die Untersuchungen ron 
Heu.sler, Zeitsehr. für Rechtsgesrhichte 6. 127 flf., hezügtich des gerade in Krage steheo> 
den Falles einiges anders gevtaltet, so wird das die Richtigkeit der Bemerkung im 
allgemeinen nicht beeintrftchtigen. 2« Schwerlich mdchte die Lösung jemandem leichter 
gelingen, als einem Italiener, bei dem zu dem Antriebe, welcher in der Behandlung 
eines an und für sich so bedeutenden Stoffes liegt, noch da.s Bewusstsein käme, damit 
eine der glänzendsten Seiten der V'ergangenheit der eigenen Nation der europäischen 
Wissenschaft zugänglicher zu machen: der unterstützt durch die genauere Kenntniss 
Ton I.and und I/euien, durch vielfache Verbindungen, wie sie nur dem Einheimischen 
geboten zu sein pflegen, da jedem fremden Forscher überlegen sein würde, wenn ihm 
zugleich die genaueste Kenntniss der Methode und der Ergebnisse der gerade auf rechts- 
geschichtlichem Gebiete so bedeutenden Bestrebungen der deutschen Wissenschaft zu 
Gebote stAnden. Und sollte mein Freund Francesco Schupfer argwöhnen, dass diese 
Bemerkung zunächst an seine Adresse gerichtet sei. so würde ich nichts dagegen einzu- 
wenden haben. 
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hier zuerst die GeKamnitverfassung des fränkischen Keiclis eine genügende 
Darstellung erhalten hat, damit aber ein festerer Boden für die Beantwortung 
der wichtigen Frage gewonnen ist, iii wie weit fränkische Einrichtungen aul 
das Rechtsleben Italiens Einfluss genommen haben. Freilich ist auch dieses 
Werk noch nicht über die karolingische Periode hinausgelangt, und seiner An- 
lage nach wird es auch im weiteren Verlaufe die Zustände Italiens kaum ein- 
gehender berühren, als die Rücksicht auf den llauptgegenstand das erfordert. 
Deutsche Forscher haben sich dann freilich vielfach auch den spätem Perioden 
zugewandt. Wo das im engeren Anschhissc an die deutsche Kaisergeschichte 
geschah, wurde natürlich vorzugsweise nur das beachtet, was zum richtigem 
V'erständnisse der einzelnen italienischen Züge diente, so dass dadurch wohl 
eine Reihe der wichtigsten Aufschlüsse über Einzelnes gewonnen wurde, aber 
zu einer mehr zusammenhängenden Durchforschung der verschiedenen Seiten 
des öffentlichen Lebens Italiens der nächste Ciegenstand weniger Veranlassung 
boL Die Forschungen aber, welche von vornherein die A'crhältnisse Italiens 
zum Ausgange nahmen, wandten sich mit begreiflicher Vorliebe vorzugsweise 
nur einer Seite derselben zu, der Entwicklung des städtischen Wesens; und so 
roannichfache .\ufklärung sich damit zugleich für andere Ciebiete ergab, so 
konnten sie eine mehr gleichmässige Durcharbeitung des gesammten Stoffes 
doch nicht ersetzen und fülu-ten, wie mir scheint, doch wohl hic und da zu 
einer Ueberschätzung des massgebenden Einflusses städtischen Wesens auf 
die Gestaltung der Verfassungsverhältnisse des gesammten Landes, zu einer 
Unterschätzung solcher Faktoren, welchen eine ähnliche gründliche Behand- 
lung bisher nicht zu Theile wurde. Noch ausschliesslicher beschäfligt sich das 
gewaltige Werk Savigiiy’s, dem sich für den longobardischen Rechtskreis die 
trefflichen Arbeiten Merkels ergänzend anschliessen, zunächst nur mit einer 
bestimmten Seite der italienischen Rechtsgcschichte, und auch die.se, zumal für 
spätere Zeiten, vorzugsweise nur in einer Richtung verfolgend; ist die Ge- 
schichte der gelehrten Bearbeitung des römischen Rechtes in Italien hier in 
einer Weise durchgeführt, die wesentliche Ergänzung kaum noch gestattet, so 
blieb die Untersuchung der Rückwirkung derselben auf das thatsächliche 
Rechtsleben, des umgestaltenden Einflusses, den die erneuerte wissenschaft- 
liche Beschäftigung mit dem römischen Rechte auf dieses in den verschieden- 
sten Richtungen ausübte, und umgekehrt die Untersuchung der Einwirkung 
des in Italien thatsächlich geltenden Rechtes auf die Auffassung der gelehrten 
Romanisten, vom Plane ausgeschlossen. Und auch von andern ist dieser so 
bedeutsame Prozess nur in Einzelnheiten berührt und erforscht; Arbeiten, wie 
etwa die Brieglebs über eine Einzelnheit des Prozesses, machen es für das 
Gesainmtgebiet nur um so fühlbarer, wie wesentliche Lücken hier der Ergän- 
zung harren. So ist denn unsere Kenntniss der Reichs- und Rechtsgeschichte 
Italiens zumal in den Zeiten der deutschen Herrschaft eine überaus ungleiche. 
Liegen für einzelne .Seiten derselben die gründlichsten neueren Forschungen 
vor, so sind wir für andere noch immer wesentlich nur auf das angewiesen, 
was .Muratori darüber zusammenstellte, während wieder andere meines Wissens 
überhaupt einer eingehenderen Erörtung nie unterzogen wurden. 
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Wo Nolclu! Lüi;ken vürhamieii sind, dürfte jeder Heitrai; zur Füllung der- 
seltjen willkuininen sein. Die Untersiudiungon, wolohe ich hier vorlege, ergaben 
sich zunächst aus einem mir durch andere Arbeiten nahegelegten Eingehen 
auf die Frage, in wie weit für das Keichsgerichtswesen der staufischen Zeit in 
Italien dieselben Grundsätze massgebend waren, wie in Deutschland, in wie 
weit insbesondere aucli in Italien eine Scheidung zwischen dem Richter und 
den Urtheilern und ein Urtheilen duridi Genossen stattfand. Dass das im all- 
gemeinen für diese Zeit zu verneinen sei, ergab sich leicht; um so grossere 
Schwierigkeiten boten sich dann aber bei einem Eingehen auf die w'eitere Frage, 
ob der hier hervortrotende scharfe Gegensatz deutscher und italienischer Ein- 
richtungen erst ein Ergebniss der von llologna ausgehenden wissenschaftlichen 
Bestrebungen, oder aber schon in früheren Perioden vorhanden war; eine 
Frage, welche um so näher lag, als namhafte Forscher, freilich unter Wider- 
spruch, einen ähnlichen Gegensatz schon zwischen dem altlongobardischen 
Gerichtswesen und dem anderer gennanischer .Stämme glaubten annehmen zu 
müssen. Der Mangel an Vorarbeiten nöthigte mich, einer Reihe von V'^erliält- 
nissen, welche für die Beantwortung jener Frage von Bedeutung schienen, in 
den Quellen näher nachzugehen. Und dabei war es dann bald nicht mehr allein 
die Rücksicht auf den nächsten Zweck, von der ich mich bei meinen Unter- 
suchungen leiten Hess; wo der Gegenstand mich anzog, wo die Forschung mir 
einzelne Lücken der bisherigen Bearbeitung besonders fühlbar tnachte oder zu 
Ergebnissen zu führen schien, welche von der bisherigen Annahme abwichen, 
suchte ich mir die Verhältnisse so weit klar zu machen, als das mir zu Gebote 
stehende Materi.il das gestattete, ging auf manches näher ein, was zum Haupt- 
gegenstande meiner Untersuchung kaum noch in näherer Beziehung stand, von 
diesem Gesichtspunkte aus jedenfalls nicht so weit zu verfolgen war. .So er- 
gaben sich eine Reihe von Untersuchungen, welche einerseits mit dem Reichs- 
gerichtswesen oft kaum mehr bestimmter Zusammenhängen, andererseits aber, 
da die Forschung zunächst lediglich die Beantwortung jener Einzelfrage im 
.\uge hatte, auch wieder keineswegs sich auf alle .Seiten des Reichsgerichts- 
wesens erstrecken. Durch das ,\usgehen von dieser Einzelfrage wiir demi auch 
eine Anordnung bestimmt, welche bei einer Beriicksichtigimg anderer Gcsichts- 
jmnkte sich wohl vielfach zweckmässiger hätte gestalten lassen; manches, was 
an und für sich andern behandelten Gegenständen sich passender angeschlossen 
hätte, wurde an seinem gegenwärtigen Orte nur desshalb eingereiht, weil es 
gerade hier mit der Beantwortung der Hauptfrage in engem Zusammenhang 
trat, während bei allen Voruntersuchungen von einem nähern Eingehen auf 
fliese, welche zunächst als unerkuligt zu betriuditen war, auch da abgesehen 
wurde, wo das sonst der Gang der Forschung nahe gelegt haben würde. Indem 
ich mit einigen allgemeinen Untersuchungen über das italienische Gerichts- 
wesen, in.sondere den Bann beginne, handle ich weiter von den Vorsitzenden 
im Ilofgerichte und in den andern Reichsgerichten, dann von den Beisitzern, 
lim schliesslii'h die Frage zu erürtern, von der ich ausging, in wie weit die 
Funktionen des Richtens und Urtheilens geschieden waren. 
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I. DIK GERICHTSl'RKrNDKN’. 

1. — Die Hauptquelle für die Geschichte des Gerichtswesens in Italien 
sind die in grosser Zahl erhaltenen Gerichtsurkunden. Für ihre Scheidung von 
alldem Arten von Urkunden ist weniger ihr Inlmlt, als die Form das mass- 
gebende; hat sich, wie das ausnahmsweise auch in Italien wohl der Fall ist, 
der Bericht über eine gerichtliche Verhandlung etwa in einer vom Könige aus- 
gestellten Ürkimde erhalten, so werden wir diese desshalb den lierichtsurkiin- 
den im engem Sinne nicht zuzuzählen haben.' Diese sind durchweg Xotariats- 
instmmente, wie das freilich in Italien überhaupt die meisten Heurknndungen 
waren; sie unterscheiden sich aber von allen andern durch Einhaltung be- 
stimmter, ausschliesslich in ihnen angewandter Formen. Die bis zur Aendemng 
der Rechtssprache im zwölften .lahrhunderte für sie gebräuchlichen Bezeich- 
nungen, als AofiV/rt, seltener Jirere, genauer liidiealiiiii oiler Notitia iudi- 
aUi oder iudicatn-g, gehen durchaus auf die longobardische Zeit zurück; der 
Ausdmck PUu-itam bezeichnet in Italien nur die Gerichtssitzung selbst, nicht 
die darüber berichtende Urkunde. Ihren Hauptinhalt deuten schon die ge- 
naueren Ausdrücke an ; es handelt sich regelmässig um die Beurkundung eines 
Urtheils, einer gerichtlichen Entscheidung über ein streitiges oder auch, worauf 
wir zurückkommen, überein unbestrittenes Rechtsverhältniss; ist zumal später 
ein solches Urtheil oft nicht ausdrücklich erwähnt, so bildet dann den Haupt- 
inhalt der Urkunde doch eine Handlung des Gerichtes, welche eine solche 
Entscheidung wenigstens stillschweigend in sich schliesst, niur als Ausführung 
derselben erscheint. Der Zweck der Gerichtsurkunde ist der, der Partei, zu 
deren Gunsten die Entscheidung erfolgte, die Mögliclikeit zu gewähren, diese 
Entscheidung später beweisen zu können ; es wird denn auch in den Urkunden 
selbst durchweg angegeben, dass die Notitia gefertigt sei pro securitate der 
siegenden Partei ; bei einer allgemeinen Formel tür eine Gerichtsurkunde wird 
diese danach in der Ueberschrift ausdrücklich als Notitia p^'0 gecuritate be- 
zeichnet.* Daher .scheint es auch, d.oss in der Regel nur einmalige Aus- 
fertigung stattfand, insbesondere nicht auch die unterliegende Partei eine 


1. — 1. Vgl. Sickel Aeu CsnliDomni 1, 356. 2. Mon. Germ. L. 4, 604. 
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solche erhielt. Heisst es 747: (/iiafiuH' i/>ti Invi'fn tiitimmili'g — «m« tfiiorf 
foimivlpti so erklärt sieh das daraus, dass mehrere Personen an der Ent- 
scheidung betheiligt sind; elien.so in einem andern Falle von 1116, wo in der 
Urkunde selbst von mehrfacher Ausfertigung nicht die Rede ist, sich von der- 
selben aber zwei in Einzelnheiten so bestimmt abweichende Te.xte erhalten 
haben, dass an jener nicht zu zweifeln ist.^ Wo ein solcher Grund nicht vor- 
liegt, finde ich nur 1001 bei einer für das Reich als Partei ausgestellten Ur- 
kunde die ausdrückliche Bemerkung: umle diie notitie tino tinore scripfe 
da dennoch ausdrücklich bemerkt ist, die Notitia sei gefertigt pro *e- 
furitate pam istion repni, so wird auch hier nicht an eine Ausfertigung für 
beide Parteien zu denken sein, wie sie im Anschlüsse an römischen Brauch im 
zwölften Jahrhunderte üblich wurde. Es erklärt sich das leicht aus dem In- 
halte des Urtheiles. Dieser war später häufig für beide Parteien von Werth, 
insofern nicht selten in ein und demselben Urtheile der Beklagte bezüglich 
eines Theiles der Klage kondemnirt, bezüglich eines andern absolvirt wurde. 
Inden alten Gerichtsurkunden aber finden wir nur Urtheile, welche ausschliess- 
lich für die eine, gegen die andere Partei lauten; die Fassung ist so, dass 
irgend ein juristischer Werth der Urkunde für die unterliegende Partei nicht 
abzusehen ist. 

Für den Hauptzweck der Urkunden hätte die blosse Mittheilung des ür- 
theils genügen können; sie würden dann nur einen beschränkten Werth für 
die Geschichte des Gerichtswesens haben. Aber zumal in älterer Zeit begnügte 
man sich damit nicht; die Urkunden theilen auch die Verhandlung, auf welche 
das ürtheil sich stützt, oft sehr ausführlich mit, erzählen den ganzen gericht- 
lichen Hergang und w'erden dadurch zu einer überaus wichtigen Quelle für die 
Erkenntniss des gerichtlichen Verfahrens. In dieser Richtung tritt ihnen eine 
andere Quelle zur Seite, die Prozess forraeln, welche sich in grosser Zahl, 
selbstständig oder auch den einzelnen Abschnitten des longobardi.schen Gesetz- 
buches erläuternd zugefügt, erhalten haben. Es sind nicht Anweisungen, wie 
die bezüglichen Gerichtsurkunden anzufertigen sind, sondern wie in Einzel- 
fällen vor Gericht zu verfahren ist. Manche Theile des Verfahrens treten denn 
auch hier allerdings genauer hervor als in den Gerichtsurkunden. Aber im 
allgemeinen sind diese doch die ungleich wichtigere Quelle für das Gerichts- 
wesen; die Verfassung der einzelnen Gerichte lernen wir genauer nur aus diesen 
kennen; und auch bezüglich der (Jcschichte des Verfahrens ist wohl zu be- 
achten, dass jene Formeln, worauf wir zurückkommen, kaum über das eilfte 
Jahrhundert zurückreichen und durchweg zu Pavia oder unter dem Einflüsse 
der dortigen Rechtsschule entstanden zu sein scheinen, während der Werth 
der Gerichtsurknnden sich dadurch ausserordentlich steigert, dass sich solche 
aus den verschiedensten Zeiten und den verschiedensten Theilen des Reiches 
erhalten haben. 


1 , — ] 9 » Troy» 4, 240. 4 . Vgl. Verci 3, 10 (danach Dondi 4, 50) mit 

Ughelli 10, 202. insbesuDdere die Aufzftblung der (jcrichUpersonen. 5» Antich. Fl^t. 
1, 127. 
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Bei Benutznng der Gcrichtsurkunden ist nun vor allem zu achten auf die 
U nselbstständigkeit der F assung, es ist im Auge zu behalten, dass 
wir die äussere Fassung der einzelnen nur in sehr beschränkter Weise als 
selbstständige Arl>eit des lietreffenden Notar und lediglich durch den Finzel- 
vorgang bestimmt betrachten dürfen. Wie bei andern Urkunden ergibt auch 
bei diesen Gerichtsurkunden die oberflächlichste Vergleichung, dass sie nach 
vorliegenden Formularen gefertigt wurden, welchen der Notar die besondern 
\''erhältnisse des Einzelfalls eiupasste; so stimmen beispielsweise zwei Urkun- 
den, ausgefertigt 940 zu Asti und 962 zu Patna, grossentheils nicht nur wört- 
lich, sondern selbst bezüglich der auffallendsten Sprachfehler überein.® Die 
selbstständige Thätigkeit des Notar war dabei eine Oberaus geringe. Nicht 
blos für das, was allen diesen Urkunden gemeinsam sein konnte, fand er die 
Formel vor; auch sehr verschiedene Finzelfälle müssen in den Formelbüchern 
vorgesehen sein; Angaben, zu welchen sich nur dann und wann nach der Be- 
sonderheit des Einzelfalies Gelegenheit bieten konnte, finden wir an verschie- 
denen Orten und in verschiedener Zeit so wörtlich übereinstimmend wieder- 
gegeben, dass auch sie auf Grundlage von weitverbreiteten Formularen abge- 
fasst sein müssen. 

2. — Fassen wir in dieser Richtung zunächst die zeitlichen Unter- 
schiede der Fassung ins Auge, so stellt sich leicht heraus, da.ss die im 
zwölften Jahrhunderte, zumal in den spätem Zeiten desselben üblichen For- 
mulare in keinem näheren Zusammenhänge mit denen der früheren Zeit stehen ; 
die ganze Anordnung, wie die einzelnen Ausdrücke und Wendungen sind so 
durchaus verschieden, dass iiothwendig ein völliges Verlassen der alten, ein 
Uebergehen zu ganz neuen Formularen in der Mitte liegen muss. Finden wir 
längere Zeit die älteren und die neueren Formulare neben einander in Ge- 
brauch, so ergibt sich doch leicht, dass diese im allgemeinen nicht aus einer 
allmähligen Umformung jener entstanden sein können, wenn auch hie und da 
in einer Urkunde Bestandtheile beider zusammengeworfen erscheinen. 

Fben so bestimmt ergibt sich aber andererseits, dass in früherer Zeit 
ein ähnlicher durchgreifender Wechsel nie stattgefunden hat. Die Formulare, 
welche schon den longobardischen Gerichtsurkunden zu Grunde liegen, sind 
auch bestimmend gewesen für die der fränkischen und der deutschen Zeit. Die 
auf sie zurückgehende Fassung ist noch herrschend im eilften Jahrhunderte 
und lässt sich noch in das zwölfte hinein verfolgen. Heisst es etwa 776 zu 
.Spoleto: Dum — resedissemu« — et luiesscnt nobUcum*, weiter aber schon 
ganz ausnahmsweise 1163 zu Parma; Dum — retideret — et adessent 
eum eo\ und als letzte mir aufgefallene .Spur 1194 zu Faenza: Dum — re- 
»iderenl ^ so wird das genügen, um noch einen durch die Fommlare vermit- 
telten Zusammenhang zwischen diesen durch vier Jahrhunderte getrennten 
Schriftstücken erkennen zu lassen, wenn derselbe sich auch nur noch in we- 
nigen Worten und deren Stellung zeigt. 


6. Mua pstr. Ch. 1, 144. 196. 

1. — I. Fattesebi 278. 2. AffA P. 2, 374. 8. Fsntaiü 4. 293. 
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Denn imgeändert blieben die Fnrnndare allerdings keineswegs. Sehen 
wir auch von den Aenderungen ab, welelie die Willkür der Notare und andere 
mehr znfiillige Uinstänch* herbeifiihren konnten, so mussten schon die Umge- 
staltungen in der Verfassung und dem Verfahren der Gerichte während einer 
so langen Zeit nothwendig auch Aendenmgen in der Fassung der Urkunden 
zur Folge haben. .Aber so l>edeutend jene auch sein mochten, nie haben sie 
doch zu einem uänzliclu-n Fallenlassen der altgewohnten Formen gefiihrt. Nur 
ganz allmählig bequeiiit sich auch die Form der geänderten Sache an. Es 
scheint fast unglaublich, uie sklavisch abhängig die Notare von ihren Vor- 
lagen waren, uie man selbst bei den unabweisbarsten .Aenderungen sich doch 
immer möglichst wenig von der alten Formel zu entfernen suchte, wie lange es 
dauerte, bis solche durch die .Sache geforderte Aendenmgen im ganzen Gebiete 
Eingang fanden, wie andererseits in ihrem Ursprünge ganz zufällige sprach- 
liche Fehlgriffe durch .Jahrhunderte an den verschiedensten Orten nachge- 
schrieben wurden, ohne dass es zu ganz naheliegender Bericlitigung kam. Wir 
werden mehrfach darauf zurückkommen; um es sogleich klarer zur Anschauung 
zu bringen, wird es am geeignetsten sein, eine einzelne, häufig wiederkehrende 
Wendung genau zu verfolgen. 

Bei Anführung des Endurtheils wird regelmässig der Ausdruck rt’i-lim 
(iimtum) p<irmt ense gebraucht, eine AVendung, welche schon in der longo- 
bardischen Zeit allgemein vorkomniend, bis weit ins eilfte .Jahrhundert Jiinein 
gerade an dieser .Stelle genau so gebraucht wird. Dagegen finden sich nun 
Abweichungen bei Bezeichnung der J'ersonen, auf welche sie sich bezieht. 

In der longobardischen Zeit sind die Urkunden gefasst in der Form eines 
Berichtes der Vorsitzenden Itichter über das, was vor ihnen geschehen ist und 
was sie gethan haf>en ; alles, w.as sie betrifft, ist demnach in der ersten Person 
geschrieUm und so heisst es einfacli Nohin rfctum paruit esuf. Dieses 
Sobh finden wir dann später noch zu Pistoja 812, Reggio 824, Camerino 
829, Piacenza 8.Ö9, Mailand 8(>5, Valvn 872, Casauria 874 und zu Lucca 
häufig 78.Ö bis 902. Daneben findet sich Nohi» nmnihus zu .Spoleto 776, 

1. ncM 8.57. 

Im nennten .Jahrhunderte ändert .sich mm die Form der Urkunden dahin, 
dass sie nicht mehr als Bericht der JUchter erscheinen, sondern als Bericht 
des Notar über das, was in seiner Gegenwart vorgegangen ; eine Aenderung, 
welche, wie wir .sehen werden, durch eine Umgest.'dtung des Gerichtswesens 
selbst bedingt war. ln jener Fonnel hätte cs mm heissen müssen K'ik. Al>er 
in einer der frühesten die Umgestaltung berücksichtigenden Formeln muss das 
Nohis statt in Ein in Eorum umgewandelt .sein; und dieser zufällige Miss- 
griff hat durch .lahrlmnderte die F.issung der Fonnel bestimmt. Das einfache 
Eorum findet sich zu Turin 827.* 879, Mailand 859. 1045, Pavia 964. 
1001. 1014. 1018, Arez.zo, Marsica 97(1, Brescia 976. 996, Penne, Gon- 
zaga 981, .Sale 996, Reggio 1001, AVrona 1013, Roncalia 1055 und zuletzt 
noch zu Piaccuza 1065.* Auffallender noch, dass daneben mm häufig Jenes 

2. — I !• Mon. patr. Cb. I, :J4. i, Campi I, 5Ifi. 
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OmnihiiJi nngeändert l>eib(‘halt(‘ti wurde ohne Ausgleicliiing der Casus; man 
schrieb Eorum omnibns zu Pnvia oft 880 bis 962, .Siena 881, Asti 940, 
Reggio 94.Ö. 964, Volterra 967, Bobbio 972, Incisa 1004. Und wo inan 
auszugleiclien suchte, geschah das nun wohl überdies in der verkehrten Rieli- 
tung; .so Eoruia omtihim zu Verona 913. 1021, Lucca 102,"). Das richtig 
gestellte Eis omniliits finde ich nur zu Crcinona 910, Rieti 982, und Om- 
trilnis allein zu Verona 1027. 

Weiter begann man nun in der fränkischen Zeit in jener Formel die Ur- 
theilenden genauer ;ds Auditores, ludiees, .selt<-ner Saihini zu Ijezeichnen, 
indem man den betreffenden .\usdruck jenem Nobis, Eormn oder Eortim 
Omnibus zufiigte oder ihn auch allein gebrauchte. Dabei wiederholen sich nun 
dieselben P>scheinungen in noch auffallenderer Weise. Bei dem ersten jener 
.Vusdrücke ist die richtige Form iiditoribus vorherrschend; auf Nobis 
auditoribus zu Verona 806, Pavia 852, Coino 865, Civsauria 874 zurück- 
gehend, führte derUebcrgang zur dritten Person wohl vereinzelt Mailand 822 
zu dem ungeschickten ad suprasrriidis auditoribus , Piai^enza 874 sogar 
supradietoruni hoimuoruui auditoribus, während wir häufiger nach Fortfall 
dos AoW« ein einfaches ylio/ffor/ftM« finden; so zu Mailand oft 892 bis 1035, 
Cremona 910, Verona 918. 1027, Bergamo 919, Bellaggio 1018. Doch 
scheint auch das mehr vereinzelte Nobis a u di tores, Pistoja 806, Lucca 
904 nicht ohne Rückwirkung auf spätere Formulare geblieben zu sein. Da- 
gegen blieb bei dem andern .Vu.sdrucke das richtige Nobis i udieib iis, Trient 
845, Lucca 851, ohne Einfluss; unzweifelhaft ist in den herrschend gewor- 
denen Formeln die Verbindung mit dem schon Vorgefundenen Emutm für 
fudienm bestimmend geworden, oder vielmehr zunächst für das doppelt fehl- 
gegrifiene ludieium, welches man vereinzelt vorkommend für einen Druck- 
fehler halten oder nur der Nachlässigkeit eines einzelnen .Schreibers ln Rech- 
nung bringen möchte, während, da .sein Vorkommen sich durch anderthalb 
Jahrhunderte verfolgen und also nur auf die Vorlagen zurückführen lässt, 
gewiss eher anzunehmen ist, da.ss es bei manchem .Abdrucke durch ludii um 
ersetzt ist. So heisst es zunächst Eorum iudieium zu Turin 879, Reggio 
964. lOOl, Verona 1013. 

ln der Regel finden wir aber später beide gleichbedeutende Ausdrücke 
mit einander verbunden und zwar so, dass die Ausdrücke atis zwei einfachem 
Formeln zusammengeworfeu sein müssen; denn auch in dieser Verbindung 
behauptet sich jeder in dem Casus, in dem er sich einmal festgesetzt hatte. 
Es hei.sst Iudieium et audi toribus zu Limoiita 882, Pavia 964. 1014, 
-Vrezzo 970, Bre.scia 996, Verona 1021, Mailand 1045, Judieum et aU'- 
ditoribus zu Verona 913, Reggio 945, Brescia 976, (lonzaga 981, Pavia 
1018, Mailand 1046. 1051, Zürich 1054, und noch zu Piacenz.a 1065. Da- 
neben kam aber atich irgend wie, obwohl auch hier sicher die Mehrzahl be- 
zeichnet werden sollte, die Form ludiei in die Vorlagen; und .so wiederholt 
sich ludiei et auditoribus zu .Asti 940, Pavia 962. 996. 1001. 1014, 
Volterra 967, Bobbio 972, Sale 996. Daneben macht sich denn auch das 
erwähnte Auditores noch geltend in ludieium et a udi tores zu Parma 
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ft06, Pia<;enza 1047, oder ansgeglichen Auditores et iudices zu Pisa 
858, Pavia 901, wie sich auch die Ausgleichung ludic-um et auditornm 
zu Roncalia 1055 findet Die so naheliegende richtige Ausgleichung ludici- 
hus et auditorihns ist mir nur vorgekominen noch mit dem ältem Nobis 
zu Piacenza 879, dann zu Pavia 945, wo man aber an dem Vorgesetzten 
Eorum noch keinen Anstand nahm, weiter ohne dieses zu Florenz 967, San 
Genesio 1055 und in dom letzten Falle, in dem ich jene Wendung überhaupt 
nachweisen kann, zu Cliiusi 1072.® Der offenbar dim-h einen ganz zufälligen 
Missgriff zuerst veranlasste hartnäckige Gebrauch des (ienitiv lässt sich dem- 
nach von 827 bis 1065 verfolgen und hätte ohne das Aufgeben der Formel 
selbst sich noch länger erhalten mögen, da es Zufall sein kann, dass er gerade 
auf den letzten Fall nicht mehr eingewirkt hat. 

Die meisten andern oft wiederkehrenden Fonneln würden nns ähnliche 
Belege dafür biebm, wie lange man den Vorlagen auch das an und für sich 
Unrichtige oder durch inzwischen eingetretene .Vendeningen unrichtig Gewor- 
dene gedankenlos nachschrieb. Ich begnüge mich, noch ein besonders auffal- 
lendes Beispiel anzuführen. Der erwähnte Uebergang der Fassung von der 
ersten zur dritten Person trat sehr allinählig ein; beide Fassungen sind oft 
durcheinandergeworfen; um den Beginn dos nennten .Jahrhunderts ist aber die 
neue Fassung ganz allgemein durchgedrnngen, wie wir denn auch das ältere 
entsprechende Nobis nur bis dahin verfolgen konnten. Eine einzige Wendung 
macht eine .Vusnahme. Das frühere Hat«! notitiam — fieri iussimus war 
nun in fieri iusservnt zu ändern, wie wir es auch in den meisten Urkunden 
finden; aber das nun sinnlos gew'ordene Fieri iussimus kommt nicht allein 
vereinzelt noch 92.3 zu Bergamo, 993 zu Verona, 1001 zu Pavia vor^ son- 
dern scheint in den tuszischen Fomiidaren der zweiten Hälfte des elften Jahr- 
hunderts noch fast vorherrschend gewesen zu sein, da aus lyiicca, Pisa, Florenz 
und andern tuszischen Orten eine ganze Reihe von Beispielen aus den Jahren 
1055 bis 1099 vorliegt.® 

Es schien nöthig, dieses ängstliche Festhalten an den Formularen von 
vornherein genauer nachzuweisen, da der Umstand für manche der folgenden 
Untersuchungen von Bedeutung ist. Wären die Gerichtsurkunden selbststän- 
dige Aufzeichnungen der Notare, so dürften wir annehmen, dass der Einzel- 
vorgang jedesmal getreu in ihnen wiedergegeben, dass jede Aenderung im 
Gerichtswesen auch sofort in ihnen zum Ansdrucke gelangt sei. Das Gesagte 
wird da Vorsicht nöthig machen, legt den Verdacht nahe, dass der Notar sich 
vielfach mehr durch die Formulare, als durch den that.sächlichen Hergang 
bestimmen licss, dass nicht blos Einzelnheiten ungenau wiedergegeben sind, 
sondern auch das Gerichtswesen selbst thatsächlich schon umfassende Aende- 
rungen erlitten haben konnte, ohne dass das sogleich in den Urkunden hervor- 
träte. jkndererseits aber werden Aenderungen in der Fassung, welche trotzdem 

2i — ] 6, Antiq. It. 2, 955. Ebenso auch in der allgemeinen Formel Mon, Germ. L. 
4 , 604. 7. I.upus 2, 12". De nionT.siis 17G. Antich. Est. I, 125. 8. Mem. di 

Eucca 4b. IM. 5c. 663. Kena e famici 2a, 84. HÜ. .la. 47. 33. 60. 66. .ib. 61. .Ic, 83. 
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iii) Laufe der Zeit eintraten, eben jenes Umstandes wegen für uns vun doppelter 
Bedeutung sein müssen ; auch wo das an und für sich zweifelhaft erscheinen 
könnte, wird immer die Wahrscheinlichkeit dafür sprechen, dass die Aende- 
rung der Form durch eine Umgestaltung der Sache, welche sie nöthig machte, 
veranlasst wurde, nicht durch subjektive Willkür der Notare oder der Ver- 
fasser von Formularen. 

3. — Nicht minder wichtig für manche der folgenden Untersuchungen 
ist die Beachtung der örtlichen Unterschiede der Fassung. Vergleichen 
wir die oben bei genauerer Verfolgung einer einzelnen Formel angeführten 
Orte, so stellt sich heraus, dass jene Formel im grössten Theile von Italien in 
Gebrauch war. Und zeigt sich hie und da die Anwendung eines Ausdruckes 
auf ein engeres Gebiet begränzt, so ergibt sich doch im allgemeinen, dass auch 
die im Laufe der Zeit eintretenden Aenderungen im ganzen Gebiete zur Gel- 
tung gelangten; nicht blos jener Uebergang von der ersten zur dritten Person, 
sondern auch jener irrige Gebrauch des Genitiv fand Eingang in dem ganzen 
Gebiete vom Fusse der Alpen bis zu den Abruzzen. Lassen sich die eigen- 
thümlichen Gestaltungen jener Formel, welche am allgemeinsten Eingang ge- 
funden haben, insbesondere sämmtlich auch zu Pavia nachweisen, so liegt die 
Annahme nahe, dass der Einfluss der Königsstadt, wo so viele Urkunden für 
die verschiedensten Theile Italiens ausgestellt wurden, wo die longobardische 
Rechtsgelehrsamkeit so lange iliren Ilauptsitz hatte, in dieser Richtung von 
besonders massgebendem Einflüsse war. 

AndererseiLs hat aber eine Ausgleichung der Formulare für ganz Italien 
niemals stattgefunden. Wie wir für jene genauer verfolgte Formel keine Bei- 
spiele aus der Romagna, aus Rom und seinem Gebiete, aus den longobar- 
dischen Fürstenthümerii des Südens anführen konnten, so ergibt sich über- 
haupt bei nur oberflächlicher Vergleichung, dass ia verschiedenen Theilen des 
Landes verschiedene Formulare für die Gerichtsurkunden in Gebrauch waren, 
dass sich danach verschiedene Gebiete bilden lassen, welche sich der histo- 
rischen Gliederung der Halbinsel genau anschliessen. So weit diese für unsere 
Zwecke zu beachten sind, ergeben sich folgende : 

Lombardien und Tuszien sind als einheitliches Gebiet zu betrachten. 
Es lässt sich wohl hie und da eine Eigenthümlichkeit aufflnden, welche vor- 
zugsweise nur in Tuszien oder in der Veroneser Mark in Gebrauch war; aber 
im ganzen und grossen sind es durchaus dieselben Formulare, welche das ganze 
Gebiet beherrschen, zeigt es sich undurchführbar, hier durchgreifend örtlich 
zu sondern. Und ist die Gestaltung der Formeln auf die longobardische TmI 
zurückzuführen, so stimmt damit, dass sich gerade die Landestheile, welche 
am unmittelbarsten vom longobardischen Könige beherrscht wurden, als ein- 
heitliches Gebiet aussondem. 

Das Herzogthum .Spoleto steht allerdings nicht ausser Zusammen- 
hang mit jenem Gebiete; die oben besprochene Formel selbst, wie die Aende- 
rungen derselben las.sen sich auch hier nachweisen. Andererseits zeigen aber 
doch die Gerichtsurkunden aus dem ganzen Umfange des alten Herzogthums 
so manches ihnen Gemeinsame, dagegen von den lombardischen Formularen 

Picker Forechan^rn. 2 
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Abweichende, dass sie sich sehr bestimmt als besondere Gruppe darstellen, 
ln der longobardischen Zeit tritt das weniger hervor, obwohl schon hier die 
mehr gesonderte .Stellung des Ilerzogthums das erklärlich machen würde; und 
manche Eigenthümlichkeit mag doch bis dahin zuräckrcichcn. Im allgemeinen 
scheint sich der Gegens.atz, so weit die geringe Zahl longobardischer Gerichts- 
urkunden aus Oberitalien das genauer erkennen lässt, erst später insbesondere 
dadurch bestimmter ausgeprägt zu haben, dass man aus den im allgemeinen 
noch mannigfaltigem longobardischen Formularen hier Formeln bcibehielt, 
welche man in Oberitalien fallen liess, umgekehrt hier solche beseitigte, welche 
dort herrschend wurden. IJeginnen z. B. in Oberitalien die tierichtsurkunden 
regelmässig mit JJum, heisst es bei der Datirung IndiHione, schreibt der 
Notar ft-r iiasion*' des Vorsitzenden, so beginnt man hier bis ins elfte Jahr- 
hundert mit Notitia iudicatus qualHer oder einer ähnlichen Wendung, heisst 
es gewöhnlich per indirtionem, ex dicto. * Die letztem Ausdrücke lassen sich 
in longobardischer Zeit aber auch zu Pavia und Lucca nachweisen \ der An- 
fang mit Notitia findet sich noch 89ü vereinzelt zu Piacenza*; dagegen war 
umgekehrt auch im .Spoletinischen in der longobardischen Zeit der Eingang mit 
ZJttin noch der gebräuchlichere.^ 

Viel bedeutender erscheint später die jkbweichung der Urkunden des 
Herzogthums Benevent oder vielmehr der daraus hervorgegangenen lon- 
gobardischen Fürstenthümer. In longobardischer Zeit ist auch hier die 
Abweichung nicht so bedeutend, und manche allen longobardischen Gebieten 
gemeinsame Wendung lässt sich auch später noch nachweisen. Dagegen 
scheinen hier doch Eigenthümlichkeiten der Fassung schon in friihester Zeit 
bestanden zu haben. .So finde ich den später in den imteritalischen Urkunden 
allgemein üblichen Brauch, die Beisitzenden als Itceidenies oder Aihtante* 
erga nos, statt nobiscum, zu bezeichnen, auch in longobardischer Zeit nur zu 
Benevent.^ Andere Abweichungen ergaben sich dann auch hier daraus, dass 
man an altem Brauche festhielt, der in den andern Gebieten fortfiel ; so ins- 
besondere an der Ausstellung der Gerichtsurkunden in erster Person, welche 
hier nie aufgehürt hat und noch durch das zwölfte Jahrhundert bis in eine 
Zeit sieb verfolgen lässt •*, wo dieselbe Fassung ganz unabhängig von dem 
alten Branche auch in anderen Gegenden wieder aufkommt. Endlich sind hier 
später selbstständige Aendemngen eingetreten; wohl zum Theil durch den 
Einfluss der römischen Küstenstädte. Während z. B. wie in allen longobar- 
dischen Gerichtsurkunden, so früher iiuch zu Benevent die Zeitangabe am 
Ende steht, findet im neunten Jahrhunderte, früher zu Salerno, später zu 
Benevent der römische Brauch Eingang, mit der Datirung zu beginnen, der 
später regelmässig eingehalten wird. ^ 

.Standen ^die drei longobardischen Gruppen in einem engem Zu.sammen- 

3 . — !• Vgl. die Urkk. für Farfa, S. Vicenzo und C'asauria bei Fatteschi und 
Script. Ital. Ib. 2 b. 2. Troy.a 3. 222. 5. 195. 302. 8. Bosclli 1, 283. 4. Troya 

4. 240. 339. 371. 5, 108. 123. 5. Troya 4, 619. 6. Gattula Hist. 1. 142. 1.98. 

207. 7 , Vgl. die ürkk. für S. Vicenzo, Script. It. 1 b, 399 ff. Spangenberg 2. .374. 

Borgia Boneronto 3, 23. Oattula Hist. 1, 39 ff. 
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hange, scheinen sie insltesondere, wenn auch iin Laufe der Zeit stärkere Ab- 
weichongen eintraten, ini wesentlichen auf dieselben Grundlagen zurückzugehen, 

80 zeigen die Gerichtsurkunden der Komagua eine durchaus verschiedene 
Passung. Ich will nicht gerade läugnen, dass auch in ihnen manche Wendung 
an die entsprechende longobardischcr Urkunden erinnert; es mögen in früherer 
Zeit die Longobarden manche in römischen Urkunden gebräuchlichen Aus- 
drücke in ihre Formulare aufgenommen haben, es mag umgekehrt in der frän- 
kischen und deutschen Zeit bei der engem politischen Verbindung ein Einfluss 
von Lombardien oder Tuszien her sich geltend gemacht haben. .So finden wir 
beiderseits die Eiugangsformel: l^itiir ihnih resitieret in iudirio et gene- 
rali placilo — ad singulo}-um hominiim institias faciendas ac alter- 
oationea deliberandaa, residentibua et adstantibna cum eo usw.; nor 
freilich mit dem Unterschiede, dass die hervorgehobenen Worte eben so regel- 
mässig in der Homagna Vorkommen, als sie in der Lombardei und Tuszien 
fehlen. Liesse das etwa auf selbstständige Weiterentwicklung auf gemeinsamer 
Grundlage schliessen, so ergibt sich doch bei weiterer Vergleichung leicht, 
dass das enge Zusammentreten in jenem Falle als Ausnahme zu betr.aehten 
ist, dass cs sich hier mn Formulare handelt, welche wesentlich unabhängig 
von einander entstanden sind. Und zwar leidet es keinen Zweifel, dass viele 
Eigenthündichkeiten, welche noch im eitlen Jahrhunderte die Gerichtsurkunden 
der Romagna von denen des longobardischen Italien scheiden, in die Zeiten 
römischer Herrschaft zurückreichen. Die einer Verfügung Justinians*^ genau 
entsprechende Datirung am Eingänge, die Wiederholung des Orts mit Zurück- 
beziehung auf die Zeitangaben am .Schlüsse der Urkunden, die erst auf die 
Unterschriften der Zeugen tiilgende Fertigung des Notar mit complevi et ab- 
»olvi, wie sie sich in den spätem Gcrichtsurkunden der Romagna^ abweichend 
von den longobardischen finden, finden sich ebenso schon in den ältesten bis 
in die Zeiten Odoakers zurückreichenden Urkunden von Ravenna*“, unter 
denen sich leider keine auf eine Verhandlung der streitigen Gerichtsbarkeit 
bezieht. Die Formulare der Romagna scheinen dann auch in Istrien vor- 
zugsweise die Fassung bestimmt zu haben. * ' 

Bedürfte es noch eines weitern Beleges, das.s, während die Longobarden 
sich den römischen Formularen nicht näher anschlossen, diese in der Romagna 
die Grundlage blieben, so würde sich die.ser daraus ergeben, dass auch die im 
alten Dukate von Rom entstandenen Gerichtsurkunden vielfach die auf- 
fallendste Uebereinstimmung mit denen der Romagna zeigen. So finden sich 
auch in ihnen genau jene vorhin hervorgehobenen, erweislich auf ältere Zeiten 
zurückgehende Eigenthümlichkeiten. Dagegen ist im übrigen die Fassung 
eine so vielfach verschiedene, dass die Weiterentwicklung auf wohl wesentlich 
gemeinsamer Grundlage in beiden Gebieten doch eine durchaus selbstständige 

8. Not. Jost. 47. c. 1. 0. Vgl. insbesondere die ürkk. bei Fantuiti, ron welchen 

Tesi durchw^ nur chronologisch geordnete Abdrücke tn geben scheint. 10- Bei 
Merini 1 papiri diplomatici. 11, So 991 1 Ughelli lU, 313. 12. Vgl. die ku Itom 

nnd ln der Sabina ausgestellten ürkk. für Farfa; Script. It 2b. 499 ff. Fattesebi 309. 
314. 350. 
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gewesen zu sein scheint. Insbesondere findet sich hier der engere Zusammen- 
hang mit der longobardischen Fassung nicht, welcher sich in der Romagna 
wenigstens bei einzelnen Formeln nachweisen lässt. 

4 . — Das Gesagte legt die FVage nahe, ob jene örtlichen Unterschiede 
auch von Einfluss auf die Fassung der Reichsgerichtsurkunden waren, 
oder ob für diese besondere überall angewandte Formulare bestanden? 

Die Fassung der sonstigen von den Königen selbst ausgestellten, von der 
Reichskanzlei gefertigten Urkunden ist im allgemeinen auch an verschiedenen 
Orten durchaus dieselbe; der Brauch der Reichskanzlei ist da entscheidend. 
Finden wir daher etwa in einer 833 zu Mantua ausgestellten Kaiserurkunde, 
in welcher über eine Gerichtssitzung von Königsboten berichtet wird, ent- 
schieden fränkische, den italienischen Formeln fremde Ausdrücke, wie: Cum 
misti noatri — ad univeraorum cauaaa audiendaa ac rfcta iudteia termi- 
nanda reaediaaent ', so ist das eben auf jenen Umstand zurückzuführen. 

Dabei handelt es sich auch überhaupt nicht um Gerichtsurkunden im 
engem Sinne des Wortes. Die Fertigung dieser ist auch bei den vom Könige 
oder seinen .Stellvertretern gehaltenen Gerichtssitzungen nicht .Sache der 
Reichskanzlei, sondern der Notare, welche im Einzelfalle damit beauftragt 
wurden.* Daraus erklärt sich denn auch, dass ein besonderes Fonnular für 
die Reichsgerichtsurkunden nicht bestand. In der Regel schliessen sich diese 
durchaus dem Brauche der Gegend an, in welcher das Gericht gehalten wurde; 
so die Beurkundungen kaiserlicher Gerichtssitzungen zu Ravenna dem Brauche 
der Romagna. Doch ist das nicht immer der Fall; wir finden zuweilen auch 
das Formular eines andern Gebietes angewandt Der Grund ist dann wohl 
darin zu suchen, dass der schreibende Notar zwar in der Regel aus der Gegend 
selbst genommen wurde, zuweilen aber vom Könige oder seinen Stellvertretern 
mitgebracht war. So zeigen zwei Urkunden über Gerichtssitzungen von Kö- 
nigsboten 821 zu .Spoleto und 829 zu Rom ^ zumal im Eingänge eine auffallend 
übereinstimmende Fassung, die sich aber durchaus den uberitalischen Formu- 
laren anschliesst; beide sind denn auch von dem Königsnutar Paulus gefertigt, 
welcher, wie sich das häufig nachweisen lässt, die Königsboten auf ihrer Mis- 
sion begleitet haben wrd. .Sind die Gerichtssitzungen der Könige zu Rom in 
der Regel nach dem römischen Fonnular bcurkimdet^, so finden wir 90l eine 
durchaus uberitalische Fas.sung’; es ergibt sich aber auch, dass dort 8criniarien 
der römischen Kirche, hier ein Königsnotar die Schreiber waren. Die durchaus 
spoletanische P'assung einer 1022 im Gebiete von Benevent ausgestellten kö- 
niglichen Gerichtsurkunde ^ erklärt sich daraus, dass der .Schreiber Azzo sich 
schon durch die Bezeichnung Notariua et acahinua als .Spoletaner verräth, 
wie er denn in demselben Monate auch zu Penne I>ei Knnigsboten als Notar 
erscheint.* Dagegen schliesst eine ebenfalls 1022 und im Gebiete von Bene- 
vent von einem andern Notar gefertigte Reichsgerichtsurkunde ® sich insbe- 


4 . — 1. Antiq. U. 1, 459. 2. Vgl. Sickel AcU Karolinoram 1, 359. S. Script. 

It. 2b, 373. 375. 4 , Vgl. Script. It. 2b, 499 ff. 5, Mem. di Lucca 5c, 640. 

6. Script. It. Ib. 497. 7, Gattula Hist. 1. 77. S. Script. It. Ib, 500. 
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sondere durch die Abfassung in erster Person den Formularen der longobar- 
dischen Fürstenthümer an. Aehnliches lässt sich auch sonst nachweisen. 
Herrschte im Gebiete von Modena sonst die longobardische Fassung, so wird 
973 eine dort gehaltene Gerichtssitzung des Erzbischofs von Ravenna in der 
Weise der Romagna beurkundet.^ 

Konnten fiir das Reichsgericht wesentlich dieselben Formulare in An- 
wendung kommen, welche für andere Gerichte üblich waren, so dürfen wir 
schon daraus schliessen, dass Verfassung und Verfahren beider nicht wesent- 
lich verschieden waren. Hingen weiter, worauf wir zurUckkommen, die ört- 
lichen Unterschiede der P’ommlare vielfach mit Abweichungen im Gerichts- 
wesen selbst zusammen, so dürfen wir aus dem Gesagten folgern, dass das 
Reichsgericht sich in der Regel dem Brauche des betreflfenden Landestheiles 
anschloss. Bedeutendere Abweichungen finden dann wohl durch die Zuständig- 
keit des Einzelfalles ihre Erklärung; wie es sich denn z. B. bei jener 901 zu 
Rom gehaltenen, aber in oberitalischcr Fassung beurkundeten Gerichtssitzung 
um eine Klage des Bischofs von Lucca handelt, welche zu Pavia angebracht 
und für welche schon früher zu Lucca ein Tag angesetzt war. 


II. VPHIFAHREN IM LONGOBARDLSCHEN mkLIEN. 

6. — Für manche der folgenden Untersuchungen wird cs von Nutzen 
sein, wenn wir wenigstens eine oberflächliche Ucbcrsicht des gerichtlichen 
Verfahrens geben, wie es sich nach den altern Gerichtsurkunden dar- 
stellt, dabei \ urzüglich nur auf solche Punkte eingehend, über welche diese 
uns Aufschluss geben und welche für unsere Zwecke zu beachten sind. * 

Wir beschränken uns dabei zunächst auf das Verfahren im longobar- 
dischen Italien, da das der vorwiegend römischen Landestheile erhebliche Ab- 
weichungen zeigt. Und vorzüglich haben wir dabei nur das Verfahren nach 
jener Hauptgruppe lombardisch-tuszischer Gerichtsurkunden im Auge. Das 
Verfahren im Ilerzogthumc .Spoleto schliesst sich dem iin allgemeinen näher 
an, ist aber für unsere weiteren Zwecke von geringerer Bedeutung, so dass cs 
genügen mag, hie und da auf dasselbe zu verweisen; die longobardischen 
Fürstenthümer können wir ganz ausser Acht lassen. Wir werden uns dabei 
auf die ältere, bis zum Anfänge des zwölften Jahrhunderts reichende Zeit be- 
schränken, für welche das Festhalten an den althergebrachten Formularen 
eine durchgreifende Aenderung des Gerichtsverfahrens unwahrscheinlich macht. 

Gehen wir zunächst nur von den Gerichtsurkunden aus, so sind nebenbei 

9. Sarioli 1, 54. 

5. — 1, Kin Eingehen snf das gerichtliche Verfahren überhanpt lag nicht in 
meiner Abeicht: bei meinen Vorarbeiten batte ich daaselbe lediglich lo weit int Ange 
gefaatt, alt et tich nm dat Jedesmalige Eingreifen det Richters oder aber der Urtheiier 
handelte, welches ich hier xanSchst gant nnberüclisichtigt lasse ; die folgenden, ent bei 
einer letzten Ueberarbeitung zngefügten Bemerkungen stützen sich znnSebtt nur auf 
eine flüchtige Dnrehticbt von Quellenwerken, welche mir unmittelbar zur Hand waren, 
und einige znnSchst für andere Zwecke gemachte Notizen. 
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auchdio demselben oberitalischen Rechtskreise angchörigen Prozess furmeln 
zn beachten.* Sie stimmen im allgemeinen ziemlich genau mit den Grcrichts- 
nrkunden überein, und zwar durchweg, »ne sich mehrfach ergeben wird, mit 
der spätem Gestaltung derselben, so dass sicli schon daraus schliessen lässt, 
wie das auch andere Gründe nahe legen, dass jene Formeln wahrscheinlich 
erst ira elften Jalirliunderte, keinenfalls viel früher entstanden sind. Zuweilen 
erscheint die Uebereinstimmung beider Arten von Quellen grösser, als dass 
sie sich nur aus der Gleichheit des geschilderten Vorganges erklären Hesse, 
ln solchen Fällen werden wir wohl sicher anzunehmen haben, dass die Dar- 
stellung des \'erfahrens in den Fonneln in dieser bestimmten Fassung durch 
die später gebräuchliche Fassung der GerichLsurkunden bestimmt war, da das 
unmittelbare Ilervorgehen dieser in allen ihren Theilen aus der schon in älte- 
ster Zeit gebräuchlichen sich überall bestimmt nachweisen lilsst. 

Alle Gerichtsurkunden beginnen mit der Angabe des Ortes, der zu (Be- 
richte Sitzenden und der übrigen .Anwesenden. Dann folgen die Angaben über 
das Verfahren, bei welchen sich sogleich Abweichungen der Darstellung je 
nach der Verschiedenheit des Falles ergeben. Der Gegenstand der Verhand- 
lung ist dafür nicht das zunächst massgebende. .So verschieden die Rechts- 
verhältnisse sind, welche zu gerichtlicher Ents(,-heidiing kommen können, so 
lässt doch schon der Umstand, dass gewisse Bestandtheile der (ierichtsur- 
kunden sich in allen gleichmässig finden, alle gleichsam auf ein einziges Grund- 
formular zurückgehen, darauf .schliessen, dass der Gegenstand der Verhand- 
lung eine durchgreifende A'erschiedenheit des Verfahrens nicht begründete. 
So werden denn auch insbesondere .Strafsa(dien »-esentlich in denselben For- 
men behandelt, wie bürgerirdie .Streitigkeiten. Auffallender noch ist die Er- 
scheinung, dass überaus häufig unbe.stritteiie Rechtsverhältnisse ganz in den- 
selben Formen, wie .Streitsachen, einer gerichtlichen Behandlung unterzogen 
werden. Da al>er sichtlich die Formen des gerichtlichen Verfahrens urs|irüng- 
lich durchaus auf das V(jrhandensein eines .Streitverhältnisses berechnet sind, 
die Ausdehnung derselben auf die Behandlung unbestrittener Rechtsverhält- 
nisse demnach einer spätem Entwicklung angehören muss, so fassen wir zu- 
nächst den nomialcn J'all, das Verfahren bei Rechtsstreitigkeiten ins 
Auge, um damit sj)äter das Verfahren l>ei unlÄstritb'iien Rechtsverhältnissen 
vergleichen zu können. 

Die durchgreifendste Abweichung des Verfahrens ist dadurch bedingt, 
ob beide Parteien sich dem Gerichte gestellt haben oder ob eine von ihnen 
nicht erschienen ist. ln letztem) Falle kommt es zum Ungehorsamsverfahren, 
dem gegenüber wir das Verfahren in Anwesenheit beider Parteien als das 
ordentliche bezeichnen. 

6. — Beim ordentlichen Verfahren wird zunächst angegeben, dass 
genannte Parteien vor Gericht gekommen seien intmtioiifm oder alten'alio- 
nftn hahente«. Dann bringt der Kläger .seine Klage ein; er gibt das streitige 
Rechtsverhältniss an, legt zuweilen sogleich einen Beweis für seinen Rechts- 

6.-] 8. Vgl. S 1 
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nnsprucli vor, und for<i(“rt den Beklagten auf, denselben an/.uerkennen, ilim 
Recht zn gc^währen oder die Beweise, dass der Anspruch des Klägers unbe- 
rechtigt sei, vorzulegen. Dabei wird häufig erwähnt, dass schon eine ansser- 
gerichtliche Vorverhandlung stattfand, der Beklagte aufgefordert wurde. 
Recht zu gewähren, dieser das Recht bestritt und daher die Parteien sich 
Bürgschaft gaben, den .Streit in der jetzigen Gerichtssitzung zum Austrage zu 
bringen. IS'iclit selten überniinint auch der ursprünglich Angegriffene die Rolle 
des Klägers, indem er angibt, dass der Gegner ihn wegen eines Anspruches 
vor Gericht geladen habe, den er nicht anerkenne. ' Es scheint sich dabei 
weniger um einen wesentlichen Unterschied, als um eine Willkür bei der Fas- 
sung der Urkunden zu handeln, deren Formulare vorwiegend darauf berechnet 
gewesen zu sein scheinen, dass die klagende Partei auch die siegende sei; mit 
Rücksicht darauf wird man, wo das nicht zutraf, formell den iVngegriffenen 
als Kläger dargestellt haben. 

Es folgt dann die .\ntwort des Beklagten. Diese kann sogleich eine 
Professio, eine Einräumung des Anspruches des Klägers sein. Oder der Be- 
klagte läugnet den.selben; dann kommt es zum Beweisverfahren, auf das 
wir nicht näher eingehen.'* -Vis das Endziel erscheint dabei wenigstens nach 
den spätem (reriehtsiirkunden immer die Professio oder Manifestatio, das 
Geständniss, die Einräumung der einen l’artci, dass sie den Anspruch der 
andern nicht wedter liestreite, indem sie denselben als im Rechte begründet 
und genügend bewiesen anerkennt oder wenigstens zugibt, dass ihr Beweis- 
mitüd, durch welche die Behauptung oder der Beweis der Gegenpartei ent- 
kräftet werden könne, fehlen. Die Professio schliesst aber zugleich bestimmte 
Verpflichtungen ein; die unterliegende Ihirtei verpflichtet sich zu ewigem Still- 
schweigen bezüglich des von ihr zugegebenen Anspniches und ausserdem sehr 
gi'wOhnlich zur Zahlung des doppelten Werthes des Streitgegenstandes oder 
einer bestimmt angegebenen (ieldsiunme oder des einen und des andern für 
den Fall, da.ss sic den Anspruch nochmals bestreiten würde. Damit stimmen 
die Prozessformcin durchaus überein; nur erfolgt hier die Professio in der 
Forai einer Reihe von Fragen des Gerichtes und zugestehender Antworten der 
Partei. 

Mit der Professio war der Zweck der gerichtlichen Verhandlung in so 
weit erreicht, als jetzt ein Streitverhältniss gar nicht mehr vorlag, eine Ent- 
scheidung des Gerichtes darüber, auf wessen Seite das Recht sei, also an und 
für sich überflüssig war. Ebenso war eine weitere Thätigkeit des Gerichtes 
zur Sicherung des anerkannten Rechtes gegen spätere Anfechtung nicht erfor- 

6, — t. z. B. 945: Antiq. It. I, 4G.'t. 2. Abge>elicn davon, dass dieser ver- 

wickeltste Theil des Verfahrens für die spdeem Cntersaehungen ohne Bedeutung ist, 
oder da doch eine kurze Andeutnng am becretfenden Orte (vgl. insbosondere das über 
dos Beweisverfahreu der Humagna unten zu Sagende) genügen kann, war mir für den 
Ausschluss auch massgebend, dass die spätem Gerichtsurkunden fast gar nichts über 
das Beweisverfahren mehr enthalten, sich hier die Entiricklang in den Urkunden selbst 
nicht genügend verfolgen lasst. Dagegen bieten allerdings gerade hier die Proietsfor- 
ineln reichhaltigen Aufschloas. 
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derlich, da die Professio eiac bezügliche Verpflichtung einschloss, welche jeder- 
zeit durch die Gerichtsurkunde zu erweisen war. Allerdings ergab sich, wenn 
der anerkannte Rechtszustand gestört war, aus dom Zugest&ndniss der unter- 
liegenden Partei eine Forderung der siegenden «auf Wiederherstellung oder 
Sühnung. Bestand aber über diese rechtliche Folge der Professio kein Wider- 
spruch unter den Parteien, so war auch darüber eine Entscheidung des Ge- 
richtes nicht nothwendig; durch unmittelbare Erfüllung der Forderung oder 
Verbürgung derselben war dem Rechte allseitig Genüge geschehen. Es konnte 
so der ganze Streit unter den Parteien selbst ausgetragen werden, ohne dass 
es überhaupt, wenn nicht etwa ein Beweisurtheil vorhergegangen war, zu einer 
Entscheidung des Gerichtes kam, der Antheil dieses sich auf die Leitung des 
▼eifahrens und die Beurkundung des Vorganges beschränkte. 

In früherer Zeit scheint eine solche Austragung ohne Urtheil wirk- 
lich üblich gest'esen zu sein. Bei Klagen wegen widerrechtlichen Besitzes eines 
Waldes 820 zu Verona, einer Kirche 844 zu Luoca crtheilt der Beklagte nach 
Ablegung seines Geständnisses sogleich die Reinvestitur, womit das Verfahren 
geschlossen ist.’ Zu Spoleto 814 wird die üoppelklage erhoben, dass der 
Beklagte Grundstücke widerrechtlich beanspntche, und dass das der Fall sei, 
obwohl er sich .schon früher unter einer Geldstrafe verpflichtet habe, keinen 
Anspruch auf dieselben zu erheben. Während der 'N'erhandlung gesteht er 
zunächst zu, dass er kein Recht auf die Grundstücke habe; er muss weiter 
gestehen, dass er sie gegen seine Verpflichtung beansprucht habe ; demnach 
muss er schliesslich auch gestehen, die l)estiiumte Geldstrafe venrirkt zu 
haben. Die Sache wird dann dadurch verwickelter, dass ein Schwager des 
Beklagten unter entsprechenden Verhältnissen auf einen Theil der Grundstücke 
Anspruch hat, was der Beklagte ebenfalls ziigesteht. Ueberall erscheint das 
Gericht nur als leitend, ohne ein Urtheil zu sprechen; die Zahlung der einge- 
standenemiassen vens'irkten Geldstrafen wird verbürgt ; dann von den Parteien 
selbst auf Grundlage der Gestiindnis.se der .Streitgegenstand getheilt; das 
Verfahren schliesst mit einem dom Gerichte abgelegten Geständnisse der Par- 
teien, dass sie jetzt allseitig wegen dieser Sache keine Ansprüche mehr gegen- 
einander zu erheben haben. ^ 

7. — Für diese frühere Zeit hat nun aber auch die Angabe, dass das 
Beweisverfaljren immer mit einer Professio der einen Partei schliesse, noch 
keine Gültigkeit Die Fälle einer Professio sind die seltenem; es scheint 
kein besonderes Gewicht auf dieselbe gelegt worden zu sein; wo sie erwähnt 
wird, scheint sie weniger erstrebt, als von der Partei aus eigenem Antriebe 
gegeben zu sein. Gewöhnlicher ist in der frühem Zeit dass auf das Beweis- 
verfahren ein Urtheil des Gerichtes folgt eine Entscheidung, welche von den 
entgegenstehenden Behauptungen nach Massgabe des Beweises wahr und dem- 
nach Rechtens sei. Es tritt das sehr deutlich dadurch hervor, dass die Ur- 
theilsformel selbst unmittelbar an den erbrachten Beweis anknüpfl und auf 


6 , — ] 8* Antiq. 1 l I, 461. Mein, di Lueca öb. 366. Vgl. anch 823: Fattcscbi 289. 
4< Script. It. 2 b. 361. 
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diesen Bezog nimmt; es heisst: Dato aie »acramento uder releetum precep- 
tum et ipea eartola oder post hunc gacramentum /actum et omnia veritate 
per ip$os testee inqui»ita oder dum hec otnnia ab ordinc factum fuiaaet et 
dietaa aapramentaa deductaa oder inquiaitione facta paruit nobia et iudi- 
cavimiia usw. ’ 

In der frühem Zeit erfolgt demnach in der Kegel die Entscheidung des 
Rechtsstreites entweder durch üekenntniss der einen Partei oder aber durch 
Urtheil des Gerichtes. Doch kommt auch schon Geständniss und ürtheil 
bei derselben Sache vor. Einmal machte die Professio an und Tür sich oft eine 
weitere Entscheidung des Gerichtes nicht entbehrlich. Gab sie auch die Wahr- 
heit der vom Gfegner vorgebrachten Behauptung zu, so ergab sich daraus 
keineswegs immer . unmittelbar auch die rechtliche Folge eines solchen Zuge- 
ständnisses. Nur zuweilen enthält die Klagbitte in dieser Beziehung eine be- 
stimmte Fordemng. So wenn 874 der Vertreter des Fiskus behauptet, die 
Beklagte habe sich verheirathet, obwohl sie Nonne .sei; untle aecundum legem 
peraona eiua aimul et aubatantia parti palatii pertinere debet.^ Gewöhn- 
lich aber enthält die Klage wenigstens in ihrer urkundlichen Fassung entweder 
gar keine Kiagbitte, sondern einfach die Behauptung eines bestrittenen Rechts- 
verhältnisses mit dem Erbieten, dasselbe zu erweisen, oder aber die Klagbitte 
beschränkt sich auf die allgemeine Forderung an den Beklagten, Recht zu ge- 
währen, oder an das Gericht, Recht zu schaffen. Wurde die Behauptung zu- 
gestanden, so konnte es selbstverständlich sein, was nun Recht sei, oder 
wenigstens ein Einverständni.ss der Parteien darüber bestehen, wie das im 
Tiugeständnisse schon wohl bestimmt ansgedrückt ist; es konnte dann, wie wir 
sahen, jede Entscheidung des Gerichtes fortfallen. War das nicht der Fall, so 
war auch nach der Professio noch ein Urtheil des Gerichtes darüber nöthig, 
was nun auf Grundlage derselben Recht sei. Es ist das in der Professio wohl 
ausdrücklich vorgesehen. Das Kloster Farfa klagt 798 gegen den Herzog von 
Spoleto wegen Uebergriffe seiner Leute; der Herzog räumt diese schliesslich 
«in und fügt hinzu; Jügo volo exindead partem monaata'ii iuatitiam facere 
aieut mihi iudicatia; woratif das Gericht auf Rein vestitnr und Verbürgung 
der Busse erkennt. ^ 

Aber man hat doch schon früh auch dann, wenn nach Beseitigung des 
.Streitverliältni.sses durch die Professio ein Zweifel über das, was daraufhin 
Rechtens sei, nicht füglich bestehen konnte, Werth darauf gelegt, dass das 
durch ein Urtheil des Gerichtes ausdnicklich anerkannt werde. So schon 715; 
der Bischof von Siena gibt zu, auf Kirchen, welche er dem Bischöfe von Arezzo 
bestritt, gar kein Recht zu haben. Darauf erfolgt dann das Urtheil, dass der 
Bischof von Arezzo dieselben, wie bisher, besitzen und der Bischof von Siena 
sie ihm nicht mehr bestreiten solle; wie sich das auch ohne Urtheil aus dem 
Geständnisse ergeben hätte.'* Die Kirche von Pisa nimmt 796 mehrere Per- 


7 . — !• 840-884: Mem. di Ijicca 5b, 337. 4c, 64. 4b, 65. Ixipus 1, 699. 
Antii|. It. 2, 973. Ausfabriieher« Angabe der Entsebeidungagrflnde 824: Tiraboüchi 
Non. 2, 43. 2. Script. It. 2b, 943. S. FatMichi 284. 4 . Anüq. It. 6, 383. 
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Süllen als unfrei in Ans|)rueli. «elelie das sehliesslicli zuuestelien, worauf duruli 
Urtheil erklärt wird, dass sie Unfreie der Kirche bleiben sollen.* Ini folgenden 
Jahrhunderte werden dann solche Urtheile, welche wesentlich nur den Inhalt 
der Professio wiederholen, immer luiufiger, so dass schliesslich das Verfahren 
sich dahin fesUtellt, dass auf jede Professio noch ein Urtheil des Gerichtes 
folgen muss. 

.Stützte sich aber andererseits in früherer Zeit das Urtheil sehr gewöhn- 
lich unmittelbar auf das Peweisverfahren, ohne dass eine Professio vorherge- 
gangen war, so wird es jetzt auch üblich, dass jedem Urtheil eine Professio 
vorhergehen muss. Schon in der zweiten Hälfte des neunten Jahrhunderts 
findet sich nur noch selten ein Beispiel für ein Urtheil ohne Professio; das 
letzte Ist mir 919 aufgefallen.*’ Dem entspricht, da.ss die Urtheilsfonnel statt 
wie früher auf die eingebrachUm Beweise, so jetzt auf das Bekenntnis.s als 
Grundlage des Urtheils Bezug nimmt; es heisst: Cum ita nemel et bis pro- 
fileretur oder cum ipse X. UiUfer asseruisset oder cum taVitcr profesaua et 
man! fest US fuisset oder, wie später die Fonnel fast ausnahmslos lautet, hia 
actis et mani/estatione nt su/et'a facta — iudicaverunt, vt hucta eorum 
aUes-cationem et eiusdem N. professionem seit manif eslationcm das und 
das Recht sei. 

8. — Daraus ergibt sich nun eine gleichmässige Behandlung von P'ällen, 
bei welchen man früher in verschiedener Weise verging; kam es bei dem 
frühem Verfahren gewöhnlich nur zum Bekenntniss oder zum Urtheile, so 
finden sich jetzt beide vereint. Es scheint das aber zusammenzuhnngen mit 
einem im Laufe der Zeit sich mehr und mehr geltend machenden .Streben nach 
Verallgemeinerung der Formulare, e.s scheint sich weniger um eine 
Aenderung des ^'erfahrcns selbst, als der Darstellung desselben in den Ur- 
kunden zu handeln. Ehie nur oberflächliche Vergleichung zeigt, dass die Ge- 
richtsurkunden der longobardischen und der fränkischen Zeit viel mannich- 
faltiger und in der Regel auch ausführlicher sind, als die des zehnten und 
elften Jahrhunderts, dass jene demnach unzweifelhaft die Besonderheiten des 
Einzelfalles viel getreuer darstellen, als diese, dass in dieser Richtung zweifel- 
los ein Rückschritt hervortritt. Denn als solchen können wir es doch nur be- 
zeichnen, wenn die allmähligen Aendenmgen der Fonnulare dahin gehen, die- 
selben so zu gestalten, dass sie einer möglichst grossen Anzahl von Fällen 
entsprechen, den Notar d<‘r Muhe ülx-rheben, das für den Einzelfall geeignetste 
auszusuchen, und das, was er selbstständig ubfassen muss, auf ein möglichst 
geringes Mass beschränken. 

Dos Hess sich einmal dadimch eireichen, dass man, so weit der Hergang 
das irgend gestattete, das was früher in ver.schiedenen Formeln getrennt vor- 
kam, in ein und derselben Formel zu vereinigen suchte. Wir galten schon 
früher Beispiele, wie das bezüglich einzelner Ausdrücke der Fall war. ‘ Hier 
zeigt sich nun auch ein ähnliches Zusamnu'nwerfim verschiedener Handlungen. 

7.— J 6. Antiq. It. 3. 1015. 6. Lupu« 2. lU 
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wie dac eben ohne wesentliche Aenderung des Vurennges selbst iiKiglich war. 
Denn da zur Professio nicht gerade eine ausdriickliche Anerkennung des 
Rechtes des Gegners nbthig war, da das Hekenntuiss genügte, dass man keine 
Mittel habe, den eigenen .\nspnich der Hehauptung mler dem eitigebrachtcn 
Beweise des Gegners gegenüber weiter zu verllieiiligen. .so konnte ein solches 
Geständniss immer als wenigstens stillschweigend lieini .Schlüsse des Beweis- 
verfahrens gegeben angenommen werden, es fand keine .Schwierigkeit, dasselbe 
immer einzufligen; mag sich nun zuerst der thatsäcliliche Brauch dahin aus- 
gebildet haben, dass immer ein ausdrilckliches (ieständniss verlangt wurde, 
mögen, was eben so wahrscheinlich ist, es zuerst die Notare gewesen sein, 
welche dasselbe in jede Urkunde einfügten, was dann aihniihlig auch fiir den 
thatsächlichen Hergang massgebend geworden sein mag. Konnte andererseits 
die Professio ein weiten*s Urtheil allerdings überflüssig machen, so stand doch 
auch nichts im Wege, thatsächlich oder formell immer noch ein Urtheil darauf 
folgen zu lassen. .Sobald beides durchgeflihrt, waren diese .Schlussformeln des 
Verfahrens für alle Fälle anwendbar. Auch die Prozessformeln schliessen sich 
dieser spätem Fassung der ( ferichtsurkunden durchaus an ; auch in ihnen folgt 
immer auf die Professio d.as Judicium. 

Weiter suchb> man dann die Anwendung der Fonnulare dadurch zu er- 
leichtern, dass man sie möglichst verallgemeinerte, möglichst aus ihnen fort- 
liess, was nim durch die Besonderheit des Einzelfalles bestimmt war, nur das 
beibehielt, was möglichst bei allen Fällen anwendbar war. Das tritt beispiels- 
weise in der Fassung der Endurtheile hervor. Im achten und neunten 
Jahrhunderte sind diese noch sehr niannii'hfaltig gestaltet und durch die Be- 
sonderheiten des Einzelfalles Ijestiinmt. Ergibt sich aus der Verhandlung der 
bestehende Zustand als der im Rechte begründete, .so kann es genügen, wenn 
das Urtheil das im Interesse des .Siegers anerkennt, erklärt, dass er auch 
ferner so fortbestehen solle, wobei in der Regel dem Unterliegenden ewiges 
.Stillschweigen auferlegt wird. Ist ein gestörter Rechts/.ustaud wiederzustellen 
oder zu sühnen, so enthält das Urtheil einen bezüglichen Befehl an die unter- 
liegende Partei, etwa Vorenthaltenes heratiszugeben. Verweigertes zu leisten, 
die verwirkte .Strafe zu zahlen oder Bürgschaft dafür zu bestellen; oder eine 
Erklärung, d;iss die.selbe etwas zu erleiden hal>e, etwa den Verlust ihrer Frei- 
heit o<ler .Schläge, wie dieselb<>n 824 den Klägern wegen leichtsinniger An- 
klage zuerkannt werden.^ Dagegen Is^schränkt sich nun später der Inhalt des 
Endurtheils im Anschlüsse an die Professio darauf, dass es den Inhalt dieser, 
in welcher der Bekennende den Anspruch des Gegners zugestcht und sich ver- 
pflichtet, denselben nicht mehr zu bestreiten, wesentlich nur wiederholt, erklärt, 
dass die siegende Partei das ,\ngesprochene haheat et teneat oder habere et 
detinere deberet und dass der Unterliegende rnaneret exinde tacitut et con- 
tentiie, ohne sich irgend weiter über das, was etwa sonst in Folge der Ent- 
scheidung zu geschehen hat, auszusprechen. Allerdings sind auch die Gegen- 
stände der uns erhaltenen \'erhandlungeii weniger mannichfaltig, luindelt es 

3. Tnrabosefai Non. 2, 41. 
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sich darchweg um das Eigciithom oder sonstige Hechte an Sachen, während 
insbesondere Unheile in Strafsachen fehlen; aber trotzdem ist die Verschie- 
denheit der Fälle gross genug, dass auch das Unheil sehr verschieden hätte 
gestaltet sein können, thatsächlich auch noch sehr verschieden gestaltet ge- 
wesen sein mag, während die Notare sich mit Wiederholung einer ganz allge- 
meinen Fonnel begnügten. Um sie anwenden zu können, musste der Streit- 
gegenstand ihr oft künstlich angepa.sst werden. So nimmt 1027 der Herzog 
von Kämthen das Fodrum und andere öffentliche Leistungen von den Höfen 
des Patriarchen von Aglei in Anspruch, muss aber davon abstchen. Um die 
Formel anwenden zu können, fasst das Urtheil nicht zunächst den Streitgegen- 
stand ins Auge, sondern eine gar nicht bestrittene Hauptsache, jenen als Per- 
tinenz desselben behandelnd; es wird entschieden, dass der Patriarch ipaa» 
corte« — cum fodro et cum omni praescripto habere et detinere debet, der 
Herzog darüber fortan schweigen soll. ■’ So scheint auch bei einer allgemeinen 
Fonnel für einen Rechtsstreit um Freiheit von vornherein nur desshalb Haupt- 
gewicht auf das Vermögen gelegt zu sein, damit das Urtheil sich der gebräuch- 
lichen Formel näher anschliesscn kann: liber homo est de eua persona et 
abet et tenet ad proprium suum conquisitum et P. — permaneant inde 
taciti et contenpti.* Erst gegen Ende des eilften Jahrhunderts, wo die Ur- 
kunden wieder mannigfaltiger zu werden beginnen, findet sich denn auch wohl 
wieder eine bestimmtere Angabe, etwa, dass der Unterliegende zu refutiren 
oder zu reinvestiren habe. 

Aehnlich verhält es sich mit den Angaben der Urkunden Ober die Aus- 
führung der Entscheidung. Enthält in den ältem sehr gewöhnlich das Urtheil 
einen bezüglichen Befehl an den Unterliegenden, so wird auch in den Urkunden 
selbst oft noch über die Ausführung berichtet, angegeben dass der Verurtheiltc 
die Sache zurückgcstellt oder die Zahlung verbürgt habe oder dass das Gle- 
richt ihn als .Schuldknecht dem Sieger zugesprochen habe. Später fehlen alle 
solche Angaben. Nach dem den Anspruch des Siegers anerkennenden Urtheile 
wird in der Regel unmittelbar der Schluss des Vorfahreas mit Finita est causa 
angegeben ; es folgt dann nur noch die Angabe, dass das Glericht pro securi- 
tate des Siegers die Fertigung der Urkunde befahl, dann die Fertigungs- 
formel des Notar und die Unterzeichnungen der (Jerichtspersonen. In der Be- 
urkundung der, oft die Verpflichtung zu einer (Jeldstrafe einschliessenden 
Professio und des derselben entsprechenden Endurtheils liegt die einzige Bürg- 
schaft für den Sieger, auf welche in der Urkunde selbst regelmässig hinge- 
wiesen wird. Kommt dazu Sicherung durch den Bann, auf den wir zurück- 
kommen, so ist die Bannformei gewöhnlich zwischen dem Urtheil und der 
Aufforderung zum Schreiben der Urkunde eingerückt. Zuweilen aber wird die 
Verhängung des Bannes schon unmittelbar nach der Professio erwähnt ^ 
worauf dann das Endurtheil in derselben, sich nur auf die IVofessio beziehen- 


9, — ] 8« Robeis Aqoil. 300. 4s C'artiilarinTD Ivong. n. 18. Vgl. GeriebUurk. ron 900« 
Aotiq. IL l, 720, wo sich dieser engo Ao&chlush noch Dicht findet. 5s 996. 1055: 
Beilagen. Antiq. It. 3, 645. So auch in der aligeDeineo Fonnel Moo. Garm. L« 4, 604« 


Digitized by Google 


Spätere Verallgemeioeraug der Ponnulare. 


29 


den Fassung folgt; an dieser Stelle muss das Urtheil doppelt überflüssig und 
nur gewohnheitsm&ssig festgehalten erscheinen, da, wenn dasselbe eine mass- 
gebende Bedeutung haben sollte, die Anerkennung des Rechtes durch das 
Urtheil doch der Sicherung desselben dimch den Bann vorhergehen musste. 

Danach bot fast nur noch die Darstellung des Beweis Verfahrens Gle- 
legenheit zu grosserer Mannigfaltigkeit. Aber die Urkunden des zehnten un i 
eilften Jahrhunderts bieten auch dafür sehr wenig; hie und da Anden sich einige 
ganz dürftige Angaben, die zudem oft in die Klage und die Professio einge- 
arbeitet sind, indem der Kläger sich etwa sogleich in der Klage auf eine Be- 
weisurkunde bezieht, der Angeklagte im Bekenntnisse die Beweiskraft der- 
selben zugibt Oft ist in den Urkunden von Beweisen gar nicht die Rede, auf 
die Klage folgt unmittelbar die Professio. Es ist möglich, dass in solchen 
Fällen ein .Streitverfahren vor (Jericht gar nicht stattfand, worauf wir zurück- 
kommen. Es ist aber immerhin auch denkbar, dass dem Bekenntnisse ein sehr 
aasgedehntes Beweisverfahren vorherging, der Notar sich aber seine Aufgabe 
dadurch erleichterte, dass er die Professio als unmittelbar nach der Klage 
erfolgt darstellte, wie das für den Sieger, dem die Urkunde später als Beweis- 
mittel dienen sollte, an und für sich gleichgültig sein konnte, da das Wesent- 
liche für ihn nur im Zugeständnisse des Gegners mid hn Urtheile lag. So be- 
schränken sich denn die meisten dieser spätem Gerichtsurkunden bei ihrer 
Darstellung des Vorganges wesentlich auf die Angabe der Klage, des Zuge- 
ständnisses und des Urtheils. In näherm Anschlüsse an die sonst gebräuch- 
lichen Formulare scheint cs nur noch in der Mark Verona üblich gewesen zu 
sein, eine Darstellung des Beweisverfahrens in die Urkunde aufzunehmen.* 
Davon abgesehen haben vorzüglich nur noch die wenigen Urkunden, welche in 
ihrer Fassung von den ständigen Formularen überhaupt mehr abweichen, diese 
und jene anderweitige Angaben, die dann um so werthvoller sind, da bei ihnen 
von vornherein anzunehmen ist, dass sie in ihrer Fassung mehr durch den 
thatsächlichen Vorgang iin Einzelfalle bestimmt sind. 

9. — Eben so einförmig ist die Darstellung des U n g e h o r s a m s v e r- 
fabren in den Gerichtsurkunden. Es kann auffallen, dass sich Urkunden 
dieser Ai;t überhaupt erst aus den spätem Zeiten des neunten Jahrhunderts 
finden. Der Grund ist vielleicht darin zu suchen, dass man, da es sich dabei 
nicht um endgültige Entscheidungen handelte, in früherer Zeit nicht gewohnt 
war, darüber Urkuüden zu fertigen. Beim ersten mir bekannten Falle 871 
handelt es sich denn auch um ein ausnahms weises Vorgehen; der Beklagte ist 
nicht von vornherein ungehorsam, sondern weigert sich während der Verhand- 
lung Inquisition statt Zeugenbeweis zuzulassen und verlässt das Gericht; das 
Beweisverfahren wird dann kraft des königlichen Inquisitionsmandates fort- 
gesetzt und auf Gmnd desselben endgültig für den Kläger entschieden. ' Bei 
einem zweiten Falle 872 wird ein vorläufiges Vorgehen gegen ungehorsame 
Unfreie durch Investitiu* des Klägers erzählt; den Hauptinhalt der Urkunde 


tt. 994-1113: .\ntich. Est. I. 128. 85. 88. 315. Doodi 4. 41. 
0. — 1. Mem. di Lucca 4 b, 52. 
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hildpt alxT dooh das ordentliclip Verfahren, durch wehdips nachträglich die 
.Sache endgültig erledigt wird.* Erst mit den letzten Jahren des Jahrhunderts 
beginnen die später sehr hantigen l>esonderen Beurkundungen dieser Art 

Auch hier folgt auf die Angabe der Gerichtspersonen die Klage. Diese 
enthält eine doppelte Behauptung; einmal einer widerrechtlichen Handlung 
des Beklagten, am häufigsten, diiss er Eigenthmn dos Klägers widerrechtlich 
besitze; dann da.ss iler.selbe vor Gericht geladen und nicht erschienen sei. 
Daran knüpft sich dann die Klagbitte um .Sicherung des ange.sprochenen 
Rechts, in der Kegid um die Investitur. 

Auf die Ladung wird beim ordentlichen Verfahren kein (Jewicht gelegt; 
in der Regel wird sie gar nicht erwähnt. Beiläufig geschieht es zuweilen bei 
der Klage, indem der Klüger angibt, er habe den Beklagten desshalb vor 
Gericht geladen. Dann ist aber immer von einem Mailare durch den Kläger 
selbst, nie von einem üatntire durch den Richter die Rede, welches ja an und 
für sich nicht nöthig war, wenn der Beklagte der Aufforderung des Klägers folgte. 
Damit ist freilich nicht ausgeschlos.sen, dass es oft einer Ladung durch den 
Richter bedurfte, damit der Beklagte erschien ; aber in den Urkunden kommt 
das nicht zum Ausdrucke; in Prozessformeln dagegen richtet der Kläger auch 
wohl beim ordentlichen Verfahren die h’ordermig an den Richter: facite ban- 
nire ad placitiim.* 

Beim Ungehorsamsverfahren enthält die Klage immer genauere Angaben 
über die Ladung. Dabei wird nun, so weit ich sehe, ein Mailare nie erwähnt, 
was gerade nicht ausschliesst, dass das V'erfahren dennoch mit einem solchen 
begonnen hatte; aber für die Feststellung des Ungehorsams scheint dasselbe 
nicht in Betracht zu kommen; der Kläger beruft sich lediglich darauf, dass er 
schon niehnuals über den Gegner klagte und der Richter denselben mehrfach 
vergeblich durch den Preco, oder durch einen Missus oder Nuntius, oder auch 
durch Epistolae '* zum Placitum habe rufen lassen ; ausdrücklich als Bannir« 
bezeichnet wird diese Ladung d(-s Richters nur in einigen .Spoletinischen Ur- 
kunden.^ Mehrmalige Klage und Ladung werden immer erwähnt, so dass 
anscheinend auf einmalige Ladung noch kein Ungehorsams verfahren eingeleitet 
wurde. Auch nur einmal finde ich die Angabe, die Beklagten seien iam alia 
vice geladen, was genau genommen nur zweimalige Ladung bezeichnen würde. 
Wo sich genauere .\ngaben finden, ist immer von dreimaliger Ladung die 
Rede. Aber es handelt sich dabei nicht um wiederholte Ladungen nach län- 
geren Fristen, sondern während ein und desselben Placitum, welches hier die 
ganze Zeit bezeichnet, während der der Richter am bestimmten Orte zu Ge- 
richte sass. So besonders deutlich, wenn es 837 heisst, es sei geklagt iam 
pC7' midtie phwitie — et midn per tres viccs^; wie denn auch sonst wohl 
nebenltei envähnt wird, dass schon auf früheren Placitis vergeblich geklagt 
sei. Die Regel scheint gewesen zu sein, dass es nöthig war per tre» dies, an 
drei auf einanderfolgenden Tagen zu klagen und jedesmal zu laden.* Es ent- 

9.— 1 2. Script. It. Ib, 396. 8. .Moii. «erm. I* 4 , 602. 4. AffA P. 2, .326. 

5. Ughclii 1. 888. Fattcchi 307. 6. Morn di I.ncc» 4c. 71. 7. »■ B. Antiq. 

It. I, 966. 3, 731. 
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spricht dem, dass wenn ji-mand sich verbürgt hatte, sich in einem bestimmten 
Placitiim zu stellen, eine weitei-e Ladung demnach nicht nöthig war, er am 
dritten Tage als ungehorsam betrachtet wurde; so sagt 935 bei einem ver- 
bürgtem Kamfif der Erschienene: hoiUe ent traunacto die fei'tio, qtioJ von 
placitiim tenere incipint-in, und lässt sich darauf bestätigen, dass er bereit 
gewesen sei.* Doch scheint es iiuch üblich gewesen zu sein, bis gegen Ende 
des Placitum mit dem Vorgeben zu warten; es wird dann täglich geklagt, 
täglich durch den Gerichtsdiener geladen; tandem circa ßiiem placiti oder 
die aiifem septima oder nachdem per octo dien geklagt, kommt e.s dann zum 
Ungehorsamsverfahren. * Xur im .Spoletinischen heis.st es wohl, dass ad tria 
placita oder ad tertiiem placihem geladen sei, was längere Fristen znlasssn 
würde. 

Gesetze fränkischer Kilnige, welche in das longobardische Gesetzbuch 
aufgenommen sind, kennen allerdings längere Fristen. So soll eine viermalige 
Mannitio nach sieben, vierzehn, ein und zwanzig und zwei und vierzig Tagen 
vorhergehen, ehe Bann gegen das Gut des Angeklagten verhängt wird." 
Aber dieses Gesetz gehört auch zu der bedeutenden Zahl derjenigen, welche 
von den si)Mtem longobardischen Rechtskundigen in den Glossen und derEx- 
positio zum Papienser ReehLsbuche als sali. sehe Kapitel in einer Weise 
bezeichnet werden, dass sich deutlich ergibt, man halte sie für Longobarden 
nicht für verbindlich; gab dazu zuweilen die ausdrückliche Beziehung zunäch-st 
auf .Salier im Gesetzestexte selbst den nächsten Anlass, .so scheint doch mehr- 
fach auch der Umstand massgebend gewesen zu .sein, dass man sich der that- 
sächlichen Nichtgeltung dieser Gesetze für Longobarden bewusst war. " Da- 
gegen scheint ein Gesetz Lothars, wonach bei einem Streite um Freiheit drei 
Placita mit Zwischenräumen von vierzehn Tagen versäumt .sein müssen, damit 
der Richter Vorgehen kann, auch später als geltend betrachtet zu sein. Aber 
es handelt sich ilalsM um ein ausnahmsweises Verfahren, bei welchem nicht 
vorläufige .Sicherung erfolgt, sondern endgültige Entscheidung auf Grundlage 
von Zeugenbeweis." In den L'rkimdeii selbst ist mir ein Hinweis darauf, dass 
längere Fristen eingehalten seien, nie vorgekommen. 

Nach vorgebrachter Klage ward die Wahrheit der zweiten in ihr enthal- 
tenen Behauptung festgestellt; nämlich die mehrmalige Ladung durch ein 
Zeugniss des Gerichtes, dass man sich derselben erinnere; die Nichtanwes^n- 
heit des Geladenen durch ötfentlichen .\ufruf am (ierichtsorte. 

Dagegen wird über die Wahrheit der ersten Behauptung gar nicht ent- 

8. Affö P. I, :«!». 9. Antich. K,l. I. 190. Antiq. It. 3. 729. 1. 299. Alle F&U# 

nach Arczzo. üo da«5 c« sich mn lokalen Brauch handeln knnnte. lO* Script. 
It. 1 b, 443. Fatteschi 307. 11. I* P.ip. Karol. M. 27. 12. Vgl. L- Pap. Gl. 

und Kxp. zu Karol. M. 45. 70. 77. 100. 108, Pip. 41. I.ud. P. 5. 17. 27. Es dürfte 
auch zn beachten aein, dai^K in der Exp. zu den karolingischen Gesetzen veniger ron 
den Meinungen der longobardischen Juristen die Rede ist, insbesondere die Antiqui 
iudices er.ct mit Wido wieder hfiutiger erwähnt werden, man sich also zu Paria wohl 
weniger damit beschlftigte, als mit dem Edikt und den neuesten Gesetzen. Ift. L Pep. 
I.iOth. 79. 80. Das Gesetz scheint überdies nur Kontumaz des Klägers im Auge zn 
haben; die Ezp. dehnt das auch auf den Beklagten aus. 
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schieden. Wegen der Abwesenheit des Beklagten konnte sich eine solche 
Entscheidung ohnehin nicht auf ein Geständniss desselben stützen; es wird 
aber auch kein einseitiges Beweisverfahren darüber eingeleitet. Die Fest- 
stellung des Ungehorsams bildet den einzigen Ausgangspunkt für das 
weitere Vorgehen des Gerichtes, welches darauf gerichtet ist, den sich zu 
rechtlichem Austrage erbietenden Kläger gegen den Nachtheil zu schützen, 
den ihm der fortgesetzte Ungehorsam jenes bringen könnte, ohne über den 
etwaigen Rechtsanspruch dieses endgültig zu entscheiden. 

10. — Wird, wie gewöhnlich, in der Klage widerrechtliche Entwerung 
behauptet, so geschieht die .Sicherstellung des Klägers dadurch, dass 
nach Feststellung des Ungehorsams der Richter dem Kläger per fustem, 
que7n in eua, tmehat mann, die Investitur der angesprochenen Sachen 
wieder ertheilt, wie er bisher damit investirt war. Aber es geschieht das galva 
querela; der Beklagte kann sein etwaiges besseres Recht durch .iVnstellnng 
einer Klage noch immer verfolgen. ' Dabei findet sich in einer .Spoletiuischen 
Urkunde die vereinzelte Angabe, dass die Investitur erst nach fünfzehn Tagen 
wirksam wird, dass wenn der Beklagte sich nach Ablauf dieser dem Gerichte 
nicht gestellt haben und späterden Kläger aussergerichtlich disvestiren würde, 
er eine angegebene Summe zu zahlen habe.''* Das Recht auf die Klage erlosch 
dann wohl erst mit Ablauf der bezüglichen longobardischen Verjährungsfrist 
von mindestens dreissig Jahren; es findet sich 915 der Fall, dass auf eine 
Sache geklagt \*ird, über welche der 894 gestorbene Kaiser Wido die Inve- 
stitur unter Vorbehalt der Klage ertheilt hatte, und dass unmittelbar auf 
Rückgabe der Investitur erkannt wird.^ 

Danach sollte man schliesscn, dass ohne Rücksicht auf die verflossene 

9. — J 14. Von dar oben n. 13 angeHtbrten getetzlichen Bestimmung abgesehen ist 
mir nur eine, übrigens auch in ihrer sonstigen Form sehr abweichende, leider lücken- 
hafte Urknnde von 1045 aufgefallen, in welcher es zwar nicht zum Beweise des KUgers 
kommt, der sich zu solchem durch Schwur oder Kampf erbietet, aber zu einem Inqui- 
.itionsrerfahren des richtenden Missus, der erst nach dem dem Kllger günstigen £r- 
gebni-se desselben denselben salra querela inrestirt. Mem. di Lucca 5 c, 661. Da es 
sich um eine Klage gegen den Bischof ron I.ucca handelte, so dürfte es sieh um ein 
auf die alten Inquisitionspririlegien der Kirchen zurückgehendes Vorrecht handeln. Doch 
dürfte das kaum dahin zu rerallgemeinern sein, dass Kirchen auch im Falle des Unge- 
horsams nicht ohne Inquisitin disrestirt worden dürfen; wenigstens gesrhieht das 896. 
915. 1082 ohne dass eine rorhergehende Inquisitio erwähnt würde. Giulini 2, 472. 
Mem. di Lucca Sc, 87. Lupus 2, 735. — Vgl. auch S 10 n. 1. 

10. - 1. Eine Abweichung iüt mir nur aofgefiüieti bei einem 1022 im Be&e* 
Tentanischen gehaltenen Reicb.5gericbte; der Beklagte Ut in einem ap&tem Termine 
uogeborsam; auf Befehl des Kaiseri wird nun der Kläger nach f.Aut seiner Urknoden, 
wonach also doch wohl der Beweis und nicht blos der Ungehorsam den Ausgang bilden 
wird« inrestirt ad r/m/xr kabendum pouidendum et amnia quod wdutrxnt trindt 
faeundum eine uniueeuw^te requUdione. Script. It. 1 b« 501. 2. Fattesebi 304. 

Würde sich solche.s tifter nachweisen lassen, so würde anzunehmen sein, der herrorge- 
hobene Mangel einer längeren Frist für die Wiederholung der Ladung sei dadurch er- 
setzt» dass der richterliche Spruch erst nach gewisser Zeit wirksam wurde; und das 
würde wenigstens dem spätem Vorgehen bei Verhängung des sUldtisehen und Reichs* 
bannes durchaiK enuprcchen. 8« Mem. di Lucca 5 c. 87. 
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Zeit der später sich dem Gerichte stellende Contumax einen Anspruch darauf 
hat, zunächst wieder in Investitur gesetzt zu werden. Auch nach einer allge- 
meinen Prozessformel'' ertheilt der Richter dem sich zu Rechte erbietenden 
Contumax die Reinvestitur, nachdem er vorher rechtlichen Austrag verbürgt 
hat; aber es heisst hier ausdrücklich, dass das nicht mehr geschehen könne, 
wenn ein .lahr verflossen sei, und zwar unter Berufung auf das römische 
Recht.* Ein bestimmteres Zeugniss ist mir in den Urkunden nicht aufgefallen; 
auch 896 erfolgt in einem Falle, wo seit der gt'richtlichen Disvestitur wahr- 
scheinlich mehr als ein Jahr verflossen war, die Reinvestitur an den frühem 
Contumax, aber freilich erst nachdem festgestellt Ist, dass der frühere Kläger 
jetzt ungehorsam sei.® 

Eine zweite Massregel ist die Bann ung des Vermögens. Behauptet 
die Klage ein Verbrechen des Ungehorsamen, so wird in genauer Ueberein- 
stimmung mit den Bestimmungen der Kapitularien nach den Gerichtsurkunden 
das ganze Vermögen desselben per fiiglein et timitonem in Bann gelegt, ita 
ut si annum ae diem in bamnttn iaeiiimetit, et a parte puhlien eenisentJ 
Stellt er sich vor Ablauf des Jahres dem Gerichte, so ■vr^ird der Bann nach 
Verbürgung gerichtlichen Austrages durch .Stab und Handschuh wieder auf- 
gehoben.® 

Nach einem Gesetze Ludwigs des Frommen hätte die Bannung des Ver- 
mögens, ausser bei Klagen um Freiheit und Erbe, immer eintreten sollen, 
wenn der Beklagte einer zweimaligen Ladung des Grafen nicht folgt. Danach 
wäre auch bei Klagen um Fordemngen der Bann anzuwenden gewesen; aber 
die Expositio erklärt sich ausdrücklich dagegen, will den Bann auf .Straff'älle 
beschränkt \t-issen®; die Glosse bemerkt zwar, dass einige bei jeder Klage die 
Bannung des Vermögens fordern, scheint aber doch als Regel anzunehmen, 
dass nur bei Klagen um Missethat die Bannung, bei dinglichen Klagen aber 
die Investitur salva querela, bei Klagen um Schulden die Pfändung erfolgt.'® 
Die Pfändung finde ich nur in einer einzigen Urkunde erwähnt, wie sich 
daraus erklärt, dass cs sich in fast allen Gerichtsurkunden um dingliche Klagen 
handelt. Im Grafengerichte zu Piacenza wird 91 1 zunächst geklagt über ge- 
waltsame Entwerung durch den Ungehorsamen und, nachdem das Gericht 
erklärte, es habe ihn nicht Vorbringen können et etiam minime invenimus, 
vhi einn pignorare potuisseinus, der Kläger durch Investitur salva querela 
befriedigt. Ist das nicht blos eine ungenaue UeberflUssigkeit der Fassung, so 

4 . CartttUr. Long. n. 21. 6. Ut Uffilur m viii. libro eodicu. Es durfte L. 8. 8 3. 

Ced. 7, 39 gemeint sein. Dem entspricht, vorauf vir xurtickkommen , darehaws da.s 
spätere Verfahren; es erfoigt Missio in possessionem , so dass nach Ablanf des Jahres 
der Ungehorsame nur noch sein Eigenthum rerthefdigen , nicht aber nur den Besita 
lurückrerlangen kann. 6. Giuiini 2, 472. Derseibe Kaii ist rorgesehen I,. Pap. Wido 6. 
Exp. 8 7. 7a 1041. 43: Meichelbeck H. FV. 1, 510. Mon. patr. Ch. 1, 552. Nach 
diesen Beurkundungen, den einsigen mir bekannten dieser Art, scheint für StraffUie 
ein besonderes Formuiar in Gebrauch gevesen xu sein, veiches insbesondere dadurch 
abveicht, dass der KiSger nicht selbst auftritt, sondern der Richter Uber die geschehene 
Klage und rergebliche Ladung berichtet. 8. L. Pap. Lud. P. 16. Formel. 9. t- 
Pap. Lud. P. 17. Exp. Vgl. auch Karol. U. 27. 10, L. Pap. Lud. P. 16. Gl. 

Kicker Fortchnnxen. 3 
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wäre die Pfändung auch bei dinglichen Klagen angewandt, etwa zur Sicher- 
stellung des Ersatzes von Schaden und Früchten. Dann aber heisst es weiter: 
et pro eo, quod aliia homluibua de ipgia H. redamabant et ad plaätum 
eum habere non potuimus, nee de eiia pipnora inrenire non potiiinwa, 
tune ipae H'. comea pir fiiate elevaÜonem, quod in aiiia tenehat nuunbua, 
otnnibua caaia et rebua iiu'la ipaitta II. pro ainpulia loeia in ßnibua Pla- 
eenthui in bannum miait, i>ro eo quod unquam ad pUu'itum minime eum 
habere potuit et omnibua copnitum feeit, quod in bannum miaaa eesenf. '* 
Leider ist der Gegenstand der Klagen nicht näher angegeben. Handelte es 
sich um Klagen wegen bürgerlicher Forderimgen, so würde sich ergeben, da.ss 
doch auch bei diesen mit Banniing des ganzen Vermögens, also insbesondere 
auch der Immobilieu vorgcgaugen wurde, aber erst dann, wenn eine Pfändung 
von Mobilien, welche eben das longoltardische Recht als Pignoratio bezeichnet, 
nicht zu bewerkstelligen war. Und ein ähnlicher Fall ist auch in den Gesetzen 
em’ähnt; wenn jemand .seine Mobilien an einen andern überträgt, damit der 
Kläger sie nicht pfänden kann, so soll sein Vermögen gebannt werden, rea 
eorum inßacetitur, bis er sich dem Gerichte stellt; stellt er sich nicht in Jahr 
und Tag, so ist nach dem Gesetze Ludwigs vorzugehen, das Vermögen kommt 
nach Befriedigung der Gläubiger an den Fisens. .Sollte es sich aber, was 
nicht gerade unwahrscheinlich, in jenem Falle um .Strafsachen gehandelt ha- 
ben, so wäre etwa anzunehmen, dass wegen geringerer .Sachen, welche nicht 
an Hals imd Hand gingen, zunächst mit Pfändung von Mobilien vorgegangen 
wurde. Für Sicherung von Forderungen durch Einweisung in liegendes Gut 
des Ungehorsamen vermittelst Investitur Ist mir nur in der Romagna ein ur- 
kundliches Zeugni.ss vurgekommen doch wird gerichtliche Einweisung der 
Gläubiger in das ganze Vermögen schon in der älteren longobardischen Ge- 
setzgebung erwähnt'* 

Es muss aufiallen, dass bei allen Beurkundungen von Ungehorsams ver- 
fahren bei dinglichen Klagen, so weit dieselben sich überhaupt an die ge- 
bräuchlichen Formulare halten, ein Urtheil gar nicht en^ähnt wird, der 
Richter nach Feststellung des Ungehorsams unmittelbar die Klagbitte durch 
Investitur erfüllt. Es lies.se sich allerdings annehmen, dass bei der Einfachheit 
des Falles der Richter keines ausdrücklichen Urtheiles des Gerichtes bedurfte. 
Erfolgte dieses aber immer in dem eben so einfachen Falle einer Professio, 
wird in den Urkunden der Romagna und des .Spoletinischen beim Ungehor- 
samsverfahren die Investitur immer erst auf ein Urtheil ertheilt, wird dann 
ein solches Urtlieil auch wohl in longobardLschen Urkunden erwähnt, seit dies« 
in den spätem Zeiten des eilften Jalirlmnderts sich vielfach nicht mehr so eng 
an die alten Formulare anschliessen, so dürfte kaum zu bezweifeln sein, dass 
thatsächlich ein solches Urtheil auch früher immer erfolgte, dasselbe mehr 
zufällig in die Darstellung der Urkunden keinen Eingang gefunden hatte. Darauf 
deutet auch, dass von den beiden erwälmten, übrigens sichtlich nach nächst- 

10.-] 11. Boselli 1, 290. 12. L. P«p. Lotb. 25. 18. Fantuiii 2. 72 14. Ed. 

Liutpr. 57. 
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verwandten Fonmilaron dargestellten StraffSIlen, der von 1043 ein Urthoil 
enthält, nicht der von 1041. Und dann würde .sich daraus ein .sehr bestimmter 
Beleg für die Abhängigkeit der Prozessformeln von den Urkunden ergeben, 
da auch jene beim Ungehor.samsverfahren kein Urtheil erwähnen.'® 

11 . — Aus der Investitur durch das Gericht ergab sich beim Ungehor- 
samsverfahren für den Besitz des Klägers dieselbe .Sicherheit, wie beim ordent- 
lichen Verfahren aus der Investitur des .Siegers durch den Besiegten. Bei 
diesem ergab sich nun aber eine weitere .Sicherung daraus, dass es später 
üblich wurde, dass der Zugestehende sich zur Zahlung einer .Strafe im Falle ' 
weiterer Anfechtung verpflichtete. Das .Streben, eine entsprechende .Sicherung 
auch beim Ungehorsam des Beklagten zu gewinnen, scheint auf die gerichtliche 
Anwendung des Kön i gs ba n n e s geführt zu haben. Denn bei den ersten 
Fällen des Ungehorsams verfahren' noch nicht erwähnt, wird er zuerst 897 
bei einem solchen angewandt und findet sich dann ebenso regelmässig bei 
jedem Ungehorsamsverfahreii^, wie er bei andern gerichtlichen V^erh.mdlungen 
vor der ottonischen Zeit nie vorkommt. Die Verhängung des Bannes durch 
den Richter wird nach Ertheilung der Investitur etwa mit den Worten erwähnt; 
Irutuper per fuMmr — inielt limninm d. repie etipi'r etiin et super rem in 
manrusos aureos ihm milliii, uf noii sit aliquis lumm, qui audeat eum de 
iTla re (inquietare aut molesture vel) diseesHre sine legali iudieio; et si 
quis ausus fuerit hne faeire, eoiupnuat predietos duo millia maneuso» 
aureos, medietatem- eaimre d. repis et medietatem ipsi et suis heredibus. 

So weit dieser Königsbaun, auf den wir zurückkommen, zur .Sicherung 
des Klägers gegen den Beklagten bestimmt war, fehlte allerdings bei Anwe- 
senheit dieses die Veranlassung, ihn zu verhängen, da diese .Sicherung dann 
durch eine von ihm übernommene entsprechende A’erpflichtung gewährt werden 
konnte. Aber der Königsbann g.ab in so weit eine noch ausreichendere Bürg- 
schaft, als er immer ganz allgemein gehalten ist, gegen Besitzstörung nicht 
blos durch den Beklagten, sondern gegen jeden Dritten schützt®; als weiter 
die Bannstrafe in der Regel höher gegriffen war, als die in der Professio über- 
nommenen .Strafen. So wird er denn später, zuerst so weit ich sehe 964 *, 
auch aus.ser Ungehorsamsfallen angewandt, um das durch Bekenntniss und 
Urtheil festgcstellte Recht zu sichern. Dann fehlt gewöhnlich die auch sonst 
nicht immer erwähnte entsprechetide Verpflichtung in der Professio. Doch 
kommt später auch beides vor. .So verpflichtet sich 1045 der Unterliegende 
zum Duplnm und hundert Pfund Silber und die Verhandlung schliesst mit dem 
Urtheile; es wird dann aber nachträglich in demselben Gerichte und wohl noch 
an demselben Tag ein Bann von tausend Gohlmancusen nachgesucht und er- 


15« Cartnl. Iy>ng. nr. 20. 21. 

11 . — 1. 871. 896: Mem. di r.ucca 4b, 52. Oiulini 2, 472. 2. 897-941: 

Mem. di Lacca 4c. 71. 5e, 640. 183. 186. Lupus 2, 127. 8, Ausnahmsweise wird 

1095 der allgemeinen Bannformel zur Sicherung tod KlosterbesUzungen noch eine 
zweite besondere hinzugefügt, welche insbesondere Verleihung, Verpfftndung oder son* 
stige Verftosserung durch irgendwelchen Bischof oder Abt rerbiecet. Antiq. It. 2. 944. 
4* Antich. £st. 1, 143. 
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theilt und eine weitere Urkunde dariiljer gefertigt.* Auch in ein und derselben 
Urkunde findet sich 1Ü46 eine Verpflichtung auf das Duplum und zwanzig 
Pfund Silber und ein Bann von zweitausend Mancusen®; 1055 aber auch 
A'erpflichtung und Bann in demselben Betrage von hundert Pfund Gold.' 

Der Bann gab nun auch ein Mittel zum Schutze der bessern In- 
vestitur des Klägers, wenn dieser dem ungehorsamen Beklagten nicht die 
Investitur, den rechtmä-ssigen Besitz überhaupt bestritt, sondern den Rechts- 
grund .seiner Investitur. So wird 1014 gegen denCtmtumax behauptet, dass er 
gewisse Grundstücke nicht als Eigenthum, sondern nach Libell als Zinsgut 
eines Klosters besitze, mit dem Erbieten, darüber zu Rechte zu stehen. Da 
dem Beklagten die Investitur zu Zinsgut nicht bestritten ist, .so ist seine In- 
vestitur nicht auf den Kläger zu übertragen, sondern die behauptete bessere 
Investitur dieses zu schützen, was denn unmittell>ar durch Verhängung des 
Bannes gegen jeden, der das Kloster disvestiren würde, ge.schieht.® 

Eine ähnliche Anwendung konnte der Bann finden bei Ungehorsam 
des Klägers. Hatte dieser den Vorwurf widerrechtlicher Entwerung erhoben 
und erschien nicht, so war an und für sich eine Thätigkeit des Gerichtes zum 
Schutze des Beklagten nicht nüthig, dieser verblieb eben in seiner früheren 
Gewere. So wird es auch in Fällen von 935 und 971 gehalten; da der Kläger 
nicht zu finden ist, lässt das Gericht unmittelbar die Urkmide fertigen*, welche 
für den Beklagten nur desshalb Werth hat, weil sie erweist, dass er das ver- 
bürgte Placitmn eingehalten hat und zum Beweis durch Zeugen oder Kampf 
bereit war. Da aber der Kläger doch die Absicht auf Bestreitung des Rechtes 
des Beklagten ausgesprochen hatte, so könnte es nicht aufifallen, wenn man in 
solchen Fällen die verbleibende Investitur ebenso stärker durch den Bann ge- 
schützt hätte, als sonst die gegen den ungehorsamen Beklagten ertheilte; es 
dürfte nur Zufall sein, dass mir kein Beispiel aufgefallen ist, zumal wir eine 
ganz analoge Anwendung des Bannes beim Verfahren bei unbestrittenen 
Rechtsverliältnissen finden werden. Näher noch musste das Bedürfniss beson- 
derer Sicherung liegen, wenn es sich nicht um Immobilien, sondern um persön- 
liche Klagen handelte, bei welchen die durch die Investitur gebotene Bürg- 
schaft entfiel. Genannte Vasallen klagten 1 043 gegen den Bischof von Como, 
dass er ohne Recht Abgaben von Schweinen, Schöp.sen und Wein vta ihnen 
erhebe. Da sie auf wiederholte Ladung im Gerichte nicht erschienen, ersuchte 


11 . — ] 5. Antiq. It. 4, ü. — Es kommt auch sonst wohl vor, dass der Bann erst spitar 
anf Grund einer frühem gerichtlichen Entscheidung ertheilt und besonders beurkundet 
wird. So 1091 : Lupus 2. 774. G. Tiraboschi Non. 2, 184. Vgl. noch Ugbelli 3, 628. 
Mittarelli Ann. 2, 277. Odorici 5, 37. 7* Anciq. It. 3, 645. Anticb. Est. 1, 167. 

Vgl. auch Antiq. It. 2, 855. 8, Antiq. It. 3, 720. Eine abweichende Auffassung 

seigt sich 983 im Spoletinischen, Script. It. 2 b, 977. Ein Abt klagt auf Nichteinhal- 
tung einer Erekarie; es erfolgt ein Vergleich und der Abt gibt dem Beklagten die 
Prekarie zurück; dann aber schützt der Richter das Hecht des Abtes nicht blos durch 
den Bann, sondern auch durch Inrestitur, obwohl eine Entwerung doch nicht rorzn- 
liegen scheint. — Dass übrigens auch die Gewere des blossen Nutzeigentbumers durch 
den Bann geschützt werden konnte, ergibt sehr deutlich die allgemeine Kormel Mon. 
Germ. L. 4, 604. 9. ABo 1*. 1, 339. Antich. Est. 1, 152. 
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Hpr beklagte Bischof das Gericht, zu verfahren, wie es recht sei. Die Siche- 
rung seines Einspruches geschah dann durch einen Bann, wonach jeder, der 
ihn an jenen Leistungen beeinträchtige oder dieselben bestreite, in die Bann- 
strafe verfallen sein solle.'® 

Mit der .Sicherung des Einspruches der gehorsamen Partei ist das Ver- 
fahren geschlossen; es folgt wie beim ordentlichen Verfahren die Aufforderung 
an den Notar zur Fertigung der Urkunde. 

12. — Bei den bisher besprochenen Fällen handelte cs sich um die Ent- 
scheidung eines Rechtsstreites, der ja an und für sich vorliegen soll, damit 
von einer gerichtlichen Entscheidung überhaupt die Rede sein kann. Demnach 
muss es auffallen, dass es sich in den spätem Gerichtsurkunden überaus häufig 
um eine Entscheidung über unbestrittene Rechtsverhältnisse handelt, dass ein 
Streitverhälfniss gar nicht behauptet wird, dennoch beim ganzen Verfahren 
die Formen der Ents<;hcidung eines Rechtsstreites beibehalten werden. Es 
handelt sich bei diesem Verfahren bei unbestrittenen Rechtsver- 
hältnissen zunächst nicht darum, dass gewis.se Rechtsge-schäfte zu ihrer 
Gültigkeit eines Abschlusses oder einer Vcriautbanmg vor Gericht bedurften. 
Dafür wäre die Fomi eines Rechtsstreites überflüssig gewesen, wie denn auch 
manche Handlungen der freiwilligen Gierichtsbarkeit ohne diese Form im Ge- 
richte vorgenommen werden, deren in ihrer Fassung ganz abweichende Beur- 
kundungen wir den Gerichtsnrkunden, wie wir den Au.sdruck im engem Sinne 
gebrauchen, nicht zuzählen. Und handelt es sich oft um ein neu begründetes 
Rechtsgeschäft, wo der Zweck einer Verlautbarung vor Gericht mitwirken 
konnte, so handelt es sich eben so oft um längstbcstehende Rechtsverhältnisse, 
für deren gerichtli(die Behandlung von jenem Gesichtspunkte ans jede Veran- 
lassung fehlen würde. Das Gewicht wurde offenbar nicht auf die gerichtliche 
Behandlung überhaupt, sondern auf die besondere Form gelegt; der Zweck 
war offenbar der, auch für ein unbestrittenes Rechtsverhältniss die besondere 
.Sicherstellung zu gewinnen, welche sich für ein bestrittenes aus der gericht- 
lichen Entscheidung ergab. 

Dieser Brauch, auch über unbestrittene Rechtsverhältnisse ein gericht- 
liches Verfahren einzuleiten, scheint sich allmählig entwickelt zu haben. 
In allen Gerichtsurkundon der longobardischen und frühem fränkischen Zeit 
handelt es sich, so weit ich sehe, immer um ein thatsächlich bestrittenes 
Rechtsverhältniss ; nicht blos tritt der Kläger mit der Behauptung auf, dass 
der Beklagte sein Recht bestreite oder verletzt habe, sondern es lässt der 
Vorgang auch durchweg deutlich erkennen, dass der Beklagte Willens ist, 
seinen entgegenstehenden Anspruch im Gerichte festzuhalten; es fehlen die 
später so häufigen Fälle, liei welchen auf die Klage unmittelbar die Professio 
des Beklagten erfolgt. Bei einigen der früheren Fälle, in welchen unbestrittene 
Rechtsverhältnisse vor Gericht gebracht werden, fehlen denn auch noch die 
dem Verfahren bei .Streitsachen entsprechenden Formen; es macht den Ein- 
druck, dass man nach einer grösseren Sicherung durch gerichtliche Anerken- 


10. Ugbelli 5, 287 
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nung strebte, aber eine bestimmte Form dafür noch nicht gefunden war. Im 
Hofgerichte 903 wird den Gerichtspersonen eine ältere Schenkungsurkunde 
vorgelegt und diese wörtlich in die Gerichtsurkunde aufgenommen; in dieser 
ist dann aber von einem weitern Verfahren des Gerichtes gar nicht die Rede; 
es folgt unmittelbar die Angabe des Notar, dass er die Urkunde auf Befehl 
des Pfalzgrafen und der Richter geschrieben habe, dann die Unterschriften 
dieser. ‘ Der Werth liegt also einfach in der durch das Gericht beglaubigten 
Transsumirung. Etwas weiter geht der Vorgang 898, wo nach Verlesung der 
Urkunden auf Frage des Grafen, wie sie sonst in den Gerichtsurkunden nicht 
erwähnt wird, zuerst die Gerichtsbeisitzer, dann alle Anwesenden erklären, 
dass die Urkunden gut und das Kloster rechtlicher Besitzer sei.^ Man hatte 
hier offenbar denselben Zweck im Auge, wie bei den sjiäter so häuhgen Fällen; 
aber manche formelle Abweichung der Urkunde von der Darstellung der ge- 
wöhnlichen Gerichtsurkunden lässt erkennen, daiw man noch nicht überall ge- 
wöhntwar, eine solche Anerkennung in die Formen eines Rechtsstreites zu kleiden. 

Wüllen wir uns vergegenwärtigen, wie man dazu gelangte, .so wird von 
wirklich bestrittenen Rechtsverhältni.ssen auszngehen .sein. Diese führten zu- 
nächst, wie in den Urkunden oft angegeben wird, zu einer anssergerichtlichen 
Verhandlmig unter den Parteien. Hielten beide an ihrem Ansprüche fest, so 
verbürgten sie sich die gerichtliche Austragung. Es konnte sich aber auch 
schon bei dieser Von-erhandlung eine der l’arteii-n dazu verstehen, ihren An- 
spruch aufzugeben. Gab das an mid für sich keinerlei Bürgschaft gegen noch- 
maliges Erheben derselljen jVnsprüche, so schiint man sich dagegen früher 
gesichert zu haben durch eine aussergerichtliche Urkunde, in welcher der 
Gegner sich ver|)HichteU‘, von seinem Ansprüche abzustehen und im Falle 
nochmaliger Geltendmachung desselben eine bestimmte Strafsumme zu zahlen. ’ 
Aber eine ausdrückliche gerichtliche Entscheidung konnte doch grössere Bürg- 
schaft bieten und es lag nahe, dass der .Xngegriö'ene auch bei aussergericht- 
lichem Abstehen des Gegners auf gerichtlicher .\ustragimg bestand. Dann 
war freilich eine .Simulirung nöthig, nicht des Rechtsstreites selbst, sondern 
des Fortbestehens desselben; und ich möchte kaum bezweifeln, dass es sich 
in den meisten der so häufig vorkommenden Fälle, wo der Klage unmittelbar 
das Zugeständniss folgt, wenigstens in so weit nur um die Simulation eines 
Rechtsstreites handelt. Dann aber war es nur ein kleiner Schritt weiter, 
auch für ein überhaupt unbestrittenes Rechtsverhältniss einen .Streit zu simu- 
liren, um der Vortheile eines gerichtlichen Erkenntnisses theilhaftig zu werden. 

Dass es sich nur um einen angeblichen .Streit handelt, lässt sich natür- 

12. — I. Antiq. It. 1. 307. Ein entsprechendor Fall 898 \m r,r»fengmchte co 
Piaeant». Boielli 1, 286. Ebenda 1, 301 noch 10.34 Vorlegung einer Urkunde ohne 
folgendes Unheil, vobei die ludices lunkehit, wie gewShnlich, unterzeichnen, dann, wie 
ich es nur hier gefunden habe, nuebmaU einzeln die Richtigkeit der .\bschrift bezeugen. 
2, Tiraboschi Non 2. 73. 8, Vgl. 814; Script. It. 2b, 361, wo in solche .Strafsummen 

Terurtbeilt, auf Zahlung derselben dann aber nach Anerkennung des Rechts und Ent- 
richtung eines Launegild verzichtet wird. Cartae conrenientiae überhaupt mit Verpflich- 
tung zu Geldstrafe werden schon in den altern Gesetzen mehrfach erwähnt. Vgl, Ed. 
Liutpr. 107. Ast. 7. 
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lieh unmittelbar aus der Fassung der Urkunde nicht erweisen; es lässt nur 
der Umstand, dass der Beklagte eine Vertheidigung gar nicht veraucht, nn- 
mittelbar nach der Klage ohne Beweise vom Kläger zu fordern eine Profesaio 
ablegt, wie sich schon 874 iin Spoletinischen ein Beispiel findet^, darauf 
schliessen. In Einzeltallen lassen besondere Umstände das fast zweifellos er- 
scheinen. Im Grafengerichte zu Mailand im August 892 legt der Abt tob 
S. Ambrogio die im Mai abgefjisste Urkunde über einen Tausch mit der Kirche 
S. Johann zu Monza vor und knüptl daran die auffallend unbe.stimmt gehaltene 
Klage: Si't modo pars ipsiiis ecdesles. loannis in alico de ipsi rebits parti 
iamdicti monasterii eontradicent ; nnde querimiis abereiustitiam.^ Ausser 
dem Umstande, dass unmittelbar nach Verlesung der Urkunde der Vogt too 
Monza erklärt, er habe gegen die Urkunde gar nichts einzuwenden und wolle 
und könne die daraus für den Kläger sich ergebenden Rechte nicht bestreiten, 
deutet noch anderes auf ein Einverständniss der Parteien. So ist es nicht sehr 
wahrscheinlich, dass so bald nach dem in fönnlichster Weise unter Zuziehung 
von Königsboten abgeschlossenen Tausehvertrage derselbe von der einen Partei 
schon wieder sollte in Frage gestellt sein. Weiter war, da keine Iteinvestitur 
erfolgt, der Kläger in Gewere der von ilun erlauschten Sachen, welche ihm 
zudem durch die Tauschnrkunde und die darin festgesetzte Strafe für jede 
Verletzung ausreichend verbürgt war; handelte es sich nicht lediglich um die 
weitere Bürgschaft einer gerichtlichen Anerkennung, lag auf Seiten des Be- 
klagten wirklich die .\Iisicht vor, den Tausch zu bestreiten, so wäre Grund 
zur Anstelluni; einer Klage wohl nur für diesen gegeben gewesen. Endlich 
möchte noch zu lieachtcn sein, dass in der Urkunde selbst die Strafe des 
Dnplum auf spätere Anfechtung des Tausches ge.setzt ist, aber jede Andeutung 
fehlt, dass der Beklagte nun in diese verfallen sei. 

Wurde es aber einmal gebräuchlich, ein Rechtsverhältniss gegen etwaige 
Ansprüche gewi.sser Personen durch gerichtliche Entscheidung eines simulirten 
Rechtsstreites zu sichern, so mochte man leicht unter sonstigem Festhalten 
am Verfahren davon absehen, dass dieses ursprünglich nur zur Entscheidung 
streitiger Rechtsverhältnisse bestimmt war, und das Gericht keinen Anstand 
nehmen, auf die Behandlung des Falles einzugehen, auch ohne dass dem, der 
die Rolle des Beklagten zu übernehmen hatte, der Vorwurf gemacht wurde, 
dass er den .\nspruch unrechtmässig bestreite. Ein Uebergang zu der später 
gebräuchlichen Form findet sich da in der Weise, dass die Klage nicht mehr 
bestnnmt behauptet, der .Scheinbcklagte bestreite das Recht des Soheinklägers, 
aber doch ein gewisses 8treitverhältniss durch die .\ngabe festhält, man habe 
gehört, er wolle das thun. So schon 875 im Spoletinisohen : AmUvimus dicere, 
der Beklagte habe eine Urkunde, durch welche er eine Schenkung an ein Klo- 
ster bestreiten könne; nesdmns, si cst reritas atU non; iudieale nobis 
e.rinde institiamA Ho 901 za Pavia: Siciit audivlmus, wollen der Bischof 
von Novara und sein Vogt behaupten, dass ein uns geschenktes Kloster ihrer 
Kirche gehöre; ideo ecce nos coninncti, si ipsi exinde aliquid dicere vellent. 


4 * Script. It. *Jb, 5, (iiulini 2, -169. Ü, Script, ll. 2b. 946. 
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fcce tioa parati cum eü in ratione standum.’’ In beiden Fällen folgt dann 
unmittelbar die Professio. Doch setzt der Gebrauch dieser Klagfonnel nicht 
gerade nothwendig ein schon bestehendes Einverständniss der Parteien voraus; 
sie wird auch 881 in einem Falle angewandt, wo zwar eine Läuguung des 
Beklagten nicht erwähnt wird, aber vor seiner Professio doch das Recht des 
Klägers durch pine Inquisitiu ertviesen wird.** 

13. — Dann aber lässt man die Behauptung eines Streitverhältnisses 
ganz fallen, hält aber übrigens au den Formen des ordentlichen Ver- 
fahrens fest, welches insbesondere das Vorhandensein zweier Parteien vor- 
aussetzt; der Scheinkläger behauptet einfach einen Rechtsanspruch und richtet 
an den Scheingegner die Aufforderung zu erklären, ob er denselben bestreiten 
wolle. So schon 877 im Spoletinischen ’, wo überhaupt dieses Vorgehen früher 
üblich geworden zu sein scheint. In oberitalischen Gerichtsurkunden finde ich 
solche Fälle erst im zehnten Jahrhunderte^, wo nun ganz ständige Formeln 
ftir dieses Verfahren ausgebildet werden, welches ganz entsprechend auch in 
den Prozessformeln vorgesehen ist. ^ Sie knüpfen sich wohl zunächst an den 
am häufigsten vorkouunenden Fall, dass essich um Sicherungeiner Urkunde 
über ein Rechtsgeschäft handelt. Die sonst beim ordentlichen Verfahren üb- 
liche Erwähnung der Gegenwart beider Parteien Hess man wohl fallen, weil 
die Angabe, sie seien gekommen altercationem inter ae habentea nicht mehr 
passte.* Das Verfahren beginnt damit, dass der Kläger die, in der Regel 
wörtlich in die Gerichtsurkunde eingerücktc Urkunde vorlegt. Das Gericht 
fragt dann, zu welchem Zwecke er die Urkunde vorlegt. In der Antwort wird 
mm allerdings zunächst als Zweck die öffentliche Verlautbarung angegeben : 
Jdeo iatam cartulam in iatn oafciiai iudicio, iit ne ailena appareat et nec 
quiapiam homo direre poaait, quod ego eam occulte aut conludioae habuia- 
aem. Daran schliesst sich in der Regel die Erklärung, dass er das ihm Ver- 
briefte zu Eigenthum besitze und bereit sei, gegen jedermann davon zu Rechte 
zu stehen: Omnea rca, quae legimtur in hac cartula, ad meam latbeo 
ei teneo proprietatem, et paratua aum, ai uUua honw mihi exinde aliquid 
dicerevel agere aut cauaare vult, cum eo ad rationem atandum et legitime 
definiendum. Diese Angabe des allgemeineren Zweckes und diese allgemeine 
Aufforderung finden sich nicht in den früheren Fällen, bei welchen es auf Ein- 
leitung ein 8cheinstreites abgesehen war, kommen bei diesem erst 901 vor^ 
und sind für denselben in so weit ganz unwesentlich, als beim weitem Ver- 
fahren keinerlei Beziehung darauf vorkommt. ,Sie werden daher unabhängig 
davon für solche FäUe entstanden sein, wo eben die öffentliche Verlautbamng 

IZ — ] 7* Mon. patr. Ch. I. 98. Gant entsprcchendo Ausdrücke finden «ich 899-918 tu 
Paria, Creroona und Verona, bo dass die.se Formel eine Zeitlang weiter rerbreitet ge* 
wesen zu sein scheint. Vgl. Tiraboschi Non. 2, 78. 100. 102. Antiq. It. 2, 5. 8. Antiq. 

It. 2, 931. 

13, — 1. Script. It. 2b, 948. 2. 906. 913. 918 nsw.: AfTÖ P. 1, 340. Tiraboschi 

Non. 2, 99. 97. 8, Cartular. I^ong. nr. 17. 18. 19. Vgl. auch die allgemeine Urkunden- 
formel Mon. Germ. L. 4, 604. 4* Doch findet sie sich ausnahmsweise und zwar mH 

dieser Angabe 967: Anticb. £sU 1, 145. 8« Mon. patr. Cb. 1. 98- 


Digitized by Google 



Ordentliche Verfahren bei Scheinstreitigkeiten. 


41 


oderTranssumining der Urkunde der einzige Zweck war, wo dann, wenn keine 
Anfechtung erfolgte, keine Veranlas.snng zu einem weitern Eingreifen des 
Gerichtes geboten war, als dass diese.s den Vorgang beurkunden Hess.® 

Wollte man nun aber die weitere Sicherung des gerichtlichen Urtheils 
gewinnen, so mussten mit der Verlautbarung die Formen eines Rechtsstreites 
verbunden werden; und dazu bedurfte es eines I>estimmten Gegners. Daher 
wendet «ich der Kläger nach jenen allgemeinen Angaben an eine bestimmte 
Person etwa mit den Worten: Et quod plii» est, quero, iit dicat iste N., qui 
hic presens est, si cartula ista bona et veraje est, eel si res, que continen- 
tur in cartula, mihi contradicere aut subtrahere vult, aut si iuxta istam 
eartulam mihi proprie esse debent an non. Damit war nun Veranlassung 
zu einer Professio gegeben, welche, wie wir sahen', in dieser Zeit regelmässig 
den Ausgangspunkt für ein weiteres Vorgehen des (Jerichtes bildete. 

Dabei handelt es sich nun offenbar in den meisten Fällen gar nicht um 
irgend ein Streitverhältniss, wie ein solches ja auch nicht behauptet wird. Es 
ergibt sich das schon daraus, dass sehr häufig diejenige, welcher die Urkunde, 
etwa über einen Verkauf oder eine ,S<‘henkung an den Kläger, selbst ausstellen 
liess, der .Scheinbeklagte ist, in welchem Falle auch die Klage gewöhnlich die 
.Aufforderung enthält zu erklären, si isiam eartulam fieri roparit. Und wäre 
es auch möglich, dass dieser später trotzdem Ansprüche erhoben hätte, welche 
das Verfahren veranla.ssten, .so erscheint auch das sehr häufig dadurch aus- 
geschlossen, dass dieses Verfahren oft fast unmittelbar auf die Fertigung der 
Urkunde folgt. So über Kaiserurkunden gegen den Vogt des Kaisers 962 und 
964 am dritten und zweiten Tage nach der Ausstellung®; bei einer .Schen- 
kungsurkunde des Markgrafen Hugo an das Risthum Vercelli 996 erfolgt das 
Verfahren sogar an demselben Tage und Orte und in Gegenwart derselben 
Zeugen. ® 

Handelt es sich in der Mehrzahl der Fälle urn ein durch Ausstellung 
einer Urkunde gesichertes Recht, so ist das doch nicht regelmässig der Fall, 
es handelt sich auch tun .Sicherung von Erbe oder Freiheit*®, ohne dass 
eine bezügliche Urkunde vorgelegt wurde, eine solche wohl gar nicht vorhanden 
war. Man bediente sich aber auch dann derselben, wohl zunächst mit Rück- 
sicht auf jenen häufigsten und früher vorkonimenden Fall entstandenen Formel, 
indem man nur alles aus derselben fortliess, was sich unmittelbar auf die Ur- 
kunde bezieht. Der Kläger tritt unmittelbar mit der Behauptung auf, dass er 
die und die näher bezeichneten .Sachen zu Eigenthuin besitze, dass er bereit 
sei, jedem davon zu Rechte zu stehen, dass aber insbesondere der und der 
erklären solle, ob er sie ihm bestreiten wolle, worauf dann die Professio erfolgt 

Auch dabei handelt es sich in der Regel wohl nicht um ein wirklich be- ' 
strittenes Recht. Richtet etwa der Abt von S. Ambrogio 1018 wegen seines 

«. Vgl. s 12 n. 1. 7. Vgl, 8 6. 8. Mod. patr. Ch. 1. 196. .\nüch. Est. 1. 143. 9, Mon. 

patr. t'h. I, 305. 307. 10. l'ür Freiheit ist mir eine Gerichtanrkunde dieser Art ohne 

VorlegDDg einer Urkunde nicht bekannt geworden; dagegen gehSrt dahin die Prozess- 
fonnel n. 18. 
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Eigenthuin an einem Gnindstiicke am Comersee die Anfforderiing an den Ert- 
bischüf von Mailand, den Bischof von Como und den Abt von S. Calocero, *o 
ist nicht wohl anzunehmen, dass diese gleichzeitig sein Recht bestritten haben 
sollten; namentlich aufgefordert sind gerade diese walirscheinlich als die be- 
nachbarten Grundbesitzer, von denen Anfechtung am nächsten zu erwarten 
war. ' * Bestimmt ausgeschlosstm erscheint das Bestehen eines .Streites, wenn 
1081 im Gerichte des Königs vom Bischöfe von Parma ein Hof an das Ka- 
pitel zurückgegeben wird und dieses non unmittelbar darauf ein weiteres Vor- 
gehen des Gerichtes veranlasst, durch die Frage an den Bischof, ob er ihnen 
den Hof bestreite. Wie denn in die.sen Fallen schon die unmittelbar folgende 
Professio auf ein Einverständniss der Parteien schliessen lässt. 

Aber gerade der letzte Fall legt die Annahme nahe, dass zwar ein Streit- 
verhältniss nicht bestand, aber doch bestanden hatte, welches *der Bischof 
durch Zurilckgabe des Hofs beendet hatte. Und das ist gewiss in vielen dieser 
Fälle anzunehmen; dass man sich zur .Sichenmg des Eigenthums gerade jetzt 
und gerade gi'gen diese Person an das Gericht wandte, ist am leichtesten zu 
erklären, wenn diese dassell« aussergerichtlich angefochten hatte oder solches 
■befürchtet wurde. Und dasselbe ist oll auch da anzunehmen, wo die Vorlage 
einer Urkunde den Ansgang bildet Wo diese unmittelbar nach der Ausstellung 
nnter Auffordenmg an den -Vusstellenden selbst erfolgt, handelt es sich offen- 
bar nur darum, durch Veröffentlichung und gerichtliches Urtheil sogleich mög- 
lichste Sicherung zu gewinnen. Aber nothwendig zur Rechtsgültigkeit des in 
einer vom Könige selbst oder von einem Notar vor Zeugen ausgestellten Ur- 
kunde bezeugten Rochtsgeschäfte.s war eine solche Vorlage vor Gericht an 
und für sich nicht. Das ergibt sich wohl daraus, dass diese oll lange nach der 
Ausstellung erfolgt; so für Urkunden von 882 und 906 erst 910 und 935**, 
wo also schon bald ohnehin der .Schutz durch Verjährung hinzukam. Und 
dann ergeht die Aufforderung keineswegs immer an den .\ussteller; hio und 
da wohl an dessen Erben oder sonstige Rechtsnachfolger; oft aber, und auch 
in Fällen, wo es sich um kurz vorher ausgestellte Urkunden handelt, an Per- 
sonen, welche zu jenem in keiner nähern Beziehung stehen; so 901 bezüglich 
einer .Schenkungsurkunde des Königs an den Bischof von Novara. ** Auch da 
wird es immer wahrscheinlich sein, dass Zeit und Person durch eine ausser- 
gerichtliche Anfechtung bedingt waren. 

U. — Man wird aber wohl noch weiter gehen dürfen; es kam zu allge- 
meiner Anwendung des Formular auch bei .Streitsachen. Wie man 
in früherer Zeit die Behandlung unbestrittener Rechtsverhältnisse in die Form 
eines Rechtsstreites zu bringen suchte, so scheinen später die Notare auch für 
die Gerichtsurkunden über einen wirklich im Gerichte ausgetrageneii Rechts- 
streit vielfach das für jene üblich gewordene Formular benutzt zu haben. Es 
erklärt sich das dann wieder, wne bei früher besprochenen ähnlichen Fällen, 
aus der Bevorzugung der für die verschiedensten Fälle brauchbaren Formulare. 


13 .— 1 11. Antiq It. 5. 9.11. Aebiilich 1001 : Ksntutsl 3. 13. |ä. Aff« P. 2. 335 

18 . Antiq U. 2. 5. Aff5 P. 1. 340. U. Mon. patr. Ch. 1, 98. 


Digiilzed by Google 



Allgemeine Amrendang det Scheinstreitfornmien. 


43 


Nun passte allerdings die eigentliche Klagfunnel, in welcher dem Beklagten 
der Vorwurf unrechtmässigen Vorenthaitens gemacht wurde, nicht auf die 
Behandlung unbestrittener Sachen. Wohl aber passte die bei ihr übliche For- 
mel der Behauptung und Aufforderung auch beim Vorhandensein eines wirk- 
lichen Rechtsstreites, da die Formel es eben ungewiss Hess, ob ein solcher 
bestand oder nicht. Auch das Formular, welches zunächst auf Sicherung einer 
Urkunde berechnet war, Hess sich auf Rechtsstreitigkeiten anwenden; wurde, 
wie häufig der Fall war, ein wirklicher Rechtsstreit im Gerichte auf Grund 
einer Urkunde entschieden, so Hess sich die Gerichtsurkunde recht wohl in die 
gebräuchliche Form bringen, indem man die siegende Partei mit Vorlage dieser 
Urkunde das Verfahren eröffnen Hess. Denn der juristische Werth der Ge- 
richtsurkunde beschränkte sich ja wesentlich auf die Beurkundung des Be- 
kenntni.sses und des Urtheils; ob die Umstände, welche die Professio veran- 
lassten, mehr oder weniger genau angegeben waren, konnte da gleichgülüg 
scheinen. 

Urkunden, welche sich wesentlich auf .\ngabe der die Klage ersetzenden 
Aufforderung, des Bekenntnisses und des Urtheils beschränken, gestatten da 
freilich keinen Beweis. Aber wie sehr die Notare gewölmt waren, sich der 
zunächst für unbestrittene Rechtsverliältnisse bestimmten Formulare zu be- 
dienen, insbesondere Professio und Urtheil au jene Formel der .Scheinklage 
anzuknüpfen, zeigen einige Fälle, in welchen die Urkunden wirklich mit Dar- 
stellung eines RechtsstreiUcs beginnen, dann aber die gebräuchliche Aufforde- 
rungsfomiel einschieben, um sich weiter jenes Formulars bedienen zu können, 
obwohl es sich hier erweislich um einen Rechtsstreit bandelte. .So klagt 1055 
der Bischof von Luna, ein Gaudulf habe ihn unrechtmässig einer Burg dis- 
vestirt und erbietet sich zum Beweise durch Kampf; aber der Beklagte steht 
ab und ertheilt die Reinvestitur. Nun erst geht die Darstellung auf das be- 
sprochene Formular über, indem der Bischof mit der Behauptung auftritt, er 
besitze jene Burg zu Eigen und jeden und insbesondere den Gaudulf zur Er- 
klärung auffordert, ob er sie ihm bestreiten wolle. * Die Anwendbarkeit des 
Formulars war dann wohl durch eine Vertauschung der Rollen des Klägers 
und des Beklagten bedingt. .So wird 1013 der Beklagte nach Verwerfung 
einer falschen Urkunde und nach Ablegung des ihm durch Urtheil des Gerichts 
zugestandenen Schwur mit Helfern auf Urtheil des Gerichts investirt; dann 
tritt der frühere Beklagte gegen den frühem Kläger mit der Behauptung und 
Auffordemng auf.^ In beiden Fällen war allerdings der Rechtsstreit schon 
vorher erledigt, und es Hesse sich annehmen, dass man thatsächlich nnn zu 
grösserer .Sicherheit noch ein weiteres Verfahren über das nun unbestrittene 
Rechtsverhältniss einleifete. Aber eben so möglich ist es, dass eben nur die 
Darstellung des Notars die.se Form wählte, weil er gewohnt war, an diese die 
früher noch nicht ausdrücklich erwähnte Professio und das dieselbe wieder- 
holende Urtheil des Gerichtes anzuschliessen. Dafür spricht insbesondere ein 
Fall von 1027, wo ein solcher Uebergang erfolgt, ohne dass schon ein Abstehen 

14. — 1. Antiq. It. 3, t>4S. Aebolich 1013: Antieh. £*t. 1, 88. 2. Anlich. EtU 1. 85. 
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der unterliegenden Partei erwähnt wäre. Der Herzog von Kämthen klagt 
gegen den Patriarchen von Aglei auf Leistungen von den Höfen der Kirche; 
der Patriarch verneint den Anspruch, was auf Urtheil durch Schwur des Vogts 
mit vier Helfern erhärtet wird. Nach dem sonst üblichen Vorgehen bei strei- 
tigen Sachen würde man nun auf den Beweis hin ein Bekenntniss des Klägers 
erwarten. Statt dessen werden die Rollen vertauscht, obwohl der Gegenstand 
des .Streits sich nur gewaltsam in die gebräuchliche Formel einzwängen Hess, 
der Patriarch tritt mit der Behauptung auf, dass er für seine Kirche Höfe und 
anderes besitze, erklärt, dass er bereit sei, jedem davon zu Redite zu stehen, 
und fordert insbesondere den Herzog auf, zu erklären, ob er jene Leistungen 
davon in Anspruch nehme. ^ In diesen Fällen könnten die der Aufforderung 
vorhergehenden .\ngaben über den Rechtsstreit ganz fortfallen, ohne dass der 
Werth der Gerichtsimkunde als Beweismittel für das Recht des Siegers ge- 
mindert wäre. Kam man also hier trotz ausdrücklicher En»’ähnung des Rechts- 
streits auf das gebräuchliche Formular zurück, so wird um so eher anzunehmen 
sein, dass wo der Notar sich von vornherein auf dieses be.schränkt, dennoch 
ein Rechtsstreit vorliegen mochte. Wenigstens in einem Falle ist das bestimmt 
nachzuweisen; in einer sich übrigens gar nicht von dem hergebrachten For- 
mular für unbestrittene Rechtsgeschäfte abweichenden Urkunde über eine 
1054 zu Zürich gehaltene Hofgerichts.sitzung erlaubt sich der Notar in der 
Professio ausnahmsweise einen bezüglichen Zusatz; der Beklagte bekennt, kein 
Recht auf das Grundstück zu haben, »icut ninif pu^nam difinita fttit.* 
Dass das Formular aber sehr häu6g so angewandt wurde, werden wir schon 
daraus .schliesscn müssen, dass von den angeführten Äusnahmsfallen und vom 
Ungehorsamsverfahren abgesehen in den sich den herkömmlichen Formularen 
anschliessenden Urkunden des eilften Jahrhunderts kaum noch eine eigentliche 
Klage mit Behauptung eines Streitverhältnisses vorkommt, sich eine solche 
nur noch in Urkunden findet, welche auch sonst in ihre’’ Fassung von der her- 
gebrachten abweichen. Das eine am allgemeinsten anwendbare Formular ftlr 
unbestrittene Rechtsverhältnisse hat die andern verdrängt, wird nun auch ftlr 
.Streitsachen angewandt * Ja es scheint vorzugsweise nur noch ftlr die.se an- 
gewandt zu sein, da sich, wie wir sehen werden, für die gerichtliche .Sicherung 
unbestrittener Rechte noch eine andere Form gefunden hatte. 

Der weitere Vorgang ist liei unbestrittenen Rechtsgeschäften dann ganz 

1«. 8« Rubels Aqull. 500. 4* Archiv zu Cremon«. 5. Darauf dürfte auch deaten, 

dass gerade ein solches Formular in einer Hs. des I.«ngobardeDrechu als Geriebtsur' 
knnde, Notitia pro securitate, schlechtweg gegeben wird. Auffallend ist freilich, dass 
die bezüglichen Prozessformeln n. 17. 18. 19 gleichfall.s nichts weiter enthalten als eine 
Umschreibung und Auflösung des Inhaltes des gebr&uchlichen Formulars, während doch 
anzunehmen ist, dass sie gleichfalls, worauf auch die Überschrift QtmAVer iii ßnis tn~ 
ttntÜHUs terr« zu deuten scheint, auch für Streitsachen berechnet sind, bei welchen 
sonst ein Formular nur für das Ungehorsamsverfahren vorliegen würde. Ist es auch 
möglich, dass wirklich thaUächlich nach Beendigung des BeweUterfabrens immer noch 
ein SchlnssTerfahren in dieser Form eingeleitet wurde, so zeigt sich doch jedenfalls auch 
hier eine so grosse Abhängigkeit der Prozessformeln von den Gerichtsurkunden, dass 
sich manche Bedenken erheben, ob jene den wirklichen Hergang genau wiedergeben. 
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derselbe, wie wir ihn für die Entscheidung von Streitsachen angaben, seit es 
bei diesen üblich war, immer eine Professio als Ausgangspunkt des Schluss- 
verfahrens hinzustellen. Das Geständniss folgt hier nun immer unmittelter 
auf die Klagforderung; handelt es sich um eine Urkunde, so wird zunächst der 
Aufforderung gemäss erklärt, dass der Scheiiibeklagte sie selbst fertigen liess, 
oder, wenn das nicht behauptet wurde, dass er sie als echt und glaubwürdig 
anerkenne; dann oder unmittelbar, wenn eine Urkunde nicht vorgelegt wurde, 
dass die Behauptung des Klägers, er besitze das und das zu Eigenthum, wahr 
sei, dass er, der Beklagte, ihm dasselbe nicht bestreiten könne und wolle und 
sich im Falle späterer Bestreitung zu angegebener Geldstrafe verpflichte. Es 
folgt dann das Urtheil ganz nach der früher aigegebenen Formel®, dass der 
Kläger das von ihm als Eigenthum Behauptete haben und besitzen, der Be- 
klagte aber darüber zu .Stillschweigen verpflichtet sein solle. Da das im Ur- 
theile anerkannte Recht von vornherein unbestritten und ungestört war, so 
war mit dem Urtheile .selbst das Verfahren beendet. Und wenn später auch 
bei .Streitfällen die früher üblichen Angaben über einen Befehl des (Berichts 
zur Wiederherstellung des Rechtszustandes und über die Ausführung desselben 
fehlen^, .so ist der Grund wohl darin zu suchen, dass ebendie zunächst auf die 
Behandlung unbestrittener .Sachen berechneten Formulare allmählich alle an- 
dern verdrängten. 

15. — Erst in der zweiten Hälfte des zehnten Jahrhundeits nnd auch 
dann zunächst keineswegs regelmässig folgt noch die Sicherung durch den 
Bann, t Das Streben nach Erlangung die.ses kann also auf die Entstehung 
des Brauches, unbestrittene Rechtsverhältnisse zu gerichtlicher Behandlung zu 
bringen, nicht mitgewirkt haben; der Zweck des Verfahrens kann zunächst 
nur die Erwirkung von Geständniss und Urtheil gewesen sein. Was aber das 
Geständniss an und für sich betrifft, so erlangte der Ücheinkläger durch 
den Inhalt desselben oll keine weitere Sicherheit, als ihm ohnehin schon zu 
Gebote stand. Es tritt das deutlich hervor, wo es sich um die Anerkennung 
einer Urkunde durch denselben, der sie ausstellen liess, handelt; der ganze 
Inhalt der Profe.ssio einschliesslich der Verpflichtung zu einer Geldstrafe war 
dann oft in der Urkunde .selbst schon gegeben. Auch kann der Werth dann 
nicht darin liegen, da.ss die Profe.ssio jetzt öffentlich vor Zeugen geschah; 
denn so war sie auch vorher schon erfolgt; wir sehen aus den Gerichtsformelu, 
dass der Beurkundung eines Rechtsgeschäftes eine entsprechende öffentliche 
Verhandlung vorausging, welche die Professio einschloss, und bei der eben 
Werth auf das küuflige Zeugniss gelegt wurde, da der in den Formeln* oft 
erwähnte .Schluss der Verhandlung durch die Aufforderung: Totos ros rogo, 
sicher nichts Anderes besagen soll, als die in den Gerichtsurkunden der Ro- 
magna oft vorkoinmende Fonnel: Vos lyninrs rogo pro futuro testimonio; 
während in den eigentlichen Gerichtsurkunden Oberitaliens, wie in den diesen 
entsprechenden Prozessformeln jede Andeutung fehlt, dass auf das durch die 

«. Vgl. S 8. 7. Vgl. S 8. 

16, — 1, Vgl. $ II u. 4. it. So l'artul. l.ong. n. A. 5. ü. 13. 
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Oeffentlichkcit der Verhandlung ermöglichte spätere Zeugniss Gewicht gelegt 
wird. Bei der .schon erwähnten gerichtlichen Behandlung einer an demselben 
Tage au.sge.stellten Urkunde von 996 sind alle Personen, welche beim Gerichte 
.sind, auch schon Zeugen der .Schenkungsurkunde.’ 

Näher läge die Annahme, da.ss die nochmalige gerichtliche Behandlung 
zunächst erfolgte, um da.s erworbene Recht nicht blos.s gegen den Verzichten- 
den, sondern auch gegen den Einspruch jedes Dritten zu sichern, worauf 
die allgemeine Aufforderung an Jedermann zu deuten .scheint, welche der be- 
sonderen an den .Scheinbeklagten vorhergeht. Aber wenigstens den Haupt- 
zweck hat man darin nicht gesehen. (Jerade in den früheren Fällen solcher 
.Scheinprozesse fehlt die allgemeine Aufforderung; auch später wird beim wei- 
tern Verfahren keine bestimmtere Rücksicht darauf genommen, es wird gar 
nicht erwähnt, da.ss Einspruch eines Dritten nicht erfolgt ist; wie nur der Be- 
klagte die Professio ablegt, so ist das Urtheil auch nur gegen ihn gerichtet, 
verbietet nur ihm weitere Anfechtung. Erst durch das spätere Ilinzukommen 
des Bannes war zugleich eine .Sicherung gegen Dritte geboten. 

Der für alle Fälle massgebende Werth dieses Verfahrens ist wohl zu- 
nächst zu suchen in der Erlangung gerade eines gerichtlichen Geständ- 
nisses, welches durch den vorhergegangenen .Scheinstreit provozirt wurde. 
Wie sonst, schloss dieses auch nach longobardischem Rechte einen spätem 
Läugnungseid aus; schou im Edikte Rothars heisst es: nulli Uceat, jMstquam 
priuK numifestaverit, postea per sacrainmtum nepnre; und die E.vpositio 
stellt das einem Urtheile gleich, indem .sie die Uebereinstimmnng mit dem rö- 
mi.schen .Satze: Confessos in iure pro iiulieatiji hetberi plaeef, hervorhebt.* 
Nach longobardischem Brauche erfolgte auf ffrundlage des Cieständnisses über- 
dies noch immer ein ausdrückliches gerichtliches Urtheil. Der Zweck war die 
Erlanguug eines rechtskräftigen Urtheils, welches dem Gestehenden 
spätere gerichtliche Anfechtung abschnitt und unmittelbar bei etwaiger späterer 
Besitzstörung gegen ihn ausführbar war. 

Denselben Zweck hatte man im Auge bei den später in Italien üblichen 
sogenannten guarentigiirten Urkunden, bei welchen durch .Simulirung 
eines Rechtsstreites und dabei erfolgende Confessio in iiwe eine Vertragsver- 
bindlichkeit nach Belieben executorisch gemacht werden sollte.’ Ich möchte 
kaum bezweifeln, dass da ein unmittelbarer Anschluss an das geschilderte Ver- 
fahren der frühem Zeit besteht, welches nur in die im dreizehnten Jahrhun- 
deite üblichen Formen übertragen ist. Denn wenn es sich in den uns erlialtenen 
Urkunden der ältem Zeit immer um die .Sichemng von Rechten an .Sachen, 
insbesondere neuerdings vertragsmässig eiworbenen handelt, so lag e.s wohl 
noch näher, die Beitreibung vertragsmässig übernommener Leistungen in ähn- 
licher Weise zu sichern; waren solche simulirte Rechtsssreite einmal bekannt, 
so wandte man sie doch höchst wahrsheinlich auch etwa so an, dass nach 
Abschluss des Vertrags der eine Konti-ahent den andern vor Gericht auffor-- 

15. — 1 5. Vgl. $ 13 n. Ü. 4. b. Pap. Koth. 36.5. Kvp. § ü. 5, Vgl. Briegleh ExecutiT- 
proc. 1, 40. 05. 
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derte, zu erklären, ob er die und die Leistung; sclmlde, dieser dieselbe einge- 
stand imd dann da.s Geriebt urtlieilte, dass er zu leisten habe. Dass sich Ge- 
ricbtsurkunden dieser Art nicht erhalten haben, wird da kaum selir ins Ge- 
wicht fallen; beim Fehlen eines dauernden Werthes fehlte die Veranlassung, 
sie auf spätere Zeiten aufzubewahren, »de sich ja auch einfache Schuldurkunden 
aus dieser Zeit kaum erhalten haben und auch unsere genauere Kenntniss der 
ezekutorischen Urkunden der spätem Zeit sich mehr auf die Angaben der juristi- 
schen Schriftsteller und bezügliche Bestimmungen der Gesetze, als auf erhal- 
tene Urkunden selbst stützt. Eher könnte es auifallen, dass sich keine bezüg- 
liche Prozessfonnel erhalten hat; nach der einzigen, bei der es sich um Sicherung 
einer Geldschuld handelte, wird diese er» irkt durch einen eventuell wirksamen 
Verkauf von liegendem Gut; der .Schuldner stellt dem Gläubiger eine Ver- 
kaufsurkunde aus, wogegen dieser sich vor Gericht verpflichtet, bei Zahlung 
zur bestimmten Zeit die Urkunde zurückzugeben, während dieselbe andernfalls 
in Kraft bleiben soll.® Also auch da handelt es sich zunächst um ein simu- 
lirtes Rechtsgeschäft. Jedenfalls war ein Vorgehen, wie es dem spätem Ver- 
fahren bei e.tekutorischen Urkunden entspricht, im allgemeinen schon dem 
altem italienischen Rechte eigen; auch »'enn dasselbe in älterer Zeit gerade 
zur Sioherang von i’orderungen niclit ange»'andt sein sollte, war die besondere 
.spätere Anwendung, für welche sich überdies im Verfahren der Romagna 
auch formell noch ein näherer Anschluss finden »’ird, gewiss dadurch vorbe- 
reitet und veranlasst 

16. — Das dargestellte Verfahren setzt die Anwesenheit eines Gegners 
voraus und es legt das die Frage nahe, ob eine Verpflichtung des .Schein- 
beklagten zum Geständnisse oder überhaupt nur zum Erscheinen im 
Gerichte bestand. Bei den sehr häufigen Fällen, »'o cs sieh um die Anerken- 
nung eines Vertrages durch die eine der kontraliirenden Parteien handelt, 
konnte der Zwang in einer sogleich beim Abschlüsse übernommenen Verpflich- 
tung liegen, wie eine solche für die sfmtern ezekutorischen Urkunden bestimmt 
nachweisbar ist. ' Aber eine solche Annahme reicht in.sbesondere da nicht aus, 
wo es sich um Anerkennung althergebrachter Rechtsverhältnisse handelt. 
Auch da konnte allerdings eine Uebereinkunft unter den Parteien vorherge- 
gangeu sein. In aus.sergerichtlichen Urkunden, in welchen die eine Partei sich 
unter hoher Geldstrafe verpflichtet, die andere wegen einer bestimmten .Sache 
nie gerichtlich anzusprechen, wird wohl bemerkt, dass dieselbe dafür ein 
Launegild erhalten habe.^ Auf Grund eines solchen Abkommens mochte 
man dann ein gerichtliches Geständniss verlangen. So legen 1072 ein Bischof 
und ein Abt als Scheinbeklagte ein Geständniss ab und erklären zugleich, dass 
sie ad hanc traruihactionem i'onfimtandam als Launegild einen goldenen 
Ring uud dreissig Pfund .Silber erhalten haben.® Eine solche Leistung könnte 
allerdings darauf schliessen lassen, dass der Kläger an und für sich nicht be- 

6. Cartul. Long. n. 9. 

16. — 1. Vgl. Briegleb Executirpr. 66. 2. 1009. 1119; Tinboschi Non. 2, IST. 

änticb. Elt 1, 172. 8. Antiq. It. 2. 955. 
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rechtigt war, ein gerichtliclies Ge.ständniss zu fordern. Aber abgesehen davon, 
da.ss ich das nur in die.sem Falle erwähnt finde, wird vereinzelt nach gesche- 
henem Geständnisse imd A'erzichte ein Launegild anch bei wirklichen Rechts- 
streitigkeiten der unterliegenden Partei gegelten, wo der Sieger unzweifelhaft 
auf jene an und für sich Anspruch hatte. ^ Es könnte sich in den wenigen 
Fällen, in welchen dem Ge.stehenden ein Launegild gezahlt wird, recht wohl 
darum gehandelt haben, dass derselbe doch einige Ansprüche hätte erheben 
können, die Leistung des Klägers weniger durch die Ablegung eines gericht- 
lichen Geständnisses Oberhaupt, als durch den darin enthaltenen unbedingten 
Verzicht veranlasst war. 

Es ist möglich, dass immer eine aussergerichtliche Uebereinkunft vor- 
ansging; doch würde auch die Annahme einer allgemeinen Verpflichtung nicht 
fern liegen. In gewissen' öffentlichen Gerichtssitzungen war ohnehin jeder zu 
erscheinen verpflichtet, wurde er hier beklagt, so musste er sich auf die Klage 
einlassen. Und eben bei dem allmähligen Uebergange von der wirklichen Klage 
zur Scheinklage, welcher zumal in den früheren Fällen ge\»iss immer eine 
Uebereinkunft voiherging, war kaum \^-ranlassung geboten, die Verpflichtung 
zur Beantwortung einer Scheinklage in Frage zu stellen. Stand dann das ganze 
Verfahren einmal fest, so mag immerhin eine Befugniss des Gerichtes anzu- 
nehmen sein, den Aufgeforderten ebenso zur Aeusserung zu zwingen, als sei 
er wirklich beklagt. 

17. — Mochte nun aber die Verpflichtung eine allgemeine, oder nur durch 
besondere Uebereinkunft begründete sein, so wäre doch in jedem Falle auch 
einUngehorsarasverfahren über unbestrittene Rechtsverhältnisse denkbar. 
Aber in den für dieses sonst üblichen Fonnen kommt das nicht vor; die Klage 
enthält da immer den bestimmten Vorwnrf, dass der Beklagte etwas malo 
ordinf et eine letje besitze oder gethan habe. ' Es ist das erklärlich, da we- 
nigstens in der frühem Zeit die Einleitung eines Ungehorsamsverfahrens über 
unV>estrittene Rechte keinen Zweck gehabt hätte. In Abwesenheit des Beklagten 
konnte es zu keiner Professio nnd zu keinem endgültigen, das Eigenthum an- 
erkennenden und für immer gegen den Beklagten sichernden Urtheile des Ge- 
richtes kommen; und nur um dieses zu erhalten wurde ja das ganze Verfahren 
eingeleitet. Der Zweck des Ungehorsamsverfahrens ging nur auf Wiederer- 
langung der entrissenen Investitur; es hatte also keinen Zweck, wo eine Ent- 
wemng nicht vorlag, eine Wiedereinsetzung also auch nicht verlangt werden 
konnte.* 

16. — ] 4. 1046. 1119: Tiraboschi Non. I, 185. Giolini 5. 548. 

17. - 1. Nur in dem oben § 11 n. 8 besprochenen Ausnahmsfall ist nicht ausdrück- 
lich gesagt, da.ss der Contumax das Recht des Klllgers bestreite; doch ist das wenig- 
stens thatsllchlich nicht xu bezweifeln. 2. Vereinzelt bittet der Bischof Ton Trient 
mit seinem Vogte 1082 um die Investitur, welche ihnen auch ertbeilt wird siatt kac^ 
Unu$ fMrunt, obwohl keine Kntwerung behauptet, überhaupt kein Kl&ger ge- 

nannt wird. Cod. Wanginn. 10. Lag wirklich keine Entwerung vor, so war es wohl nur 
auf den der Investitur folgenden ROnigsbann abgesehen, und der Notar hat sich dann 
ungeschickt an die für das gew^lhnliche Ungehorsamsverfabren bestimmte Formel ge- 
halten. Auch 1055 liadet sich ein Beispiel, dass die Bitte nur auf den Bann gerichtet 
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Das gestaltete sich nun aber anders, als es seit dem Ende des neunten 
Jahrhunderts üblich wurde, die beim Ungehorsam ertheilte Investitur durch 
den Königsbann zu schützen. ^ Es hatte nun einen Werth, unbestrittene Rechts- 
verhältnisse auch dann zur gerichtlichen Behandlmig zu bringen, wenn ein 
Beklagter nicht anwesend und es desshalb zur ftofessio und endgültigem ür- 
theile niclit kommen konnte. Denn wenn der Bann auch gegen künftige ge- 
richtliche Anfechtung nicht schützte, da er eine solche nur sine legali iudirio 
verbot, so gewährte er doch einen wirksamen Schutz gegen jede etwaige 
aussergerichtliche Disvestitur, indem er dieselbe mit einer hohen Geldstrafe 
belegte. Seit die Ajiwendung de.s Künigsbannes sich ausdehnte, derselbe nun 
auch bei Anwesenheit des Beklagten zur weitem Sichemng der f*rofessio und 
des Urtheils über unbestriUetie Rechtsverhältnisse verhängt wurde lag ein 
Verfahren nahe, welches beim Fehlen eines Beklagten lediglich die Sichemng 
durch den Bann im Auge hatte; seit dem Ende des zehnten Jahrhunderts* 
findet sich denn auch ein solches sehr häufig. Es lies.se sich als Ungehorsains- 
verfahren über unbestrittene Rechtsverhältnisse fassen, dürfte aber geeigneter 
nach dem einzigen Ziele der Klagbitte als Bann verfahren zu bezeichnen sein. 

Man konnte sich dabei ganz an die Form der Scheinklage bei unbestrit- 
tenen Rechtsverhältnissen halten. So in einem Falle 1038, wo auf Grund 
einer Schenkungsurkunde Eigenthum behauptet und zuerst jedermann, dann 
ein ausdrücklich Genannter aufgefordert wird, zu erklären, ob er das bestreiten 
wolle. Da niemand auftritt, wird unmittelbar der Bann ertheilt®; es würde 
sich da zunächst um ein Ungehorsamsverfahren gegen den namentlich Aufge- 
forderten handeln. 

Es wäre möglich, dass von solchen Fällen das Verfahren seinen Ausgang 
genommen hätte. Aber jener ist der einzige mir bekannte Fall dieser Art. Bei 
der allgemein üblichen Form, welche sich schon in den frühesten Fällen findet 
und die auch in die allgemeinen Fomieln ganz übereinstimmend mit den Ur- 
kunden aufgenommen ist', wird ein Scheinbeklagter gar nicht genannt. Es ist 
das erklärlich. Bei dem ordentlichen Scheinprozesse wurde Sichemng gegen 
eine bestimmte Person durch Bekenntniss und Urtheil erstrebt; es musste also 
natürlich ein Scheinbeklagter vorhanden sein. Der Bann aber steht ausser 
aller Beziehung zu einer bestimmten Person, sichert ganz allgemein gegen 
jeden ; für ein Verfahren, welches nur auf den Bann gerichtet war, war die 
Bezeichnung eines einzelnen Beklagten überflüssig, wenn man vielleicht auch 
anfangs daran festhielt, weil man für ein gerichtliches Verfahren an das Vor- 
handensein bestimmter Parteien gewöhnt war, öder wenn man, wie in dem 
angeführten Falle, trotzdem etwa Werth darauf legte, die Person zu bezeich- 
nen, von der man Anfechtung zunächst bcfiirchtete. 

Auch das regelmässige Formular schlicsst sich dem für unbestrittene 

und eine Entverung nicht behauptet ist, dann aber eine loTestitur folgt, ohne ErwSh- 
nnng des Bannes, aber mit der diesem eigenthümlicben Strafandrohung. WUrdtvein 
N. S. 12, 11. 3. Vgl. oben $ 11. 4. So schon 904: -Vntich. Est. 1, 143. &. 994. 

1004 nsw. ; Anticb. Est. 1, 1.34. Antiq. It. 2. 965. 6, .\ntiq. It. 2. 983. l. Cartul. 

Long. n. 25. 
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Rechtsfällc gebräticlilichen eng an. Mit denselben Worten, wie dort, behauptet 
der Kläger, auch hier oft auf Grund eiuer vorgelegten Urkunde, sein Eigen- 
thuin an bezeichneten Sachen und erklärt sich bereit, jedem darüber zu Rechte 
zu stehen. Auch weiter geht die Formel in der Anknüpfung mit: Et quod 
plus est, quero, ul — noch in beiden Fällen wörtlich zu.sanimen; aber während 
dann dort die Aufforderung an den .Scheinbeklagten zur Erklärung gerichtet 
wird, geht sie hier unmittelbar an den Richter, der um den Bann ersucht wird, 
ähnlich wie beim sonstigen Ungchorsamsverfaliren die Klagbitte auf Investitur 
gestellt wird. Diese Bitte wird dann unmittelbar erfüllt; mit auch sonst ge- 
bräuchlicher Wendung lieisst es sogleich: Et cum taliter rctuUsset, tune 
ipse fmissuK) — iiüsit hanntnn usw., worauf die gewöhnliche Bannformel folgt. 

Das Formular lässt in dieser oberflächlichen Fassung, bei welcher an 
dem sonst gebräuchlichen nur die Aufforderung geändert und Professio und 
Urtheil fortgelas.sen sind, gar nicht bestimmter hervortreten, was den Anspruch 
auf den Bann begründi't. Es ist da von dem allgemeinen Erbieten des Klägers 
auszugehen, wie es sich auch in der frühem Formel ebenso fand, dort aber bei 
dem weitem Vorgehen des Gerichtes nicht weiter beachtet wurde.* Hier ist 
offenbar dieses Vorgehen dadurch l>edingt, dass auf jenes Erbieten hin niemand 
das Recht bestreitet, demnach der etwa Berechtigte als Contumax zu be- 
trachten ist. Im Laufe des eilflen Jahrhunderts scheint man denn auch gefühlt 
zu haben, dass die Formel da einer Ergänzung bedürfe; vor Verhängung des 
Bannes wird mehrfach ausdrücklich bemerkt, der Bann sei ertheilt, cum nemo 
sc ibi apprescnlassct, wohl mit dem Zusatze; qai eo'inde — adversus ipsum 
— aget'c aut causare voluisset.^ Noch näher stellt sich der Anschluss an 
das sonst übliche Ungehorsamsverfahren dar, wenn vereinzelt 1U38 auch er- 
wähnt wird, dass das Gericht vorher öffentlich ausmfeu lässt, si ullus homo 
fuisset, qui ewinde eis intentionem mitterc voluissct, ut asl placitum se 
presentaret.'" Und ist lüer, wie auch wohl später in Urkunden mehr abwei- 
chender Fassung, hervorgehoben, dass der Bann vom Vorsitzenden nach Urtheil 
des Gerichtes ertheilt wird, so ist das wohl auch sonst anzunehmen, wemi die 
gewöhnliche oberflächliche Fassung der Urkunden das auch hier so wenig, «ie 
beim sonstigen Ungehorsamsverfahren'*, bemerkt Das ganze Verfahren 
scheint hier so sehr als blosse Form betrachtet zu sein, dass zuweilen auch 
das allgemeine Erbieten nicht erwähnt, einfach für bestimmte .Sachen um den 
Bann gebeten wird. *^ 

18. — Da auch in diesen Fällen Neubegründung eines Rechtes oder 
gefürchtete Anfechtung desselben durch eine bestimmte Person wohl durchweg 
die Veranlassung bot, gerade ein bestimmtes Recht sichern zu lassen, so hätte 
sich das ^'erflhren auch immer bestimmt gegen jene richten lassen und nur 
die Kontmnaz derselben mag anfangs veranlasst haben, sich jenes Bannver- 
fahrens als Aushülfe zu bedienen. .Später scheint dasselbe dann aber überhaupt 


17 . — J 8. Vgl. § 13. 9. z. B. 1055: Mein, di I.ucca 4 b, 133. 10 . Rena e Camici 

3 a, 74. 11. Vgl. oben § 10 n. 15. 12. So 1039. 44. 55: Mon. patr. Ch. 1, 527. 

autich. tat. 1, 183. Wimllwein N. .'S. 12, II. 
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die allgemein übliche Form Tür die Behandlung unbestrittener Rechtsver- 
hältnisse geworden zu sein, welche man auch dann vorzog, wenn die Person 
zugegen war, gegen welche die Scheinklage zu richten gewesen wäre. So bei 
mehreren Fällen aus dem Ende des eilften Jahrhunderts, wo erwähnt wird, 
dass das durch den Bann zu sichernde Recht vorher im Gerichte selbst erst 
übertragen ist*; so 1061, wo ein Streithandel durch Urthcil und Reinvestitur 
beendet wird, dann aber die siegende Partei nicht, wie wir das früher fanden, 
an die Unterliegende die übliche Aufforderung richtet*, sondern nur an Jeder- 
mann, demnach auch nur der Bann ertheilt wird. * Dass man auch nach Pro- 
fessio und Urtheil noch besonderes Gewicht auf den Bann legte, sich denselben 
wohl noch nachträglich in besonderer Urkunde ertheilen Hess*, erklärt sich 
allerdings schon daraus, dass er ganz allgemein schützte. Wenn man aber für 
unbestrittene Rechte auf Bekenntniss und Urtheil jetzt keinen Werth mehr 
gelegt zu haben scheint, so muss der Bann auch gegen die einzelne Person 
einen entsprechenden Schutz gewährt haben. Er enthielt allerdings dieser 
gegenüber kein endgültiges Urtheil über die Frage des Eigenthums; aber er 
erkannte die Investitur als eine unbestrittene an und schützte sie gegen jede 
Verletzung durch eine sehr hohe Geldstrafe, welche im Falle der Entwerung 
wohl unmittelbar ausführbar war; in einer Spoletinischen Urkunde wird 1028 
nach Verhängimg des Bannes noch ein ausdrücklicher Befehl des Herzogs an 
den Ortsgrafen erwähnt: u( qitiamque de rebus ipsius vionaslerii tollere 
voluerit aut contra noetrum baiinum fecerit, facias tu B. comee ipsum 
banniim solvere, quonwdo grafiain dei et d. imperatoris et meam habere 
eupi».^ ‘ 

Scheint aber im eilften Jahrhunderte zur .Sicherung unbestrittener Rechte 
das gegen jeden gerichtete Bannverfahren das üblichere geworden zu sein, so 
gewinnt die Annahme an Wahrscheinlichkeit, dass da, wo in dieser Zeit der 
Anspruch gegen eine bestimmte Person gesichert wird, auch in der Regel ein 
wirklicher Rechtsstreit Vorgelegen haben wird.® Die regelmässige Anwendung 
des Bannes war gewiss die zum .Schutze einer Gewere, wenn auch nichts im 
Wege stand, die Beobachtung jedes richterlichen Befehls durch den Bann zu 
sichern und wir eine solche Anwendung auch wirklich bei persönlichen Forde- 
rungen im Ungehorsams verfahren fanden.* Bei solchen musste aber doch 
offenbar die gegen jeden gerichtete Sicherung ,als eine unangemessene Form 
erscheinen, da das Recht zunächst nur vom Schuldner selbst angefochten und 
verletzt werden konnte; war dieser im Gerichte zu haben, so wird man sich 
auch später durch eine Scheinklage gegen die Person gesichert haben, so dass 
das zu vermuthende Auf hören dieser Form bei dinglichen Rechten nicht gerade 
gegen den früher angenommenen Zusammenhang desselben mit den exekuto- 
rischen Urkunden der spätem Zeit sprechen würde.® 

19 .-- Im eilften Jahrhunderte gew.ann dann die Anwendung des Bann- 


18. — 1. 1072. 1095. 1100; Antiq. It 1, 312. 2, 943. 3, 733. 2. Vgl. S 14 ti. 1. 
8. Rena e Camici 2b, 106. 4. Vgl. S II n. .A. 5. .Script. It. 2K 992. 6. Vgl. S 14. 

7. Vgl. S II n. IO. 8. Vgl. S 15 n. 5. 
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Verfahrens noch nach anderer Seite grössere Ausdehnung; es dient zur Er- 
wirkung einer besonderen Sicherung für das gesanimte Gut, insbesondere 
von Kirchen. Der Bann wird früher nur verhängt zum Schutze des Besitzes 
an ganz bestimmt bezeiclmetcn einzelnen Sachen, bei welchen gewöhnlich auch 
die Begründung der Gewere, etwa durch Schenkung oder Kauf, bestimmter 
angegeben wird. Es musste aber natürlich vielfach im Wunsche liegen, den 
Bann nicht blos für einen einzelnen, etwa besonders bedrohten Besitz, sondern 
für den Gesammtbesitz zu erhalten. Dazu scheint man sich wohl einer ganz 
allgemeinen Klage bedient zu haben. So kommen 1059 die Domherren von 
Arezzo vor Gericht jtroclntnalionfm facienteg de aliquantis hovtinibus de 
bonie sue canoiuee, que mali et pervet'ei homines tollebaut et contendebant; 
so 1088 Priester von Bergamo eonclamantes — de rebtia iUorum vel earum 
ecclesiarum, que cotidie a predonibue prai’isque hominibue iniuste depo- 
ptdantur; der Bann kann da nichts Bestimmteres hervorheben, sondern wird 
verhängt super omnes res illorum. ' Oder wenn man Veranlassung hatte, um 
den Bann für bestimmten Besitz zu bitten, fügte man etwa die allgemeine 
Bitte hinzu: et ubicumque iam dietum monasteriuin aliquidiuate etlegaliter 
possidere dignoseitwr.^ Und weiter wurde das dann auch auf zukünfUgen Besitz 
ausgedehnt; so erfolgt 1091, wo die Vorlegung einer Schenkmigsurkunde den 
Anhalt bietet, der Bann super predietam offersionia cartulam et super omnes 
res mobiles et immobiles seu familiam et benefitia supruscripti monasterii, 
quas tune habebat et deiiiiebat, aut in antca iustc adquirere potuerit.^ 
Schliesslich fallt dann alles fort, was noch an die Formen eines Rechtsstreites 
gegen einen bestimmten Gegner und über eine bestimmte Sache erinnert; 1117 
beschränken sich die Angaben einer, sich übrigens den alten Formularen noch 
genau anschliessenden Gerichtsurkunde einfach auf die Bitte um den Bann 
über alle jetzige und zukünftige Besitzungen einer Kirche und die Gewährung 
derselben. ‘ 


m. VERFAHREN IN DER ROMAGNA. 

20 . — Wir haben bisher zunächst die lombardisch-tuszischen Gerichts- 
urkunden ins Auge gefasst, dabei hie und da zugleich den nächstverwandten 
spoletinischen Rechtskreis berücksichtigend. Es wird angemessen sein, mit dem 
Gesagten kurz das Verfahren nach den Gerichtsurkunden der Romagna 
zu vergleichen, da spätere Untersuchungen uns gerade dieses, besonders be- 
achtenswerth erscheinen lassen. Die Vergleichung ergibt auch hier ein ähn- 
liches Resultat, wie wir es oben bezüglich der Aeusserlichkeiten der Fassung 
fanden. Das Verfahren der Romagna schliesst sich in manchem dem des lon- 
gobardischen Oberitalien aufs engste an; so beispielsweise in der gerichtlichen 
Anwendung des Königsbannes. Aber es zeigen sich auch wieder die bestimm- 

10 , — 1. Antiq. It. 1, 301. GiuUni 4, 533. 2. 1035: Würdtweiii N. S. 12, 11. 

B. Verci l^cel. 3, 18. 4 . Mittorelli An». 3, 271. 
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testen Abweichungen; und dann ergibt sich auch hier, wie oben, oft ein zweifel- 
loser Anschluss an altrömische Einrichtungen. 

Besonderes Grewicht wird in der Romagna auf die Litiscontestation 
gelegt Der Ausdruck lA» wird statt des lombardischen Altercatio hier über- 
haupt gebraucht; von der Streitbefestigung heisst es 1029 insbesondere: 
Traefatum fgt in hat Ute comiituendaA Ist durch Klage und Läugnung 
derselben das Vorhandensein eines Streites festgestellt, so werden auf Befehl 
des Richters von beiden Parteien für eine bestimmte Summe Bürgen gestellt. 
Es werden dann Klage und Läugnung wörtlich wiederholt; in den Urkunden 
wird das entweder nur im allgemeinen angegeben, oder es werden wohl auch 
in ihnen nochmals beide wörtlich wiederholt* 

Entsprechendes findet sich auch ira longobardischen Verfahren ; der Streit 
wird aussergerichtlich festgestellt und dann das Placitnm, die gerichtliche 
Austragung, verbürgt ; oder er wird gerichtlich festgestellt und dann sehr ge- 
wröhnlich ein späteres Placitum verbürgt, um die Beweismittel inzwischen her- 
beizuschaffen. Aber dabei scheint immer der Zweck nur der zu sein, das 
spätere Erscheinen der Parteien im Gerichte zu sichern; wird der .Streit durch 
Klage und Läugnung im Gerichte festgestellt und dann sogleich zum Beweis- 
verfahren übergegangen, so fehlt durchaus eine Angabe über Bestellung vop 
Bürgschaft oder Wiederholung von Klage und Läugnung, während in der Ro- 
magna das Verfahren gerade in ein und derselben Gerichtssitzung dadurch in 
zwei scharfgetrennte Abschnitte zerfällt, welche sich nach den römischen Aus- 
drücken als Verfallen in Iure und in ludicio bezeichnen lassen. Weiter aber 
ist es nach den lombardischen Urkunden für das weitere Verfahren ganz gleich- 
gültig, ob ein Rechtsstreit festgestellt wird oder sogleich durch Zugeständniss 
des Beklagten jedes Streitverhältniss beseitigt erscheint; die sogleich oder 
nach Ausfall des Beweisverfahrens gegebene Professio bildet immer den Aus- 
gang für das Urtheil des Gerichts. 

Dagegen ist in der Romagna das Verfahren verschieden, je nachdem es 
zur Litiscontestation kommt oder nicht. Ist ersteres der Fall, so wird auf die 
Confessio, wie es hier im Anschlüsse an den römischen .Sprachgebrauch heisst, 
kein Werth mehr gelegt, dieselbe, wenn sie sich auch sachlich aus dem Her- 
gange ergibt, nicht ausdrücklich erwähnt; insbesondere bildet dann nicht das 
Geständniss den Ausgangspunkt für das Urtheil des Gerichtes, sondern das 
Beweisverfahren. Aehnliches fanden wir auch in longobardischen Urkunden 
noch im neunten Jahrhunderte*, wo überhaupt die Unterschiede sich mehrfach 
noch nicht so scharf heraussteilen. 

21. — Kommt es aber zu keiner Litiscontestation, weil auf die Klage 
sogleich eine C o n f e s s i o (in iure) folgt, so kommt es auch zu keinem Ur- 
theile. Aehnlich folgt allerdings auch in longobardischen Urkunden in früherer 
Zeit auf die Professio oft überhaupt kein Urtheil mehr. ' Aber einmal scheint 

20. — I. RubeuK Kar. 2t>9. 3. Vgl. 974-1025; Morbio 1, 116. Mittarelli Ann. 

I. 209. Tiralwachi Mod. 2, 3. Fantnui 4. 195. 8. Vgl. § 7 d. I. 

31. — 1. Vgl. % 6 n. 3. 
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es daRir gar nicht ins Gewicht zu fallen, ob der Streit vorher festgestellt ist, 
oder nicht Dann geschieht es in solchen Fällen, wo überhaupt irgendwelcher 
weiterer Ausspruch des Gerichtes, welcher sonst durchweg in Form eines Ur- 
theils gegeben wird, nicht mehr erfolgt In der Romagna handelt es sich da- 
gegen um ein sichtlich durch genaue Beachtung des Satzes: Con/essus in iure 
pro iudicato habetur, bestimmtes Verfahren. Bei emer Confessio vor der 
Litiscontestatiun gilt der Zugestehende als durch sein eigenes Geständniss ver- 
iirtheilt, es folgt daher kein Urtheil mehr. Aber das schliesst nicht nothwendig 
eine weitere Thätigkeit des Richters aus. Die dem Urtheile gleichstehende 
Confessio berechtigt diesen zu Befehlen zur Wiederherstellung oder Sicherung 
des anerkannten Rechtes. .So wendet sich 1029 der Richter nach der Con- 
fessio än den Beklagten mit den Worten: Video quia tu estü confessu«, 
statt des bei Urtheilen gebräuchlichen: ludico ego, und befiehlt ilun, die an- 
gesprochene Sache zurückzugeben und im Falle nochmaliger Anfechtung zehn 
Pfund Denare zu zahlen.^ Auch dieses Auferlegen einer Geldstrafe durch den 
Richter ist insofeni eine Eigenthürolichkeit der Romagna, als sich in longo- 
bardischen Urkunden Etitsprechendes nur in der Form des nicht ausschliesslich 
gegen den Beklagten, sondern gegen Jedermann gerichteten Künigsbannes findet. 

Da die Confessio in iure die Wirkung eines richterlichen ürtheils hat, so 
bot sie in der Romagna die natürliche Fonn, um auch für unbestrittene 
Rechtsverhältnisse die durch ein solches Urtheil gebotene Sicherung zu 
erlangen. Im Gerichte des Pabstes und Kaisers zu Ravenna 1001 legt der 
Vogt der Kirche von Ravenna eine Urkunde über die Klöster Poinposia und 
S. Vitale vor und fragt den Abt von S. Salvator zu Pavia, ob er dieselbe an- 
fechten wolle oder nicht Dieser erklärt die Urkunde für gut verzichtet durch 
Uebergabe eines .Stabes auf jene Klöster zu Gunsten der Kirche von Ravenna 
und verpflichtet sich für den Fall späterer Anfechtung zu einer .Strafe von 
zehn Pfund Gold. Weiter erklären auf dieselbe Frage die Bischöfe von Co- 
inacchio und von Adria die Urkunde für gut und verpflichten sich zu derselben 
Strafe. Auch hier ist von emem Urtheil nicht die Rede. Aber es folgt auch 
kein entsprechender Befehl des Richters, der hier keinen Zweck mehr hatte, 
da Refutation und Verpflichtung zu einer Geldstrafe schon unmittelbar bei der 
Confessio von der Partei selbst vollzogen waren. Es gilt nur den Hergang 
festzustellen; geschieht das einerseits durch die von den Richtern unterfertigte 
Gerichtsurkunde, so wird andererseits auf das Zeugniss der Anwesenden Werth 
gelegt, indem nach dem Geständniss der .Scheinkläger sich an diese wendet 
mit den Worten: Depreeor voe omnes, qui hoc auditis et videtis, pro fu- 
turo testimonioJ ln einem andern Falle wird die Einleitung durch .Schein- 
klagc oder Auflbrderung gar nicht en»’ähnt; zu Iinola 998 wird von den Be- 
kennenden umnittelbar durch Uebergabe des .Stabs auf Gnindstücke zu Gunsten 
eines Klosters verzichtet unter Verpflichtung zu einer .Strafe von dreissig Pfund 
Silber; dann erst treten die Vertreter des Klosters auf mit der Erklärung: Et 
nos eam sie reapimue et drpreeamua vog omnee, qui hoc tüdetia, ad pro- 


31 .—] 2, Federicioi 1, 502. 8. Fantuzii 3, 13; auch Mittarelli Ann. 1. 160; Veti 1, 435. 
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futurum tesfhnonium. Urtheil und Befehl dos Richters finden sich auch hier 
nicht; dagegen erfolgt noch schliesslich die Sicherung des Rechtes gegen Jeder- 
mann durch den Königsbann.'' 

Erfolgt die gerichtliche Anwendung des Königsbannes in der Romagna 
im allgemeinen eben so häufig, als im longobardischen Italien, so wäre damit 
auch hier das Bann verfahren ermöglicht gewesen, welches wir oben schil- 
derten*, eine gerichtliche Behandlung eines unbestrittenen Rechtes nur zum 
Zwecke allgemeiner .Sicherung. Aber ich habe kein Beispiel dafür gefunden. 
Bei der verhältnissmässig geringeren Zahl von (rerichtsurkunden kann das 
immerhin Zufall sein. Aber es ist auch möglich, dass man in der Romagna 
immer daran fest hielt, dass zu einer gerichtlichen Verhandlung eine nament- 
lich bezeichnete Gegenpartei nöthig sei; und darauf dürfte auch deuten, dass 
später, als seit dem Ende des eilften Jahrhunderts das Verfahren der Ro- 
magna Einfluss auch auf das übrige Italien gewann, sich eine dem Bannver- 
fahren entsprechende Form nicht mehr findet. 

Dagegen wird um so mehr hervorzuheben sein, dass das Verfahren, 
welches den spätem guarentigiirten Urkunden zu Grande liegt und wel- 
ches wir schon früher überhaupt an den Brauch gerichtlicher Behandlung un- 
bestrittener Rechtsverhältnisse anznknüpfen suchten®, sich in der besondem 
Form geniui an jenes Verfahren der Romagna anknüpfl. Die Kontrahenten 
gehen vor den Richter, der Schuldner gesteht die Forderung des Klägers zu; 
da So eine Confessio in iure vorliegt, erfolgt kein Urtheil, sondern ein Befehl 
des Richters zu zahlen, 'wodurch die Verbindlichkeit exekutorisch wird.’’ Und 
lässt sich dieser Brauch erst seit dem Beginne dos dreizehnten Jahrhunderts 
und zunächst in Tuszien nachweisen, so ist es doch keineswegs nöthig, bei 
dieser Form an eine Neuerung zu denken, welche sich erst nach dem Wieder- 
aufleben des .Studium des römischen Rechts auf Grund der Lehren dieses über 
die Confessio in iure gebildet hätte; denn in der Romagna ■«’ar nach dem Ge- 
sagten eine diesen Lehren gtmau entsprechende Form schon viel früher in 
thatsächlicher Uebung; nichts liegt näher, als die Annahme, dass diese be- 
sondere Form von dort aus in andern Theilcn Italiens Eingang gefunden hat, 
zumal da wir später auf weitere Beweise für eine solche Rückwirkung der Ein- 
richtungen der Romagna stossen werden. 

22. — Kommt es statt der Confessio zur Liti.scontestation, so folgt das 
Beweisverfahren, welches vom longobardischen vielfach abweicht Als 
Beweismittel werden bei beiden übereinstimmend ausser dem Gerichtszeugniss 
erwähnt Urkunden, Zeugen, Eid der Parteien und Kampf ; eine Abweichung 
zeigt sich da insbesondere mu" darin, dass die longobardische Partei mit Eides- 
helfern schwört, welche in der Romagna unbekannt zu sein scheinen; und der 
Kampf dürfte in der Romagna erst durch das Ottonische Gesetz von 967 ein- 
geführt sein, welches ausdrücklich auch für die nach römischem Rechte Le- 
benden bestimmt war. Im longobardischen Verfahren gebührt der in erster 

4, FantuHi a. 49; auch Antiq. I(. 1. 493. Veai 1. 426. 5. Vgl. S 17. 6. Vgl. 
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Reihe nicht durch den Eid, sondern durch Zeuf en oder Urkunden zu erbringende 
Beweis zunächst dem Beklagten zur Vertheidigung * ; kann dieser Beweismittel 
nicht Vorbringen oder sind dieselben ungenügend, so mag der Kläger seinen 
Anspruch erweisen. Ist aber ein Beweis durch Urkunden oder Zeugen von 
keiner Seite zu erbringen, so wird regelmässig dem Angegriffenen der Beweis 
durch seinen Eid mit Helfern zugestanden. ^ 

Dagegen wird in der Romagna entsprechend dem römischen Verfahren 
zunächst der Kläger aufgefordert zu beweisen*; kann er das nicht durch Ur- 
kunden oder Zeugen, so wird er aufgefordert, die Wahrheit seiner Klage zu 
beschwüren , ohne dass etwa der Beklagte, vorher um Beweismittel gefragt 
wäre. Es dürfte das zu erklären .sein aus einer engen Verbindimg des Ka- 
lumnieneides mit dem sonstigen Beweisverfahren. • 

Dem longobardischen Rechte ist ein Kalumnieneid durchaus fremd, der 
von beiden Parteien nach der .Streitbefestigung zur Erhärtung des guten 
Glaubens bei Erhebung uiid Zurückweisung der Klage abzulegen war. Dagegen 
kennt es einen Voreid des Klägers, womit derselbe nicht für die Wahrheit 
der erhobenen Beschuldigung selbst einsteht, sondeni nur dafür, dass er die- 
selbe seines Wissens, ge sciente, nicht grundlos erhoben habe; was also 
durchaus der Bedeutung des Kalumnieneides entspricht. Dieser Voreid scheint 
von Liutprand eingeführt zu sein und zwar zunächst lediglich für den Fall, 
wo es sich um eine Ansprache auf Kampf handelt. * In einem Gesetze Wido’s 
wird er auch gefordert, wenn bei Behauptung der Unechtheit einer Urkunde 
die Echtheit derselben vom Notar und der Partei mit vollem Eide beschworen 
werden soll.* Dann aber heisst es in einem Kapitel, welches fälschlich Karl 
dem Grossen zugeschrieben sein dürfte, aber doch dem ältesten Te.kte des 
Papienser Rechtsbiiches schon angehört, ganz allgemein, dass der Beklagte 
sich durch seinen Eid reinigen soll: Aceugator vero priiig iuref, quod non 
eum se sciendo iniiisle inlerpellant. Die Glosse sagt dazu, dass das durch 
Gewohnheit dem römischen Rechte entnommen sei; auch die E.vpositio fasst 
den Voreid bei jeder Klage danach als geltendes Recht und verweist auf die 
Uebereinstimmung mit dem römischen Rechte. ® Im spätem Lombardakom- 
mentare des Albert wird dieser Voreid dann zwar aasdrücklich als Kalumnieneid 
bezeichnet, aber zugleich auf den Unterschied von dem von beiden Parteien 
zu leistenden sehr bestimmt hingewiesen; der Ilaupteid ist vom Beklagten 
abzulegen: ab actore prius inreiurando ealitmnie pregfito et non a reo; 


22. — 1* Vgl. Näheres bei Bruuner Inquisition.sbewei» 14. 29, wo insbesondere 
•uch die Ansicht widerlegt i.st. das.s zunSekst der, Kläger zu erweisen habe: bezügliche 
Stellen, so L. Pap. Eztrar. 30 (Cap. HIoth. 835) und ein Zusatz zu Roth. 9 scheinen 
vpäton Ursprunges und entsprechen den Urkunden nicht; es dürfte darauf schon der 
römische Brauch, wie er sich in der Romagna erhalten hatte, eingewirkt haben. 
2. 840. 994. 1013. 1027; .Mem. di Ucca 5b. .337. Antich. Est. 1. 128. 85. 86. Rubels 
Aquil. 500. 5, Nur bei einem Placitum zu Ferrara 970, welches sich überhaupt den 

Formen der Romagna weniger genau anschliesst. beweist sogleich der Beklagte. Mitta* 
relli Ann. 1, 81; auch Sarioli 1, 50. 4* Fd. liutpr. 71. 118. 5s E. Pap. Wido 6. 
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non enim cogitur reuo oacrammlum ealumnif pi-estam h'ge Longobarda, 
quia quod maiu* est facit', preciae enim iurat aic non easeJ In Prozess- 
formeln wird dieser Voreid des Klägers w'ohl erwähnt®; in den GJerichtsnr- 
kunden habe ich nie eine Andeutung gefunden, was freilich bei dem engen 
Anschlüsse derselben an die Formulare einer frühem Zeit, als der Voreid noch ‘ 
beschränkt war auf den Kampf und damit insbesondere auf Straffälle, welche 
selten beurkundet wurden, kaum befremden kann. Grosseres Gewicht aber 
scheint man überhaupt wohl auf diesen Voreid nicht gelegt zu haben. 

Es kann demnach auffallen, dass in die longobardische Gesetzsammlung 
eine Konstitution K. Heinrichs III aufgenommen ist, in welcher aufs bestimm- 
teste, und zwar im engsten Anschlitsse an das römische Hecht von dem, nicht 
blos vom Kläger,- sondern von allen Parteien zu leistenden Kalumnieneide 
die Rede ist. Es heisst, cs sei .Streit unter den Rechtskundigen darüber ent- 
standen, ob Geistliche den Kalumnieneid zu schwören hätten; denn nach den 
Gesetzen solle einerseits kein Geistlicher schwören, während anderweitig be- 
stimmt sei, ut omnea prineipalea peraonae in primo litia exordio aubeant 
iuaiuranditm calumnine; der Kaiser entscheidet dann, dass Geistliche über- 
haupt vor Gericht nicht schwören sollen, sondern statt ihrer ihr Vogt.® Dabei 
wird nun folgendes zu beachten sein. Nach der durch das Itinerar unterstützten 
Datirung einiger Texte wurde das Gesetz inderRomagna zuRimini erlassen.^® 
Nach einer kurz vorher ausgestellten Gerichtsurkunde * * waren damals nicht 
blos Rechtsgelehrte der Roinagna beim Kaiser, sondern auch Bonusfilius, einer 
der bekanntesten Rcchtskmidigen von Pavia. Es liegt nahe, an einen Streit 
zwischen Romagnolen und Longobarden zu denken ; und das erhält dadurch 
grössere Wahrscheinlichkeit, dass sowohl nach einem Gesetze Astulfs**, als 
nach den frühem longobardischen Gerichtsiu-kunden Geistliche schwuren*®, 
während in denen der Romagna immer nur von einem Schwure ihres Vogtes 
die Rede ist ** Die Aufnahme dieser Konstitution in das longobardische Ge- 
setzbuch erklärt sich genügend, auch wenn der eigentliche Kalumnieneid dem 


7 . AnichOtz T.. C. 179. Nach diesem Cnmmentare 181 und nach den Sutnten von Mni- 
lud Tor 1183 (Giulini 7, 318) scheint allerdings beim Kampf nach rem Beklagten ein 
Voreid abgelegt zu sein, was unterstützt scheint durch dos Kapitel Karol. M. 65 unbe- 
stimmter Entstchungszeit frgl. Boretius Cap. 178), das sich aber doch nicht darauf zu 
beziehen scheint, dass ror dem Kampfe roit beiden zu schweren ist, sondern dass, wenn 
Toransznsehen ist, dass Kläger oder Beklagter einen Meineid schweren würden, man sie 
lieber kämpfen lassen solle, was der Anffassung insbesondere der Ottoniacben Gesetz- 
gebung ganz entsprechen würde. Aber auch nach Albert würde jener Eid des Beklagten 
kein Kalumnieneid sein; nur der Kläger schwärt non de asiu, der Beklagte sic non 
ess«. — Auch in Deutschland wird der nur rom Kläger zu leistende Voreid schon 1187 
als Kalumnieneid bezeichnet. Mon. Germ. 4, 184. 8. So in den Formeln zn L. Pap. 

Lud. P. 23. Wido 6. 9. I- Pap. Heinr. B. 1. 10. Vgl. Mon. Germ. 4. 41. 11. Ughelli 

1. 450. 12. Ed. Ast. 10. 18. Vgl. oben n. 2; aus der Zeit nach 1047 ist mir zu- 

nächst kein Beispiel mehr aufgcfallen. Doch scheint noch viel später die Anerkennung 
der Befreiung der Geistlichen rom Kalumnieneide in den weltlicben Gerichten der Lom- 
bardei nicht allgemein anerkannt; rgl. 1172; Vignati 238. 269; worauf auch deutet, dass 
dieselbe später häufig einzelnen Klästern durch besondere Privilegien zngesichert wird. 
14 . 1013 . 1015 : Mitlarelli Ann. 1, 211. Tirabosebi Mod. 2, 3. 


Digitized by Google 



58 


Verfahren in der Romaf^na. 


longobardUchen Verfahren fremd war; denn es handelt sich nicht blos um ein 
Verbot dieses, sondern des Eides überhaupt für Geistliche, wie denn auch die 
spätem longobardischen Juristen das Gesetz Astulfs erst als durch diese Kon- 
stitution beseitigt betrachten. ' ^ Ist dieselbe dagegen wohl zweifellos zunächst 
durch die Verhältnisse der Romagna bestimmt gewesen, so dürfen wir schon 
daraus schliessen, dass sich hier der Kalmnnieneid in römischer Form erhal- 
ten hatte. 

In der Romagna lässt sich denn auch sonst der Kalumnieneid bestimmt 
nach weisen. Einmal, so weit ich sehe, ausdrücklich mit dieser Bezeichnung; 
zu Ravenna 1029 wird der Vertreter des Klägers aufgefordert, ut pro domitio 
»HO calumnicu sacratnentum. praettaret.^^ In andern Fällen zeigt sich we- 
nigstens der Charakter des Kalumnieneides darin, dass von einem Eide beider 
Parteien die Rede ist. So wird 1013 im Gerichte zu Ravenna nach Ablehnung 
des Eides durch den Kläger noch der Beklagte befragt, ob er den Eid leisten 
wolle. Bestimmter tritt jener Charakter noch her\’or 1015 ira Gerichte zu 
Ferrara. Der Kläger behauptet, zu Eigen investirt gewesen und vom Beklagten 
malo ordine disvestirt zu sein; der Beklagte läugnet die Investitur und un- 
rechtmässige Disvestitur. Es liegt einer der Fälle vor, bei welchen nach dem 
Gesetze K. Otto’s nicht durch Eid, sondern durch Kampf bewiesen werden 
sollte.*® Auf Kampf wird denn auch hier erkannt, aber nicht unmittelbar. 
Nachdem der Streit befestigt und Klage und Läugnung wiederholt sind, urtheilt 
das Gericht, dass zunächst sowohl die Utia appeUatio, als die negatio zu be- 
■schwören sei, et eie poetea Christue per diielU pugnam veritatem declaror- 
ref. *® Dieser von beiden Parteien zu leistende Eid kann bei keiner als zu- 
erkanntes Beweismittel betrachtet werden, wie er als solches hier überdies 
gesetzlich ausgeschlossen war. 

Tritt der Charakter des Kalumnieneides hier besonders scharf dadurch 
hervor, dass er von beiden Parteien und sogleich beim Beginn des Streites 
verlangt wird, so ist das nicht immer der Fall; gewöhnlich ist der Charakter 
mehr verwischt. Beim Beweisverfahren wird immer das Iiirare und Probare 
auseinandergehalten; und beim lurare handelt es sich allerdings durchweg um 
einen Eid, der zweifellos ursprünglich Kalumnieneid i.st, aber mit dem Besreis- 
verfahren vermengt zugleich den einer Partei beim Mangel anderer Beweis- 
mittel zuerkaniiten Eid zu ersetzen scheint. Einmal ist nur in den angeführten 
beiden Fällen von einem Eide beider Parteien die Rede; in den andern wird 
zunächst nur der Kläger zum Schwure aufgefordert. Und weiter erfolgt die 
Aufforderung an den Kläger, abgesehen von jenem Falle von 1015, nur einmal 
unmittelbar nach derLitiscontestation.*® Da der Kläger hier ablehnt, so sollte 
man erwarten, dass damit, wenn nicht etwa noch der Beklagte aufgefordert 
w'erden sollte, das Verfahren beendet sei ; dagegen wird der Kläger noch weiter 
überflüssigerweise gefragt, ob er beweisen könne. Nach den andern Urkunden 

22.—] 16k T<. p*p. Alt. 10. Gl. and Exp. 10. Rubens Rst. 269. 17. Miturelli 

Ann. 1, 211. Mon, Cierm. 4, 33. 19. Ttimboschi Mod. 2, 3; auch Script. It. 1 b. 12. 

Reo» e Camici 1 K 32. 2(K Rabeus R»t. 269. 
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dürfte hier eine Umdrehung d<*s gebräuchlichen Vorgehens vorlicgen. In den 
andern Fällen wird nämlich zunächst der Kläger gefragt, ob er durch Urkunden 
oder Zeugen beweisen könne ; erst wenn er das verneint, wird er weiter aof- 
gefordert seine Klage zu beschwören, wenn er das wage; lehnt er das ab, so 
wird nach dem angeführten Falle von 1013 noch der Beklagte gefragt, ob er 
zu schwören bereit sei. In andern Fällen scheint das als überflüssig nicht ge- 
schehen oder doch in den Urkunden nicht her\’orgehoben zu sein. Das Urtheil 
stützt sich dann ausdrücklich aufNichtleistmig des Beweises und des Schwurs: 
Poatquam ipse A. hoc quod dixit probare non poteat neque per cartaa 
neque per teates — et inrnre non andet, hidieo ego, quod iUe A. perdat 
inde per otnnia auam aetionem et eit inde tacitua et eontentva — et ipae 
B. git inde aecurua et quiettiaA^ 

Der Eid gewinnt hier allerdings den Anschein eines dem Kläger in Er- 
mangelung anderer gestatteten Beweismittels. Aber doch wohl nur dadurch, 
dass in allen diesen Fällen gerade der Kläger absteht, llätte er geschworen, 
so würde die Frage zweifellos noch nicht als entschieden betrachtet sein; es 
würde wohl der Beklagte gleichfalls zum .Schurure aufgefordert und im Falle 
der Annahme zu einem weitern Beweisverfahren geschritten sein. Es liegt kein 
Fall vor, bei welchem der Eid von beiden Parteien oder auch nur von einer 
wirklich geleistet wäre. Doch scheint die schon besprochene Urkunde von 
1015, die einzige, in welcher der Kläger bei einem Verfahren in ludicio durch- 
dringt, erkennen zu lassen, wie sich io solchem Falle das Verfahren gestalten 
würde. Von der sonst gewöhnlichen vorherigen Frage nach Beweisen ist hier 
nicht die Rede, da nach der Litiscontestation sogleich das Urtheil auf Kampf 
nach vorhergegangenem Eide beider Parteien erfolgt Dennoch müssen Be- 
weismittel hier schon vorgelegt sein. Denn es wird nun erzählt, dass der Be- 
klagte nicht schwören mochte, weil er fürchtete, sein Kämpfer möge meineidig 
im Kampfe fallen, und er müsse dann dem Kläger den doppelten Werth der 
.Streitsache und dem Vorsitzenden Markgrafen die in der Urkunde bestimmte 
Strafe zahlen. Von dieser Urkunde ist vorher nicht die Rede. Aber der voll- 
ständige Hergang wird sich kaum verkennen lassen. Nach der wiederholten 
Klage und Läugnung wird der Kläger nach dem Beweise gefragt sein, dieser 
die Urkunde vorgelegt, der Beklagte sie für falsch erklärt haben ; dann war 
nach dem Gesetze K. Otto’s von 967 durch den Kampf, nicht durch Eid des 
die Urkunde Vorlegenden zu entscheiden ; aber vor dem Beginne des endgül- 
tigen Beweisverfahrens ist nun nach dem Brauche der Romagna das luramen- 
tum calumniae von beiden Parteien zu leisten. 

Die uns hier zu Gebote stehenden Zeugnisse sind wenige und sehr ein- 
förmige. .Soweit sie ein Urtheil gestatten, dürfte sich etwa Folgendes ergeben. 
Der Kalmnnieneid hat sich, zweifellos von altrömischer Zeit her, in der Ro- 
magna erhalten und findet hier eine Anwendung, welche ihn als den Mittel- 
punkt des ganzen Verfahrens erscheinen lässt. Wie das spätere longobardische 


21 . 885. 950 . 974 . 1013 . 1025 : Fsntnni 2. 13. 4. 176. Morbio 1. 116. Miturelli Aon. I, 
311. FsDtuzzi 4, 196. 
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Verfahren vor allem eine Professio, ein Zugeständniss des Anspruchs der einen 
Partei durch die andere, als Gnindlage für das Unheil iin Auge hat, so er- 
strebt das Verfahren der Romagna die Ablehnung des Kalumnieneides 
durch eine der Parteien, um darauf das Urtheil stützen zu können. Um das 
zu erreichen, scheint man vor der Aufforderung zum Eide ein vorläufiges Be- 
weisverfahren eingeleitet zu haben, indem man zur Vorlage oder Bezeichnung 
der Beweismittel aufforderte, jede Partei demnach übersehen konnte, in wie 
weit eine Vertheidigung ihres Anspruches durchführbar sein würde, der Eid 
demnach einen bestimmteren Inhalt dadurch gewann, dass er nicht blos die 
Ueberzeugung von der Gerechtigkeit des Anspruchs im allgemeinen, sondern 
auch die Behauptung bekräftigte, trotz der vom Gegner vorgebrachten Be- 
weismittel oder trotz des Fehlens oder Ungenügens der eigenen Beweismittel 
den Anspruch mit gutem Gewissen aufrecht erhalten zu können.^* Der Ka- 
lumnieneid gewann dadurch wesentlich die Bedeutung eines Haupteides; es ist 
erklärlich, wenn der erstrebte Zweck in der Kegel erreicht wurde; in allen uns 
bekannten Fällen kommt es nicht zur Ablegung. Doch zeigt sich seine ur- 
sprüngliche Bedeutung noch darin, dass ein Gegenüberstehen der Eide beider 
Parteien wenigstens vorgesehen bleibt. Ueber das in solchem Falle nöthige 
weitere Beweisverfahren geben uns die Quellen keinen genügenden Aufschluss, 
ln dem einzigen einschlagenden Falle wäre es dann zum Beweise durch den 
Kampf gekommen ; aber doch wohl nur, weil dieser gerade für den Einzelfall 
vom Gesetze bestimmt gefordert war, nicht weil etwa der anscheinend der 
Romagna früher fremde Kampf immer eingetreten wäre, wenn beide Parteien 
den Kalumnieneid leisteten. Es dürfte dann zu einer endgültigen Durchführung 
des BeMreisverfahrens, wie etwa durch Entscheidung über die Echtheit der 
Urkunden, Vereidung und Vernehmung der Zeugen gekommen sein. Und dann 
war das Urtheil wohl mit nachtheiligem Folgen für die unterliegende Partei 
verbunden, ln der Regel wird in den Urkunden als Grund Tür die Ablehnung 
des Eides allerdings nur der religiöse Gesichtspunkt hervorgehoben: Quia 
tinveo, me perita-are, ne anima mea incurrat pei'iridion. Aber aus dem 
Falle von 1015 wenigstens ergibt sich, dass vor Ablegung des Eides noch 
eine Beendigung des .Streites durch einfache Erfüllung des Anspruches des 
Gegners gestattet war, erst nach derselben der Unterliegende zugleich in die 
•Strafen verfallen wäre, durchweiche das Recht des Gegners gegen ungerechten 
Eingriff gesichert war. Damit würde dann ein weiteres Mittel geboten gewesen 
sein, d|p erstrebte Ablehnung des Eides durch eine der Parteien zu erreichen. 

22. — J SS. Eine Nachwirkung dieses Brauches dürfte darin au sehen sein, dass Pillius 
P. 3. $ 3 (S. 52) ausdrücklich sagt, dass an einaelnen Orten der Kalumnieneid erst nach 
Verhür der Zeugen und Vorlage der sonstigen Beweismittel Tor dem Endurtheile abge- 
legt werde; nach einer Bemerkung des Job. Andreae dam (ebenda n. 14) war das noch zu 
dessen Zeit in Mailand so der Brancb, dass der Eid erst ror dem Urtheile und nur rom 
Sieger abgelegt wurde; das Fortbesteben nur au Mailand schliesst die Herkunft aus der 
Romagna keineswegs aus, da wir mehrfach finden werden, dass Brkuche der Romagna in 
der ersten Zeit der Einflussnahme Bologna's in andern Theilen Italiens Eingang fanden und 
sieb dort hielten, wlbrend dann in Bologna selbst bald ein engerer Anschluss an altrS. 
roisebes Recht sie rerdrüngte. 
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23. — Eben so regelmässig, wie bei der Confessio in iure ein Urtheil 
fehlt, erfolgt dasselbe bei einem Verfahren in iudicio; und zwar auch dann, 
wenn, wie in dem Falle von 1015 schon vorher durch Ilefutatio und Sponsio 
des Unterliegenden das Recht des Siegers wiederhergestellt und gesichert ist. 
Während die longobardische Urtheilsformel zuerst das Recht des Siegers an- 
erkennt, wendet sich die der Romagna umgekehrt immer zunächst gegen den 
Unterliegenden, mag dieser Kläger oder, >vie 1015, Beklagter sein, ihm ewiges 
Stillschweigen auferlegend; dann wird das Recht des Siegers ausdrücklich 
anerkannt. 

Sobald das Urtheil gesprochen ist, ist die Sachlage dieselbe, nie bei der 
Confessio; es erübrigt nur die Ausführung. Diese besteht in unsern Fällen, 
bei denen es sich immer um dingliche Klagen handelt, in der Refutatio und 
Sponsio. Erstere greill nur Platz, wenn der Sieger disvestirt M-ar; der Unter- 
liegende verzichtet auf die Sache durch Uebergabe des .Stabes. Dasselbe 
Symbol der Uebergabe der Virga, \»ie es hier durchweg statt Fusti» heisst, 
wird aber auch angewandt, wenn nur die Sponsio nöthig ist, die Verpflichtung 
des Unterliegenden zu einer Geldstrafe im Falle nochmaliger .‘Vnfechtung. 
Beides geschieht nach der Darstellung der Urkunden in der Regel nach dem 
Urtheile durch den Unterliegenden'; die Erwähnung eines Befehls des Rich- 
ters zur Ausführung ist dann überflüssig. Doch kommt auch hier, wie wir es 
bei einem Falle der Confessio fanden*, statt der .Sponsio des Beklagten ein 
Befehl des Richters vor, bei nochmaliger Anfechtung eine Compositio zu zahlen. * 

Eine Refutatio ohne .Sponsio oder Strafbefehl des Richters konnte Vor- 
kommen, wenn die Eigenthumsfrage unerledigt blieb, nur über den Besitz ent- 
schieden wurde. So 1047 bei einem in der Gegend von Fermo, aber wesent- 
lich in den Fonnen der Romagna gehaltenem kaiserlichen Placitum. Die 
Beklagte behauptet ihr Recht durch Gewährsmann und Zeugen enveisen, die- 
selben aber nicht vor Gericht bringen zu können; es wird entschieden, die 
Beklagte solle die Investitur galva qucrela refatiren. Dabei fehlt die .Sponsio; 
dagegen ertheilt dann noch der Kaiser dem Beklagten die Investitur und schützt 
dieselbe durch den Bann.^ 

ln den früher besprochenen Fällen kommt eine weitere Sicherung durch 
den Bann nicht vor, obwohl wir denselben doch oben in dem entsprechenden 
Falle einer Confessio fanden.’ Der Grund wird darin liegen, dass es sich hier 
überall um Ortsgerichte handelt; in der Romagna wird der Bann in der Regel 
nur in Reichsgerichten erwähnt. ‘ Dagegen kommt auch hier mehrfach die 
schliessliche Aufforderung des Siegers an die Anwesenden mu das künftige 
Zeugniss vor. 

24. — Viel geringer sind die Abweichungen, welche sich in der Romagna 
beim Ungehorsamsverfahren zeigen, obw'ohl sich über dieses eine sehr 

23. — 1. 1013. 1023; Mittarelli Ann. 1. 211. Fantuixi 4, 193. 2. Vgl. S 21 n. 2. 

8. 974: Morbio 1, 116. 4. Ughelli 1, 431. ö. Vgl. S 21 n. 4. 6. So such 921 nach 

aweueitigem Verfahren in einem MisKstgerichte tu Maaia Fucalia, welche» aber eine tob 
der gewöhnlichen abweichende Form zeigt. Antiq. It. 2, 969. 
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grosse Anüahl von Urkunden erhalten hat'; doch mag das damit Zusammen- 
hängen, dass dieselben Tost ausnahmslos Keichsgerichten angehören. Auch 
hier wird die an drei verschiedenen Tagen erfolgte Ladung, dann durch öffent- 
lichen Aufruf die Abwesenheit des Beklagten konstatirt. Es folgt nun auch 
hier kein einseitiges Beweisverfahren, wenigstens nicht bei den gewöhnlichen 
Klagen um Eigen. Bei Klagen aus Forderungen war dagegen wohl das Vor- 
handensein und der Betrag der Forderung vom Kläger zu erweisen; in einem 
solchen Falle werden 1037 vom Kläger auf Verlangen des Gerichts die Ur- 
kunden vorgelegt, qtiihns probat, eo8 debitoreg itti esse deeem librartunauri.^ 

Ein endgültiges Urtheil erfolgt nicht, sondern das hier immer ausdrück- 
lich erwähnte Urtheil lautet auf Sicherung des Anspruches des Klägers durch 
Investitur salva querela, entweder über die angesprochene Sache oder bei 
Forderungen über einen entsprechenden Thcil des Vermögens des Ungehor- 
samen; so wird in dem Falle von 1037 der Kläger mit Genanntem investirt 
pro inpensis et eartarum peiiis ibi leetarum et j>ro eorum contumacia. 

Eine Abweichung vom longobardischen Verfahren zeigt der einzige mir 
bekannt gewordene Straffall. Während dort das Gut mit Beschlag belegt 
wird, um nach einem Jahre confiszirt zu werden®, wird hier 967 der Erzbischof 
von Ravenna als Kläger mit dem gesamniten Gute des auf dreimalige Ladung 
nicht erschienenen Beklagten, der Gewaltthaten gegen Gut und Person des 
Erzbischofs verübt hatte, investirt.' 

Es wird weiter nur in den Urkunden der Romagna nach der symbolischen 
Investitur regelmässig noch die körperliche Investitur erwähnt. Der 
Richter ergreifl einen Buten des Gerichts, am häufigsten einen Cancellarius, 
bei der Hand und legt dieselbe in die Hand des Klägers, ut cum illo ad ea» 
res perpavt et corporaliter iüum exinde investiret. Ueber den Vollzug des 
Auftrags wird dann wohl eine besondere Urkunde aufgenommen. * 

Weiter wird dann ausnahmslos die ertheilte Investitur durch den Königs- 
bann gesichert. Wie bemerkt, handelt es sieh durchweg um Reichsgerichts- 
sitzungen; in einem einzigen Falle, 1032 zu Ferrara, ertheilt der Markgraf 
Boiiifaz als Ortsrichter den Bann.® Ob nun auch weniger hochgestellte Orts- 
richter das Recht des Bannes hatten, möchte zu bezweifeln sein, da wir den- 
selben sonst in Oitsgerichten nie angewandt finden. Hatte aber in der Ro- 
magna, wie wir sahen t, der Ortsrichter die Befugniss, der unterliegenden Partei 
unter Geldstrafe ewiges Stillschweigen aufzuerlegen, so dürfte es ihm auch 
wohl zugestanden sein, die ertheilte Investitur wenigstens gegen den ungehor- 
samen Beklagten durch Androhung einer Geldstrafe zu sichern. 

IV. .VELTERER KOENIGSB.\NN. 

25. — Wir hal>en den Königsbann kennen gelernt als ein Mittel, welches 
anfangs nur beim Ungehorsanisverfahren, dann auch beim ordentlichen Ver- 

24. — I. 967-1055; Fantoz.i 1, 212. 218. 227. 263. 265. 284. 2, 27. 67. 72. 4. 
198. 5, 262. Sarioli I. 81. 2. F.ntnzii 2, 7.3. 8. Vgl. § 10 n. 7. 4. Fzntnzzi 2. 29. 

6. 1037: Fantuzzi I, 274. 6. Sarioli 1, 81. 7. VgL S 21 n. 2. $ 23 n. 3. 
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fahren angewandt wurde, uin ein vom Grerichte anerkanntes Hecht gegen 
aussergerichtlichen Eingriff jedes Dritten zu schützen; es wird die Verletzung 
mit einer Geldstrafe bedroht, welche zm' Hälfte dem Könige, zur Hälfte dem 
Verletzten zufallen soll.’ 

Der Königsbanu in dieser Gestaltung scheint mir eine EigenthUinlichkeit 
des italienischen Rechtes zu sein, welche dann später in.sbesondere auch auf 
Deutschland Einfluss gewonnen hat. Den Ausgangspunkt haben wir allerdings 
wohl nicht in altern longobardischen Einrichtungen zu suchen, welchen Sache 
und Ausdruck fremd sind, .sondern in dem fränkischen Königsbanne, in 
dem Rechte des fränkischen Königs, seinen Verfügungen durch Androhung 
einer Geldstrafe Nachdruck zu geben. ^ Es handelt sich dabei um die fest- 
stehende Summe von sechszig Solidi, die der König allerdings auch erhöhen 
konnte ; der König setzt sie als Strafe auf bestimmte Vergehen oder die Ueber- 
tretung gesetzlicher Vorschriften im allgemeinen ; es ist nicht gebräuchlich, sie 
bei Einzelverfügungen anzudrohen. Das fand auch auf Ibtlien Anwendung; 
selbst in den tnr Italien insbesondere erlassenen karolingischen Gesetzen wird 
häuflg die Zahlung jenes Königsbannes von sechszig Solidi verfügt. Aber 
thatsächlich scheint der Baun in dieser bestimmten Form in Italien nicht festen 
Fuss gefasst zu haben. Nur ein einziger Fall ist mir bekannt geworden, wo 
davon die Rede ist; vom Grafen von Valva heisst es urkundlich 1 024, dass 
er den Bann verhängte und dass der Uebertreter zu zahlen habe banduin, id 
ent solido» sexaginta, medietatem regi et medietaJem p^'oedicto mona-gterio. ^ 
Auch abgesehen davon, dass die Vertheilung dem fränkischen Königsbanne 
fremd ist, steht diese iVngabe so durchaus vereinzelt da, dass ich nur annehmeu 
kann, sie sei ohne Zusammenhang mit dem sonstigen Landesbrauch selbst- 
ständig einem Kapitulare entnommen. 

26. — Den nächsten Ausgangspunkt für die spätere Gestaltung des 
Kunigsbannes in Italien bilden unzweifelhaft die Geldstrafen der Königs- 
urkuuden, der Brauch der italienischen Herrscher, in ihren einzelnen Ur- 
kunden eine bestimmte Geldstrafe auf die Uebertretung ihrer darin enthaltenen 
Verfügungen zu setzen. Unter den früheren Karolingern ist das auch in Italien 
noch nicht üblich. Vereinzelt vielleicht schon unter Kaiser Lothar vorkom- 
mead, wird es allgemeiner Brauch unter Kaiser Ludwig II. Und auch dann 
bleibt der Brauch lange auf Italien beschränkt; während auch die fremden 
Herrscher sich ihm in ihren für Italien ausgestellten Urkunden anschliessen, 
finden wir ihn in Frankreich erst nach der Mitte, in Burgund und Deutschland 
vereinzelt seit dem Ende des zehnten Jahrhunderts. ' 

Von der fränkischen Bannstrafe unterscheiden sich diese Strafandrohun- 
gen der italienischen Herrscher nun einmal durch die ganz abweichende Be- 
stimmung der Strafsummen. Weder sind dieselben in Solidi angesetzt. 


35. — 1. Vgl. oben s 11. 17. 2. Vgl. Waitx V. G. 2, 536. 3, 272. 8. Script. 

It. 2 b, 988. 

26. — 1. Genaue Belege, auch fOi das weiter über denselben Gegenstand Gesagte, 
bei Sirkel in den SiUungsber. 3.1, 137; Sickel .\cta 1, 2Ü1; Stumpf Reichskanxlet 1, 117 


Digitized by Google 



64 


Aelterpr IvSnigiibann. 


noch ist die Zahl Sechszig oder eine auf sie zurUckzufuhrende irgend maas- 
gebend. Normalsätze lassen sich wohl erkennen; doch sind dieselben häufig 
nicht blos vervielfacht, wie das auch beim fränkischen Königsbann geschehen 
konnte, sondern anscheinend ganz willkürlich höher oder niederer gefasst Alle 
Ansätze sind in Goldwährung gemacht, entweder in Goldmankusen oder in 
Goldpfunden.* 

Bei Goldmankusen finden wir in der Kegel die .Sätze von 2000 und 
1000, beide ziemlich gleich häufig; nur vereinzelt die höheren vo 10000 und 
sogar 30000, und niedere von 300, 100 und 50.* 

Im zehnten Jahrhunderte verschwinden die Mankusen aus den könig- 
lichen Urkunden und räumen den Goldpfunden, welche aber auch im neunten 
Jahrhunderte schon häufig neben ihnen Vorkommen, völlig den Platz. Dabei 
finden sich nun die verschiedensten .Sätze von drei Pfund bis zu der gewaltigen 
.Summe von 2000 Pfund in einer für die Kaiserin ausgestellten Urkunde. Aber 
als den normalen .Satz haben wir hier ganz unzweifelhaft den von 100 Pfund 
zu betrachten ; zumal in späterer Zeit kommt er häufiger vor, als alle andern 
zusammen. Wir können sagen, da.s Ausmass der Strafsumme, welches der 
König auf die Verletzung seiner A’erfügung setzen wollte, hing in jedem Einzel- 
falle von seinem Belieben ab; herkömmlich stellte sich aber der .Satz von 
100 Pfund Gold als Strafe für die Nichtachtung eines königlichen Befehles 
fest, welche wohl immer angewandt wurde, wenn nicht besondere Gründe für 
eine Ennässigung oder Erhöhung sprachen. Bei letzterer finden wir später 
ziemlich regelmässig den Satz von 1000 Pfund angewandt. Es handelte sich 
hier also um .Summen, denen gegenüber die fränkische Bannstrafe von drei 
Pfund Silber eine verschwindend kleine war. Und es blieb das nicht immer 
eine leere Drohung; so verurtheilt der Kaiser 1186 den Grafen von Genf zu 
Gunsten des Bischofs zu bedeutendem .Schadensersatz: Ad liec eidem epi- 
geopo plenam damus auctoritatein ah eodem comite et bonis eilte exigendi 
miüe librae auri propter prevaricationem priidlegü nostri, sicut in eo 
continetur.* 

Weiter aber ist nun diesen italienischen .Strafandrohungen eigenthümlich 


26.-] 2. Nicht hicher gehört es, wenn hfiofig Verletzern der Immunit&t mit der Strafe ton 
30 Pfund Silber gedroht wird. Es handelt sich dabei nni eine an und für f^icb feststehende 
(vgl. Waitz V. G. 4, 256), nur für den Einzelfall noch besonders hertorgebobene Strafe, 
welche sich ton jener insbesondere auch dadurch unterscheidet, dass sie nicht zur Hälfte an 
den König, sondern nur an die verletzte Kirche zu zahlen ist. Doch mag immerhin der ter 
einzelt schon unter Karl dem Grossen verkommende Brauch (Sickel Acta 1, 201). die Im- 
munitätittrafe besonders anzudroben, auf die Aufnahme von Geldstrafen in die Urkunden 
überhaupt cingewirkt haben. Nur wird das nicht aU Uebertragung der Immunitätsstrafe 
auch auf andere Fälle zu betrachten sein; Ansatz und Verwendung sind wesentlich ver« 
schieden. Sind 892 ausnahmsweise 30 Pf. Silber und überdies 5 Pf. Gold angedrobt (Antiq. 
It. 2, 870), so wird es sich um Verbindung jener feststehenden mit einer besonders rer« 
fügten Strafe handeln. 8« Stumpf Reichskanzler 1. 117; dazn Antiq. It. 1, 930. 2. 198. 
470. 4, Spon 2, 43. Vgl. auch 1114. 1232: Herrgott Gene-iL 2, 134. Huillard 4, 330. 

Von Verurtheilung in die urknndUch, wenn auch nicht gerade vom Könige, bestimmten 
Strafen ist in luUeu mehrfach die Bede. Vgl. $ 6 o. 4. § 22 nach n. 21. $ 24 nach n. 2. 
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eine Theiinng der Strafsamme, wonach regelmässig die Hälfte an die 
königliche Kammer, Camerae noatra^ oder Palaiio nostro, zu zahlen ist, die 
andere Hälfte an den Verletzten, während die fränkische Bannstrafe unge- 
theilt dem Könige zukonimt. Damit sehen wir uns nun ganz unzweifelhaft auf 
eine Eigenthümliehkeit des longobardischen Rechtes zuriickgewiesen, welches 
die Busse im engeren Sinne und das Friedensgeld in eine einzige Summe zu- 
sammenfasst, welche zur Hälfte dem Könige, zur andern Hälfte dem Verletz- 
ten zukonimt. Componat — moUHatfm regi et medietafem ei, aii crimen 
iniecerit, und entsprechende Ausdrücke finden sich überaus häufig in den 
Edikten der longobardischen Könige. 

Wir werden etwa schliessen dürfen; Der fränkische Königsbann bestand 
in Italien zwar zu Rechte; aber für die Zwecke, welchen er sonst dienen sollte, 
war er hier ziemlich werthlos. .Sollte er einerseits der Erhaltung des köüig- 
lichen Ansehens dienen, so wmrde er weiter gewiss verzngsweise desshalb auf 
viele Verbrechen gesetzt, weil das geringere Friedensgeld nicht mehr genügend 
schien, von ihnen abzuhalten, man auf diesem Wege eine .Strafschärfung ein- 
treten lassen wollte. In Italien mm, wo ja die longobardische Gesetzgebung in 
Kraft blieb, hatte der Königsbann in dieser Richtung keine Bedeutung; denn 
in vielen Fällen war das Friedensgeld schon an und für sich höher; wo die 
Gesammtbusse bis 900 .Solidi stieg, konnte das Hinzukommen des Bannes 
von 60 .Solidi keinen nennenswerthen Einfluss üben, während doch gewiss in 
Italien das BedOrfniss nach .Strafschärfung nicht geringer war, als in andern 
Ländern. Es hätte sich das etwa erreichen lassen durch Vervielfachungen der 
fränkischen Bannstrafe. Aber diese, selbst wenn wir nicht annehmen, dass sie 
an die .Stelle des Friedensgeldes treten sollte, war überhaupt mit dem longo- 
bardischen Busssysteme nicht wohl in Einklang zu bringen. .Sie kam daher 
thatsächlich wohl ganz ausser Gebrauch. Dagegen machten die italienischen 
Herrscher von ihrem Rechte des Bannes nun die Anwendung, dass sie Ge- 
waltthaten, welche nicht allein überhaupt strafbar waren, sondern insbeson- 
dere noch die Missachtung eines ausdriicklichcn königlichen Gebotes in sich 
.schlossen, in jedem Einzcifalle mit einer bedeutend höheren .Strafe bedrohten, 
als dafür im Volksrechte vorgesehen war; und dabei schlossen sie sich dann 
allgemein an das einheimische .System einer zwischen dem Könige und dem 
Verletzten zu theilenden .Summe an. Dasselbe .System finden wir denn auch 
später wieder in allgemeinen Strafgesetzen italienischer Könige angewandt.* 

27. — Diese Strafe oder zunächst der Befehl, für den sie zu zahlen ist, 
wird allerdings in den bezüglichen Formeln der italienischen Königsurkunden 
in der Regel nicht mit dem Ausdrucke Bann bezeichnet; es heisst hier ein- 
fach etwa: Si quis vero huiiis praeeepH nostri violator extiterit, aeiat ae 
compoaiturum centum libraa aivri. Dass der Ausdruck in diese Fonnein 
keinen Eingang fand, mag Zufall sein, vielleicht aber auch darin seinen Grund 
haben, dass zur Zeit des Aurkoimncns der Formel der Ausdruck noch zu eng 
mit der besondem fränkischen Gestaltung des Königsbaimes verbmiden war. 

G, I,. Pap. Wido 9. Conr. ilenr. II. 3. 5. 

Flck«r Fur»ehiin^ea. ^ 
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Dass aber schon fnih der Befehl oder auch die Strafe als Bann bezeichnet 
wurde, ergeben manche vereinzelte Zeugnisse. Ist in Gesetzen Wido’s einfach 
gesagt, dass der Uebertreter ßannum nostrum zahlen solle .so mag man da 
noch an den fränkischen Königsbann gedacht haben. Ausgeschlossen ist das 
durch den Betrag der Summe, wenn um 928 K. Hugo Besitzungen schützt 
durch hannum noslritin iu mancosos atiri dito mHUa^; 1023 heisst es vom 
Uebertreter: tavujuam hnperialia hanni tranarfreasor emtum Ubraa atiri 
componat; 1083 werden die Bischöfe von Vercelli bcvoihnüchtigt, entfrem- 
detes Eigen ihrer Kirche in Besitz zu nehmen aine timore hanm regaUa et 
eine pitia h’gidia eompoaitioina^; 1097 gewährt K. Konrad dem Markgrafen 
von Este die Gunst, 'id ai aiw timpore legea offendci'et, regi um hannum non 
cogatur exaulvcre.* Geht im letzten Falle der Ausdruck zunächst auf die 
Strafe, so geht er besonders bestimmt auf den Befehl in Notariatsurkunde von 
1118: imperator — prereptum quod appeUant hannum emiait auper — 
oajdtali, dass keiner dasselbe belästigen solle bei Strafe von hundert Pfund 
Gold. ° Das bestimmteste Zeugniss aber, dass der Ausdruck in Italien schon 
gegen Ende des neunten Jahrhunderts gerade für diese Strafbefehle durchaus 
üblich war, gibt uns der regelmässige Gebrauch in den Gcrichtsurkunden. 

28. — Beim gerichtlichen Königsbann nämlich handelt es sich 
offenbar ganz um dasselbe, um Erlassung eines königlichen Befehls, doit das 
in der Urkunde Enthaltene, hier die gerichtliche Entscheidung oder die in Folge 
derselben ertheilte Livestitur zu achten, dessen Missachtung mit einer höheren, 
im Baiml>efehle bezeichneten Geldstrafe bedroht ist Nur mit dem Unterschiede, 
dass im Gerichte nicht blos die Könige selbst, sondern auch andere Richter 
den Königsbann aiiwenden. Diese Anwendung der Bannstrafe zur Sicherung 
gerichtlicher Entscheidungen scheint später üblich geworden zu sein, als die 
zur Sicherung einzelner königlicher Verfügungen. Aber doch auch nicht viel 
später, da wir seit 897 Erwähnungen fanden', welche dann freilich erst iu der 
zweiten Hälfte des zehnten Jahrhunderts häufig wurden. 

Dass es sich in beiden Fällen um dieselbe Strafe handelt, ergibt sicli 
zweifellos aus näherer Vergleichung. Nicht blos, dass wir auch hier jene 
Theilung der Strafsumme zwischen dem Könige und den Verletzten wie- 
derfinden. Sogar die Androhungsforinel selbst ist iu den gerichtlichen Urkunden 
sichtlich aus den königlichen aufgenommen, lliess es hier: 31 edi etatein eor- 
merae noatrae, so war das nun in den iu dritter Person gefassten Gerichta- 
urkunden, mochte es sich um eine Entscheidung des Königs oder eines andern 
Richters handeln, in canterae d. regia zu ändeni, wie wir es denn auch mei- 
stentlieils finden. Aber in einer Reihe von Beurkmidungen von Gerichtssitzun- 
gen des Königs'^, wie anderer Richter’, welche sogar in das zwölfte Jaltrhundert 


27. — 1. b. Pap. Wido 1. 5. 2. Antiq. It. 1, 271. 8. Mon. patr. Ch. 1, 438. 

(>07. 4* Antich. Ext. 1, 275. 5* Savioli I, 163- 

28. — 1. Vgl. § II n. 2. 2. 996-1116: Fantuitzi 5, 262. Ughclii I. 450. C'od. 

Wangian. 19, Tiraboschi Mod. 2, 86. 3. 941-1122; Mein, di I,ucca 5c, 183. 186. Antiq. 

It. 1, 493 Talti 2, 851. llcna e Caniici 4c, 70. 
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hineinreicht, hat «ich das zur flbrigen Fassung gar nicht passende Camerae 
noslrae der königliclien Urkunden crhaltc-n. 

Weiter zeigt sich die grösste Uebereinstinnnung bei Bestimmung der 
Strafsätze. Finden wir auch in den Gerichtsurkunden nicht gerade immer 
dieselben Sätze, so zeigt sich doch weniger Schwanken, als in den königlichen 
Urkunden; und gerade die Sätze, welche wir in diesen als die normalen be- 
zeichnen konnten, finden sich in den Crcrichtsurkunden wieder. 

Zunächst sind auch hier mit wenigen Ausnahmen die .Strafen entweder 
nach Goldmankusen oder nach Croldpfunden bestimmt. 

Ganz überwiegend zumal in der frühem Zeit erscheint der .Satz von 2000 
Mankusen. Bei der Zähigkeit, mit welcher die Notare an ihren V^orlagcn fest- 
hielten, kann es nicht iiuffallen, dass die.ser .Satz, obwohl er, wip überhaupt 
die Rechnung nach Mankusen, im zehnten Jahrhunderte aus den königlichen 
Urkunden verschwindet, sich in den gerichtlichen noch im eilften Jahrhunderte 
vorherrschend erhält, sich sogar nach 1115 und 1117 Beispiele finden. * Als 
normaler Satz erscheinen die 2000 Manku-sen auch in den Prozessformeln, wo 
zweimal die Bannstrafe so bestimmt ist; in einem andern Falle beträgt sie 
1000 Mankusen.® Und dieser Satz, wie wir ihn auch in den Königsurkunden 
neben jenem fanden, kommt auch in den Gerichtsurkunden nicht selten vor, 
aber doch bei weitem nicht so häufig, wie jener. 

Im Herzogthume .Spoleto 995®, d.ann häufiger in Toscana zu Ende des 
zwölften Jahrhunderts^ finden wir die Sätze von 1000, häufiger 2000 Gold- 
byzantinem, wobei es sich wohl nur um eine andere Bezeiclmnng der Münze 
handelte; ebenso wenn von 2000 Aurei die Rede ist.® 

Von diesen .Sätzen scheint man sehr selten abgewichen zu sein. Nur 
einmal 1014 im Ilofgerichte zu Pavia finde ich den hohem .Siitz von 4000 
Mankusen.® In derRomagna aber macht eine offenbar lokale Abweichung sich 
geltend. Nur vereinzelt in königlichen Gerichtssitzungen erscheinen hier 2000 
oder 1000 Mankusen*“, dagegen in der Regel eine viel geringere Bannstrafe 


4 . Anüch. Est. 1, 315. 284. — Es varde do.s noch crklSrIicher sein, wenn vir annehmeu 
dürften, die 2000 Msuk. seien gleichen Wenhes mit 100 Pf. Gold, vio das doch nahe liegt, 
da hier vie in den kunigiiehen Urkk. beide S&tze sich zu ersetzen und miteinander zu wech- 
seln scheinen. Aber die sonst bekannten freilich sehr ungenügenden Angaben über den 
Werth der Mankusen scheinen das kaum bestimmter zu unterstützen. Vgl. ]>ncange Glos- 
sarium ad T. Mancus. Antiq. It. 2, 792. Fumagalli 320. Waiu Ueber die MünirerhZltnisse 
in den Uechtsbücbern des fränkischen Reichs 28. Mehrfach scheint Mancusus gleichbedeu- 
tend mit Goldsolidus gebraucht; so 804 in Istrien; Anticb. Is>ng. 4, 7. Dagegen werden 
1014 in Italien 20 Manku.sen gleich 50 Solidi gesetzt; Antiq. It. 2, 800. Nach dem Ver- 
trage mit Venedig 9G7 scheinen sechs Mankusen auf ein Venetianer Pfund gerechnet; 
Stumpf Acta 14. Scheint sich weiter aus den folgenden Angaben zu ergeben, dass Man- 
knsen und Byiantiner gleichen Werlhes waren, so ist mir wieder für den Werth des Byzan- 
tiners in dieser Zeit eine genauere Angabe nicht bekannt SachrentAndige dürften immer- 
hin in diesen wechselnden Ansütien der Strafbestimmungen ergiebige Anhaltspunkte finden. 

5. Cartular. Long. n. 20. 21. 25. 6. Fatteschi 307. 7. Antiq. It. 1, 312. Mittarelli 

Ann. 2, 271. Rena e Camici 2b, 117. 3a, 60. 61. 66. 77. 8. Mittarelli Aun. 3. 198. 

». Anlich. Est 1, 111. 10, Fouluiai 2, 27. 5, 262. 


Digillzed by Google 



68 


Aelterdr KOnigsbann. 


von 1 00 Byzantinern • * oder, wahrscheinlich wieder gleichen Werthes, einmal 
von 100 Mankusen. 

Der Ansatz der Strafe in Goldpfunden findet in den Gerichtsurkunden 
viel später Eingang, als in den königlichen. Bedeutend früher, als in Ober- 
italien, erscheint er im Ilcrzogthume Spoleto, wo sich von 970 ab zahlreiche 
Beispiele finden'^; erst 10.37'^, so weit ich sehe, kommt er auch in Tuszien 
und dann immer häufiger in den oberitalischen Urkunden vor. 

Der regelmässige Satz sind 100 Goldpfunde; Abweichungen kommen 
auch hier viel seltener vor, als in den königlichen Urkunden. Wie in diesen 
findet sich einigemal die bedeutende Erhöhung auf 1 000 Pfund Gold. Kommt 
10.36. 1037 zuLiiola, 1067 bei Ferrara, 1134 zu Fano, eine geringere Bann- 
strafe von 10 Pfund vor*'', so dürfte das mit dem in der Uomogna üblichen 
Satze von 1 00 Byzantinern Zusammenhängen. DieEnnä-ssigungauf 100 Pfund 
Silber finde ich in früherer Zeit nur vereinzelt in Mittelitalien.'’' Gegen Ende 
des Jahrhunderts werden die alten Sätze nicht so regelmässig mehr einge- 
halten; insbesondere in den Gerichtssitzungen der Markgräfinnen Beatrix und 
Mathilde finden sich daneben auch 300, 200, 50 Pfund Silber'", auch 200 
Mankusen'", später dann auch im Reichsgerichte wohl 100 Pfund Silber^* 
oder 50 Pfund Gold^'; durchweg handelt es sich jetzt also mn Erinässigungen 
des Nonnalsatzes. 

Einzelne Abweichungen waren auch in fiilhen^r Zeit wohl dm'ch besondere 
Umstände veranlasst. Grundstücke eines Klosters wurden 970 durch den Bann 
von 100 Pfund Gold geschützt; in Folge erlittener Anfechtungen werden 981 
Investitur und Bann mederholt und zwar so, dass der schon festgestellten 
Bannstrafe noch eine neue von 20 Pfund zugefUgt wird.^^ Zu bnola 1036 
wird zunächst der dort anscheinend normale Bann von 10 Pfund Gold ver- 
hängt, dann wegen eines andern Streitgegenstandes noch ein geringerer Bann 
von 30 Byzantinern.^" Bei einer päbstlichen Gerichtssitzung zuTeramo 1056 
heisst es vom Pabste: fecit mittere bandton de parte regia Enrici et Je 
eua parte, und zwar so, dass der Verletzer der königlichen Kammer 50 Pfund 
Gold, eben so viel der päbstlichen und eben so viel dem Verletzten zahlen soll*'; 

28, — I II. Faiitnxii I, 212. 263. 265. 284. Antiq. Ic. 1, 493. Atuuerlialb der Itomagna 
finde ich die 100 llyzantiner aU bannstrafe nur einmal 981 zu Mamica. Script. Ic. 1 b, 465. 
AU StraUatz überhaupt, zu dem xich jemand selbst rerpllicbtct oder den der Richter auf 
Verletzung seiner Entscheidung setzt, erscheinen die 100 Byzantiner oder Romanati sehr 
h&ufig auch in den lungobardischen Fürstenthümem. 12« Fantuzzi 1, 218. 18. 970 

bis 1028: Script. It. 2b, 962. 973. 978. 989. 992. 1 b. 497. 499. Oattula Hist. 1,77. 
14. Antiq. It. 2, 963. 15. Script. It. 1 b. 497. 2b, 989. Antiq. It. 2. 983. Tatti 2, 851. 

16. Fantuzzi 2, 67. 72. Morbio 1, 73. Amiani 2, 5. Es mag damit noch Zusammenhängen, 
venn in kaiserlichen Fririlegien für Rarenna 1177, 1185 und 1209 (Fantuzzi 4, 276. 5, 
308. Mittarelli 4, 125) der rerletzenden .Stadt nur eine Strafe ron zehn Pfund Gold gedroht 
ist. wahrend sich sonst regelrnJUsig hundert Pfund finden. 17« Rieti 982, Amitemo 1023, 
C'hiusi 1098: Fatteschi 304. 321. Ughelli 3. 628. 18. Rena e tamici 3a, 52. 3c, 83. 

4 a. 56. Oghclli 1. 817. 19. Antiq. It. 1. 917. SO. 1091. 1117: Lupus 2. 771. Ughelli 

2, 287. 21. Antiq. It. 1, 613. 22« Script. It. 2 b, 963. 974. 23, Fantuzzi 2, 67. 

24. Ughelli 1, 352. Hei.sst es schliesslich richtig 150 Pfund, aber medietaiem regt et tne~ 
dielalem egiecoii'’- so ist das ein durch die gewohnte Formel reranlasster Hissgrill'. 
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ZU dem gewöhnlichen Satze kommt also hier ein dem königlichen gleicher 
pähstlicher Antheil. 

Derselbe Satz von 100 Pfund Gold oder auch Silber erscheint in den 
Gerichtsurkunden auch häufig als Poena, zu welcher sich die abstehende oder 
unterliegende Partei ausser dem doppelten Ersätze der siegenden im Falle 
späterer Verletzung ihres Rechtes verpflichtet. Doch stehen beide Strafen 
sonst in keinem engem Zusammenhänge; wir .sahen insbesondere, dass die 
eine die andere keineswegs immer ausschliesst.*® 

Im zwölften Jahrhunderte verschwindet allmählig der Brauch, die gericht- 
lichen Entscheidungen durch Stellung unter Königshann zu sichern. In den 
Gerichtssitzungen K. Heinrichs 1116 wird noch durchweg die alte Bannformel 
angewandt; auch später finden sich noch einige Erwdihmmgen, dass die sie- 
gende Partei oder die zugesprochene Sache unter Königsliann gestellt werden, 
dessen Verletzung mit einer Poena bedroht wird*®; ganz vereinzelt heisst es 
sogar noch 1191 in der Mark Ancona vom Markgrafen : potiat bandum super 
eos.^’’ In der Regel wird jetzt aber in den Gerichtsurkunden, wenn das Ur- 
theil noch durch Androhung einer Strafe gesichert wird, diese einfach als vom 
Richter b<.'stimmte Poena ohne Erwähnung des Bannes bezeichnet. 

29 . — Die Befugniss zur Verhängung des Königsbannes im 
Gerichte war nicht auf den König beschränkt, ajich nicht auf seine unmittel- 
baren Vertreter im llofgerichte oder Reichsgerichte, die Königin, den Pfalz- 
grafen, den Kanzler, die Königsboten der verschiedensten Art. Er wird ebenso 
verhängt von den ordentlichen Richtern, welchen die Befugnisse der gräflichen 
Gerichtsbarkeit zustanden, von Herzogen und Markgrafen, Grafen und Bi- 
schöfen, welche gnifliche Gerechtsame hatten; mit dem Bischöfe von Parma 
verhängt 1069 auch sein Vicecomes den Bann', welcher freilich nach kaiser- 
lichen Privilegien die Gewalt eines Königsboten hatte.* In Gerichten, wo wir 
die gräfliche Gerichtsgewalt nicht voraussetzen dürfen, wird der Königsbann 
nicht erwähnt. Dagegen wird nicht zu bezweifeln sein, dass derselbe ein Recht 
aller Grafen als solcher war, nicht bloss einzelner Grafen, welchen er beson- 
ders verliehen war. Grafen verhängen den Bann nicht blos gemeinsam mit 
höhern Richtern, sondern auch wenn sie allein Vorsitzen* und nirgends 6nde 
ich eine Andeutung, dass ein Graf die Gewalt des Bannes nicht hatte, dieser 
etwa für eine gräfliche Entscheidung beim höhern Richter nachzusuchen war. 
Beweisend dürfte insbesondere sein, dass in den longobardischen Fonnein 
wiederholt der Graf im allgemeinen um den Bann ersucht, dieser also doch 
wohl bei jedem Grafen vorausgesetzt wird.^ 

Auch ist es für die Höhe des Strafsatzes ganz gleichgültig, von wem der 
Bann verhängt wird. Nicht allein, dass wir in den verschiedensten Gerichten 
dieselben Nonnalsätze wiederfinden; auch die Abweichungen sind ganz unab- 


25. Vgl. S 1 1 n. 6. 2«. 1034. 36. 47 : Amiani 2, 5. Antiq. It. 1, 613. 6. 233. Rena e 

t'amici 5a, 14; rgl. 1164; Mem. di Luccaäb, 181. 27. Mittarelli .\nn. 0, 36. 

29 . — 1. Affö Parin.i 2, 328. 2. AITÄ P. 1. 380. 3. Lupus 2. 275. Boselli 

1. 203. Script. It. 2 b, 088 Antiq. It. 1,401. 4 . fartular. Long. n. 20. 21. 25. 
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häiigig von der Person des Richtenden. Den hohem .Satz von UOOO Mankusen 
verhängt der Graf, wie der König den niedem von 1000 Mankusen*; und 
auch den höchsten .Satz von 1000 Pfund Gold finden wir nicht blos vom 
Könige, sondern auch vom Markgrafen und gemeinsam mit einem Königsboten 
vom Grafen verhängt. * Es ist das dem Wesen der .Sache durchaus angcmes.sen, 
da es sich nicht um die Mi.ssachtung des gräflichen, sondern des königlichen 
Befehles handelt, welche nicht geringer zu ahnden ist, wenn dieser Befehl nicht 
unmittelbar vom Könige, sondern von dom dazu bevollmächtigten Grafen er- 
geht. Das findet denn auch in der Bezeichnung seinen Ausdruck; ist oft nur 
* vom Banne schlechtweg die Rede, so heisst es eben so oft in den verschieden- 
sten Gerichten mittere bannum reghim oder bannum d. regis oder bannum 
de parle regle. 

Zeigt sich die Befugniss der höheren Richter, für ihre gerichtlichen Be- 
fehle die Achtung, welche dem Worte des Königs selbst gebührt, in Anspruch 
zu nehmen, häufiger nur bei jener .Sicherung des Urtheils gegen spätere Ver- 
letzung, so wird, wie das auch sonst der F'all ists auch in Italien wohl noch 
anderweitige Anwendung erwähnt. Nachdem 927 der anwesende Angeklagte 
es verweigert hat, auf die Klage zu antworten, heisst es: Tanc ipeeO. eomea 
palatii hieeit eidem G. et bannum d. regle eo mlelt, ul e.vlnde iiietlciam 
fecleeet.^ Nachdem 998 in der .Sabina der Königsbote den Abt von Farfa 
investirt hat, befiehlt er dem Guido, welcher ./IdeoOTt«« de Ipso placlto heisst, 
id voelferaret O/C bannum mitterei ad maiores et nünoree, qid ln ipso 
plaeito erant, ut licentiam et potestatem haberent adiuvaiuli Ipsiim abba- 
tem — de ipsis rebus in quoeumqiie ordinc Idem abbas vnluisset sine uüa 
compoeicione aut calitmnia; etquihoc faeere noluisset, eompositiirus esset 
unuequisque in ipso imnasterio de aia’o lileram unam.^ 

Die Ausdehnung des königlichen Bannrechtes insljesonderc auf richter- 
liche Beamte in der Bedeutung, dass ihr Befehl gleich dem unmittelbar vom 
Könige erg.angenen geachtet und geahndet werden soll, wird schon in karolin- 
gischer Zeit mehrfach erwähnt ' ® Aber er scheint anfangs nicht bestimmten 
Klas.sen von Beamten allgemein zugesprochen, sondern durch besondere Voll- 
macht in Einzelfällcn ertheilt worden zu sein. .So bestimmt der König 864 bei 
Bestellung von Königslioten au.sdrücklich, wenn sich jemand weigere, ihrer 
Ladung zu folgen oder eidlich auszusagen, sollten sie bannum nostrum in 
r^us illius mitlere.^^ Es handelt sich daijei um ein Inquisitionsmandat und 
es wäre möglich, dass die Eigenthüralichkeiten des Inquisitionsverfahrens ins- 
besondere auf die Ausdehnung dos Königsbannes auf andere Richter eingewirkt 
hätten. ** Jedenfalls muss mit der Zeit das Recht allen hohem Richtern zu- 
ge,standen sein. Treffen die frühem Fälle auch vorzüglich Pfalzgrafon und 
Königsboten, ist mir vor 962'* kein Beispiel für die Bannbefuguiss eines 


29.-1 ''eti*!' ft. 1. ♦öl. FantQzci 5. 262. 6. Script. It. 2b, ft8!l. Antiq. It. 2. 683. 

7, Vgl. Walt* V.G. 4, 323. 8. Morbio 3, 1.55. Aehnlich 871 : Mcm. di Lucca 4b, 52. 

0. Fatteschi 309. 10, Vgl. Waiiz \'. G. 3, 247. 4, 323. 11, Mom. di Laoea 4b, 53. 

12, Vgl. liriuiDer loquititioosb. 109. 13. Lupua 2, 275. 
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Oraft'ii, der iiiehl zugleich Missus war, vorgekoimiieii, so sind die Fälle iiiclil 
allein zu vereinzelt, als dass sich sichere Schlüsse daraus ziehen liessen, son- 
dern auch gerade bei der ersten gerichtlichen Anwendung des Künigsbannes 
897 verhängt ihn nicht blos der Pfalzgraf als Missus, sondern mit ihm der 
Markgraf, der nur als ständiger Ortsrichtcr mit ihm zu Gerichte sitzt.'* Ob 
das nun später für eine mit dem höheren Richterainte an und für sich ver- 
bundene Befugniss galt, ob ähnlich, wie in Deutschland, auch in Italien durch 
eine besondere nicht in den Kreis des Lehenrechtes fallende Verleihung des 
Bannes die Anschauung der Uobertragung eines persönlichen Rechtes des 
Königs auth'cht erhalten wurde, muss ich dahingestellt lassen, da mir Anhalts- 
punkte für eine Entscheidung nicht aufgefailou smd. 

30. — Anfangs gilt der Bann sichtlich als ein ausschliessliches Recht 
des Königs, welches von andern nur im Namen des Königs und auch nur bei 
gerichtlichen Entscheidungen geübt wird. Dagegen findet sich später melu'fach 
eine Anwendung, bei welcher diese Auflassung verwischt erscheint, eine 
selbstständige Banngewalt der Grossen hervortritt, da nicht allein die 
Bezeichnung als Künigsbann fehlt, sondern auch die Ilällle der Bannstrafo 
nicht dem Könige, sondern dem bannenden Grossen zugesprochen wird. Nicht 
auflallen kann es allerdings, wenn Herrscher, welche ihre Gewalt überluuipt 
nicht vom Kaiser ableiteten, sich eine entsprechende selbstständige Gewalt 
zii.schriel>en. So droht wohl der Pabst in ganz entsprechender Weise eine 
zur Hälfte an seinen Palast zu zahlende Strafe an ' ; wir fanden ja auch, dass 
ein Pabst den Bann da parte regia et de aua parle verhängen lie.ss.* Die- 
selbe Gewalt scheinen sich auch die longobardischen Fürsten L’nteritaliens 
zugeschriel>en zu haben ; wenigstens hie und da finden sich in ihren Urkunden 
Strafen angedroht, deren Betrag sehr wechselt, welche aber insbesondere durch 
die Bestimmung der Hälfte aacro noatro palatio sich der königlichen Bann- 
strafe eng anschliessen während in andern Urkunden häufig nur eine an den 
Verletzten zu zahlende Busse bestimmt wird. Damit dürfte es dann Zusam- 
menhängen, wenn Fürst Pandulf 970 im Hofgerichte den Bann verhängt a 
parte d. imperatoria et de aua parle.* 

Bei den Grossen des Reichs scheint die Befugniss zim Verliängung 
des Künigsbannes ausschliesslich auf ilire richterlichen Funktionen bescliränkt 
gewesen zu sein; wir finden kein Beispiel, dass sie denselben auch zur Siche- 
rung ihrer anderweitigen Verfügungen angewandt hätten. Daljei ist freilich 
von den Legaten abzusehen, welche, wie wir sehen werden, ganz in die Stelle 
des Königs eintrafen, und zmnal in der staufischen Zeit in ihren Urkunden 
ganz dieselben Strafandrohungen anwandten, wie sie in den königlichen ge- 
bräuchlich waren. Erst in späterer 25eit finde ich ein vereinzeltes Beispiel, dass 
eine solche Strafandrohung einem Grossen ausdrücklich gestattet wurde; der 


14 . Mem. di Laeen 4 c. 71. 

30 . — 1 . t~ B. .044 : Antiq. It. 1. Ü48. 2. Vgl. § 28 n. 24. 8. Ughclii lü. 444. 

471. 480. 538. Antiq. Ic. 1. 052; es sind .Sdtxe von 2, 10, 20, 100, ISO, 200 Pfund Gold. 
4 . Script. It. 1 b, 443. 
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Aeltercr Rtnigsbann, 


König bewilligt 1219 dem IJischol'e vuii Turin und dessen Nauld'ulgem: ut 
auctoritate notlra et imp&rii per banna peeuniaria , quurutn medietaa 
noslre el imperii eamere applketur, residua parte leti, et Uhertatem ec- 
cleeie ac iura ecelesiastica tueantur per totam diocesim Taurineneon.^ 
Die Bestimmung der einen Ilälfte zeigt, dass es sich hier um Druhung könig- 
licher Bannstrafen handelt. 

Dagegen linden sich schon früher ehiige Beispiele, dass Grosse auch die 
Verletzung aussergerichtliclier Verfügungen mit einer Geldstrafe be- 
drohen, welche übrigens ganz den königlichen Bannstrafen entsprechend, doch 
nicht als Königsbann zu betrachten sind, da die Ilältle nicht dein Könige zu- 
gesjirochi'n wird, vielfach auch die Summe eine wesentlich geringere ist. So 
1032 der Bischof von Piaecnza: Si quia kuitts nostre iaasionis tranegreeeor 
extiterit, centum libras argenti optimi componat, medictatem epiacopaU 
eamere et medictatem canonieia; mid derselbe 1125 als Bischof und Graf: 
componat miibiain , que eat penam auri unciaa decem strgenti pondera 
viginti, medictatem eamere eiitadem eomitia.^ Aber diese Fälle stehen über- 
aus vereinzelt. Um so aufiallender ist cs, dass die Markgrafen vouTuszien 
im eilflen und zwölften Jahrhunderte in einer Reihe von Urkunden dem Ver- 
letzer eine Bannstrafe drohen, mehrfach nur von hundert Pfund Silber, aber 
fast eUen so oft doch auch in dem beim Königsbanne üblichen Ausmasse von 
hundert Pfund Gold. ^ Und dabei handelt es sich zweifellos um eine vom Kö- 
nigsbaime unabhängige eigene Banngewalt, da einerseits auch hier die llälllo 
der Summe der markgräflichen Kammer zugesprochen wird, weiter aber die 
Strafe vom Markgrafen wohl ausdrücklich als Pena noatri banni bezeichnet 
wird.* Mag sich das auf ausdrückliche Verleihung, oder anfangs nur auf An“ 
massung gründen, diese Banngewalt erscheint liier als herkömmliches Recht, 
das dann auch auf die spätem vom Könige abhängigen Markgrafen überging. 

Wo man sich eine solche Banngewalt zuschricb, konnte dieselbe dann 
auch zu gerichtlicher Anwendung kommen, der Richter seine Ent- 
scheidung durch den eigenen, statt durch den Königsbann schützen. Das ist 
denn auch bei den Markgrafen von Tuszien der Fall, aber freilich so, dass 
beides vielfach mit einander vennengt erscheint. Schon 1067 verhängt der 
Graf von Ferrara als Bote llerzog Gottfrieds bannum ex partc domini mei 
im Betrage von zehn Pfund Gold, medietaa domino meo.^ Die Mai'kgräfinnen 
Beatri.x und Mathilde verhängen dann allerdings noch sehr häufig ganz in alter 
Weise einen zur Ilältle an diu königliclie Kammer zu zahlenden Bann, wobei 
es freilich häufig nun allgemeiner medictatem parti pMicae statt catnerae 
tlomini regia heisst, was allerdings zunächst gleihbedeutcnd sein soHtc, da es 
selbst bei königlichen Gerichtssitzungen gebraucht wird'“, hier aber doch kaum 
unabsichtlich bevorzugt wurde. Fehlt aber durchweg die Bezeichnung als Kö- 

30 . — I 5, Hniliard 1. 508. 0, DoscUi 1. 205. 308. 7* Belege für Bonifsz, Gotfhod, 

Alnthilde, Conrad, Uampert 1048-1131 gesammelt Antiq. It. 1, 056-063; für Welf; Antich. 
Est. 1 . 207, 208. Ugbclli 3, 300; für l’bilipp; .Margarin 2, 227. 8. 1120 . llfiO: Arcb. 

stör. 10 b, 6. UgbeUi 3. 309. », Morbio 1 , 73. 10 . 1090 . 95 : Verci Ecel. 3, 18 . 

Antiq. It. 2, 013. 
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nigsbann, so heisst es schon 1072 von Beatrix und Matliildo bandum suiim 
miserunf, obwohl auch hier noch die Strafe dem Könige zugesprochen wird. ' ' 
Unter Mathilde kehrt dann aber nicht allein da.s bandum euum häufiger wie- 
der, sondern auch bezüglich der Zahlung heisst es nun nicht allein zuweilen 
medietatem cantet'Of d. rerfi« et iam dicte d. Matilde'“^, sondern mehrfach 
geradezu eamere conütiase. * ^ 

Doch kommen einige derartige Fälle auch sonst vor. * ^ Im Ilerzogthurae 
Spoleto heisst es 995 im Gerichte eines Boten des Herzogs und eines Grafen: 
banniim exinde miserunt a parte d. Hugonia ducia et marehionia — auri 
optimi bizantoa rnille, medietatetn eanunie d. Jliigoniad^ Es mag sich um 
eine Aasnahnisstellung des Herzogs handeln; doch koimnen in jener Gegend 
auch sonst Unregelmässigkeiten vor; so heisst es 1022 von einem Königsboten 
und dem Grafen von Valva: miaerunt bandum eorw»/». Die Markgrafen 
von Este verhängen 1044 einen Bann von hundert Pfund Silber, tnedietatem 
eorum marcMomitn.^^ Grafen von Marciano sagen 1097: hanniim noatrum 
ad penam aolvet, und verfügen eine Bannstrafe von hundert Byzantinern, zur 
Hälfte ihrer Kammer.’** Zu E.stc heisst es 1117: nudietatem kamere Ilein- 
rici ducia bei Markgraf Friedrich von Ancona 1134: eamerae imperiali 
et marclkionia.^^ In ganz eigcnthüinlicher Weise heisst es noch 1203 bei 
einer gerichtlichen Entscheidung des Patrifirchen von iVglei für den Bischof 
von Parenzo: Et qui coiUrafecerit aubiaeeat banno nonoffinta biaaantio- 
rum pafriaxche et nvxrchioni — et epiaeopo Pmrentino penam mille libr. 
den. Aquileienaium.'^^ 

Alle die.se, im allgemeinen doch nur vereinzelten Fälle werden sich kaum 
auf einen massgebenden Gesichtspunkt zurückfUhren lassen. Es könnten hie 
und da besondere Verleihungen stattgefunden haben. Eben so sehr mag ge- 
wirkt haben, dass die lu-sprüngliche Bedeutung des Bannes mehr in Verge.ssen- 
heit gerieth; und das lag dann besonders nahe, wenn, wie wohl anzunchmen 
ist, die Bannstrafen selbst oft vom Könige den Grossen überlassen w'aren 
oder diese sich die.selben anmassten. Und auch das kann eingegriffen halien, 
dass sich ein, wenigstens im zwölften Jaludiunderte bestimmt hervortretender 
.Sprachgebrauch bildete, welcher wohl jede an die öffentliche Gewalt zu zah- 
lende Geldstrafe als Bannum bezeichnete. 

V. ba.\n'und acht. 

31. — Die Anwendung des Kunigsbannes in den Gerichten in der bisher 

11. Antiq. It 2, 055. 13. Rena o Camici 3a, 66. Antiq. It. 1, 966. 18. Antiq. It. 

I, 966. Mittarelli Ann. 3, 196. 198. 14. Nicht dahin gehören Falle, wo e.s bei OcrichU* 

Kitsungen auch anderer Richter, als des Königs selbst, camerne noetrae heisst: 

Tg). S 28 n. 3. Irrig schliesst daher Mnratori Antiq. It. 1, 954 ans einer solchen Stelle 
schon für 941 auf eine selbstst&ndigo Banngewalt der Markgrafen TonTnszien. Möglicher* 
weise liegt nur ein Ähnlicher Missgriff der Fassung ror, wenn Markgraf Werner 1106 aitc- 
toritaU d. imperaiorit eine Strafe ron 100 Pfund Gold droht, dann aber die Hälfte eavura^- 
noftra« ruspricht. ScripL It. 2b, 499. 15. Fattcschi 307. 16. Script. It. Ib, 409. 

17. Anticb. £st. 1, 183. 18. HitUrelU Ann. 3, 137. 138. 19u Anticb. EsC. 1, 284. 
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Bann und Acht 


iK'spiKcliciu'ii Wi ise findet »ich im zwölft(‘ii Jahrhunderte nur noch unnz ver- 
einzelt. Dagegen ist nun auch in der stanfischon Periode häufig von einem 
Jianmnn d. imprra/ori« oder Bannum imperii die llede. Dieser Reichs- 
hann hat aber eine wesentlich andere Redeutung. Der Kiinigsbann wird über 
eine I’erson verhängt zum Schutze ihre» Rechtes gegen jeden etwaigen Ein- 
griff Dritter. Der Reichsbann erscheint auch wohl allgemein gedroht gegen 
jeden etwaigen Verletzer, erscheint al>er häufiger ausgesprochen gegen eine 
bestimmte I’erson, bei welcher die Verletzung eines königlichen Gebotes bereits 
vorliegt; als Zweck tritt mehr die Zuriickfiihrnng zum Gehorsam, als die Ein- 
haltung des frt-horsams in den Vordergrund. Insbesondere zeigt sich aber ein 
Unterschied in den Wirkungen. Als rechtliche Wirkung des Königsbannes 
ergibt sich nach dem Ge.sagten nur, dass der Verletzer die Bannstrafe ver- 
wirkt Eine solche Bannstrafe kann allerdings aucli l)cini Reichsbanne ein- 
treten; alier die wesentlichste Wirkung dossell)en haben wir zu sehen in Fried- 
losigkeit der Por.son, in Entziehung des Rechtsschutzes bis zur Erfüllung be- 
stimmter Bedingungen oder auch für immer. 

Versuche, die spätere Gestaltung des Reichslwinnes in Italien lediglich 
aus einer Weiterentwicklung älterer italienischer Einrichtungen zu erklären, 
stossen, wie wir sehen werden, auf Schwierigkeiten. Es ist möglich, dass ein 
solches Verhältniss dennoch stattfand, d;iss sich dasselbe nur wegen des Man- 
gels geeigneter Quellenzeugnisse nicht bestimmter nachweisen lässt. Es wäre 
aber immerhin auch möglich, dass fremder Einfluss sich bei der späteren Ge- 
staltung des Reichsbannes geltend gemacht hätte. Dann liegt allerdings der 
Gedanke an die deutsche Reichsacht sehr nahe. Der Vergleich des italie- 
nischen Reichsbannes mit der deutschen Reichsacht ergibt allerdings, worauf 
wir zurückkomnien, eine ganze Reihe der wesentlichsten Verschiedenheiten; 
von einfacher Uebertragung einer deutschen Einrichtung auf Italien kann da 
in keiner Weise die Rede sein. Andererseits zeigt sich dann aber eine so gro.sse 
Veru’andtschafl zwischen Bann und Acht imd zwar gerade in solchen Punkten, 
welche dem älteren italienischen Recht anscheinend fremd sind, dass darin 
Aufforderung genug liegt, zu untersuchen, ob sich nicht bestimmtere llalt- 
punkte für die Annahme eines Einflusses deutscher Anschauungen anffinden 
lassen. 

Ein solcher scheint sich zu ergeben aus Beachtung der Strafandro- 
hungen in deutschen Königsurkunden. Es stellt sich dabei heraus, dass 
einmal die Geldstrafen des ältern Königsbannes von Italien her Eingang in 
Deutschland fanden. Andererseits aber auch, dass die .Vndrohung des Reiclis- 
bannes, wie sic in der staufischen Zeit in Italien in den Urkunden der Könige 
und Legaten gebräuchlich ist, aus den deutschen Urkunden entnommen ist. 
Wird mm auch die gegenseitige Beeinflussung der Formeln eine sachliche 
Wechselwirkung noch keineswegs erweisen, so ist sie doch immerhin beachtens- 
Werth; und sollte sich für den nächsten Zweck ein festerer Anhalt nicht er- 
geben, so scheint mir jenes Verhältniss doch auch für andere Zwecke beach- 
tenswerth genug, um eine genauere Feststellung nicht überflüssig erscheinen 
zu lassen. 
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32. — In den für DeuLschland ausf'e.stellten Kniseriirkiinden werden 
früher in der Regel für die UelK;rtretung keine besonderen Strafen angedrolit. 
Die Fälle, wo es geschieht, sind bis zuin eilften .lahrhiinderti' noch vereinzelte; 
erst ini zwölften Jahrhunderte werden sie häufiger. Die angedrohten Strafen 
sind verschiedener Art und gehen auf verschierlenen Ursiuiing zurück. 

Handelt es sich um Geldstrafen, so gehen diese in Einzelltillen noch 
auf die karolingische Reichsgesetzgebung zurück. Der fränkische Königs- 
bann von sechszig Solidi oder Schillingen hat sich in Deutschland lange ge* 
halten. Er erscheint iin Sachsenspiegel einmal noch als Gewetta jedes mit 
dem Königsbann beliehenen Richters*; w'eiter noch als Strafe desjenigen, der 
in einem königlichen Bannforste jagt* Als eine auf die Uebertretimg irgend 
eines königlichen Befehls beliebigen Inhalts für den Einzelfall angedrohte Strafe 
kommt dieser Königsbaim in den Urkunden nicht vor. * Er erscheint vielmehr 
als eine im bestimmten Ausmasse von vornherein feststehende Strafe, insbe- 
sondere für Verletzung solcher Gegenstände, W'elche im besondeni Königsfrieden 
standen, Änd welche nun auch in den meisten Fällen nicht an den König selbst, 
sondern an den zu zahlen ist, zu dessen Nutzen der König den Gegenstand in 
seinen besondern Schutz nahm und dem wohl überhaupt die Bannbussen in 
einem Gebiete überlassen waren. So heisst es l)ei Verleihung von Bannforsten 
an den Erzbischof von Trier 973 und 1023, dass derjenige, welcher hoc nos- 
trum hannum verletzt, dem Erzbischöfe secliszig Solidi zahlen soll.* Als eine 
in demselben Ausmasse feststehende Strafe erscheint der Bann auch 1090, 
wo bestimmt wird, dass der Verletzer von Rechten der Joden zu Speier ban- 
niim, hoc ent lihrae tre» argenti, dem Richter zahlen soll.** Es wird danach 
nicht zu bezweifeln sein, dass eben diese Summe gemeint ist, wenn es, und 
zwar durchweg nur bei Verleihungen von Forstrechten und Marktrechten, ein- 
fach heisst, dass der Verletzer dem Beliehenen summain nostri bannt oder 
rcgiitm banniim zahlen solle.® Heisst es 1030 bei V^erleihung von Markt- 
rechten für Donauwerth vom Verletzer: tulc bannuni »eint sc compositiirum, 
quäle coinponeret, ac st iüud mercatum liaüsponc aut Auguste inqule- 
taret’’, so könnte es sich allerdings um eine besonders bestimmte Summe han- 
deln; aber in einem entsprechenden Falle bei Verleihung von Marktrechten an 
St. Ma.ximin 992 heisst es allgemeiner: seiat se eoinponcre nostrum bannum 
ita sicut Ule, qui mercato Mogonde, Volonte et Treems confracto et eon- 


32 . — 1 . Siebs. Londr. III 64 $4. So werden auch 1061 als Gowetto dos Grafen zu 
Worms, 1101 des Tribunas zu Speier, 1120 des Herzogs ron Zibringen 60 solidi erwUint. 
■Stumpf Acta 60. Wirtemb. U.B. I, 326. Dumge 123. 2. Siebs. Landr. II 61 $ 2. 

3 . Nur ganz rereinzelt beisst es in einer 009 zu Rom für ein baicrisebes Kloster ausge- 
stellten Urkunde; geiat se bunnum nogtrum dnptieiter eompogi/tgrum, nudUtatem eamere 
nogirg et medietatem predieto monatlerio. Mon. Boica 31, 267. Die Vertbeilung weist auf 
den italieniscben Braueb, mit dem sonst immer eine fUr den Einzelfall bestimmte und 
bsbere Summe verbunden ersebeint. wlbrend doeb bior wobl nur an die feststobende 
Summe ron 60 Solidi zu denken ist. 4 . Beyer U.B. I, 294. 347. 5. Mon. Boica 31, 370. 
6. 973-1073: Mon. Boica 31. 217. 29, 30. 184. Beyer U.B. 1, 332. Cod. Westf. 1. 91. 
Stumpf Acta 77. 7, Mon. Boica 31, 310. 
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Bann und Acht- 


iamiunto iltimjnuUiin die GloiclistellunK dürfte docli weniger auf die 

Höhe der .Summe, als auf die Zahlung des Bannes üherhau|it zu beziehen .sein. 

Bei einigen anderen Strafandrohungen handelt es sich sichtlich noch um 
die fränkische Imraunitätsstrafc, wonach der Verletzer der Immunität 
sechshundert .Solidi oder dreissig Pfund .Sillwr zu zahlen hat So 898 für 
Matsee; der Verletzer soll zahlen di'hilam poenam inolentie eitdem rccto- 
rihiifi, id est libras .r.r,r. fir^enti prohatimhni.^ Nach Immunitätsprivileg 
für Kamerich 1003 ist der Verletzer soUdis de. culimldUn, wovon zwei Drittel 
der Kirche, ein Drittel dem Fiscus Zufällen.*® Für .Speier heisst es 1101, 
dass bei Verletzung der Wohnungen der Domherrn dem Bischöfe secitndiim 
ledern iimnimitatis sechshundert .Solidi zu zahlen sind.*' 

Es handelt sich in diesen Fällen nicht darum, den vorliegenden Einzelbefehl 
des Königs durch eine Itcsondere .Strafandrohung zu sichern, sondern nur um 
eine Erwähnung der allgemein auf Verletzung des Bannforstes oder der Im- 
munität gesetzten .Strafen, in welche der Verletzer auch dann verfallen wäre, 
wenn hier gar nicht auf dieselben hingewiesen wäre. Die Erwähnungen sind 
daher auch nur vereinzelte, mehr zufällige, welche seit dem Ende des eilften 
Jahrhunderts ganz verschwinden, da die jetzt üblich werdenden ungleich em- 
pfindlicheren .Strafandrohungen für die Verletzung des Einzelbefehls eine viel 
grössere Bürgschaft gewährten, als die Ilinweisnng auf die alten, verhältniss- 
mässig mif)edeutenden Bannstrafen. 

33. — Dagegen handelte es sich bei dem für Italien nachgewiesenen 
Brauch um die .Sicherung des einzelnen königlichen Befehls durch eine für den 
Einzelfall besonders bestimmte Geldstriife. In für Deutschland ausgestellten 
Kaisenirkunden finden sich solche Geldstrafen für den Einzelfall erst 
in den letzten Jahren des zehnten Jahrhunderts*; w'O es früher vorkommt, 
ergeben sich die Urkunden bald als Fälschungen.* Doch hat dieser Brauch in 
DeuLscliland sehr langsam festere Wurzel gefasst. Noch im ganzen eilften 
.lahrhunderten handelt es sich wesentlich nur um vereinzelte Fälle. Hat eine 
solche Bestimmung einmal in ein Privileg für eine bestimmte Kirche, zunächst 
vielleicht sehr zufällig, Eingang gefunden, so finden wir dieselbe dann freilich 
aus naheliegenden Gründen gew'öhnlich auch in allen spätem Privilegien für 

32.-1 8- Beyer U.B. I, 320. 405. 0. Mon. Boic« 31, 151. 10. Bshmer Act» 32. 

11. Wirtemb. U.B. 1, 326. 

33, — 1. Ich habe midi fUr den Zweck der folgenden Untersuchnngen auf die 
Dnrcbsicht ventger Urbandenwerko boschr&nkt» wie »ie für ein TorlKufiges Ergobniss ge- 
nügen m^gen; so lange die Kaiserurktinden nicht in KusnnunenhSngender Reibe Torliegen, 
ist es ohne gani unrerhältnis.smä&sigen Aufwand ron Zeit und Mühe nicht wohl möglich, 
für die Untersuchung solcher einzelnen Punkte das Material auch nur annihemd zu er- 
schöpfen. — In den mir Torliegenden echten Urkunden finde ich kein Beispiel vor Otto III. 
.^uch hier mHchte ich in Urk. 902 für Freising (Mon. BoicaSl, 251) dio Androhungsformcl 
noch für Interpolation halten» da sie in nngewilhnlicher WeUe auf die Siegelformel folgt. 
Die ersten mir bekannten Fälle sind dann 904 für Schwarzach, 990 für Metz und Sewa» 
1012 für Wirzburg, 1014 für Paderborn: Dümge 93. Beyer 1, 330. Mon. Boica 31. 267. 
28, 438. Cod. Westf. 1, 63. 2. So 817 für Murhard, 903 für 8. Emmeran, 884. 888. 

998 für Reichenau; Mon. Boica .31, 38. 28, 133. Dümge 76. 79. 95. 
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dieselbe Kirche^; wo das nicht der Fall war, ergeben reiche Reihen von Kai- 
serurkunden für das eiltle Jalirhundert oft noch nicht ein einziges Beispiel.'* 
Erst ün zwölften Jahrhunderte gewinnt der Brauch weitere Ausdehnung; aber 
während in Italien diese Drohung einer Geldstrafe fast in keiner Urkunde 
fehlt, bleibt sie in Deutschland doch auch jetzt noch auf die Minderzahl der 
Urkunden beschränkt. * 

Weist schon diese überaus langsame Einbürgerung des Brauchs darauf 
hin, dass derselbe in keiner näheren Verbindung mit deutschen Einrichtungen 
stand, so ist überhaupt nicht zu bezweifeln, dass derselbe einfach aus Italien 
übernommen wurde. Dafür lie.sse sich schon geltend machen, dass es sich 
bei einigen der frühesten Fälle um Urkunden handelt, welche in Italien für 
Deutschland ausgestellt wurden. ^ Bestimmter .spricht dafür, dass wir gerade 
die Eigenthümlichkeiten des italienbchen Künigsbaunes hier wiederfinden. 

So vor allem dieTheilung der Strafsumme zwischen dem Fiskus 
und dein Verletzten, welche den deutschen Rechtseinrichtungen sonst fremd 
ist, bei welchen die Busse für den Verletzten, und die Wette für den Rich- 
ter geschieden erscheinen, wohl allgemein bestimmt ist, dass die letztere ge- 
ringer sein soll, als die erstere. In dem erstangeführton Falle von 994, der 
überhaupt in seiner Fassung mehr vereinzelt steht, heisst es allerdings, dass 
hundert Pfmid ad eameram notlram zu zalilen sind. ^ Bei ahen folgenden 
Fällen ist dagegen durchweg jene charakteristische Theilung der Sunuue er- 
wähnt. Erat später findet sich dann wohl w'ieder eine Anzahl Fälle, in wel- 
chen die ganze Bumine der kaiserlichen Kammer bestimmt wird.** Sie bilden 
allerdings die grosse Minderzahl, dürften aber doch immerhin dafür zeugen, 
dass jene Theilung den deutschen Einrichtungen nicht recht entsprach, dass 
man da, wo man sich nicht einfach durch die übernommene Formel leiten liess, 
zunächst die Verletzung des Königs durch Missachtung seines Gebotes ins 
Auge fasste und ihm die ganze Summe zusprach. ^ 

Weiter zeigt sich die grösste Uebereinstimmung bezüglich des Betrages 
der Strafsumme. Wie in Italien, so finden wir auch hier gleich von den 
ersten Erwähnungen an ganz überwiegend den Satz von hundert Pfund Gold ; 
zuweilen auch hier, wie in Italien, höhere oder niedrigere Sätze, aber doch so, 
dass jener eine Satz häufiger vorkommt, als alle andern zusammen. ' “ Von 

8. So für Winburg 1012-33: Mon. Boica 28 , 438 . 29 , 15 . 33. 40 . 31 , 298 ; für Pader- 
born 1014-39: Ood. Westf. 1 . 83 . 71 . 72 . 73 . 84 . 98 . 103 . 4 . So haben Dronke und 

laicoinblet keinen Fall; Cod. Westf. lediglich die angeführten für Paderborn; Remling U.B. 
I, 28 einen Fall; das Wirtemb. U.B. 1 , 202 . 271 zwei FSIIe für Wirtburg und Basel. 
5. So finden sich z. B. iin Wirtemb. U.B. 1123-1197 auf 52 Kaiscrurkunden nur 18 Falle. 
G, Die beiden von 999 zu Rom, die von 1014 zu Paria. 7, Dümge 93 . 8 , So 1069 

b« 1193: .Mon. Boica 29 , 210 . 243 . 342 . 31 , 417 . Lacomblet 1, 259 . 260 . 284 . 2 . 95 . Cod. 
Westf. 1 , 132 . Dronke 382 . Beyer 1 , 489 . Remling 1 , 123 . Wirtemb. U.B. 2 , 297 . Ebenda 
I, 288 findet sich ein Beispiel für ungleiche Theilung, 100 Mark au den Kaiser, 50 an den 
Verletzten. 0. Gerade in solchen Fallen wird denn auch wohl die Befriedigung des Ver- 
letzten besonders ins Auge gefasst; diesem soll neben der Strafe für den Kaiser der er- 
littene Schaden 1130 doppelt, 1163 vierfach ersetzt werden. Dronke 382 . Mon. Boica 31 , 
417 . 10 , ,So werden im Wirtemb. U.B. 1123-1197 zehnmal 100 , zweimal 50 , je einmal 

1000 , 40 , 30 , 20 , 10 Pfuud Gold genannt uud eiumal 100 Mark Silber. 
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andern Sätzen dürfte nur der von zehn Pfund in so weit beachtenswerth sein, 
als er gerade in der frülieren Zeit unter der an und für sich geringen Anzahl 
dieser Bestiinnmngen doch so häufig vorkommt", dass wir in ihm wohl einen 
regelmässigen niedern Satz erblicken dürfen, nie sich umgekehrt auch wohl 
die entsprechende Erhöhung auf tausend Pfmid findet", während sich eine 
grössere Willkür in den Bestimmungen vorzüglich erst im zwölften Jahrhun- 
derte zeigt. 

34. — Auf diesem Wege dürfte sich nun überhaupt die Anschauung 
festgestellt haben, dass die dem Könige gebührende Bannstrafe, wenn sie im 
Einzelfalle nicht anders bestimmt ist, hundert Pfund Gold betrage; es scheint 
eine von der alten fränkischen ganz unabhängige neue königliche Bannbusse, 
das Gewette des Königs, im Anscldusse an die italienischen Bestim- 
mungen sich eingebürgert zu haben. Es scheint das ausgedrückt, wenn der 
König 1106 verbietet aub poena nostri banni centum Ubrarum auri^; und 
heisst es 1179 einfach bannum imperialem componat'^, so ist dabei gewiss 
nicht mehr an die alte Bannstrafe von sechszig Schillingen zu denken, welche 
als an den König selbst zu zahlende Strafe nicht mehr erwähnt wird, sondern 
an den neuen aus Italien eingoführten Satz. Wie die althergebrachten Straf- 
sätze durch die neuem verdrängt wurden, zeigt insbesondere die Vergleichung 
zweier Lnmunitätsprivilegien für Kaniericli von 100.3 und 1145; fanden wir 
dort die alte Immunitätsstrafe von sechshundert Solidi, so heisst es nun hier 
bei sonst wörtlicher Wiederholung der Formel nülle libras attri piiriaeimi 
componat^; trotz der Neigimg der Kanzlei, bei Eraeuerungen sich den Vor- 
lagen möglichst anzuschliessen, bemerkte man doch, dass es sich da um einen 
veralteten Strafsatz handelte. 

Insbesondere ist aber zu beachten, dass wir seit dem zwölften Jahrhun- 
derte dem Satze von hundert Pfund nicht blos in den Strafformeln der Ur- 
kunden begegnen; er hat überhaupt in das deutsche Hecht Eingang gefunden. 
So sagt Otto von Freising: JUst enim le.c curiae, quod qtäsquis de ordine 
prineipum prineipia »ui iram ineurrens compositionem peraolvere copatur, 
cetUumlibrarumdebitor e,riatal; eaeteri minoria ordinia viri, aive inpeniti, 
aive liberi vel mitiiairi deeem.* Nach den Gesetzen K. Heinrichs von 1234 
zahlt der schuldige Fürst dem Könige hundert Pfund Gold, der Graf oder 
Edle hundert Mark Silber.® Ebenso finden wir in den sächsischen Rechts- 
büchern® das Gewette des Königs vom Fili-sten auf hundert, von andern Leu- 
ten auf zehn Pfund l»-stiramt, während der Schwabenspiegel miter Beibehal- 
tung dieser Sätze noch Zwischenstufen macht' Allerdings stimmt hier überall 
nur das höchste, vom Fürsten zu zahlende Gewette mit dem Satze der Ur- 
kunden; wurden aber in diesen in der Regel keine Abstufungen nach dem 


33.— I II. 1023-4»: Man. Boica 31, 298. 29, 3.3. Remling 1, 28. Wirumb. U.B. 1. 271. 
12. 1018-33: .Mon. Boica 28. 481. Bflhinpr Acta 41. Cod. Westf. 1, 98. 

34* — 1* Bribraer AcU 41. Dümge 14(>. B, Bühraer Acta 32. 82. 4» 

Krid. I. 2 c. 28. 5, Mon. lierin. 4, 301. 0, Vetos nuctor de benef. 2 § 53. Sächs. 

I.«aijdr. 3, 04 2. I.<elmr. GS § 8. HicliUteigLebnr. G. SchwUb. Laudr. ed. l^askherg 138. 
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Stande de* Uebertreters gemacht**, war überdies eine Verletzung durch die 
Mächtigsten, die Fürsten, wohl zunächst ins Auge zu fassen, so wird das der 
Annahme eines Zusammenhangs beider Bestimmungen kaum widerspi-echen. 
Erscheint der Satz von zehn Pfund als das normale Gewette des Königs, so 
kann das wieder recht wohl mit den Strafbestimmungen der Urkunden Zu- 
sammenhängen, die sich auch im eilften Jalirhundcrte mehrfach in derselben 
Ermässigung fanden. Gerade der Umstand, das* wir sonst die Nachwirkungen 
alter fränkischer Strafsätze, insbesondere des Künigsbannes, in Deutschland 
bis ins dreizehnte Jahrhundert verfolgen können^, während .sich für die 
Sätze von hundert und zehn Pfund keinerlei Anhalt in den fränkischen Be- 
stimmungen über Friedensgelder findet, muss es doch im höchsten Grade 
wahrscheinlich machen, dass hier auf die italienische Bannstrafe zurückzugehen 
ist, zmnal das wenigstens bei den Strafandrohungen der Ui künden gar keinem 
Zweifel unterliegen kann. Nur dass man die gewaltige Summe von hundert 
Pfund Gold nur für das höchste Gewette beibehielt und die dem deutschen 
Rechte unbekannte Theiluug der Summe fallen Hess, sie nur als Gewette, nicht 
zugleich als Busse fasste, wie das ja mehrfach sogar in den dem italienischen 
Brauche sich enger anschliessenden Urkunden hervortritt. 

35. — Dagegen ist nun umgekehrt der Ursprung eines andern hieher 
gehörigen Brauchs in Deutschland zu suchen, von wo er erst später auch in 
Italien Eingang fand. Es handelt sich dabei um die Androhung anderer 
Strafen, als einer Geldstrafe, für die Verletzung des königlichen Befehls. 
Sehr häufig wird diese, zmnal wo es sich um Privilegien für Kirchen handelt, 
zunächst vom Gesichtspunkte der Sünde aus aufgefasst, es wird in den ver- 
schiedensten Wendungen mit göttlichen Strafen, mit dem Zorne Gottes 
und seiner lleiligen, mit dem jüngsten Gerichte, mit den Strafen der Hölle 
gedroht; oder aber es wird auch wohl in königlichen Urkunden mit kirch- 
lichen Strafen gedroht, darauf hingewieseu, dass der Uebertretcr vom 
Pabste oder von Bischöfen mit dem Kirchenbaone bedroht sei. ' 

Seit dem Ende des zehnten Jahrhunderts, auch im eilften nur noch ver- 
einzelt, häufiger erst im zu’ülften wird nun in den Schlussfonneln der Urkun- 
den die Beleidigung des Königs durch Uebertretung seines Gebotes ins Auge 
gefitsst und dem Uebertreter mit der Ungnade des Königs gedroht. Es 
geschieht das in den verschiedensten Wendungen und Ausdrücken ; bei näherer 
Vergleichmig ergibt sich aber bald, dass man überall wesentlich dasselbe im 
Auge hatte und dass es sich dabei nicht blos um eine allgemeine Redensart 
handelte, sondern da-ss diese königliche Ungnade mit ganz bestimmten Nach- 
theilen verbunden war. Diu erste mir bekannte derartige Drohung finde ich 


8. Ein spateres Beispiel bietet eine Urk. K. Ludvigs 1333, wnnncli der Ffirst hundert Mark 
Gold, andere fUnftig, zehn und sechs Mark zahlen. Mon. Boica 5, 502. 9. Doch treten 

die neuen Strafen nun auch vohl da an Stelle der alten, wo diese sonst noch beibehalten 
erscheinen; so 1172 bei Verleihung eines Wildbanns an Wirzburg statt des alten Kniiigs- 
bonnes eine zur Hllfte an den KCiiig zu zahlende Strafe run zehn Pfund. Mon. Boica 20, 
407. 10. Vgl. oben § 33 n. 9. 

35,-1. Vgl. Sickel Acta 1, 202. 
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980 in der Form, dass niemand den Befehl üherschreiten solle, n regiae vel 
imperialis graliar particepa eaae velit.^ Später wird dann sehr oft Verlast 
der Gnade oder Zuziehung der Ungnade des Königs in Aussicht gestellt; der 
König befiehlt auh oMentu noatrae imperialia dignitatia gratiae oder attb 
pma gratiae; er droht dem Verletzer; a gratia noatra eonstituatur aüentta 
oder imperaioriae niaieatatia gratia careat; oder auch noatram offenaio- 
neiii, indignatiom-m regiam, iram et itulignatiotiem nostre tnaieatatia ae 
noverit itieiiranritm; sp,ätcr such wohl indignatiotu’nt imperii Romani et 
noatram^; oder mit bestimmterem Hinweis auf eine Strafe: indignationia 
noatre penam aentiet, oder indignationem regiam ctan pena debita ae no- 
verit itu'tirauriim.* 

Dem scldiessen sich andere Wendungen an, wonach dem Verletzer ge- 
droht wird, dass er der Beleidigung der Majestät schuldig sein solle. 
So schon um 990: reum ae coram regia noatra maieatate aentiat^; ähnlich 
1131: reum ae eaae aciat regle tiMiestatia; 1172: reiis maieatatia iudice- 
tur; 1210: huUgnationem noatram et laeaae maieatatia periculum ae no- 
verit inciiraurum.^ ln einer Umschreibung heisst es um 1177: noverit ae 
noatram ita gratiam offendere, ac ai idem noatt'e corone vel rebua imperü 
iniwiam defrehenderetur irrogaaae.' Bestimmter wird dann auch wohl auf 
die Bestrafung als Majestätsverbrecher hingewiesen; so schon 993; aciat ae 
guaai transgreaaorem regiae maieatatia et gratiae iure redargid et detri- 
mentum pati; 1168; imperatoriae maieatatia reue acveriaaimae animad- 
veraionia paenaa eo'aolvat; 1193: penam tuet aibi debitam lamquam cri- 
minator et offenaor leae maieatatia^; und wohl gleichbedeutend um 1153: 
imperiali maieatate pereuaaua, comligne aue pravitati habeat aubiacere 
aententie.'^ Oder auch wohl mit gleichzeitiger Betonung der Ungnade 1215 : 
laeaae maieatatia retia a gratia noatta ae aentiat aUetium et gravi anim- 
adversio7ie pleetendum.*'^ 

Während oft nur mit dieser Ungnade, oft nur mit den besprochenen 
Geldstrafen gedroht wird, findet sich häufig auch Drohung von Ungnade 
und Geldstrafe verbunden. So schon 1003 im ImmunitäLsprivileg für 
Kamcrich: cauaia regalibua ait obnoxina et inauper aolidia ile. ndpabilia 
üulieetm', wo es sich noch um die alte Immunitätsstrafe handelte; dann bei 
Wiederholung jener Formel 1145: in cauaia regalibua ait obnoxiua et in- 
auper 7idlle lihraa auri puriaainU eomponat.^^ Weiter 1048: reue impe- 
rialia poteatatia quingiie libraa auri ad eameram regia vel imperatoria et 
loti<b'm frairibita peraolvat; 1113: noatram auceeaaorumque noatrorum 
offeuaionem ineurrat, — itwuper etiam ad partea regiaa aex libraa auri 
integre peraolvat. Im zwölften Jalirhunderte wird dann die Verbindung 
innner häufiger; heisst cs in Privileg für Korvei 1123 nui' indigtiationia 

35.-1 2. Ilronkc 3.10, Ebenso 993: Beyer I. 323. 8. 1226: Mon. Boica 30, 141. 

4. H2;i. 1206: Tod. Westf 1. 1.^2. Mon. iloiea 2», 530. 5. Dttmge 92. 6. Ijcomblet 

1. 205 M tii. Iloiea 29. 405. Br, Inner .\n.a 223. 7. Mon. Boica 31. 418. 8. Mon. 

Boica 28, 252. 29, 387. Wirteinb. U.B. 2, 287. 9, Wirtemb. U.B. 2. 75. 10, Mon. 

Boica 30. 35. 11. Böhmer AcU 32. 82. 12. Wirtemb. U.B. 1, 271. Beyer 1. 489. 
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noatre penam aentiet, «owird 1162 bei sonst wörtlicher Wiederholung hinzu- 
gefiigt centum l. a. compoaitiira.^^ Es heisst nun sehr häufig etwa nostra 
gratia carcat et centum l. a. peraolvat oder in unmittelbarer Verbindung a 
gratia noatra cxcluaiia oder tanquam noatrae maieatatia rciia centum l. n. 
componat. Ursprünglich steht offenbar beides in keiner nähern Verbindung; 
es sind die ursprünglich deutsche und die ursprünglich italienische Art der 
Drohung zusaminengeworfen. 

36. — Sichtlich ganz gleichljedeutend mit der Drohung der Ungnade 
oder der Strafe der beleidigten Majestät wird nun im zwölften Jahrhunderte 
sehr häufig gesagt, dass der Verletzer dem Banne des Königs unterliegen 
soll. In allen Fällen, wo früher in Deutschland von der Strafe des Königs- 
bannes urkundlich die Rede ist, scheint es sich durchaus nur um die Zahlung 
der alten fränkischen Bannstrafe zu handeln. Vereinzelt wird auch jetzt die 
Geldstrafe selbst wohl alsBami bezeichnet; so 1174: banno ccc. librurum a. 
aub-iaceat^ ; oder als Zahlung des Bannes 1157; scptunginta lihria imperia- 
lem bannum componat'^; oder bei der frühesten mir in Deutschland anfge- 
fallenen Erwähnung dieser Art als .Strafe des Bannes 1106: aub poena nostri 
banni e. librarum auri.^ Aber in der Regel wird er ganz in der oben be- 
sprochenen Weise neben der Geldstrafe gedroht; es heisst pcriculo regalia 
banni* oder regali banno aubiaceat et centum l. a. componat^; oder auch 
regalia banni reua addictua^ oder banno imperiali innodatua oder per- 
cuaaua centum l. a. componat.'' Die Drohung des Bannes ersetzt liier offen- 
bar die Drohung der Ungnade; und er wird denn vereinzelt auch wohl, wie 
diese, ohne Eiwähnung einer Geldstrafe gedroht; so 1147: banno regali aub- 
iaceat; findet sich das nicht öfter, so erklärt sich das daraus, dass im zwölf- 
ten Jahi'hunderte die Verbindung beider Drohungen überhaupt gewöhnlicher 
ist Ebenso wird seit dem Beginne des Jahrhunderts in einer andern Wendung 
der Königsliann ohne ausdrückliche Beziehung zu einer Geldstrafe ern'ähnt; 
der König befiehlt oder bestätigt regalia bamd auctoritate, regia noatra 
auxtoritate et banno, banni noatri promulgationc, rcgni poaito banno oder 
aub noatro banno.^ Bezeichnet der Ausdnick hier zunäcKst den schützenden 
Befehl des Königs, so dürfte man bei Verletzung desselben wohl auch hier 
eher die königliche Ungnade, als eine Geldstrafe zunächst ins Auge gefasst 
haben, da letztere in diesen Formeln nie ei-wähnt wird. 

Sehr w'ahrscheinlich hat diese Anwendung des Ausdruckes Bann von 
Italien her in Deutschland Eingang gefunden, wo derselbe in der besondeni 
Bedeutung des fränkischen Königsbannes in dieser Zeit wenigstens ans den 
Königsurknnden verschwunden war, der Aufnahme in anderer, wenn auch 
vei"wandter Bedeutung demnach nichts im Wege stand. In Italien® bezeichnete 

18 . Co4 Westf. I, 152. 2, 96. 

36 . — 1 . Isicomblet 1, 316. 2. Oettert. Notizenbl. 1, 87. 8. BShmer Acta 68. 

4 . 1141: Laconiblet 1, 232. 5. 1151 asw. : Man. Boien 29. 306. BChmer Acta 89. 96. 

129. Wirtemb. U.B. 1. 98. Ucomblct 1. 266. 284. 295. 6. 1149: Lacomblet I, 251. 

7. 1156.82: B5hmcr Acta 91. i:W. 8. 1108. 12.40 u«w.: Bnhmpr Acta 69. Beyer 1,482. 
Mod. Boica 29, 270. 293. Wirtemb. U.B. 2, 39. 135. Lacomblet 1, 245. 9, l'gt§ 27. 

ricker FomclHin^n. fi 


Digitized by Google 



82 


Hann ond Acht. 


der Ausdruck schon lange zunächst den schützenden Befehl des Königs; so 
scheint auch in Deutschland die entsprechende zuletzt erwähnte Anwendung 
die ursprünglichere zu sein. Der Ausdruck bezeichnet diuin in Italien auch 
wohl die Strafe, welche die Verletzung des Befehls zur F'olge hat; dasselbe ist 
auch in Deutschland der Fall. Aber während das dort immer eine Geldstrafi* 
ist, fasst man in Deutschland vor allem als regelmässige Folge die Ungnade 
des Königs ins Auge, bezeichnet insbesondere diese in verschiedenen Wen- 
dungen als Bann, während man die Geldstrafe als eine auf besondere Bestim- 
mung beruhende F'olge danet>en erwähnt. 

37. — Es läge nun allerdings die Annahme nahe, da.ss eine fassbare 
Wirkung der Ungnade oder des Bannes doch nur durch die sooft 
hinzugefügte Geldstrafe emtrete, dass auch da, wo das nicht der F'all ist, an- 
zunehnien sei, die Drohung des Bannes sei gleichbedeutend mit der Drohung 
einer Bannbus.se, durch welche die königliche Gnade wiedererkauft werde; 
dann würde sich allerdings kein Unterschiiai gegenüber Italien ergelien, wo, 
so weit die Urkimden das erkennen lassen, die Mis.sachtung des königlichen 
Befehls lediglich die (ieldstrafe, nicht aber andere nachtheilige Wirkungen 
nach sich zieht. Ater eine Reihe von Urkunden, in welchen statt der Ungnade 
bestimmtere Strafen gedroht oder ausnahmsweise neben Firwähming der Un- 
gnade oder des Bannes M'irkungcn derselben erwähnt werden, lassen keinen 
Zweifel, dass hier unter Ungnade und Baun die Reich sacht zu verstehen 
ist, welche in den spätem deutschen Flechtsquellen allerdings in der Regel 
nicht mit Bannus, sondern mit Proscriptio übersetzt wird. ' Zunächst hei.sst es 
deim auch 1157 ausdrücklich: ju'uam c. librarmn a. — compniiat et impe- 
ratoi'iae pi'oscriptioni nthuu'mt'^, und in weniger genauem Anschlüsse an die 
gebräuchlichen F”onneln 1182 in Urkunde für Trient; impi'rialis hiiDttt pn'i- 
culo »lUiiaceat et prosa'iiitorum pomam mbeat und hnperatoi'iae jtrosn'ip- 
tioma poenani rehiis et cm'pore luant.^ Aber wenn auch der > bestimmte 
Ausdruck sonst fehlt, so wc>rden aufs bestimmteste gerade die mit der Acht 
verbundenen Nachtheile in Aussicht gestellt. .So heisst es am ausführlichsten 
1 1 93 vom Verletzer eines .Schutzbrietes für Kloster Marchthal: ah omuHnui 
howiuibiw proditor pnMe et eommmd« jniri-a läolator et trampresear iu- 
dicetur, nuUaque p<uf sibi aumpte relnta ab aliquo eonaereetur, pcnaiaque 
laet aild debilam tamquaiii eriminalor et oßmiaor lese maieafatia ; er .still 
hundert Mark an den F’iskus, fünfzig an das Kloster zahlen; und am .Schlüsse 
der Urkunde heisst es nochmals: lihertatla privilepio ae offieio dipniMia, 
ai qtiml habet, penitua deniuletur, pena, prenotatain oinjiibita pi-rdin'ante.* 
Es wird weiter gedroht 1133 und ebenso 1146: omni iiire aeeulai-i — prd- 
velnr compmiturua c.Ula-aa auri^; 1140: aaper eam, qui temerator hirhia 
donationia extiterit, iram dd omnipotentis invoeamua, iUunujite noateae 


37. — 1* Hoch heisst es auch 1 187 banno proteriptionü, Mon. Germ. 4. 184: pra- 
liiim <tf>mini amitfere ist im Freiburger Stadtrechte run 1120 der .Vusdruck für ge.trlitet 
sein. Düinge 12.3. 2. Mon. Hoica 20, :142. 3. Uglielli 5, 000. 4. Wirtemli. IT. II. 

2, 287. .■>. .Mon. lioiM 20, 201. 205. 
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potestatie reitm et Ronmni regni Itostetn pronunciamus^ ; 1147: adiudi- 
catiis beneficiis aith erpolietur, et »i ohsünatua fiterif, etiam maiestatia 
reita habeatur^ ; 1156: poteatatia houoriaqiie aui dignitate careat, reaitujtie 
ae ditfino iiidteio exiatere, impo'nforie regieque maiestatia offeiiaam gra- 
vitei' tncurriaae cognoacal^; 1164: offetiaam noatram ineurret gratdaaime 
et peraona et poaaeaaioue banni imperüdia pene anbiaeebit^ ; 1182: aieut 
reua maieatatia hotwria aiii perietdo anbiaceat et c. l. a. pro penn eompo- 
nrti***; 1199: gratie noatre expertem aeae non didntet et tarn in peraona 
qtiam in rebua distrieta, pnnienda aeveritate^^; 1226: indignaHonem im- 
perii Romani et noatram ae noverit ineiirriaae et riolate paeia reua e.vi- 
etat'^; 1349, wo auch die Froscriptio ausdrücklich erwähnt wird: poat poenaa 
indignationia, deatitutionia et pivacripfionia rioatrae et amiaaionia iurium 
aiwriim, honoris, conditionia, atatua et gradus, quibua eundeni in caau 
praedii'to declaramua etüdenter fore privatum, in poenam centum marca- 
rurn pari auri ae noverit irremisaibiliter incurriaae.'^ 

In allen diesen Fällen handelt es sich sichtlich nicht um etwas von der 
Ungnade und dem Banne des Königs Verschiedenes, noch ausser diesen An- 
gedrohtes, sondern um eine mehr zufällige genauere Betonung einzelner Folgen 
derselben, insbesondere Friedlosigkeit, Entziehung des Rechtsschutzes für 
Personen und .Sachen, Rechtlosigkeit, Verlust von Lehen und Amt, überhaupt 
die .Strafen der Beleidigung der Majestät, des Hochverraths, wie sie bei Ver- 
urtheilung in die Reichsoberacht verhängt wurden. 

38. — Es ist nun wohl selbstverständlich, dass nicht schon die einfache 
Uebertretung des königlichen Gebotes diese Folgen nach sich zieht, dass es 
sich dabei nur um eine bedingte Drohung handelt. .Scheint das auch nach 
der gewöhnlichen Fassung der Urkunden nicht der Fall zu sein, so ist doch in 
einzelnen ausdrücklich gesagt, dass sie erst bei fortgesetztem Ungehor- 
sam Platz greifen. Die Drohung ist geknüpft an die Bedingung: niai reai- 
piacat, oder niai commonitua atatim reaipuerit.^ Auch mit ausdrücklicher 
Bestimmung einer Frist: niai infra quadraginta dies reaipuerit et congrua 
aatiafactione emendaverit oder ai non reatum auum infra quadraginta 
dies congrua aatiafactione correxerit.'^ Und auch diese Frist läuft wohl erst 
von der erhaltenen Aufforderung zur Genugthuung: nmnicione tarnen de kiia 
omttibua per numaem priua prehaluta competenti; qiie monicio ai non pro- 
fecei'it et fratrea placati non fuo'int, omnia pena memorata tranagreaao- 
rem ( 1 ‘uciabit.^ Oder es wird auch die dreimalige .Vufforderung als Vorbe- 
dingung gestellt: ai aecumlo terciove commonita preaiimptionem auam non 
correxerit oder aecundo terciove commonita ai non aa,tiaf actione, congriut 
emendaverit.^ Diese Bedingungen werden wir unbedenklich verallgemeüiern. 


6. Mon. Boica 29, 272. 7. Mon. Boica 29, 298. 8. Wirtemb. D.B. 2, 101 . 0. Biilimer 

Acta 154; Urk. für Italien. 10. Mon. Boica 29, 445. 11. Mon. Boica 29, 492. 

IS. Mon. Boica 30, 141. 18. Böhmer Acta 569. 

38 , — 1. 1133. 46. 47: Mon. Boica 29, 261. 295. 298. 2. 1151. 56: Mon. Boica 

29, 306. Böhmer Acta 91. 8. 1193: Wirtemb. U B. 2, 287. 4. 1123. 56: Coil. We.stf. 

1, 152. Wirtemb. U.B. 2, 101. 

6 * 


Digitized by Google 



84 


Bann und Arlit. 


sie auch da TorausseUen dürfen, wo sie in den Urkunden nicht ausdrücklich 
emähnt werden. Wegen Verletzung des in der Urkunde enthaltenen Gebots 
wandte man sich überhaupt wohl in den meisten Fällen zunächst an den or- 
dentlichen Richter; erst wenn der Verletzer sich diesem nach wiederholter 
Ladung zur Genugthuung nicht stellte, trat die Ungnade, der Bann, die Acht 
des Königs ein; mid es wäre möglich, dass die in der Urkunde ausgesprochene 
Drulmng dann die Wirkung haben sollte, dass es nicht nöthig war, sicli an 
den König um eine ausdrückliche Achtserklärung zu wenden, sondern dass es 
dem ordentlichen Richter selbst zustand, den Verletzer als der Acht des 
Königs verfallen zu erklären.® 

Del' Geächtete war nun allerdings in der Ungnade, im Banne des Königs, 
der Rechtsschutz war ihm entzogen, als einen Feind der Rechtsordnung durfte 
niemand ihn beherbergen oder sonst unterstützen. Aber die in den Urkunden 
gedrohte Echt- und Rechtlosigkeit, die Strafen des Hochverratlis waren nach 
den sonstigen Zeugnissen noch nicht an die Acht geknü]ift; sie waren erst 
Folge des Verharrens in der Acht; so heisst cs 1187 im Gesetze gegen 
die Brandstifter in den Formeln der Urkunden sich nähernden Ausdrücken: 
Si qitia autem a proscriptione — in/ra amium et dieni non fuerit abso- 
lutus, univerao iureethonoreot legalitate aua privatus haheatur — ; omni 
qnoque feodali iure perpcluo earehit.^ Der Aoehter konute sich noch aus 
der Acht lösen, die Entziehung des Rechtsschutzes soll ihn dazu veranlassen. 
Vorbedingung ist jedenfalls, dass er sich zur Genugthuung an den Verletzten 
stellt, seinen Ungehorsam aufgibt, den angerichteten Schaden einfach oder 
mehrfach vergütet. Aber auch dem Könige gebührt mm eine Genugthuung 
wegen Missachtung seines Befehls; nach dem .Sachsenspiegel hat der Aechter, 
der sich löst, dem Hofe sechs Wochen zu folgen'; für jenen Einzelfall der 
Aechtung wegen Brandstiftung muss er Jahr und Tag das Reich meiden. 
Jedenfalls war aber bei der Lösung aus der Acht die dem Richter gebührende 
Wette zu zahlen®; und war das Gewettc des Königs das höchste, so Wfir 
schon diunit eine grössere Wirksamkeit der Reichsacht gegenüber der Acht 
anderer Richter verbürgt. 

Und ebenso sind gewiss auch die Drohungen der Urkunden aufzufassen. 
Wie nur mehr zufällig in einzelnen Urkunden erwähnt wird, dass die Ungnade 
erst nach vergeblicher Aufforderung zur Genugthuung cintritt, so wird in ein- 
zelnen auch wolil die Lösbarkeit der Ungnade betont. So 1184: aciat ae 


38 .-] 5 . Ist die Erklärung in die Reichf^acht in der Regel dem Rßnige selbst rorbehalten. 
RO dass sie nach dem Mainzer Recht 1235 nicht einmal dem Hofjastitiar zusteht, so scheint 
es doch, dass in Fällen, wo die Reiduacht als nnmiltelbare Folge bestimmter Verbrechen 
verfügt war, eine bezügliche Erklärung des ordentlichen Richters genügte. Wenigsten.s 
heis&t es 1187, dass der Iiiccndiarius df tenienUa et iuditio imperiali proicriptiom 
hnbeatur tnbiectuf ; daun aber dass der Herzog, oder auch der Markgraf, Pfalzgraf, I.And> 
graf oder Graf proscriptutn noeirttm ]iri>nunciet iie deinde iuUiUae $uae auctoritote 
tum /«ro/criAo/; — tiee eorum HeetU taletn ubyolvertt niii domtno imperatt^ri. Moii. 

ÜPrni. 4. 184. (»• Mon. fJerm. 4. 184; vgl. 268. 3I6. Sttchs. l-imlr. III, 34 § 3. 7. 8,1cha. 

l.,audr. III, 34 $ 1. 2. 8. 1235: Muti. Germ. 4, 316. 
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firntium n<>.i/ntin ih'miTiiiifgi’ H -iiwte m iwihilt/i iiohIiy indiiiiinliitnem ttg- 
que itd i'oiidlfliiaiit mtidf nctionew. inciirrisse.^ Dabei wird denn wohl die 
Zahlung der Geldstrafe als Bedingung der Lösung hingestellt; so 1153 in zwei 
gleichzeitigen Urkunden: rfffie imiieaUitis offenaam aa noacat iiicurriaae, 
quouaquea aua preauvUione maniim rctrahnt et pro mandatl repii trana- 
gi'eaahme .r.r. lihnta aurt in cumera »oatra peraolvat und donec reaijnacena 
u amt, i>reaiimtione desiatat et pro numdati noatri ohatiiuita tranapreaaioue 
x.r. lihrna auri pa^ia repiia aecitmidet und 1189: imperioli banno 
noatro auhiaceat, quoiiaqite qiiatiior libraa auri pro poena, duaa ranu'rae 
noatrae et duaa tuiuriain paaaia, piYaolua/J ' 

39. — Wie das hier ausdrücklich gesagt ist, so haben wir gewiss auch 
in andern Fällen die gedrohte Ungnade oder Acht zunächst nur als eineMass- 
regel zur Erzwingung des Gehorsams zu betrachten, als eine Vorläufige Ent- 
ziehung des Rechtsschutzes, welche auHiört, sobald der Verletzer die für die 
Lösung gestellten Bedingungen erfüllt. Zugleich .aber müssen diese .Stellen uns 
darauf hinfiihren, die Geldstrafe, welche oft neben der Acht gedroht wird, mit 
derselben in der Weise in Verbindung zu bringen, d.iss die Zahlung der 
Geldstrafe als Bedingung der Lösung aufzufiissen ist. .\n und für 
sich ergibt sich eine solche Verbindung aus der Fassung der Urkunden in der 
Regel nicht. Wie kide Drohungen unabhängig von cimmder aufgekommen 
sind, die eine in Deutschland, die andere in Itiilien, wie auch später bald nur 
die eine, bald nur die andere angewandt wird, so erscheinen sie auch da, wo 
von beiden die Rede ist, meisteutheils ohne innem Zusammenhang nebenein- 
andergestellt; es w ird einfiicliBann und Geldstnife gedroht, oder noch schärfer 
geschieden etwa noatram offmaam incurrat et inauper — peraoleat oder 
prtu’ter iudipnationem noatraiit — componnt. * Einzeln gedroht, konnte es 
sich dabei allerdings um wesentlich verschiedene Wirkungen handeln; bei der 
deutschen Acht kommt allerdings auch immer eine Geldstrafe, das bei der 
Lösung zu zaldendo Gewette, in Betr.acht, aber d.as Hauptgewicht fällt doch 
auf die Entziehung des Rechtsschutzes für die Person, welche sich bei fort- 
gesetzter Hartnäckigkeit zur Rechtlosigkeit und zur Verurtheilung als lloch- 
verräther steigert; in Italien dagegen handelt es sich in erster Reihe um eine 
hohe Geldstrafe, während uns nichts nöthigt anzunchmen, dass im Falle des 
fortgesetzten Ungehorsams dieser andere F'olgen hatte, als .Sicherung der ver- 
weigerten Zahlung durch Beschlagnahme des Vermögens. Wird dagegen beides 
zusammen gedroht, so kann es sich ulTenbar zunächst gar nicht um zwei un- 
abhängig von einander gedrohte und nebeneinander bestellende .Strafen han- 
deln, sondern nur um die alternative Drohung, (‘iitweder geächtet zu sein, oder 
die Geldstrafe zu z.ahlen; die Acht kann nicht gelöst werden, ohne Gehorsam 
des Aechters, welcher Zahlung oder N.achlass- der Geldstrafe voraussetzt; 


9. Ucoinbict 1. ,146. 10. Isicomblct 1. 259, 260, 11. Bfthmer Acta 151. 

39. — 1. Beyer 1. 48!». Bfllirner Act.i 82. Mon. Boica 30. 208. 2:30. 240. 2. 1193 
wird eine etwaige Milderung der (leld&trafc auf Fürbitte der Verletzten ausdrücklich »or- 
ge^ohen. Wirtemb. U.B 2. 287. 
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der Aeeliter hätte keine Veraiilas.sung zur Zuliluiif; der Geldstrafe, wenn er 
trotzdem in iler Acht bleiben würde, während etwiiige zwangsweise Eintrei- 
bung der verfallenen Geld.strafe erst mit der ül>eracht nach versäumter Losung 
cingetreten sein dürfte. Die neben der Ungnade gedrohte Geldstrafe kann uns 
daher wohl nur die Summe bezeichnen, mit deren Zahlung nebst Erfüllung 
der andern Dedingungen sich jemand binnen Jalir und Tag aus der Acht 
ziehen konnte. Und bei diesem engen Zusammenhänge ist es dann um so er- 
klärlicher, weim die Geldstrafe als .Strafe der Ungnade oder des Bannes, oder 
wohl geradezu als Jlann bezeichnet wird. ® 

Die Drohung der Geldstrafe neben der Acht hat zunächst den Charakter 
einer Verschärfung der Massregel, da die aus Italien übernommenen Sätze 
ungleich höher sind, als es das dem deutschen Könige bei Lösung aus der 
Acht gebührende Gewette gewesen sein wird; denn selbst im zwölften Jahr- 
hunderte, wo sich nach unserer Annaluue miter dem Einflüsse der itaüenischen 
Sätze schon an und für sich ein höheres Gewette des Königs festgestellt hat, 
erreicht dieses doch nur in seinem höchsten .Satze die am gewölmliclisten in 
den Urkunden gedrohte Strafe. < War nur die Ungnade gedroht, so fiel die 
darin liegende Verschärfung fort. Wird nur die Geldstrafe gedroht, so wird 
darin kaum eine Milderung zu sehen sein, insofern hartnäckige Verweigerung 
einer dem Könige gebührenden Zahlung wohl zweifellos zur Aechtung führen 
konnte, auch wo das nicht ausdrücklich ausgesproclien ist. 

40. — Fanden wu- nun aber weiter oben .Strafen gedroht, welche sonst 
nur in Folge der Oberacht eintraten, so ist das auch hier zweifellos nur so 
zu verstehen, dass sie erst eintraten, wenn der Verletzer es versäumte, sich 
binnen Jahr und Tag aus der Acht zu ziehen. Eine sulche Abstufung linde 
ich in den Urkunden selbst niu' einmal angedeutet, wenn es 1147 heisst: nini 
i'omiiMtiilus stalim resipiierit, (uliudicatus beiu’Ju'iis sui» expolletur, <‘t si 
oh«thuilus fneril, etiani nuücslatis rciis /Ktbeatur*; und auch das würde 
insofern den .Stufen der Acht und Oberacht nicht genau entsprechen, als we- 
nigstens nach tlcn späb'rn Cfuellen auch der Verlust der Lehen erst mit der 
Oberacht eintrat Aber die (xesaimntheit der Urkunden wird da keinen Zweifel 
lassen. Aus der ganzen Iteihe der sich steigernden nachtheiligen Folgen der 
Verachtung des königlichen Befehls, von der einfachen Aufforderung zur Ge- 
migthuung bis zur Oberacht, wird in den Urkunden bald dieses, bald jenes 
Moment betont; die in der einzelnen fehlenden Glieder sind nach dem fest- 
stehenden Gange des Achtverfidircns zu ergänzen. Fanden wir oben .Stellen*, 
wonach die Acht als schlechtweg durch eine bestimmte .Summe löslich er- 
scheinen müsste, so ist doch gewiss auch da zu ergänzen, dass die Lösung an 
(ine bestimmte Frist gebunden ist, dass es lx:i hartnäckigem Ungehorsam doch 
auch da zur Oberacht kommen kann. Wird andererseits dem Verletz.er in den 
Urkunden unmittelliar mit den Folgen der Oberacht, mit den .Strafen des 
Ilochverraths g(>droht, so hat man gewiss auch da eben nur auf die äussersten 


39, -] 3. Vgt § 3« a. I. 4. Vgl. § 34. 

40. -- I. Mon. Boica 20, 298. S. Vgl. § 38 n. 10. 
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M;iÄsrcj;elii himvi'isuii, nicht etwa aiisuahmsweise die gewoluilichen Vorstufen 
aussehliesseu wollen. 

Nach allem Gesagten tritt in den deutschen Urkunden die Anschauung 
in den Vordergrund, dass die Nichtachtung des königlichen Befehls zunächst 
Entziehung der Gnade des Königs und damit des Rechtsschutzes zur Folge 
hat, welche schliesslich zur Verurtheilung in Echt- und Rechtlosigkeit und in 
die .Strafen des Ilochverräthers führen kann. Daneben folgt man auch wohl 
dem aus Italien übeniommenen Brauche, nur eine hohe Geldstrafe anzudrohen; 
beides erscheint dann später in der Weise vereinigt, dass die Geldstrafe zur 
Lösung aus der Acht zu zahlen ist. 

41. — Komnien in Deutschland in den Kaisorurkunden Straffomieln nur 
ausnahmsweise vor, so finden wir sie in Italien fast in jeder Urkunde. Aber 
da handelt es sich früher durchweg nur um Drohung von Geldstrafen; Dro- 
hung der Ungnade in Italien weiss ich in frühem Zeiten gar nicht 
nachzuweisen; für das eilfle Jahrhundert ergab eine grosse Anzahl von Ur- 
kunden nur wenige vereinzelte Fälle. Nämlich um 1030 m Deutschland für 
V'^ercelli: noatrae muieatatis n'iia erit, inauper in. l. a. — ae compoaiturum 
norerit; 1047 zu Mantua für Turin: aetal ae 1. a. ce. compoaiturum — noa- 
Iraeque inauper incidiaae maieatatia offensam; 1081 zu Lucca für Aglei: 
aciat ae iwelrc nuilcatatla indipnacionem incurrere et ae compoaiturum m. 
l. a. * Die Uebereinstinmiung mit entsprechenden Formeln deutscher Urkunden 
ist so gross, dass beide nicht wohl unabhängig von einander aufgekoramen 
sein können. Und dann ist zweifellos nur an ein vereinzeltes Anschliessen der 
italienischen Kanzlei an den deutschen Brauch zu denken, nicht an das Um- 
gekehrte. Denn nicht allein, dass sich Drolnmgen dieser *Vrt in Deutschland 
früher und insbesondere auch, obwohl hier Drohungen überhaupt nur selten 
Vorkommen, häufiger finden; dass sie in Italien auch in der ersten llälfle des 
zwölften Jahrhunderts vereinzelt bleiben, während sie nun in Deutschland 
gerade in den Zeiten K. Lothars und Konrads 111, wo ein Einfluss von Italien 
her am wenigsten anzunehmen ist, immer häufiger werden. Es wird insbeson- 
dere zu beachten sein, dass nur in Deutschland diese Drohungen der Ungnade 
selbstständig Vorkommen, hier an und für sich als genügende Sicherung des 
Gebots aufgefasst werden, während sie in den vereinzelten Fällen aus Italien 
nur der fxeldstrafc angehängt sind. 

Wie in Deutschland finden wir dann auch in Italien in diesen Formeln 
mit dem B a n n e gedroht, und zwar in den mir bekannten Fällen hier schon 
früher, wie das unserer Annalnne, dass diese Anwendung des Ausdrucks aus 
Italien übernommen sei^, entsprechen würde. Die früher angeführten Erwäh- 
nungen des Bannes in Königsurkunden des eilften Jahrhunderts hissen sich 
wohl anstandslos auf die ältere Bedeutung beziehen, auf den durch Geldstrafe 
geschützten Befehl oder die Geldstrafe selbst.^ Eine andere Auffassung scheint 


41 , — 1 . Müll. patr. l'li. 1, 524. 5t?5. Stumpf Acta 70. Heisst es 1070: Heul noitre 
etiri« iitdicelur et c. l. a. tolvere eoiuitur (.\ntiq. It 2, 949), so ist die Beziehung zweifelhaft. 
2. Vgl. § n. 0. 3. Vgl. § 27. 
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aber docli iinterzulie);(>n, wenn es 1095 lind "oiiaii elicnso in zwei Urkunden 
von 1111 heisst: miUe l. a. eompositiiri(s banno nostro subiaeebit.* Denn 
einmal schliesst sich dasselbe schon genau an die später häufig vorkoniinenden 
Formeln an, in welchen sichtlich ganz gleichbedeutend bald mit der Ungnade, 
bald mit dem Banne gedroht wird. Dann aber kann nach der Fassung an und 
liir .sich der Ausdruck hier nicht mehr den schützenden Befehl bezeichnen, 
auch nur gezwungen auf die Geldstrafe bezogen werden; banno subiatere 
wird doch zunächst einen Zustand bezeichnen, das im Banne Sein, das Sein 
in der Ungnade des Königs, welches die Verletzung des Bannbefehles zur Folge 
hatte. Dem entspricht es, wenn es 1116 bei einem Verzichte zu Gunsten 
Nonantula's in die Hand eines Boten des Kaisers heisst: Kt«i snprascrtjttam 
tmnsa4:tionem non obseri'avnHnt, inddant in pi^natn et banniim impei'a- 
toris^; der von der Geldstrafe geschiedene, aber als Strafe der Uebertretung 
gedrohte Bann kann hier wohl nur eine der .\cht entsprechende Bedeutung 
haben. 

Erst unter den .Staufeni finden wir dann häufiger auch in Italien: repio 
banno subiaceat et e. l. a. peraolvat oder reits CTiminis inaieatatia et c. l. a. 
eompomU und “odere den deutschen entsprechende Fonueln. Und hier in 
Italien drohen nun nicht allein die Könige, sondern auch die Legaten in ihren 
Urkunden ganz in derselben Weise; der Verletzer soll pratiani d. imperato- 
ria et noatrani anüttere^ oder sab banno d. iinperaloris positus^ oder im- 
peratoriae maiegtatis reiia^ sein und eine, den Sätzen in den kaiserlichen 
Urkunden entsprechende Geldstrafe zahlen, während in dem einzigen mir aus 
früherer Zeit bekannten Falle, dass ein Königsbotc aussergerichtlich mit einer 
Geldstrafe droht, eben auch nur von dieser die Rede ist. “ Und zeigt sich der 
nähere Anschluss an den früheren italienischen Brauch wohl noch immer in 
dem hier regelniässigereu Zufligen der Gsildstrafe, so finden sich nun doch 
auch einzelne Fälle der blossen Drohung des Bannes; so sagt 1 164 der Kaiser: 
offensam noatram inenrret et peraoita et pogaegaiom banni imperialia pene 
aubiacebit, oder 1194 der Legat: imperialem ae noeerit indignationem in- 
eurrere et banno imperiali aitbiaeere.^'^ 

Diese Ausdehnung der Befiigniss zur Drohung des Keichsbanns auf die 
Reichsboten, die unmittelbaren Vertreter des Königs, aber auch nur auf diese, 
scheint mir liesonders deutlich hervortreten zu lassen, dass hier ein engerer 
Zusammenhang mit dem älteren Königsbanne nicht mehr besteht, obwohl beide 
in ihrer urkundlichen Anwendung an die Stralformel der Königsurkunden sich 
eng anknüpfen, hier sich weniger ein bestimmter Gegensatz, als ein langsamer 
Ueliergang ergibt. Der ältere Königsbann war wenigstens in seiner gericht- 
lichen .\nwendung zu einer Befugniss aller höhern Richter geworden; sie durf- 
ten im Namen des Königs einen Befehl erlassen und dabei Geldstrafen in der- 


41.-1 4. Biüimcr .\cta ÜG. Mon. putr. t’li. 1, 737. Stumpf Keg. nr. 3055. 5. Tiraboschi 
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selben Uölie, wie sie der Kiinifi verflixte, aiidiolien. Bei stiitiger Kiitwickluni; 
wäre anzuneliiiien, dass mm auch die Befngniss zur Drolumf' des Königsbaimes 
in seiner jetzt hervortretenden Bedeutung der Ungnade des Königs auf sie 
iibergegangen wäre. Aber dafiir findet sieh kein Beispiel, ln ganz einzelnen 
Fällen ahmen einheimische Gewalten wohl die .Straff'ormeln der Königsurkun- 
den nach ; aber dann ist es eigene Ungnade, eigener Bann, was sie androhen. 
.So 1114 .Mathilde: nostram malam voliinfaton iiiaifral et l. libnui L. 
'•nmponai^^; so 1224 der Podesta von Pavia noatram iuditjnatioium et 
l>antium eommtmia J’apie ae noverit inenrauriitn.^^ Damit stimmt früher 
Gesagtes. Gegen Ende des eilften Jahrhunderts venvischt sich vielfach der 
Charakter des altern Königsbannes, de.ssen früher gebräuchliche Anwendung 
dann ül)erhaupt aufliört; um so leichter konnte um dieselbe Zeit der.Vusdruck 
in einer auf wesentlich anderer Grundlage beruhenden Bedeutung Platz greifen, 
der sich zunächst nur beim Könige selbst an die frühere Anwendung enger 
anschliesst, während der abgeleitete Königsbann anderer Richter nicht in 
diesen Keiclisbann übergeht. 

42. — Dürfte uns die angegebene Entwicklung der .Strafibrmeln für die 
.Sache selbst massgebend sein, so würde sich etwa folgendes ergeben. Wäh- 
rend in Deutschland von jeher dem Verächter des königlichen Befehls zunäciist 
mit der Ungnade oder Acht des Königs gedroht wird, trifl't ihn in Italien nur 
eine Geldstrafe. Vereinzelte Drohungen der Ungnade im eilften Jahrhunderte 
in Italien werden eine geänderte Anfiassung noch nicht nothwendig erweisen, 
da die Annahme eines mehr zufälligen Aufnehmens der deutschen Formel ge- 
nügt. Gegen Ende des .Jahrhunderts muss dann aber auch in Italien die der 
deutschen entsprechende Auffassung schon Eingang gefunden hal>en, da sie 
auch in einer die Ungnade als Bann bezeichnenden Formel auftritt, welche in 
Italien selbst autgekommen zu sein scheint Im zwölften Jahrhunderte sind 
dann die Erwähnungen des Bannes in einer der deutschen Acht wesentlich 
entsprechenden Bedeutung überaus häutig. Das würde dann auf Einfluss von 
Deutschland her schliessen lassen, wie er sonst in gleichem Masse sich kaum 
irgendwo geltend macht, aber doch auch hier bei der engen Beziehung der 
Massregel auf die Person des gemeinsamen Herrschers weniger auffallen würde, 
als bei andern Rechtsinstituten. 

Ist aber die Beeinflussung der bezüglichen Formeln von Deutschland her 
kaum zu bezweifeln, so ist damit das frühere Nichtvorkoramen der Acht 
in Italien selbst noch nicht erwiesen; die .Sache konnte immerhin von jeher 
vorhanden sein, ohne dass das in den bezüglichen Formeln nothwendig hätte 
zum Ausdrucke gelangen müssen, so auffallend das Fehlen jeder Andeutung 
auch sein mag. .Vber es scheint mir jene Annahme doch sehr dadurch unter- 
stützt zu werden, dass auch anderweitige Andeutungen zu felilen scheinen, 
selbst da, wo man dieselben bestimmt erwarten sollte, wenn die Sache selbst 
bekannt war. ' 


]1. Tirahoschi Non. 2. 224. 12, Beilagen. 

42 .- I. Auf das ^'icbtTorkomInon »oicber AndeutuDgen liübe ich erat in louter 


Digitized by Google 



90 


Rann und Acht. 


Vor allem wird da zu beachten sein, da,ss der lungubardisuhen Ge- 
setzgebung die Friedlosigkeit als öflentliche .Strafe durchaus fremd ist. Nur 
die Fehde, das Recht des Verletzten oder seiner Verwandten auf Rache, ist 
anerkannt, wenn auch überall das .Streben hervortritt, sie möglichst zu be- 
schränken. .\ber die Fehde begründet nur eine Friedlosigkeit bestiimnten 
Personen gegenüber, der .Staat mischt sich da nicht ein, hält sicli nicht für 
befugt, die Verletzten in ihrem .Streben nach Rache zu hindern, trifft aber 
auch keine Vurkehrungen, sie dabei zu unterstützen; es findet sich keine An- 
deutung, dass dem Faidosus der Rechtsschutz überhaupt entzogen sei, um ihn 
durch eine solche Verschlimmerung seines Zustandes mn so mehr zu Ver- 
suchen, die .Sühne des Verletzten zu erlangen, anzutreiben. 

Das fränkische Recht kennt von jeher die Friedlosigkeit und wir finden 
sie denn auch in den Theilen der fränkischen Gesetzgebung, welche in 
die longobardische Gesetzsammlung aufgonommen wurden. Aber doch nur in 
beschränkter Weise. Jene Friedlosigkeit einzelnen Personen gegenüber, wie 
sie sich aus der Fehde ergab, suchen die Gesetze zu beseitigen; bei Ver- 
letzungen Einzelner soll die Fehde möglichst durch die Busse ersetzt werden; 
das mehrfach vom Könige verfügte Exilium hängt nicht näher mit der Fried- 
losigkeit zusammen, erscheint wesentlich nur als Mittel, IStöruugen des öffent- 
lichen Friedens durch das Streben der Verletzten nach Rache zu verhüten.* 
Die Forbaunitio im Sinne der Entziehung des Rechtsschutzes kommt nicht vor 
bei Verletzungen nur der einzelnen l’erson, sondern da, wo die allgemeine 
.Sicherheit durch Menschen bedroht ist, welche sich ohne Eigen im Lande 
herumtreiben, kein Vermögen haben, mit dem sie büsseu kömiten, sich dem 
Gerichte nicht stellen und sich Jede Missethat erlauben^; es ist insbesondere 
der Latro, welchem die Forbaunitio gedroht ist, worunter wohl überhaupt alle 
Leute zu verstehen sind, welche sich in dauernden Gegensatz zur rechtlichen 
Ordnung gesetzt haben, von denen Bereitwilligkeit zu rechtlichem Austrag 
überhaupt nicht zu erwarten ist. Als Folge dieser Forbaunitio erscheint ins- 
lH!sondere das Verbot, sie irgendwie zu unterstützen; es ist darauf eine Geld- 
strafe gesetzt ^ Oller cs heisst wohl, dass der, welcher sie nicht ausliefcrt, für 
den von ihnen angerichteteu .Schaden verantwortlich sein soll.® Und es kann 
fraglich sein, ob da völlige Friedlosigkeit eintrat, jeder sie ungestraft an Per- 
son und .Sachen schädigen durfte; bestimmt ausgesprochen ist es nicht; heisst 
es, dass wenn ein Räuber, der nicht genugthun will, beim Vcrsuclie, ihn ge- 
fangen zu nehmen, erschlagen wird, das weder Fehde noch Busse nach sich 
ziehen, also straflos sein soll, so würde die Beschränkung auf den bestiimnten 
Fall eher gegen allgemeine Friedlosigkeit sprechen.“ 

Ob die fränkische Forbannitio bedeutendere Nachwirkung auf Itidien ge- 
habt hat, kann fraglich erscheinen ; den Ausdruck selbst scheuit man im eilfleu 

42 .- I Zeit geachtet; mehr (iowicht möchte ich auf eine freundliche Mitthcilung WüKten- 
feliU legen« wonach auch diesem troti au&gedchatoster Keontnuoi der Quellen Erwähnungen 
der KriGdloüigkcit in Italien Tor dem zwölften Jahrhunderte nicht bekannt kind. 2# L. Pap. 
Karol 10. Lud. 12. 14. 18. «L L. Pap. Kami. 127. 4« L. Pap. Kami. 47. 48. Pip. 41. 

5* L. Pap. Karul. 127. B« L. Pap. Eitrar. 2. 32. 
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Jahrhunderte nicht verstanden zu haben.' ln der .spätem italienischen 
Gesetzttehung fehlen denn auch bestinnntere Zeugnisse über die Aechtung. 
Es scheint mir inst>esundere bezeichnend, dttss nach einem Gesetze K. Wido’s 
der Räuber vum Bischöfe und Grafen zur Genugthuung angehalten werden 
soll ; weigert er sich, so soll nun nicht etwa Eorbanuitio durch den Grafen, 
sondern Excoimnunicatio durch den Bi.schof gegen ihn ausgesprochen werden; 
es ist dann .Sache des Grafen, sich seiner zu bemächtigen, und wird er dabei 
erschlagen, so ist das im Anschlüsse an die erwähnte fränkische Bestimmung 
als straflos bezeiclmet.® Gerade das Uinweisen auf die entsprechende kirch- 
liche Massregel schemt mir sehr dafür zu sprechen, dass die Aiisschliessung 
aus der weltlichen Rechtsordnung in Italien kein geläufiger Bcgrifir war; jene 
Entziehung jeder Unterstützung, welche bei der Eorbanuitio betont wird, wurde 
auch dm-ch die E.xcommunication bewirkt, welche mehrfach als Zwangsmass- 
regel benutzt .sein mag, auch wo es sich nicht zunächst um Verletzungen der 
Kirche handelte. ® 

In andern Gesetzen ist mehrfach von der Bestrafung der Verbreclier die 
Rede; aber es finden sich keine der Aechtung entsprechende Massregeln gegen 
die Per.son gedroht für den Fall, dass man ihrer nicht habhaft wird. Nur in 
dem 1054 zu Zürich erlas.senen longobardischen Gesetze gegen die Giftmischer 
ist darauf Rücksicht genommen. Es ist zunächst Tod und Gütereinziehung 
gedroht; dann aber w'ird bestimmt, ut quicitmqiie hominibua pruedicti realus 
noxiia refuffium aal auhsidium aliqiiod priiebuxrit, omnia eitia puaaeaaio 
in publicum veniat: ipae vero noalixun omniumqtie noatrorum indigna- 
tionem incurrat.^^ Es findet sich hier also nicht allein das Verbot der Unter- 
stützung, .sondern die dem flüchtigen Verbreclier“ gedrohte Indignatio kann 
nach dem früher Gesagten wohl nur die sich in Friedlosigkeit äussernde Un- 
gnade des Königs sein. Dann aber dürfte doch zu beachten sein, dass sich 
die Bestimmung damit der .\usdmcksweise der deutschen Urkunden eng an- 
schliesst, während der später zunächst in Italien gebrauchte Ausdruck Bann 
doch ganz nahe gelegen hätte, wenn er damals in diesem .Sinne schon geläufig 
gewesen wäre. .Sollten sich nicht anderweitige Zeugnisse finden, so möchte ich 
in dieser .Stelle weniger einen Beleg dafiir sehen, dass die Aeclitung auch dem 
frühem italienischen Rechte nicht fremd war, als vielmehr ein erstes Zeugniss 
liir den Einfluss der deutschen .Vnschauuug. 

.'\uch in den Urkunden finde ich nie eine .Vudeutung, dass gegen den 
Ungehorsamen mit Entziehung des Rechtsschutzes für die Person vorgegangen 
wunle. Wie alle Drohungen sich auf Zahlimg hoher Geldstrafen bc.schränken, 
so sind alle gerichtlichen Zwangsmassregeln gegen das Vermögen des Unge- 


7, Vf 2 ;I. L. Pap. Rarol. 47. Gl. und Exp. Später konunt der Ausdruck auch in Italien wohl 
wieder Tor. g, I. Pap. Wido I. ü, V'gl. bei Proxann 3114 ff. die überaus genauen 
Formeln Tür die, zunächst um 9U8 gegen .\rduin xerhängte Kxcommunication. wo es insbe- 
sondere in der LOserormel heisst, dass die Verletzten zugegen seien und ihnen vor der 
leisung Genugthuung nach gSUlichem und weltlichem liecht geleistet werden soll. 10. L. 
Pop. Heinr. II. 3. 1], Aut diesen wird sich doch >pse beziehen, nicht auf den Uelfer. 

12. Vgl. S 35 n. 3. 
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horsi'uueii >;priolitet. Boi ditigliohon Klagen verliert der Ungehorsame vorläufig 
den Bo.sitz der streitigen .Sache. Bei Klagen aus bürgerlichen Forderungen 
scheint nur mit l’tändung und Besitzeinweisung vorgegangen zu sein. Bei den 
hier zunächst zu beachtenden Strafiallen ergeben aber die Urkunden und Pro- 
zesslurmeln als Zwangsmassregel gegen den Ungehorsamen gleichfalls nur eine 
Bannung des Gutes, nicht der Person*^; das Gut wird mit Beschlag be- 
legt, nach einem Jalire confiscirt Aber nirgends findet sich eine Andeutung, 
dass der ungehorsame \’’erbrecher friedlos sein soll oder, was bei dem spätem 
italienischen Bann besonders betont wird, dass er wegen seines Ungehorsams 
als überwiesen und verurthcilt gelten soll. Es steht nichts im Wege, anzu- 
nehmen, dass wenn er sich auch nach Ablauf des Jahres stellt, sein Gut zwar 
verwirkt ist, nicht aber das Hecht auf Vertlieidigimg. * ^ Und diese Annahme 
findet jedenfalls eine gewichtige Unterstützung darin, dass auch das sialische 
Recht, worauf wir zurückkommen, vor Friedrich U bei .Straffällcu nur Ban- 
nung des Vermögens und Confiscation desselben nach Ablauf des Jahres 
kannte, dem Beklagten al>er ausdrücklich auch darüber hinaus das Verthei- 
diguugsrecht zugestand, während die Friedlosigkeit erst durch Friedrich U 
eingeführt erscheint; ursprünglich gemeinsame longobardische Rechtseinrich- 
tungen .scheinen da doch massgebend gewesen zu sein. Brachten die Bannung 
des Gutes verbmidcn mit der Unmöglichkeit für den Ungehorsamen, sich in 
dem Gerichtsbezirke, wo er beklagt war, unbehelligt aufzulialten, ihn auch 
vielfach in eine Stellmig, welche thatsächlich sich der des Geächteten näherte, 
so ist die rechtliche Auflassung doch eine durchaus verschiedene; die Bannung 
des Vermögens, welche in Deutschland nur nebenbei in Betracht kommt, 
scheint im ältern italienischen Recht die einzige Zwangsmassregel gegen den 
ungehorsamen Verbrecher, die Aechtung der Person demselben mibekannt 
zu sein. 


VI. STAEDTLSCHER BANN. 

43. — C legen die Annahme, dass ein der Aechtung entsprechender Bann 
dem ältem italienischen Rechte fremd war, ein solcher erst um den Beginn des 
zwöltten Jahrhunderts zunächst als Heiclisbann unter deutschem Einflüsse 
Eingang fand, erheben sich nun dadurch Bedenken, d.ass wir iti der staufischen 
Zeit auch in den städtischen Gemeinden einen solchen Bann in ausgedehntester 
.Vnwendung finden. Bei blosser Berücksichtigung der Zeitmomente würde aller- 
dings nichts im Wege stehen, den erst gegen die Mitte des Jalmhunderts be- 
stimmter nachweisbaren städtischen Bann als Nachalunung des Reichsbanncs 
zu fassen. Aber er zeigt doch, nicht blos der deutschen Acht, sondeni auch 
dem italienischen Reiclisbanne gegenüber so viel Eigenthündiches, es stehen 
Reichsbaim und städtischer so unvermittelt neben einander, dass es bedenklich 


42. — 1 Ifl. Vgl. $ 10 n. 7. 14. Ausdrücklich gesagt ist das in einer Glosse xu L. Bap. 

Isid. 16, die sich aber zum Theil bis auf den Wortlaut an die entsprechende Bestimmung 
des römischen Hechts (L. 1.2. Cod. 9, dU) auschliesst. 
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scheinen muss, dort den Ausgangspunkt fllr ihn zu suchen, da.ss an nnd für 
sich die Annahme doch näher liegt, es handle sich einfach uni eine Aufnahme 
oder Weiterbildung schon früher in Italien üblichen Hechtes. Wäre das aber 
zuziigeben, so würde dann auch für den italienischen lleichsbann jener Zu- 
sammenhang sehr in Frage gestellt sein; denn trotz mancher Abweichungen 
stimmt er auch wieder gegenübt'r der deutschen Acht so vielfach mit den 
Eigenthümlichkeiten des städtischen Hannes überein, dass dann doch auch für 
ihn die Grundlagen \-ielfach zunächst im italienischen Hechte zu suchen sein 
würden. Wir beginnen mit den Untersuchmigen über den städtischen Bann, 
da wir annehmen müssen, dass die besondere Gestaltung der Aechtung in 
Italien, mag auf diese nun fremder Einfluss eingenürkt haben oder nicht, hier 
am bestimmtesten hervortreten wird. 

Ueber den Bann, wie er in der staufischen Zeit in den italienischen Orts- 
gerichten in Anwendung kam, liegen uns in den städtischen Statuten eine 
Menge von Nachrichten vor.* Allerdings reichen von diesen in den uns vor- 
liegenden Aufzeichnungen nur wenige ins zwölfte .lahrhundert zurück; und es 
ist nicht zu läugnen, dass gerade in den ältesten, wie denen von Genua und 
Pistoja, noch manches der spätem Gestaltung Eigenthüniliche fehlt, ein- 
zelnes überhaupt nicht mit ihr in Uebereinstimmung zu bringen ist. Für die 
Gestaltung in der spätem staufischen Zeit aber werden unbedenklich auch 
noch Aufzeichnungen aus den spätem Zeiten des dreizehnten und aus dem 


43 .- 1 . Für die fol^nden Angaben wurden bennUt: Statuten ron Genua tou 
1 1 43, A 0 s t a Ton 1 1 88 iu Erneuerung ron 1 253, Nizza, Moncalieri um 1 295. I r r e a 
1313, Casale, Turin 1360, nSnimtlich in Mou. patr. Leges municipaleK. • — Verona 
▼on 1228 ed. Campagnola nach Handi;obrift und mit Zuz&tzen ron 1228; die Hauptmasse 
ist Jedenfalls llter als 1218, und für einzelne Kapitel würde sich noch früheres Vorhanden* 
sein bestimmt erweisen lassen. — Brescia aus rerschiedonen Zeiten des 13. Jahrh. ron 
1225 ab bei Odorici 7, 105 If. nnd 8, 1 0*. — Modena erneuert 1327 in Mon. Modenesi. 
Statuti 1. — > Parma ron 1255, riele ttltere enthaltend, dann spätere von 12G0 bis 1347; 
Piacenza ron 1391 mit vielem ältem in Mun. Pnrm. 1. — Statuti della cittä di Riva 
1274 ed. Gar in der Biblioteca Trentina, di\p. XVI. — Aelteste Statuten der Stadt und des 
Bisthums Trient ed. Tomaschek im Oesterr. Archiv 26, 69 ff.; die ältern entstanden vor 
1307, die neuem vor 1348; die vorliegende deutsche Ha. ron 1363 wird doch Uebersetzung 
sein. — Bologna 1 203 bis 1 220 bei Sarioli 2, 462. — Ravenna um 1 250 bei Fantuzzi 
4 , 1 ff. — Pisa von 1286 bei Bonaini Statuti 1, 199 ff. >* Pistoja au.s der Zeit von 
1 1 IG bis 1220 in Antiq. It. 4, 525. — Statuto della Val d'Ambra dol 1208 ed. Bonaini. 
— Ueber das Verfahren bei Klagen um Forderungen hat Briegleb Executirpr. 2, 189 ff. 
ans vielen Statuten das Betreffende wJtrtlich mitgetheilt; ich habe davon nur die ältern be- 
rücksichtigt, die von Padua von 1236 und 1257, die von Ancona von 1357. ~ Daneben 
habe ich mehrfach die einschlagenden Bestimmungen in den Vertragsurkunden der Städte 
benutzt, Nicht benutzt sind die Geschichtschreiber, obwohl diese zweifellos noch manche 
Aufklärung gewähren würden; da ich den städtischen Bann erst ganz zuletzt in die Unter- 
suchung einbezog, mochte Ich den Abschluss der Arbeit durch eine Durchsicht der Ge- 
schichtschreiber nur für diesen Zweck nicht auflialten, zumal es für die nächsten Zwecke 
zu genügen schien, das Institut so darzustelleii, wie es in den städtischen Rechtsquellen 
zum Ausdrucke gelangt ist. — > Die Statuti Scne.si ed. Folidori uud die Coosuetudines Me- 
dioiani von 1216 ed. Berlan 1865 habe ich weder aus Bibliotheken, noch durch deu Buch- 
handel erlangen können; nach den von Giulini 7, 314 gegebenen .Xnszügen dürften letztere 
kaum viel über den Baun euthalteii. 
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vierzehnten Jahrhunderte ergänzend zu benützen .sein. Denn einmal sind bei 
den späteren Zusammenstellungen der Statuten die ältem Bestimmungen sehr 
häufig in wörtlicher Fassung wieder auftrenoinmen. Und auch davon abgesehen, 
zeigt sich im allgemeinen in den bezüglichen Bestimmungen ans verschiedenen 
Zeiten eine so grosse Uebereinstimmung, dass durchgreifende Aendernngen 
später kaum stattgefunden zu haben scheinen. Eine ähnliche Ueberein.stim- 
inung zeigt sich bei \'ergleichung der einschlagenden Bestimmungen an ver- 
schiedenen Orten; in Kinztdheiten tritt wohl manche Abweichung hervor; aber 
die firundaiiffassung ist doch im wesentlichen die.selbe. Und dass es sich da 
nicht um eine mehr zufällige Uebereinstimmung handelt, wie sie sich auch l>ei 
selbstständiger Entwicklung an verschiedenen Orten aus der Gleichheit des zu 
befriedigenden Bedürfnisses ergclMUi konnte, tritt deutlich hen’or bei einem 
Vergleiche mit den entsprechenden Einrichtungen anderer Länder, insbeson- 
dere Deutsclil.ands, bei welchen sich die wesentlichsten Abweichungen zeigen.* 
Diese Uel>ereinstimmung kann sich vielfach daraus ergeben haben, dass es 
sich leiliglich um eine Weiterbildung von Einrichtungen des ältem italienischen 
Rechtes handelt. Für manches freilich scheint da, so weit die dürftigfu) Quellen 
das erkennen lassen, der .\nknüpfungspunkt durchaus zu fehlen, scheinen erst 
die besondem "Bedürfnisse der Zeit städtischer Unabhängigkeit massgebend 
gewesen zu sein ; aber es fehlt ja auch nicht an sonstigen Beispielen, dass trotz 
der grössten .‘Selbstständigkeit der Weiterentwicklung des Rechts auf dem 
Wege städtischer Autonomie bei dem regen Wechselverkehr manche zunächst 
in einzelnen .Städten ganz neu anftreti'nde Einrichtung in kurzer Zeit sich über 
das ganze Rechtsgelriet ausdehnt; es mag genügen, an Konsuln und Podestaten 
zu erinnern. Die blosse Gleichheit der Bestimmungen in den verschiedensten 
Theilen Italiens nöthigt uns daher an und für sich noch keineswegs, einen ge- 
meinsamen .\usgangspunkt in den ältem Rechtseinrichtungen zu suchen, was 
doch insbesondere da zu beachten sein dürfte, wo es sich um Einrichtungen 
handelt, welche wir in den Quellen mit einiger .Sicherheit über die Zeiten 
städtischer Selbstständigkeit kaum zurückverfolgen können. Allerdings zr'igt 
sich die Uebereinstimmung nicht blos in den durchaus selbstständigen .Städten, 
sondern auch in Städten und Orten, welche noch später einen Grafen oder 
Bischof als Gerichtsherrn hatten; aber das Fortbestehen eines solchen IleiT- 
schaftsverhältnisscs schloss auch in andern Richtungen einen engeren An- 
schluss an die allgemeine städtische Entwicklung nicht aus; insbesondere 
macht sich da im Gerichtswesen kaum ein Unterschied geltend, als der, dass 
gewisse Einkünfte nicht der Gemeinde, sondem dem Herrn zukamen, dieser 
einzelne Befugnisse übte, welche sonst den städtischen Behörden zustanden. 

44. — Der Ausdruck Bannum wird in den städtischen Rechtsquellen, 
von mehr vereinzelten Anwendungen abgesehen, vorzüglich in doppelter Be- 
ziehung gebraucht. Einmal bezeichnet er jede an die Gemeinde zu zahlende 


43.- 1 2. XuT dio Stnluten von Triont untcr.«irhoidcn .sich wesentlich Ton allen anderen« 
und xwar in nahcrin An.schlusK an deutsche Ehitriciitnngen; wir berucksicliti^en sie daher 
Tonüglich nur zu dem Zwecke, um do.s au eiuzeineu Tuokeen herrorzuheben 
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Geldstrafe, ßleichbedentend mit dem liiinfiger vorkomnienden Peiia pecu- 
niaria oder Pena schlechtwe", während zuweilen auch die öffentliehe Geld- 
busse als Compnsitio bezeichnet wird. .So beispielsweise 1 ] 68 im Schwure der 
Konsuln von Piacenza: Et omnia banna — toUam nec alicni iiUo hipenio 
rnrüttmu. ' Es handelt sich da wohl nur um eine allgemeinere Anwendung 
des ursjirünglich nur für die wegen Verletzung eines königlichen Gebots ver- 
hängte (Jeldstrafe gebrauchten Ausdruckes, wie sie schon früher Platz ge- 
griffen hatte^; auch in der Kechtsliteratur des eilften .lahrlnmderts wird dem 
entsprechend das Fredum der Kapitularien durch Hanmim wiedergegeben.* 
Insbesondere wird der Ausilmck dann auch gebraucht für die Geldstrafe, 
welche der Gel>annte bei seiner Lösung vom Banne zu zahlen hat. 

.'Vm häufigsten aber wird der Ausdruck in den verschiedensten Wen- 
dungen angewandt zur Bezeichnung eines bestimmten Zustandes einer 
Person, in welchen dieselbe durch diis (Jericht versetzt wird und de.ssen .sie 
durch das fJericht wieder enthoben wenlen kann. Die begründende Handlung 
des Gerichts heisst in bann« ponere, banna mipponere, in btinnnm mittere, 
bannire, /nriiannirf, exhaimire, bantUzare aliipn'tn, bannmn ilare alifiti; 
während des Zu.standes heisst es vom Gerichte in banne tenere aliijinvn, vom 
tiebannten esse in banna, bannihu!, baniUzatns; bei der Beendigung heisst 
es von diesem de banna e.rir«, von jenem aliqiiein de banna e.rlraJiere, re- 
bannire. Abweichend kennen die .Statuten von Verona allerdings den Aus- 
druck Bannitus, gehen übrigens in ihrem .Sprachgebrauche nicht von dem Zu- 
stande aus, in dem sich der Gebannte befindet, sondern von einem Zustande, 
der ihm entzogen ist; es heisst demnach hier umgekehrt für die Begründung 
de treva attrahere, e.rimere, für das Andauern eiaiv extra treram, mm 
esee in treva, für die Beendigung ponere, mittere, mmipere in trevarn. 

Personen und .Sachen sind in Treiiga, im Frieden, wenn sie den vollen 
liechtsschiitz geniessen, wie sich das durchweg aus der sonstigen Anwendung 
des Ausdrucks in den .Statuten ergibt. Danach würde der entgegengesetzte 
Zustand des Bannum der der Friedlosigkeit, der Entziehung des Kechtsschutzes 
sein. Das trifft auch zu, in so weit wir es auf die Entziehung des vollen Kechts- 
.schutzes beschränken; der Zustand des ( Jebannten ist immer der einer .Schmä- 
lerung des Hechtes, aber freilich in sehr verschiedener Abstufung. Den an 
und für sich sehr verschiedenen Arten des städtischen Bannes scheint nur eins 
gemeinsam zu sein, nämlich eine Entziehung des Hechtes, sich in der Stadt 
und deren Bezirke aufhalten zu dürfen. Dann würde der Ausdruck zunächst 
Zu beziehen sein auf das bezügliche Gebot des Gerichtes. Wie der alte Konigs- 
bann nicht blos die auf Verletzung eines Gebots gesetzte .Strafe, sondern dfis 
Gebot selbst bezeichnet, so lässt sich eine .solche Anwendung des Ausdrucks 
auch wohl in städtischen Hechtsiiuellen noch nachweisen; so wenn es in den 
Statuten von Pistoja von den Konsuln heisst, mittant bannam eub poena 
daoderim denariaram, dass kein Arlieiter über einen bestimmten Lohn neh- 


44. I. Bo.clli :J20. 2. Vgl. § 3o. 3. r* l’ap. K.irol. 8S, 125. Exp. 
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men soll.^ Der Ausdruck kümite daiiu mehr und mehr eingeschränkt sein auf 
das Gebot, die Stadt zu meiden, beziehungsweise das Verbot, sie zu betreten ; 
der Gebannte würde derjenige sein, dem die Stadt verboten ist. 

Diese engere Bedeutung des Ausdruckes scheint sich erst in der zweiten 
Hälfte des zwölften Jahrhunderts liestimmter festgestellt zu haben. Denn der 
Ausdruck wird noch vielfach nicht angewandt, wo es sich ganz um dieselln* 
.Sache handelt, um eine Ven»'eisung aus der Stadt und zwar g'anz unter den- 
selben Verhältnissen, wie sie sich später bei der Verbannung finden. Man 
gebraucht die Ausdrücke e.vfellfre de civifate, eiieere extra civiiatxm, exi- 
liare, fmxstare, terram interdieet'e, indem man andere Strafen, welche 
später mit der Verbannung an und für sich verbunden sind, wie Einziehung 
oder Verwüstung des Guts, daneben hervorhebt. So scheint den Statuten von 
Genua uni Pistoja der Ausdruck Bann in diesem Sinne noch fremd zu sein; 
so vermissen wir den Ausdruck in manchen Urkunden aus den frühem Zeiten 
K. Friedrichs I an Stellen, wo er gewiss der Kürze wegen gebraucht wäre, 
wäi'e er schon allgemein üblich gewesen.* In der zweiten Hälfte des Jahrhun- 
derts H ird er dann aber immer liäufigcr angewandt. ® Ist von einer Bannung 
durch das Reich in wenigstens ähnlicher Bedeutung schon früher die Rede, so 
kann der Gebrauch des Ausdnicks in dieser besondern Anwendung von daher 
in die städtischen Gerichte Eingang gefunden haben. 

45. — Die Anwendung des städtischen Bannes war eine überaus aus- 
gedehnte und verscliiedenartige, und wenn auch in den Quellen selbst vielfach 
die Arten des Bannes auseinandergehalten und besonders bezeichnet wer- 
den, so ist eine durchgreifende .Scheidung doch nicht olme Schwierigkeiten. 
Eine Uebersicht dürfte sich am leichtesten gewinnen lassen durch eine Ver- 
gleichung mit der Acht Es ergibt sich da im allgemeinen, dass der ita- 
lienische Bann ül>erall eintritt, wo man in Deutschland die Acht anwandte, der 
Bann aber darüber hinaus in selir vielen Fällen Platz grill', wo die Acht nicht 
zulä.ssig war. 

Die .Vcht ist ausschliesslich ein prozessualisches Zwangsmittel; mau will 
den ungehorsamen Beklagten durch Entziehung des Rechtsschutzes zum Ge- 
horsam nötliigen; sie setzt daher immer voraus, dass das Gericlit des Be- 
klagten nicht habhaft ist In derselben Weise wird der Bann auch in Italien 
angewandt und dann wohl ausdrücklich als Bannum contumaciae, Ungehor- 
sams bann, bezeichnet .Sein Zweck ist zunächst der, den ungehorsamen Be- 
klagten zum Geliorsara zu zwingen, sei es, dass er schon vor Eintritt des nur 
angedrohten Bannes sich aus b'äircht vor demselben unterwirft, sei es, dass ihn 
später die mit dem Banne verbundenen Nachtheile zum Gehorsam bestimmen. 
Zu diesen gehört auch das Verbot des Aufenthalts im Gerichtsbezirke vor 
geleistetem Gehorsam. Doch fällt darauf hier weniger Gewicht, da derjenige. 


4 . § 18. Amiq. U. 4. 537. 5. 1162-73: Bosolli 1, 313. 321. Vignati 115. 189. Antiq. 

It. 4, 339. 267. 271. 6. Ich habe auf das erste Vurkomnien nicht bestimmter geachtet; 

in Urkunden, welche utir gerade zur Hund .sind, linden sich zuerst 1168 die Ausdrücke 
btiunitiu und t/c fntnno fracltu rum städtischen Banne gebraucht. Viguuti 169. 177. 
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der im Ungehorsam verharren will, ohnehin genüthigt ist, sich dem Bereiche 
des Gerichtes zu entziehen, wie ja auch die deutsche Acht den Nichtaufenthalt 
im Gerichtsbezirke weniger befahl, als zur thatsächlichen Folge hatte. Es 
handelt sich beim Ungehorsamsbann in dieser Richtung nicht um ein Gebot, 
die Stadt zu verlassen, sondern um ein Verbot, dahin vor Erfüllung gewisser 
Bedingungen zurückzukehren. 

Ganz abweichend vom AchLsverfahren wird nun der Bann häufig auch 
dann verhängt, wenn der zu Bannende in der Gewalt des Gerichtes ist. Dann 
handelt es sich allerdings in erster Reihe um einen Befehl, die Stadt zu ver- 
lassen, wie er auch bei den Ausdrücken de civitate eiieere, expeUere, exiliare 
zunächst ins Auge gefasst ist. In den Quellen ist mir ein besonderer Ausdruck 
nicht vorgekommen; man könnte ihn im Anschlüsse an jene Ausdrücke als 
Ausweisungsbann bezeichnen. Dem Befehl zum Aus wandern hatte dann 
noch das Verbot der Rückkehr zu folgen; und dieses beiden Arten des Bannes 
gemeinsame Verbot dürfte zunächst unter dem Bannum zu verstehen sein, da 
in Fällen des Ausweisungsbannes wohl beides auseinandergehalten scheint, 
wenn es zuweilen heisst de civitate expellere et in banno ponere oder fore- 
»tare et in banno ponere. Auch der Ausweisungsbann kann zunächst ein 
gerichtliches Zwangsmittel sein, darauf gerichtet, die Ausführung eines ge- 
richtlichen Urtheils zu erwirken in Fällen, wo der Beklagte sich zwar dem 
Gerichte stellte, aber eine Leistung, zu der er verurtheilt wurde, also etwa 
eine Geldstrafe, nicht zahlen will oder kann ; er kann dann durch Zahlung den 
Bann vermeiden oder beenden. Dann aber kann dieser Bann auch als selbst- 
ständige Strafe verhängt werden, so dass Vermeidung oder Beendigung des 
Bannes gar nicht in der Macht des Verbrecliere liegt. ' 

Beide Fälle des Bannes lassen sich wohl theoretisch auseinanderhalten, 
erscheinen aber in den Quellen nicht immer scharf geschieden. Insbesondere 
ist das der Fall, wo es sich um schwere Verbrechen handelt, bei welchen als 
Regel angenommen wird, dass der schuldbewusste Beklagte sich dem Gerichte 
nicht stellt. Der Gedanke an Erzwingung eines Gehorsams, der unmittelbar 
die härtesten Strafen zur Folge haben müsste, tritt dann ganz zurück; der 
Gesichtspunkt ist mehr der, den Zustand des Bannes so empfindlich zu machen, 
dass er die verwirkte Strafe möglichst ersetzt. Dadurch gewinnt dann auch 
der Ungehorsamsbann den Charakter einer selbstständigen .Strafe, ist von dem 
bezüglichen Ausweisungsbanne nicht scharf zu scheiden, .\elmliches findet sich 
ja auch beim deutschen Achts verfahren; erscheint hier in einzelnen Fällen die 
Oberacht weniger als Zwangsmittel, denn als selbstständige .Strafe, so liegt 
auch da dem .Sprachgebrauche der Quellen wohl nur die Anschauung zu 
Grunde, dass man eben in solchen h'ällen des Verbrechers nicht habhaft 
sein wird. 

«. - 1. Der D&here Anschluss TrienU in das deutsche Verfahren xeigt sich ins* 
besondere darin, dass hier nur der Ungeboriamsbann gebr&achlicb gewesen su sein scheint, 
ein sicherer Fall des Ausweisungsbannes sich in den Statuten nicht findet und derselbe in 
vielen Fsllen, wo er sonst eiutrat, ausdrücklich ausgeschlossen ist In Riva fiudet sich da- 
gegen auch der Ausweisungsbann. 

Ficker Furwclnmxeo. 4 
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Für die Wirkungen des Bannes ist überhaupt weniger der besprochene 
Unterschied massgebend, als die Veranlassung des Bannes. Und auch in 
dit'.ser Richtung r.eiiit sich ein grosser Unterschied vom Achtsverfahren. Dieses 
sollte nur stattfinden, wenn der ungehorsame Beklagte eines Verbrechens an- 
geschuldigt war, welches an Hals oder Hand ging, bei dem die Strafe in Hin- 
richtung oder Verstümmlung bestand.* Diesen Ciesiehtspunkt werden wir auch 
in Italien in so weit nia.ssgebeud finden, als es sich in solchen Fällen um einen 
■schärferen Bann handelt. Aber das Bannverfahren ist nicht darauf beschränkt. 
Es findet statt bei jeder Klage imi Missethat, auch wenn auf dieselbe nur 
Geldbussen standen. Aber nicht das allein; der Bann konnte auch verhängt 
werden bei einer Klage auf EifOllung jeder \’erbindlichkeit, insbesondere auf 
Zahlung von Schulden. * Aber freilich waren die Wirkungen des Bannes dann 
we.sentlich verschieden. Es tritt denn auch keine Scheidung in den Quellen 
häufiger und bestimmter hervor, als die zwischen dem Bann um Schulden und 
dem Bann mn Missethaten; es wird daher am geeignetsten sein, im Anschluss 
an diese Hauptscheidung die verschiedenen Arten des Bannes bestimmter ins 
Auge zu fa-sseu. 

46. — Der Bann um Schulden wird in den Quellen in der Regel als 
Jiannum jtro ilehitia bezeichnet; es finden sich auch die Ausdrücke ß. ex 
ciiili oblifjatioiie, e.v eaum pecumaria, ad condictioneni pecuniae. Es kann 
sich dabei um die verscliiedensten Forderungen handeln, wie auch wohl ange- 
deutet ist, wenn es heisst ß. pro debito peeuitiario vel aliquo avere mobiK 
vel pro aliquo raitu et non pro »haleßrio^ ; oder ß. pro datis vel prestan- 
tiis — vel alia quaeiimqite oeeajrione vel causa, e.reepto pro nvdefieio.'^ In 
beiden Fällen bezeichnet der Zusatz das massgebende Moment; es darf die 
Forderung nicht durch eine Mis.sethat begründet sein ; der Bann um .Schulden 
und was dem gleiehsteht wird auch sonst nicht selten in den Quellen durch 
dieses negative Moment als ß. non jhv maleficio bezeichnet. 

Nach den Statuten von Pisa wäre der Bann um .Schulden immer nur ein 
Ungehorsamsbann. Denn als Mittel, einen Schuldner, de.ssen man habhaft 
ist, zur Zählung zu zwingen, erscheint hier die persönliche Haft, während zu- 

45.—] 2. Sachs. I..iiDdr. I, 68 s I. U, 45. III. 9 $ 5. Nach Schwab. laindr. 102. 107 ist 
weuigsten.s bei Klugen um Schuld die Aechtung ausdrücklich Dusgescblossen. Vgl. Maurer 
Gosch, des altgenn. Gerichtsrerfahrens 216; kommt danach .später in Deutschland aus- 
nahmsweise die Aechtung auch bei Cirilsochen ror, so dürfte das doch wahrscheinlich aus 
Italien licr Eingang gefunden haben. 8. Auch in dieser liiehtung schliessen sich die 
Trienter .Statuten durchans dem deutschen Verfahren an. Nach S 148 scheint die Verban- 
nung nur einsutreten bei Sachen, die an den l..eib gehen, womit stimmt, dass nach $ XXVI 
niemand um Geldschuld, sei es aus bürgerlichen oder .Strafsachen, gebannt werden darf. 
Bann um Schulden wird $ XX iV .sogar dann rerbotcii (wie ich die Stelle rerstehe), wenn 
der Schuldner sich vorher sur Uebemahme verpflichtet hatte, ausser wenn es sich um einen 
auswärtigen .Schuldner handelt. Vgl. auch $ 138. IJCXl. Die wiederholten ausdrücklichen 
Verbote des Bannes scheinen su zeigen, dass man sich des Gegensatzes gegen die italie- 
nischen Einrichtungen bewusst war und diese fern halten wollte. Kur $ XXVlf flndet sich 
ein dem italienischen entsprechender Bann gegen den. der ein bewegliches Pfand aus der 
Stadt bringt. 

46. — 1. Parma 12.33: Mon. Pami. I a. 314. 2, Bouaini Stat. 1, 392. 
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gleich zur Sicherheit des Gläubigers seine Güter in Beschlag gelegt werden. 
Nur dann, »i haberi non poterit, poneniiis eum in banno vsquf ad dehitam 
aatia/actionfin; et niehilominua poaaint bona aua capi in teuere. Aber 
auch dann hat man noch in erster Reihe die Durchführung der Schuldhaft im 
Auge; auf Verlangen des Gläubigers sind demselben Geriehtsdiener zuzuwei- 
■sen, um den Gebannten einzufangen und zur Haft zu bringen.^ Entsprechende 
Bestimmungen finden sich auch im Statute von Val d' Ambra''; in den Statuten 
von Ancona ist dem Gläubiger die Wahl zwischen Haft und Pfändung gestellt.“ 

Aber diese Anwendung der .Schuldhaft in erster Reihe scheint nur aus- 
nahmsweise üblich gewesen zu sein. Der Bann um Schulden kommt nicht blos 
als Ungehorsamsbann vor, sondern scheint ganz gewöhnlich auch unmittelbar 
als Ausweisungsbann über den zahlungsunfälligen .Schuldner, dessen man 
habhaft war, verhängt zu sein. Sohei.sstes 1166 bei einem Bündniss zwischen 
Bologna und Modena: Et ai qiiia de 7}ostria ehübiiavel de nostro epiacopaln 
vel comitatu debitor est e.v qnactintque causa, aoh'ere faciemna, ai habeat 
nnde aoh'at; aivero non habeat unde aolrat, de dvitate et nosh'o diatricUi 
eeepaUemua bonia ablatia et destriietia^; 1188 bei einem Bündniss zwischen 
Parma und Cremona: Et ai Ule, qiii de predictia condemnatua fiierit, non 
habuerit mide solvere valeat, in banninn eum ponam nec eum extrakam 
de banno in tolo meo eonatdalu, et de mea eivitntc et diatrictu eu7n ex- 
pellam, niai venerit ad aoliUionem faciendam, vel niai remanaerit para- 
bola lamentatoria ; ähnlich auch 1202 bei einem Bündnisse zwischen Verona 
und Cremona. ’’ Und auch in den spätem .Statuten ist der .Schuldbann vielfach 
zunächst als Answeisnngsbann erwähnt. Ein Ungehorsam des Schuldners 
durch freiwilliges Entweichen aus dem Bereiche des Gerichtes hätte in der 
Regel auch nur einen Sinn gehabt, wenn ihn beim Verbleiben ein empfindliches 
Uebel getroffen hätte. Das hätte ausser der nie erwähnten .Schuldknechtschaft 
nur die .Schuldhaft sein können, welche aber nach den mir vorliegenden Quellen 
nur ausnahmsweise gebräuchlich war. 

Die Verbannung des zahlungsunfähigen Schuldners könnte man als eine 
im öffentlichen Interesse getroffene Massregel auffassen, ausgehend von der 
Anschauung, dass derjenige, welcher übernommenen Verpflichtungen nicht 
nachkommen kann, ein untaugliches Genieindemitglied sei. Aber sie erscheint 
nirgends als nothwendig eintreteude Ma.ssregel, sondem als eine solche, welche 
nur im Interesse und auf Verlangen des Gläubigers getroffen wird; es wird 
mehrfach erwähnt, dass der Bann verhängt werde ad voluntatem creditoria. 
Dieser konnte Pfändmig oder Bannung, wohl auch beides verlangen. In einem 
Statut von Padua von 1236 heisst es: qui non aolverit iiifra tenninum aibi 
datum, poasit teniüno tiwiaacto forbaunh-i et pignorari; nach späterem 
Statut von 1258 bei Ungehorsam des Schuldners: fiat cedala ad aecipien- 
dum per vim tenutam de bonia talia eibiti — aeuad forbanietidum ipanm, 
ai actor viam forbanitionia ellegerit; ähnlich ist beides in die Wahl des 

3. Vgl. Bnnaini Stat. I, 200. 224. 22G. 4. S 13. S. 54. !>. Briegleb Executirpr. 2. 212. 
tt, Aptiq. It. 4, 330. J, Büliiner Acta O'OO. .Vrebir zu t.'renioua. 
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Gläubigers gestellt nach Statuten von Ancona von 1357.® Zu Verona heisst 
es: Dehitorem — qui non solvent vel solvere non potiierit, exlraham de 
treva omnibtts, vel — bona eins destriMtnvdvenilam — ad roluntatem cre- 
ditorum priorion tempore vel maioris partis pro rata debiti et non pro 
numero personarum; nach .späterem Zusatze soll aber auch der, dem die 
Mehrzalil der Gläubiger Aufschub bewilligt, auf Verlaugen des nicht Zustim- 
menden gebannt w’erden können.® Nach den Statuten von Modena wird dem 
Schuldner, wenn der Termin des richterlichen Zahlungsbefehls abgelaufen Ist, 
befohlen, sich binnen drei Tagen mit dem Gläubiger zu einigen ; quo tenmno 
denimcie trayisaeto detur ei (creditorij fenuta vel in banno communis 
Mutine ponntur ad arbitrium et voluntatem creditoris; et uniim per alinm 
non toUaturd^ In der Regel srird der Bann nur angewandt sein, wenn der 
.Schuldner überhaupt kein ausreichendes Vermögen besass, um den Gläubiger 
durch Einweisung in den Besitz sichern zu können, da die früher angeführten 
Stellen Vermögenslosigkeit überhaupt vorauszusetzen scheinen; ist beides auch 
gleichzeitig gestattet, so ist wohl nicht blos an unzureichendes Vermögen zu 
denken, sondern auch bei Zureichen desselben konnte der Bann noch immer 
im Interesse des Gläubigers liegen, wenn zu hoffen war, dass sich dadurch eine 
Zahlung erz\tingen liess, welche der lästigen Befriedigung aus dem Vermögen 
überhob. Doch scheint der Gläubiger nicht überall das Recht gehabt zu haben, 
unmittelbar Bannung des nicht zahlenden Schuldners zu verlangen; nach einem 
Vertrage zwischen Parma und Cremona von 1219 wird dem Gläubiger zu- 
nächst nur tenuta de bonis condemnati gegeben; erst dann, wenn der Schuld- 
ner die Tenuta bricht, soll er in den Bann kommen. ’ ' Es war das ein Fall, 
wo das ältere Recht mit Geföngniss drohte**, an dessen Stelle später wohl 
durchweg der Bann getreten sein wird. 

Insbe.sondere wird der Schuldbann die ältere Schuldknechtschaft 
ersetzt haben, welche in dem longobardi.schen Gesetzbuche mehrfach auch da 
en»’ähnt wird, wo es sich nicht um Schuld aus einer Missethat handelt.'® Seit 
wann die in den städtischen Rechtsquellen nidit mehr erwähnte .Schuldknecht- 
schafl abkain, dürfte sich schwer genauer bestimmen lassen. In Urkunden des 
eilflen Jahrhunderts finde ich sie nicht mehr erwähnt; aber es handelt sich da 
auch fast nie um Fälle, wo ihre Erwähnung zu erwarten wäre. Ist anzunehmea, 
dass die Expusitio zum Papienser Rechtsbuche sich nicht lediglich durch den 
Wortlaut der Gesetze, sondern auch durch die thatsächliche Uebung leiten 
liess, so wäre sie gegen Ende des eilflen Jahrhunderts noch angewandt; denn 
nicht allein, dass jene die Schuldknechtschafl bei Verbrechen als fortbestehend 
annimmt, bemerkt sie ausdrücklich, dass dieselbe nach dem Gesetze Lotlmrs 
modiTiio tempore sicut ]>ro erimiue ita pro debiio in Anwendung kommt. 
Der Sehuldkneclitschafl gegenüber ist der Bann als Milderung zu betrachten, 
welche wohl auf städtische Rechtsentwicklung zurUckzutühren sein dürfte. Der 


46 .— J 8. Briegleb EicFutirpr. 2, 1Ü2. 195. 211. ü. Campagnola 2G. ISI. 10 . .Moii. 
.MndeuCKj. .Siat. 1. 291. 11 . Arcliir xu Cremuna. 13 . I.. Pap. l.Atli. 49. 13 . 1.. Pap- 

Karul. 107. fa>tli. 90. 14. L. Pap. Liutpr. 20 Exp. § 14; 151 Exp. $ 2. 
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Gläubiger war dadurch ungünstiger gestellt, insofern ihm nun die Arbeit de.s 
.Schuldners nicht unmittelbar zu Gute kam. Der .Schuldhaft aber war der 
Bann wohl auch im Interesse des Gläubigers vielfach vurzuziehen, da die Ko- 
sten der Gefangenhaltung entfielen und dem Verbannten die Möglichkeit ge- 
boten war, durch auswärtigen Erwerb oder auch durch die Gaben von Wohl- 
thätern*^ sich zahlungsfaltig zu machen, während doch der Bann für ihn 
empfindlich genug war, um ihn zur Zahlung anzutreiben, wenn dieselbe ihm 
möglich war. 

Der .Schuldbann wurde aufgehoben nacli Befriedigung des Gläubigers, sei 
es durch Zahlung der Summe, sei es durch ein anderweitiges Abkommen, und 
nach Zahlung der Bannstrafe. 

47. — Wesentlich gleichgestellt erscheint dem Schuldbann ein Bann, 
welchen wir als einfachen Ungehorsamsbann bezeichnen können. Er 
kann verhängt werden, wenn jemand bei Civilklagen, requisitus in aUqua 
quaestione civili, sich auf gehörige Ladung dem Gerichte nicht stellt; er ist 
gleichfalls nicht nothwendig zu verhängen, sondern ad voluntatem actori-a vel 
creditm'is. ' Bezüglich der Bannbusse werden in den .Statuten von Modena 
wiederholt die Fälle gleichgestellt, ai aUquis jjoaittui f utrit in banne pro 
precepto (solvendi) non obaervato vel quiaad rationein non venerit."^ Den 
Gegensatz zum einfachen Ungehorsam bildet denn auch hier entsprechend der 
Ungehorsam bei Kriminalklagen, und demnach wird der Bann vom Bann um 
Missethat scharf geschieden; so zu Pisa: Si qida vero cnnttinuxd' fuerit in 
veniendo ad prveepta noatra vel noatri iudicia — et ob id simplieiter in 
banno poHtiia ftu'rit, aUa causa in banno non expresaa, ex causa vudeficii 
vel quasi non intclligatur in banno eaae poaitus.^ 

Dieser Bann wurde übrigens nicht blos im Interesse eines Privatklägers, 
sondern ebenso im allgemeinen Interesse verhängt, wenn ein Bürger einer La- 
dung oder einem Befehle der städtitchen Obrigkeiten nicht folgt, ne ex con- 
tumacia requisitoruin pro /actis communis — et eins occasio ne commune 
— leaionem iiu:urrat*; so wird 1243 zu Vercelli jemand gebannt, weil er 
eine von der Stadt aufgetragene Gesandtschaft verzögert, dann verweigert. * 
Dabei konnten nun freilich Interessen der Gemeinde von sehr verschiedener 
Bedeutung durch den Ungehorsam gefährdet werden; aber es konnte das zu 
genügender Geltung kommen durch Bestimmung einer geringem oder grossem 
Baunbusse, ohne dass der Charakter des Bannes sich übrigens geändert hätte, 
die Wirkungen eines Bannes um Missethat eingetreten wären. 

Die Lösung vom Banne ist inuner bedingt durch Zalilung der Bannbusse 
und Rückkehr zum Gehorsam durch Unterwerfung miter den bezüglichen Be- 
fehl der städtischen Gewalten; so wird in dem angeführten Falle von Vercelli 
bestimmt, dass der Gebannte nach Zahlung der Banubussc nichtsdestoweniger 
die anfgetragene Gesandtschaft auszuführen habe. 

15. Vgl. Brief des Bischofs tod Cremona 1219 Juli 24, Beilagen, wo es sich lunSchst um 
Bann um Missethat handelt. 

47 . — 1 . Vgl. Mon. Pann. 1 c, 157. 204. 2 . Mon. Modenesi. Stat 1, 374. 8 . Bo- 
naini Stat. 1, 3S8. 4. Pisa; Bonaini Stat. 1, 390. 6. Mandelli I. 255. 
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Die »cbarl'e .Scheidunj' des Bannuin jiro cuiituinaeia von dem Bannum 
pro nialefitio ist von Wichtigkeit, insofern sich daraus zu ergeben scheint, 
dass der Ungehorsam gegen die städtischen Obrigkeiten an und lur sich nie 
als Missethat aufgefasst wurde. Nach einer Bestimmung des besonders stren- 
gen Schuldrechtes von Pisa könnte es allerdings scheinen, als sei fortgesetzter 
Ungehorsam selbst bei bürgerlichen Klagen schon als Missethat behandelt 
Der ungehorsame Schuldner wird zunächst gebannt; dann heisst es: Et talem. 
et talea aic exhanuitoa ad vohmtatem creditoria, nt coram nobia vel a^aea- 
aore noalro veniant, citari faciermia j>ro aatiafaciendo creditori de debito 
aive rebua, pro qaihua aitnt in bann»; quod ai non i'enerint, poaaimua noa 
et aaaeaaor noater exbannirc et condempnare eum vel eoa non parentea ua- 
qiie in lihria quinqnaginta tantquam de maleßcio.^ Aber diese letzte Be- 
merkung scheint sich doch lediglich auf die Höhe der Bannbusse zu beziehen, 
welche hier so hoch gegriffen werden sollte, wie bei einer Missethat, nicht aber 
den fortgesetzten Ungehorsam selbst als Missethat zu bezeichnen. 

Allerdings finden wir anscheinend einfachen Ungehorsam wohl mit dem 
allerschärfsten Banne bestraft; so etwa bei einem Verlassen der Stadt, welches 
an und für sich noch gar nicht einmal nothwendig Ungehorsam voraussetzt, 
erst dazu wird, wenn einem Gebote zur Rückkehr nicht gefolgt wird. Aber in 
solchen Fällen ist offenbar nicht das Entscheidende das Ausziehen und das 
Verweigern der Rückkehr, sondern das Motiv des Ausziehens, bei welchem 
man Befehdung der Stadt und Verbindung mit ihren Feinden im Auge hatte; 
es handelt sich da um den Ungehorsam eines des Hochverraths Angeschul- 
digten oder Verdächtigen. So heisst es 1252 zu Brescia: atatuit — poteatae 
— voluntate eoiiailii, quod illi, qui nuper tempore aue poteatarie exiverunt 
cii'itatem Srixie facti aunt inimici et proditorea civitatia; es wird dann 
unsühnbarerBann mit den schärfsten Folgen über sie verhängt, so dass, wenn 
sie gefangen werden, der Podesta verpflichtet sein soll eoa deatrua-e in per- 
aonia Ha quod moriantur.' Doch konnte das Ausziehen aus der Stadt, um 
an andern) Urte zu wohnen, an uud für sich verboten sein; so zu Riva, wo 
das nur mit Zustimmung des Podesta imd des Raths gestattet war; aber als 
Missethat wurde das schwerlich betrachtet ; die Folge ist nur, dass der Ueber- 
treter vor Zahlung einer Geldstrafe nicht wieder in die Stadt kommen darf.® 

48. — Der Bann um Missethat, Bannum pro nialefitio, wird als 
schwererer Bann dem Schuldbann oder einfachen Ungehorsamsbanu so off 
schlechtweg entgegengesetzt, dass von vornherein anzunehmen ist, dass alle 
Banne um Missethaten gewisse Eigenthümlichkeiten mit einander gemein hatten. 
Andererseits ist nicht zu verkennen, dass unter ihnen selbst weitere Unter- 
scheidungen gemacht werden. Ist das für alle Gemeinsame die V'^eranlassuug 
des Bannes durch eine Missethat, so ergibt sich doch bald, dass je nachdem 
die Missethat selbst eine schwerere oder leichtere war, auch der Bann ver- 
schiedene Wirkungen hatte. Aber es fehlt der italienischen Rechtssprache an 
besondern Ausdrücken für die schwerem und leichtern Missethaten; alle wer- 
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den al.s Maletitia zusaniiiiengelasst. Um die licsoiiderheit dos Bannes hervor- 
zuheben, wird derselbe dalier wohl nach der begründenden Missethat bezeichnet; 
es ist Rede von einem ßanntim hontJmlii, de paee riipla oder de furto et 
faUitate. Oder er wird Inizeichnet nach der Strafe, welche auf die Missethat 
gesetzt ist; so ist in den Statuten von Casale mehrfach die Rede von dem 
Jiannitua de iali maleßcio, pro quo deberet perdere iHtam. In dieser Rich- 
tung ist nun leicht zu erkennen, dass ein Ilaujitunterschied dadurch begründet 
war, ob eine Missethat nur eine Clcldbusse nach sich zog oder aber eine kör- 
perliclie Strafe. Wie sich das im einzelnen aus den bezüglichen Besümmungen 
ableiten lässt, so wird auch wohl in den Quellen unmittelbar darauf hinge- 
wiesen. So ist in den Statuten von Ivrea die Rede von dem Maleficiiim prop- 
ter quod deberet sohmi in pccunia condempnari^ ; dagegen in denen von 
Modena von dem Bannitus pro maleßcio, e,v quo ex forma staltUoram 
communis vel populi vel ex forma iuris comunis deberet pati petMin mor- 
tis vel membri abscissionem vel deberet fustibus castipari.^ Es ist das 
derselbe Gesichtspunkt, welcher in Deutschland für die Scheidung zwischen 
Frevel und üngerichte massgebend war; wir köimten daher unter Aufnahme 
der deutschen Ausdrücke scheiden zwischen dem Baun um Frevel und um 
Ungerichte. 

Dann aber macht sich damit zusammenhängend noch ein anderer Unter- 
schied geltend, der auch in der .Sprache der Quellen einen bestimmteren Aus- 
druck gewonnen hat. Von jedem andern Banne wird überaus häufig das 
Bannum perpetuum geschieden, der beständige Bann, der als ein schwererer 
Bann um Missethat erscheint; die Unterscheidung von dem Banne mn Misse- 
that schlechtweg tritt besonders deutlich zu Brescia hervor, wo verschiedene 
Bannbttcher für die Banniti perpetuuli’s und pro nudeficio geliihrt wurden. * 
Vorbehaltlich genauerer Erörterung wird dieser Bann im allgemeinen als be- 
ständiger, unlösbarer bezeichnet, nicht weil dabei immer jede Lösung ausge- 
schlossen gewesen w'äre, sondern nur in so weit, als es nicht in der Macht des 
Gebannten lag, den Bann durch Geldzahlungen zu beenden. Damit sind wir 
ira Wesentlichen auf dasselbe .Scheidungsmoment hingewiesen; der beständige 
Bann entspricht im wesentlichen dem Bann um Ungerichte. Doch nicht ganz 
genau; umfasst der beständige Bann auch Fälle, welche sich kaum als Unge- 
richte bezeichnen lassen, so kann wenigstens ausnahmsweise auch der Bann 
um Üngerichte lösbar sein. Dagegen ist der. Bann,,um Frevel, ebenso wie der 
um Schulden und einfachen Ungehorsam, immer lösbar. Uebrigens kann es 
sich da nur um Scheidmigen im ganzen und grossen handeln, welche im allge- 
meinen zutreffen und in der Regel als Haltpunkte dienen können ; im einzelnen 
zeigt sich oft die Gränze zwischen dem unlösbaren Banne und dem Banne um 
Frevel als eine sehr schwankende, zumal desshalb, weil mau den Begriff der 
Unlösbarkeit vielfach nach verschiedenen Gesichtspunkten bestimmt hat. 

49. — Der Bann um Frevel tritt ein bei allen .Sachen, wegen deren 
der Missethäter nur in eine Geldstrafe, nicht aber in eine Körperstrafe ver- 
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urtheiit werden kouiite, sei es unmittelbar, .sei es dass die Körperstrafe even- 
tuell bei Nichtzahlung der Geldstrafe eintreten sollte. 

Der Bann um Frevel kann zunächst Ausweisungsbann sein, wenn 
man des Beklagten mächtig ist Der Bann wird verhängt statt der Geldbusse, 
wenn diese nicht einzubringen ist; nicht etwa nach freier Wahl des Verur- 
theilten. Denn zunächst wird versucht, die Busse nebst dem etwaigen Scha- 
densersatz aus seinem Vermögen in Geld einzubringen. Zeigt sich das un- 
möglich, so wird als weitere Massregel häufig erwähnt eine Beschädigung des 
VeiTirtheiltcn an seinem Gute um den doppelten Betrag. So häufig in den 
Statuten von Pistoja: Kt si praedictam poenam habere nequivero, de eiäa 
bonia eum peiorabo in diiplum, oder in denen von Val d’ Ambra: Quam 
penam ai auferre non poterit, feneatiir poteataa contrafadentem damni- 
fixare in ditphon; abweichend in denen von Parma penam ei toUam vel tan- 
tum eum peiorabo.^ Erst dann, wenn wegen Vermögenslosigkeit die Strafe 
in der einen oder andern Weise nicht eingebracht werden kann, folgt nicht 
etwa, wie in den ältem Gesetzen, Knechtschaft oder Haft oder körperliche 
Bestrafung, sondern der Bann; so in den Statuten von Pisa: Kt ai tantum 
non habiierit, qitod pena predicta poaait ei tolU vel damnificari, eum ex- 
banniemua — et pro exbannito tenebimua uaque ad aatiafaetionem'^; und 
entsprechende Bestimmungen finden sich häufig. Nur in den Statuten von 
Aosta scheint die Zahlungsunfähigkeit nicht als nöthige Vorbedingung; e® 
heisst ai aolvere non potuerit vel noluerit vel damnum vel iniuriam paaao 
non emendavent — , d. comea — ipaum poaait bampnire et terram inter- 
dicere.^ 

Wird durchweg angegeben, dass der Bann bis zur Zahlung der Geld- 
strafe dauern soll, so ist derselbe zunächst als Zwangsmittel, nicht als Ersatz 
der Geldbusse zu fas.sen. So heisst es häufig in den Statuten von Verona: ai 
non potest aolvere, extrahatur de treva Verone et ampUua non revertatur, 
donec praedictam poenam aolvat. Aber gerade in einzelnen altem Statuten 
fehlt jene Bestimmung, während von vornherein der Bann aufbestimmte 
Zeit begränzt erscheint; dann würde es sich also um eine selbstständige 
Strafe handeln, welche die Geldbusse ersetzt. So heisst es in den Statuten 
von Genua von dem, der verbotene Waffen trägt: aol. xx. ei toUemua, ai in- 
venerimua; ai autem non invenerimua et peraonam eiua habere poterimua, 
iurare factemua iUum, quod non habitet in noatro epiacopatu per totiim 
noatrum conaidatum.* Und mehrfach in den Statuten von Pistoja: Kt ai 
praedictae peraonae non habuerint, unde praedictam poenam aolvere va- 


49 . — 1. Mon. Pumi. 1 a, 309. 2. Bonaini Stat. 1, 359. 8. I-eg. manic. 37. 
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leant, expdlantur de ciidtate et in tolo eoneidatii illius anni in eivitate 
noetra, nee in hurgi», nee in/ea tria milliitria prope. civilntein hnhiUtre 
pernütlanlnr.^ Man kijiinte annchincn, die Beschränkung iiuf das Konsulats- 
jahr beziehe sich nur darauf, dass die Gewalt der jedesmaligen Konsuln nicht 
weiter reicht, es könne trotzdem bei jedem Wechsel des Konsulats der Bann 
wieder bestätigt sein, wie es denn (■innial allerdings in solchem Falle vom 
Podcsta heisst: JUt »ic faciat iitrare giios siiecessores.^ Aber in den Sta- 
tuten von Pistoja ist überhaupt der Gesichtspunkt herrschend, dass jede Ver- 
bannung nur eine bestimmte Zeit zu dauern habe; selbst für Fälle, wo andere 
Statuten unlösbaren Baiui verhängen, ist liier nur von Verbannung auf fiinf 
bis zwanzig Jahre die Rede’’; nur in einem Einzolfalle, wo ein Konsul er- 
schlagen war, ergibt sich immenvährende Verbannung, indem es heisst: Fit 
hoc faeiam iurare meog proxhnos ai(Ccessores consides vel poteatates, et 
qiiod ip»i faeimt iitrare aiioa et iüi aitos, et sic itsque ad e.vtreinum viltte 
iüins.^ Die ganze Auffassung der Verbannung scheint hier noch eine wesent- 
lich andere zu sein, indem dieselbe nicht als Zwangsmittel erscheint, sondern, 
auf bestimmte Zeit beschränkt, als eine eigentliche Strafe, welche mit oder 
statt einer andern verhängt wird. 

Den spätem Statutim ist, so weit ich sehe, ein Bann auf bestimmte Zeit 
ganz fremd. Aber es .scheint, dass man da, wo es sich um blossen Bann um 
Frevel handelt, wohl nach Ablauf einer gewissen Zeit auch ohne Zahlung der 
(reldstrafe die Lösung ermöglichte. So heisst e.s zu Parma in einem Statut 
von 1242: Potestas teneatur, qiiod omnes hanniti in anno preterito, qui 
non sunt in banno pro offensione facta alicui in persona neqne pro fnrto 
neque pro damno dato neque pro incendio neqiie jiro offensione facta in 
platea, volentes venire ad praecepta potestntis, extrahantur de hanno sob- 
vendo solummodo v. sol. Parnumses.^ Diese Summe ist nur die für jede 
Lösung zu zahlende geringste Bannbusse"’; die Geldstrafe für den Frevel 
scheint man als durch die zeitweise Verbannung ersetzt betra<-htet zu haben. 
Und wenn es zu Pisa heisst, nachdem vorher von den um Missethat überhaupt 
Gebannten die wegen einer Reihe schwerer Missethaten Gebannten unter- 
schieden sind: Fit precipue suprastriptos exceptatoa seit, nominatoa non 
reconciliabimus — , niai bannum in qnod inatrrerint et misai fnerint — 
eolverinO^, so scheint sich daraus mittelbar zu ergeben, dass es im Ermessen 
des Podesta stand, den Bann um Frevel auch ohne Zahlung aufzuheben. 

War man des eines Frevels Angeklagten nicht mächtig, so mag man 
sich auch zuweilen zunächst nur an sein Gut gehalten haben. Der Podesta 
von Verona verspricht 1202 für Emendation jeder einem Cremoneser zuge- 
fugten Verletzung zu sorgen: Et ai — peraonaa, que itoc fecerint, invenire 
non potero, ego bona fide. bona eorinn intromittam et posseasionan passn 
violentiam dabo et in poaaeaaione ipainn defendam, aalvis privilegiis cre- 
ditorum. Dann erst: Et ai bona non habuei-int, unde poaait conqiierentl 
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gatinfiifi'-re., in Ininno Veniiw eiim potnini, twr de linnno V'itohc enm ea;- 
IraJttnn, niei prixs aalisfecerU ei, pro qiio in hanno fnerit.^'^ (ifwöhnlich 
ist von uninittelliarer Verhängung des Ungehorsamshannes die Rede; 
und da dieser, worauf wir zurückkonmien, Verurtheilung in die bezügliche 
Geldstrafe zur Folge hatte, so wird seine Lage wesentlich dieselbe; kehrt er 
zum Gehorsam zurück, hidein er sich den städtischen Gewalten stellt, so wird 
der Rann gelüst, wenn er die Geldstrafe zahlt oder dieselbe ihm nachgesehen 
wird. 

50. — Ein lösbarer Bann um Ungerichte kommt nur ganz aus- 
nalirasweise vor, da derselbe regelmässig dadurch unlösbar wird, dass ent- 
weder eine KöriK>rstrafe unbedingt verhängt oder doch ausser der Zahlung 
noch eine .Sühne verlangt wird. Ein Beispiel geben hisbesondere nur die Sta- 
tuten von \'al d' Ambra. In diesen ist eine Körperstrafe nie unbedingt gedroht, 
sondern alle Missetliaten sind zunäclist mit Geld zu büssen; ist aber die .Strafe 
binnen zehn Tagen nach Ergreifung des Verbrechers nicht gezahlt, so erfolgt 
bei dem mit 100 Pfund zu büssenden Todschlag Ilinrichtung, bei Bussen bis 
zu 25 Pfmid herab Verstümmelung, während bei niedern Bussen in der Regel 
ein Ersatz durcli Köq)crstrafe nicht eintritt. Weiter aber wird nur in den 
drei Fällen des Todschlags, des Friedensbruchs uud blutiger Wunde der Bann 
durcli Forderung einer .Sühne zu einem unlösbaren. ' Dagegen ergibt sieh hier 
für viele Ungerichte, wie Brandstiflmig, Raub und grossen Diebstahl über- 
haupt kein beständiger Bann, da der Verbrecher, wenn er wegen Ungehorsam 
gebannt war, sich immer duich Zahlung lösen konnte. Vom Bann um Frevel 
unterscheidet sich dieser Bann, abgeselien von den grösseren Strafsummen 
nur dadurch, dass er immer Ungehorsamshann ist, dass der zahlungsunfällige 
Verbrecher, wenn man seiner habhaft war, nicht ausgew’iescn, sondern durch 
Verstürainelmig gestraft wurde. 

51. — Der beständige Bann, Bannum perpetuum oder perpetuale 
nach dem ganz feststehenden .Sprachgebrauche der Quellen, ist jeder Bann, 
welcher nicht nach Belieben des Gebannten durch blosse Zahlung von Geld- 
strafen beendet werden kann. Der Ausdruck ist aber insoweit nicht scharf 
bezeichnend, als in vielen Fällen doch eine Beendung des Bannes von voni- 
lierein vorgesehen ist, in andern freilich dieselbe schlechtweg ausgeschlossen 
erscheint. So bestimmt der Unterschied in den Quellen hervortritt, so fehlt 
doch ein bestimmter .Vusdruck; da als unter.scheidcndes Merkmal meistens der 
Umstand betont wird, ob di-r Bann durch .Sühne mit dem Verletzten beendet 
werden kann oder nicht, so dürften sich die beiden Arten des beständigen 
Bannes als sühnbar und unsühnbar bezeichnen hussen. 

Der sühn bare Bann wird desshalb als beständiger bezeichnet, weil 
der Bann weder durch Zahlung noch durch Nachsicht einer .Strafe beendet 
werden kann, wenn nicht die Zustimmung des Verletzten oder seiner Erben 
hinzukommt, dieselben dem Gebannten Frieden oder .Sühne, Piue, Finis, 
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auch CompoaUio, zugestehen, in deren Hand es deinnacli liegt, den Bann zu 
einem innnerwährcnden zu machen, ln den Statuten von l’arma wird geradezu 
als Kennzeichen des damit dem sonstigen Spraehgehrauche nach zu eng ge- 
fassten Banmun i>erpetuum angeführt: qiiod mn poa^U ea'ire de hannn, nisl 
paeenihahueritabillo, qui malinii recepo’it — relah iUis, qiti proximiores 
sunt ad idtulicandum.^ Der Grund ist da schon angedeutet; wenn die Ge- 
meinde auch im öfientlichen Intcrcs.se eine körperliche Strafe nicht verlangt, 
so erkennt sie doch das Recht des Verletzten auf Rache an ; so wird in den 
Statuten von Pistoja von der Bestrafung ausdrücklich au.sgenonunen, qui in- 
terfecerit inter/eelorem parentum aut fiUi vel fratris aut agnati vcl co- 
gnati seit generi stii, unde finis non sit faeta; et illuin, qui rindictnin pro 
suo donüno /ecet'it.^ Da aber die Hebung der Rache den Frieden der Ge- 
meinde selbst bedrohen würde, so verbietet sie dem Schuldigen den Aufent- 
halt, bis er sich zur Versühnung versteht oder dieselbe erlangt hat; die für 
ihn mit dem Banne verbundenen Xachthcile sollen ihn bestimmen, die Sühne 
baldmöglichst auch unter harten Bedingungen zu suchen. So in einem Schwure 
der Mailänder 1167: Jit iUa persona, qtw lut ne ß nein facerc noluerit, ego 
expellam eumdemea ciritate et eoinitatu, nee eum perinittain ihi hahitare, 
donec hanc finem non fecerit.^ Auf welche Bedingungen er Sühne gewähren 
wollte, scheint ganz beim Verletzten gestanden zu haben. Verlangt die karo- 
lingische Gesetzgebung^, dass der Verletzte gegen Empfang der bestimmten 
Busse auf die Fehde verzichten müsse, widrigenfalls er selbst verbannt wird, 
so tritt ein solcher Zwang in den städtischen Rechtsqucllen nirgends mehr her- 
vor, wenn die Gemeinde auch die Sühne zu fördern sucht. So wurde nach den 
Statuten von Pistoja derjenige, welcher de cetera eorpoi'oliter ad saneta dei 
erangelia iuraverit, ae non facere finem nee rationem de aliqua offensa 
sibi facta ab aliqua persona, mit hoher Geldstrafe und fünfjähriger Ver- 
bannung bestraft.* Nur ist freilich gerade hier auffallend, dass auch der sonst 
eine Sühne erfordernde Bann auf bestiuuute Zeit verhängt wird ; so einmal auf 
fünf Jahre, niai pacificatus fuerit cum eo, cum quo litem habuerit^; da 
würde doch anzunelunen sein, dass nach Ablauf dieser Zeit ihm Frieden ge- 
währt werden müsse, ln Fällen, wo die Verletzung, von der man Rache be- 
fürchtete, eine solche war, dass die Gemeinde sie billigte, bestand sie aller- 
dings auf Gewährung der Sühne; nach den Statuten von Bologna muss der 
Verurtheilte dem Ankläger Frieden geloben; verweigert er das, so wird er 
gebannt, um den Frieden zu erzwingen.^ Andererseits finden sich auch wieder 
Massregeln, durch welche das Recht auf Sühne noch besonders geschützt ist; 
nach den Statuten von l*isa genügt es allerdings im allgemeinen, dass der 
Verletzte selbst, die Persona principalis, Frieden gewährt; geschieht das aber 
in articulo mortis, wo wohl Gewissenszwang vorausgesetzt wird, so ist sie für 
Söhne und Blutsverwandte nicht gültig, wenn diese nicht zustimmen.® 

ln einzelnen Fällen kann der sühnbare Baun einzige Strafe einer 
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Missctliat sein. .So heisst es in einem .Statute von Bologna, dass derjenige, 
welcher jemandem Infamie vorwirft, weil er zu Bologna studirt, seihst infam 
und unter Beschlagnahme seiner Güter im Banne sein soll, nec bona recii- 
peret, nec de hanno extrahatur, nim per voluntatein eins, cui hoc obitiat.^ 
Die andenreitig angedrohten Nachtheile hängen mit dem Banne anfs engste 
zusammen, sind durch das Fortbestehen desselben bedingt, .so dass anzunehmen 
ist, dass eine .Strafe überhaupt nicht eintritt, wenn der Beleidigte etwa von 
vornherein darauf verzichtet. Dahin lassen sich auch wohl die Bestimmungen 
der .Statuten von Verona und Ferrara über die Ketzer ziehen, welche ausge- 
wiesen werden sollen, nisi veneidnt ad voluntatem cpiscopi; da ihnen andere 
.Strafe nicht gedroht ist, so hört der Bann wohl auf, wenn sie die der Sühne 
zu vergleichende Zustimmung des Bischofs erhalten, von dessen Willen über- 
haupt ihre Ausweisung abhängig gemacht wird. '® 

Die regelmässige Anwendung des sühnbaren Bannes ist die, dass er 
neben einer Geldstrafe verhängt wird für Ungerichte, für Missethaten, 
welche nach manchen .Statuten unbedingt oder eventuell mit einer Körper- 
strafe bedroht sind; kennen da andere Statuten nur Geldstrafen, so zeigt sich, 
abgesehen von der grossem .Strafsnmme, der Unterschied vom Banne um 
Frevel doch auch hier in der Forderung einer Sühne mit den Verletzten. .So 
büsst zu Nizza ein Edler, der einen andern Edlen erschlägt, zwar mit dem 
Tode ; erschlägt er aber einen Unedlen, so zahlt er hundert Pfund, et pro ho- 
micidio ipeiim in perpeinum forestabo, quousqiic ad pacein cum heredibus 
defuneti venerit.'^ Nach den Statuten von Moncalieri wird jeder Todtschlag 
mit zweihundert Pfund gebüsst und einem Banne, de qiio non excat, nisi cum 
anüciavel heredibus interfecti prius ad concordiam pervenerit.^^ Bestehen 
die Verwandten nicht auf dem Banne, so kann er überhaupt unterbleiben ; zu 
Verona heisst es bei Mord, Verstümmelung und Friedensbruch, wenn dafür 
keine Körperstrafe verhängt wird: eum — de treva, nisi compositio facta 
fuerit, eximam^^; zu Ivrea wird der Mord immer mit dem Tode bestraft, 
aber der Todt-schläger zahlt zweihundert Pfund und kann in der .Stadt bleiben, 
wenn die drei nächsten Verwandten des Erschlagenen einwilligen. 

ln diesen Fällen ist der Bann zunächst als ein nach Zahlung der Strafe 
zu verhängender Ausweisungsbann gefasst. Aber es ist sehr erklärlich, 
wenn die Quellen den sühnbaren Bann durchweg von vornherein als Unge- 
horsamsbaun fassen, voraussetzen, dass der Thäter sich dem Gerichte 
nicht stellt; es heisst gewöhnlich, der Thäter soll in beständigem Banne sein, 
bis er die .Sühne der Verletzten erlangt und die Pena zahlt. Konnte durch 
blosse Zahlung der .Strafe der Bann nicht abgewandt werden, so war auch für 
den Ziihlungsfahigen Thäter, der entweichen konnte, keine Veranlassung, die 
Strafe zu zahlen, ehe er nach erlangter .Sühne die Gewissheit hatte, sich damit 
vom Banne befreien zu können. Es wird das thatsächlich so sejir die Regel 
gewesen sein, dass sich daraus wohl \nelfach als Herkommen ergeben mochte. 


51.—] 9. Sarioli 2, 46G. 10, C'iimpngnoU Ilb'. Antiq. U. 5, 89. 11, Leg. mnoic. 63. 

I.rg. munic. H02. 18# Camp:ignoIa 66. 14. Leg. inunic. 1200. 


Digiti.’ Cd by Google 



SüiinWer fisnU. 


109 


dass man in solchen Fällen auch von dem Thäter, dessen man etwa habhatl 
war, zunächst nicht die Zahlung verlangte, sondern ihn unmittelbar bannte, da 
jene ohnehin durch die mit dem Banne verbundene Beschlagnahme des Guts 
gedeckt schien. ’ * Den Zalüungsunfähigcn konnte freilich ohnehin in dieser 
Richtung, auch wenn er sich dem Gerichte stellte, nichts anderes treffen, als 
die Verbannung; aber auch er wird es doch in der Regel vorgezogen haben, 
dieser durch die Flucht zuvorzukommen, um der Rache der Verletzten zu ent- 
gehen. 

Für ihn insbesondere konnte aber ein weiterer Anlass zum Ungehorsam 
noch darin liegen, dass Missethaten, welche Sühne erforderten, zwar vielfach 
ausschliesslich mit Geld gestraft wurden, nelfach aber auch eventuell bei Zah- 
lungsunfähigkeit mit schweren Körperstrafen. Bei schwerer Verwundung 
büsst zu Turin der Thäter mit 25 Pfund und bei Zahlungsunfähigkeit mit Ab- 
hauen eines Fusses oder einer Hand; ist man seiner nicht habhafb, so wird er 
gebannt bis zur Zahlung und .Sühne.'® Nach den bereits besprochenen Be- 
stimmungen der Statuten von Val d’ Ambra erfordern Todtschlag und Friedens- 
bruch ausser der Zahlung der hohen Geldstrafe auch die .Sühne; der Zahlungs- 
unfähige aber wird hingerichtet oder verstümmelt. Bei blutiger Verwundung 
wird gleichfalls Sühne verlangt, während eine eventuelle Körperstrafe nicht 
gedroht ist, wir sie also nach diesem Gesichtspunkte nur als Frevel zu be- 
trachten hätten; der beständige Bann ist da weniger durch die .Schwere der 
Mis.sethat, als dadurch bedingt, das dieselbe als unmittelbar gegen die Person 
gerichtet Sühne erforderte, wälirend sehr schwere Missethaten hier unbedingt 
lösbar erscheinen. ' ' 

Endlich scheint doch auch wohl bei solchen Ungerichten, bei welchen den 
gehorsamen Thäter Körperstrafe getroffen hätte, gegen den ungehorsamen nur 
ein sühnbarer Bann verhängt zu sein, welcher durch Zahlung einer Geldbusse 
nach erlangter .Sülme ohne Erleidung einer Körperstrafe zu lösen wur. So 
•setzen die .Statuten von Modena auf Verstümmelung beständigen Bann; doch 
kann der Tliäter dem entgehen, wenn er sich binnen vier Tagen dem Podesta 
stellt, der ihn dann freilich personaliter et realiter bestrafen kann. Lässt er 
sich aber als ungehorsam bannen, so kann der Bann nach erhängter .Sühne 
vom Ritter mit hundert, vom Fussgänger mit fünfzig Pfund gelöst werden. '* 
Solches würde vielleicht üfU-r erwähnt sein, wenn man nicht in diesen Fällen 
überhaupt als Regel nur den Ungehorsam ira Auge gehabt hätte. Der Ge- 
sichtspunkt war dann wohl der, dass man einen solchen Bann doch nicht zu 
einem nnsühnbaren machen wollte, insofern bei einem Verharren auf der Kör- 


16, Nach I... Pap. Karol. 125 soll überhaupt vor der Compositio dos FViedensgeld nicht ge- 
nommen werden, was die Exp. als geltend zu betrachten scheint und die Erklärung darin 
sucht, dass es sonst wegen Zahlungsunfähigkeit oft nicht mehr znr Sühne kommen würde. 
Aber in den Statuten finde ich das nie als allgemeine Regel ausgesprochen; bestimmt da- 
gegen scheinen die sogleich zu erwähnenden KSlIe des sühnbaren Bannes zu sprechen, bei 
welchem man, wenn man des Verbrechers habhaft war, alsbald die Zahlung der öffentlichen 
Geldstrafe forderte, wenn nicht Körperstrafe eintreten sollte, 10, I.eg. iniiiiic. 710. 
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perstrafe der Thäter voraussichtlich nie zum Gehorsam znrOckgekehrt sein 
würde. Diese Auffas.sung Hesse sich noch stützen durch die noch weiter grei- 
fende Bedeutung der Sühne in den sich freilich dem italienischen Brauche we- 
niger bestimmt anschliessenden Statuten von Trient; auch der schwerste Ver- 
brecher wird mir hingerichtet, wenn er binnen einem Monate die Sühne nicht 
erlangt; erlangt er diese, so tritt auch für den, dessen man habhaft ist, nur 
Geld.strafe ein. 

Beim Bestehen eines Ilerrschaflsverhältnisses wird auch noch w'ohl die 
Gewährung einer Sühne durch den Herrn verlangt Zu Turin ist für den 
TodLschlag Sühne mit dem Grafen und mit den Erben des Erschlagenen nö- 
thig.'-*“ Der Erzbischof von Genua verbannt 1216 mehrere wegen Todtschlag 
und anderer Missethat aus seinem Gebiete, donec. per ipanm vel auum niin- 
timn fiierint reatituti und erklärt ihre Güter filr konliszirt, niai quantiim d. 
arcluepiaeopna eis dhnittere vellet per miaericordiani pace interveniente.^* 
Es ist das wohl dahin zu verstehen, dass hier ein Recht auf Lösung durch 
eine bestimmte Summe nicht bestand, die Lösung demnach nur durch beson- 
deres .\bkommen mit dem Herrn zu erlangen war. In Statuten von Städten 
ohne Herren finden sich ähnüclie Vorbehalte zu Gunsten der städtischen Obrig- 
keiten nicht, wie das die verschiedene Stellung derselben leicht erklärt; ist der 
Bann überhaupt sühnbar, so ist nach erlangter .Sühne von den Verletzten die 
Lösung nicht mehr Gnadensache, sondern muss gegen die bestimmte Straf- 
summe erfolgen. 

52. — Der u n s ü h n b a r e B a n n kann überhaupt nicht gelöst werden, 
ln einzelnen Fällen kann auch dieser als Ausweisungsbann gegen jeman- 
den, dessen man habhaft ist, verhängt werden; der nächste Gesichtspunkt ist 
der, Personen, von welchen man Schädigung des Interesses der Gemeinde 
fürchtet, auf immer von ihr fern zu halten. In den Urkunden des Lombarden- 
bundeswird mehrfach den Anhängern des Kaisers mit Austreibung und Güter- 
einziehung gedroht'; doch wird die Verbannung nicht als eine beständige be- 
zeichnet, mit Zustimmung der Rectoren des Bandes kann sie aufgehoben 
weiden. Bestimmter schon heisst es nach einem Statut von Bologna von 120.3 
von demjenigen, welcher .Schüler verführt, an andern Orten zu studiren: in 
antea nee ipae nee siti liheri amt habitatorea huins eivitatia et ipao iure 
aint puhlicata in eoimmmi honn enruin et eliam peranne eoriim aint in 
baiinu eoimnunia Bomme; elienso wird 1220 beständiger Bann demjenigen 
gedroht, der das .Studium von Bologna zu verlegen sucht.* Als Ferrara 1208 
den Markgrafen von Este zum beständigen Herrn annahm, wurde bezüglich 
aller, dieetwa.s dagegen unternehmen, bestimmt: aieut violatorea ipaius eivi- 
tatis ipao iure perpetuo aint in banno, et omnia aua bona communi Fer- 
rtirie. applieentur; et in eifitate Ferrarie neqiie diatrietu non halntent 
neque morentur, aed aemper ab hae uula aint exulea et deieeti.^ Besonders 


61.--) 10. S lg. 14. 141. 30. I.eg. munic. 710. 21. Ub. iur. (len. 1, 579. 
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scharf wird dann die Unlösharkeit eines solchen Bannes hetont in einem Statut 
von Parma von 1316, wonach derjenige, der die Stadt unter einen Hen-n zu 
bringen sucht, hingerichtet werden soll, und weiter filii etheredeg et filii filio- 
riim banmanliir perpetuo jero mallexardia et proditione, et tamquain 
hannitietrehelles perpetno habearttnr et teneautiir, eteorum bomi nt sitpra 
piddicM’i debeant et devagtarl, de quo banno exire non possint nee extrahi 
per aliqnam paeeni, qnae fieret, per aliqnod slatntnm seit reformaeionem 
vel alio qnoqno modo.* 

Auch scheint dann, wenn bei todeswürdigen Verbrechen doch ausnahms- 
weise Ersatz der Hinrichtung durch Geldstrafe zugela.ssen war, aucli nach 
Ausführung der Strafe der Bann als unlösbarer fortgedaueit zu haben. So 
nach den Statuten von Turin; Si qnis freqerit siratam, perpetnaliter sit 
bampnitns, nee nlterius inTheinrino debeat hahitare et eins bona d.eotniti 
applieentnr nnh'ersa; et si in fort iam iudicis vel reetorls pervenerit oeei- 
datur, nisi solverit lihras eentnm pro bampno.^ 

Am häufigsten kommt der unsiihnbare Bann vor als Ungehorsams- 
bann bei Verbrechen, welche mit Hinrichtung oder auch Verstümmelung be- 
straft wurden. War man des Verbrechers habhaft, so wurde die Strafe voll- 
zogen. War man seiner nicht mächtig, so war auch von vornherein gar nicht 
zu erwarten, dass er je zum Gehorsam zurilckkehren werde, wenn man ihm 
jene .Strafe nicht nachsehen würde; das aber sollte in solchen Fällen nie der 
Fall sein, sie sollte weder durch eine Geldstrafe ersetzt, noch nach erhaltener 
Sühne der Verletzten erlassen werden können. Daher wird die Unlösbarkeit 
in die.sen Fällen aufs schärfste betont; und dass man des Verbrechers nicht 
habhaft sein werde, wird so sehr als die Regel angenommen, dass die in erster 
Reihe zu verhängende Todesstrafe oft gar nicht erw'ähnt wird, dass der nn- 
sühnbare Bann, der eigentlich nur eventuell als Ersatz jener eintreten sollte, 
in den Quellen als die unmittelbar auf das \'crbrechen gesetzte .Strafe genannt, 
daneben dann freilich auch oft erwähnt wird, dass er hingerichtet worden soll, 
wenn er in die Gewalt des Richters kommt. 

Da der Ausdruck Bannum perpetuum auch den sühnbaren Bann begreift, 
ein besonderer Ausdruck für den unsühnbaren den Quellen aber fremd ist, so 
finden sich gewöhnlich weitere iVngaben, welche den beständigen Bann als 
unsühnbaren schärfer kennzeichnen. Nicht selten oben durch die Angabe, dass 
er auch nach erlangter Sühne der Verletzten fortdauert .So heisst es zu Ve- 
rona bfü Todtschlag oder Verstümmelung, die im .Stadthanse begangen: /xr- 
petuo extrahatnr de treva et nnnquam possit pacem habere, nee amplins 
sit habitatm' Veronae^; zu Modena vom Älörder: in banno perpetnali po- 
natur et de eivitate et distrietu Mntine pi'rpetno debeat forastari — ita 
quod exire non debeat — etiam si pacem luibneril ab lurede inttrfecti vel 
a propinqids. ’’ Nach den .Statuten von Parma soll jeder Bann um Missethat 
nach erlangter Sühne gelöst werden: exeeptis de bannitis /»'o tnorte furtiva 

4 . Mon. Farm. 1 c, 210. 5, l,pjj. munic. 708. ö. CampaKnola 51. 7. Mou MuJ 
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vel pro pacc ruptarelpro faUitaleseu offenmow facta in platea nova — , 
qui de haiuto twtrahi iion possint l•ci(lyn parem habentes; noch schärfer 
heisst es in Statut von 1239 von diesen Verbrechern: quod niinquam tnapis 
possit e.vtrah! de batino, etlam si ad pacem pervenerit vel hahuerit, nec 
, parabola consciUi vel eoncionis, nec aliqiia ßdaneia seit securitas standi 
vel futbitand! /n eivitate vel episcopatu Parmae possit baberi aliquo modo 
vel higmio nec a concione nec a conseillo.^ Aehnlich zu Pisa mit Rücksicht 
auf eine Reihe früher erwähnter Verbreclien: Salvo tarnen quod predicti 
supra nominati niinquam reconciliari possint neqiie per cotutilium qiia^ 
drinifcntoriiin de popiilo vel per aliqiiod consiliuni vel ordinamentiini Pi- 
sani eonimiinis vel popiili.^ Nach den Statubui von Brescia wird Bruch des 
beschwornen Friedens mit dem Tode bestraft: Si autem persona frangentis 
pacem haberi non poterit, inbanno perpetuali ponafur, dequonullo modo 
possit fti'fVe. Gewiss ist auch trotz geringerer Schärfe des Ausdrucks un- 
sülnibarer Bann gemeint, wenn nach den Statuten von Modena der Gebannte 
yn ‘0 homicidio, vel robaria, incendio, assassinio, falsitate, proditione sive 
strata robata, filia vel uxorc alieiiius rapta vel corrupta non possit per- 
peliio exire de baimo.^ 

Wie hier, werden in den einzelnen Quellen mehrfach die Verbrechen auf- 
gezählt, auf welche unsühnbarer Bann steht. Aber allgemeingültig werden sich 
dieselben nicht angel)cn lassen, da eben die Best^afmig desselben Verbrechens 
an verschiedenen Orten verschieden war; aus der Vergleichung ergibt sich als 
massgebend nur, dass unsühnbarer Bann immer da eintritt, wo auf ein Ver- 
brechen eine schwere Körperstrafe gesetzt ist, welche durch Geldzahlung nicht 
abgewandt werden kann. Wo jedes Verbrechen durch Geld gesühnt werden 
kann, nur eventuell Hinrichtung oder Verstümmelung eintritt, wie in den Sta- 
tuten von \'al d'Ainbra'*, da gibt es eigentlich keinen nnsühnbaren Bann ; nur 
dass thatsächlich bei der den meisten unerschwinglichen Höhe der Strafsmnme 
bei schweren Verbrechen der Bann wesentlich densell>en Erfolg hat. Wird in 
den .Statuten von Casale als schwerster, nach seinen Wirkmigen dem unsühn- 
baren gleichstehender Bann nur hervorgehoben das .ßrtnnum de tali maleßlio, 
pro qiio deberet perdi've vilam^\ so ist eben anzunehmen, dass jede andere 
.Strafe, auch dieA'erstümmolung, durch Geld abgelöst «'erden kann, ln andern 
ist er keineswegs auf todeswürdige Verbrechen beschränkt; konnte die Ver- 
stüniiuelung nicht durch Geld gelöst werden, so geht man offenbar davon aus, 
d.xss jeder lieber den Bann ertragen wird, als die Lösung durch Verlost von 
Hand oder Fuss erkaufen; in den .Statuten von Pisa tritt denn auch derselbe 
unsühnbare Bann fiir Hinrichtung oder Verstümmelung ein''*; und jene zu 
Modena mit unsühnbarem Banne bedrohten Verbrechen sind gewi.ss nicht 
säinmtlich todeswürdige; denn werden die \’erbrecher gefangen, so soll der 
Podesta sie nach dem Gesetze bestrafen, während es sonst gewöhnlich einfach 

52.- I .S. Mod. rann. 1 a, :JI0. 31:1. 9. Bonaini .Stat. 1. 388. 19. Odoriri 7, 121. 
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heilst, dass sie hingerichtet werden sollen, da es sich allerdings ineistentheils 
ntn Verbrechen handelt, auf die der Tod steht. 

63. — Bei allen .Arten des Bannes ist von der Verhängung des Bannes 
zu unterscheiden das Wirksaniwerden oder die Fälligkeit des Ba'nnes, die 
Decursio banni. Nur in den wenigen Fällen, wo ein unsühnbarer Bann als 
Ausweisungsbann verhängt winl, Hesse sich annehmen, ilass sogleich nach der 
Verurtheilung der Bann gesprochen und auch wirksam »Tirde, weil er hier 
unbedingt eintritt, gar nicht abzuwtmdcn ist, für einen .Aufschub der Zweck 
fehlen würde. Bestimmtere Angaben dariil)er sind mir nicht aufgefallen; da 
aber der Zweck mir war, den A’enirtheilten vom .Stadtgebiete fern zu halten, 
so' werden, wenn die .Ausweisung auch sogleich erfolgte, solche Wirkungen des 
Bannes, welche darauf berechnet waren, dem Gebannten den ungefährdeten 
Aufenthalt unmöglich zu machen, erst nach eJner gewissen Frist eingetreten 
.sein, welche genügte, dass er das Gebiet ungefährdet verlassen konnte. So 
wird wohl für jeden Bann angegeben, dass das A’erbot der Unterstützung des 
Gebannten erst nach drei Tagen wirk.sam werde ', woliei freilich zugleich der 
Gesichtspunkt massgebend .sein konnte, dass der Bann nicht sogleich allen 
Bewohnern des Gebiets bekannt wurde. 

Bei jedem andern Bann konnte es einen Zweck haben, die Wirkungen 
des Bannes nicht sogleich eintreten zu las.sen. Bei jedem Ungehorsamsbann 
mochte man abwarten, ob der Beklagte nicht zum Gehorsam zurückkehre; 
bei jedem andern Ausweisungsbann, ob er dcn.selbcn nicht unnöthig mache, da 
derselbe durch gewisse Zahlungen allein oder mit Erlangung der .Sühne von 
den A’^erletzten abzuwenden war. Das findet sich denn aucli durchweg beachtet; 
das italienische Bannverfahren hat Fristen; aber wenige und kurze; von den 
wiederholten und ausgedehnten Fristen des deuLschen Rechtes ist da niclrt die 
Rede. Als Regel finden wir zwei Fristen; von der Ladung vor Gericht oder 
dem Befehle, genugzuthun, bis zur A'erhängung des Bannes; dann von der 
Verhängung des Bannes bis zur Fälligkeit desselben. 

Was die Ladung vor dem Banne betrifft, so verlangte das ältere 
Ungehorsamsverfahren wiederholte, wo sich eine bestimmtere Angabe findet, 
dreimalige Ladung, ehe der Bekl.ogte als ungehorsam zu behandeln war; frei- 
lich ohne längere Fristen, da mehrfach ei-wähnt wird, dass die Ladung an drei 
auf einander folgenden Tagen geschah.'^ Eine .solche dreimalige Ladung finde 
ich später nur in den .Statuten von l\Tca ei'wähnt; wenn der einer mit Geld 
zu sühnenden Missethat Angeklagte flieht, .so ist er zunächst an seinem Rau.se 
zu laden, dann aber ter de Irihim in frilnut diehns öffentlich durch die .Stadt 
zur Stellung anfzufordem; von einem von der Ladung verschiedenen Biumge- 
bote ist nicht die Rede; stellt er sich auf die letzte Ladung nicht, so treten 
unmittelbar die AV'irkungen des fuHigen Bannes ein. Und auch das scheint auf 
Frevel beschränkt; denn vom Mörder heisst es ausdriicklich, dass er. wenn er 
flieht, pt'ft ip/ifr fnfla hundert Pfund zahlen soll, abge.sehen von etwaiger spä- 
terer A^-rurtheilung, .so dass hier ohne weitere Fristen der Ungehorsam wenig- 


2^. !• Aosta: l^eg. inunif 37. 2« Vgl. ^ u. 0’. 
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stens schul! eine Ungehorsamsstrafe nach sich zog.^ Eine doppelte Ladung 
mit jedesmaliger Frist von drei Tagen wird zu Padua beim Schuldverfaliren 
erwähnt; doch scheint hier die zweite Ladung gleichfalls schon dem Bannge- 
bote gleichzustehen. ^ 

ln der Regel ist nur von einmaliger Ladung vor dem Banne die Rede. 
Stellt der gehörig Geladene .sich nicht binnen bestimmter Frist, zu Pisa von 
zwei Tagen, so wird der Bann verhängt. ^ Beim Banne um Schuld entspricht 
der Ladung ein Befehl, den Gläubiger zu befriedigen; wird er nicht befolgt, .so 
erfolgt zu Modena der Bann am dritten Tage.® Doch findet sich da nicht 
überall eine h'rist bestimmt; zu Parma heisst es einfach, wenn der Geladene 
nicht kommt, wird er geluinnt. t 

Die Verhängung des Bannes selbst ist nun alier zunächst nur ein 
strengerer Befehl®, binnen bestimmter Zeit sich zu stellen oder genugzuthun, 
mit der Drohung, dass wenn der temuniis in hanno as&ipmtn» verstrichen 
ist oder post bannt dernrsinnetn unmittelbar die Wirkungen des Bannes ein* 
treten, banniim sit cnrsnm oder flapsum. Eine weitere Erkhärung des Ge- 
richtes, dass der Bann fällig geworden sei, hat dann nicht mehr nothwendig 
zu erfolgen. Nur ausnahmsweise scheint eine bezügliche gerichtliclie Handlung 
üblich gewe.sen zu sein. Ueberall gab es besondere Bannbücher, wo die Namen 
der Gebannten eingetragen und nach der Lösung gestrichen wurden. Für ver- 
schiedene Arten des Bannes mögen auch verschiedene Bücher bestanden ha- 
llen, wie wir das für Brescia .schon bemerkten®; zu ^'el■ona wurde 1228 be- 
stimmt, dass die um Mis.sethat Gebannten in ein besonderes Buch ge.schrielien 
würden.'® Zu .Modena nun unterschied man ein erstes und zweites Bannbuch; 
bei Verhängung des Bannes wurde der Name in das erste eingetragen; erst 
wenn der Gebannte den Bann fällig werden Hess, auch in das zweite. ' ' 

DieBaunfrist ist verschieden bestimmt, erreicht aber in ihrer Aus- 
dehnung fast nie die Länge der deutschen Fristen.'-' Ini allgemeinen erscheint 
sie in den ültcrn .Statuten etwas ausgedehnter, es scheint sich eine Tendenz 
auf immer grös.sere Kürzung zu (>rgeben. Nach dem .Statut von Val d'.\mbra 
treten die Wirkungen des Bannes um .Missethat für den Ungehorsamen erst 


63. —J 8, I.eg. tnunic. 1I9Ü. 1200. 4, Briegleb Executivpr. 2. 195. 6. Bonaini Stat. 

I, 991. 6. Mon. Mod. Stau I, 291. 7. Mon Pami. I c, I5T. B, Es wäre rnnglicli, 

dass der .\usdruck Bannum von dieser strengeren Isidiing xunArlist ausgeganf^en wtire, 
nicht Ton dem in ihr erst eTentuell enthaltenen flehote, die Stadt xii meiden, wie wir oben 
S 44 annabroen. Der .\bleitung Ton diesem strengeren Befehle xn gehorchen wfirde 
es allerding.s entsprechen, dass nach dem Spracligebrauche der Quellen das i» banno t*$f 
Tielfach schon mit diesem Befehl eintritt, nicht erst mit der Fülligkeit des Bannes; aber für 
den durch diese begründeten Zustund fehlt ein besonderer .Xusdruck, und wo schlechtweg 
Ton einem Bannitus die Rede ist, hat man durchweg schon den Zustand im Auge, den der 
Befehl lunüchst nur erentuell androht. 9. Vgl. $ 48 n. 3. 10, Campagnola 199. 

II, Mon. Mod. 8tnt. 1. 291. 374. 12. In dieser Richtung schliessen auch die Statuten 

Ton Trient sich dem italienisrhen Verfahren nüher an; nach § 92 ist der Rluber xu laden, 
nach acht Tagen xn bannen, nach weitern acht Tagen wird der Bann wirksam. - Der 
Bannfrist würde xu rergleieben sein die rereinxelt erw.ühnte Frist Ton Tierxehn Tagen, nach 
welcher die ertlieilte Tnre.titnr salra querela wirksam wird. V'gl ü lOn 2- 
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nach zehn Ta^n ein. ' ^ ln den ältem Statuten vun Parma ia Rede vun einer 
Frist von acht Tagen; nach späterm Statut wird der einfache Ungehorsams' 
bann f^r den in der Stadt wohnenden in drei, für den ausserhalb wohnenden 
in fünf Tagen RUlig. Zu Modena folgt beim Banne um Schuld die Eintra- 
gung in das zweite Buch nach vier Tagen. ’’ Zu Pisa soll beim Banne um 
Missethat dem in der Stadt Anwesenden eine Frist von mindestens drei Tagen 
gewährt werden ; für Auswärtige steigern sich die Fristen je nach dem Auf- 
enthalte diesseits der Cecina auf sechs, jenseits auf zehn Tage, in Sizilien auf 
vier, über Meer auf sechs Monate.'^ Zu Ancona ist der Bann mn Schulden 
für den Einheimischen nach drei, für den Auswärtigen nach acht Tagen 
fällig. ' ' 

Beim Bann lun Missetliat erscheint dann oft ein fiberaus rasches Ver- 
fahren. Einmal scheint hier vielfach eine einfache Ladung gar nicht vorher- 
gegangen, sondern sogleich nach geschehener That gegen den in der Regel 
flüchtigen Thäter der Bann verhängt zu sein. Denn anders dürfte es sich kaum 
erklären lassen, wenn das Fälligwerden des Bannes an eine vom Tage der 
That selbst ab laufende Frist geknüpft erscheint. .So treten zu Modena bei 
Verstümmelung die Wirkungen des Bannes ein, nisi ipse makfactor venerit 
ad preceptum potegtatis in/raqHorluin diem post maUficiani comtmssum; 
ist später zugefügt et postquam fiierit eitat us, so kann sich das nur auf die 
Bannladung selbst beziehen, scheint nur eine Verpflichtung des Thäters aus- 
zuschliessen, sich auch unaofgefordert zu stellen.'^ Aehnlicli zu Parma bei 
sühnbarem Bann, wo die Bannstrafe nicht cintritt, si itte, qai offengionem 
feeerit, paeem infra viii. dies vel vüii. Iiabulsset, ex quo offenaio de- 
renisset. 

Weiter alier scheint bei Missethaten die Bannfrist oft eine überaus kurze 
gewesen zu sein. So wiixi 1226 zu Cremona wegen Diebstalil ein Bann ver- 
hängt, der mit Ablauf desselben Tages fällig werden soll.*® Und zu Parma 
wird bestimmt: eiun hanna hactmus dicantur esse data oeecuione malefi- 
eiorum velocius, quam dari debuerint, et eondempnaciones dicantur esse 
faciae ab hine reiro eadem die in dampnum illorum, contra quos proce- 
ditur, quod in omni banno dando de cetsro oecasione nudeficiorum pona- 
luretdettir saltim tenninus uuius diei ; et hoc non habeat locnm in bannis 
dandis potentibus.^* Auch da dürfte sich ergeben, dass der Bannladnng 
keine andere vorherging, da eine solche sonst hier gewiss erwähnt wäre. 

Nur ausoahmsweise werden beim Bann verfahren längere Fristen erwähnt. 
Wer angerichteten .Schaden nicht ersetzen kann, soll zu Parma in längstens 
vierzig Tagen gebannt werden.** Ein überhaupt ausnahmsweises Verfahren 
liegt wohl vor, wenn zu Brescia alle des Verrnths an der .Stadt verdächtigen 
Kleriker aus der Stadt vertrieben wei-den, die mit dem Banne verbundene Ent- 
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Ziehung des Rechtsschutzes für die Person aber erst eintreten soll, wenn sie 
sich im ersten Amtsinunate des künftigen Podesta nicht gerechtfertigt haben.* ^ 

Das Fällig«’erdeii des Bannes kann regelmässig niu* dadurch verhütet 
werden, dass der Ungehorsame sich vor Ablauf der Frist stellt, der Venir- 
theilte das leistet, wozu er verurtheiit ist. Eine .Vusnahme zeigt sich beim 
Banne um Schulden, welcher durchweg auf Grund executorischer Urkunden 
erfolgt, liier liegt allerdings ein der Verurtheilung gleiclistehendes Geständniss 
vor; aber der Schuldner kann das Fälligwerden des Bannes durch Einreden 
verhindern, insbesondere die, dass er gezahlt habe odet dass die Urkunde 
falsch sei, worauf dann ein uns nicht weiter berührendes Verfaliren folgt.** 
Einer Verlängerung der Frist finde ich nur in den .Statuten von Pisa, und 
auch hier nur als Ausnahme gedacht; der Podesta verpflichtet sich im allge- 
meinen, die einmal gestellte Frist nicht zu verlängern; und ausnahmsweise 
sollen die, wie vorhin angegeben, nach dem Wohnorte auf mindestens drei, 
sechs und zehn Tage bestimmten Fristen höchstens auf zehn, fünfzehn und 
zwanzig Tage verlängert werden.*’ 

54. — Mit dem Fälligwerden treten alle Wirkungen des Bannes ein, 
ohne dass von einer spätem weiteren Steigerung, etwa wegen längeren Ver- 
bleibens im Ungehorsam, die Rede wäre. .Strafen, durch welche der Gehorsam 
erzwungen werden sollte, werden allerdings wohl gesteigert; so findet sich zu 
Riva für den, welcher dem Podesta nicht .schwören will, zunächst eine in fünf 
Sätzen von zwanzig Solidi bis zwanzig Pfund steigende Geldstrafe, zuletzt mit 
Pfändung verknüpft, dann als letztes Mittel ijer.störung des Hauses und Ge- 
fangenlialten der Person ; ist man aber des Ungehorsamen nicht habhaft, so 
ist nur schlechtweg von einem durch Gehorsam und Genugthuung lösbaren 
Banne die Rede, ohne eine Andeutung, dass der Charakter des Bannes mit 
der Zeit ein anderer, etwa von einem lösbaren zu einem unlösbaren werden 
solle. ‘ Traten aber mit dem Fälligwerden alle Wirkungen sogleich ein, welche 
der bestimmte Bann zur Folge hatte, so waren freilich diese Wirkungen selbst 
sehr verschiedeu, je nachdem es sich um eine leichtere oder schwerere V'eran- 
lassung des Bannes handelte. Und da konnte natürlich auch gegen den bereits 
Gebannten später auf anderer (Grundlage ein schwererer Bann verhängt wer- 
den. Zu Vercelli wird 1243 über Peter Bicchieri ein einfacher Ungehorsaras- 
ba^n verhängt mit Strafe von füufhundert Pfund ; da sich dann verrätherische 
Umtriebe heraussteilen, kommt er in lösbaren Bann um Wissethat mit .Strafe 
von zehntausend Pfund, der sich dann weiter durch Venirtheilung zum Tode 
noch zu unsülinbarem Bann steigert.* .Steigerungen nach bestimmter Frist, 
wie das deutsche Recht bei Verfestung und Ueichsacht, bei Acht und Oberaclit 
zeigt, sind dem städtischen Bann in lütlien durchaus fremd. 

Liegt beim Ausweisungsljann schon eine Verurtheilung vor, so hat der 
fällige Ungehorsamsbann in der Regel zunächst zurFolge die Verurtheilung 
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(lt!& U ngcln>rsiiiii i'ii , iiidcni sein Ünjjelioisaiii al> CiesUindniss der .Sehtild 
Ifetrachtet wird. 

Häufiger erwähnt wird diese Condeimiatio des Ungehorsamen allerdings 
nur beim Bonn um MLssethaten. Beim Bann um Scliulden scheint sie nach 
dem Statut von Val d’ Ambra sogar überhaupt nicht einzutreten; es wird be- 
stimmt, quod pivsona e.rhannita pro debilo, sed nondinn de debito convkta 
rel nondiOH preceptum ei faetum fm'rit, detinmtur ad petiHonem credi- 
torie, dotier concordnretiir aeii concordaverit cinii creditore rel satia de- 
derit iiidieio sisti et de iudiento aolrendo, wonach doch noch immer die 
Möglichkeit eines freisprechenden Urtheils bleibt; während es unter gleichen 
Verhältnissen von dem Schuldner, der das Preceptum erhalten hat, allerdings 
nur heisst, dass er dem Gläubiger gemigtliun oder sich mit ihm abfinden soll’, 
ein freisprechendes Urtheil also von vornherein beseitigt erscheint. Wenn in 
andern Statuten, so weit ich sehe, ein solcher Unterschied nicht betont, weiter 
auch eine Kondemnation des ungehorsamen .Schuldners meistens nicht erwähnt 
wird, so ist der Gnind wold darin zu suchen, dass als Regel ein Verfaliren 
auf Grund executorischer Urkunden angenommen wird, bei welchem Geständ- 
niss und richterlicher Zahlungsbefehl schon Vorlagen, bei dem es sich nur noch 
um gewisse Einreden handelte; verwirkte der Ungehorsame das Recht auf 
diese, indem er die Bannfrist ohne Einbringung verstreichen liess’, so galt er 
allerdings als verurtheilt, aber nicht, weil sein Ungeliorsam als Geständniss 
betrachtet wird, sondern weil ein Gieständniss in der Urkunde, welche der 
Kläger dem Richter zu proditziren hat, schon vorliegt. Es wäre daher immer- 
hin möglich, da.ss jene Bestimmung des .Statuts von Val d' Ambra allgemeiner 
geltend gewesen wäre, dass bei einer Forderung, welche sich nicht auf eine 
executorische Urkunde stützte, zwar der Kläger durch Pfändung und Bann 
gegen den Ungehorsam des Beklagten geschützt wurde, dieser aber das Recht 
auf gerichtliche Läiigmmg der .Schuld nicht verlor. 

Bei einfachem Ungehorsaiusbann, wo an den Gebannten weder 
eine Forderung gestellt noch ihm eine Missethat zur Last gelegt wird, kann 
von einer Venirtheihmg auf Grund des einem Geständnisse gleichzustellenden 
Ungehorsams nicht die Rede sein; nur der durch das Zengniss des Gerichts 
festgestellte Ungehorsam selbst wird durch die Bannbusse gestraft. 

Beim Banne um Missethat gilt ganz allgemein mit der Fälligkeit der 
Beklagte für geständig oder die Missethat für erwie.sen. im .Statut von Val 
d’Ambra heisst es von der wegen Missethat gebannten Person, que infra 
decem dies proximos a die hanni nd mandntnm non venerit, haJbeatur pro 
eonfessa ae si de ipso maleßeio con/essa esset rel eonviefa^; und in den 
.Stiktuten von Pisa: Et rontra qonnlihet e.rbamiitinn pro midefieio et quasi, 
postquam in bannum deeiirrerit, intellipafiir esse jH'obafiim nudeßrium, 
de quo sive j>ro qito in banne esset positvs.^ Es hat das zur Folge, dass an 
dem Gebannten, wenn er in die Gewalt des Richters kommt, die Vollziehung 
der Strafe ohne weiteres Verfahren erfolgt. .So heisst es zu Modena vom 
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ergriffenen Mörder; i’l habentur pro ron/r»no et tamquam ron/etsus et Uffi- 
lime l•onvirflla pena hojiiieidii piniiatur'^, und zu Pisa ganz allgemein: JSx- 
bannito» omrtea — capiemua vel capi faeiemna — et contra eoa ad vindictam 
procedemua — ac ai maleficium probafum eaaet, cuius occaaione tunt ex- 
bannit!; — ita quod aliquia e.rbannitua in aliqiui pecunic quanUtate pro 
aliqtio nialeficio, de quo aive pro quo, ai veniaaet ad mandata et probatum 
fuiaaet ntaleßciiim, contra eum pena ccn'poralia amt inferenda, iüam pe- 
nainei imponemiia et infereinna, acai maleficium eaaet comamaatim et pro- 
batum contra eum noetro tempore.^ 

Dabei scheint nach Ablauf der Bannfrist wohl eine ausdrückliche 
Verurtheilung erfolgt zu sein. So zu Ivrea : Qid ai non venerit aaltem 
ad ultimum temidnum, undecumque ait, habeatur juro confeaao et con- 
dempnetur, aicut condempnaretur , ai preaena et con/eaaua eaaet malefir 
eium^, oder zu Modena: poteataa teneatur et poaait eum coridempnare pro 
con/eaao.'^ Die gea-öhnliche Form, wie sie bei Verhängung blos.ser Geld- 
strafen immer hervortritt, wie wir sie aucli beim Keichsbann finden werden, 
wird aber die gewesen sein, dass schon der Bannbefehl eine eventuelleVer- 
iirtheilung aussprach, welche mit der Fälligkeit des Bannes unmittelbar 
rechtskräftig wurde. Zu Pisa heisst es ausdrücklich: £t quotiena in banno 
aliquem ponemua vel poni faeiemua occaaione alierdua maleficii vel qtiaai, 
de quo fucrit inculpatua aive contra eum fuerit inquiaituin, et dictum 
maleficium tale fuerit, propter quod inndpatua deheret perdere vitam vel 
membrtim, adiciemua in ipao banno et poni faeiemua, quod ai dictua mor- 
lefactor inbannum ineurrerit et poat hanni decuraionem devenerit in for- 
tiam Pianni communia, imponatur ei illa pena corporatia, que debebat 
imponi, ai ante quam in bannum ineurrerit ad ntandata veniaaet et pro- 
batum fuiaaet nmlefieium contra ei»;«.’* 

Um einen unsühnbaren Bann gegen Personen, welche man für besonders 
genieingeßihrlich hielt, zu schärfen, sie vom Betreten des Gebiets möglichst 
abzuschrecken, scheint man wohl zur Fingirung eines Verbrechens 
gegriffen zu haben; auch ohne dass ihnen ein Verbrechen wirklich zur Last 
gelegt werden konnte, sprach man aus, dass dieselben als überwiesene Ver- 
brecher zu betrachten und demgemä.ss bei ihrer Ergreifung zu bestrafen seien. 
So heisst es 1 288 zu Brescia von Ansgezogenen, welche sich der Festen in 
Val Camonica bemächtigt hatten: quod omnea et ainquli infraacripti et de- 
acendentea ex eia et de ipaotnim dondbua maacuU maiorea xiiii. annia, qui 
aunt vel erunt, habentur et teneantur et tractentur — pro bannitia perpe- 
tualibua de molefieio, proditione, roharia, ondeidio, iniuria, aaaeainatu et 
de. omni gravi delictu et tamquam infamati et vere confeaai de predietia 
ilelictia; — et ai quo tempore pervenerint — in foreiam rectorum eommu- 
nia — puniantur — inira X. diea ultimo aupUcio tanquam convincti — 
nulla data defenaione et exceptione aliqua non obetanteJ^ Abgesehen da- 
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voll, da>-s ßfwU.s aucli jedfiu der jilzt iiaiiifiilliuli Gobaimtcii iiiclit jegliches 
schwere Verbrechen zum Vorwürfe gemacht werden konnte, ergibt sich die 
Fiktion aufs bestimmteste aus der Ausdehnung auf die unmündigen, selbst 
ungebornen männlichen Nachkonuuen, sobald sie das vierzehnte Jahr erreichen. 
Ebenso wird es aufzufassen sein, wenn 1316 zu Parma bezüglich Verraths 
bestimmt wird: quod filii et het'vdes et filii filiorum banniantur perpetuo 
pro mallexardiu et prodicioiie^^; ergriffen, würden sie als überwiesene Ver- 
räther zu bestrafen sein, auch wenn ilmen persönlich keinerlei Verrath zum 
Vorwurfe gemacht werden könnte. Die Ausdehnung der Verurthei- 
lung auf die Kinder, wenigstens auf die .Söhne, wälirend den Frauen nur 
die Stadt verboten wird, findet sich auch ausgesprochen 1 252 gegen Brescia- 
ner, welche wegen Verlassen der Stadt als inimici et proditorea civitati» in 
unsühnbaren Bami kommeu. Es handelt sich dabei überall sichtlich um die 
auch die Kinder treffenden .Strafen des Crimen lacsae inaiestatis ; konnte dieses 
streng genommen gegen die städtische Gemeinde oder die städtischen Behör- 
den nicht begangen werden, so mochte das dazu mitwirken, in solchen Fällen 
eine Verurtlieilung wegen schwerster Verbrechen zu fingiren. 

Von Einhaltung des Grundsatzes, dass der Ungehorsam an und für sich 
dem Geständniss oder der Ueberfülunmg gleich zu achten ist und zur Verur- 
theilung genügt, finde ich nur wenige Ausnahmen. Einmal muss zu Parma 
bei Verhängung eines be.sonders schweren Bannes die .Schuld vorher enviesen 
werden; es ist l>estimmt, quod poteataa — non possit nee debeat aliqueni 
ponere inbanno pro pace riipta (et morte furtiea) nisiei liquidum fuerit 
inalru/mentia puhlicia vel teatibua pdoneia, quod iüe, qui aeeuaatua fuerit, 
paeem feeisaet et rupisaet. * ’ Das mag auch sonst gefordert sein, ohne dass 
es ausdrücklich gesagt wird, da auch beim Bann um Schulden der Kläger die 
■Schuld durch Vorlage der Urkunden zu erweisen hat; der l.’ngehorsam hat 
aber dann doch immer noch die Folge, dass der Gebannte weiterhin nicht 
mehr zur ^’ertheidigung gelassen wird. Nur in einem Falle scheint auch das 
nicht ausgeschlossen. Zu Ivrea heisst es ausdrücklich, dass bei jeder mit Geld 
sühnbaren Missethat der Ungehorsame als geständig zu vermtheilen ist; aber 
von dem mit dem Tode bedrohten Mörder heisst es abweichend: ai fugam 
fecerit, ita quod fiaheiü non poaait, aolval pro ipaa fuga libraac., etnichi- 
lominua ipae oeeiaor, ai culpabilia reperiretur, in eondempnatione mortia 
remaneat puniendua.^'^ Die .Strafe des Ungehorsams ist hier ganz von der 
für die That geschieden; und bezüglich der letztem scheint der ergriffene Un- 
gehorsame nicht ungünstiger gestellt zu sein, als der gehorsame Verklagte. 

Treten im deutschen Achtsverfahren ähnliche Wirkmigen nur ein, 
wenn der Geächtete, aber noch nicht der Oberacht Verfallene, gefangen ein- 
gebracht wird, während bei freiwilliger Stellung ihm das ungeschmälerte Recht 
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der Verdieidigiiiig Weilit, so keimt das italienische Verlahren einen entspre- 
chenden Unterschied nicht; vor Fälligkeit des Bannes kann der Gebanntt' sich 
mit ungeschmälertem Rechte freinillig stellen, kann aber überhaupt noch nicht 
zwangsweise vor Gericht gebracht werden; nach der Fälligkeit ist aber über- 
Iiaupt nur noch von letzterm die Rede, treiwillige .Stellung wird da nie mehr 
erwähnt, oßenbar desshalb, weil sie jetzt keinerlei Vortheil mehr gewährte 
und demnach auch nicht mehr auf dieselbe zu rechnen war. 

56. — Wenn in den Fällen, wo eine Missethat mit Geld gestraft wird, 
gewöhnlich nicht erwähnt wird, dass der Ungehorsame als geständig und ver- 
urtheilc zu betrachtmi sei, so ist der Grund wohl darin zu suchen, dass mit der 
Fälligkeit des Bannes ohnehin die Verurtheilung in die Bannbusse 
eintrat und diese in der Regel die Greldstrafe für .die Missethat in sich auf- 
iialnii oder mit ihr zusammenliel. > 

Als Bannbusse iin engem .Sinne hätten wir nur die Geldstrtife zu be- 
zeiclmeii, welche der Gebannte durch seinen Ungehorsam verwirkte, welche er 
nicht zu zahlen geliabt hätte, wenn er der Ladung oder dem sonstigen Befehle 
des Richters nachgekomnien wäre; ira weiteren .Sinne kümien wir damit über- 
haupt die .Summe bezeichnen, welche bei der Lösung vom Banne- gezahlt wer- 
den musste; diese aber kann nicht allein Strafe für den Ungehorsam, sondern 
auch .Strafe für die Missethat sein. 

Beim Bann um .Schulden und beim einfachen Ungehorsams- 
hanne scheint regelmässig bei derLösimg eine Ungehorsainsstrafe gezahlt zu 
sein. Zu Modena war eine solche im Betrage von zwei Solidi schon verwirkt, 
wenn der Bann pro precepto non obaervnto vel qnia ad i-ationem non venii 
durch Einschreilnmg in das erste Buch mir erst verhängt, nicht schon fällig 
ist, da es ausdrücklicli weiter heisst, dass der Gebannte drei Solidi zahlt, wemi 
der Bann durch Eintragung in das zweite Buch lallig geworden ist* Nach den 
.Statuten von Panna hatte der Gebannte Ix'i Gehorsam vor .\blauf der Baim- 
frist nur die (Jericlitskosten für Ladung und Bgnn zu entrichten; die eigent- 
liche Bannbusse, welche hier regelmässig fünf .Solidi beträgt, hatte er, wie 
ausdrücklich gesagt ist, erst nach Ablauf der Frist zu zahlen.^ In Val d' Ambra 
erhält der Notar für die Löschung eines Bannes um Schulden sechs Denare.^ 
Zn Ravenna zahlte der Gebannte, wenn er sich mit dem Gegner abfand, der 
Gemeinde vierzig .Solidi bei einem Betrage, anscheinend der Forderung, von 
tausend Pfund und mehr; bei geringerem Betrage nach Verhältniss.'* Diese 
kleinen feststehenden Bannbussen tragen wohl überhaupt mehr den Charakter 
einer Entschädigung fllr die dem Gerichte aius dem Ungehorsam erwachsene 
Bemühung, als dass ihr Hauptzweck gewesen wäre, durch Furcht vor der 
Busse zum Gehorsam vor Eintreten der Frist anzutreiben ; handelte es sich 
ineisteiitheils um zahiungsimtähige .Schuldner, so war davon wenig zu erwarten. 

Eine .Ausnahme macht das strenge Schuldrecht von Pisa, wo der unge- 
horsame .Schuldner zu einer Ungeliorsainsstrafe bis fünfzig Pfund verurtheilt 
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werden konnte.* Und ebenso kuiinh! in.sl«'simdere da, wo iniin vor iilleni iin 
Interesse der Gemeinde (ieliorsam erzwinpeii wollte, das' .Mittel dazu in hoben 
Ungehorsamsbussen, welche gesetzlich testgcstcllt oder lur den Einzelfadl be- 
stimmt wurden, suchen.® 

Wir linden nun aber weiter eine Ungehorsanisstrafe auch beim Bann 
um Missethat erwähnt. So be.sonders deutlich zu Ivrea beim Morde, wo 
ganz abge.sehen von sonstiger .Strafe pro ipsa fnga hundert Pfund zu zahlen 
sind. ' Zu Pisa soll der wegen Missethat geladene Ungehorsame gebannt wer- 
den in ea qnantitate, qua conrenimn fiterit pro qualitale criiainis et per- 
gone; qiwd banninn tion e.reedut diipliim eilig, in quo condempnaretur 
probato maleficio genmdum formam brerigß Es handelt sich hier bestimmt 
um Bestrafung nicht blos derThat, solidem auch des Ungehorsams; aber doch 
auch nicht etwa des Ungehorsams allein ; die Baunbusse vereinigt beides. 

AuRallend sind einige Fälle, wo eine Bannbusse auch bei ansidieinend 
unsähnbarem Banne verhängt wird. Zu Pisa wird über den einer Misse- 
that Beschuldigten, die an Hals oder Hand geht, eine Bannbusse verhängt; 
wird man seiner habhatl, so wird er hingerichtet oder verstümmelt und zwar: 
ita quod executione facta corporali, pena pecmiiaria regget.^ Was soll nun 
aber diese Geldbusse, welche mit der Leibesstrafe entfallt, wenn die Leibes- 
strafe ausgeführt werden soll, sobald man des (iebannten habhaft ist, wäh- 
rend dieser, so lange man seiner nicht habhaft ist, auch die Geldbusse nicht 
zahlen wird? Ich denke, man hat dabei doch einen sühnbaren Bann vor Augen 
gehabt, da sich schon olien zu ergelien schien, dass eine in erster Reihe mit 
Kftrperstrafe bedrohte Missethat doch znweilen nach erlangter .Sühne mit Geld 
gebn.sst werden konnte.'® Der Unterschied würde dann darin liegen, dass der 
Gebannte ergrifFen zwar die Kürperstrnfe zu erleiden hat, nach erlangter .Sühne 
sich aber durch Zahlung der Bannbusse lösen kann. 

Auch diese Erklänmg würde nicht anwendbar sein bei einer .Stelle der 
.Statuten von Modena, wo auf absichtlichen Mord beständiger Bann gesetzt 
wird, mit der ausdrücklichen Bemerkiuig, dass auch erlangte .Sühne den Bann 
nicht lösbar macht; das ganze Vermögen u-ird unter die Erben des Ermor- 
deten und die Gemeinde getheilt, so dass auch von etwaiger weiterer Beitrei- 
bung einer Geldbusse aus dem Vermögen nicht die Rede sein kann. Dennoch 
heisst es weiter mit Einschiebung eines Zusatzes: Kt ingnper in mille librag 
Mutinengeg condempnetnr, et hoc gi confnmax fiierif, (et habeatur pro 
ronfeggo et tninqiiain eon/eggiig et legitime convictug pena liomiridii pu- 
niatiir); gi niitein i'cnerit ad rationem et probatnm fuerit sire repertum 
ipgufnhomieidinm pei-petragge, eapite piimatiir.'^ Ich weiss da keine andere 
Erklärung, als die, dass dem .Statut ursprünglich die.selbe Auffassung zu 
Grunde lag, wie der ei'wähnten Bestimmung der .Statuten von Ivrea; für seinen 
Ungehorsam hat der des Mordes Besibnidigte jedenfalls die sehr hohe Busse 
verwirkt; aber später ergi-iffen oder sich stellend hat er noch nicht das Recht 
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der V>‘rtheidif>uiig verwirkt, wird nur liiiigericlitet, wenn er üliurwiesen wird. 
Der Zusatz schliosst das l'reiliuli bestinmit atu>; ist darin aber eine spatere 
.Schärfung zu sehen, so kann es kaum auffallen, wenn man eine frühere, da- 
durch unpraktisch gewordene Bestimmung dennoch im Texte beliess. 

Die angeführten Fälle sind die einzigen, in weichen bei Bann um Misse- 
that bestimmt von einer Geldstrafe nur für den Ungehorsam die Rede ist; sie 
werden als Ausnahme zu betrachten sein. Bei unsülmbarein Bann hat eine 
Geldstrafe überhaupt keine Bedeutung, da LOsung nicht gestattet, auf (gehor- 
sam nicht gerechnet wird. Bei lösbarer oder sUhnbarer Missethat 
beschränkte man sich zweifellos in der Regel darauf, den Bann unter Bestim- 
mung der .Strafsmnme zu verhängen, zu welcher der gehorsame ^Vngeklagte 
im Falle der Schuld zu verurtheilen war; mit der Fälligkeit des Bannes war 
dann diese .Summe verwirkt, mochte er schuldig sein oder nicht. Es ergibt 
sich das aufs bestimmteste aus vielen .Stellen, in welchen es heisst, der Misse- 
thäter habe so und soviel zu zahlen; sei man seiner nicht liabhaft, so solle er 
gebannt werden, bis er jene .Summe zahle. Der ungehorsame Angeklagte steht 
da dem zahlungsunfähigen Verurthciltcn ganz gleich; beide Fälle werden daher 
gewöhnlich auch gar nicht bestimmter unterschieden; es heisst aolvat aut in 
batmo ponahir, de quo non exeat, donec eolvcrit. Der Nachtheil des Unge- 
horsams liegt dann nur darin, dass der Ungehorsame als Confessus verurtheilt 
wird, dass ihm die Vertheidigung abgeschnitten ist. 

Nirgends treten zwei Geldbussen, die eine für die Tliat, die andere für 
den Ungehorsam her^’or; auch in jenen Ausnalunsfallen handelt es sich nur 
um eine Geldstrafe neben eventueller Körperstrafe, zu Pisa uni eine ausnahms- 
weise Erhöhung der .Summe. Zu widersprechen scheint, dass es zu Pai'iua 
heisst, jeder Ungehorsame solle vor der Lösung fünf .Solidi zahlen, niai eaaet 
pro maleficio, de quo plus possit auferri.^'^ Aber es ist da gewiss nicht 
eine besondere Ungehorsamsbusse gemeint, sondern eben die durcliweg viel 
höhere .Summe, welche der behaupteten Missethat entsprach, und beim Unge- 
horsamen wohl zui)äclist als Ungehorsamsbusse aufgefasst wurde. Die .Stelle 
wrird eher erweisen, dass bei Mssethat die eine grössere .Strafsumme auch die 
kleine Ungehorsamsbusse in sich scliluss, welche sonst für jede Lösung vom 
Banne zu zahlen war; wie diese denn audi in den .Statuten von Val d’ Ambra 
dem lösclienden Notar nur hei Bann um .Schulden zugesprochen wird.'-’ Nur 
dann, wenn bei Bann um Frevel die eigentliche .Strafe nachgesehen wurde, 
scheint dafür die geringere regelmässige Bannbusse eingetreten zu sein. 
Was sonst noch etwa von Zahlungen als Bedingung der Lösung erwähnt wird, 
wie Ersatz des augerichteten Schadens, oder der dem Kläger erwachsenen 
(ierichtskosteu, steht in keiner nähern Beziehung zum Ungehorsam. 

Beim s U h n b a r e n Bann scliliesst durchweg die Erlangung der Sühne 
die Zahlung der Bannbusse nicht aus. Nur scheint es, dass dieselbe bei ge- 
ringeren Missethaten gegen die Person nachgesehen weixlen sollte, wenn die 
.Sühne bald erlangt wird; wer dieselbe zu Parma innerhalb acht oder neun 
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Taf;<‘n seit der That erlangt, sull ohne Zahlung der Bannimsse aus dem Banne 
gelöst werden.'^ 

Bei allen Bannbnssen erfolgt die Zahlung an die Gemeinde oder 
den Gerichtsherrn. Oft ist das ausdrücklich gesagt und zwar auch bei 
sühnbaremBann; so zu Modena bei Verstümmelung, wo nach erlangtem Frie- 
den ein Ritter hundert, ein Fussgänger fünfzig Pfund an die Gemeinde zu 
zahlen hat, um gelöst zu werden. ' * Auch wo es nicht ausdrücklich gesagt ist, 
lässt es sich daraus folgern, dass von der im altem italienischen Rechte so 
regelmässig erwähnten Theilung der Strafsmnrae zwischen dem Verletzten mid 
der öffentlichen (-tewalt nicht die Rede ist Fs kann das auffallen bei Misse- 
thaten gegen die Person, bei welchen doch eine Verwendung wenigstens eines 
Theiles der Strafsnmme als Busse fiir den Verletzten anzunehraen wäre. Die 
Erklärung ist wohl darin zu suchen, dass die Missethaten gegen die Person 
durchweg einer Sühne bedurften, es demnach in der Hand des Verletzten lag, 
dieselbe nur nach einer ihn befriedigenden Genugthuung zu gewähren. Zu 
Verona wird ausdrücklich erwähnt, dass wenn jemand einen Frieden bricht, 
a quo mendxtn arceperit, er das Mendum zurückzahlen muss; aber gerade 
hier zeigt sich auch besonders bestimmt, dass die in bestimmtem Betrage fest- 
gesetzten Geldbussen der Gemeinde zukominen; nach jtngabe der Strafen fiir 
Todtschlag und Verstümmehmg heisst es: Et praedictae compositionea de- 
veniant cotnmuni Vfronae; et aetnper fiat inmdantia hcredibua inter/ecH 
aiU iniuriam paaao de reliquia bonia malefaetoria.^^ Die Busse an den 
Verfetzten scheint durchweg eine unbestimmte, für den Einzelfall dem Privat- 
abkummen der Parteien oder dem Ermessen des Richters überlassene gewesen 
zu sein. Damit stimmt durchaus, dass wir nur bei unstthnbarem Banne, wo 
eine Befriedigung des Verletzten durch den Gebannten selbst nicht mehr er- 
folgen kann, bestimmtere Angaben über die ihm aus dem Vermögen des Ge- 
bannten gebührende Genugthuung finden. Es dürfte weiter damit Zusammen- 
hängen, dass im Statute von Val d' Ambra für den einzigen Fall der Nothzuclit 
Theilung der Bannbusse zwischen der Verletzten und der gräflichen Kurie be- 
stimmt wird*^; das Verbrechen wird hier nicht unter denen aufgezählt, welche 
Sühne bedurften'®, so dass die Verletzte auf diesem Wege zu einer Genug- 
thuung nicht hätte gelangen können. Nur von einer Genugthuung für den 
Verletzten ist Rede in einem Vertrage zwischen Verona und Creinona von 
1202'*; aber es handelte sich dabei wohl zunächst nur um Sicherung des Er- 
satzes des im fretnden Gebiete insbesondere durch Raub erlittenen Schadens; 
ob die Gemeinde selbst weitere Strafe eintreten lassen wollte, war kein Ge- 
genstand vertragsmässiger Feststellung. 

56. — Nach dem Gesagten war der tTcbannte immer verurtheilt, etwas 
zu leisten oder zu erleiden. Es entspricht dem, wenn wir Massregeln zur 
Ausführung des Urtheils erwähnt finden. Dahin gehört insbesondere die 
oft erwähnte Verpflichtung des Podesta und der sonstigen städtischen Beamten, 
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ftir dif Ge l'an pc 11 II a hin 0 aller Gebannten Sorge /.u tragen; tm Ravenim 
soll der Fodesta monatlich zu diesem Zweck den Bezirk bereisen, während in 
den einzelnen Orten Leute in Pflicht genomnien sind, welche die Gebannten 
ausfindig zu machen haben, wie letzteres auch zu Pisa bemerkt wird'; auch 
die Bewohner dürfen sich der Gebannten bemächtigen und haben sie dann als- 
bald atiszuliefem.* 

Lautete die Verurtheilung auf Hinrichtung oder sonstige Körperstrafe, 
so war diese dann alsbald zu vollziehen. Auf Einbringung oder Anzeige solcher 
besonders schwer Gebannter waren denn auch wohl Preise gesetzt. Wer zu 
Casale die Gefangennahme eines wegen todeswürdigen Verbrechens Gebannten 
bewirkt, erhält fünfzig Pfund von der Gemeinde.® Zu Brescia werden 1288 
eine Anzahl von Personen in unsühnbaren Bann gethan und ergrifien zur Hin- 
richtung verurtheilt; wer eine von ihnen lebetidig einliefert, erhält fünfhundert 
bis zweihundert, wer todt dreihundert bis hundert Pfund; ausserdem wird er 
selbst aus jedem Bann, wenn es nicht ein unsOlmbarer ist, gelöst.^ Auf die 
Einfangung solcher Gebannten soll zu Pisa der Podesta besondere Sorge ver- 
wenden. ® 

.\ndere Gebannte, welche sich lösen können, verbleiben in Haft bis 
zur Lösung. Der Podesta von Panna soll omves hannitos rapere et cap- 
tos detineat, usqne qno de banno exierint, et si exire potuerinl; auch sonst 
ist schlechtweg von Einfangung aller Gebannten die Rede. Insbesondere kann 
das auch die um .Schulden Gebannten treffen ; zu Parma soll der eingefangeiie 
hannitvs ex causa pecuniaria im Palaste der Gemeinde oder in der Woh- 
nung des Podesta oder Kapitäns gefangen gehalten werden®, was wohl eine 
Milderung gegenüber den in strengerer Haft zu haltenden Missethätem be- 
zeichnet. Aber beim Banne um .Schuld dürfte doch die Gefangennahme nicht 
von vornherein hi der Verpflichtung der städtischen Behörden gelegen, son- 
dern nur auf besonderes Verlangen der Gläubiger geschehen sein. Zu Modena 
ist von jener Verpflichtung nur mit Beziehung auf die um Missethat Gebann- 
ten die Rede^; zu Pisa soll der um .Schuld Gebannte nur auf Verlangen und 
auf Kosten des Gläubigers aufgesucht werden®; zu Verona: Potestas — te- 
neaivr omnes bannitos capere ad volimtalem ereditoris vel eins, pro quo 
fuerit banmtus, et eoa detinere in vincidis, donec ereditori fuerit satis- 
f actum vel cum eo se eoneortbiverint.^ 

Wo nun, wie zu Pisa, gegen .Schuldner in erster Reihe mit Haft vorge- 
gangen werden sollte können wir in diesem Gefangenhalten allerdings eine 
Ausführung des Ürtheils sehen. Aber das war Ausnahme. Wo es sich weiter 
um Ungehorsamsbann handelt, lässt sich die Gefangenhaltung immerhin noch 
als eine Massregel fas.sen, um die Ausrühruug des ürtheils durch Zahlung zu 
erzwingen. Aber diese Auffassung ist doch kaum zulässig in den zahlreichen 
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i'ällen de» Au»weisuugsbannes, wo man des zahlungsunfähigen Verurtheilten 
habhaft war, wo also gar nicht abzusehen wäre, wesshalb man ihn nicht gleich 
in Haft hielt, wenn man glaubte, die Zahlung dadurch erzwingen zu können. 
In sehr vielen Fällen wird die Bestimmung d^r Gefangenhaltung ergriffener 
Gebannter als eine Massregel zur Aufrechthaltung des Bannes zu betrachten 
sein, als eine Drohung, welche den Gebannten vom Betreten des Gebietes ab- 
schrecken, im Falle des Bruches aber die Uebel des Bannes ersetzen und 
.schärfen sollte. Und eine solche Massregel mochte um so noth wendiger er- 
scheinen, als bei leichterem Bann die sonstigen Folgen eines Betretens des 
Gebietes nicht so empfindlich waren, um Bürgschaft für die genügende Be- 
achtung des Gebotes zu gewähren. 

57. — Die bisher besprochenen Wirkungen des fälligen Bannes sind 
solche, welche zu thatsäclilicher Geltung erst gelangen bei der Beendigung 
des Bannes; es handelt sich um eine Vernrtheilung, welche durch Zahlung, 
Uebereinkommen oder Verhängung der Leibesstrafe ausgeführt wird; es han- 
delt sich um Strafen, welche, wenn wir von der wenig hervortretenden Unge- 
horsamsbusse absehen, dem Bannverfahreu nicht eigenthümlich sind, mit dem 
Banne überhaupt nicht näher Zusammenhängen, als dadurch, dass der Unge- 
horsame in Folge der Fälligkeit des Bannes als .Schuldiger betrachtet und 
verurtheilt wird, während beim .\usweisungsbanne überhaupt die Verurthei- 
lung nicht Wirkung des Bannes, sondern der Bann Folge der Verurtheilung ist. 

. In beiden Fällen liegt ein Urtheil vor, welches wegen Zahlungsunfähigkeit, 
wegen nicht erlangter äUhne oder wegen Ungehorsam nicht ausgeführt werden 
kann. * Theils um den Gebannten anzutreiben, die Hindernisse der Ausführung 
zu beseitigen, theils um da, w o ilun das nicht möglich oder auf seine Geneigt- 
heit dazu überlmupt nicht zu rechnen ist, einen Ersatz für das nicht auszu- 
führende Urtheil zu schaffen, werden über den Gebannten gewisse Nachtheile 
verhängt, welche ausschliessliche Wirkungen des Bannes sind, welche 
ohne den Bann ihn auch im Falle der Verurtheilung nicht getroffen hätten 
und welche mit der Ausführung des Urtheils aufhüren. Es handelt sich dulrei 
theils um Massregeln gegen die Person, theils gegen das Gut. 

Die Massregeln gegen die Person sind wohl durchweg auf die Auf- 
fassung zurückzufUliren, dass derjenige, welcher einer ihm obliegenden Kechts- 
verbindlichkeit nicht gerecht werden kann oder will, damit auch den Anspruch 
auf den vollen .Schutz seines eigenen Hechtes verliert. Aber Je nachdem der 
Eingriff in die fremde Rechtssphäre, welchen er nicht sühnen kann oder will, 
ein leichterer oder schwererer ist, wird auch sein Hecht mehr oder weniger 
beschränkt; der Zustand des Gebannten kann der einer blossen Minderung der 
Rechtsfähigkeit, aber auch dei' einer völligen Rechtlosigkeit sein. 


57. — 1. Wir luten da die wenigen Falle unbeachtet, wo nneUlinbarer Bann alt telbtt- 
ttilndige Strafe rerblngt tclieint. Vgl. $ 52 n. 1. Auch dabei lag gewis.s immer intofem 
gleichsam ein Urtheil vor, als hei Bruch des Bannes dem ergriflenen Ciebannten wohl mit 
Hinrichtung oder sonstiger .Strafe gedroht war. Vgl. § 52 h. 4. In den spStern Statuten 
von Kira cap. ilä (Bibi. Treiitina. lii.p. 1 ß. .S. 1 lü) heis.st es schlechtweg, dass der perpetuo 
bannitus liingerichtet werden sull, wenn er ergritleu wird. 
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Allen Arten des Bannes gemeinsam ist das Verbot der Stadt und 
ihres Gebietes, der V'erlust des Rechtes, sieh in der Heimath aufhalten 
zu dürfen. Wenn in den .Statuten von Modena die Nachtheile, welche den 
Bannitus pro civili ubligatione treffen, aufgezählt werden und dabei wohl nebst 
anderm von der .\usstossung aus dem Stadtrathe die Rede ist, nicht aber von 
der Ausweisung*, so könnte cs scheinen, als habe der nur um Schulden Ge- 
l>annte sich in der .Stadt aufhalten dürfen. Aber es ist doch so oft von einem 
Expellere des .Schuldners die Rede*, es werden so oft Massrcgeln, welche, wie 
die Gefangenhaltung des Ergriffenen, ein Verljot des .Aufenthaltes voraussetzen, 
auch auf Schuldner ausgedehnt*, dass wohl nur desshalb in jener und einigen 
ähnlichen .Stellen von einem solchen t'erbote nicht ausdrücklich die Rede ist, 
weil der Ausdruck Bannitus selbst genugsam darauf liinwies. Doch ist es 
wahrscheinlich, dass thatsächlich hie und da eine mildere Behandlung eintrat. 
Der Bann um .Schulden wird so ausschliesslich im Interesse und nach Belieben 
des Gläubigers verhängt, dass wohl anzunehmen ist, dass wenn dieser den 
.Aufenthalt auch vor getroffenem Abkommen stillschweigend zuliess, sich mit 
den andern Folgen des Bannes begnügte, auch von Seiten der .städtischen 
Behörden kein Eingreifen erfolgte. Zu Verona wenigstens wird bestimmt vor- 
ausgesetzt, dass gebannte .Schuldner sich offenkundig in der Stadt oder dem 
fjebieU' aufhalten können; der Gläubiger hat das Recht, sie gefangen setzen 
zu la-ssen: nfd fide’nissor bannitus non dsbeat ca/ti, anlequam debitor, qtü 
nvanet palam in civitate sen in eins distrirtii inloeo, uhi potestas VeroHos 
habeat virtuteni, capiatur.^ .Auf eine mildere Handhabung lassen auch sonst 
vielfach die Massregeln zur Erwirkung der Einhaltung des Verbotes schliessen. 

Dahin gehurt einmal die .schon erwähnte Verpflichtung der städtischen 
Obrigkeiten zur Gefangennahme der im Gebiete angetroffenen Gebannten, 
um sie zu bestrafen oder gefangen zu halten. Und da, wie wir sahen, diese 
mehrfach nur auf Verlangen des Gläubigers stattfaud, so scheint sich schon 
daraus zu ergeben, dass der um .Schulden (i!el>annte sich iin Gebiete unange- 
fochten auflialten konnte, wenn er sicher war, dass der Gläubiger das zuliess. 

Eine zweite Massregel ist das er bot der Unterstützung; in allen 
.Statuten finden sich .Sti'afen ausgesprochen für diejenigen, welche Gebannten 
Obdax^h oder Lebensmittel oder sonstige Unterstützung gewähren. Dabei wird 
nun aber unterschieden nach der Vcranla.ssung des Bannes. In den Statuten 
von Turin und A'al d'.Ambra wird nur bei Unterstützung eines um Missethat, 
von Casalc eines um todeswfirdige Missethat Gebannten eine .Strafe ausge- 
sprochen.® Zu Verona ist bei Beherbergung eines um Missethat Gebannten 
eine dop[ielte .Strafe ausgesprochen, hundert Pfund für die Gemeinde, und 
eben so viel an den Verletzten; Gemeinden, welche, obwohl sie die Macht 
dazu haben, die Gebannten nicht vertreiben, zahlen die Busse derselben und 
haften für den von ihnen an^erichteten .Schaden; ebenso haben die Herren 
solcher Gemeinden .Strafe zu zahlen. * Mehrfach findet sich eine «•eitere Unter- 
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Scheidung. Zu Pisa zahlt der Helfer bei Bann um Mi.ssethat überhaupt bis 
zwanzig, um genannte schwere Missethaten bis hundert Pfund; wenn aber bei 
diesem letztem der Giebannte von dem Hause aus, in das er aufgenomraen 
war, einen Bürger verletzte, soll der Helfer so gestraft werden, wie der Gre- 
tuinnte ira Falle der Ergreifung.* Zu Ivrea zahlt der Helfer eines um todes- 
wOrdige Mis.<<ethat Glebannten hundert Pfund; zehn, wenn auf die Mis.sethat 
Verstümmelung stand ; wenn fJeldstrafe, zahlt er diese. * Damit jeder die Ge- 
bannten kennt, wird der Bann wohl wiederholt veröffentlicht; zu Verona hat 
der Podesta zweimal im .fahre die Namen aller um Missethat Grebannten in 
der Stadt und in allen Orten des Gebiets ausrufen zu lassen.*® 

Ist in allen diesen Fällen nur vom Banne um Missethat die Rede, so 
könnte sich daraus .schliessen lassen, dass bei Bann um .Schulden die Unter- 
stützung nicht verboten war. Zu Pisa ist das sogar ausgesprochen ; im Giegen- 
satze zum Gebannten um Mi.ssethat wird dem Exbannitus pro debitis das 
Vertheidigungsrecht zugesprochen und hinzugefügt: Et niiUu« conmirtat in 
penam pro eo, quod tali exbannilo preoM comiVum vel An 

andern Orten tritt solche Unterscheidung nicht hen-or. Zu Parma wird schlecht- 
weg die Unterstützung jedes Gebannten bei drei Pfund untersagt; nur dass 
bei nnsühnbarer Mi.ssethat die höhere .Strafe von zwanzig Pfund eintritt. 
Nach den Statuten von Aosta scheint sogar bei Bann um Schulden eine Strafe 
bestimmt ausgesprochen; der Helfer solvat pro hnmpno xxr. libras, ai jtro 
«udefitio fufrit bampnifiia; »i varo ex ratisa pecmiiaria solvat eundsm 
hampnum, quemadiiwdim bampnitiis.*^ Doch könnte der Vergleich mit der 
erwähnten entsprechenden Bestimmung der Statuten des benachbarten Ivrea 
und die Höhe der bei Mis.sethat .schlechtweg ausgesprochenen Strafe die Ver- 
muthung nahe legen, dass der Ausdruck Malehtium hier ausnahmsweise in der 
Beschränkung auf unsühnbare Missethaten gebraucht ist, unterschieden von 
den nur mit field bestraften Missethaten. Ganz bestimmt i.st Unterstützung 
auch bei Bann um .Schulden zu Verona verboten; weist der Helfer nicht nach, 
dass er den Bann nicht kannte oder die Unterstützung mit Willen oder im 
lnteres.se des Gläubigers gewährte, so ist er diesem zur Zahlung der Schuld 
verpflichtet 

Ausgenommen vom Verbote der Unterstützung ist nach den Pisaner 
Statuten die Frau des Gebannten ; geht sie zu ihm oder er zu ihr, so soll sie 
desshalb nicht gestraft werden'*; zu Verona steht bei Schuldbann eine Strafe 
gegen Kinder, Eltern, Mann oder Frau im Ermessen des Podesta.'® Wie 
denn überhaupt der bei der deutschen Oberacht so scharf betonte Verlust der 
Familienrechte in Italien auch bei dem schärfsten Banne nie betont wird. ' * 
Dafür scheint aber, zumal beim Bann aus politischen Motiven, mn sich gegen 
die Unterhaltung von verrätherischen Verbindungen in der Stadt zu schützen, 

Qola 28. 75, 80. 164. 165. 8* Bonaini Stat. 1, 387. 9« Leg. monic. 1208. 10« Cam* 

pagnola 11. Boimini Stat. l, 394. ]2. Mon. Parm. 1 a, 309. 18* T^eg^ muDic. 37. 

14* C'ampagnola 27. 15» Bonaini Stat. 1, 387, lO» C'ampagnola 27. 17« Bei der 
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wohl die Aiisweiitung der Frau und anderer Angehöriger verßgt 
zu sein, ohne dass diese selbst im Banne sein sollten. Letzteres traf, wie wir 
sahen, bei Bann wegen Hochverratli die erwachsenen Söhne**; dagegen heisst 
es 1252 zu Brescia von den Frauen und unverheiratheten Töchtern nur, dass 
sie aus Stadt und Bezirk vertrieben werden und dort nicht mehr wohnen sollen; 
es wird bei hoher Strafe verboten, sie zu beherbergen. ' * Bei einer vertrags- 
inässigen Milderung der .Stellung derCremoneser Wrbannten 1257 heisst es, dass 
ihre Frauen, Töchter, Söhne unter zwölf Jahren und ihre Gastalden auf den 
Gütern ira Gebiete wohnen dürfen*“, was doch voraussetzt, dass sie bis dahin 
ausgewiesen waren ; nach Erwähnung der Gastalden wurden solche Massregeln 
also wohl auch auf Beamte der Gebannten ausgedehnt. Zu Ravenna mussten 
die Verwandten des Gebannten, um in der Stadt bleiben zu dürfen, Bürgschaft 
dafür bestellen, dass sie selbst niemanden an Person und Gütern .schädigen 
und jeden vom Gebannten angerichteten .Schoden ersetzen wrürden.** Eine 
durch die besondere Natur der Missethat begründete Massregel gegen die 
V'erwandten findet sich zu Pisa; ist man eines Frauenräubers nicht gewaltig, 
so werden die nächsten Verwandten in Eisen und Kerker gehalten, bis der 
Gebannte die h>au ausliefert,** 

68. — Jeder Bann hat weiter zur Folge eine Minderung der Rechts- 
fähigkeit, ähnlich der deutschen Rechtlosigkeit, insofern auch diese die 
Rechtsfähigkeit keineswegs vollständig aufhebt; in andern Beziehungen würde 
freilich der Vergleich nicht zutrefien. bisbesondere handelt es sich in Italien 
nicht um einen feststehenden Begriff, der zu einem genau entsprechenden tech- 
nischen .Vusdrucke gelangt wäre. Es ist in der Regel nur von einzelnen be- 
stimmten Rechten, welche dem Gebannten fehlen, die Rede, und nicht bei 
jeder Art des Bannes sind das dieselben. 

Jeden Gebannten trifft der Verlust der wichtigsten politischen Rechte, 
insliesondere der Fälligkeit zur Bekleidung irgend eines öffentlichen Amtes. 
Ausdrücklich auch auf den Bann um .Schulden und jeden andern, nicht durch 
Missethat veranlassten Bann wird das ausgedehnt in den .Statuten von Pisa * ; 
ebenso zu Modena; der Baiinitus pro civili obligatione wird aus dem Stadt- 
rathe gestossen und jede etwaige Wahl zu öffentlichen Aemtern ist nichtig.* 
Wenn das nicht häufiger erwähnt wird, so erklärt sich das natürlich daraus, 
dass das A'erbot des Aufenthaltes ohnehin eine Ausübung der politischen 
Rechte unmöglich machte. Wird es I>ei leichterem Bann ausdrücklich ausge- 
sprochen, so scheint doch auch das dafür zu sprechen, dass dem Gebannten 
nicht unbedingt die Stadt verboten wai-, dass er sich, etwa mit Zustimmung 
des Gläubigers, dort auflialten konnte, aber den sonstigen Nachtlieilen des 
Bannes unterlag. Mit der Lösung vom Banne trat unzweifelhaft die volle po- 
litische Rechtsfähigkeit im allgeineinen wieder ein; es heisst zu Pisa ausdrück- 
lich: quouxque «teterit ia ipso bamio. Besonders deutlich ergibt sich das zu 
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Verona, wo nicht die Wahlfahigkeit verloren wird, sondern nur die Fähigkeit 
zur Ausübong: iSi qui» fuerit electug in officio contmum'o Veronac, qiti 
nt bannitii«, et ei demmciation fuerit, ut faciat se poni in trei'am infra 
<ev. dies, et non fecerit, exinde non debeat exercere nee habere publicum 
officium, donec. bannitus e,xtiterit; 1218 wird die Frist auf acht Tage be- 
schränkt; der Pudesta soll untersuchen, ob der Glewählte ira Banne ist; et si 
postquam aliquie fuerit electus in officio communis Veronae et iuraverit 
illud offiiHum, peeiiMserit se banniri, careat feudo pro rata temporis, quo 
steterit extra trrram et interim resset ah officio.^ Nur das Recht von Mo- 
dena s<'heint eine Ausiialmie zu bieten: Nec aliquis qui nnqiiaan fuerit ban- 
nitus vel roudempnatiis de aUqua falsitate vel ftsrto — non possit nee 
debeat nffieiare, praeimire vel advocare, nee esseinaliquo offitio eomunis 
vel mereatorum* ; alier es handelt sich dabei offenbar nicht um eine Wirkung 
des Bannes, sondern der Wrurtheilung wegen eines entehrenden Verbrechens. 

Weiter handelt es sich immer um einen Verlust prozessualischer 
Rechte. Al>er dabei zeigt sich ein durchgreifender Unterschied nach der Art 
des Bannes; jeder Gebannte verliert die Befugniss, sein Recht durch Klage 
zu verfolgen; alter nur der um Missethat Gebannte auch das Recht der Ver- 
theidigung. 

Dass auch der nur um Schulden oder was dem gleichsteht Gebannte sein 
Klagrecht verliert, leidet keinen Zweifel. So zu Pisa: non possit nee debeat 
aiidiri ad rationem in agendo.^ Nach den Statuten von Modena werden 
Orte des Gebiets, wenn sie Abgaben nicht zahlen, gebannt: et quod omnes 
perseme diriorum commumum — non audiantur in iure eormninciviUbus 
nec etiam de dampno dato eis vel alteri iimorum. Danach .scheint eine 
Ausnahme bei Verletzungen der Person zugelassen, und das ist anderweitig 
ausdrücklich gesagt: Pena quidem banniti ]>ro civili obligatione vel quasi 
talis est, indeUeet quod interim miüam consequatur rationem, nisi de eo 
pro qtut bannitus est, neque de uüo suo nepotio vel alieno apenda vel ex- 
cipiemlo in comwii audiatur, nisi in persona sua vel sttorum percussio~ 
nem vel imuriam sustineret.^ Zu Verona werden einige Ausnahmen gemacht 
für den Tutor, Curator und Vater, der für Mündel oder Sohn klagt, und für 
den Bürgen bei Klage gegen den Schuldner, wegen dessen Schuld er in den 
Baun gekommen ist. ’ 

Dagegen ist bezüglich des Vertheidigungsrechtes zu Pisa ausdrücklich 
bestimmt, quod pro — exbanmtis ]>ro debito vel eins oecasione vel ex qua- 
eunque alia ratione, exrepto quam pro maleficio et quasi, quilibet in de- 
femlettdo possit amliri ad rationem et eis — favorem prestare. Aber auch 
eigene Vertheidigung wurde gestattet und ermöglicht: Kt si aliquis pro de- 
bito exbannitus requisitus fuerit — , ut veniat facturus alictti rationem, 
potestates — debeant ei dare fulantiam, ut veniat ad respondendum sttper 
eo, super quo fueidt requisitus. 


8, (’impsgnnla J8. rgl. IR4. IC5. 4 , Moii. Mud. Stat. I. 92. 5, BooMui Stat. I. 39*2. 
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Bezüglich de« Bannes uni MLssethat heisst es aber ausdrücklich: Si quin 
vero exhannitm ent — occasione alii'uiif» maleficii — , non audiatur ad 
raüonem tarn in aamdo, quam in defendendo; nur mit der Ausnahme, 
quod *i talis exbannitu« detineretur in fortia Pimni communi» per pro- 
curatorem tantum posait in tlefendendo ad lyttionem audiri.^ Eine andere 
Ausnahme findet sich ziemlich entsprechend in den Statuten von Parma und 
Modena; ist der Gebannte wegen einer Missethat angeklagt, so soll ihm 
sicheres Geleit gegeben werden, nm zur Verfheidigimg zu kommen ; dass es 
sich dabei auch um Gebannte um Missethat handelte, ergibt sich aus dem Zu- 
satze, dass während dieser Zeit ihn niemand ungestraft verletzen dürfe, was 
liei Bann um .Schulden überhaupt nicht gestattet war; auch darf während dieser 
Zeit die frühere Verurtheilung nicht vollzogen werden, wohl alier die jetzt 
etwa erfolgende.® Es war das wichtig, da der nur um Frevel Gebannte sonst 
hätte in nnsühnbaren Bann fallen können ohne die Möglichkeit einer Ver- 
theidigung. 

Eine noch weitergreifende Kechtsschmälerung findrt sich lieim Gebannten 
nm unsühnbare Missethat: ipao hvre ah omni legitimo artu penitus ait e.r- 
rluaiiad't Dass bei unsühnbarer MLssethat Unfähigkeit zu allen Rechts- 
handlungen eintritt, dürfte allgemein anzunehmen sein, wenn es auch sonst, 
so weit ich sehe, nicht ausgesprochen ist. Auch einzelne Wirkimgen dieser 
Art finde ich sonst nicht genannt; nur dass 1347 zu Parma sich ergibt, dass 
der Mörder, der hingerichtet wird, testiren kann, nicht der gebannte Mörder, 
wonach die Unfähigkeit zu testiren also Wirkimg des Bannes ist. Wird ver- 
einzelt bei unsühnbarem Banne die Infiunie erwähnt ' *, so ist dieselbe nicht als 
Wirkung des Bannes, sondern der Verurtheilung zu fassen. 

Im allgemeinen kann es anfftdlen, dass so manche .Statuten keinerlei Be- 
stimmungen über diese .Schmälerungen der Rechtsfähigkeit enthalten; in den 
ältesten Statuten ist nirgends davon die Rede. Das früheste mir aufgefallene 
Zeugniss bieten die .Statuten von Verona, wo die Rede von einem, qui fuerit 
abaolutna, qitia ailri'raariua eiua non ait in treva. 

59. — Der Bann kann aber die Rechtsfähigkeit nicht blos mindern, 
sondern völlig vernichten, und damit Friedlosigkeit zur Folge haben; 
jeder darf dann den Gebannten luigestrafl an seiner Person und .seinem Gute 
verletzen, ihn selbst tödten. Dabei zeigt sich aber ein durchgreifender Gegen- 
satz zwischen dem Bann um .Schulden und dem um Missethat. 

Dass beim Banne u in 8 c h u I d e n ixler was dem gleichsteht Gebann- 
ten der Rechtsclmtz für die Person nicht entzogen ist, ergibt sich schon 
daraus, dass bei Erwähnung der jiersöidichen Friedlosigkeit duiuhweg l>emerkt 
ist, dass sie nur bei um Missethat (Jeliannten eintritt. Es ist überdies mehr- 
fach ausdrücklich gesagt. .So zu Verona, obwohl hier auch der nm .Schulden 
Gebannte als e.vtra trevam, friedlos, bezeichnet wird: Quodai aliquia fuetdt 
hannitua propter dihilum et offendatur ei in peivona ab alii/uo rel ab ali- 

58.- I .S, Boiisiiii Slat. I. 394. 9. Man l’ann. I a. .309. M.m. Xfisi. Stat I. 49S. 
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quibiut, ßat itide ratio, ac «/ tuet in trenn*; zu Fanna nach Statut von 
1233: Quod ei aliqiäe bannitue pro debito pecuniario vel aUquo Öftere 
mobiU vel pro aliquo raeu et non pro maleßdo, de cetera interfectue vel 
magagnatus vel vidneratiie fiierif, quod bannutn non del>eat ei nocere, 
quonmnue poeeit et debeat faeere inde vindictam, perinde <u' ei non esset 
in banno'^; auch zu Pisa, dass jeder nicht umMissethat CJeliannte non possit 
nee debeat ofendi propterea in persona.^ Dem entspricht denn, dass solchen 
Gebannten bei Verletzuni/en der Person die Klage gestattet ist.* In einem 
Bündnisse zwischen Fanna und Cremona 1219 ist allerdings auch für den 
gebannten .^Schuldner Friedlosigkeit der Person bestimmt; aber der Bann soll 
hier überhaupt nur eintrettni, wenn der Schuldner den dem Gläubiger zuge- 
wiesenen Besitz verletzt, und ist dann wohl als Bann um Missethat zu be- 
trachten. * 

Aber überall ist ausdrücklich nur vom Uechtsschutze der Person und 
nicht des Vermögens die Rede. Bei Verletzungen an seinem Gote ist auch 
der nur um .Schulden Gebannte nicht geschützt, hat da kein Klagrecht; zu 
Verona soll der Podesta keine Klagen annehmen super personas vel res la~ 
tronum — vel sine oßensione personarum super res debitorum,^ 

Zu Pisa wird von der Friedlosigkeit der Person noch eine weitere Aus- 
nahme gemacht; wo diese für den i>ro malefitio Gebannten ausgesprochen 
wird, heisst es: Ita tarnen, quod er quasi vmileficio e.rbannitus per hoc non 
inteUigatur, quod impune possit offendiJ Es ist das auffallend, da sonst 
das Quasimal efiti um, für welches zunächst der römische Begriff desQuasi- 
delikt massgebend gewesen sein wird, dem Malefitiuin durchweg gleichgestellt 
erscheint; so bei den Bestimmungen über Bestrafung der Unterstützer, über 
Vernrtheilung des Ungehorsamen, üf>er Verlust des gerichtlichen Vertheidi- 
gnngsrechtes.^ Möglich wäre es, dass man, da nach einer andern Stelle der 
hartnäckig ungehorsame Schuldner mit einer hohen Geldbusse tanquam pro 
mdlefirio belegt werden soll^ hier solche Fälle im Auge hatte, doch würde 
das dem sonstigen Sprachgebrauche kaum entsprechen. In andeni Quellen wird 
übrigens ein Bann um Quasimalefitinm gar nicht erwähnt. 

Beim Banne um Missethat wird die hViedlosigkeit für Person und 
Gut mehrfach aasdrücklich ausgesprochen. So zu Brescia; Quieumque fuerit 
hannitus pro maleßdo possit a quocHnufue offendi in persona et rebus; 
ganz ähnlich zu Pisa."' Es ergab sich das au und für sich aus dem Verluste 
des Kingrechtes und wird auch wohl in den Quellen zunächst so aufgefasst; 
so zu Turin: quod de nuUa iniuria bampnito de maleßdo illata rationem 
habeat bampnitus, nee de eo, qui bampnito de nuileßdo aUqmd malnm 
fererit, uüum dampnum eapiatur.** Wäre mit der Aus.schliessung des 
Klagrechtes und damit des Anspruches auf persönliche Genugthuuug noch 
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etwa vereinbar gewesen, dass man Verletzungen des Giebannten als Eingriff, 
wenn nicht in den persönlichen, doch in den öffentlichen Frieden betrachtet 
und bestraft hätte, so .sollte auch das ausgeschlossen sein; in mehreren Sta- 
tuten wird die Friedlosigkeit ausgesprochen in Form eines Verbotes für die 
städtischen Behörden, solche Verletzungen zu rächen. So hat derPodesta von 
Panna zu geloben: De Itomicidiis — rhidietani faciam, e.veeptis iüis, qui 
erunt in banno cii’itali« pro nwleficio, de quibim vindictam non faciam, 
nec facere posgiin'"^; ähnlich zu Pisa bei Mord und Verwundung; Saivo in 
predictig, quod «/ offiUgiis fiierit in banno Pisanae l ommunis pro aliqno 
maiefcio a se eomntiggo vel alieuius nuüeficii occagione, contra ofengorem 
procedere non teneainur nec dcbeamug.^^ 

Doch ist durchweg dabei nur der Gesichtspunkt eines Zu lassen s mass- 
gebend; es ist nicht, wie wir das beim Keichsbann finden werden, .Sorge ge- 
tragen, dass die Gebannten möglichst verletzt werden; auch die städtischen 
Behörden sind nur zur Sorge verpflichtet, dass sie bei Betreten des Gebietes 
gefangen genommen werden. Nur bei dem 1288 zu Brescia gegen Rebellen 
verhängten besonders schweren Bannspruch werden nicht allein Prei.se auf 
Einlieferung lebendig oder todt gesetzt, sondern es wird aucli dem Podesta 
ausdrücklich zur PfliclR gemacht, darauf zu denken, wie jene Gebannten mapig 
et meliug poggint devaatari et degtriii et mapig et pleniug offendi in per- 
gonig et rebiig.** 

Da in den Quellen durchweg vom Banne um Missetliat schlechtweg die 
Rede ist, nur für den Bann mn Schulden eine Ausnnhme gemacht wird, so ist 
im allgemeinen anzunehmen, dass auch der Bann um Frevel Friedlosigkeit 
der Person bewirkte. Doch finden sich weitergehende Einschränkungen. Zu 
Modena Ist Friedlosigkeit der Person nur ausgesprochen bei beständigem 
Banne, der wegen bestimmter einzelner Verbrechen oder wegen mit Körper- 
strafe bedrohter Verbrechen verhängt wird.*® Auch zu Casale ist straflose 
Verwundung und Tödtung nur gestattet bei Bann um einzelne besonders 
schwere, nach einer andern Ntelle um todes würdige Mis.sethaten. *® Die weit- 
greifendste Beschränkung findet sich zu Ivrea; es heis.st, dass man wegen an- 
gegebener schwerer Missetliaten Gebannte gefangen nehmen soll: 6V qnig 
autem aiiqnein de predictig bannitig fiipientem cel ge de/etulentem ne ca- 
peretnr, qui tarnen egget puniemlus ad mortem, gi eaperetur, offenderet 
modo aliqtio in pergona, ged etiani ipsum oeeiderit, non poggit inde in ali- 
quo condempnari nec aliquant pettant pati.'“ 

j\ndere Ausnahmen betont das Recht von Verona. Wenn jemand 
einem Gebannten Frieden gewährt hatte, so hörte ihm gegenüber dessen Fried- 
losigkeit auf, wenn diese auch sonst fortbestehen mochte, etwa weil der Bann 

6B.-J 13. Mon. Farm. I >, 280. 18. Bonaioi Sut. I, 008. 14. Odorici 8, 41. Vgl. 
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nnsiihnbar, oder die .Strafe an die (ienieinde nielit ger.ahlt oder er noch wegen 
anderer .Sachen ini Bann war. Wer den dem Gebannten gewährten Frieden 
durch Tödtung oder Verwundung bricht, hat die Busse, welche er filr den 
Frieden erhielt, an den Verletzten, des-sen Erben oder in Ermanglung solcher 
an die Gemeinde zurQckzuzahlen ; er wird zugleich im allgetneinen so bestraft, 
als wenn jener nicht im Banne wäre, aber doch nicht mitla?ibesstrafen: eodem 
modo tmentur emendarf, aeilicet peeiinialiter, ae ai eaaet in treva. Ebenso 
ist der Gebannte gegen denjenigen geschützt, auf dessen Veranlassung er zu 
einer Verhandlung kommt.'* 

Eine weitere .Ausnahme wird gemacht für den, welcher nicht wegen 
eigener .Schuld, sondern seiner Gemeinde wegen im Banne ist; wer einen sol- 
chen tödtet oder verwundet, büsst, als wäre derselbe im Frieden.*® Solche 
B a ti n u n g e n ganzer Gemeinden des Gebietes werden auch in den .Sta- 
tuten von Modena erwähnt; jedes einzelne Gemeindeglied gilt dann als ge- 
bannt: quod omnea peraone dietorum eommunium aic bannitorum irUeUi- 
panliir eaae in hanno eommnnla Mntine perinde ae ai apeciaUier acripfa 
eaaent in banno. Aber wir bemerkten sclion, dass ihnen damit das Klagrecht 
um persönliche Verletzungen nicht entzogen werden sollte.*® Hier zu Modena 
ist allerdings als Veranlassung des Bannes zunächst nur Nichtzahlung von 
Abgaben oder Geldstrafen ins Auge gefasst, so dass die auch sonst für den 
Bann um .Schulden geltenden Bestimmungen massgebend gewesen sein könnten; 
nach den .Statuten von Verona scheint die Ausnahme aber ganz unabhängig 
von der Veranlassung des Bannes zu sein. 

-\uch nach der Lösung vom Banne konnte wegen erlittener Verletzungen 
an Person und Gut keine Geniigthuung, luid nur bei Immobilien die Zurück- 
stellung verlangt werden; zu Verona heisst es ausdrücklich: Kt ai in treva 
qtüa poaitiia apat de rebna mohilibna rel iminobilibiia ablatia aibi, vel de 
damno in iUia rel in ana peraona dato, dum eaaet e.vtra treram, non au- 
dietiir, niai de inimobilibua, de qiiibna ei ßet realitiitio aine poena et frue- 
tibua ae ' 

Es dürfte noch zu beachten sein, dass in den ältesten .Statuten, so denen 
von Genua, .\osta, Val d'Ambra, Bologna die Friedlosigkeit des Gebannten 
nicht erwähnt wird. Eine .Stelle der .Statuten von Pistoja scheint sogar die 
Friedlosigkeit gegenüber jedermann auszuschliessen ; es heisst nur, dass von 
den .Strafen des Mörders der ausgenommen sein soll, der vor gemachter .Sühne 
den Mörder eines Verwandten erschlägt oder Rir seinen Herrn zur Rache, 
schreitet.** Es scheint hier wie in ältester Zeit mu" das Recht der Verletzten 
auf Rache anerkannt, nicht aber dem Verbrecher darüber hinaus der Rechts- 
schutz überhaupt entzogen zu sein ; war das der Fall, so konnte es hier kaum 
unerwähnt bleiben. Den frühesten Beleg würden danach auch hier wieder um 
den Beginn des dreizehnten .Tahrhunderts die .Statuten von Verona geben, wo 
zwar nicht unmittelbar ausgesprochen ist, dass der Gebannte ungestraft ver- 
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letzt werden kiiniie, sich das aber zweilellus aus den aufj;e.stellt«n Aufnahmen 
und der Nicht^estattung einer Klage ergibt. 

60. — Als Massregeln gegen das Gut linden wir, abgesehen da- 
vun, dass schon die Friedlosigkeit auch das Gut traf, wenigstens bei jedem 
schftrteren Banne Wiistlegung und Einziehung des Gutes erwähnt, gewöhnlich 
beides, zuweilen nur das eine oder dag andere. 

Die Wüstlegung des Gutes, die Devastatio oder destructio bono- 
rum, hatte wohl zunächst den Zweck, es dem Gebannten unmöglich zu machen, 
von seinem ffiite die Früchte und andern Nutzen zu ziehen, sie musste als 
empBndliche Zwangsmassregel erscheinen, um ihn zum Gehorsam zu bringen, 
uud, da die Wiederherstellung mit grossen Kosten verbunden war, als Ab- 
schreckungsmittel vor Fälligkeit des Bannes. Die Massregel hat nichts Auf- 
fallendes, wenn über das Gut nicht anderweitig verfügt wird. Nun wird aber 
das Gut oft endgültig der Gemeinde oder dem Verletzten zugesprochen, und 
dennoch dasselbe vorher wfist gelegt. Und selbst wo es sich nur um zeitweise 
Beschlagnahme handelte, kann cs doch auffallen, dass man das Gut wüst hielt, 
statt zum Besten der Gemeinde den Nutzen daraus zu ziehen. Allerdings wird 
das nur häufig, nicht iimner erwähnt; oft wird wohl das eine oder das andere 
gefordert. So geloben um 1169 die Konsuln von Uiacenza: Kt onutea friKtua 
reddituaque poaaeasioiium illorum, qui Placentiam exienint el ex parle 
imperatoria aunt, völligere faciam et in eonnniini mittam nel eaa guaataa 
iitanere faciam. ' Als massgebender Ge.sichtspunkt Hesse sicli da etwa an- 
nehmen, dass in vielen Fällen die Macht der städtischen Behörden, zmiial in 
entfernteren Gegenden, wohl dazu ausreichte, das Gut wüst zu legen, nicht 
aber ungestört die Früchte daraus zu ziehen; was eintreten sollte, war dann 
im Einzelfalle zu ermessen. 

So mag es in manchen Fällen gehalten sein; aber den massgebenden 
Gesichtspunkt werden wir darin nicht finden dürfen. Denn neben der Ver- 
wüstung der Güter im allgemeinen wird insbesondere wohl noch die Zerstö- 
rung des Hauses erwähnt. Zu Pistoja, wo weder Beschlagnahme, noch 
Verwüstung des Guts im allgemeinen erwähnt wird, erfolgt doch die Zerstö- 
rung des Thumies und Hauses bei Mord^; in den Urkurden des Lombarden- 
bundes wird für Anhänger des Kaisers neben der Verwüstung des Gutes über- 
haupt noch insbesondere die Zer.stürung des Hauses verfügt*; zu V^erona und 
Ferrara findet sich Zerstörung des Hauses bei Ausweisung der Ketzer*; bei 
Bannnng eines Verräthers zu Vercelli 1 243 wird das Gut im allgemeinen con- 
fiszirt, aber Thürme und Häuser itt der .Stadt sollen zerstört werden *; zu 
Brescia heisst es, dass binnen zwei Monaten alle Häuser der Gebannten in der 
.Stadt von Grund aus zerstört werden sollen; 1254 wird dann bestimmt, dass 
die Zerstörung unterl>leiben soll, wenn jemand sich ziun Kaufe erbietet; 1283 
ist wieder davon die Rede, dass jedes Haus, in dem ein Gebannter gefmiden 
wird, zerstört werden soll. ® Da das Haus der Theil des unbeweglichen Ver- 
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mosens ist, de.-srn man am sicliPrsU>a niii(!liti}; war, so können da sulche 
Zweckmässigkeitsgründe nicht massgebend gewesen sein und wir werden das 
denn aucli für die Wüstlegung des Uutes überhaupt nicht anzunehmen haben. 
.Sie ist in der Zeit, mit der wir uns bescliäftigen, wühl als eine althergebrachte 
Massregel zu lassen, welche in manchen Fällen nuch an und für sich zweck- 
mässig sein mochte, an die man sich aber vielfaidi auch da hielt, wo sie nicht 
allein zwecklos, sondern gegen das Interesse di‘f Gemeinde mid des Verletzten 
war, was denn auch bev’irkt halten wird, dass man sic vielfach ganz fallen 
liess oder die Ausführung dem Ermessen des Richters oder des Verletzten 
überli&ss. 

61 . — Die Einziehung des Gutes, gewöhnlich als Publicatio Ito- 
normn bezeichnet, diente einem doppelten Zwecke. Einmal entzog sie dem 
Gebannten, wie die Devastatio den Genuss des Gutes, war demnach ein 
Zwangsmittel zum Gehorsam oder eine sehr emptindliche .Schärfung des die 
nicht auszuRihrende .Strafe ersetzenden Zustandes des Gebannten. Dann aber 
diente sie zur .Sicherstellung oder Befriedigung der Ansprüche, welche die Ge- 
meinde oder der Verletzte gegen den ungehorsamen Gebannten hatten, mochte 
das Gut nur zeitweise mit Beschlag belegt, oder dem Gebannten endgültig 
abgesprochen und anderweitig darüber verfügt sein. Und dabei zeigt sich auch 
hier keine längere Frist, nach der der Bann erst zu voller Wirkung gelangt 
wäre; das eine, wie das andere tritt unmittelbar mit der Fälligkeit des Bannes 
ein, während im ältern Verfahren hier eine .Steigerung ganz bestimmt hervor- 
tritt, indem das Gut des ungehorsamen Verbrechers zunächst nur mit Beschlag 
belegt, erst nach Ablauf eines Jahres conüszirt wird. 

Die Behandlung des Gutes war natürlich verschieden nach den .\rten 
des Bannes. Bei einfachem Ungehursamsl^ann werden Massrcgeln gegen das 
(fut gar nicht erwähnt. Wohl aber beim Bann um .Schulden. Doch ist 
auch hier lediglich die Rücksicht auf das Interesse des Gläubigers wirksam, 
die Massrcgeln werden nur nach seinem Willen verhängt. Zu diesen konnte 
nach einigen Bestimmungen auch die Verwüstung des Gutes gehören. Nach 
einem \'crtrage zwischen Modena und Bologna von 1166 soll der Zahlungs- 
uulähige aus der .Stadt vertriebe)) werden bonis ablatis et dcatruetis^ ; auch 
zu Verona hat der Gläubiger das Recht, die üestructio bonorum zu verlangen.^ 
Aber es ist erklärlich, wenn das später ni(dit mehr envälmt wird; es war ein 
Zwangsmittel, welches das Interesse des Gläubigers in der Regel mehr be- 
nachtheiligen, als fördern musste. Allerdings wird noch in den .Statuten von 
Mudena erwähnt, dass gegen alle Mitglieder solcher Gemeinden, welche wegen 
Nichtzahlung von Abgaben gebannt wui'den, vorgegangen werden kann de- 
vMtando et etiam vendeudo bona iptoritni^; dabei handelt es sich aber um 
wesentlich andere Verhältnisse. Die sonst erwähnten Massregeln bezwecken 
überall nur, die Forderung des Gläubigers sicher zu stellen; am häufigsten 
wird erwähnt, dass der Gläubiger in Besitz des Gutes gesetzt, ihm Tenuta 
gegeben wird^; zu Verona erscheint in erster Reihe die Venditio bonorum au 
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den Meistbietenden, uni aus dem Erlös die .Schulden zu decken; in Ermang- 
lung eines Käufers können sie den Gläubigem an Zahlungsstatt oder als Pfand 
libergeben werden.* 

Beim Banne um Missethat wird immer das Gut verwüstet oder ein- 
gezugen, nicht bloss zur .Sicherstellung der Ansprüche auf Geldbusscn, sondern 
vorzugsweise als Zwangsmittel oder .Strafmittel. War es ein lösbarer Bann, 
so wurde das Gut wüst gelegt bis zur Zahlung und Lösung. So zu Bologna 
bei Bann um Frevel; et inanper bona eine — devaatentur et devaatala te- 
neantur tamdiu, qiiamdiit in hanno nach Verti'ag zwischen Parma 

und Cremona 1219 soll der Podesta drei Tage nach Fälligkeit des Bannes 
anfangen die Güter des wegen Bruchs der Tenuta Gebannten zu verwüsten, 
das in vierzehn Tagen beendigen und sie wüst halten, bis er genugthut. ' Doch 
mochte man denselben Zweck auch durch Beschlagnahme des Gutes erreichen; 
im Statut von Val d’Atnbra ist nur beim Uomicidium Rede von der Deva- 
statio, sonst heisst es: bona aiia curie (comitis) publicentiir et ipaa habeat, 
donee condempnatua aolrerit dictam penam. 

Auch bei beständigem Banne konnten vielfach diese Massregeln genügen. 
So wird 1230 zu Parma bestimmt: quod id totiim, qmd fuit vel fuerit de- 
vaatatum alieiii intua vel extra, qui ait in banno perpetindi pro tnaleßcio, 
debeat atare <juaatum pevpetuo, quouaque Ule, qui feeit vel feeerit male- 
ficium, pro quo dictum quotatum /actum fuerit,. in banno fuerit.^ Es ist 
dabei an sühnbaren Bann zu denken; so heisst es auch zu Bologna beim 
ungerechten V^orwuife der Infamie: ait in banno et omnia bona puhUeentnr 
— nec bona recuperet, nec de banno rctrahatur, niai per voluntatem eine, 
cui hoc obiciat.^ Doch mochten bei schwererem Banne, wenn er auch nicht 
imsiilmbar war, wohl schon gleich weitere Verfügungen hinzukommen. Bei 
Verstümmelung wird das Vermögen des Gebannten zu Modena zwischen der 
Gemeinde und dem Verletzten getlieilt; kommt er aber mit Zustimmung des 
Verletzten aus dem Banne, so erhält er die Immobilien zurück. 

Von den Mobilien ist in allen diesen Fällen nicht die Rede; der letzter- 
wähnte lässt schliessen, dass der Gebannte auch nach der Lösung keinen An- 
spruch auf Zurückgabe oder Erstattung hatte; essthnuit damit, dass ihm auch 
zu Verona nach der Losung nur eine Klage auf einfache Zurückstellung der 
Immobilien zustand. * ' 

62. — Bei u ns ühn barem Bann verliert der Gebannte endgültig 
jedes Recht auf sein Gut; er hat dasselbe für immer verwirkt und es wird 
sogleich anderweitig darüber verfügt. Bei dieser Verfügung über das 
Gut können in Betracht kommen die Gemeinde, der Verletzte selbst oder 
dessen Erben und die Erben des Verletzers; bei Lehengnt auch noch Herren 
oder Vasallen. 

Handelt es sich um Verbrechen gegen die Sicherheit der (iemeinde selbst, 
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entsprechend dem Hnchverrath, so wird alles (Jiit tiir die rieiiieinde ein- 
gezogen und zunächst wüst gelegt. Bemächtigt sich ein \'erone.ser einer Burg 
der Ciemeinde: exhttatur de Irera Veronae perpetuo et eiim hona destnuin- 
tur et pitbUcentur in roinmitni VeronaeJ Zu Brescia wird 1232 bezüglich 
der in verrätlierischer Ab.sicht Ausgezogenen bestimmt; qiiod hona eoriim et 
cuiialibet eorion puhlieentiir et deveniant in coinmnne.'^ Damit wären denn 
auch alle Ansprüclic der h>ben lieseitigt; luid es ist das um so weniger zu 
bezweifeln, da ja in sulchen Fällen auch wolil der Bann auf dieselben ausge- 
dehnt erscheint.^ Ausdrücklich ausgeschlossen werden alle Ansprüche der 
Verwandten 1316 zu Parma; wer die .Stadt imter einen Herren bringen will, 
soll hingerichtet werden, et nihilominng omnia eine hona devantentnr et 
publieentor et ileraetatit et pnhlleala perpetiio remaneant in rommuni, ita 
quoJ dox uxoris i'el aliqua alia ratio non prosit ei, et qitnd ßlii et heredes 
et ßlii ßliornm hanniantur perpetiio — et eorumbona, iit siii>ra, puhUcari 
debeant et devastari* ; auch in den .Statuten von Riva ist der Verlust des 
Erbrechtes fiir die Kinder bei Hochverrath ausdrücklich ausgesprochen.* Da- 
bei wird dann wohl über einen Theil des Gutes zu Gunsten des Anklägers 
verfugt; will jemand das .Studium von Bologna verlegen, so wird er für immer 
gebannt, sein Gut konfiszirt und die Hälfte dem Ankläger gegeben.^ 

War der unsülmbare Bann veranlasst durch Verbrechen gegen die Per- 
son, so zeigt sich eine verschiedene Behandlung des Guts. Auch dann ist wohl 
einfach von Konfiskation die Hede. .So zu Pisa: Exhiinnitoriun — bona et 
possessiones et res ad eommtine J^isariim rediieemns et reihtet fariemus, 
— eaqite pro eonmiini publice hona fide vendere et tradere possimus et 
ddeamns — vel ea destruere et destriii facere et fruetus et redditus et 
ohventiones eoriim.'^ Be.sonders wird das mehrfach erwähnt, wo die Gemeinde 
noch einen Gerichtsherm hat; nach den Statuten von Val d' Ambra kommen 
die Güter des Mörders®, nach denen von Turin die des .Strassenräubers an 
den Grafen*; der Erzbischof von Genua zieht 1216 alle Güter wegen Mord 
und anderer Missetliaten Gebannter ein.*** 

Dabei mag stillschweigend angenommen sein, dass der Richter nach 
seinem Ermessen einen Theil des Guts für die Verletzten verwendet. Aus- 
gesprochen ist das zu Verona bei Todtschlag und Verwundung im .Stadthause 
selbst; der Thäter kommt in iinsühnbaren Bann et omnia bona sua perdat; 
de his bonis excipiatiir compositio, qiiae ridebitiir reetori competens dare 
heredUnts mortui, rel passo damniim rel iniitriam.** Mehrfach aber hat 
der Verletzte einen Anspruch auf einen bestimmten Theil des Gutes, wie das 
dem älteni longobardischen Hechte entspricht. Nach dem Edikte Liut[irands, 
und ebenso noch in einem Gesetze K. Heinrichs III, verliert der Mörder sein 
ganzes Vermögen; daraus erhalten die Verwandten des Ermordeten das 
Wehrgeld vorweg, während der Rest zwischen den Verwandten und dem Könige 
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gptlipilt wird. Dfiii ßt'peniiber erschi'iiien in den .stadti.sclien .SUtuten bald 
die (ieincinde, bald die Verletzten mehr bevurzugt. JSo liei.sst e.s zu Parma: 
qtwil bonu ip«nriini frmiyetu'ium pacem otnnia (hi'itsUiUiir, piiblkentiir et 
confifcheutur et pervenire debeant in communi; ein Drittheil aber soll au 
den kommen, an dem der Frieden gebrochen ist, oder an dessen Erben. Zu 
Modena kommt bei unsühnbarem Bann wegen Mord oder Verstümmelung die 
eine tnedietas omnium reriim molnlium et »e nmrentiitn^ iiirium, aetioninn 
et ralioniim an die Gemeinde, die andere an die Verletzten; die Immobilien 
werden verwüstet, dann die eine Uält'te an die Verletzten gegeben, während 
die andere immer wüst bleiben soll. Aehnlich werden zu Brescia bei Mord 
und Bruch beschwornen Friedens Immobilien und Mobilien zwischen Gemeinde 
und Verletzten gleich getheilt. 

Nach einigen altern .Statuten kommt aber das gesammte Gut an den 
Verletzten, nachdem nur besondere Ansprüche der Gemeinde daraus befriedigt 
sind. Zu Verona fanden wir allerdings bei im Stadthauso begangenen Ver- 
brechen den Verletzten nur in zweiter Reihe bedacht; aber es ist dabei aus- 
nahmsweise der Ort ins Auge gefasst, welcher die That vorzugsweise als Ver- 
letzmig der Gemeinde erscheinen lässt. Sonst soll bei Mord oder V’erstümmelung 
mit Vorbedacht oder bei Friedensbruch der Podesta alle Mobilien an den 
Verletzten oder dessen Erben gelien, in me retento eo, quod pro iure ntt'o et 
iure communis ordinatum est rel fuit, scilicet x. lihras pro banno homi- 
cidii; die Immobilien soll er verwüsten und dann gleichfalls an die Verletzten 
geben.'* .Vehnlich zu Genua; alle Güter des Mörders sollen verwüstet und 
dann an die nächsten Erben des Birschlagencn gegeben werden; doch dürfen 
die Konsnin. daraus vorher die Kosten der Wiistlegung decken.'® 

Nach allen diesen .Stellen würden die Erben des Thäters, wenn es 
sich um .Mord oder Friedensbruch handelt, ihre Erbrechte verlieren. Zu Genua 
wird da.s sogar ausdrücklich betont; wollen die Erben des Ersclilagenen das 
Gut nicht, so kommt es an die Kirche .S. Lorenzo: et laudahimus et opera- 
bimus, si honveida Ule hnbuerit filios rel filias, iit non sint eins heredi- 
tarii, exeepto si midier fecerit homicidiiim in viro sno aut rir in uxore 
sua, tune ßlii defiincti rel de/uncte non sint propter hoc nüims heredi- 
tarii eins. In einigen spätem .Statuten dagegen ist bei Mord von den Erben 
des Erschlagenen gar nicht ilie Rede, während die Erben des Thäters bedacht 
sind. So zu Casale und Piacenza mit dem Pflichttlieil; das Gut des .Mörders 
kommt an die Gemeinde sulro iure creditorum et sulra debita iure nature 
descendentiiim taUs banniti.^^ Viel ausgedehnter noch zu Turin: boiM mo- 
bilia eins jiro tertia parte publicentur et applicentur domino, et piv aliis 
duobus partibus cum bonis imuwbilibus applicentur luTcdibtis seit stu'ces- 
soribus eiiisdem perciissoris, scilicet qui ab intestato eidem percussori 
essent successuri.^^ 
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Wo es sich nicht um V’erbredien handelte, bei welchen zunächst die 
Genugthuuiif; für den Verletzten ins Auge gefasst oder bei welchen der Bann 
auf die Kinder ausgedehnt wiu-de, werden die Ansprüche der Gemeinde und 
der Erben berücksichtigt. Za Modena erhalten die Kinder eines Gebannten 
um Missethat, j>ro quo bona ein« deheant demslari, die eine Hälfte, die 
(iemeinde die andere H.älfle; ist der Gebannte in väterliclier Grewalt, so wird 
eine Hälfte des väterlichen ^'ermögeus für den Vater ausgeschieden, von der 
andern erhält die Gemeinde ehien Kindstheil; es finden sich dann hier, wie zu 
Parma, noch weitere genanerc Bestimmmigen über die Ausscheidung des Ver- 
mögens des Gebannten.'^ Es ist das allerdings nicht ausdrücklich auf un- 
sühnharen Bann beschränkt und es wäre möglich, dass auch bei lösbarem 
Bann die zeitweise Besclilagnahmo oder Verwüstung emen den Erben zukom- 
menden Theil unberührt Hess. .\ber ausdrücklich finde ich das niclit gesagt, 
und gerade wenn Lösung noch vorgesehen war, konnte es nahe liegen, zur 
Verstärkung des Zwanges sich an das Ganze zu halten. 

Die Befriedigung der Ansprüche der .Schuldner wird mehrfach aus- 
drücklich Vorbehalten. Auch das eingebrachte Gut der Frau dürfte m der 
Kegel für diese ausgeschieden sein. .So heisst es 1 208 zu Ferrara von unsühn- 
bar Gebannten : elinbonis talinm solitmnwdo doles uaoribus conseruentur, 
qiias ipae vel alH pro eis monstrarerint se solvissr.'^'^ Nach einer erwähnten 
besonders strengen Bestimmung aus Parma scheint aber auch dieses einge- 
zogen zu sein.^* 

Was die Behandlmig des Lehngutes hetrifil, so konnte zu Verona bei 
.Schuldbann des Vasallen der Gläubiger in den Besitz des Lehngutes gesetzt 
werden; auch durfte dasselbe zu seiner Befriedigung verkauft werden; doch 
erhielt dann der Herr, wenn für das Lehen Dienst zu leisten war, zwei, sonst 
ein Drittheil des Kaufpreises. Bei uusülmbarem Bann sollte bezüglich des ' 
Zinsgutes und Lchngutes beobachtet werden, qnod observasretur eo ttalttra- 
liter morlito, aber so, dass bei Lebzeiten des Gebannten weder er noch seine 
Erben das Gut inne haben dürfen, welehes vielmehr dem Herrn übergeben 
wird; niortuo aidem malefartore ad eos pervenial, quibus de iure perve- 
mre debet.^'^ Zu Panna kommt bei Konfiskation des Gutes das Lehen an den 
Herrn ; gibt dieser es aber dem Gebannten zurück, so fällt es an die Gemeinde.*® 
Die Vasallen des unsühnbnr Gebannten werden 1252 zu Brescia vom Treu- 
eide gelöst, und sollen ihre Lehen als Eigen haben, so lange sie der Stadt treu 
bleiben; unter derselben Bedingung werden seine Knechte für frei erklärt.*^ 
Aehnliche Bestimmungen finden sich 1243 zu Vercelli.*® 

63. — Alle besprochenen Massregeln sind in ihrer Wirksamkeit auf das 
•Stadtgebiet selbst beschränkt; nur aus diesem war der Gebannte ausgewiesen, 
nur hier war er durch Entziehung des Klagrechtes friedlos, nur sein hier be- 
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leCfni’s Gut konnte eingezogen wt-nlen. War da' alle» sehr hart, so konnte 
donh trotzdem tier Zustand des Gel>annten, zumal wenn er auch auswärts be- 
gütert war, ein ganz Icidlieher sein, wenn er darauf rechnen durfte, im nächst- 
gelegenen Grebiete sich unbehelligt aufhalten zu können. War dag möglich, so 
war in vielen Fällen der Zweck des Bannes nur sehr unvollkommen zu er- 
reichen; und es fragt sich daher, ob der Bann nicht auch Wirkungen für 
fremde Gcrichtsbezirke hatte. 

Das war nur in beschränkter Weise der Fall. Das deutsche Achtsver- 
faliren mit seinen langen Fristen war allerdings ein sehr schwerfälliges; aber 
schliesslich war seine volle Wirksamkeit doch dadurch verbürgt, dass bei jeder 
durch den Richter zunächst nur für seinen Bezirk ausgesprochenen Verfestung 
nach bestimmter Zeit die .Steigerung zur Reiclisacht nicht verweigert werden 
kann. Es ist bezeichnend, dass 1 209 gerade ein GränzfÜrst, der Bischof voll 
Trient, das als sein Recht durch Rechtsspruch des Reiches ausdrücklich fest- 
stellen lässt. ' Denn in Italien ist mir nicht die geringste Andeutung vorge- 
kommen, dass die städtischen Behörden oder sonstigen lokalen Richter einen 
Anspruch darauf gehabt hätten, dass ihrem Bann nach bestimmter Zeit der 
Rcichsbann zu folgen habe. .Städtischer und Reichsbann stehen ausser 
Jeder regelmässigen Verbindung. 

Allerdings konnte man durch eine Klage bei den Reichsgerichten den 
Reichsbann erwirken ; aber das geschah doch durchweg nur bei Sachen, welche 
von vornherein vor das Reichsgericht gehörten oder bei welchen von einer 
Klage vor dem ordentlichen Gerichte ein Erfolg nicht zu erwarten war. Jeden- 
falls w<ar es allgemeiner nicht üblich, sich desshalb an die Reichsgerichte zu 
wenden, weil der hier zu erlangende Reichsbann wirksamer war, als der ört- 
liche Bann, wenn man in Einzelfällen auch Werth darauf legte. Verhängt K. 
Otto 1210 über die Ketzer zu Ferrara den Reichsbann mit der Bestimmung, 
dass ihr Gut eingezogen, ihre Häuser zerstört werden sollen, so scheint es 
sich allerdings nur darum zu liandeln, den ohnehin Uber die Ketzer verhängten 
städtischen Bann durch Erweitenmg zum Reichsbann wirksamer zu machen.* 
Zuweilen zeigt es sich darin, dass man sich vom Kaiser wohl von vornherein 
versprechen liess, für gewisse Fälle den Reichsbann zu verhängen. So ver- 
spricht der Kaiser 1 1 76, jeden Verletzer eines Cremona gegebenen Privilegs 
bannen und ohne Zustimmung der Konsuln nicht lösen zu wollen^; nach den 
Verhandlungen über den Konstanzer Frieden soll der Kaiser jede Stadt, die 
nicht schwören wler ihren Antheil an der dem Kaiser zu zahlenden Summe 
nicht zahlen will, binnen twei Monaten bannen^; 1192 verspricht er den Cre- 
munesern, Gegner derselben, welche sich dem kaiserlichen Gerichte nicht 
stellen wollen, binnen drei Monaten in Bann zu legen.® Aber in allen diesen 
Fällen handelt es sich doch vorzngsw'eise um .solche, deren die .Stadt seihst 
überhaupt nicht mächtig war, nicht um den Gesichtspunkt einer grössern 
Wirksamkeit des städtischen Bannes. Gerade dass solche Versprechungen 
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vorkuniiueii, liutcht es nur uiii su auffallender, dass einzelne Städte, welchen 
der Kaiser offenbar zu gewissen Zeiten alles zu gewähren bereit war, sich nie 
von ihm das Recht geben Hessen, dass alle von der Stadt Glebannten binnen 
gewisser Zeit auch im Reichsbann sein sollten; es scheint eine solche Auffas- 
sung den italienischen Anschauungen ganz fremd geblieben zu sein; soweit ich 
sehe, ist in städtischen Statuten nirgends vom Reichsbanne auch nur die Rede. 

Wo inan sich an das Reichsgericht nicht wenden wollte oder konnte oder 
selbst iin Reichsbanne war, wandte man freilich auch wold den städtischen 
Bann gegen Auswärtige an, und dehnte dann, da man kaum darauf rech- 
nen durfte, die auswärtigen Verbrecher selbst treffen zu können, den Bann auf 
die ganze Stadtgemeinde aus; was sich auch in so weit rechtfertigte, als in 
solchen Fällen die gebannte .Stadt sich in der Regel geweigert haben wird, 
gegen die Verbrecher, obwohl sie derselben mächtig war, einzuschreiten. So 
heisst es 1228 zu Verona wegen Ermordung eines Veronesischen Konsuls zu 
Faenza, der Podesta soll sich Mühe geben, dass die .Malefactores bestraft 
werden: Et in bauno fommimin Verouaf ]>oni faciam ipttos et onme» in- 
coltu Faventiae et eiiui districUia et eorum bona ; es wird dann insliesondere 
allen Veronesern der Verkehr mit ihnen untersagt®; und liesscn sie sich im 
Veroneser Gebiete betreten, so wurde dann wohl gegen Personen und Gut 
eingeschritten. Auf diesem Wege gelangte man dann zu der ausgedehnten 
Anwendung der Repressalien, ln solchen Fällen konnte von entsprecliender 
Wirk-samkeit des Bannes noch weniger die Rede sein, weun derselbe niclit 
auch ausserhalb des Stadtgebietes wirksam zu machen war. 

64. Bot da der Reichsbann nicht die nütlüge Ergänzung, theils weil 
es an einem bestimmten Ansprüche aut denselben fehlte, theils weil auch der 
wirklich verhängte Reichsbnnn sich oft als unwirksam erwies, su blieb der 
Weg, eine .-Vnerkennung des Bannes durch andere Städte zu er- 
wirken. Das geschah denn aucli nicht selten durch . gegenseitiges Ueberein- 
kommen; die Verträge unter den .Städten enthalten häutig einsohlagende Be- 
stimmungen. Diese waren einmal darauf gerichtet, Forderungen an Angehörige 
einer fremden Stadt dadurch zu sichern, dass diese sich verpflichtete, eventuell 
mit Bann gegen dieselben vorzugehen; .solche Bestimmungen haben wir mehr- 
fach erwähnt. Weiter aber verpflichtete man sich nicht selten. Gebannte der 
fremden Stadt im eigenen Gebiete nicht dulden zu wollen. Am wichtigsten war 
in dieser Richtung wohl, dass der Lombordenbund dazu seine Mitglieder von 
vornherein verpflichtet zu liaben scheint, ln den frühem Bundesurkunden wird 
das noch nicht erwähnt ; zuerst 1168 beim .Schwöre von Cumo, aber nur als 
gegenseitige VerpflichUmg von Como und Mailand. ' .Später handelt es sich 
um Wirksamkeit für den ganzen Bund. Zuiuichst wird das wohl nur auf Bann 
um Bundesangelegenheiten bezogen: Nec de aUqna cMtate — f>ro Ime facto 
e,r]nilntni vel a sua nvitate eepara-tMii vela »ua civitaie puerram passuM 
recipiam et de jneo dietrirtn, »i reneril, expeUam'*-; aU-r andere .Stellen 
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lassen keinen Zweifel, dass es sich dabei auch über die nächsten Bundeszwecke 
hinaus um Sichernnj' des gesammten Kechtszustandes durch Wirksamkeit der 
von der einzelnen Stadt verhängten Banne für das ganze Bundesgebiet han- 
delte. Im Vertrage der Bundesstädte mit dem Markgrafen Malaspina 1 168 
heisst es ausdrücklich: Item decrevt’runi, tä nuUa ehütas vel siifH’dscriptM 
inarchio aliqiiern a siii» eonsuUbus bannitum reeipial; et si receperit rel 
in snani eirtutetn venerit, infra quindecim dien, postqiiam a eonnulihus 
vel marchione, a quibns bannitiin fu-eril, eis requisitum fiierit, desua po- 
testate et virtiite eiim eiicient, tiee de ret(TO enm reeipient, nisi de banno 
fraetiis fuerit a siris consulihvs; und 1 170 in dem Schwure von Pavia: Et 
milites et pedites bandizatos a sua civitate non reeipinm in mea eivitate, 
nee in illis locis, in qiiibv» virtutem habuero, postquam requigitiim fuerit 
a eonsuUbus vel a sigillo publico sue civitatis.^ Doch dürften diese Bestim- 
mungen für den ganzen Umfang des Bundes später kaum sehr beachtet sein. 
Dagegen finden wir dieselbe Bestimmung, die gegenseitigen Verbannten nicht 
aufzunehmen oder doch auf Verlangen der andern Stadt in bestimmter Zeit 
auszuweisen, oft in spätem Verträgen benachbarter .Städte; so in Verträgen 
Modena's 1177 mit Bologna, 1188 mitParma^ in Verträgen Cremona's 1188 
mit Parma, 1257 mit Mantua.* Das fand denn auch wohl in die .Statuten 
Aufnahme; so dürfen sich nach denen von Brescia Gebannte von Mantua und 
Verona gemä.ss den Verträgen im Gebiete nicht aufhalten.* Aber Ober die 
Ausweisung gehen die eingegangenen Verpflichftmgen durchweg nicht hinaus ; 
nur wird 1177 im Bündnisse zwischen .Modena und Bologna bestimmt, dass 
der .Strassenräuber iin Banne seiner .Stadt sein und der Podesta der andern 
helfen soll, seine Bestrafung zu erwirken. Insbesondere scheint man sich selbst 
unter engstverbundenen .Städten nicht leicht zur Kinfangnng und Auslieferung 
der fremden Gel)annten verstanden zu haben. Allerdings findet sich 1290 ehi 
Befehl, dass alle gebannten Cremoneser binnen einem Tage Crema verlas.sen 
sollten, widrigenfalls sie an Cremona ausgeliefert werden wtlrden^; alwr schon 
der eventuelle Charakter der Massregel .spricht gegen eine übernommene Ver- 
pflichtimg, es handelt sich wohl nur um eine Drohung, um dem Befehle (ie- 
horsam zu verschaffen. Viel liess sich freilich auf solchem Wege nicht errei- 
chen, zumal gewöhnlich mit ein oder anderer nächstbenachbarten Stadt ein 
Bundesverhältniss nicht bestand, der Gebannte demnach doch in der Nähe 
eine Zuflucht fand. 

65. — Bei der überaus ausgedehnten Anwendung des Bannes in Italien 
mussten freilich die fremden Gebannten oft zu einer unerträglichen Last wer- 
den, zumal viele von ihnen aller Unterhaltsniittel entblösst waren, es sich 
weiter oft um \'erbreclier handelte, bei denen man Gefährdung der öffentlichen 
.Sicherheit befürchten musste. Daher finden wir nicht selten, dass .Städte in 
ihrem eigenen Interes.se Massregeln gegen die fremden Gebannten 
trafen. Zu Ravenim wird kein hamlizatus foresterins geduldet, wenn er 
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nicht genügende Bürgschaft stellt, dass er keinen Schaden au Personen und 
Sachen anrichten wird. ’ Zu Riva darf sich ein fremder Gebannter nur mit 
Erlaubniss des Bischofs und der Gemeinde aufhalten. ^ Oft sind solche Be- 
stimmungen auf schwere Verbrecher beschränkt, gegen welche dann aber mit 
derselben .Strenge vorgegangen wird, wie gegen Einheimische, und damit vor- 
gegangen werden konnte, da die eigene .Stadt den Gebannten natürlich nicht 
dagegen schützt. Zu Casale soll sich kein wegen Mord und .Strassenraub Ge- 
bannter auflialten bei .Strafe an Person und V'ennögen ; auf die Gefangennahme 
ist ein Preis gesetzt; eiuen fremden, wegen todes würdigen Verbrechens Ge- 
l>annten darf jeder straflos verletzen, selbst tödteii.^ Aehnliche Bestimmungen 
Anden sich zulvrea; folgt der fremde Gebannte dem Ausweisung-sbefehle nicht, 
so büsst er mit zehn Pfund oder Abhauen der Hand.'* 

Das Ungenügende des städtischen Bann Verfahrens in Italien 
i.st zweifellos zumeist darin begründet, dass dem von einer .Stadt verhängten 
Banne eine durchgreifende Wirksojukeit ausserhalb des eigenen Gebietes ab- 
ging. Thatsächlich war der Erfolg vorwiegend der, dass die eine .Stadt der 
andern ihre Zahlungsunlahigen, Verbrecher und Rebellen zuschickte, die dann 
für dieselben sorgen oder sich ihrer erwelmeii mochte; die Gebannten mussten 
sich überall massenweise, grossentheils ohne genügende .Subsistenzmittel he- 
rumtreiben; was das für Folgen hatte, liegt auf der Hand, es mag genügen, 
an die spätere Bedeutung des VV^irtes Bannitus zu erinnern. In Deutschland, 
bei an und für sich viel eingeschränkterer Anwendung der Acht, konnte es 
dazu wenigstens so lange nicht kommen, als die Reichsgewalt noch in der 
Lage war, ihren AchLssprüchen Achtung zu verschaffen. In Italien wird man 
diese V'erhältnisse nicht lediglich der ungenügenden Macht der Reichsgewalt 
zur Last legen dürfen, sondern einer -Mangelhaftigkeit der Einrichtungen .selbst, 
welche das nüthige Ineinandergreifen der hiihern und niedern Staatsgewalten 
vermissen Hessen. Denn wenigstens zeitweise oder in einzelnen Landestheilen 
hätte es dem Reiche keineswegs an der Macht gefehlt, ergänzend einzuschrei- 
leu; aber auch dann scheint es in die .Strafgerichtsbarkeit der städtischen 
Gemeinden gar nicht eingegriffen, es nicht für seine Pflicht gehalten zu haben, 
die Ausführung der .Strafurtheile zu ermöglichen. Es ist kaum anzunehinen, 
da.ss städtischer Bann und Reichsbann so unvermittelt neben einander gestan- 
den hätten, falls ihre Entstehung in die frühem Zeiten eines geordneteren In- 
einandergreifens der Reichsgewalt und der örtUchen Gewalten zurückreichte ; 
wenigstens von die.sem (xesichtspunkte aus wird die Wnnuthung dafür spre- 
chen, dass der städtische Bann in seiner bestiimnteren Gestaltung sich er.st 
im zwölften Jahrhunderte in engerm Anschluss an die städtische Entwicklung 
ülrerhaupt ausbildete. 

66. — Im allgemeinen blieben die Wirkungen des Bannes ungeändert 
bis zur Lösung oder, wo .solche nicht gestattet war, bis zmn Tode. Doch Anden 
sich ausnaliULsweise auch Milderungen des unsühnbaren Bannes. Solche 
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konnten veranlasst sein duix:!! Erlangung der Sühne der Verletzten oder nKx^h- 
ten, allgeinein in Aussicht gestellt, dazu dienen, die Gebannten zum Nach- 
suchen der Sühne zu bewegen, wozu sonst bei unsühnbarem Banne die Ver- 
anlassung fehlte. .So werden zu Parma ausnahmsweise Milderungen fllr die um 
Mord und Friedensbruch Gebannten bestinunt, welche Sühne erlangt haben ; 
einmal dürfen sie durch einen Procurator ihre Güter verkaufen lassen; weiter 
bleilien sie im Bezirke von Paniia allerdings friedlos; werden sie aber ausser- 
halb dessellwn verletzt, so soll der Podesta verhalten sein, das eben so zu 
strafen, als wenn sie nicht iin Banne wären. * Es konnten solche Erleichte- 
rungen auch vertragsmässig von einer .Stadt, welcher sich Gebannte einer 
feindlichen .Stadt angeschlossen hatten, ausbedungen werden. Bei einer .Sühne 
zwischen Cremona und Mantua 1257 wird bestimmt, da-ss die seit dem Be- 
ginne des Krieges anscheinend wegen Verbindung mit der feindlichen .Stadt 
Gebannten von ihren Gütern die Einkünfte und Früchte ziehen, auch ihre Fa- 
milien und Verwalter darauf wohnen lassen dürfen; dass sie weiter durch 
Vertreter ihr Recht verfolgen können ohne Rücksicht auf den Bann ; konunt 
aber ein solcher in das Gebiet, so sind alle Milderungen verwirkt, er tritt in 
den frühem ungünstigen .Stand wieder ein.^ In beiden Fällen hält man wesent- 
lich nur noch an den Massregeln fest, welche den Gebannten vom Gebiete fern 
halten sollen, verzichtet aber darauf, ihm auch ausserhalb desselben das I.,eben 
möglichst zu eisicliwereij. Oder es wird wenigstens die Möglichkeit geboten, 
ilurcb eine Leistung für die Stadt einzelnen der schwersten Folgen zu ent- 
gehen; nach einem Bannurtheil von Brescia 1288 gegen Ausgezogene, welche 
sich mehrerer Burgen der Stadt bemächtigten, soll der ergriffene Gebannte 
nicht hingerichtet werden, wenn er binnen zehn Tagen eine dieser Borgen in 
dje Gewalt der .Stadt zu bringen Weiss. * 

Eine wenigstens später anscheinend ziemlich regelmässig vorkommende 
Milderung des Bannes ist die Eingränzung, die Confinatio. Die Confinati 
werden mehrfach neben den Banditi genannt; nähere Angaben über ihre .Stel- 
lung haben die .Statuten von Modena*, insbesondere aber die von Brescia.^ 
.Sie scheint insbesondere angewandt bei solchen, welche aus politischen Mo- 
tiven die »Stadt verlassen und desshalb gebannt waren. Vorbedingung ist die 
Rückkehr zum Gehorsam, Unterwerfung unter die Befehle des Podesta. Dieser 
weist dann dem (gebannten seinen Aufentlialtsort an, an welchen er sich binnen 
bestimmter Zeit zu lx?geben hat. Zuweilen scheinen das Orte des Gebiets ge- 
wesen zu sein; zu Brescia wird eine lombardische .Stadt, welche derselben 

guellischeu Partei angehört, bestimmt; 1292 wird den Confinati die Wahl ge- 
stellt, entweder Zu I»odi oder zu Crema zu wohnen. Von diesem Orte dürfen 
sie sich ohne Erlaubniss nicht entfernen und sind dort unter strenge Aufsicht 
gestellt Von Brescia werden nach Crema nnd Lodi besondere Beamte, Ca- 
pUanei conjhiatorinih, geschickt; vor diesen haben die Confinati sich unaufge- 
fordert alle drei Tage, auf Verlangen aljei- zu jeder .Stunde zu stellen. Insbe- 

Ü6. — I, Mew. bann. 1 a. ÜI5. 2, Vg!. die BeiliKSit. S, Odnrici 8. :*7. 4, Mou. 

Mud .Slat. 1. JM 6. Üdorici 7, 12b’ 130. 8, | j. <f2. 


Digiür;:;; '■ 


Milderung und Aufhebung des unsühnbaren Bannes. 


14,' 


sondere dürfen sie die Stadt iiielit betreten; wer in Brescia ergriffen wird, 
wird sogleich hingerichtet; zu Modena durften sie mit besonderer Erlauhniss 
in die Stadt kommen; aber diese Erlaubniss sollte nur auf läng.stens drei Tage 
und höchstens an drei Konfinirte gleichzeitig gegeben werden. Die Familien 
durften im Gebiete wohnen, aber-mindestens zehn Miglien von der .Stadt. Der 
Vortheil dieses Verhältnisses lag abgesehen von dnn wiedererlangten Rechts- 
schutze insbe.sondere darin, dass der Konfinirte wieder in den vollen (Jenuss 
seiner Güter eiutrat. Uebrigens scheiTit die Confinatio auch wohl ohne vor- 
hergehenden Ungehorsamsbann verhängt zu sein; sie trifft in.sbesondere zu 
Brescia auch alle .Söhne der Konfinirten, sobald sie das vierzehnte Jahr er- 
reichen, und die .Söhne von Ilochverräthem. Doch dürfte in so weit immer ein 
engerer Zusammenhang bestanden haben, als Bruch der Eingränzung wohl 
unsühnbaren Bann zur Folge hatte. 

67. — Eine Aufhebung des unsühnbaren Bannes sollte an und . 
für sich nie gestattet sein; der Fodesta oder die .sonstigen städtischen Be- 
hörden hatten kein Begnadigungsrecht, mussten sich verpflichten, einen sol- 
chen Bann nie zu lösen; wir fanden sogar ausdrücklich ausgesprochen, da.ss 
selkst ein Beschluss der .Stadtgenieinde den Bann nicht solle anfheben können.’ 
Wenn wir aber bedenken, dass die schwersten Banne meistens aus politischen 
Ursachen erfolgten, so ist es erklärlich, wenn thatsächlich sehr häufig eine 
Lösung erfolgte. Es mochte eine gütliche Einigung erfolgen. In die .Statuten 
von .Modena ist eine Restitution der Grasulfi aufgenommen; sie sollen in ihre 
Rechte ganz und gar so wieder eintreten, als wenn sic niemals im Banne ge- 
wesen wären.* Vorzugsweise handelte es .sich da al^er mehr um Machtfragen, 
als um Rechtsfragen; eine innere Umwälzung, ein Umschwung in den allge- 
meineren Machtverhältnissen konnte die heute für immer gebannte Partei 
morgen zur bannenden machen. 

Wo ein Gerichtsherr w.ir, konnte Begnadigung eintreten, wie eine 
.solche in bezüglichen .Statuten wohl vorge.sehen ist. * Rückkehr zum Gehorsam 
und unbedingte Unterwerfung unter die Gebote des Herrn sind die Vorbei^n- 
gung. So 1210 zu Trient, wo dann der Bischof bestimmt, unter welchen Be- 
dingungen er den Bann nach.sieht.^ Ein näheres Eingehen auf dieses Verhält- 
ni.ss wird überflüssig sein, da es für Italien geringe Bedeutung hat und 
we.sentlich mit de näher zu besprechenden liösung des beständigen Reichs- 
bannes zu.sammenfallt. 

Dass der König sich für befugt hielt, einen von einer .Stadt wegen 
Zahlungsunftlhigkeit oder gemeiner Verbrechen verhängten Bann aufznheben, 
dafür sind mir aus früherer Zeit keine Beispiele vorgekommdn. Anders wohl, 
wenn es sich lun politische Parteiungen handelte. War jemand gebannt, weil 
er gegen seine .Stadt zum Reiche hielt, so war es eine Machtfragt“, ob das 
Reich die Aufhebnng solcher Banne von der dann gewöhnlich ihrerseits vom 
Reiche gel>annten .Stadt ei7.wingen konnte. Es wurde auch wohl zwischen der 
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Innenpartei und den Gebannten von Reichswegen eine den Baun beseitigende 
Sühne vermittelt, so durcli den Reii-hslegaten 1209 zu Brescia.* Und dabei 
handelt es sich dann keineswegs immer um freiwillige Unterwerfung beider 
Parteien unter den .Schiedsspruch des Reichs. Wie von streitenden .Städten, 
so verlangte das Reich auch von streitenden Parteien derselben Stadt, dass 
sie sich zur Herstellung des Friedens seinem .Spruche untei-würfen. Als die 
Volkspartei zu Piacenza sich 1220 weigerte, bezüglichen Befehlen des Legaten 
zu gehorchen, wurde von ihm und dem Kaiser der Reichsbann über sie ver- 
hängt, dagegen die Adelspartei in alle ihre Rechte wieder eingesetzt.® Aber 
in solchen Fällen handelte es sich doch vor^'iegend um einen Missbrauch der 
städtischen .Strafgerichtsbarkeit zu politischen Parteizwecken; in die regel- 
mässige Ausübung dersellien scheint sich das Reich durch Aufhebung von 
Bannsentenzen so wenig eingeini.scht zu haben, als es andererseits keine .Sorge 
trug, denselben in weiterin Kreise Geltung zu verschaffen. 

Ganz bestimmt hat dann aber K. Heinrich VII die .\ufhebung jedes 
städtischen Bannes als sein Recht in Anspruch genommen. Er verlangte be- 
kanntlich Von allen .Städten, dass sie sich den von ihm verfügten Bestimmungen 
bezüglich des Friedens unter den .städtischen Parteien unterwürfen; und in 
allen diesen Friedensurkunden werden die Gebannten einfach restituirt; weiter- 
hin vernichtete er ganz allgemein alle Banne in den .Städten der Lombardei, 
welche gehorsam waren." Und dabei handelt es sich nicht blos um die poli- 
tischen Parteiungen; kraft der ertheilten allgemeinen Begnadigung befiehlt er 
der .Stadt Vicenza, Genannte, q<ii propfi‘r Aom/V/d /«»« — hainiiti fort di~ 
nintur, in ihre Rechte und Ehren wieder einzn.setzen, aus dem Bannbuche zu 
streichen und ihnen aus jener Veranla.ssiing keinerlei Xachtheil mehr erwachsen 
zu lassen.® Das .Schwierigste war dann die Restitution der Güter, welche in 
den Friedensurkunden immer verfügt wird. Aber die Güter waren oft in fremde 
Hände durch Verkauf von .Seiten der Gemeinde gekommen; dann soll Zu Lodi 
die Gemeinde den Kaufpreis zurückzahlen; zu .Vsti, wo schon frühere Ab- 
kommen Vorlagen, die Hälfte die Gemeinde, die Hälfte der Restituirte. War 
ein Haus auf .seinem Grunde gebaut, so hatte nach der Urkunde für Creuioua, 
wo sich noch andere einschlagende Bestimmungen finden, der Restituirte die 
Wahl, ob er das Haits kaufen oder sich für den Grund entschädigen lassen 
wollte.® Oft war es auch schwer, den fiüheni Be.sitz zu crwei.sen; zu Lodi ver- 
ordnete der König daher, dass für den Restituirten auch sonst luigenügende 
Beweismittel hinreichen sollen, wenn der jetzige Besitzer keinen gültigen Be- 
sitztitel nachweisen kann.*“ 

Entsprechende \'ei fiigungen mögen auch dann getroften sein, wenn ein 
un.sübnbarer Bann durch die Stadt selbst aufgehoben wurde; da aber eine 
solche Aufliebung nie vorgesehen wird, so ist es erklärlich, wenn in den .Sta- 
tuten bezügliche Bestimmungen diu'chaus fehlen. 
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Vereinzelt scheint auch die Kirche sich zu einem Kingreifen in solche 
Verhältnisse wohl hefngt gehalten zu haben. Zu Creinona befahlen wenigstens 
1267 zwei päbstliche Nuntien anetnritate ilomini papf, qua fanpimur in 
haf purte, dass alle wegen politischer Parteiung Konfinirten zurückkehren 
dürften, die Gebannten zwar nur mit besonderer Krlaubniss und gegen Bürg- 
schaft, während im librigen der gegen sie verhängte Bann vernichtet werden 
sollte. Da aber die Zustimmung de.s Parlaments der .Stadt erwähnt wird, so 
mag trotz der Form de.s Befehls es sich nur um ein \'orgehen nach vorherigem 
Einverständnisse mit der Stadt handeln. ’ ' 

VII. LÜE.SBABER REICU.SBANN. 

B8. — Wir wiesen früher nach, dass seit dem Ende des eilften Jahr- 
hunderts zuerst vereinzelt, dann häufig in den Urkunden der Kaiser und ihrer 
Legaten mit einem von dem ültern Königsbanne verschiedenen Bannum </. 
regia oder imperatoris, imperiulis oder hnperii gedroht wird. ' Die A n- 
wendung des Ausdruckes Bann zeigt sich der ganz entsprechend, welche 
wir für den städtischen Bann nachwiesen''*; die Wendungen in baimo ponere, 
banno subiaeere, de banno e.rtrahi^v und ähnliche zeigen, dass der .\usdruck 
auch hier den Zustand bezeichnet, in welchem der Bannitus sich befand, wäh- 
rend er ursprünglich zunächst den Befehl bezeichnet haben wird, der diesen 
Zustand veranlasste. Schon die Vergleichung entsprechender Fonnein ergab, 
dass dieser Zustand des Gebannten der der königliclien Ungnade in der be- 
stimmteren Bedeutung der .-kcht ist.* Das bestätigen denn auch die Zeugnis.se, 
welche sich ans der staufischen Zeit für die .Anwendung des Reichsbannes er- 
halten haben. .Allerdings fehlen uns hier allgemeinere gesetzliche Bestimmungen, 
wie sie für den städtischen Bann die .Statuten boten. Ergibt sich dadurch wohl 
für einzelne Punkte eine geringere .Sicherheit, so gestatten doch die in nicht 
unbedeutender .Anzahl vorliegenden Nachrichten der Urkunden und Gesclücht- 
schreiber über die .'Viiwendung in Einzelfällen einen ziemlich sichern Schluss 
auf die Gestaltung des Reichbannes im allgemeinen. 

Bezüglich der Arten des Reich sbannes zeigt sich sogleich ein we- 
sentlicher Unterschied gegenüber dem städtischen Bann. Der Reichsbann ist 
immer ein Ungehorsamsbann, wird nur gegen den Lüigehorsamcn ver- 
hängt, um ihn entweder zum Gehorsam zurückzuführen oder, wo auf sulchen 
nicht mehl' geretdinet ■wird, die wegen des Ungehorsams nicht auszuführende 
.Strafe durch andere Uebel zu ersetzen. Eine A'erhängung des Roichshannes 
gegen jemanden, dessen mati habhaft ist, entsprechend dem städtischen Aus- 
weisungsbann, wird nie erwähnt. Es hängt das damit zusammen, dass die 
Ausweisung aus dem Gebiete, die A'^erbannung im engem Sinne, auf welche 
beim städtischen Banne ein Hauptgewicht fallt, dem Reichsbanne überhaupt 
fehlt; in der staufischen Zeit wenigstens findet .sich nie eine Andeutung, dass 
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dem GebAiiDten der Aufenthalt im Reiche untersagt sei oder mau auch nur 
erwartete, dass die gegen ihn verhängten Massregeih wenigstens thatsächlich 
seine Entfernung aus dem Reiche zur Folge haben würden. 

Wir fanden weiter, dass beim städtischen Rann auf den Ungehorsam im 
allgemeinen wenig Gewicht gelegt wurde, dass die Wirkungen des Bannes we- 
sentlich dieselben waren, mochte derselbe gegen einen Cfehorsainen verhängt 
werden, der verurthcilt und ausgewiesen wurde, oder gegen einen Ungehor- 
samen, der wegen seines Ungehorsams als verurthcilt galt. Die Verschieden- 
heit des Bannes war viehnehr vorzugsweise bedingt durch die Veranlassung 
des Bannes; es ergab sich da insbesondere ein scharfer Gegensatz, jenachdem 
der Bann tun Schulden oder um Missetliaten verhängt war. 

Dagegen fallt 'beim Reichsbann das ganze Gewicht auf den Ungehorsam; 
dieser ist das, was den Bann zunächst begründet; die hesondern Umstände 
des Ungehorsams sind auch massgebend für seine Wirkungen. Dabei kann nun 
allerdings berücksichtigt werden, ob die Veranlassung des Ungehorsams eine 
bedeutendere oder unbedeutendere war; aber irgend durchgreifend macht sich 
das nicht geltend; Arten des Reichsbannes, welche dem Unterschiede des 
Bannes um .Schulden und um Missethat entsprächen, lassen si<;h niclit be- 
stimmter nachweisen. Wir finden beim Reichsl>ann nur einen durchgreifenden 
Unterschied; er ist entweder ein lösbarer, wenn der Gebannte bei der Rück- 
kehr zum Gehorsam einen Anspruch auf Lösung hat; oder aber er ist ein un- 
lö.sbarer, beständiger, wenn der Gebannte überhaupt keinen Anspruch auf 
Lösung mehr hat. Das entspricht nun dem Unterschiede zwisclien dem lös- 
baren und dem unsühnbaren städtischen Banne. Der letztere ist, wenn es sich 
überhaupt um Ungehorsamsbann handelt, desslialb ein beständiger, weil der 
Ungehorsame wegen Verbrechen zu schweren .Strafen vemrtheilt ist, welche 
er diircli Rückkehr zum Gehorsam nicht mehr abwenden kann, so dass über- 
haupt auffiehorsam nicht gerechnet wird. Dem entsprechend wird der Reichs- 
bann dadurch zu einem beständigen, dass der Verbrecher in die Strafen des 
Hochverrathes verurtheilt wird, nach der .Strenge des Gesetzes auch bei Rück- 
kehr zum Gehorsam diese zu erleiden hätte, wesshalb auch hier auf Gehorsam 
nicht gerechnet wird. Danach würde allerdings hier nicht zunächst der Unge- 
horsam, solidem das den Ungehorsam veranlassende Verbrechen für den 
schärferen Bann massgeltend sein. Aber wir werden sehen, dass doch auch da 
der Ungehorsam ganz in den Vordergrund tritt, dass in solchen Fällen für die 
Verurtheilung weniger die etwa behauptete hocliverrätherische Handlung ins 
Gewicht fallt, dass vielmehr der Ungehorsam selbst als Uochverrath aufgefasst 
und bestraft wird. Daraus erklärt sich denn aber auch, dass die Gränze im 
Einzelfalle nicht so bestimmt hervortritt, wie beim städtischen Bann. Hier sind 
lösbarer und unsühnbarer Bann durchaus geschieden; es wird von vornherein 
entweder der eine, oder der andere verhängt, und der lösbare Bann kann nicht 
etwa später in einen unsühnbaren übergehen, weil eben beide auf ganz ver- 
schiedenen Veranlassungen beruhen. Der Reichsbanu kann nun allerdings .so- 
glehii als unlösbarer verhängt werden ; da aber für die N'erhängung beider »Vrteii 
der Ungehorsam das Massgebende ist, so kann der zunächst als lösbarer ver- 
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hängt*' Bann in eiiipn l>e,ständigpn dadurch übergphcn, dass- der Gchanntp bei 
V'erharren iin Ungehorsam nachträglich als Hochverräther verurtheilt wird ; es 
erscheint zudem auch der lösbare Bann zuweilen durch Massregeln geschärft, 
welche in der Regel nur beim beständigen erwähnt werden, so dass im Einzel- 
falle oft kaum mit Sicherheit zu entscheiden ist, welche Art des Bannes vorliegt. 

Hatten wir beim städtischen Bann vom lösbaren insbe.sondere noch den 
sühnbaren zu unterscheiden, so findet sich allerdings auch beim Reichsbann 
wohl Entsprechendes, indem, worauf wir zurnckkommen, in Einzelfällen die 
Lösung eine Zustimmung dritter Personen erforderte. Doch erscheint das hier 
als ein so untergeordnetes Moment, da.ss wr bestimmtere Rücksicht nicht 
darauf zu nehmen haben ; als Hauptarten haben wir nur den lösbaren und be- 
ständigen oder unlösbaren Reichsbann aus einander zu halten. 

69. — Der lösbare Reichsbann wird verhängt vom Könige oder 
seinem .Stellvertreter, um die Nichtachtung eines Befehls zu bestrafen und Ge- 
horsam gegen denselben zu erzwingen. Die Veranlassung ist immer der 
Ungehorsam; und zwar kann der Bann verhängt werden wegen jeden Unge- 
horsams ohne Rücksicht auf die grössere oder geringere Bedeutung des miss- 
achteten Befehls, dessen Inhalt, mag es sich nun um eine Ladung vor Gericht, 
um Unterwerfung unter ein Urtheil, um eine Leistung an das Reich oder irgend 
anderes handeln, zunächst gar nicht in Betracht kommt. 

Insbesondere ist zu beachten, dass entsprechend dem städtischen Banne, 
aber abweichend von der deutschen Acht, der Reichsbann im Gerichte keines- 
wegs nur bei .Strafiällen, sondeni auch bei bürgerlichen .Streitsachen zur 
Anwendung kommt, und zwar anscheinend noch weitergreifend, als in den 
städtischen Gerichten. Wir fanden ihn hier insbesondere angewandt zur Er- 
zwingung der Erfüllung von Forderungen; so wHrd auch 1221 gegen Asti 
ein Reichsbatm verhängt, um die .Stadt zur Zahlung an einen Gläubiger zu 
zwingen.* Bei dinglichen Klagen uird dagegen in den städtischen .Statuten 
auf den Bann wenigstens kein Gewicht gelegt; es scheint wohl, dass der Un- 
gehorsam gegen jede Ladung einen Bann zur Folge haben konnte*; dass es 
sich dabei auch um dingliche Klagen handelte, ist aber doch nirgends bestimm- 
ter betont, es ist durchweg nur vom Bann um .Schulden und um Missethat die 
Rede. Beim Ungehorsam wegen dinglicher Klagen konnte die .Stadt sich wohl 
durchweg mit der Einweisung in den Besitz begnügen; sie war in der Lage, 
Besitzstörung hintanzuhalten ; erfolgte solche dennoch, so war das dann wohl 
als Missethat zu behandeln. ■’* .\nders war das snelfach beim Reichsrichter, der 
der Unterstützung der örtlichen Gewalten keineswegs sicher war, zumal wenn 
es sich um Klagen gegen .Stadtgemeinden oder Gros.se handelte, der oft nicht 
einmal in der Lage war, die Besitzeinweisung vollziehen zu lassen, noch we- 
niger den Besitz dauernd zu schützen. 

Wir finden daher in dieser Richtung den Reichsbann angewandt einmal 
zur E r z w i n g u n g d e r .\ n s f ü h r u n g e i n e s U r t h e i I s. ln einem .Streite 
des Bischofs von Vercelli über Hoheitsrechte mit den Leuten von Casalc wird 

W. -- 1. HoilUrd 2, 133. 2. Vgl. $ 47. 8. Vgl. » 59 n. 5. 


Digitized by Google 



100 


I. Usbarpr Ueicliiliaiia. 


1196 vuliiilotvikar aU AppellaliuiiNrichter f;egeii die letztem entschieden; der 
Kaiser befiehlt unter Vh'rwerfun)' von Appellation und .Supplikation Ausliih- 
rung des L'rtheils und lässt zunächst durch einen Boten den Bischof in Besitz 
setzen; da die von Casale unter Hinweis auf die Apj)ellation an den Kaiser 
Anerkennung des Urtheils verweigern, befiehlt der Kaiser, dieselben, wenn sie 
sich nicht fiigen, in den Bann zu thun, was dann durch einen Boten des Kai- 
sers geschieht.* Der König sagt 1219, dass von ihm delegirte Hichter die 
.Stadt Alba bannten, weil sie ilu-er Ladung nicht folgte, et eo quod poMeenio- 
nem a praedictis nostris iiidicibtis traditam eklem O. de iv petita qiüete 
teuere non perrnieit, et eo qaod sitniliti'r poseeesionem ex »eeundo deireto 
a pi'aeilietit iudiedme dieto O. traditam modis oimubus pei'turbavit.^ Der 
Podest-i von Mailand appellirt 1221 an den Kaiser gegen Ausfiihning einer 
Entscheidung, wonach der Markgraf von Montferrat in den Besitz einiger Orte 
gesetzt werden .soll, und lässt sich vom Legaten versprechen, dass Mailand bis 
auf weitern Befehl des Kaisers wegen der NiclitauslUhrung in keinen Bann 
verfallen .soll.® 

.Vuffallender ist es, dass auch bei dinglichen Klagen der Reichsbann 
schon zur Erzwingung d e s G e h o r s a m s gegen die Ladung ange- 
wandt wird. Beim altern Verfahren fanden w ir da keinerlei unmittelbare ^ er- 
anstaltung, Gehorsam zu erzwingen; man bescliränkte sich darauf, den Kläger 
durch die Investitura salva querela vorläufig gegen die Nimhtheile zu schützen* 
welche ihm aus dem Ungehorsam des Beklagten erwachsen konnUm.'^ Das 
geschieht auch jetzt noch durch die entsprechende Missio in imssessionem des 
römischen Rechts, die insbesondere auch in den Reichsgerichten regelmä.ssig 
angewiuidt wird.® Ein Zwang zum Gehorsam liegt darin nur in so weit, als 
dem Ungehorsamen inzwischen die Früchte entgehen, er den Besitz nur gegen 
Erstattung der Kosten und nach Ablauf eines Jahres überhau|it nicht mehr 
wiedererlangen, .sondern nur noch sein Eigenthumsrecht verfolgen kann. Das 
findet sich oft bestimmter angegeb<-n; .so heisst es 1164 vom Legaten in 
Tuszien: eine eonianuteiam per mieeionem poeeeeaionig piinirit; mittaida 
eleetum — eorporaliter in i>redieta« poeseeeiones — tali tenore, lU ai pre- 
dietaa L. rellet venire in/ra anniim ad inatUiam fiu'iendam et eaiilionem 
exponetulam, jeredieta poaaeaeio in earn revertatar; ita tanken, ut epiaeopiia 
intei'im omnea frnetua lueretur; ain natem poat anniem renerit, episeoptia 
fruatur eomodo puaaeasoria, ille vero praeetar honere petif&i'ia^; oder die 
Beklagten sollen restituirt werden, ai in/ra annam i'imeriiit preatita idonea. 
raiitione, quod ad iiidiciam atahant et expenaaa — reatituerint.^^ Ver- 
einzelt wird dal>ei wohl noch, entsprechend der frühem .Sicherung durch den 
Königsbann", dem Störer des gegetienen Besitzes mit einer Geldstrafe" und 
üljerdies wohl mit dem Banne" gedroht. 
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So zahlreiche Zeugnisse uns aber aus dem zwnKlen Jahrhutiderte über 
das Ungehorsainsvert'ahrcn hei Klagen um Eigen vurliegen, nie finde ich eine 
Andeutung, <tass man zunäclist durch den Bann (iehorsam gegen die Ladung 
zu erzwingen suchte. Dagegen finden wir später die bestimmtesten Zeugnisse. 
K. Otto überträgt 1 2 1 0 Delegirten eine Streitsache sogleich mit der Weisung: 
et ei qna partium ante ros renire reeiisariTit, noetro banno nnctoritate 
nnstra etippot4(itie. Die Beklagten, zweimal und dann nochmals zweimal pe- 
remtorisch geladen, verweigern schliesslich die Einlassung aul'die Klage, worauf 
an einem Donnerstage die Delegirten termiiiiim dedernnt, ut neqtu’ <ul diein 
dominietmi — renire debereid, alioqaiu hnperiali nnctoritate — praeliba- 
toa G. et F. in banno poaneriinl taliter, qnod ei ad terminnni iamdictnvh 
non renerint, deinde eint in banno d. imperatoria; erst nachdem dieser 
Bann am .Sonntage fällig geworden war, wurde am Dinstage der Kläger in 
Besitz gesetzt Der Generallcgat Albert von Magdeburg delegirt 1223 Juni 
25 dem Bisehofe von Tortona eine .Sache zwischen dem Erzbischöfe von Genua 
und der Gemeinde S. Romolo mit der Weisung, faeientes, qnod decn'veritie 
imperiali anetoritate, per batitinm efiarn et penafii imperialetn firmiter 
obaerrari; ,Sept. 1 heisst es dann: qni homiiu's a. Itomnli recuaearnnt ve- 
nire, immo etiam recipere litteraa eontempaernnt ; nnde d. epiaeopua aue- 
loritate aibi eo7ieeaaa anppoanit feredietoa hoininea — imperiali banno, 
lu-tendena rebelionem et eontnmaeiatn dietornm hominnm,; — enina banni 
aententiain anapendimna naqnead jaroxirnnm /eatnina. Miehaelia, ai naqne 
tnne aidi exanüne noatro inri parnerint, alioqnin ex tnne aortiittnr effee- 
tum. Erst 1224 Juni 5 .setzt dann der Delegirte, weil die von .S. Romolo in 
banno eontnmaeiae verharren, den Erzbischof in Besitz; hier, wie in dem 
frühem Kalle, mit der gewöhnlichen Bestimimuig, dass die Gebannten nur noch 
binnen Jahresfrist gegen Erstattung der Kosten den Besitz wiedercrlangen 
können.''’ Und so finden sich aus dieser Zeit noch mehrere Beispiele, dass bei 
Civilstreitigkeitcn die delegirten Reichsrichter angewnesen werden, ihren Be- 
fehlen durch den Bann Nachdruck zu geben, oder dass sie denselben wegen 
Nichtachtung ihrer Ladung wirklich verhängen. Es wird jetzt in erster Reihe 
versucht, durch den Bann den gerichtlichen .\ustrag zu erzwingen; erst even- 
tuell schreitet man zur Besitzeinweisung; und in dem neben dieser fortbeste- 
henden Banne lag dann auch sjwter noch immer ein stärkerer Antrieb zum 
Gehorsam. 

Fehlt für solches Vorgehen früher jede Andeutung, so dürfen wir schlies- 
sen, dass der Reichsbann erst in späterer staufischer Zeit für Verhältnisse 
Anwendung fand, für die er bis dahin nicht in Uebung war; es würde demnach 
wenigstens nach dieser .Seite hin das Institut im zwölften Jahrhunderte noch 
nicht zur vollsten Entwicklung gelangt sein, was immerhin unsere Annahme 
unterstützen dürfte, es sei in seiner spätem Bedeutung dem altern italienischen 
Rechte fremd gewesen. Eine solche Anwendung musste übrigens gerade im 
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Reichsgeridile näher liegen, alr> in den ständigen Ortsgericliten, wo dein Kläger 
die Be.sitzeinweisung zunäcll^t diirchauis genügen mochte; im Reichsgerichte 
musste ihm inelir daran liegen, ein sein Eigenthmn endgültig anerkennendes 
Urtheil baldmöglichst zu erlangen, da es fraglich sein konnte, oVi nach längerer 
Zeit wegen Aenderungen der politischen Verhältnisse noch ein Ueichsurtheil 
zu erlangen war; sollten sich keine früheren Beispiele, als die angeführten 
ßnden, so möchte die lange Unterbrechung der Reichsgerichtsbarkeit nach dem 
Tode K. Ileinriclis VI nächste Veranlassung gewesen .sein, durch diese An- 
wendung des Bannes eine Beschleunigung des Verfahrens in den Reichsge- 
richten zu erstreben. 

70. — Ganz entsprechend dem städtischen Banne ' ist auch beim Reichs- 
banne von der Verhängung die Fälligkeit des Bannes zu scheiden; die 
Verhängung des Bannes ist auch liier vielfach zunächst iiiu- eine Aufforderung 
zutn Gehorsam, welche durch die Drohimg geschärft wird, dass der verhängte 
Bann an einem bestimmten Tage wirksam wird, wenn bis dahin die Rückkehr 
zum Gehorsam nicht erfolgte; in andern Fällen wird der Reichsbann freiUch 
als unmittelbar wirksamer verhängt. Und wie beim städtischen Banne ist auch 
hier in dem einen, wie in dem andern Falle eine mehrmals nach längeren Fri- 
sten wiederholte Aufforderung zum Gehorsam nicht nöthiu, um den Bann ver- 
hängen zu können. 

Bei der zuletzt besprochenen jVnwendung des Bannes bei Civilstreitig- 
keiten fanden wir allerdings wiederholte Ladungen vor Verhängung 
des Bannes. Aber wir haben es da nicht mit dem Bannverfahren als solchem 
zu thun. Bei dinglichen Klagen galt schon in älterer Zeit der Ungehorsam erst 
nach der dritten Ladung für festgestellL^ Es mag das darauf eingewirkt ha- 
ben, dass man sich in Italien an die .Stellen des l•ölnischen Rechtes hielt, welche 
die dritte Ladung selbst als die peremtorische betrachten, ihr nicht eine vierte 
peremtorische folgen lassen.® .Scheint cs insbesondere in den städtischen Ge- 
rii.-hten üblich geworden zu sein, sogleich statt aller ein peremtorisches Edikt 
zu erlassen^, so hat man im Reichsgerichte wohl in der Regel an den drei 
Ladungen festgehalten. Wird oft nur erwähnt, dass der Beklagte legitime et 
peremlorie geladen sei, so heisst es wohl ausdrücklich, dass erst po«t tertinm 
edietum oder nachdem er »emel, bie et ter geladen sei gegen ihn vorgegangen 
wurde; die dritte Ladung wird dann als peremtorische bezeichnet®; damit 
stimmt, wenn es heisst, dass fci'a — et poetea bm peremloi'ie gehulen sei^ wo 
ausnahmsweise noch eine vierte Ladung hinzukommt. Aber auch die perein- 
torische Ladung steht in keiner Beziehung zum Bannverfahren ; der aus ihrer 
A'ichtbeachtmig sich ergebende Rechtsnachtheil ist die Besitzeinweisung für 
den Kläger, auf die man sich ja früher überhaupt beschränkte. Ala man dann 
später auch hier das Bannverfahren anwandte, wurde die.ses ohne engere Ver- 
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bindiine in das Verfahren des urdentliciien l’ruzesses eingeschobeu ; erst nach 
der pereiiitorischen Ladung l'ulgt noch die dem römischen Hechte fremde Bann- 
ladung. 

Fassen wir hier nur das ins Auge, was sich unmittelbar auf den Bann 
bezieht, so finden wir unmittelbare Verhängung des Bannes, einen Be- 
fehl, binnen bestimmter Zeit zu gehorchen, widrigenfalls der Bann wirksam 
werden soll. Dass hier dem Bannliefehle dreimalige Ladung vurausging, ist 
zweifellos nur dadurch bedingt, dass man sich hier in erster Reihe an die Re- 
geln des ordentlichen Civilverfahrens band. Wo sonst das Bannverfahren ein- 
tritt, ist nie Rede davon, dass eine bestimmte Zahl von Aufforderungen zum 
Gehorsam vorhergegangen sein müsse, mn einen Banul>efehl erlassen zu künnen. 
Allerdings wird wohl erwähnt, dass der Bann wegen hartnäckigen Ungehor- 
sams oder nach mehrmaliger vergeblicher Ladung verhängt sei; aber es ge- 
schieht das dann in sehr allgemeinen Ausdrücken. So wird über eine Anzahl 
lombardischer Städte, welche «c/jc e/ scj«'«« zum Gehor.sam aufgefordert waren, 
1213 Mai 2, am Donnerstage, im Namen des Legaten der Bann verhängt, 
nisi iisqiie ad diem lune jiro.vitiuiitt renerinl utare et attendere omnibus 
auia }n'eceplia.^ In andeni Fällen werden frühere Aufforderungen überhaupt 
gar nicht erwähnt- So bei der Awlitung der Stadt Iniola 1222 durch Gottfrid 
von Blandrate, Grafen und Legaten der Rumagna: i'ro eo quod Ymolenseji 
caatrum Yrnole — deatriit^re imsiimpiieriiHt — , iilein d. come« anctoritale 
imperadorie legationi», qua fungitur, posutt ipsos Ymolenees in pi'i'aonia 
et rehus et egge iugait in banno d. imperatoria et suo, uiai hinc ad gex dies 
proxiinos mandatig omnibug ipgiiig d. eomitig venerint parituri et paarue- 
rint cum effeetu, ita ridelicet, quod gi predictum tecimnuiii peenügerint 
pertrangire, ex ipgo banno exire nequeant, nigi solrerint ipgi eomiti no- 
mine ba7ini decem milUa marchag argenti boni et nigi omnibug mandatig 
d. imperatorig et eiugdem eomitig pacuerinl et ea e/ßcacifer duxerint ad- 
impletula.^ Von fortgesetztem Ungehorsam ist gar nicht die Rede; die Ver- 
hängung des Bannes gründet sich unmittelbar auf die begangene Missethat; 
es erfolgt anscheinend sogleich die erste Auffordemng zum Gehorsam als 
Bannbefehl. 

Auch bei vielen andern Fällen ergibt sich entweder bestimmt, dass der 
Bann nach nur einmaliger Aufforderung zum Gehorsam eintrat, oder wenig- 
stens das ganze Verfahren in so kurzer Zeit beendet erscheint, dass, wenn 
auch mehrmalige Aufforderungen vorhergegangen sein sollten, dabei wenigstens 
von Einhaltung längerer Fristen, wie sie in Deutschland üblich waren, nicht 
die Rede sein kann. Christian von Mainz gewährte 1172 den Pisanem eine 
Frist von zwanzig Tagen zur Ueberlegung, ob sie von ihm gestellte Forde- 
rungen erfüllen wollten'®; daliei war wohl sogleich eventuell mit dem Banne 
gedroht; denn .März 6 zeigt er offenbar mit Rücksicht auf jene Frist den Ge- 
ii'ipsern an, dass er im Falle des Nichtgehorsams die Pisaner März 26 bannen 
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werdp ' ' ; Marz 28 crfolsle dann der Bann, tind zwar als unmittelbar wirk- 
samer, ohne ir)iend weitere h'risl. ^\iif Klage der Beliürden von Como, dass 
Bewohner des Gebiets ihnen den Kid weigern, gestattet 1 176 der Kaiser, den- 
selben ej- parte nos/m zu verlangen ; et si u-aque ad octavas patehae aliqaia 
eorum — iam dictitm lurarnentiun fiwere — recutaverit, eian in bannum 
iwstriim ponimiis.^^ In dem sehon erwähnten Prozesse gegen Casale befiehlt 
der in Unteritalien weilende Kaiser 1 197 Jan. 31 dem Guido de Rodobio für 
den Fall, dass die von Casale sich dein Urtheile nicht fügen, ut eoe eine mora 
imperiali haiino nostro aupponaa, während Guido schon Febr. 6 zu Vercelli 
den Bann ohne weitere Frist ausspricht; bei Berücksichtigung der Entfernung 
muss da fast unmittelbarer Gehorsam gefordert sein, wobei freilich zu berück- 
sichtigen sein wird, dass der Kaiser schon früher eine Appellation gegen das 
Urtheil zuriiekgewiesen hatte. Der Pabst beklagt sich 1209 beim Könige 
darüber, dass dessen Legat auf die Weigerung der Florentiner, ihm Reichs- 
licsitzimgen herauszugeben, eoa in confinenfi decein miUinin marcarinu banno 
tiilfiecit, nolens eis Indiicias iiuUdgei'e saltem nsqiiead reditum 7}untioruin 
siioriim, qnos ad tiiam praesentiam destinarant.^^ Die .Stadt Bologna gab 
1219 Mai 7 dem Reichsvikar eine ablehnende Antw'ort auf dessen Forderung 
der Herausgabe der Grafschaft Imola ; schon Mai 1 6 wurde gegen den darauf 
verhängten Bann appellirt. Der Kaiser befielilt 1220 dem Markgrafen von 
Carretto, die von \'entimiglia sab pena triinn inilinin niareamm argenti et 
banno imperiali zum Gehorsam gegen Genua aufzufordern; qno<l si forte 
neglejeerint udimplrre infra xv. dies post Utam antnwnitioiuan, eos — ini- 
periali banno de nostra auetoritate subieias; der Markgraf spricht dann 
später den Bann, ohne noch eine Frist zu gestatten. Den Erzbischöfen von 
Arles und .\ix befiehlt 1225 der Kaiser, die von .Marseille zu Genugthuuug 
tnr den Bischof anzuhalten; qnod si eos invenirmt in siia pertinaeia per- 
sistentes, monitione premissa totam iiniversitatem — nostre eelsitndinis 
banno snpponerent et bannitos imperii pnhUearent.^^ 

Aus allem werden wir folgern müssen: Das Bannverfahren selbst kennt 
nur eine einzige .Vuffordenmg , in angegebener Frist zu gehorchen. Diese 
Bannfrist ist keine herkömmlich feststehende, sondern nach Lage des Ein- 
zelfalls bestimmte ; .scheint einmal der Gehorsam fast unmittelbar gefordert, so 
handelt es sich in andern Fällen um drei”, fünf, sechs Tage, aber auch wohl 
um einige Wochen. Die regehnässigere Form, welche wir auch l>eim städtischen 
Bann fanden, scheint die gewesen zu sein, dass bei der .Vulforderung sogleich 
der Bann verhängt wurde, der dann nach Ablauf der Frist unmittelbar tällig 
wurde. In andern Fällen wird l>ei der .Vulforderung der Bann nur gedroht; 
er ist dann nach .Ablauf der Banufrist noch ausdrücklich zu verhängen. In 
diesen Fällen scheinen dann .aber Ab'rhängnng und Fälligkeit durchaus ziLsam- 
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inenzut'allen ; der Bann ist snj{|eich wirksam, es wird keine Frist melu' genannt, 
wäiirend der dnroli Kiic-kkeiir ziini Geliorsam die Wirkungen des Bannes noch 
abgewandt werden können. Diese zweite Form erscheint allerdings in so weit 
als die weniger scliarfe, als es hier aucli nach Ablauf der Frist wenigstens 
noch iin Ennessen des Bannenden lag, ob er mit der Verhängung noch zögern 
wollte. Aber in beiden Fällen linden wir nur cüie einzige AuflForderung zum 
Gehorsam unter Androliung des Bannes, das Bannverfahreu selbst kennt nur 
eine Frist. Dagegen lag es im Ermessen des Richters, ob er sogleich zum 
Bannverfahren greifen wollte oder nicht. War keine Gefahr un Verzüge, so 
mochte er wiederholt einfach zum Gehorsam auffordern, ehe er einen Bann- 
befehl erliess. Andererseits scheint ihn auch nichts gehindert zu liaben, schon 
bei der ersten Aufforderung sogleich einen nach bestimmter Frist fälligen Bann 
zu verliängen. Zur Verhängung eines unmittelbar wirksamen Bannes werden 
aber auch wiederholte Auffordermigen nicht genügt haben, wenn, bei keiner der 
Bann gedroht war; wo uns irgend bestimmtere Nachrichten vorliegcn, ergibt 
sich, dass dem Eintritte der Wirksamkeit des Bannes die Drohung in der einen 
oder andern Fonn vorherging. 

71. — Die Wirkungen des lösbaren Keichsbannes zeigen 
manche Verschiedenheit von denen des städtischen Bannes, welche vielfach 
darauf zuriickzufiihren sind, dass beim Reichsbann vor allem der Ungehorsam 
als solcher ins Auge gefasst wird, beim städtischen auch da, wo derselbe Un- 
gehorsamsbann ist, mehr Gewicht auf die den Ungehorsam veranlassende 
Thatsache gelegt wird. 

Beim städtischen Banne fänden wir als nächste Folge die Verurthei- 
liing des Ungehorsamen wegen der ihm zur Last gelegten That, indem der 
Ungehorsam als Geständniss der Schuld aufgefasst wird. Beim lösbaren Reichs- 
bannc finde ich darauf nirgends bestimmter Gewicht gelegt. 

Was die Anwendung im Civilprozesse betrifft, so kommen die Fälle 
hier von vornherein nicht in Betracht, wo es sich um Ungehorsam gegen ein 
schon gesprochenes Urtheil handelt. ' So ist es auch bei dem einzigen mir be- 
kannten Falle, wo der Reichsbann bei einer Klage um Schuld angewandt wird ; 
die Forderung wird erwie.sen, es erfolgt ein dem Urtheile gleiclizuhaltender 
Befehl zur Zahlung und der Bitnn wird verhängt, um die Zahlung in bestimmter 
Zeit zu erzwingen.^ Bei dinglichen Klagen fanden wir dann allerdings, aber 
erst in späterer Zeit, den Bann zur Erzwingung des fJehorsams gegen die La- 
dung angewandL Aber es ändert das nichts am sonstigen Vorgehen; auch die 
Missachtung des Bannes macht den Beklagten nicht etwa sachiälhg, .sondern 
es folgt, wie früher, nur .Sicherung des Klägers durch Besitzeinweisung. ® 

Was .Strafsachen angeht, bei welchen nicht das Reich, sondern ein 
Einzelner verletzt war, so sind mir nur zwei nahe verwandte Fälle des Unge- 
horsamsverfahrens bekannt geworden. Der Bischof von Turin klagt 1185 
uegen den Grafen von .Savoien auf genannte Burgen mit Zubehör, auf eine 
bestimmte .Summe pro damno dato und endlich prm'i'aliter, vt dimittat sibi 
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onutf feiuliiin, tfiwil ah ea'h’nia Taiirineniii tfnft, asMnvnn sf /irabaliirinn 
comiinn i\ommisinne offentas atlrereiw ecclfgiam Ttuti'hn’iiKem , propter 
qiias feodiim iure amittere debebat. Auf den Ungehorsam des Grafen erfolgt 
kein Bann, aber auch keine endgültige Verurtheilung, sondern Einweisung in 
den Besitz der genannten Burgen, aller Turlner Kirchenlehen des Grafen und 
weiteren Eigens desselben bis zum Belaufe des angesprochenen Schadenser- 
satzes; es folgt dann noch körperliche Einweisung durch einrn Boten des Kö- 
nigs.^ Auch bei den Lehen handelt es sich hier zweifellos nicht um endgültigen 
Verlust; denn nach longobardischem Lehenreeht erfolgt bei Ungehorsam des 
Vasallen auf die dritte Ladung zunächst nur Besitzeinweisung des Herren; 
bmnen Jahresfrist erhält der Vasall, wenn er sich stellt, den Besitz zurück, 
während er nach Jahresfrist allerdings nicht blos den Besitz, sondern auch das 
I^hen endgültig verliert.“ 

Um so auffallender ist es, dass wir im folgenden Jahre einen entspre- 
chenden Fall anders behandelt finden. Auf Klage des Bischofs von Genf hatte 
der Graf von Genf sich dem Kaiser gestellt und iurai'it atare taandatia noa- 
iria atiper iniuriia et eareaaibua et dampnia, welche er jenem zugeßigt, hatte 
sich dann aber durch heimliche Flucht dem Gerichte entzogen. Habito igitur 
principam priulmttoitqne rwatrorum coiiailio , conaidtiaque curie noatra 
iudicibtia, iiidieiaU aententia ipaiim eomitem baano iinperiali aiibiecimua, 
legali iiuticio eondenipnatum ad omnunodam reatitutionem dampnorum; 
der Bischof solle daher von den Gütern des Grafen bis zum Werthe von 
zwanzigtausend .Solidi für den na-hgewiesenen .Schaden erhalten; er sei ferner 
berechtigt, vom Grafen und dessen Gütern tau.send Pfund Gold zu nehmen, 
wegen Verletzung des kaiserlichen Privilegs; iudidario qitoqua ordine data 
eat in ipaitin eomitem aententia, ut omnia feoda et beneßeia, qne habiüt 
ab epiaeopo et eeeleaia Gebenneiwi, ad ipaitm epiaeopum et ad eeeleaiam 
libere reeertantnr, quibua eontea per etdpain et eontumaeiam auam iuato 
prieatua eat iudieio, et a<l aepe dietum epiaeopum et eeeleaiam auam iudi- 
eiali aententia redierioit. Hier handelt es sich nun zweifellos um einen end- 
gültigen Verlust der Lehen, zumal der Kaiser weiter die Vasallen des Grafen 
von der Treue löst und den Bischof ermächtigt, die eingezogenen Lehen ander- 
weitig zu verleihen. ° Um beständigen Reichsbann handelt es sich hier noch 
kaum; von den Eigenthüinlichkeiten desselben wird keine genannt, insbesondere 
nicht dein Grafen das gesanimte Eigen und Lehen abgesprochen. .So wird hier 
allerdings anzunelnnen sein, dass der Ungehorsam als Geständniss der Schuld 
betrachtet und daraufhin ein endgültiges Kontumazialurtheil gesprochen wurde. 
Aber der Vergleich mit dem frühem entsprechenden Fall legt es doch nahe, 
liier an eine Ausnahme zu denken; und diese dürße dann dadurch begründet 
sein, dass es sich nicht um einfachen Ungehorsam, sondern um einen durch 
Bmch des eidlichen Gelöbnisses sehr erschwerten Ungehorsam handelte. Und 
eben darin wird der Grund zu suchen sein, dass nur hier der Bann verhängt 
wird, der wohl weniger die .Sicherung des Interesses des Klägers, als die Er- 
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zwinguiig einer Geuugthuuiig für die .schwere Missachtung des Kaisers /.uiii 
Zwecke liatte. Bei einfachem Ungehorsam dürfte man hier kaum anders vor- 
gegangen sein, als beim Grafen von Savoien. 

Wir werden danach anzunehnien haben, dass man Forderungen aus 
Missethaten bei Ungehorsam de.s Beklagten auch zunächst ohne Anwendung 
des Bannes durch Besitzeinweisung sicher stellte, welche die spätere Verthei- 
digung noch nicht ausschloss. Andere Beispiele, dass es wegen Verletzungen 
Einzelner zu einem Ungehorsamsverfahren vor dem Reiche kam, sind mir nicht 
bekannt. Ueber blosse Frevel kam es gewiss selten zu einer Klage beim Reiche; 
wurde aber wegen solcher ein Reichsbann verhängt, so waren die Geldstrafen 
für den Ungehorsam wohl an nnd für sich ungleicli höher, als die für die That, 
es konnte da ganz ausser Betracht bleiben, ob der Gebannte auch als verur- 
theilt wegen der That galt. Wurde aber etwa ein Reichsbann wegen unsühn- 
barer Missethat verhängt, .«o wird allerdings der (iebannte als veiiutheilt 
l>etrachtet sein; dann aber handelte es sich aucli überhaupt nicht mehr um 
lösbaren Bann. 

In den meisten Fällen wird der lösbare Reichsbann verhängt wegen Un- 
gehorsams gegen einen im Interes.se des Reichs erlassenen Befehl. Dieser 
Befehl kann allerdings verania.sst sein durch eine das Reich verletzende Misse- 
that ; so bei der erwähnten Bannung von Imola durch die Zerstörung der Burg. • 
-\ber auch bei diesem und ähnlichen Fällen wird nicht eine Venirtheilung zur 
Genugthuung für die That selbst itn Falle des Ungehorsams in .\ussicht ge- 
stellt; der Bann .soll die .Stellung zur Verantwortung erzwingen; es ist kaum 
anzunehnien, dass auch dann, wenn der Bann fällig, aber später gelöst wurde, 
dem Gelösten ein Recht zur Vertheidigung wegen der That selbst nicht mehr 
Zustand. Mochte auch zuweilen beim lösbaren Reichsbanne ein Kontumazialur- 
theil erfolgen, so ist das als Wirkung des Ungehorsams doch nirgends be- 
stimmter betont; der Reichsbann fasst nicht, wie der städtische, in erster Reihe 
die Bestrafung dessen, was den Ungehorsam veranla.sste, ins Auge, sondern 
den Ungehorsam selbst. 

72. — Dieser Unterschied macht sich insbesondere auch geltend bei der 
Verurtheilungin die Bannbusse. Beim städtischen Bann fallt dieselbe 
wenig ins Gewicht. Wo .sie bei leichterem Banne allerdings zunächst als Strafe 
für proze.ssualischen Ungehorsam erscheint, ist sie gering. Beim Hanne um 
Missethaten verliert sie aber, von einigen Ausnahmen abgesehen, ttberliaupt 
den Charakter einer Ungehorsam.sstrafe ; sie fällt zusammen mit der Geldstrafe 
für die That .selbst; den gehorsamen und den ungehorsamen Verurtheilten trifft 
dieselbe .Strafe; die nachlheilige Folge des Bannes lag für den letztem in dieser 
Richtung nur darin, dass er wegen seines Ungehorsams als verurtheilt galt. 
Nur in einigen Fällen aussei'gericht liehen Ungehorsams, wo eben das ganze 
Gewicht auf Erzwingung des Gehorsams fiel, finden wir grosse Ungehorsanis- 
strafen. ' 


7. Vgl- S 7ü n. Ü. 
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Beim Reichsbanne ist die Bannbusse eine Ungehorsams strafe. 
Ihre Androhung dient bis zur Fälligkeit des Bannes als Mittel zur Erzwingung 
des Gehorsams ; mit der Fälligkeit ist sie verwirkt als .Strafe ftir den Unge- 
horsam, so dass der Bann vor Zahlung derselben nicht gelüst werden kann. 
Das fanden wir bei der Bannung von Iniola ausdrücklich gesagt*; so werden 
1213 die dem K. Friedrich ungehorsamen Städte in den Bann gelegt, in tali 
vero banno, quod de ipso ntmquam e.rire possiol, nisi priiis miUs’ mareas 
aiir! regte rurie sulverint^; und so wird häufig die Zahlung als Bedingung 
der Lösung hingestellt. 

Der Betrag der Bannbusse ist sehr verschieden je nach der Veranlas- 
sung des Bannes und der 7.ahlungsfiihigkeit des Ungehorsamen. Durchweg ist 
derselbe ausserordentlich hoch gegriffen, wobei freilich zu beachten ist, dass 
es sich meistentheils um Bannung ganzer Gemeinden handelt. Wegen blosser 
Nichtbefolgung der richterlichen Ladung in Ciwlsachen verfallt eine kleine 
Gemeinde 1223 in einen Bann von zweihundert Mark.-* Zur Erzwingung der 
Zahlung einer Schuld von zweihundert .Mark wird 1221 über die .Stadt Asti 
ein Bann von fünfhundert Mark .Silber verhängt.* Meistens handelt es sich 
mn bedeutendere .Summen; die Bannstrafe für Gemeinden beträgt jetzt ge- 
wöhnlich mehrere tausend , auch zehntausend , selbst hunderttiiusend Mark 
•Silber.® Bei fortgesetztem Ungehorsam trat wohl eine Erhöhung der Bann- 
busse ein. Die Stadt Alba verfiel 1219 in einen Bann von hundert Pfund 
Gold; da sie Zahlung und Gehorsam weigerte, wurde ihr dafür eine letzte Frist 
gestellt, und zw-ar jetzt unter .\ndrohung von zweihundert Pfund'; Piaoenza 
wurde vom Legaten 1220 mit zweitausend, 1221 wegen derselben Angelegen- 
heit mit dreitausend Mark gebannt.® 

Der engere Anschluss an den älteren Königsbann tritt beim Reichsbann 
noch wohl darin hen’or, dass dann, wenn derselbe zunächst im Interesse von 
Privaten verhängt wurde, in der früheren Weise T h e i I u n g der Bannbusse 
zwischen dem Fiskus und dem Verletzten eintreten soll®, während dem städti- 
•schen Bann eine .solche Theilung fremd ist. Al>er die.se Theilung, wenn sie 
auch in den Strafformeln der kaiserlichen Privilegien noch regelmässig erwähnt 
wird, kommt doch bei der Verhängung des Reichsbannes in EinzclfSlIen nur 
noch selten vor. In den meisten Fällen erklärt sich die Zahlung di>r ungetlieilten 
.Summe an den Fiskus schon daraus, dass es si(;h überhaupt nur um \’er- 
letzung der Interessen des Reichs handelte. Aber es wird doch auch da, wo 
die Verletzung eines Privatinteresses den .Ausgang bildet, die Theilung keines- 
wegs immer erwähnt. .So verfallen 1220 die Leute von A'entimiglia wegen 
Nichterfüllung ihrer Verpflichtungen gegen Genua dom Banne; die ganze Bann- 
busse von dreitausend Mark ist dem Fiskus bestimmt, während ausserdem für 
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die Liisung nur (rehorswn gegen die Befehle von fienua zur Bedingung ge- 
macht wird. ' 

Nicht selten ist nun aber einfach von V^erhängung des Bannes unter 
Nichterwähnung einer Bannbusse die Rede. Die Fälle sind durch- 
weg .solche, bei welchen es sich um einen ersten oder leichteren Ungehorsam 
handelt; es läge demnach die Annahme nahe, dass der Bann nicht nothwendig 
mit einer Bannbusse verbunden war, dass man die Entziehung des Rechts- 
schutzes ftlr genügend zur Erzwingung des Gehorsams hielt, die Bestimmung 
einer Batmbusse demnach eine .Schärfung des Bannes war. Es scheint das 
durch Fälle unterstützt zu werden, bei welchen zunächst einfach derBfum ver- 
hängt, erst .später eine Bannbusse bestimmt wird. Die Stadt Alba wird 1214 
von Delegirten des Königs gebannt, ihr dann erst vom Könige eine Bannbusse 
von hundert Pfund CJold auferlegt Ein Bann gegen Vercelli wird 1218 vom 
Könige zunächst bestätigt; insuper adHi'imu« jiocmini ««7/c »laixaritm ar- 
pent-i, wenn sie nicht bis zu bestimmter Frist gehorsam sind. * * Der Vikar des 
Legaten für Tuszien bannt 1229 im Mai die Leute von Montepulciano ohne 
Erwähnung einer Geldstrafe; da sie Gehorsam gelobten, aber nicht hielten, 
verhängt er im Juni einen Bann von zweitausend .Mark .Silber. ' ■* 

Dennoch ist es mir unwahrscheinlich, dass in solchen Fällen eine Bann- 
bus.se ganz fehlte. Wir wissen, dass in Deutschland l>ei jeder Lösung aus der 
Acht die dem Richter gebührende Wette zu zjihlen war, welche doch als ein 
we.sentliches .Vbschrecknngsinittel betrachtet wurde wenn auch im allge- 
meinen bei dem deutschen Achtverfahren die Geldstrafe wenig betont wird, die 
ausserordentlichen .Steigerungen derselben, wie wir sie in Italien und, von dort- 
her übernommen, wohl auch in den Drohungen der deutsclten Kaiserurkunden 
finden, jenem fremd sind. Wie wir beim städtischen Banne feststehende Un- 
gehorsam.sbussen mehrfach erwähnt fanden'*, so wird auch bei der Lösung 
vom Reichsbanne wohl immer eine Wette, eine feststehende Bannbusse, 
zu zahlen gewesen sein, deren Betrag, wenn er auch nach der .Stellung des 
Gebannten verschieden war, di>ch von vornherein feststand, also bei der Bann- 
sentenz als selbstverständlich nicht ausdrücklich zu erwähnen war. Wo in 
kaiserlichen ^'erfügungen für Italien allgemein .Strafen gedroht werden, welche 
nach dem Stande der Person abgestult sind, finden wir als höchsten .Satz den 
von hundert Pfund Gold o<ler tausend Mark Silber, W'elchen dort die Stadt- 
gemeinde, entsprechend dem .Satze des Fürsten in Deutschland, zu zahlen hat, 
während die .Sätze für andere Orte und einzelne Personen b(“deutend niedriger 
sind.'" Ziehen wir weiter in Betnudit dass solche l>ei besondem Veranlas- 
sungen ausdrücklich festgestellte .Strafen doch wohl meistens höher gegrifien 
wurden, als die ohnehin für jeden Ungehorsam feststehenden .Strafsätze, so ist 
nicht zu bezweifeln, dass, wenn in Italien bei jeder Lösung eine Wette zu zahlen 
war, der Betrag die.ser weit hinter den attsdritcklich verhängten Bannbussen 
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zurückblieb. Wir würden demnacli allerdings die ausdrückliche Verhängung 
einer Bannbusse als eine Schärfung des Bannes zu betrachten haben, ohne 
dass das ausschliesst, dass bei jeder Lösung eine geringere Summe zu zah- 
len war. 

Bei minder mächtigen Orten oder einzelnen Personen mochte allerdings 
die Entziehung des RechLs.schutzes auch ohne Hinzukommen bedeutenderer 
Geldstrafen als hinreichendes Zwangsmittel erscheinen. Für mächtige Stadt- 
gemeinden war jene, wenn nicht etwa ein Reichsheer zur Hand war, ziemlich 
bedeutungslos; das Hauptgewicht fiel auf die Geldstrafe; und in solchen Fällen 
wird denn wohl dieBannbiisse als Hauptinhalt des Bannes vor- 
zugsweise oder ausschliesslich betont, ohne dass wir Grund zur Annahme 
hätten, der Bann habe nicht zugleich Friedlosigkeit zur Folge gehabt. So heisst 
es 1223 vom Legaten nur: bannum in Bononienses quinqm miüia mar- 
earum arpenli et triiim miUe in Faventinoe »equace» tmos gollemjmiter 
]>romul<favit.'^ Aber freilich war es dann auch schwer, die Zahlung ohne 
Gewaltanwendung zu erzwingen; die Geldstrafe wurde eher zu einem Hinder- 
nisse, als zu einer Fördenuig der Rückkehr zum Gehorsam, wenn man voraus- 
setzen musste, dass durch diese ohne Zahlung jener eine Lösung doch nicht 
7Ai erreichen war. War daher einerseits die Reichsgewalt .augenblicklich nicht 
in der T.age, die Gebannten mit Nachdruck zu l>efehden, währetid doch auch 
manche Beispiele gez.eigt hatten, dass bei einer etwaigen Wendung der Ange- 
legenheiten, welche der Reichsgewalt freiere Hand liess, das Verharren im 
Banne die härtesten Folgen nach sich ziehen konnte, so war häufig auf beiden 
Seiten Geneigtheit zu einem .\bkommen vorhanden, wonach einerseits die 
Rückkehr zum Gehorsam erfolgte, während man .sich andererseits zum Nach- 
lass der verwirkten Bannbu.sse verstand. Bologna war im Mai 1219 wegen 
Verweigerung der Herausgabe der Grafschaft Imola vom Hofvikar gebannt. 
Das mochte unl>edenklich erscheinen, bis der König im folgenden Jahre den 
Rümerzug antrat; jetzt verstand sich die .Stadt im .\iigust zur Herausgalu“, 
wurde daftir aber .Sept. I nicht allein vom Banne gelöst, sondern ihr auch die 
Zahlung der Strafe nachgelassen.*’' Verharrte eine .Stadt längere Zeit in der 
^ Ungnade des Kaisers, .so konnten sich Bannstrafen der verschiedensten .\rt 
häufen ; und bei der Rückkehr zum Gehorsam wird dann wohl ein allgemeiner 
Nachlass gewährt. .So sagt der Kaiser 1226, dass er die von .\sti, nachdem 
sie zum Gehorsam znrückgekehrt und Genugthuung geleistet hätten, in seine 
Gnade wieder aufgenommen habe: omnexque pennx et hanna, quae pro c.r- 
eesxu retroarti tetnporix xui a nobix per Utteras et niineiox nogtrnx xeii ft 
nostrix lepatix, tum pro farto imperii, tum oeefiyVione alieniux private 
perxoiie vet pro qtuteunque re alia, eidem eomtnuni fue^-unt hnpoxita, que 
nobi» et imperio vel alicni private perxone proinde dehereutur, — ex eerta 
seientta rebixumug, abxolventex idenieoiitmune ab eixdeni omnibux peuix et 
baiinix et detiunciantex penitii« abxolutox.^^ 

73. — Als .Strafe für den Uiigehorsani erscheint beim lösbaren Reichs- 
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banne regelmässig nur die Bannbusse, deren Zahlung der Gebannte auch durch 
Rückkehr zum Gehursaiii niclit mehr abwenden kann. Nur in einzelnen Fällen 
sciteint als weitere Mussregel die Entziehung der Privilegien hinzu- 
gekommen zu sein, und zwar nicht als voiübergehende Massregel zur Erzwin- 
gung des Gehorsams, sondern als schärfere .Strafe des Ungehorsams, so dass 
auch die Rückkehr ziun Gehorsam an und für sich keinen Anspruch auf Re- 
stitution gab. Bleibt der Bann selbst auch noch lösbar, so nähert er sich doch 
dem Charakter des unlösbaren dadurch, dass empfindliche Nachtheile aiicli 
nach der Lösmtg bestehen bleiben; zuweilen sogleich bei der Verhängung des 
Bannes ausgesprochen, mag in andern Füllen erst das hartnäckige Verharren 
im Ungehorsam diese .S<;liärfung veranlässt haben, wenn man noch Bedenken 
tnig, den unlösbaren Bann auszusprechen. Freilich ist es bei diesen Fällen 
vielfach zweifelhaft, ob es sich nicht schon überhaupt um unlösbaren Bann 
handelte. 

Ein sicheres Beispiel, dass neben einem lösbaren Banne zur .Strafe des 
Ungehorsams dauernde Nachtheile verhängt wurden, gibt uns das Vorgehen 
des Reichskanzlers als Generallegatcn 1220 gegen die Volkspartei zu Piacenza. 
Er verlangte von dieser, da.ss sie sich bezüglich ihrer Streitigkeiten mit der 
Adelspartei seiner Entscheidung unterwerfe; da sie sieh hartnäckig weigerte, 
erklärte er, volt'n» — eoruin cnntiniuu-iam punire, alle Genossenschaften der 
Pleltejer für aufgelöst, verbietend, sie jemals wieder zu errichten, und ver- 
hängte zugleich gegen sie einen Bann von zweitausend Mark, während er die 
Genossenschaft der gehorsamen Adelspaitei bestätigt und verschiedene Ver- 
fügungen zu ihren Gunsten trifft, .\lles das bestätigt dann der Kaiser und 
zwar mit der aiusdriicklichen Bemerkung: Et qtumdo ipsi ph'beü de hanno 
nostro exierini, 7iichiloiidnits en omnia, qiie staliiimus et que ipse cnncel- 
lariiis /eeit, — 7'olumiw rata et ßrnia perpetim iKtberi et habere jero- 
niittimiiJi . ' 

Ist hier die Lösbarkeit aufs bestimmteste ausgesprochen, so werden auch 
in andern Fällen endgültige Entscheidungen zum Nachtheile der Gebannten 
nicht gerade erweisen müssen, dass es sidi um unlösbaren Bann handelte. 
Von der ersten Bannung Mailands in Veranlassung der Zerstörung von Como^ 
undLodi sagt der Kaiser 1155: citvi «aepiii« solenmibus edietis ad nastram 
praenentiam citati de iiiatitia diffiilentes ee abeentare praesumerent, pro 
tanti« exeesiribioi dietante iastitia ex sententia pritieipitm iiostroruni im- 
periali iHmno gubiecimiie. Das war zweifellos zunächst nnr ein lösbarer 
Bann; denn der Kaiser fahrt fort: Qaia vero elementia nostra Mediola- 
neujtee, nt ad eor redirent, diu suMinuit, eian nuigis eoriim in dies ini- 
quitas et )nalieia creseeret et eotitutnaeiter nostra abiUerentiir parientia, 
in eelebri curia tum ah Italiae, quam a Theotoiiici repni principibiis sitpei' 
praedictis excessibus sententiam reqiäsivimus. Judiratum est igitur a jtrin- 
ecipibiis 7)ostris et tota curia, Mediolane/ises moneta, thelonen et o)n)/i di- 
stricto (K potestate seculari et onmibus regidibus nostra auetoritate esse 

73 . - 1 . Bülmif'r Acta. H6ichs.s. u. Naclitr. 

Fli'k*r Ki>r«clMiinfen 11 


D ■■ :byGi“>j}le 



162 


Lesbarer Reichsbann. 


prliwiJoK, ila ut nujnela, theloneimi i't omnia predlcta ad nostram pote- 
ttaU'm redeant et noulro »lutiumtiir arbilrio.^ Dass es sich dabei niclit um 
eine vorübergehende Z«-ang.siiia.ssregel handelt, tritt noch be.sunders deutlich 
dadurch hers'or, dass über einen Theil der ent70getien Keclite sogleich ander- 
weitig verfügt wird : ins faciendae monetae, qao MedioUmenses ]»-ivai'imiis, 
Vremonensihus donavimns. Zweifelhafter kann es sein, ob es sich hier über- 
liaupt noch um lösbaren Bann handelt, zumal der Kaiser im Eingänge erklärt: 
Mediolanetises ob immania eorum sedera a iiostra pratia penitiis reiivi- 
miis. Aber die Möglichkeit einer Wiedererbmgung der Gnade scheint damit 
doch nicht unbedingt ausgeschlossen; und wenn, wie wir .seluni weixlen, der 
unlösbare Reichsbann eine Verurtheilung in die Strafen des Hochverraths, 
insbesondere auch zur Konflskation des Guts vorauss»-tzt, so fehlt dafür hier 
noch jede Andeutung. Es wird ein schrittweises Vorgehen anzunehnien sein; 
nachdem die Stadt eine Zeitlang ini lösbaren Banne verhaiTte, wird derselbe 
zunächst durch Entziehung der Regalien geschärft, bis dann später der unlös- 
bare Bann erfolgt. 

Bei der Bannung von Pisa 1172 durch Christian von Mainz wird die 
Privilegieneutziehung sogleich mit dein Banne verhängt: onuiia privilepia 
Pieanorum, queeumpue a serenissitno d. tiosfro P. imperulore — et ah 
Omnibus predecessoribus suis obtinuerunt, eassarimus, et nominatim ea, 
que de Sardinea et de ripa iiuiris et de lihertate ae fodro civitatis sue ac 
terre, et de euiiiitatu comitis Upuelini et eomitisse Matilde fobtinuerunl), 
et insuper de uwneta, quam ivritam fecimus, et duri sive reeipi sub pena 
rcrum atque. personavum prohibuimus; et ]rreterea quiequidde hatwre at- 
que utilitate ipsorum potuimus e.reopitare, eis iiupeidaU aurtoritate ah- 
stidimus; de-inde eivitatem ipsorum et burpum atque personas et pecuniam 
in bannum d. imperatoris auetnritate imperiali et nostra et uüsimus et 
publieavimusd liier fehlt Jede Andeutung unlösbaren Bannes, der insbeson- 
dere auch dadurch ausgeschlossen scheint, dass nur vom Gelde, nicht von 
Konfiskation des liegenden Guts die Rede ist. Es könnte hier allerdings schei- 
nen, als sei bei der Privilegienentzielmng nur eine vorübergehende Zwaugs- 
massregel beabsichtigt gewesen; denn wenigstens thatsächlich wurde sie zwei 
Monate später, als die Pisaner gehorchten, mit der Lösung vom Banne rück- 
gängig gemacht: Pisanos in penerali padamento a banno absolvit et in 
omnem plenitudiiiem judoris status, et uoueiuatim tnoiiete et totius Sar- 
dinee et omnimn privilepioriun Pisane eidtatis et eomitatus — restituit 
et in suam pratiam et benivolentiam eos reeoueiliavit.* Aber die thatsäch- 
liche Restitution beweist nicht, dass die Rückkehr zum Gehorsam an und für 
sich einen Anspruch darauf gab; es war hier wohl um so sicherer eine dauernde 
.Strafe beabsichtigt gewesen, als sich Christian .schon früher Genua gegenüber 
zu dieser Privilegienentziehung ausdrücklich verj)flichtet und versprochen hatte, 
zu ei-wirkcu, dass die Hälfte von .Sai-dinien dann an Genua komme. ^ 
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Da sich im Februar 1311 Creniona, Orema und andere Städte empört 
hatten, entzog der König März 5 denselben omnet ffratias, honorfs, priri- 
lepia, indiilpentütji et feuda, welche ihnen von ihm und seinen Vorgängern 
ertheilt waren. ® Eine Verbindung mit dem Banne tritt nicht bestimmter hervor, 
die Ma.ssregel erscheint als g.-mz selbstständige Str."vfe; aber sie wird auch hier 
als Vorstufe des unlösbaren Bannes zu betrachten sein, da wenigstens gegen 
Cremona gemäss dessen Behandlung bei der Unterwerfung' ein solcher noch 
gefolgt sein dürfte; gegen einzelne Cremoneser wurde er im Mai verhängt.“ 

Ich möchte in diesen Fällen weniger an vereinzelte willkürliche .Schär- 
fungen des Bannes denken, als an einen bestimmteren, auf das ältere deutsche 
Achts verfahren znriickgehenden Brauch, wonach man bei Ungehorsam 
gegen das Reich zunächst nur mit Entziehung der Regalien und Lehen vor- 
ging, erst wenn das nicht wirkte, mit der Oberacht. Nach den spätem Quellen 
wurden allerdings erst durch diese die Lehen verwirkt. Aber 1 065 wird dem 
Abte von .Stablo schon bei einer zweiten Ladung an den Hof des Königs ge- 
droht, vt »i non propei^iret ad euriam indicto die vel tempore, praeiiidi- 
tiiimpa fi hnheret totiushoni, qnod tenehat er repe^, und 1147 wird dem 
Verletzer einer königlichen Urkunde ausdrücklich gedroht, nisi romnwmtnn 
stathn reeipnerlt, ndiudiratiis heneficiie suis e.rpolietur, et »i ohetinatus 
fiierit, etiam nuiieetaNs rens habeatiir.^^ Es wird da die Anschauung zu 
Grunde liegen, dass so lange noch Gehorsam zu erwarten ist, der Ungehorsame 
zwar noch nicht als Hochverräther zu Verlust von Leben und Eigen verurtheilt 
werden, wohl aber seines Ungehorsams wegen schon d.as endgültig verlieren 
soll, was er nur der Gnade des Königs verdankt, wegen dessen er ihm zu 1*- 
sonderm Gehorsam verpflichtet wäre. 

74. — Eine weitere Folge auch des lösbaren Reichsbannes ist Ent- 
ziehung des Rechtsschutzes für Person und Out. .So heisst es 
1229 vom Reichsvikar Rir Tuszien: pnhliee erhamiivif hoinines Montie Po~ 
litiani comnniter et divimm in nvere et persona pro eo, qnod reqnisiti ab 
eo, Ht essent ad mandatnm sniitn de diseo^'dia, que erat inter comnne et 
poptdum dieti easfri e.r nna parte, et militcs einsdem terre e,v altera, et 
contmnne mandatis eins pro htis esse vel parere noluernnt ; et qnirnmqne 
ipsos offenderit in avere vel persona, anctoritate imperiali, qua fnnpe- 
batnr, stafnit eos, seilieet qtti offenderint kamines dieti castri, esse impnnes. * 
Diese Gestattung strafloser Verletzung wird oft envähnt. Beim städti- 
schen Bann fanden wir sie beschränkt auf den Bann um Missethat Beim 
Reichsbann tritt eine solche Beschränkung nicht hervor, wie das der Auffas- 
sung entspricht, wonach beim Bann immer zunächst nur der Ungehorsam gegen 
das Reich, nicht die Veranlassung desselben ins Auge gefasst wird. .So kann 
Entziehung des Rechtsschutzes selbst da ausgesprochen werden, wo der Bann 
als prozessualisches Zwangsmittel bei CiWIsachen angetvandt wird; wegen 
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NicIitachtuDg der Ladung des Reidisrichters werden 1223 die Leute von S. 
Roinolo gebannt, ita qitod ublque rfs et persone ipsoriim detineantiir et «■ 
iiemlne deffendantur, et si quid eis in damnuin jtersonarum vel rertim 
iUatum fuerit a quoeitinque, id coinmitafm' impune.'^ 

Erfolgt nun der Bann aueli häufig unter Nicliterwähnung der Ent- 
ziehung des Rechtsschutzes, ist nur von der Geldstrafe die Rede, so 
werden wir jene doch wolil als regelmässige Wirkung jedes Reiclisbannes zu 
fassen haben, zumal sehr häufig, wie in den Drohformeln der Urkunden \ auch 
l>ei wirklicher Verhängung des Bannes neben dem Banne die zu zahlende 
Poena ausdrücklich genannt wird, der Ausdruck Bann demnach sich zunäclist 
nur auf jene Entziehung des Rechtsschutzes beziehen kann. Dagegen wird 
allerdings auch jetzt wohl noch zunächst die Geldstrafe ganz gleichbedeutend 
mit Poena als Bann bezeichnet. Es ergibt sich das besonders deutlich aus 
einer Gerichtsurkunde von 1232, wo es heisst, dass der Kaiser den Eloreu- 
tinem jede Befehdung .Siena*s sidt pena ceidiim miUium vMivurum unter- 
sagt, sie weiter sub banno decem miliuin tium’(iruin\or sein Gericht geladen 
habe; dagegen ist s])äter bei Erwähnung derselben Summen im Urtheile die 
Rede von dem bannum centum und der petm decem miUium marcM'um.* 
Die Verhängung eines Bannes durch das Reich kann demnach allerdings 
noch immer nur die Bedeutung der Verhängung einer blossen Geldstrafe haben. 
Aber im allgemeinen scheint es doch nicht, dass der Ausdruck häufiger da 
angewandt wurde, wo nur eine solcJie eintreteu sollte. Heisst es allerdings 
häufig nur, über eine .Stadt sei ein Bann von so und so viel Mark verhängt*, 
so mag eben nur die in diesem Falle empfindlichste Wirkung des Bannes her- 
vorgehoben sein. Nur ein Fall ist mir bekannt geworden, bei welchem die 
allgemeine Entziehung des Rechtsschutzes ausgeschlossen scheint. Der Gene- 
rallegat gestattet 1221 dem Wilhelm von Pusterla, .Sachen der Gemeinde und 
der einzelnen Bewohner von Asti an sich zu nehmen bis zum Betrage der 
zweihundert Mark, welche die Stadt ihm schuldete; item usque ad solutionem 
et satisfactionem marcluirttm quinpentarum ari/cvti pro banno, std> euius 
baiini pena ciusdem Astensibus per d. imperatorem et nos meminimu» 
fuisse iniunctum, die Zahlung zu leisten; er befiehlt weiter allen Reichsge- 
treuen, ihn dabei zu unterstützen, sub obfentu imperialis gratie et nostre et 
banno mille riuireharum arg<mti, euius bannt medictas camere imperii — 
perreniat.^ Auch hier ist, zumal in dem .Schlussatze, zunächst die Geldstrafe 
als Bann bezeichnet. Weiter aber soll nicht im allgemeinen .Schädigung von 
Personen und .Sachen erlaubt sein; die Massregeln gegen das Gut haben we- 
niger Erzwingung des Gehorsams, als zwangsweise Befriedigung der Forde- 
rungen an die .Stadt im Auge, üb ein solches Vorgehen in den Reichsgerichten 
etwa gerade nur für den Bann um .Schulden üblich war, wird kaum zu ent- 
scheiden sein, da mir kein weiterer eiiLspreehender Fall bekannt geworden ist. 
Es wäre auch denkbar, d.ass es überhau|>t im Ermessen des Reichsrichters 


74.-1 2. iur, Oen. I. C.97. 8, Vet S 30. 4. Huillard 4. 417. 418, 5. Vgl. 

S 72 n 16 «. Huillard 2. l.%3 


Digitized by Google 



fnedlohigkeit. Verbot der Uuter.viuuung 

>tand, ob er von der Entzielmiig des Keolitsscliiitzes nbseheii, nur mit Geld- 
bann Vorgehen wollte, der freilich nur dann von Erfolg sein konnte, wenn 
Massregeln getroffen waren, die (Jeldstrafe zwangsweise einbringen zu können. 

Was die Tragweite der Entziehung des Rechtsschutzes betrifft, so 
steigerte sich dieselbe na(;h den städtischen Einrichtungen nur Ijeini Banne um 
Missethat, oder auch nur um schwere Missethat bis zu völliger Friedlosigkeit. 
Beim Reichsbanne tritt da eine schärfere Gränze nirgends hervor. Wo einfach 
von strafloser Verletzung die Rode ist, würde das an und für sich selbst straf- 
lose Tödtiing einschliessen. Aber nirgends ist doch auch ausdrücklich gesagt, 
dass der Gebannte straflos getödtet oder verwundet werden dürfe; und da es 
sich beim Reichsbann keineswegs immer um Missethat handelte, da derselbe 
zudem die einzelne Person gewöhnlich nicht wegen persönlicher Schuld, son- 
dern als Mitglied ihrer Gemeinde traf, so waren so weitgehende Verletzungen 
schwerlich unmittelbar beabsichtigt Wius man in erster Reihe beabsichtigte, 
war jedenfalls nur Gefangennahme der Person und Beschlagnahme des Gutes. 
Wie in dem erwähnten Falle von 1223 ist auch sonst wohl ausdrücklich darauf 
hingewiesen. Bei Bestätigung von Bannsentenzen befiehlt der König 1218, ul 
ubiatmque Veri'elb'tisca e( res eortttu liberc cuinantiir et detineamtur; 1220 
gegen die von Piacenai: ut eos capiant et eorum bona.^ Weitergehenden 
j)ersönlichen Verletzungen dürfte der Genannte wohl mu' dann ausgesetzt ge- 
wesen sein, wenn er sich der Gefangennahme w'idersetzte. Bei der Wegnahme 
des Gutes hatte, man wohl zunächst nur die bewegliche Habe im Auge; in dem 
letzterwähnten Falle von 1 220 verbietet der Kaiser noch ausdrücklich, denen 
von Wacenza Schulden zu zahlen. Die Okkupation auch des liegenden Gutes 
mag gestattet gewesen sein; doch handelte es sich dann nach Analogie des 
städtischen Bannes wohl nm- um die Aneignung der Flüchte, während das 
Clut selbst nach Lösung des Bannes zurückzugeben war.“ 

75. — Wie beim städtischen Bann finden wir auch beim Reichsbanne 
das Verbot der Unterstützung wohl ausdrücklich ausgesprochen; es 
sollte den Gebannten jede Hülfe verweigert, jeder Verkehr mit ihnen abge- 
brochen werden. Der Legat befiehlt 1194 den lombardischen .Städten, dass 
sie den gebannten Parmensem non auxiUentur, nee eonsiUuin eis prebeant . ' 
Ein Dclegirter des Kaisers bannt 1220 die von Ventimiglia und zugleich om- 
nes iüüs, qiii eis vel eorum commutii liarent eonsiliam,vel itu’unten vel qui 
eis inerees aliqueis vel vietualia minist rare nt-, er zeigt das zugleich den 
Nachbarorten durch besondere .Schreiben an, jede Unterstützung unter Drohung 
des Bannes und einer Strafe von fünfhundert .Mark .Silber verbietend.^ Ge- 
wöhnlich wird das Verbot der Unterstützung bei Verhängungen des Reichs- 
baunes nicht besonders erwähnt, aber doch wohl nur als selbstverständlich; 
wird sehr gewöhnlich allen Reichsgetreuen einfach geboten, die Betreffenden 
pro bannitis zu halten, so war darin jenes V'crliot zweifellos einbegriffen. 

Galt die Entziehung des Rechtsschutzes für den ganzen Umfang des 
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Reiches, das Verhüt der Cuterstützung für jeden Ueichseingesesseiien, so würde 
der gegen einzelne Personen verhängte Reichsbann, wenn er allseitig streng 
eingehalten wurde, zur Verbannung aus dem Reiche gelührt haben. 
Aber nie findet sich eine .Andeutung, dass ein solcher Erfolg auch nur erwartet 
wurde. Zunächst war natürlich dieAVirksainkcit der Massregeln bedingt durch 
Anerkennung des Bannes durch die Stadtgemcinde des Gebann- 
ten. War das Reich der Stadt mächtig, so wurde ihr das wohl ausdrücklich 
auferlegt; bei der Unterwerfung von Piacenza 1162 heisst es. Genannte, wenn 
sie sich dem Gerichte des Kaisers nicht stellen wollen, mint in hanno d. im- 
peratoria, et Pluecntim «oa eident extra dritalem et epiacopatiim eorum 
et peraeqtientur eoa tamquam Iwatea et omnia bona eorum mobilia et imo- 
bilia fiaco appllcabuntur.^ Durfte man auf Verhängung und Einhaltung durch 
die Stadt rechnen, so mochte man überhaupt auch bei Verletzungen des Reichs 
nur auf den städtischen Bann als die empfindlichere und leichter durchzufnh- 
rende Massregel Gewicht legen. Von andern Personen heisst es bei jener 
Untcrw-erfung ohne alle Erwähnung des Reichsbaimes nur, dass die Placen- 
tiner sie unter Einziehung ihres Gutes aus dem Gebiete vertreiben sollen, iwe 
eoa deiticepa redpient aine paralola d. imperaloria. Bei dem 1194 den 
lombardischen Städten vom Legaten aufcrlegten Frieden droht derselbe ein- 
zelnen Friedensbrechern nicht mit dem Reichsbanne, sondern verpflichtet die 
.Stadt, welcher er angehört, ihn zu bannen. * .Vber wenn auch ein Reichsbann 
durch die betreflTende .Stadt geachtet wurde, so fand der Gebannte doch leicht 
auswärts eine Zuflucht bei innem Gegnern des Reichs; eine Nöthigung zuni 
Verlassen des Reiches selbst mochte kaum jemals vorliegen. 

ln der grossen Mehrzahl der Fälle wiu-de aber der Keichsbann gewiss 
verhängt gegen einzelne Personen, bei deren .Stadt auf Einhaltung nicht zu 
rechnen war, oder gegen ganze Gemeinden. Dann hatte der Reichsbann, wenn 
er auswärts genügend beachtet wurde, die umgekehrte Wirkung des städtischen 
Bannes; wie jener zur Ausschliessung, so führte dieser«zur Ei n grä n z un g 
auf das .Stadtgebiet. Die Bewohner kleinerer Orte mag das allerdings 
oll empfindlich genug getroffen haben. Weniger Bedeutung hatte das an und 
tür sich für grossere Gemeinden. Und zudem war wohl in den wenigsten 
Fällen darauf zu rechnen, dass der Bann auswärts allseitig anerkannt wiu'de. 

76. — Diese Verhältnisse machen es erklärlich, dass das Reich sich in 
vielen Fällen auch bei lösbarem Banne nicht mit den passiven Massregeln der 
Entziehung des Reclitsschutzcs und des Verbotes der Unterstützung begnügte, 
wie das beim städtischen Bamie leichter geschehen konnte, wo die Wirkungen 
des Bannes in dieser Richtung viel empfindlichere waren. Beim Reichsbanne 
kommt häufig noch ein Befehl zur Befehdung von Reichswegen hinzu; 
die .Schädigung an Person und Gut wird nicht blos gestattet, sondern befohlen 
oder von den Reichsbeamten selbst ausgefuhrt. Der Legat Christian ver- 
spricht 1 1 72 den Genuesern, die Pisaner zu bannen und sie dann zunäi-hst 
durch den Grafen von iS. Miniato und bestimmte .Städte, später aber selbst 

76.—] 3. Boselli 1, 313; auch BShmer Acta 538. 4. Mon. Germ 4. 197. 
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zu bekrifj;en. ' Bi-i der Ai-chtiing des (irideii von (ieiit 1 IBb sagt der Kiiiser: 
i^iuicirat vobig — precipiintw, i{iiatniiw si'pius dictiiui comiUin taiiquam 
himnllimh t‘l pitblli'iiin hostem /mjx'ivt /udii'ufig cl — in rebiis el persona 
eomitein jHTseqiii non ileslstade, scilnri pro/eclo, qnvd qui in persona eins 
tepuerint, iram indipimtionis nostrac sc noverint praviler ineiirrissc.'^ 
Naelidem der Graf mul Legat der Ilotuagiia 1222 den Bann über Imola ver- 
hängt hatte, wandte er sich an die anwesenden Bolognesen: Audieistis bun- 
num a ine datum Ymolcnsibus ; si venerint Ymolaises ante terminuin da- 
tum eis, mild placebit et ftu'iam erpa eos, qiiodad honorem d.imperatoris 
t'redidero pertinere; si autem nun venerint, ropo ros ex purte d. imjiera- 
foris et preeipio robis distriete sub debito fidelitatis, qnatenus dietos Imo- 
lenses tarn in personis quam in rebus ros et omnes de imdsdictione vestra 
pi'o bannitis teneatis et haheatis et in Omnibus eos tamquam bannitos 
tractetis, puerrizundo ros elapso tcrmlm banid et totis viribus offeiulendoA 
Der Vikar von Tiiszien bannt 1229 die von Monteimlciano wegen Ungehorsam, 
wobei nur von strafloser \V*rletzung die Rede ist; nachdem sie dann den ge- 
lobten Gehorsam nicht einhiciten und die Boten des Vikars misshandelten, 
bannt er sie nochmal.s, jetzt unter Zufügung einer hohen Bannbusse; ausserdem 
aber befiehlt er dem Podesta von Siena ad penain duorum miUinm marea- 
rum arpenli, ut homines et comunc rastri Montis Puleiani de eetero habeat 
et teneat pro ex’bnnnitis et iidinieis imperii et eos communiter et dirisim 
offendat et offendi faciat j>ro posse suoet comunis Senensis in personis et 
rebus, et puerram faeiat, et derastet et capiat tamquam inimieos et ex- 
bannitus imperii et rebeUcsA War der Bann zunächst veranlasst durch In- 
teressen bestimmtor Personen, so wurde wohl diesen zunächst die Befehdung 
überlassen und anderen befohlen, sie zu unterstützen; so befiehlt der Kaiser 
1220 bei Baniumg der ^'olks^)artei von Piact'iiza zunächst allen Keichsgetreuen, 
sub debito iuraiiu'nti ßdelitatis, sich der Personen und des Guts derPlacen- 
tiner zu l>emiichtigen< precipimus etiam sub eodeni debito iuramenti ncinis 
civilatibus Plaeentie, ut dent aavilium et adiutorium pro parle sua mili- 
tibus Plaeentie et soeietati eorum ad i mpapnandos plebeios iq>sius civitatis.^ 
In allen diesen Fällen handelt es sich nicht schon um den der Oberacht 
entsprechenden unlösbaren Reichsbann. Und es kann kaum befremden, wenn 
auch bei lösbarem Bann der Richter die ohnehin gestattete Beschädigung aus- 
drücklich belehlen konnb*. Thatsächlich lag darin unzweifelhaft eine sehr em- 
pfindliche Verscliärfuug des Bannes. Es scheinen denn auch keineswegs bei 
jedem Bann sulche Befehle gegeben worden zu sein, da wir sonst häufigere 
Andeutungen finden würden, während diese insbesondere überall da fehlen, 
wo der Bann um geringtligigere Veranlassungen verhängt wurde, wie das ins- 
besondere bei der wiederholten Baniumg von Montcpulciano hervortritt. Das 


76. — 1. Mon p*tr. ('«d. Sard. 1, 242. 2. Spon 2, 43. 3, Savioli 3. 22. 4. Hiiil- 
lard 3, 130. Aebnlicb I22ö beim Banne gegen .Marseille: HuUlard 2, 486. Ebenda 2. 730 
eine .\ufTorderung lur Persccutio Uelkbteter in Deutschland. ö, Bdbmer Acta, Naebu. 
Vgl, auch S 76 n. 6. 
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Verhältniiis wird so mirzul’a.sst>ii sein, dass jeder Baim die Reiehsgewalt zu 
einem Belelilc der Bclelidung des Gebannten berechtigte, ein solcher aber nur 
bei schwererer Veranlassung oder dann erfolgte, wenn hartnäckiger Ungehor- 
saju zu strengeren Massregeln aufforderte. 

77. — Es vt'äre möglich, dass sich auf eine solche Verschärfung die aus- 
drückliche Erklärung zum Reichsfeinde bezieht, dass ein Unterschied 
zu machen wäre zwischen dem, der nur zum liannitue, und dem, diT zugleich 
zum Ilogtis oder Inimicui imperii erklärt wird. Wie gerade bei jenen Auf- 
forderungen zur Verfolgung wird auch wohl sonst bekles betont; so droht der 
Kaiser 1177 den Verletzern der Sicherheit gewisser Strassen: in bantto cos 
ponemns et miniieos imperii iiidicafiimus.^ 

Der AiLsdrlick findet sich vereinzelt in Italien auch schon früher, ln an- 
scheinend entsprechender Bedeutung heisst es schon in einem iu das longo- 
bardische Ge.setzbuch aufgenominencn Kapitular unbekannter Entstehung, da.ss 
derjenige, welcher wegen Tödtung eines sich widersetzenden Räubers Fehde 
erhebt, nohis et popnh nostro inimicus anotetiir.'^ .\mulf von Mailand sagt 
zu 1036: Chiionrailiis — snom et rei piiblicae paiam Hcribei’ftim deniiii- 
eiaf iniuuctonJ Häufiger wird in Deutschland im eilften Jahrhunderte l>ei 
Schriftstellern und in Urkunden der Ausdruck gebraucht, imd zwar immer in 
Fällen, wo es sich um Verurtheilung wegen Hochverraths, also um Oberacht 
handelt. ■* Ganz entsprechend denn auch beider ersten mir bekannten urkund- 
lichen Anwendung in Italien, Iwi der .Sentenz gegen den Gegenpabst und dessen 
Anhänger 1138: lamquam faüaees et perfidi et tarn dii'inae quam repiae 
nmieatatia rei — daannati sunt ei hoatea a principibua noatrae eiiriue iii- 
dicati.’’ Der Ausdruck scheint nur den endgültig verurtheilten Ilochverräther 
zu bezeichnen; sollte er sich auch in Italien früher etwa noch häufiger finden, 
so möchte ich darin keinen Beweis finden, dass ein zunächst auf Erzwingung 
des Gehorsams gerichtetes Bannverfahren gegen die Person dort in ältere 
Zeiten zurückreicht. • 

In der staufischen Zeit wird der .\usdrnck in Italien aber nicht blos beim 
unlösliaren, wegen Hochveiraths verhängten Banne, sondern auch, wie in allen 
angeführten Beispielen, beim lösbaren angewandt Es wäre allerdings denkbar, 
dass jeder Gebannte als Verächter der Reichsgewalt auch als Reichsfeind be- 
frachtet wurde. .ViM'r ich finde den .\usdnick doch nie angewandt, wo es sieh 
um geringfügigere Veranlassungen des Bannes handelt, während zugleich die 
häufige Xebeneinandererwähnung des Bannitus und Hostis imperii darauf zu 
deuten scheint, dass beide Ausdrücke nicht gleichbedeutende waren. Und dann 
ist wohl der Unterschied darin zu suchen, d.ass nur derjenige Gebannte auch 
als Reichsfeind betrachtet wurde, dessen Beschädigung nicht blos gestattet, 
sondern allen Reichsgetreuen zur Pflicht g(*macht wurde. Doch finden wir 
freilich nicht immer, wo das der Fall ist, die ausdrückliche Erklärung zum 

77. — 1« Archiv »u t'rcmnn». 2. b. P»]). Extrsv. 2 (Ksrol. 34); vgl. Bof«tia.s fl8. 
3. Mon. Germ. 10, 15. 4. Vgl. die Stellen bei Frankliu Keich.liufg. 1. 27 n. I; 33 n. 1; 

34 n. Ij 45 D. 2; 46 n. 2, 5. Mon Germ. 4. 81. 
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Rpich-sfeindu ; beim Üaime "egen Imula t'elilt sie ganz, bei dem gegen Mouie- 
pideiano findet sie .sieh nur erwähnt in dem bezüglielien üelelil, nicht in der 
Bannsentenz selbst. 

78. — Die Lösung v o m B a n n e erscheint immer an zwei Bedingungen 
geknüpft, Uückkehr zum (Jelior.sam gegen die Befehle des Keichs und Zalilung 
der Bannbusse. AVar der Reichsbann im Interesse Dritter verhängt, so bezog 
sich eilen der bezügliche Befehl auf die Befriedigung der Ansprüche derselben; 
diese Befriedigung fiel dann mit dem Gehorsam gegen das Reich zusammen. 
•So beauftragt der Kaiser 1220 einen Delegirten, die von Ventimiglia wegen 
Ungehorsam gegen Genua in Bann zu legen, de <jao exire mn poesinl, iloiur 
renerint mandatis et ordinationihus lannemia eomunitalia in omnibu« et 
per onuiia parilnri, et penmn a tc impoeitum fisco nostro pereolvanl.^ 
Bei Einhaltung jener Vorbedingungen der Lösufig erscheint demnach auch das 
Interesse Dritter genügend gewahrt. 

.\nders konnte das sein, wenn die Gnade des Kaisers eingrift’. Dass die 
Bannbusse häufig nachgelassen wurde, bemerkten wir bereits.^ Gehorsam 
gegen das Reich war freilich immer Vorbedingung der Lösung; aber der Kaiser 
konnte die Rückkehr zum Gehorsiun dadurch erleichtern, diiss er die Forde- 
rung, welche den Bann veranlasste, ennässigte oder nachliess. Dadurch konn- 
ten freilich Interessen Dritter verletzt werden. Eine Andeutung, dass in sulchen 
Fällen überhaupt die Zustimmung des Ve rle tz teil oder doch Interessir- 
ten Vorbedingung der Lösung vom Reichsbanne war, finde ich nicht. Wie 
man aber in Einzelfällen sich vom Kaiser von vornherein versprechen liess, 
den Reichsbann in gewissen Fällen zu verhängen so suchte man sieh auch 
wohl zu sichern durch Erwirkung eines ausdrücklichen kaiserlichen Verspre- 
chens, einen Bann ohne Zustimmung der Gegenpartei oder vor Erfüllung be- 
stimmter Bedingungen nicht lösen zu wollen. So verspricht der Kaiser 1162 
den Cremonesen, die gebannten Cremeirser nicht lösen zu wollen, wenn sie 
nicht vorher beschwören, sich in einem bestimmten Bezirke nicht niederlassen 
zu wollen; 1176 verspricht er, Verletzer eines Cromoua gegebenen Privilegs 
bannen zu wollen, nee eos abitolrmMS sine puratuda consulum Cremone 
dadu in eredentia vel in eoneione.* Nach den Verhandlungen über den Kon- 
stanzer Frieden 1183 soll der Kaiser jede Stadt bannen, die nicht schwören 
will, nee e.vtrabet eain de banne, uisi eompheerit tme, pro qtw in banno 
posita fiiei’it; ebenso denjenigen, der seinen Antheil an der dom Kaiser zu 
entrichtenden .Summe nicht zahlen will, neque eiCtralu-t eiim de hanno, donee 
diipltim soleerit eins, qaod purare debuit.^ Der Cremoneser Bundesgenossen- 
s<;haft verspricht der Kaiser 1192, ungehorsame Gegner derselben zu bannen, 
nee e.vtrafieniiis n banno, nisi satisfeeerint ad preeept am nostriiin faetmn 
eiim eonsilio maioris partis hnins societatis.^ Dem ist es gleichzustellen, 
wenn der Kaiser sich der Kirche ver|illichtet, dass der im Kirchenbannc Ver- 
harrende ipso iure imperiali bannO snhiaeeat, a qao nnUatanis e.rtraluitnr, 

78. — 1. bib. iur. Gen. I, Ö52. 2, Vgl § 72 n. 17 8. Vgl. S 63 n. 3. 4. .\rchir 

tu Cremona. 6. Mon. Germ. 4, 173. 174 6. Tocche lleinricli VI. 617. 
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tiisi iiriim ah efflfma heiiejido ahnolnliiniiii nbleiito.' In Mjlulieu Fallen eiit- 
spriclit dann der Keiehsbann wesentlich dein sühnbareii stiiiltischen Bann. 

VIU. BE.STAKNDIfiER REICH.SBANN. 

79. — h'iir den beständigen Reiclisbann findet sieh in den Quellen oll 
nur schlechtweg die Bezeichnung Bann gebraucht, so dass der LInter.schied 
vom lösbaren sich lediglich aus den etwaigen näheren Angaben über die Be- 
deutung des Hannes ergibt. Mehrfivch finden wir ihn aber auch ausdrücklich 
als Baiiniim ]>arpelitinn iM'zeiehnet *, also mit dem Ausdrucke, der auch für 
den beständigen städti.scheu Bann regelmässig in Uebung war. Diesem, oder 
genauer der Art desselben, welche wir als unsühnbar bezeichneten, schliesst 
er sich denn auch aufs genaueste an, wie er andererseits der deutschen über- 
acht entspricht. 

Auch der beständige Reichslann ist, wie die Oberacht, immer einünge- 
hursamsbann, wird nie als selbststäudige .Strafe gegen einen Verbrecher, 
der gehorsam oder dessen man habhaft ist, angewandt, wie das beim unsühn- 
baren städtischen Bann wohl der Fall war. Aber sein Zweck ist nicht mehr 
zunächst Erzwingung des Gehorsams, wie beim lösbaren Reichsbanne. Auch 
bei diesem fand .schon eine Verurtheilung des Gebannten statt; zur Bestrafung 
seines Ungehorsams wurde er zim Zahlung der Bannbusse, zuweilen zum V^er- 
lust der Privilegien verurtheilt. Dabei wurde auf Gehorsam gerechnet; man 
setzte voraus, dass Entziehung des Rechtsschutzes oder auch Befehdung den 
Gebannten bestimmen würden, sich diesem Uitheile, wie den sonstigen For- 
derungen des Reichs zu unterwerfen, um den Rechtsschutz wiederzuerlangen. 
Beständig wird nun der Reiclisbann, entsiircchend dem städtischen Banne, 
dadurch, dass der Cjebaimtc zu so schweren .Strafen verurtheilt wird, dass von 
vornherein gar nicht mehr darauf gerechnet wird, er werde gehorsam sein und 
sich diesem Urtheile unterwerfen. Zweck des Bannes ist nun, die Ausführung 
des Urthcils auch gegen den Üngehorsameu ganz oder theilweise zu ermög- 
lichen, oder, so weit das nicht durciizutuhren war, ihn wenigstens als Ersatz 
für die nicht auszuführende .Strafe die ücbel des Bannes lebenslang erdulden 
zu lassen. 

Beim städtischen Bann handelt es sich da immer um diu .Strafe tiir das 
Verbrechen, dessen derGebaimte beschuldigt ist; der Ungehorsam kommt nur 
in so weit in Betracht, als er als Bekenntiiiss der .Schnld gefasst wird, auf das 
hin die V'crurtheiluiig erfolgt. Auch beim Reichsbaim handelt es sich wesent- 
lich um die .Strafe llir ein Verbrechen; aber als dieses wird durchweg der 
Uochverratli bezeichnet; beim unlösbaren Reichsbaiine liegt immer eine Ver- 
urtheilung wegen Hoch verrat lies im weiteren .Sinne, wegen Maje- 

78. — 1 7. Mon. CJerm. 4, 243. 

79. — 1. 1189. 1220. 39: Wurstemberger 4. 13. Huillurd 1, 850. 5, 319. In cre- 
mone..ischer Urkunde von 1220 8ept (Hehmer .\ct*. Reich.ss.) ist ron einer pena inmjni 
banni die Rede, bei der der Kiiiscr etwa:, befehlen soll; doch lie»»e sich das such auf einen 
lösbaren Baun mit grosser Bsnnbusse beziehen. 
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stäUvorbrecliciis oder Ki'ichsverratlu's vur. Der Vurbrueher wild webannt als 
masii/egtus Imstis als ri-beUis, pruditor el hosiin hnpi'vii, als prt>- 

ditor <vroiu’, als rtyie maicglalis rvtw oder reim erimiitm lese nuiiesUUis 
oder ob irfoditionem el lene nmienlut 'm erimeii; fast in keiner der bezüglichen 
L’rkuiiden* fehlen entsprechende Ausdrücke, wie wir ja auch schon in den 
•Straffurineln der Kaiserurkunden Bann und Verurtheilung wegen Ilochvcrraths 
gleichgestellt fanden. ^ 

Sclir häufig finden wir denn auch, dass bei der Verhängung des bestän- 
digen Reichsbannes der Ungehorsame hochverrätlierischer Handlungen be- 
schuldigt war. .So werden 1191 die Markgrafen von Incisa gebannt, weil sie 
sich des .Strassenraubes schuldig machten, tiee ne reneriint defendere in eu- 
ria nontra, ijuttm eon marehio ßonifaeiun ueennaretde proiUtionin erindne. 
Oder wo es sich um luidere Verbrechen handelt, sucht man wohl diese wenig- 
stens unter den Gesichtspunkt des Ilochvcrraths zu bringen. .Sollen die Ketzer 
in beständigem Banne des Reiches sein, so wird das in den betreffenden Edikten 
dadurch begründet, dass die Beleidigung der göttlichen Majestät mit der Be- 
leidigung der weltlichen Majestät in Parallele gebracht wird; ist jene noch 
ungleich strafbarer, so muss sich die weltliche Gerechtigkeit begnügen, sie wie 
das erimen perdtteVonis zu bestrafen. ■' 

80. — So weit wir nun aber auch den Begriff” hochvcrrätherischer Hand- 
lungen ausdehnen wollen, es würde sieh doch ergeben, dass in vielen Fällen 
des beständigen Reiclisbannes das Verfahren keineswegs von der Beschuldigung 
einer hochverrätherischen Handlung seinen Ausgang nahm. Ist trotzdem durch- 
weg von Verurtheilung wegen Ilochvcrraths die Rede, so legt das die Annalmie 
nahe, dass eine Bes trafung des Ungehorsams als Hochverrath 
erfolgte, dass wohl überhaupt, wie beim lösbaren Reichsbaun, so auch beim 
beständigen es zunächst iimner der Ungehorsam war, welcher bestraft wurde. 

Wurde da.s Verfahren wirklich durch Beschuldigung einer hochverräthe- 
rischen Handlung veranlasst, war es diese, welche bestraft werden sollte, nicht 
zunächst der Ungehorsam, so fragt sich, auf welchen Rechtsgrund hin die 
Verurtheilung des Ungehorsamen erfolgte. Beim städtischen Bann erhalten 
wir darauf die bestimmte Antwort, diiss der Ungehorsam als Geständniss auf- 

2« Voll Urkunden, iu welchen der beiftäiidige Heicb^banll ausgesprochen oder doch be- 
stimmter crw&hnt wird, sind mir bekannt geworden: gegen den Gegenpabst Anaclet 1133: 
Mon. Germ. 4, 81 ; gegen Crema 1159: Böhmer Acta UK); gegen den Grafen Ton SaToyen 
1189: Wurstemberger 4, 13; gegen die Markgrafen Ton Incisa 1191 : Mohondi l,i)4; gegen 
die Grafen Ton Casaloldi 1220: Uuillard 1. 85Ü. auch Mon. Germ. 4. 239; gegen die lom- 
bardischen Stä<lte 1226: Huillard 2, G45, auch Böhmer Acta 254; gegen den Markgrafen 
Ton Este 1239: Huillard 5. 319. — Dazu kommen dann noch die Banusentenzen K. Hein- 
richs VU gegen Florenz 1311, gegen Lucca, 8icna, Parma und Heggio 1312, gegen Pistoja 
und andere tu.szische Stldte. gegen K. Robert Ton Neapel 1313: Mon. Germ. 4, 521. 52b*. 
537. 545; gegen genannte Cremoneser 1311, gegen Padua 1313: Acta Henr. VII 2, 148. 
202. Diese gehören allerdings einer spätem Zeit an und zeigen hie und da eine abweichende 
Auffas.sung; andererseits gehen sie doch so vielfach ganz von denselben Gesichtspunkten 
aus, dass e:» sich empriehlt, sie neben den älteru dürftigem Zengnis.sen zu beachten, 
ä* Vgl. S 35. 36. 4. 1220. bestimmter 1236: Mon. Germ. 4. 244. 328. 
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wiirdi'. Aelinliehes fimleii wir ln-im Reii'iislianiie wulil in den Sentenzen 
K. Ileinrii'h.s VII. So heisst es niehrl'aeh von den Beschuldigten, dass sie ein 
Ictztesnial zur Verantwortung vorgeladen seien: alioquin pro conft’sai» e( 
ronvinctia luiln-niliir de prediclia omiiibua et ainguUa predictortim, et 
tnnqtiam coii/eaai et lepe convineti eomlerimarentur, oder es wird beim 
Urtlieile darauf hingewiesen, dass die hochverrätlierischen Handlungen noto- 
risch, oder aber durch eine Iminisition reeeptia et examinaiia teatibua fest- 
gestellt seien. Wie denn der Unterschied der -\uffassung in den Bannsentenzen 
K. Heinrichs VII vorzüglich darin zu sehen .sein dürfte, dass hier auf den Un- 
gehorsam, wie beim städtischen Bann, wenig Gewicht gelegt wird, es sich in 
erster Reihe durchaus um die Bestrafung der einzeln aufgezählten hochver- 
rätherischen Handlungen handelt 

Dagegen finde ich in der staufischen Zeit nie die geringste Andeutimg 
dalür, dass man den Ungehorsamen, als der That geständig, in die Strafen 
dieser venirtheiltc oder ein Beweisverfahren latzüglich der That selbst, wie es 
sich beim städtischen Bann wenigstens vereinzelt findet ', einleitete. Und wer- 
den als Veranlassung des Bannes wohl die hochverrätlierischen Handlungen 
mit hervorgehoben, so wird doch dimchweg der Ungehorsam besonders betont. 
.So 1 239 bei der Bannung des Markgrafen von Este und seiner Genossen : 
Quoniam omnea predicti renuernnt preeeplia impet'ialibua obedire, et con- 
apirautea contra lionoi'cm imperii eidem ineicem et eontrarii pluriea e.v- 
iiterunt, citalieorameiuadem preaentia eomparere eonlumaeiter recuaantea, 
perpetito bmiiio Inqteni tanqiuini jn'oditorea eorone qtreetpiimia aidnaeere. 
Es fehlt jode genauere Angabe über die ihnen zur Last gelegten hochverräthe- 
rischen Handlungen trotz dei' sonstigen Austührlichkeit der .Sentenz, was doch 
nur dann nicht auflallcn kann, wenn dieselbe durch den Ungehorsam an mid 
für sich genügend begriindet war. Auch sonst finden wir wohl angedeutet, dass 
als das .Stralbarere weniger die einen Befehl des Kaisers veranlassende Misse- 
that, als der Ungehorsam gegen den Befehl des Kaisers galt, .So gibt Otto 
von Frei.sing als Grund für das Vorgehen gegen die .Spoletincr 1155 einmal 
Gelduntersehlagungen an, ferner die Gefangennahme des Grafen Guido Guerra, 
als dieser Bote des Kaisers war; dann aber: quodque hia peina erat, pi'oe- 
eeptum priiieipla, eum relti.eari iidientia, contempai'runt.'^ 

In andern Fällen aber würden hochverrätherische Handlungen gar nicht 
vorliegen, wenn nicht der Ungehorsam selbst als solche betrachtet wurde. 
Graf Hmnbert von .Savoien wurde 1186 gebannt propter aiwriim midtita- 
dinein exceaaitum et preelpue, qiiod allodia et bona epiaeopo et epiacopio 
a. lohmiiiia in Tanrino — violenter abatiderat, et ad frequentem aerenia- 
aiini patria noatri F. Ronumornm imperatoria aentper aupuati exltorta- 
tioneni et noatram ineorripibilia et eontnnmx existeret, tandem de plnriinia 
eleliam peremtoriia eitationibua eontnmaeiter abaena, venire eontempaerit. 
Dabei ging .allenlings das Verfahren von einer Klage wegen Misseth.at aus; 
atier bei dieser handelte es sich weder um Hochverrath, noch hätte dieselbe 

80. - 1. Vgl. s 54 n. 15. 2. GesU Frid. 1. 2 c. 23. 
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so schwere Strafen, als welche hier Konfiskation jüler Güter und beständiger 
Baun ausdrücklich genannt werden, an und für sich zur Folge gehabt; wir er- 
wähnten bereits das erste Kontuinazialurtheil gegen den (irafen von 1185, 
welches auf Zurückstellung, Schadensersatz und Verlust der Turiner Kirchen- 
lehen lautete und durch Besitzeinweisung des Bischofs ausgeführt wurde. ^ Für 
die späten* Verhängung des Bannes kann nur Widersetzlichkeit gegen das 
Urtheil, welche nun nninittelbar gegen das Keich gerichtet war, und der be- 
sonders hervorgehobene Ungehorsam gegen wiederholte Ladungen des Kaisers 
niassaebcnd gewesen sein. 

Kndlich aber kann beständiger Keiehsbann selbst da eintreten, wo ausser 
dem Ungehorsam eine strafliare Handlung gar nicht vorliegt, bei anfänglichem 
Gehorsam von einer Strafe gar nicht die Rede gewesen sein würde. Der König 
erlässt 122J einen Befehl zur Herausgabe der mathildischen Güter bei Strafe 
von tausend Mark Silber. Der Generallegat fordert daranf gestützt die Grafen 
von Casaloldi zur Herausgabe der Burg Gonzaga auf; diese W'eigern sich <u! 
tio» modh'um miiiriam regle ■maieetatis, worauf jener Bann und Geldstrafe 
über sie verhängt. Dann fordert der König selbst sie nochmals zum Gehorsam 
auf unter Anerbieten der Nachsicht der verwirkten Strafe; da sie in Unge- 
horsam verharren, wird der beständige Keiehsbann gegen sie ausgesprochen 
und zwar lediglich auf den Grund hin, giiia nosliwii eonfemjisei'hit scnten- 
tlam et mandatum. 

Es ergibt sich, dass der blosse Ungehorsam, auch wenn derselljc nicht 
schon durch eine an und für sich strafbare Handlung veranlasst war, zum be- 
ständigen Keichsbanne führen konnte. Wird aber bei diesem durchweg der 
Gebannte in dieser oder jener Wendung als Hochverräther bezeichnet, sind, 
wie wir sehen werden, die Strafen, welche über ihn ausgesprochen werden, 
genau diejenigen, welche schon das ältere italienische Recht auf den Hochver- 
rat!) .setzte, so ergibt sich wohl zweifellos die Auflassung, dass der blosse Un- 
gehorsam gegen das Reich als Uochverrath bestraft werden konnte. Und das 
muss schon natdi älterem italienischen Rechte der Fall gewesen sein. Denn in 
einem Gesetze K. Heinrichs III, welches mehrfach den Titel De epreta imile- 
state führt, heisst es: Deeet imperialem solrrliam, rniiteulorem suae prae- 
eeiiiiae rapilali damnare sententiad Es handelt sich doch wohl nur um ein- 
fachen Ungehorsam gegen eine Ladung des Kaisers ; soll dieser mit dem Tode 
bestraft werden, .so ist das gewiss nur daraus zu erklären, dass man ihn als 
IIochveiTath auffasste. Bei dem gelingen Gewichte, welches in der staufisi*hen 
Zeit auf die sonstigen Beschuldigungen gegen den Gebannten gelegt wmrde, 
bei dem Umstande, dass auch beim lösbaren Keiehsbann die Verurtheilung in 
die Bannbusse abweichend vom städtischen Bann nur wegen des l'ngehorsams, 
nicht wegen der denselben etwa veranhussenden Missethat erfolgt*, werden w ir 
kaum fehl gehen, wenn wir dieselbe Auflassung auch auf den beständigen 
Keiehsbann ausdehnen, annehmen, dass auch bei diesem der Ungehorsam nicht 
allein die Grundlage für den Bann im engem .Sinne, für die Entziehung des 

a. \>l. § 71 II. 4. 4. I. Pap. Heur. II. fi. Vgl. Mi.n. Germ. I.. 4, (!3!l 5. Vgl. S 72 n. 2. 
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Recht.sschutze.s bietet, sondern auch für die damit verbundene Verurtheilung 
in die Strafen des Iloehverratbe.s. Damit ist natürlieb nicht ausgeschlossen, 
dass die ohneliin vorliegenden schwereren Beschuldigungen dazu mitwirken 
konnten, dass man gerade in diesem Falle glaubte, den Ungehorsam als Hoch- 
verrath bestrafen zn sollen. Denn bei jedem Ungeborsam gegen das Reich 
geschah das keineswegs, nnd es fragt sich demnach, was dazu gehörte, damit 
der blosse Ungehorsam zn beständigem Reichsbanne führen konnte. 

81. — Beim deutschen Achtverfahren sind uns die Bedingungen genauer 
Ix'kannt, unter denen die Oberacht als Strafe des Ungehorsams 
eintreti'ti kann. Auch die Reichsoberacht ist ein Ungehorsamsbann , nicht 
selbstständige Strafe bestimmter Verbrechen. ' Der Ungehorsam .soll aber in 
der Regel ein hartnäckig fortgesetzter sein; die Olreracht wird nicht unmittelbar 
verhängt, sondern zunächst die Acht; erst Verharren in der Reichsacht durch 
Jahr nnd Tag führt zur Obenicht*; diese hat also zunächst nur den Unge- 
horsam zur Grundlage. Daraus folgt mm freilich nicht nnmittelbar, dass jeder 
fortgesetzte Ungehorsam zur Oberacht führen konnte; es würde sich das nur 
dann ergelien, wenn jtsler Ungehorsam die Reichsacht zur Folge haben konnte. 
Dem scheinen die liestimmten Angalren der Rechtsbficher zu widersprechen, 
wonach die zur Reichsacht führende Verfestung vom Richter mir dann ver- 
hängt werden durfte, wenn der Ungehorsame wegen Ungerichte verklagt war.^ 
Aber die Verfestung war nicht einzige Veranlassung der Acht; und wenn nidit 
jeder Ungehor.sam gegen den ordentlichen Richter zur Acht führen kann, so 
.schliesst das noch nicht ans, dass das bei jedem Ungehorsam gegen den 
König der Fall .sein kann. Und das scheint .sich mir selbst aus den Angaben 
der Recht.sbücher Zu ergeben. Nach dem .Sachsenspiegel soll derjenige, welcher 
durch Verfestung, also auf Grundlage einer peinlichen Klage, in die Reichsacht 
gekommen ist, sich dadurch lösen, dass er dem königlichen Hofe sechs Wochen 
folgt, dann aber schwört, vor seinem Richter sich zur Verantwortung zu stellen. 
Jenes ist offenbar eine Gemigthuung für den Ungehorsam gegen den König. 
Weiter heisst es dann ausdrücklich, wer ohne Verfestung in die Acht gekommen 


« 1 . - 1 . Denn es dürfie nicht bieherznziehen sein« wenn das Mainzer Recht $ 3. 
5. 11 (Mon. Genu 4« 314. 31C) die der Oberacht gleichstehendc ßchtlosigkeit als Strafe 
auf bestimmte Verbrechen setzt. Hier erfolgt die Verurtheilung nicht auf Grundlage des 
Ungehorsams, .sondern des rom Klüger zu erbringenden Beweises. Ks handelt sich auch 
nicht um ein Verfahren ror dem Reiche, sondern cf>rfw» n/o wdicf; ^ bedarf keiner Aech* 
tung durch das Reich, die Echtlosigkeit tritt nach § 11 für den Ueberwiesenen iptotur^ 
ein. was doch nur einen beziigliciieu Spruch des Landrichter.«; voraus.setzU wie wir Ähnlich 
schon oben § 38 n. 5 einen Fall anführten, wo die Reielisacht rom ordentlichen Richter 
erklärt werden konnte. Es Imiidelt sich dabei wohl nur um die (le.stattung eine«; ausnahm.«.* 
wei-sen summarischen Verfahrens, welches besonders scliwere Verbrecher sogleich den Nach- 
theilen der Reichsoberncht unterwarf, wenn sie iiberwie.sen waren; wenn statt der Todes- 
strafe die Ungehorsam Tornu.ssetzende Echtlosigkeit be.stimmt wird, so hat das wohl nur 
darin .seinen Grund, das« in diesen Fallen auf Gehorsam nicht gerechnet wird. In einem 
enlspreclienden Falle in der Treuga Henrici regis § 20 (Mon. Germ. 4, 2G8) tritt dos noch 
deiiUicber lierror durch llinzufttgung der CTentuelleii Slr.ife; der iilkerwiesene Brandstifter 
ct/c« iudicubifur ft dfprfhfufuf n*/«» ^'gl 40. Vgl § 45 n. 2. 


DI ■ iij by Google 


houtschp Oberacht. 


17 ’. 


sei, soll dem Hofe sechs Wochen folgen und damit ledig sein.^ Das kann sieh 
doch nur auf eine Acht beziehen, bei welcher der Ungehorsam durch keine 
Klage Wegen einer strafbaren Handlung veranlasst war; Grund der Acht kann 
da wohl nur der Ungehorsam gegen den Ktinig an und für sich sein, für den 
Gemigthuung zu leisten ist. Bestimmter noch gibt der .SrhwalKMis|iiegel einen 
Fall an, wo der blosse Ungehorsam gegen den König ohne Vorliegen (dner 
peinlichen Klage zur Acht führt; wer der L;ülung des Königs zum llollage 
nicht folgt, verwirkt das erste- und zweitemal das Gewetti“, das drittemal 
wird er geiichtet.® Vor allem aber werden wir an das früher illter die .Straf- 
formeln in den deutschen Königsurkunden Gesagte erinmu’n müssen®; jede 
Verli'tzung des bezüglichen königlichen Gebotes wird da mit der Acht l>edroht ; 
und tnag man da eine mit Gewaltthat verbundene Verletzung zunächst im Auge 
gehabt haben, .so ist das Massgebende doch sichtlh-h die persönliche Verletzung 
des Königs durch Nichtachtung .seines Befehls. Danach konnte, wie in Italien, 
so auch in Deutschland jeder Ungehorsam gegen den König zur -\cht und 
schliesslich zur Oberacht führen; nur wird sich dem thntsächlich nicht leicht 
jemand ausgesetzt haben, wenn es sich nicht entweder um Ladung wegen eines 
■s<diweren Verbrechens handelte, oder aber der Ungehorsame überhaupt .\uf- 
lehunng gegen den König b(>absichtigte und sich die Macht zntraute, der 
R»>ichsgewalt Widerstand leisten zu können; und letzteres musste wenigsUms 
in unserer Zeit der ganzen .Sachlage nach viel häufiger iu Italien der Fall sein. 

Jene Straffonneln wiesen zugleich darauf hin, dass man in Deutschland, 
ebenso wk* in Italien, den hartnäckigen Ungehorsam gegen das Gebot des 
Königs als Hoch verrat h auffasste und bestrafte; in ganz entsprechender 
Wendung wird bald mit der Ungnade oder der -\cht des Königs, bald mit den 
.Strafen der beleidigten Majestät gedroht. Daun aber konnte man auch beim 
deutschen Verfahren von der veranlassenden Mis.sethat beim Urtheile ganz 
.absehen, ohne erbrachten Beweis des Klägers oder auch ohne zu lietouen, dass 
der Ungehorsam als Geständniss der That aufzufassen sei% auf den blo.s.sen 
Ungehorsam hin wegen Hochverrathes verurtheilen. .So dürfte insbesondere 
auch 1180 gegen Heinrich den Löwen vorgegangen sein; war er nach der 
Verleihungsurkundi- des Herzogthums Westfalen geächtet pro evidenti reata 
iiiair/ilath, so scheint da eben nur der Ungehorsam gegen die wiederholte 
Ladung als Majestätsverbrecheu gefasst zu sein; und bestimmter noch heisst 
es in den wohlunterrichteten Pegauer Annalen und fast gleichbedeutend in der 
wahrscheinlich daraus abgeleiteten .Stelle der Lauterberger Chronik: vocntiix 

4 . Sschi. lamdr. III 34 S I. 2. 5. Schv. I>andr. 138. ß, V|{l. § 37. 7, Nach I.drobert 

wurde dem Otto t. Nordheini gedroht, dost er. wenn er sich nicht stelle, /a-o comrieto con- 
fei$o<iut gelten solle (rgl. Kronkliu Keiclishofg. 1, 32); doch mag darin zunichst nur die 
.XutTassung des Schriftstellers ausgesprochen sein. Im allgemeinen scheint diese Autfassung 
dem deutschen Achtsverfaliren fremd zu sein ; der ergriffene Aechter wird erst hingericlitet, 
nachdem nicht blas die Verfe.stnng. sondern auch die That erwiesen ist; der Nachtheil liegt 
nicht, wie beim städtischen Dann in Italien darin, dass er schon als Ungehorsamer für 
uberwiesen betrachtet wird, sondern dass der Vortheil des- Beweises jetzt dem Klüger zu- 
steht, insbesondere dem .^echter der Keinigungseid nicht gestattet ist. V'gl. Süchs- l.andr. I 
(Ä S ö. III 88 S 2. .3. 


Digitized by Google 



J7tf Be.^tHudigeTUeicksbanii. 

non venit et ulen (quam oft remj ej' sententia jirlneipinn reiis nuiieslalin 

In dii'spiii Falle liaiiJelt es sich allerdings nicht um ein vorheriges Ver- 
harren in der Acht durch Jahr und Tag. hhn .solches ist denn auch nicht innner 
erforderlich; ausnahmsweise kann die Oheracht wegen Ungehorsams auch 
schon früher verhängt werden. ® Das soll inshe.sondere der J’ all sein, wenn der 

81 .-] 8. Weiland, der zuletzt in den Forschungen 7, 175 ff. sehr umsichtig über den 
Prozess bandelte, ist hier allerdings anderer An.sicht. rersteht unter dem MajestÄtsrer- 
hrerhen eine bestimmte hochTerrütherisrhe Handlung, zun&ch.st die Verweigerung des 
Zuzugs nach Italien 1I7G. Ob Heinrich zu die.sein rerpflichtet war. bleibt mir auch 
nach den gründlichen Untersuchungen Weilands noch immer zweifelhafU ohne dass ich 
hier nSher darauf eingehen konnte: meiner Ansicht nach dürfte insbesondere noch 
zu untersuchen sein, ob nicht die Verp6ichtungen der Reichskirchen, Ähnlich wie die 
der Reichsministerialen, da strengere waren, als die der Tiaieufürsten. Doch kann das 
hier au.sser Betracht bleiben, da auch davon abge.seben gegen Heinrich manches vor- 
liegen mochte, was sich unter den dehnbaren Begriff des MajestÄtsverbrechens bringen 
Hess. Was nun die Stelle der Urkunde qua/Ufr ffeinriatt — cotUumax e// 

betrifft, so zeichnet sich dieselbe keineswegs durch Einfachheit und Deutlichkeit aus; 
es dürfte sich kaum eine ErklArung geben lassen, gegen welche .sich aus dem Wortlaute 
nicht Einwendungaa erheben Hessen. Ich mr»chte sie dahin fas.sen, da.ss alt die das 
ganze Verfahren veranlassende Mi.ssethat lediglich die Vergewaltigung der Kirchen und 
Grossen, nicht irgendwelche Verletzung des Kai.ser.s hingestellt wird, die Verurtheilung 
selb.st aber in erster Reihe wegen des durch hartnAckigen Ungehorsam begangenen 
MajestAUverbrechens erfolgt, wobei dann zugleich auf die veranlassende Missethat Bezug 
genommen wird, wie sich das in italienischen Bannsentenzeii ganz Ähnlich findet. Die 
Stelle würde dann etwa dahin kurz zu fassen sein, da.ss der Kaiser verkündet« wie 
Heinrich, angeklagt wegen Vergewaltigung der Fürsten, weil er wegen Ungehorsam 
gegen die I.Adang des Kaisers geAchtet wurde, weil er weiter die Gewaltthaten fon- 
setzte, nun sowohl wegen die.ser Gewaltthaten, als auch wegen mehrfacher Verachtung 
des Kaisers, insbesondere aber wegen des durch Ungehorsam gegen die l.^dung begrün- 
deten offenbaren Maje.siAtsverbrechens abwesend verurtbeilt sei. Die Wortstellung würde 
die.se Auffassung näher legen, wenn es hies.se /»ro r^atu maUsta^it quod — 

cifotus — ff abffnttiifet. Aber e.s .scheint sich da um eine der Fassung der Urkunde 
eigentbümliche Wort.siellung zu bandeln, da vorher da.s fr iutfanti — qvrrimonia — 
qttiit — doch auch wohl nur der üblichem Wortstellung ^mVi ex iuflanti quert^ 

mtmüt voeutut entsprechen kann. Auch müchte ich darauf Gewicht legen, dass gerade 
nur das Maje.stätsverbrechen als evidenf bezeichnet ist, wie es der prozessualische Un- 
gehorstim allerdings war, während vom vorhergegangenen Erweise irgend eines andern 
Verbrechens nirgends die Rede l.st. Konute, wie nach dem Gesagten doch kaum zu 
bezweifeln ist, der Ungehorsam selbst als Hochverrath bestraft werden, so lag es doch 
überaus nabe, auch bei Hochverrath.sprozesscn die Verurtheilung formell zunächst auf 
den Ungehorsam zu gründen, der durch da.s Gerichtszeugni.ss in einer jeden Gegenbeweis 
aus.schliessenden Weise fe.stge.stellt werden konnte. Es log das jedenfalls eben so nahe, 
als die Fiktion, dass der Ungehorsam als Goständni.ss aufzufa.s.sen sei; und wäre die 
Verurtheilung daraufliin erfolgt, »o würde man da.s V'erbrechen doch kaum als fvidettf 
habe bezeichnen können. 9. Einen besundeni Fall sofortiger Oberaebt der sich aber 
doch wohl den n. ! erwähnten Fällen näher au.'ichlie^st, erwähnt SAchs. I..andr. III 34 
§ 3; den gelosten Aechter, der seinen Eid. sich zu Rechte zu stellen, nicht hält thut 
mau in Oberacht als sei er .Jahr und Tag in Acht gewe.sen. Ich bemerke, da.ss. so 
weit ich sehe, in Altern Reclit.squeilen nur an dieser Stelle (und der entsprechenden 
DeuUehensp. 2Cl) der Ausdruck Oberacht gebraucht wird, der dem Schwabenspiegel und 
den ältern Ueichsge.'^etzeii fremd zu sein scheint; es ist .son^t die Re<le von einer Ver- 
urtheilimg zur Echtio.vigkeit oder Ehr- und Reclttlnsigkeit 
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Ungehorsame im Gerichte des Königs wegen Hochverratlis kämpflich aiige- 
sproehen wurde; es heisst 1235 im Mainzer Rechte: Item qiiiciimqiie injie- 
titur ab alio provocaliis ml diifUiim pro crittiine lese tnaiesfatis, taniquam 
eonsllio vel aiuvilio contra nos aut impcriiim aliqiiid attemptaverit fac- 
tiosuni, si leaithnis sihi induciis pre/uris 7ion rompnrucrit suam innoccn- 
tiam purgaturus, per snitcnciam nostram e7'cnlos et rchtlos iudicetiird'^ 
Eben dieser Fall lag auch bei Heinrich dem Löwen vor, welchen Markgraf 
Dietrich von Laiidsberg unter Erbieten zum Kampfe des Reichsverraths be- 
schuldigte ' und es liessen sich mne Reihe Beispiele aufführen, bei welchen 
gerade die des Ilochverraths Beschuldigten ohne Vorhorgehen der Acht so- 
gleich mit den Wirkungen der Oberncht geächtet wurden. Die Erschwerung 
des Ungehorsams ist also hier zunächst nicht durch dessen Hartnäckigkeit, 
sondern durch die Höhe der erhobenen Be.schuldigung bedingt. Verläuft dabei 
anscheinend das Verfahren zuweilen so rasch, dass längere Fristen nicht ein- 
gehalten zu sein scheinen**, so werden wir das doch als eine Regellosigkeit 
zu betrachten haben; wie im Mainzer Rechte die gesetzlichen Fristen ausdrück- 
lich betont sind, so geschieht das auch wohl in den Nachrichten über Einzel- 
falle. Es handelt sich da um dieselben Fristen, wie sie auch bei der einfachen 
Acht einzuhalten sind, um dii‘ Versäumung von drei Ladungen mit jedesma- 
liger Frist von mindestens vierzehn Tagen, die sich für bevorzugte Personen 
auf sechs Wochen ausdehnt. 

Es würde sich also aus dein Gesagten ergeben, dass in Deutschland der 
Ungehorsam, gegen den König nur zur Oberacht rühren konnte, wenn er ent- 
weder ohne Rücksicht auf seine Veranlassung nach verhängter Acht noch 
durch Jahr und Tag hartnäckig fortgesetzt wurde, oder alter bei Beschuldigung 
des Hochverratlis schon nach Versäumung der gesetzlichen Ladungsfristen. 

82. — Vergleichen wir nun damit das Reiclisbaimverfahren in Italien, 
so ergibt sich, dass die.«e Vorbedinguiigen keineswegs nöthig waren, d.amit der 
Ungehorsam zu beständigem Banne, zu einer Venirtheilung wegen llochver- 
raths rühren konnte. Was das Verharren in lösbarem Banne durch 
Jahresfrist betrifft, so finde ich das lediglich betont in den 1220 zu Gun- 
sten der Kirche erlassenen Gesetzen. Es heisst einmal, die Urheber von .Sta- 
tuten gegen die kirchlichen Freiheiten sollen sogleich ipso iure infmnes sein; 
qui si per antium kuius nostre constilutionis hiventi fucrint contemptores, 
bona eorituh per toliim nosh'um imperium inetndainus hnpime ab omnihus 
occiipari, salvis nichilorninus aliis penis contra tales in generali conciUo 
promulgatis; dann mit bestimmterer Beziehung auf den Bann, dass die der 
Ketzerei Verdächtigen, wenu. sie nicht auf Befehl der Kirche ihre Unschuld 
erweisen, tanujuam hifamea et banniti ab omnibus luibeantur, ita quod, 
si sic per annioii permanserint, e.rtunc eos sicut hcreticos condempnamus; 
den Ketzern selbst aber sind, gerade vorher die >Strafeii des Hochverrathes 

]0. Mon. Germ. 4. 317. 11 . Vgl. Franklin Reiclrsbofg. 1, ül. 12 . Vgl. ilie zahlreichen 

bei Franklin Keichshorg. 1 . 21 ff. uacbgewie,.enen Fklle. 18 , Vgl. Weilend in den For- 
schungen 7, 179. 

Flrker ForschmiKen. 12 
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gedroht. * Aber man wird sieh hier, wie das schon die besondere Natur des 
Gegenstandes nahe legt, an die Frist des rfiiniscli-kanonischen Strafverfahrens 
gehalten haben; der peinlicli beklagte Ungehorsame soll, gemäss dem römischen 
Recht, nach Jahresfrist seines mit Beschlag belegten Gutes verlustig sein; 
gecundiini canonea excmmnunicatur — et ai intra anumn venerit, ahaol- 
vitnr et aiiditiir aiipei' erivdne illo; poat annwn vero veqiiaqiiam.'^ 

Nun war allerdings die Jahresfrist .auch in den weltlichen Gerichten 
Italiens für das Ungehorsams verfahren von Bedeutung. Im Kriminalprozess 
fanden wir in der altern Zeit gleichfalls den Verlust des Gutes nach Jahr und 
Tag; im Civilprozesse war früher, wie jetzt, nach einem Jahre für den Unge- 
horsamen das Recht auf Wiedereinsetzung in den Besitz verloren.* Aber .«o 
wenig, wie beim städtischen Banne, zeigt sich beim Reichsbannverfahren irgend- 
welches Gewiclit auf diese Frist gelegt. Allerdings geht der lösbare Reichs- 
bann dem be.ständigen nicht .selten voraus. Aber auch dann findet sich weder 
eine Andeutung, dass nach Ablauf einer l>estimmten Frist diese .Steigenmg 
eintreten solle, noch andererseits, dass sie erst nach Ablauf einer solchen ein- 
treten dürfe; höchstens wird ganz im allgemeinen auf das Verharren im Banne 
als Erschwerungsgrund Gewicht gelegt. 

So kann 1 220 gegen die Grafen von Casaloldi der lösbare Bann frühe- 
•stens Ende Juli, wo der Generallegat nach Italien kam, verhängt sein; schon 
im .Sei>tember verhängte dann der König den beständigen Bann. Und dieser 
Fall fallt um so mehr ins Gemcht, als hier ausser dem Ungehorsam selbst 
keine Beschuldigung einer strafbaren Ilandlung vorlag. Die .Söhne des Guido 
della Torre waren in hanno eonlmnaeiler exiatentea vom Vikar zu Mailand 
vernrtheilt; der König l>estätigte das IJll Mai 10 und vcriutheilte sie als 
Hochverriither*; der dieses ganze Verfahren veranlassende .\ufstand zu Mai- 
land hatte aber erst 1311 Februar 12 stattgefunden. Beim Verfahren gegen 
König Robert von .Sicilien 1313 lautet das erste Urt heil Februar 12 nur dahin, 
contra dictum li. tanqiiam puhlicum imperii hnatem proceditidnw fore ; 
und wie die.s<‘r Ausdruck an und für sich noch nicht auf beständigen Bann 
schliessen lässt*', so ergibt sich das hier insbesondere daraus, dass später, 
aber doch schon .\pril 26, eine endgültige Vorurtheilung als Ilochveri'äther 
mit beständigem Banne folgt.' 

83. — Treten in späterer Zeit die beiden .Stufen des Bannes bestimmter 
hen’or, indem der Bann sogleich ausdrücklich als beständiger bezeichnet, oder 
beim Vorhergehen des lösbaren durch eine nochm.alige ausdrückliche Bann- 
sentenz verhängt wird, oder, wo zunächst die Verurtheilung wegen Hochver- 
raths ins Auge gefasst wird, wie in den .Sentenzen K. Heinrichs VH, diese 
doch auch aitsdrücklich die besonderen Wirkungen des Bannes hervorheben 
und verfügen, so .scheint beim Banne der früheren staufischen Zeit 
die Anschauung zweier .Stufen des Bannes an und für sieh noch zu fehlen. Es 
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handelt sich da nicht um eine nochmalige ausdrückliche Verhängung eines 
strengeren Bannes, sondern um ein stillschweigendes Uebergehen 
des lösbaren in den beständigen Bann durch nachfolgende Verim- 
theilung wegen Uochverraths. Der friiht*r verhängte Bann bleibt bestehen, 
seine Wirkungen dauern fort, auch ohne dass die spätere Sentenz den Bann 
nochmals ausdrücklich verhängte; nur das Hinznkommen eines so strengen 
Urtheils, dass freiwillige l,TnU>rwerfung unter dasselbe nicht mehr erwartet 
wird, macht ihn zum beständigen. 

Das erste Verfahren K. Friedrichs I gegen Mailand erwähnten wir bereits. 
Auf dem ersten Zuge 1155 wurde die .Stadt zunächst gebannt. Gegen Ende 
des Zuges erging dann ein Urtheil, welches, wenn unsere Auffassung richtig 
war, allerdings noch keine Verurtheilnng zu den .Strafen des Uochverraths 
enthielt, aber durch endgültige Entziehung der Regalien den Ungehorsam em- 
pfindlicher strafte.' Bis zur Rückkehr des Kaisers nach Italien 1158 wurde 
jener Bami nicht gelöst, aber anscheinend auch noch kein strengeres Urtheil 
gefallt. .Vllerdings wurden die deutschen Fürsten iuisdriicklich zur Heerfahrt 
gegen Mailand aufgeboten*, und schon vor der Ankunft des Kaisers wurden 
die Placentiner von den Reichslegaten verpflichtet, die Mailänder zu bekriegen 
und Personen und Sachen festzuhalten*; .aber das waren Massregeln, welche 
schon der einfache Bann rechtfertigte.^ Erst nach dem Eintritte des Kaisers 
in Italien wird nun ein weiteres Verfahren gegen die Mailänder eingeleitet. .Sie 
werden in aller Form Rechtens vorgeladen, zweifellos, um sich gegen die Be- 
schuldigung des Uochverraths zu vertheidigen. .Sie schicken auch Gesandte, 
aber offenbar nicht, um sich auf das gerichtliche V*‘rfahren einzulassen, son- 
dern um dasselbe durch Ernärkung der Gnade des Kaisers vermittelst Geld- 
zahlungen abzuwenden: Qid cum sc poenalihus et etricti iuris aetionibu» 
conveniri viderent, neque principem partiouc multae pecimiae posse de- 
liniri, suffranio optimatum frustra quaeaito pacisque in/eclo negotio ad 
»uos reuertimtur. Man wird auch hier nicht gerade annehmen müssen, da.ss 
sie wegen des langen Verharrens im Banne an und für .sich das Recht auf 
Lösung verwirkt hatten. Denn was sic jetzt anboten, hätte offenbar mir auf 
der ersten .Stufe des Bannes genügt. Unbedingter Gehorsam, der allein einen 
rechtlichen Anspnich auf die Lösung geben konnte, hätte jetzt erfordert Unter- 
werfung unter das frühere Urtheil, also Verzicht auf die Regalien, und Unter- 
werfung unter das bevorstehende Urtheil, welches unzweifelliaft, nachdem der 
dauernde Ungehorsam der .Stadt den ganzen lleereszug zunächst veranlasst 
hatte, auch bei Gehorsam kein leichtes geworden sein dürfte. .So erfolgt denn 
das Urtheil: Imperator astipidantibus iudicibus et primis de Italia contra 
Mediolanensea condemneUionis pro/erens seiitentiatrt, hoates eoa iitdicaf, 
omniqite ajrparatu ad obaUUonem cirita^ia accingltur.^ .Sind auch die Aus- 
drücke Ragewins wenig bestimmt, so handelt es sich hier doch offenbar nicht 
mehr um eine einfache Bannsentenz, .sondern um eine endgültige Kondemna- 
tion wegen Uochverraths. 
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Bestiinniter ergibt sieb bei dem Verfahren gegen Crema 1159, dass 
die Jahresfrist fiir endgfdtige Venirtheilin)g nicht in Betraclit kommt. Etwa 
im Juni, jedenfalls nicht viel früher, wird Crema wegen .\bfalls zu Mai- 
land von Cremona verklagt. Super hoc gchiemute couveuta coram principe, 
nee eifatione lepitima, nee vadibux, quos dudum dederat, eopi poteraf, nt 
iideersutn se e.rperientibii.» iitdieio sisti eurareni; qua de re pro al>se})tiae 
ennturnaeia ae enntumari aheentia eonira ee eettletiliam trietem ecreipiunt 
hoxtesque iudieantur.^ Die Ausdrücke sind nicht wesentlich verschieden von 
den oben gebrauchten, inan könnte darin eine endgültige Vernrtheilung sehen. 
Dagegen scheint nun ' freilich zu sprechen, dass erst nachdem die Belagening 
einige Zeit gedauert hatte, im .September, ein endgültiges Urtheil erfolgt, ins- 
besondere auf die für den Hochverrath charakteristische Konfiskation alles 
Gutes erkannt und das dann alsbald durch kaiserliche Vergabungen des ver- 
wirkten Gutes ausgefiihit wird.^ Danach würde wenigstens nach der dem 
späteren Verfahren entsprechenden Auffassung der Bann anfangs nur ein lös- 
barer gewesen sein. 

84. — Es scheint mir da aber überhaupt für den Bann der früheren 
staufischen Zeit vielfach eine andere Auffassung mas.sgebend gewesen zu sein, 
insofeni mit der Verurtheilung als II och verrät h c r die Verurtheilung 
in die einzelnen .Strafen des Hochverraths- nicht nothwendig zusainraenfiel. 
Der spätere Ueichsbann spricht in der Regel, vielleicht durch das Vorgehen 
beim städtischen Banne veranlasst, sogleich eine bestimmte .Strafe ans, beim 
lösbaren eine Geldstrafe, beim beständigen die angegebenen .Strafen des Hoch- 
verraths. ln der frühem Zeit scheint das w-enigstens in den uns bekannten 
Fälh'U nicht üblich gewesen zu sein; die Bannsentenz besagt zunächst wolil 
nur, dass der Ungehorsame der Gnade des Kaisers und damit des Rechts- 
schutzes verlustig ist; ausdrücklich zu bestimmen, unter weh;hen Bedingungen 
er die kaiserliche Gnade wiedererhalten, gelöst werden kann, ist unnöthig; 
denn Vorliedingung ist jedenfalls unbedingte Unteiwerfung unter den Willen 
des Kaisers, der nun erst die .Strafen bestimmen mag, welchen der Gebannte 
sich zu unterwerfen hat. Ebenso scheint nun in Fällen schwereren Ungehor- 
sams das Urtheil gegen den l'ngehorsamen zunächst nur erklärt zu haben, 
dass er Ilochverräther sei, nicht aber schon aasgesprochen, dass er demnach 
diesen und jenen Strafen verfallen sei; als nächste Wirkung erscheint nur, 
dass die gebannte Person oder .Stadt vom Reiche bekriegt wird zu dem Zwecke 
ihrer gewaltig zu werden; ist das erreicht, so ist es früh genug, nun darüber 
zu urtheilen, welche .Strafe über sie zu verhängen ist. Diese .Strafe hätte ganz 
dieselbe sein können, wenn ein Urtheil noch gar nicht vorhergegangen wäre; 
scheint es in früherer Zeit immer üblich gewesen zu sein, der Befehdung durch 
das Reich ein Ungehors.amsverfahren vorhergehen zu lassen, so scheint 1311 
bei Brescia ein Bann oder sonstiges Urtheil gar nicht vorhergegangen zu sein, 
da das bei dem nacli bedingungsloser l'cbergalie erfolgenden Urtheil gar nicht 
betont wird ; aljer alle .Strafen, welche sonst den wegen Hochvematlis bo- 
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ständig Gebannten treffen, werden hier entweder verhängt uder ausdriiukliuh 
nachgesehen. ' 

Das Schluss niin aber nicht aus, dass auch eine Verurtheilung in 
einzelne Strafen des llochverratlis oder, l>ei lösbarem Banne, doch 
des Ungehorsams erfolgen und ausgeführt werden konnte, ehe die Bcfehdimg 
durch das Reich ihren nächsten Zweck, des Ungehorsamen gewaltig zu werden, 
erfüllt hatte. Auf das frühere allgemeine Urtheil hin, dass der Ungehorsame 
ein Feind des Reichs oder ein llochverräther sei, konnten nun später jederzeit 
weitere Einzelurtheile erfolgen, welche wegen des Ungehorsams oder Ilochver- 
raths bestimmte Strafen ülier ihn verhängten; doch scheint man dazu gewöhn- 
lich nur dann gegriffen zu haben, wenn eine bestiuunte Veranlassmig vorlag, 
sich insbesondere die Möglichkeit zeigte, die Strafe sogleich auszuführcii. So 
bei dem erwähnten Urtheile, welches den .Mailändern die Regalien absprach*; 
nächste Veranlassung war wohl die Absicht des Kaisers, das Müuzrecht auf 
Cremona zu übertragen; und wenigstens in diesem Punkte liess sicli der Spruch 
ausführen, auch ohne dass Alailand unterworfen war. Deutlicher tritt das noch 
bei dem Vorgehen gegen t'rema 1159 hervor. Nachdem die allgemeine Ver- 
urtheilung früher erfolgt war imd die Belagerung schon eine Zcitlang gedauert 
hatte, erfolgte das Urtheil: Qiioniam Civma et omnes Crcmeiisea aub noatro 
aiinl banno poaiti, atatulmua — , ut oinnea — peraone, que in tempore hoo 
in Crema sunt, tarn feudum quam etiam atlodium lotum amittant. Die 
Motivirung weist ausdrücklich auf den frühem Bannspruch als dasjenige hiti, 
was das jetzige Vorgehen rechtfertigt. Es tritt hier weiter auch die nähere 
Veranlassung bestimmt hervor; der Kaiser wollte schon jetzt über das Gut zu 
Gunsten seiner Anhänger verfügen. Auf jenen Urtheilsspruch gestützt, dessen 
Aufbewahrung im bischöflichen Archive von Cremona sich daraus erklärt, 
vergabte er zwei Monate später einen Theil des den Cremensern abgespro- 
chenen Eigen an die Kirche von Cremona. An dieselbe, dann an Tinto Mussa 
von Cremona gab er auch Eigen und Lehen von Mailändern, gegen welche ein 
ganz entsprechendes Urtheil gefällt sein muss; die Rücksicht auf den nächsten 
Zweck tritt da besonders deutlich darin hervor, dass der Kaiser sagt: licet 
peneraUter omnitim iüorum (Mediolanenaiitm) bonapublicaciaaemua, quo- 
rundam tarnen bona apeeialiter publicamua, nämlich derjenigen, deren Cre- 
inoneser Kirchenlehen er dann dem Bischöfe als heungefallen zusprach.* 
Weiter ist nun aber jenes Verlust von Eigen und Lehen aussprechende Urtheil 
keineswegs in so weit als ein endgültig abschliessendes zu betrachten, dass 
damit die .Strafen überhaupt erschöpft gewesen wären, welchen die Gebannten 
verfallen konnten. Es wurden nur .Strafen bezüglich des Guts ausgesprochen, 
welche schon ausführbar waren; .Strafen gegen die Person zu verhängen, war 
keine Veranlassung geboten, ehe man derselben habhaft war. Als nun aber 
während der Belageruiig zwei Cremenser gefangen wurden, liess der Kaiser sie 
vorführen und richtete an seine Kurie die Frage, ai ipai, tum quia in banno 
poaiti aunt, tum quia contra eum pupmmtea periuri fuerant effecti, mori 
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dehennt, tut wo«; ii<ich ('i'haltoncr ünrathimß urtheileii dann die Fürsten, 
<’o« iure giijtra diclo mori ilcbtTC.* »So wird auch liier liebendem bewaffneten 
Widerstande gegen das Reich als Grundlage des Todcsurtheils der frühere 
Bannspruch her^’orgehoben. 

Uebrigens sind wir über die Fassung der Urtheile, dui'ch welche Unge- 
horsame zu Iluchverräthem erklärt wurden, für das zwölflc Jalirhundert niu" 
luigcnuu unterrichtet Die einzige erhaltene Beurkundung eines solchen ist die 
Sentenz gegen den Gegenpabst Anaclet und dessen Anhänger 1 1 33, wo es 
einfach heisst, dass sie liim dirinae quam rcffiae maieslatis rei — dainnati 
aunt et Itoatea a prittcipibits cnriac noatrae iudicati, was unserer Annahme 
insofern entspricht, als liestiinnite Strafen des Ilochverratlis nicht ausgesprochen 
sind. Doch würde das nach dem Berichte Ragewins illjer die Vcruitheilung 
Mailands 1159 allerdings sogleich geschehen sein. Der Kaiser klagte ülierdie 
Stadt wegen des Crimen pcrdnellionia und des Scclna laeaae maieatatia. 
Die Mailänder werden dann mehnnals geladen : Com autcin nerno eompa- 
reret, qm nbaetiliae illorum emtaam rationabilcm ederct, tanqoam contu- 
inaeca, rebellea et imperii dcaertorea aercritalia acnlenlitim e.rripiimt. hoatea 
pronunciantiir, rea eornm direptioni , peraonae aerritnti adiudicantiir. 
Es Hesse sich das zur Noth noch nur auf die nächsten Wirkungen des Bannes 
selbst für Personen und Sachen beziehen ; aber die unmittelbar folgende Be- 
merkung; Kiuaqne rei occaaione in audietiliti principia aatia iliapiitatiim 
eat locitlenlerqite ea'in'eaanm, qiiae poena excipere debeat, qiti defectionia 
aiä laeaae maieatatia rei forenl deprehenai, scheint doch bestimmt darauf 
zu deuten, dass man dabei schon eine Venirtheilung in bestimmte Strafen des 
Hochverrathes ins Auge fasste.® Es handelt sich da übrigens nur um einen 
fomiellen Unterschied, und es ist möglich, dass man auch sonst die Strafen, 
welche der vcrurtheilte Ilochverräther verwirkt hatte, sogleich ausspracb ; aber 
weder war das nöthig, mn diese Strafen später eintreten zu lassen, noch 
schliesst das aus, dass man dennoch bei der thatsächlichen Ausrührung ein- 
zelner Strafen sich nicht mit der allgemeinen Venirtheilung begnügte, sondern 
dieser immer noch ein besonderes Einzelurtheil vorhergehen Kess. 

86. — Diese Gestaltung dos Bannvorfahrens der frühem staufischen 
Zeit scheint sich dem d c u t s c h e n A c h t s v e r f a h r e ii näher anzuschliessen. 
Auch bei diesem handelt es sicli eigentlich nicht um zwei .\cht8scntciizen ; der 
Ausdruck Oberacht kommt in älteren Quellen nur ganz vereinzelt vor'; es 
fehlt insbesondere den älteren Reichsgesetzen ein entsprechender Ausdruck. 
Die vom Reiche verhängte Acht oder Proscriptio dauert, wenn sie nicht gelöst 
wird, einfach fort; sie wird zur unlöslichen, zur Oberacht, nur durch das Hin- 
znkommen einer Venirtheilung in Echtlosigkeit oder Ehr- und Rechtlosigkeit, 
welche, wie die l'erurtheilung des Gebannten als Ilochverräther eine Reihe 
von .Strafen zur Folge hat, wenn diese ausgeführt werden können, während 
für die nicht ausführbaren die durch die fortbestehende Acht bedingte Fried- 
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lusigkfit einstweiligen Ersatz bietet Sollte diese Echllosigkeit iininer eintreten 
bei V’erliarren in der Aeht durch Jahr und Tag, so scheint doch jedesmal noch 
eine ausdriicklii.-he \'ernrtheiluiig durch den Kaiser nöthig gewesen zu sein; sie 
ist nach dein Miiinzer Recht 1235 zu verhängen per sen/enliam nostram'^; 
und man wird diese Sentenz iinmerliin passend als Oberacht bezeichnen können. 

Wir sahen aber weiter, dass wenn die Klage auf llochverrath ging, der 
Ungehorsame sogleich zur Echtlosigkeit verurtheilt werden konnte; er verfiel 
nicht blos der Acht sondern wurde auch als llochverräther verurtheilt. Das 
war der Fall bei lleinrich dem Löwen und ich denke, es dürfte sich manches 
in dem Vorgehen gegen ihn leichter erklären, wenn wir annehmen, das Ver- 
lahren sei damals in Dcutschliuid dem in Italien entsprechend gewesen. Nach 
dreimal versäumter Ladung wird der Herzog, wahrscheinlich 1179 August zu 
Kayna ^ geächtet und zwar sogleich wegen IliKhverratlis in der Bedeutung der 
überacht* Auf Grundlage dieser allgemeinen Verurtheilung hätte nun Hein- 
rich sogleich auch in die einzelnen Strafen der Echtlosigkeit verurtheilt werden 
können; aber es war nicht nöthig das zu thun, so lange eine besthumtere Ver- 
anlassung fehlte. Hier scheint sogar eine bestinuntore \"eranlassung Vorgelegen 
zu haben, es vorläufig bei dem allgemeinen L’rtheile zu belassen. Auf Bitten 
der J’ürsten wurde ihm nämlich als besondere Vergünstigung noch ein vierter 
Tag gesetzt. Wohl nicht zu dem Zw'ecke, sich zu rechtfertigen; denn er war 
endgültig verurtheilt; sondern zu dem Zwecke, um durch Unterwerfung unter 
den Willen des Kaisers Begnadigung zu erhalten, ehe auf Grundlage der frü- 
heren Sentenz nmi weitere Einzelurtheile gefällt und ausgeTührt waren, welche 
man eben zu diesem Zwecke noch hinausgeschoben haben wird. Dagegen zeigt 
schon die allgemeine Sentenz sogleich dieselbe Wirkung, welche wir auch in 


Mon. Germ. 4« 317. Nach der Const. contra inceudiariu« 1187, Moo. Germ. 4, 184, 
kftnntc ei» allerdings scheinen, als sei die Echtlosigkeit nach Ablauf der Fri.st ipso iure ein- 
getreten. 8« A'gl. die gründliche Untersuchung von Weiland. Forschungen 7, 175, ▼eiche 
mich einer Anführung der Belege überbebt, wenn ich auch glaube, einiges anders auffassen 
XU müssen. Was die Folge der Rechtstage betrifft, so habe ich gegen den sonst gut be- 
xeugten xu Nürnberg ent.schiedonc Bedenkeu vegeu des liioerar; die Baten Juli 1 Magde* 
bürg, Juli 20 Erfurt mit zahlrcicben Zeugen (Reio Tliuringia sacra 1, 5f>). Aug. 15 Kayna 
machen einen dazwischenliegenden Aufenthalt zu Nürnberg durchaus unwahrscheinlich. 
Entweder dürften die Pegauer Annalen Erfurt und Nürnberg rerwechselt haben, oder es 
war doch zu Magdeburg schon der zweite, und dann wohl xu Worms im Januar der erste 
Reebtstag, wodurch auch die Bedenken wegen NichteinhaUung der Fristen entfallen. 
4 * Vgl. § 81 n. 8. Weiland 177 fasst die Pro.scriptio als durch Jahr uud Tag noch lösbare 
Acht. Bann wären aber auch erst nach derselben Frist die Reich.slehen verwirkt gewe.sen; 
ein Bedenken, welches Weiland allerdings dadurch zu beseitigen sucht, dass er von der 
Aechtung eine spätere Verurtheilung wegen Sachfälligkoit unterscheidet. Eine solche Schei- 
dung scheint mir aber dem Achtsverfahren ganz fremd xu sein. Bei der einfachen Acht 
erfolgt überhaupt kein endgültiges Urtheil io Abwc&euheit des Beklagten, sondern nur, 
wenn freiwillig stellt oder gefangen eingebracht wird. Bei der Oberacht aber scheint 

die Verurtheilung zunich.st nur wegen de.s als Hochverrath betrachteten Ungehorsams zu 
erfolgeu. Wenn die Repgowische Chronik bei Heinrich ein Uebergehen der Acht nach Jahr 
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nach der bezüglichen Bestimmung des Sachsenspiegels so gefasst wurde. Vgl. Ficker Ent- 
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Italien landen; der unuielmrsanie Veritfllieiltc wird zunächst als Reichsl'eind 
bekriegt, um seiner gewaltig zu werden. Als dann einerseits der Herzog auch 
die Gnadenfrist verstreichen lies«, andererseits der Kaiser wünschen mochte, 
über das ihm Abzusprechende anderweitig verfiigen zu können, ging man auf 
Grundlage jener Oberachtserklärung mit Einzelurtheilen vor. Zu Wirzburg 
1180 Januar wurden ihm nach der Urkunde über die Verleihung des Ilerzog- 
thums Westfalen zunächst die Herzogthümer Baiem und Sachsen und über- 
haupt alle lleichsleheu abgesprochen; was nicht ausschliesst, dass dort zu- 
gleich, wie Geschichtschreiber angeben, Urtheile erfolgten, welche ihm auch 
Erbe und Kirchenlehen absprachen, da für die Urkunde eben nur das auf die 
Reichslehen bezügliohe Urtheil von Bedeutung war. Da Wirzbimg der Ort 
war, wo herkömmlich sächsische .\ngelegenheiten erledigt wurden, wenn das 
nicht im Lande selbst geschah*, zunächst dann auch nur Ober Sachsen ver- 
lugt wird, so sollte das Urtheil wohl nur zunächst dazu dienen, dem Kaiser 
.Sachsen zur Verfügung zu sbdien, wenn es :wch ganz allgemein gefasst war. 
Als der Kaiser dann später Baiern ins Auge fasste, begnügte man sich weder 
mit der Achlssentenz, nocli mit dem doch auch Baiern treffenden Wirzburger 
Urtheile; es wurde im Juni zu llegensburg abermals ein Einzelurtheil gegeben, 
welches Ileinridi zunächst Baiern, weiter aber auch wieder, wenigstens nach 
den Pegauer Annalen, giuiz allgemein Erbe und Lehen abspnich. Es handelt 
sich dabei fiberall nicht so sehr um nochmalige, etwa in jedem Lande* zu 
wiederholende Verurtheilnngen des Herzogs, sondern um Einzclurtheile der 
Fürsten darüber, was die frühere Verurtheilung für rechtliche Folgen habe 
und zwar mit nächster Bezugnahme gerade aid’ das, was unmittelbar ausge- 
führt w^erden sollte; ganz so, wie auch jenes Urtheil gegen Crema zunächst 
nur Eigen und I.ehen ins .\uge fasste oder wie trotz der friilteren allgemeinen 
\'erurtheilung der .Mailänder in den Verlust ihres Gutes das.sellie einzelnen 
nochmals besonders abgeurtheilt wurde, weil man gerade über dieses unmittel- 
bar verfügen wollte.’’ Von der Person Heinrichs ist nirgends die Rede, da 
keine Veranlassung war, sich darüber auszusprechen, was die Verurtlieilung 
in dieser Richtung zur Folge habe; wäre er etwa gefangen eingebracht, so 
würde dann zweifellos auch darüber ein Urtheil erfolgt sein. Sollte da Ein- 
zelnes auch eine andere Auffassung zulassen, so ergibt sich doch im allge- 
meinen eine auffallende Uebereinstinnnung dieses am. genäuesten bekannten 
Falles deutschen Vcrbihrens mit dem Vorgehen in Italien in früherer stau- 
fischcr Zeit. 

86. — Es ergab sich, dass in Italien ein Uebergehen des lösbaren 
Bannes in beständigen wegen Verharren im Ungehorsam durch Jahr und Tag 
unbekannt ist; der Bann kann einfach ein lösbarer bleiben, wenn zu schärferem 
Vorgehen eine besondere Veranlassung fehlt; es kann aber auch jederzeit eine 

85.- 1 5* Wie baicri^cho Angclpgcnheiten auch 2 u Nürnberg und Augsburg erledigt wurden. 
Belege werde ich im zweiten Bande des ReicUisfürsiensUinde.s bringen. 6» Obwohl doch 
gegen Weiland zu bemerken IkI. dass sich bestimmte Zeugnisse linden, dass jeder nur in 
seinem Lande geächtet werden sollte. Vgl. Mun. Buicsi 31, 510. Orimm Hecbualterth 39l>. 
7. Vgl. S 84 n. 3. 
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Verurtheilunj; zu lii'.stämlipiMii Bannu folf'i'ii. Ks i>t aber weiter da.s Vorher- 
gehen des lösbaren Bannes keineswegs nöthig, damit ein beständiger 
verhängt werden könne. Für die frühere stautisehe Zeit ergibt sich das schon 
aus dem Gesagten, so insbesondere bei der Verurtiieilung Mailands 1159'; 
s|)äter wird 1226 gegen die liombardcn, 1239 gc-gc>n den .Markgrafen von 
Este sogleich beständiger Bann verhängt. Wir sahen, dass ebenso in Deutsch- 
land in gewissen Fällen sogleich die überucht verhängt werden konnte; alicr 
doch erst nach dreimaliger I.adung unter Einhaltung bestiniintcr Fristen.* 

ln Italien war das beim lösbaren Banne nicht erforderlich; einmalige 
.Vufforderung zum Gehorsam genügte.* Was nun die Nothwendigkeit der 
Einhaltung gesetzlicher Ladungen und Fristen für Verhängung 
des beständigen Bannes oder, • wo es sich um ein Uebergehen des lösbaren in 
den beständigen handelt, für ein Kontumiizialurtheil wegen llochverratli be- 
trifft, so finden wir allerdings mehrfach betont, dass die gesetzlichen drei La- 
dungen vorhergegangen .seien, zumal io der früheren staufischen Zeit. 
Aber auch dann wurden jedenfalls nicht die huigen Fri,sten des deutsclien 
Rechtes von mindestens vierzehn Tagen cingelialten ; auch nicht die des rö- 
mi.sclK-n von mindestens zehn Tagen, obwohl man sich übrigens sichtlich zu- 
nächst durch die Bestinnnungen des römischen Rechts leiten Hess.' Es dürfte 
vielmehr die Bestimmung der Fristen dem Emiessen des Richters nach der 
besondem Lage des Einzelfalles Überhussen gewesen sein, wie das auch im 
kanonischen Prozesse die Regel wurde.® Fasste man dann zugleich den Satz 
auf, dass eine peremtorische für alle Ladungen ergehen könne, so war schon 
auf diesem Wege ein sehr rasches Vorgehen ermöglicht 

In den einzelnen Fällen sind wir zwar niu‘ selten genauer über die La- 
dungen untcrnchtet; alier cs lässt sich, wenigstens mehrfach nachweisen, dass 
es sich nur um kurze Fristen gehandelt haben kann. Der Gegenpabst 
Anaclet und seine Anhänger wurden 1133 sitepe coinmoniti jedenfalls vor 
.luni 4, als dem Tage der Kaiserkrönung, verurtheilt Der König war aber 
erst April 3U nach Rom gekommen; es folgten dann noch inannichfachc Ver- 
handlungen, bis es zu der das giuizc Verfahren veranlassenden Wortbrüchig- 
keit kam, so dass für dieses Verfahren selbst nur ein sehr kurzer /^itraum 
erübrigt. 

Auf K. Friedrichs I Römerzuge wurden Chieri und Asti Anfang Dezember 
1154 zu Roncalia verklagt. Im Januar, da sie den bezüglichen Befehlen des 
Kaisers nicht gehorchen, lanijumn rebellionis rei fwßfes iiidiaili pi'oscri- 
hiintur; durch Verwüstung beider Städte wird das Urtheil alsbald ausgeführt. 
Erst nachher oder doch nicht viel früher wird nach dem Berichte Otto’s von 
Freising über Tortima geklagt und der Stadt vom Kaiser befohlen, das Bünd- 
niss mit Mailand aufzugeben. Da sie nicht gehorcht, tanqiiam maiestalis rea 
et ipsa intei' hngtes itiiperii adniiiiu'rata proscribitur. Es vergeht dann 
norh einige Zeit mit den Vorbereitungen zur Belagerung; dennoch wird diese 
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sclioii Fptiniar 14 bi'j.’üiitien.'’ Lassen sicli die Zeit|>unkte auch nicht genau 
feststellen , so ergibt siidi docli, dass von längeren Fristen nicht die Rede 
sein kann. 

Etwas genauer sind wir über das Verfahren gegen die Mailänder 1 1 .^8 
unterrichtet. Kiüser und Heer sclieinen der Ansiclit, dass cs gegen sie als 
Rebellen eines weitern Verfahrens nicht bedürfe; wie sie denn allerdings schon 
lange ini Ranne waren. At impientes el Ifi/uin pei'iti pcrgiuulent, Medio- 
lanensi‘8, licel improhos el in/aiites, itidicie langen officio per leffiliiiKui 
induciaa citandos esse, ne violentia eis illata vel contra ins in absentes 
prolaia senlenlia lidcretiir. Glaubt Riigewin ausdrücklich hinzufiigen zu 
müssen: Legitimas vero indueins dicunt itulieis edichon ttnmn, mo.e alte- 
rii7n et tertimn, seu imum pro Oimiihiis, qiwd pei'emploriion iwminatur, 
quod et faeUtm. est^ ; so ist klar, dass es sich hier nicht um die den Deutschen 
geläufigen Fristen handelt, sondern tun die von den italienischen Rechtskun- 
digen geltend gemachten Restimmungen des römischen Rechtes. Mag nun nur 
eine peremtorische Ladung, mögen mehrere erlassen sein, die Frist war jeden- 
falls eine ganz kurze. Juli 6 kommt der Kaiser nach Verona^, ist noch Juli lü 
im Veronesischen® und zieht dann gegen Rrescia; hier erst, nach Vereinigung 
des ganzen Heeres, erfolgt das Verfahren gegen Mailand. Nach der Verur- 
theilung aber wartet der Kaiser noch einige Tage, um Zeit zur Unterwerfung 
zu lasset)'*; dann erst rückt er an die Adda, welche das Heer dennoch schon 
Juli 23" erreicht. Nach diesen feststehenden Zeitangaben dürften kaum viel 
mehr als acht Tage fiir das ganze Verfahren erübrigen. 

Weniger rasch war das Verfahren gegen Mailand 1159, zumeist wohl 
desshalb, weil der Kaiser nicht sogleich in der Lage war, einem Urtheile 
Nachdruck zu geben. Die veranlassende Missethat, die Vertreibung derReichs- 
Ixiten, ge.schah Anfang Januar; April 16 zu Rologna erfolgte die Rannsentenz, 
licet eos ?inn reqnJsierll, wie die .Mailänder .Vimalen sagen." Andere Quellen 
wissen aber auch hier von Ladungen. Nach Vincenz von Frag werden die 
Mailänder geladen, erscheinen und versprechen Genugthuung, wozu ihnen ein 
Termin in der Osteroktave gesetzt wird"; über das weitere Vorgehen erfahren 
wir nichts; die Verurtheilung würde danach bei Versäumung jenes Termins 
erfolgt sein. Nach Ragewin klagt der Kidser Anfang Februar vor den Fürsten 
.Mailand des Hochverraths an, wobei er sich wieder anscheinend für berechtigt 
hält, unmittelbar gegen die .Stadt vorzugehen; es erfolgt aber ein .Spruch der 
Fürsten, dass zunächst auf dem Rechtswege, dann erst mit den Wafi'en vor- 
zugehen sei. Jittqiie pi'opontintnr edicta, iterumqae Mediolmienscs in ins 
per legitimas citantiir inducius. .Sie stellen sich dann auch zu Mareiigo, wo 
der Kaiser den grössten Theil des Februar verweilte, geben aber eine heraus- 

86. — 1 6, Ott. Frising. Ge..ita 1. g. c. 12. 15. I6. .\mi. Motltol. 51uu. (Term. 18,360. 7, Ra- 

derieuK I. 1. c. 27. 8. Ann. Älediol. Mon. (jerm. 18, 365- i). Böhmor Acta 06. 07. 

10 « Radericus I. 1. c. 20. 11 , Vincent. Prag. Mon. (Jerm. 17, 669. 670, woraus sich 

der zweite Tag vur Jacobi ergibt. Oainit .stimmt genau Radericus 1. 1. c. 32. und im allge- 
meinen Morena, Mon. (lerm. 18, 6U3. der wohl etwas zu lang den Aufenthalt im Brescia- 
nischen auf fünfzehn Tage angibi. 12» Mun. (Jerm. 18, 367. Mon. Gcim. 17, 676. 
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fordernde Antwort; cuiiujue luti'cH nlia iimltn viliu i>roauUati« verba pro- 
tiiUnxcul, iri/e<io p<u-in nei/otio tUnceditnl , tiliiiitqite Ulis dies peejiijitur. 
Dann heisst es von der W>riirtlieilung zu Bologna: Jam dies tulerat, qatu- 
Mediolanensihus lerlio vel qmirlo praeß.ra fuerat. Tum imperafor eon- 
roeatis iiidiabiis et lepispiTitis, qiii in ea cii'ilate frequentes ademnl, citari 
iahet Mediolanenses. Cum autem tienw compareret, qui iibsentiae iUorutn 
eaiisam rationahilem ederet, — scveritatis sententiam exeipiuatJ* Es 
sclieinen demnach nicht allein die gesetzlichen Ladungen eingehalteo, sondern 
auch die Fristen nicht sehr kurz heincssen gewesen zu sein. 

Auch von der Venirtheilung des Grafen von .Savoien 1186 heisst es, er 
sei für immer gebannt de pluriiius et etiam peremtoriis citationihns eontu- 
maeiler absens. Es scheint doch überall Gewicht darauf gelegt zu werden, 
dass die gesetzlichen Ladungen eingchalten sind; man hatte dabei wohl weniger 
den Bann, als die eigentliche Verurtheilung als Endziel des Verfahrens im 
Auge und hielt sich an die allgemeinen Bestimmungen über die Vorbedingungen 
eines Kontumazialurtheils, ohne sich freilich an längere Fristen gebunden zu 
halten, wodurch das Verfahren dennoch mehrfach ein überaus rasches werden 
konnte. ^ 

87. — Daneben fanden wir freilich eine Auffassung hervortreten, wonach 
der Kaiser sich zu unmittelbarem Einschreiten berechtigt hielt; man scheint 
geltend gemacht zu haben, dass bei Ungehorsam gegen das Beich die Nicht- 
einhaltung der gesetzlichen Ladungen und Fristen gestattet sei. 
Und ich möchte glauben, dass das dem altern italienischen Rechte 
entspricht. Heisst es in schon besprochener .Stelle, dass Ungehorsam gegen 
die Ladung des Königs mit dem Tode zu bestrafen sei *, so ist freilich nicht 
ausdrücklich gesagt, dass cs sich nur um einmalige Ladung handelt. Ent- 
scheidend aber erscheint mir die Angabe in einem kaiserlichen Gunstbriefe 
für die von Ferrara 1055: Secundum etiam quml lex iubet, in plaeito in- 
dueie iüis eoncedantur, nisi cum nos aut nostei- missus in regnum Ytali- 
ciim venerimusJ Es handelt sich da zweifellos nicht um einen Vorbehalt 
nur für den Einzelfall, sondeni um ausdrücklichen Vorbehalt eines allgemein- 
gültigen Rechtssatzes, wonach der König und sein Bote an Einhaltung son- 
stiger gesetzlicher Fristen nicht gebunden waren. Die grösste Beschleunigung 
des Verfahrens, wie das Belegen schon des blossen Ungehorsams gegen ein 
Gebot des Königs mit den härtesten Strafen linden denn auch in den beson- 
dern Verhältnissen des italienischen Königthunis ihre nächstliegende Erklärung. 
In Deutschland war Anwesenheit des Königs im Lunde die Regel, die Länge 
der Fristen demnach weniger hemmend. In Italien war Anwesenheit die .\us- 
nahine. Kam der König in das Land, so musste das, was er durchführen 
wollte, rasch durchgeführt werden, sollte cs überhaupt zur Durchführung ge- 
langen; nur jetzt hatte der König die Mittel zur Hand, den verweigerten Ge- 
horsam zu erzwingen; er musste auf unverweilteni Gehorsatu gegen jedes Gebot 

14. Raderic. I. 2. c. 23. 24. 25. 30. 
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be.'-tvheu, gegen den Üiigehursatiieii .sogleieli luil den strengsten Strafen Vor- 
gehen können; sollt« er dabei an die Einlialtung wiederholter Ladungen, län- 
gerer Fristen gebunden sein, so würde das ganze Verfahrea seinen Zweck in 
den meisten Fällen verfehlt haben. Und dasselbe traf natürlich auch zu bei 
den Hüten, welche der König von Zeit zu Zeit in das Land schickte, um die 
Zustände desselben zu ordnen. 

88. — Wenn in der frühem staufischen Zeit ein solches Vorrecht des 
Kötiigs nicht bestimmter betont wird, sieh ein .Streben nach Einhaltung der 
gesetzlichen Fonuen zeigt, so wird der gei ade mitcr K. Friedrich 1 sich sehr 
bestimmt geltend machende Einfluss der gelehrten Juristen, für welche zu- 
nächst die Hc’stimmungen des römischen Itechts die massgebenden waren, ent- 
scheidend gewesen sein; doch mag auch das alte Ilerkommeu wenigstens auf 
die Nichteinhaltung längerer Fristen noch immer eingewirkt haben, ln spä- 
terer Staufischer Zei t hat man sich aber offenbar, wie beim lös- 
baren, auch beim beständigen Biuine an die gesetzlichen Ladungen nicht 
gebunden gelialten. Der alte Brauch mag da nachgewirkt haben. Es wird 
alKir weiter zu beachten sein, dass sich nun auch in den .Städten ein sehr 
summarisches Baunverfahren ausgebildet hatte, bei dem wiederholte Ladungen 
und Fristen ganz ausgeschlossen waren'; und gingen, wie wir schon werden, 
die Beisitzer in den Reichsgerichten aus dem Kreise der städtischen Rcchts- 
gelehrtcn hervor, so ist es sehr erklärlich, wenn man nun auch beim Reichs- 
bannverfahren dem städtischen sich näher anschloss. 

.Schon bei der Verurtheilung der Markgrafen von Incisa zu Bologna 1191 
Februar 11^ scheint der Ungehorsam unmittelbar ohne Wederholung der 
Ladung mit beständigem Bann bestraft zu sein; als Gmnd wird angegeben, 
dass sie .Strassenräuber seien, »ec se venernnt defendere in ciiria noslra, 
qutim cos nmrehio B. aceusnrel de proditioiiis erimine; eine etwaige mehr- 
fac-he Ladung würde gewiss betont sein; auch war der König erst einen Monat 
im Lande, für ein längeres W'rfahren gegen die entfernt wohnenden Beklagten 
wäre kein Raum. 

Der König sagt 1220, dass sein Legat unter Drohung einer Bannstrafc 
die Grafen von Casaloldi zur Ilerausgabe.von Gonzaga aufforderte, diese aber 
sein Gebot ad non tnodieam ininriam regte mniettatis verachteten, propler 
qiiod eine alia citatione iti metnm uliorum prefer penam predielain aiitm- 
ndrertendum erat in eos; aus Gnade habe er sie nochmaLs aufgefordert und 
da sie auch jetzt nicht gefolgt, verhänge er den beständigen Reichsbann gegen 
sie. Dieser ist doch zweifellos unter der Animadversio zu verstehen, zu der 
der König sich auf den blossen Ungehorsam hin ohne alle weitere Ladung 
lierechtigt gehalten hätte. 

Beim Vorgehen gegen die lombardischen .Städte 1226 ist allerdings von 
mehreren vergeblichen Versuchen die Rede, sie von ili'^cr Widersetzlichkeit 
abzubringen, ^kber bei dem dann eingeleitcten .Strafverfahren heisst es so- 
uleieli, sie seien vom Kaiser geladen, pereinploriitm teriniman indieente« 

88. — 1. Vgl. S 53. ä. Vgl. Tocche Heinrich VI. Ü4Ö. 
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f indem, sich vor ihm zu rechtfertigen. Da .sie sich nicht stellten, erklärten 
Fürsten und Hofrichter, dass es dem Kaiser unmittelbar zustehe, jn-ueedere 
contra eos tanquam contra reos eriminin lese maiestalis in rcbits et per- 
sonis. Nur aus Gnade lässt der Kaiser noch einen Vermittlungsversuch zu 
und nimmt die vermittelten Bedingungen an; erst als die Lombarden die Er- 
füllung derselben verweigern, spricht er unmittelbar den beständigen Bann. 

Am auffallendsten in dieser Richtung ist das Vorgehen gegen den Mark- 
grafen von Este 12.S9. Bis .luni 10 ist dieser in der Begleitung des Kai.sers; 
gewarnt, bringt er sich an diesem Tage in .Sicherheit; der Kaisei- fordert ihn 
dann durch Peter von Vinea zur Rückkehr auf, was er verweigert. ^ .Schon 
.Timi 1 3 wird dann gegen ihn und seine Genossen als citati coram ehisdcm 
fimpcraloris) presentia comparere coiitii7n(U'itcr reciisantcs beständiger 
Reichsbann verhängt, also wohl zweifellos sogleich auf eine einzige Aufforde- 
rung zUm Gehorsam. 

89. — In den .Sentenzen K. Heinrichs VII, bei welchen über- 
haupt der Bann weniger in den Vordergrund tiitt, nicht der Ungehorsam selbst 
als Hochverrath bestraft, sondern der Ungehorsame wegen Is'stimmter hoch- 
verrätherischer Handlungen verurtheilt wird, machen sich wieder die Bestim- 
mungen des römisch-kanonischen Prozesses bestimmter geltend. Doch ergibt 
sich auch hier vielfach ein .Streben nach mögliclister Beschleunigung und Ver- 
einfachung des Verfahrens, wie solche überhaupt vom Könige für Ilochver- 
rathsprozesse gesetzlich vorgeschrieben wurde. ' Nur bei dem Verfahren gegen 
Lucca und Genossen geht der (•eremtori.schen eine erste Ladung vorher; nach 
Ablauf des Termin.s heisst es dann: i terato eosdcin citari feeimus, certis et 
legitimis eis terminis pro seenndo, tertio et pei'emtorio assignatis. .Sollte 
die erste Ladung nur ausnahiOsueise sogleich die peremtorische einschliessen*, 
so wird das denn auch bei der Ladung K. Roberts 1312 ausdrücklich gerecht- 
fertigt; er wird geladen ysqne ad tres rnetiscs pro.vimr t^entiiros, qaeni tc7'- 
minnm eidein qtro pririui, seenndo et tertio piThemptorie assignamus e.v 
pluribns instis et ratioriabilibns eaitsis, et precipue propter riarnm dis- 
crimina, quia ad etati seenrns non potest luibcri uccessns.^ Aber auch bei 
der ersten Ladung der Florentiuer heisst es: veniant responsuri coram 
dictis iuJicihns de iare infra quindecim dies i>ro,rimins ventnros, qiiem 
termimim jirimo, seenndo et tertio et nltimo et peremptoi-io dieti iudices 
adsiguant eisdem, alioquin adiecto termino in nntea dieti iudices — pi-o- 
cedent contra eos institia mediante die predicta. Doch wurden sie nach 
Ablauf der Frist nochmals geladen auf einen Termin, bei dessen Nichtbenutzimg 
sie als überwiesen verurtheilt werden sollten, .so dass ihnen ein weiterer Ter- 
min nur noch zu dem Zwecke bezeichnet wurde, einen .Sindicus zur Anhörung 
der .Sentenz zu schicken, wie das auch in andern Fällen erwähnt wird. 

In spätem .Sentenzen, und zwar nur in solchen, widche nach der Kaiser- 

3. Vgl. Rolandini (hr. Mon. (Jerni. 19, 74. 
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krönung cesprochen sind, spricht sich dann aber die Anschauung aus, das« es 
einer Ladung zur Verantwortung )>ei notorischen Missethaten wenigstens ini 
Gerichte des Kaisers nicht bedürfe; freilicli mit Beziehung auf den römischen 
.Satz, dass der Kaiser niclit an die Gesetze gebunden sei, wodurch sich jede 
Regellosigkeit rechtfertigen Hess. Bei dem Vorgehen gegen Pistoja und andere 
.Städte, dann genau entsprechend beim letzten Verfahren gegen K. Robert 
erfolgte allerdings eine Ladung, welche sogleich mehrere Termine benannte, 
nach deren Ablauf und fruchtlosem Warten über den Tennin hinaus die Ver- 
urtheilung wirklich erfolgt. Aber ein Recht auf diese Ladung gesteht der Kaiser 
nicht zu; nur aus Gnade habe er den Robert zur Verantwortung geladen, ob- 
wohl seine aufgezählten Verbrechen so notorisch seien, quod nulla pox/ieiit 
te-rflirivsatione celari et nos, qni lepibus subiecti non anmus, contra dictiiin 
Pohertnm propter jtrenuaaa ipso inreqnisito potnissemus procedere. Und 
gegen die Paduaner wird dann wirklich so vorgegangen; ohne Ladung werden 
ül)er die ihnen zur Last gelegten hochverrätherischen Uandlungen Zeugen ver- 
nommen und erklärt, dass sie auf Grundlage dieser Inquisition als notorische 
Hochverräther zu verurf heilen seien; sie werden dann zwar geladen, aber nicht 
um sich zu verantworten, sondern nur zu dem Zwecke, ut certo termino iani 
elapso roram nohis nbininqiie csaemus et noatra ctiria reaideret ad hanr 
noatram difßnitivam aententiam andiendam comparere curarent. 

90. — Die Verhängung auch des beständigen Reiclisbannes nach nur 
einmaliger Ladung, im letzterwähnten Falle sogar ohne Ladung, mildert sich 
nun freilich dadurch, dass auch hier vielfach von der Verhängung noch die 
Fälligkeit d e s ß a n n e s zu unterscheiden ist, die Verurtiieilung zwar so- 
gleich ausaesprochen, aber bei derselben noch eine Frist zur Rückkehr zum 
Gehorsam gestattet wird, nach deren .\blauf dann freilich das Urtheil unmit- 
telbar wirksam wird. 

Aus der frühem stau fischen Zeit sind mir dafür allerdings Bei- 
spiele nicht bekannt; freilich fehlen uns da auch, abgesehen von der Verar- 
theilnug des Gegenpabstes 1 1 .‘13, w’o von einer Bannfrist ni.dit die Rede ist, 
Beurkundungen über Verhängung des Bannes; die urkundlichen Zeugnisse be- 
treffen Verurtheilungen solcher, welche schon im Banne verharrten. Doch 
dürfte eine Bannfrist überhaupt kaum üblich gewesen sein. Denn es müsste 
anifallen, dass dieselbe in den oft ziemlich genauen Angaben der Geschicht- 
schreiber gleichfalls nicht erwähnt wird. Dann legte das damalige Verfahren 
sie wenigt'r nahe. Einmal scheinen doch durchweg wiederholte Ladungen vor- 
hergegangen zu sein, ehe man zur Verurtheilung schritt. War dann aber diese 
Verurtheilung auch eine endgültige, so scheint sie in der Regel nur eine allge- 
mein gehaltene gewesen zu sein, die erst durch nachfolgende Einzelurtheile 
bestimmteren Inhalt gewann • ; bis solche erfolgten und ausgeführt wurden, 
hatte die kaiserliche Gnade noch freieren .Spielraum ; es wird daher auch aus- 
drücklich angegeben, dass der Kaiser 1158 nach der Verurtheilung Mailands 
noch einige Tage wartete, ob jetzt etwa Unterwerfung erfolge.'* Dagegen war 
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es später iiblicli, mit der Verliäiigiiiic des liestäiidigeii Baiines sogleich in die 
einzelnen Strafen des UiM^hverraths zu venirtheilen; und wie das dem \'or- 
gehen der städtischen Gerichte sich näher ansehliesst, so dürfte auch der 
Brauch der Bestimmnng einer Bannfrist dem städtischen Verfahren entnom- 
men sein.® 

Vereinzelt finden sich allerdings auch in späterer Zeit Fälle, wo eine 
Bannfrist fehlt; aber dann sind es auch eben solche, bei welchen der Unge- 
horsam liereits als hartnäckiger sich erwiesen hat, eine weiUwe Rücksicht- 
nahme nicht mehr gelmten scheint. .So b<»i Bannung der Lombarden 1 226, 
welchen schon vorher ein auss(>rgewöhnlicher Aufschub bewilligt war und 
welche ihr Versprechen, sich zu stellen, gebrochen hatten. Bestimmter noch 
tritt das hetror durch den Gegensatz gegen die andern .Sentenzen K. Hein- 
richs A'll bei der Venirtheilung genannter Crenioneser und der della Torre 
1311, wo der Grund zweifellos der ist, dass dieselben schon früher vom Vikar 
des Königs gebannt waren. 

In der Regel scheint später noch eine Bannfrist gegeben zu .sein. Die 
Grafen von Casaloldi werden 1220 für itnmer gebannt, wenn sie die Burg 
GonzJiga imqne ad dinn dmninicitm qtro.rhm vmUi-rinn — non resigna- 
verint; die Kürze der Frist von nur vier Tagen wird auch hier damit Zusam- 
menhängen, dass sie bereits vom Legaten gebannt waren. Doch waren auch 
.sonst die Fristen ziemlich kurze; der Markgraf von Este und seine Genossen 
werden 1239 nach einmaliger Aufforderung zum Gehorsam für immer gebannt: 
visi hlnr ad octo dies pro.rimos vetiiant pveceptis hnperialihns et siiorirm 
nnntioTnrn nbedire parati, nhienmque imperialis maiestas vel eins minfii 
adernnt in tota Marehia* vel etiam Lomhardia. Aeludiche Bestimmungen 
finden sich in den Sentenzen K. Heinrichs VII. Für Florenz wird eine Frist 
von zwanzig, fUrPistoja von vierzehn Tagen bestimmt. Für das Ausmass war 
sichtlich die grössere oder geringere Entfernung der Gebannten vom Hoflager 
massgebend; zu Pisa wird 1312 der .Stadt Lucca eine Frist von zehn, Siena 
von fünfzehn, Parma und Reggio von zwanzig Tagen gestellt. Diese Fristen 
galten für die die .Stadtgemeinde als solche treffenden .Strafen; den einzelnen 
Bürgern derselben war die längere Frist von einem Monate, bei der Verur- 
theihing Padua’s von zwei Monaten gestellt, während der sie durch Rückkehr 
zum Gehorsam sich den .Strafen entziehen konnten. 

91. — Der letzterwähnte Unterschied legt die Frage nahe, wer beim 
Banne .Subjekt der Venirtheilung sei; es ergelien sich hier Unter- 
schiede, welche insbesondere auch für die Wirkungen des beständigen Bannes 
sehr massgebend sind. 

Bei der Bannung namentlich aufgeführter physischer Per- 
sonen besteht darülier kein Zweifel. Und die schwersten Wirkungen des 
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Bannes setzen nanientliclie Bannung ausdrücklich voraus, wie das aucli ini 
deutschen ^'erfahren betont wird; nach siichsischem Landrecht hat nur der 
namentlich Geächtete seinen Leib verwirkt. * 

Iläufig finden wir nun aber auch Bannung moralischer Personen. 
Die kirchliche Excommunikation sollte solche überhaupt nicht treffen, sondern 
nur die einzelnen schuldigen Mitglieder, während freilich in dem Interdikt zu- 
gleich eine Zwangsnnissregel gegen die Gesammtheit gegeben war. Beim 
Reichsbanne macht sich ein solcher Unterschied nicht geltend; Subjekt der 
Venntheilung sind einmal alle ei n ze 1 nen M i t gl ied er, dann aber auch 
die Gemeinde als solche, sow'ohl beim lösbaren, als beim beständigen 
Reichsbanne. Wird das nicht bestimmter heia’orgeholten , so ist allerdings 
häufig zmuichst nur von den Mitgliedern die Rede; gebannt werden die Me- 
diülanenses wler Imolenses^, was selbstverständlich nicht ausschliesst, dass die 
Wirkungen des Bannes'auch die Gemeinschaft als solche treffen können, etwa 
das Gut der Gemeinde, ebenso friedlos ist, wie das der Einzelnen. Aber nicht 
selten ward ausdrücklich gesagt, dass auch die Gemeinde als solche im Banne 
ist So 1159; Crema et ovine» Crememes siih nostro sunt hanno positl^; 
von Pisa 1 1 72: ehütatem ipsorum et burpum atqne personas et peceuniam 
In bannum iL imperatoris — mlslmus* ; b(‘i Bannung der lombardischen 
.Städte 1226 befiehlt der Kaiser: quntnius omties elvi tat es predictas et cives 
et habitatores earum tanquam nostros et Jiomani imperit hannitos et 
hostes habeatis\ 1229 heisst es; exbaniiivif publice Iwmines et eomiine 
Afontis PoUtlani.^ 

Beim lösbaren Banne fällt darauf wenig Gewicht; die Entziehung des 
Rechtsschutzes für Person und Gut trifft jedes Mitglied der gebannten Ge- 
meinde; die .Strafen aber, in welche venirtheilt wird, die Bannbusse und die 
etwaige Entziehung der Privilegien, trifft zunächst die Gemeinde als solche; 
die Wirkungen des Bannes sind da nicht wesentlich verschieden, mag es sich 
um eine ganze Gemeinde, oder um eine einzelne Person handeln. Anders ist 
das beim beständigen Banne, insofern damit eine Verurtheihmg in die .Strafen 
des llochverraths verbunden ist. Aligesehen davon, dass der Natur der Sache 
nach die Art der Be.strafung einer Gememde vielfach eine andere sein muss, 
als der einzi-lnen Person, erhebt sich insbesondere die Frage, ob nun auch 
jedes Mitglied der vcrurthcilten Gemeinde als wegen Ilochverratlis verur- 
theilt gilt. 

ln den ältern Urkunden wird da ein Unter.schied nicht besb'mmter betont. 
Der Bann trifft die Gemeinde und ihre einzelnen Mitglieder; und auch diese 
werden wohl geradezu als Ilochverräther bezeichnet; so 1226 bei Bannung 
der lomliardischcn .Städte: omnes ciues et habitatwes — in banno imperit 
posuimus et nostros et imperii banitoset hostes detttmriarimus et tanquam 
reos criminis lese nutiestaiis tarn unirersos quam sinaulos prirarimus 
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omni btrisdirtione usw. Aber wir werden finden, dass wenigstens die schwer- 
sten .Strafen des Hochverrathes nie ausdrücklich gegen alle einzelnen Mit- 
glieder ausgespruchen werden. 

In den .Sentenzen K. Heinrichs Vll zeigt sich da eine scharfe Unterschei- 
dung. Wegen Ilochverraths verurtheilt werden einmal die Gemeinden selbst, 
dann aber die oft in sehr grosser AnzahU imUrtheile namentlich aufgeführten 
Mitglieder der Gemeinden; der König erklärt, comaniinia et pei'so- 

nan predietae) et quelihet et quaiiUibet eoriim et earinii felloniani, prodi- 
tionem et lese mtiiestatis eritnev — incurrisse; die dann aufgeführten 
schweren .Strafen werden denn auch nur ausgesprochen entweder für die Ge- 
meinden als .solche, oder für die genannten Personen, oder, wo das die Natur 
der .Strafe zulüsst, für beide; nicht aber für alle einzelnen Mitglieder der Ge- 
meinde. Doch werden auch diese in die Vernrtheilung ein bezogen, nicht weil 
sie selbst hochverrätherische Handlungen begangen, sondern weil sie den IIocli- 
verrath der Gemeinde und der namentlich gebannten Gemeindemitglieder zu- 
liessen. Es heisst: Item quia dietariim chdtatiim coinmiinia indiete rehel- 
lionis et tarn detestabiliiim seehTitm ohsthiatione puldiea tanto tempere 
nuUatenus pei'diirassent sine ipsoriim eiviitm et ineolanmi patientia i‘el 
assensii, et nt pene meta eoacti se et dirta eorimi eommimia a predictis 
nefandis erroribiis retrahant et ad debitam reeeretitinm nostram et Ro- 
mani imperii rediicantnr, iiiiii’ersos et sinpulos dielarum civitatnm earnm- 
qiie distrietuii.)n cives et incolas, tamquam nostros et Romani imperii 
(proditores et) rebelles de toto Ronmnn imperio eerbannimiis.'^ Es werden 
dann die einzelnen gegen sie verhängten Strafen näher angegeben; dabei aber 
hiuidelt es sich, wie das ausdriicklich angedeutet ist, weniger um endgilltige 
Bestrafung, als um Massregeln zur Erzwingung des Gehorsams; es sind vor- 
wiegend die Entziehung des Recht.sschutzes und damit zusammenhängende 
Nachtheile, welche ihnen gedroht werden, damit sie dahin wirken, dass die 
Gemeinde sich während der Bannfrist fügt oder damit sie wenigstens sich 
selbst während der den einzelnen Mitgliedern gewährten längeren Bannfrist 
unterwerfen. 

Diesen Unterschied zwischen dem nur als Mitglied einer Gemeinde und 
dem namentlich Gebannten fanden wir schon beim städtischen Bann wohl be- 
achtet*; und wird er beim Ueichsbann früher nicht bestimmter betont, so 
scheint doch bezüglich der Wirkungen des beständigen Bannes sich raanche.s 
nur zu erklären, wenn wir ihn auch für frühere Zeiten beachten. 

92. — Die Wirkungen des beständigen Keichsbannes sind 
zu fassen theils als .Strafen des Hochverrathes, welche insofern dem Bannver- 
fahren nicht eigenthümlich sind, als sie den Hochverräther, dessen man habhaft 
war, auch ohne vorhergehenden Bann getrofien haben würden. Theils sind es 
Strafen, welche dem Banne als Kontuinazialurtheil eigenthümlich, dazu be- 


7. Vgl. Mon. Germ. 4, 540. Acta Heor. VII. 2, 207. 8. Mon. Qefm. 4, 527 mit einigen 
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.■stimmt sind, jene Strafen des Hocliverrathes, insofern und .so lange sie nicht 
ausführbar sind, zu ersetzen, ln der frühem Zeit tritt da.s deuth'cher da- 
diircli liervor, dxss der Bann ohne nochmalige Bannsentenz erst später durch 
Hinzukommen einer Venirtheilung wegen Hochverraths zum bt'ständigen wird, 
oder dass gegen den ungehorsamen Hochverräther zunächst nur die eigent- 
lichen Bannstrafen verhängt werden, in die einzelnen .Strafen des Hochver- 
rathes selbst erst dann venirtheilt wird, wenn dieselben zur Ausfhhnmg kommen 
sollen.' In späterer stanfischer Zeit tritt eine solche .Scheidung äasser- 
lich weniger hervor; der Oesiehtspunkt, dass man des Hochverräthers nicht 
habhaft ist tmd wahr.scheinlich nicht habhaft sein wird, tritt in den Voider- 
grnnd; die sogleich ausdrücklich verhängten Strafen, welche ursprünglich 
Strafen des Ho<diverrathes sinil, erscheinen zunächst gleichfalls als Wirkungen 
des Bannes ; aber es sind das auch durchweg nur diejenigen, welche auch gegen 
einen Hochverräther, de.s.sen man nicht habhaft war, ganzo<ler theila'ei.se ans- 
nthrbar waren; wurde man seiner habhaft, so konnte dann immer noch eine 
Venirtheilung auch in andei-e .Strafen auf Grundlage eines neuen Verfahrens 
erfolgen. In den .Sentenzen K. Heinrichs VII handelt es sich dagegen 
in erster Reihe um die Venirtheilung wegen Hochverrath; der Ungehorsam gilt 
wegen seines Ungehorsams und auf Grundlage der eingeleiteten Untersuchung 
für überwiesen; er wird unmittelbar in alle .Strafen verurtheilt, welche den 
Hochverräther, dessen man gewaltig war, treffen würden ; bis diese ausführbar 
sind, wird er zugleich den eigentlichen Bannstrafen unterworfen. 

93. — Die .Strafen des Hochverraths .sind schon nach altlongo- 
hardischem Recht Hinrichtung und Konftskation der Güter. Das wurde auch 
später als massgebend lietrjichtet. Bei der Venirtheilung der Otbertiner 1 01 4 
beruft sich K, Heinrich ausdrücklich darauf: rnwillio i’rgo ein» attiifin dei 
hnbiio Kcrufata ft invfnta ext If.r Lnngohardorum, qiiaf ita iithfl: Si qiiix 
rontra auimiim vfgix fogitarfrlt aut eonxiliatux fufi’it, auintaf »uaf <iti- 
ciwat pfriruium et rex iUiux infixcentur, wie er in einer andern Urkunde 
sagt, dass die Güter von Hochverräthem lege Italica oder lege Ijongohar- 
tlnrum in sinne Gewalt gekommen seien. ' Diesidbe .Strafe finden wir, wenn 
K. Konrad um 1035 schreibt, er habe gehört, wie die von Cremona aiis.ser 
andern Gewalttliaten eorum eivilatem veterfm a fumlamentix ohnrixaent et 
aiiani maiorem contra nnxtri hnnorix xtatum cilißcaxxent, iit noläx rexi- 
atercnt, cum non xnlum dJrine, xed etiam mumlane legex ita coniurantex 
et conxpirantex dauipuent, quatinux non tantum e.rtrrioribux bonix, xed 
etiam ipxa vita eox jrrivari iubeant.'^ D.ass der Kaiser 10.Ö4 dem contemp- 
tor xuae praexentim die llinrichtnng androht, mit der die Gütereinziehnng 
wohl regelmässig verbunden war, wurde bereits ei-wähnt. ^ 

94. — Dieselben .Strafen finden wird denn auch später in Verbindung 
mit dem , beständigen Reichsbaime. Was die A'' e r u r t h e i I u n g z u m T o d e 
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betrifft, so wird dieselbe allerdings in den uns erhaltenen Bannsentenzen der 
stau fischen Zeit nie an.sdrücklich ausgesprochen; es sei denn, man wollte 
bei der Vcrnrtheihing der Cremeii.ser 1159 die Worte: Nos enim et personas 
eoriim et hona ptiblicarhniis, darauf beziehen, bei welchen es sich doch wohl 
zunächst nur um die straflose Verletzung der Person handelt. Das si:hliesst 
aber nicht aus, dass der gebannte Hochverräther, wenn inan seiner gewaltig 
wurde, dennoch sein Leben verwirkt hatte. Wo es sich umdieBannung ganzer 
rieineinden handelte, sollte wohl überhaupt nicht schon von vornherein jedes 
einzelne Mitglied sein Leben verwirkt haben. Aber auch da Anden wir die 
Totlesstrafe nicht eni'iihnt, wo es sich um die Bannung einzelner Personen 
handelt, wie 1220 der Grafen von Casaloldi, 1239 des Markgrafen von Este 
und seiner Genossen. Der Grund wird aber wohl nur darin zu suchen sein, 
dass inan solche Urtheile nicht anssprach, ehe die Möglichkeit der .Vusftlhnmg 
vorhanden war. Denn wir Anden andererseits die bestimmtesten Zeugnisse, 
dass man wenigstens dann, wenn nach der Bannung noch dem Reiche bewaff- 
neter Widerstand geleistet war, das lieben sogar aller einzelner Mitglietler der 
gebannten .“^tadt als verwirkt betrachtete, da nun auch die Einzelnen wegen 
ihrer Tlieihiahme am Widerstande sich persönlich des Hochven-aths schuldig 
gemacht hatten. Wir erwähnten bereits, da.ss 1159 zwei gefangene Cremenser 
auf Verlangen des Kaisers zum Tode verurtheilt wurden, tum qiiia in batmo 
pojnti 8u»t, tum quin rontrn euiii punnnntes periuri fuerant rffecti.^ 
\ach der Üebergabe der .Stadt hatten alle Personen das Lelien verwirkt; der 
Kaiser schreibt, er habe die .Stadt zerstört, ita tarnen, quod hahitatoribus 
suis ritnm tantum supplieiter a nobis postnlantibus in propria persona 
peperrimus und ritam concessimus.'^ Darauf ist gewiss zu beziehen, wenn 
die dem Kaiser sich Ergebenden blosse .Schwerter tragen, wie oft enviilmt 
wird. Die Mailänder nahen sich 1162 dem Kaiser nudos gladios in cervici- 
hus suis deferentes et maiestatis nostrae reos se esse proßtentes^ ; sie liaben 
nach der Strenge des Gesetzes den Tod verdient; der Kaiser hält ihnen vor: 
si iustitiae iudieiis esset agetidum, nmnes eos vita debere privari; — iUi 
•uero hoc uerum esse e.r legibus afßrmahnnt* Für die spätere stauflsche 
Zeit ergibt sich dieselbe Auffassung aus den leider unvollständigen Formeln 
für die Unterwerfung einer gebannten .Stadt im Oculus pastor.ilis; das Gesuch 
um Gnade wird abgewiesen, den Einwohnern im .Aufträge des Kaisers geant- 
wortet, sie seien offenkundig in criuüne laesae maiestatis betroffen: nnde, 
sieut seine debetis, estis morte digni et bona euiusque sunt publicanda fisro ; 
sie -sollen sich bedingungslos stellen, um nach dem Gesetze gerichtet zu werden. ® 
Und wird 1 239 bei Bannung des Markgrafen von Este gegen diesen eine per- 
sönliche .Strafe nicht ausdrücklich verhängt, so wird doch demjenigen, welcher 
ihn unterstützt, gedroht: peiqiefuo impei'ii banuo suhiaeeat, eiusque bonis — 

W. - I. Vgl. $ 84 n. 4. Die hSalig erwähnte Hinrichtung der im Kampfe gefan- 
genen Einwohner gebannter Städte wird auch woiii in andern FSIien auf ein .soiches Drtheil 
hin erfolgt «ein, ebenso das Abbauen der Hand, weiches, auch sonst in Italien durchaus 
gebräuchlich, als Milderung der Todesstrafe zu fassen «ein würde. 3, Mon. Oerin. 4. 120. 
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pttl/licali», tatiquam proditor corone personaliter pmiiatur, also doch wohl 
mit dem Tode; bei der blos.seii Drolmng entfiel der Grund, welcher bei den 
Urtheilen davon abgehalten zu haben scheint, Strafen auszusprechen, welche 
noch nicht ausführbar waren. Danach würde sich für die staufische Zeit er- 
geben, dass der beständig Gebannte zwar nicht zum Tode verurtheilt ist, wohl 
aber, wenn er in die Gewalt des Kaisers kninmt, ein Todesurtheil zu erwarten 
hat, wenn er nicht U^gnadigt wird. 

Bei den Sentenzen K. H ei n riclis VII erfolgt dagegen, deren ab- 
weichender .\nffassnng gemäss, sogleich eine aasdriick liehe Vemitheihmg der 
Gebannten zum Tode. .So Inn der Bannnng vieler genannter Cremoneser: Kt 
si continpat ros vel aliqnrm seit aliquos ipsoriim — rapi vel venire in 
fortiam 'vel virtutem nostram seit o/ßeialiiim nostroritm, exntine eos vl- 
tinio sitpplicio cnndt’mpnaimts. In den meisten Fällen ist sogar schon die 
.Art der Uinrichtnng be.stiinint. Bei der Vernrtheilung K. Roberts heis.st es: 
vita per capitis mittilationem privnndttm in his scriptis sententialiter eon- 
deiiniainiis ; bei der Padua’s: ipsos homines infrascriptos et qitemlihet 
eorittifh’tn, ut pote nmiestatis erimine madefactos, capitali pena plecteiulns, 
nt si qiio tempore ipsi vel aliqtti e,v eis in nostram et Jiomani imperri 
fortiam pervenerint, fttreti sitspendanhtr, ita qitod ibidem penitits nio- 
riautiir, in hiis scriptis sententialiter eontlempnamits; e1>enso wird bei den 
Sentenzen gegen Luix» und Pisbjja auf Tod am Galgen erkannt. 

Ueberall aber Ijezieht sich das nur auf die namentlich Verurtheilten, deren 
freilich oft eine sehr grosse Zahl war; die übrigen einzelnen Mitglieder der 
gebannten Gemeinden trifft das nicht, wie denn auch in der Sentenz gegen 
Florenz, in welcher nur die Gemeinde verurtheilt wird, nicht auch einzelne 
Genannte, von Todesstrafe nicht die Itede ist. Das schliesst aber auch jetzt 
nicht ans, dass nach längerem liewaffneten Widerstande einer .Stadt das Leben 
aller Bewohner als verwirkt betrachtet wurde; so bei der Uebergabe von 
Brescia 1311, wo eine Bannung nicht vorhergegangen zu sein scheint; der 
König entscheidet, qitod dicti Uririenses eives et districtuales eiiisdem 
propter pt'edicta iitm eonimissa faeinora non moriantnr, sed de benipni- 
tate repia ritam retineant sine careirihits et mntilntione menibroritm.^ 

}>5. — Als mildernder Ersatz der Todesstrafe, welche man nicht gegen 
alle Mitglieder einer hochverrätherischen Gemeinde von vornherein verhängen 
mochte, dürfte die vereinzelt erwähnte Verurtheilung zur Knechtschaft 
zu Ijetrachten .sein. Von der Bannung der Mailänder 1 159 heisst es: hostes 
pronnnriantitr, res eoritni direptioni . ptrsonae servituti adiudieantvr, 
wobei zugleich bemerkt wird, dass damals im Ilofgerichte erörtert sei, welche 
.Strafen üherilochverräther zu verhängen seien.* Es dürfte darin eine .Schär- 
fung des gewöhnlichen Vorgehens zu sehen sein, dadurch veranlasst, dass die 
Mailänder sich anfgelehnt hatten, nachdem sie erst kurz vorher von langem 
Banne gelöst waren. Nach der rnterwerftmg betrachtete maji dann. Wie ge- 
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sagt, da> I^‘V)Pn alltr Einzelnen als venvirkt*, da zu dein, wegen dessen jene 
Verurtheilung erfolgte, nun noch der lange Widerstand Innzngekuuinien war. 
Als ihnen dann aljer das Leben geschenkt wurde, .scheint inan auf jenes frühere 
Urtheil zurückgegriffen zu liaben; denn die Angaben der Gescliichtsclu'eiber, 
insbesondere der Annales Mediolanenses, über die rechtliche .Stellung der Mai- 
länder in den folgenden Jahren lassen sich doch wohl nur dahin erklären, dass 
sie ihre [>ersöuliche Freiheit verloren und Hörige des Reichs wurden, welche 
ihr früheres Eigen als Keichsland gegen ungemessene Dienste und Abgaben 
zu bebauen hatten. Wird bei der Unterwerfung von Tortona 1155 erwähnt, 
dass der König den Einwohnern das Leben und die Freiheit beliess^ so dürfte 
auch das darauf schliessen lassen, das.s sie nach Belassung des Lebens nach 
der .Strenge des Rechtes wenigstens ihre Freiheit verwirkt hatten. 

Aehnliches finde ich nur noch erwähnt in dein besonders strengen Urtheile 
K. Heinrichs VII gegen Padua. Während die namentlich gebannten Einwohner 
zuin Galgen vcrurtheilt wurden, heisst es von den andern: qitod ri’alitev et 
pei'tonalifer quelibet persona ipshts commtmifatis licite, libere et iiapiuu! 
possit offendt et capi et eapientiuin send fiant. Doch handelt es sieh dabei 
weniger um eine ausdrückliche Verurtlieilung zur Knechtschaft, als um eine 
mir sonst nicht vorgekoramene tiebärfung der Entziehung des Rechtsschutzes, 
welche die Knechtung gestattet. 

96. — ln Deutschland erscheint die Verweisung aus dem Reiche, 
entweder für immer, oder auf bestimmte Zeit, sehr häufig als selbstständige 
.Strafe, welche insbesondere anch gegen Hochverräther angewandt wurde, 
welchen man das Leben schenkte. ' Ebenso fanden wir beim städtischen Banne 
in Italien die Ausschliessnng aus dem Gebiete nicht blos als thatsächliches 
Ergebniss der Friedloslegung des ungehorsamen Gebannten, sondern auch als 
ijtrafe für den Missethäter, dessen man habhaft war. Dagegen wird beim 
Reichsbanne, beim lösbaren, wie beim beständigen, eine Ausweisung aus dem 
Reiche nie erwähnt; auch da nicht, wo es sich um einzelne Personen handelt. 
Nur von Verweisung des vom Reiche Gebannten aus seiner .Stadt ist wohl die 
Kede.^ In einem sulchen Falle heisst es nun allerdings 1162 vom Bischöfe 
von Piacenza, dass die Placentincr ihn ausweisen sollen, während dann der 
Kaiser verspricht, ihm freies Geleit bis Genua, Venedig oder Frankreich zu 
geben. ^ Daljei ist nun wohl ein Verlassen des Reichs bestimmt in Aussicht 
genoimnen; aber sichtlich nur als besondere Begünstigung, da er ohne ein 
solches Versprechen nach Ausweisung aus der .Stadt das Reich ungetährdet 
nicht mehr hätte verla,sseu können. Wird die Ausweisung als selbstständige 
Strafe sonst nicht erwähnt, so ist auch der Reichsbann nicht zunächst darauf 
gerichtet, den Gebannten aus dem Reiche zu entfernen, sondern ihn in die 

2, V'gl. 5 Ü4 n. 4. 3. Ott. Frising. Gut* Kr. I. 2. c. 20. 

M. — 1. Vgl. Franklin Keichshofg. I. 23 n. 1 : 25 n. 2; 26 n. 2: 27 n. 2: 78 n. 1 : 
81 n. 3. Nach Gesetz ron 1187 mus.s der Incendisrias, der .sich aus der Acht lAst, dnreh 
Jahr und Tag das Heicb Terlaasen. Mon. Germ. 4, 184. 2. Vgl. $ 75 n. 3. 3. Btihmer 

Acta 598. 
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Gewalt des Reiches zu bringen, was man zu erreichen hoffen durfte, sobald er 
VOM der eigenen .Stadt nicht mehr geschützt wurde. 

ln den Sentenzen K. Heinrichs VII heisst cs dann allerdings durchweg 
sowohl von namentlich Geliannten, als von den Einwohneni gebannter .Städte: 
eoa de toto liomano hnperio exbaniiimiis oder auch exbanninuis et diffi- 
damug. Aber es scheint, dass man dabei nicht Verweismig aus dem Reiche 
im Auge hat, sondern zunächst Friedlosigkeit für den ganzen Umfang des 
Reiches. Denn die auf die Friedlosigkeit bezüglichen Bestimmungen schliessen 
sich immer unmittelbar an; und während es bei Florenz ohne alle örtliche Be- 
ziehung nur heisst: cives — Floi'cntic exbannimus, und bei der Verurtheilung 
von Pistoja: potestatea — tamqnam rebellea imperii exbannlmiia et diffi- 
damiig, iit a aiuctia — impune — offenduntiir, so ist wohl nicht zu bezwei- 
feln, dass bei sonst übereinsthninender Fassung auch in den andern Stellen das 
E.Ybannire zunächst nur auf Friedlosigkeit im ganzen Reiche zu beziehen ist, 
welche immerhin ein Verlassen des Reichs tlmtsächlich zur Folge haben konnte. 
Eine Ausweisung als selbstständige .Strafe des Hochverraths ist dabei wolil 
um so weniger beabsichtigt, als diese E.xbanuitio auch über die namentlich 
(Geächteten verhängt wird, obwohl diese als llochverräther ausdrücklich zum 
Tode verurtheilt werden. 

97. — Wo es sich um die Bannung ganzer Gemeinden handelt, ist wohl , 
die Zerstörung der .Stadt als die der Todesstrafe entsprechende .Strafe 
zu fassen. Wird zu solcher, so weit ich sehe, in der staufischen Zeit nicht voiJ 
vornherein ausdrücklich verurtheilt, so ist auch da der Grund wohl nur darin 
zu suchen, dass man die .Strafe gegen die ungehorsame Gemeinde nicht un- 
mittelbar austnhren konnte. Dagegen fehlt es nicht an Beispielen, dass die 
Strafe ausgeführt wurde, sobald man der .Stadt gewaltig wurde. Solche Zer- 
störung traf nach vorhergehendem Banne llö.'i Chieri, Asti und Tortoua, i 
llöOCrema, 1162 Mailand. ' Und wir werden das nicht als eine Handlung 
willkürlicher Rache, sondern als die Ausführung einer herkömmlich auf Hoch- 
verrath einer .Stadt stehenden .Strafe zu betrachten haben. Denn in den .Sen- 
tenzen K. Heinrichs VII wenigstens ist das bestimmt ausgesprochen. Er ver- 
urtheilt ipeam civitatem J*adiie, ufpote uuiieatatia i'rimine ream, qiiod 
miiriset fortaliciie quibiiaciinqiie deniidefm' ae etiam totaliter defoniwtin’, j 
ita quod aolitm aeatrum patiatur et ex omni parle ipgina cirilatia uni- - 
enique ait Uber (ulitus et diseesaua. Bestimmter noch tritt da.s hen-or bei der 
nach der Unterwerfung Brescia’s gesprochenen .Sentenz, bei welcher alle ein- 
zelnen .Strafen des Ilochverrathes entweder ansdriicklich nachgelassen, oder 
aber ausdrücklich verhängt werden, wo also gar keine Veranlassung gewesen 


97. - 1. Kür die xuiettl vun TourtUAl. Kor&chungen zur H«ich.s- und Kircbenge* 
schichte 25, erörterte »Streitfrage, wie weit die Zerstörung Mailands gegangen, dürfte doch 
insbesondere zu beachten sein, dass hier Parfo nicht blos ein Staduhor, sondern rorzugs- 
weise auch das dem.sclben entsprechende .StadiTiertel bezeichnet; und danach bezweifle ich 
nicht, dass, wenn thatsächlich auch vieles unzerstört blieb, das Urtheil doch auf Zerstörung 
der ganten ^tadt lautete, uicht blos auf die regelmttssig als Milderung vurkommeude Zer- \ 
Störung der Befestigungen. 
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wäre, die nacligelas.-eue ZefsUirmig zu erwälmen, wemi diesellie nicht als lest-, 
stellende .Strai’e lietraelitet wurde: Hem de. eiulem el^mteutia indiil(/e.iitM, 
qiwd eii'Has predlcta, qite proptee ilietas eiiormee offenmi» uratro totaliter 
deslrui meruit, nmi deetruatur; — et. ne tatilu /acinora rcimiiiMnt iut- 
puiiita totaliter, dieimiis et proniitielainue, quod muri uMro-riouque tui'res 
et porte cieilatU predicte totaliter fimditiie deetruantur, et quod fosee 
aeu fossata, que siiiit extra dictos mitroe, hnpleantur et explaneutar; et 
predicta ßaiit expenaia homiiium dicte civitatia; — nee unquam reßeian- 
tar aine noatra eel llouuinoi'um reyia aeu impixatoria lieentia apeeiali.'^ 

In beiden Fällen ist von der BepflUgung des Bodens der zerstörten Stadt die 
Bode; wenn daher spätere Gesehiclitschreiber von der Zerstörung Mailands 
übertreibend melden, es sei über den Buden der Pflug gezogen und .Salz ge- 
streut, so ist das wenigstens in so weit niclit blosse müssige Erflndung, als sie 
eben ainiahmen, es habe Mailand das getroSen, was nai;h den Kechtsau- 
schauungen der Zeit eine hoohverrätherische Stadt treflen sollte, vollständigste 
Zerstörung, wie dieselbe in dem Bilde der Bepflügbarkeit des Bodens zu sehr 
treSendem Ausdiuoke gelangt. 

98. — Als regelmässige Milderung dieser Strafe habrm wir die Zer- 
störung der Befestigungen zu betrachten, wie sie in dem .Spruche gegen 
Brescia ausgesprochen wurde. Bei der Bannung von Pistoja und anderen 
tuszischen Städten 1313 wird die Strafe von vornherein nur in dieser gerin- 
geren Ausdehnung verhängt; der Kaiser urtlieilt: quod muri, murorum turrea 
et poi'te civitatum predielarinn — aumptibua et expeiiaia Itominum cieita-^ 
tum et eaatrorum predietorum totaliter diruantur et fuiiditua deatruaiitur;^ 
eiadem aumptibua et expensia oinnia foaaata et calla in ambitu ipaarum 
eiritatum et eaatrorum facta explanentur et devaatentur, et dietorum , 
murorum et vallorumet foaaatorum aolum aratrum patialur; et nuuquam 
muri, foaaata et ralla predicta reßeiuntur ahaque ceaaree eelaitudiuia ^ 
lieentia apeeiali. Und auch dabei handelt es sich um einen altliergebrachten 
Brauch; bei der Begnadigung gebannter .Städte, welche nach der .Strenge des 
Rechts völlige Zerstörung verdient hätten, bestand Friedrich I doch auf Zer- 
störung der Befestiguugen. So heisst es urkundlich bei der Unterwerfimg Pia- 
ceuza’s 1162: Placentini planahunt foaaatum in cireuitu civitatia et de- ~~ 
atruent murum civitatia et auhurbii in ciretütu; de turribua deatruendia 
non aiint diatricti — , aed imperator habet pofeatatem de eia faciendi, quic- 
quid ei plaeuei'it^ ; bei der gleiclizcitigen Unterwerfung von Brescia triöl die 
Zerstörung auch die Thürme, während es sich bei Bologna wieder nur um 
Mauern und Gräben handelt.^ 

Es liegt bei dieser .Strafe die Auflassung nahe, dass, wie die E.xistcnz 
des einzelnen Hochverräthers durch Hinrichtung zu vernichten ist, so die der 
.Stadt durch ihre Zerstörung oder durch Zerstörung wenigstens der B.anten. 

2. BShmer .teta 444. 

96. — I. fioselli 1, 313; auch Bühmer Acta 597. 2. .tc Moreoa. Mon. Gfnn. 

18. t)38. 633. 
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Wodurch ihr Cliaraktcr als .Stadt am wespiitlichsteii biKÜngt ist ; was dann zu- 
gleich dem Zwecke diente, sie der Mittel zu abermaliger M^idersetzlichkeit zu 
berauben. Doch bietet sich auch noch ein anderer Anknilpfung$|iunkt in der 
Zerstörung des Hauses des CJebannten, wie wir sie beim städtischen Banne 
fanden^, eine Massregel, welche wohl nur als altherkömmliche Rechtssitte bei- 
belialten wurde, da von der Abschreckung, welche in der Aufstellung jeder 
.Strafe liegt, abgesehen sich Zweckmässigkeitsgründe für dieselbe kaum auf- 
linden lassen, wie das bei der Zerstörung der .Stadt allerdings der Fall ist. 
Eine Eigenthiimlichkeit des italienischen Rechtes aber werden wir in beiden 
Massregeln nicht zu sehen haben. Fn den longobardischen Rechtsqnellen ist 
mir nicht die geringste .Andeutung aufgefallen. Droht der Kaiser 1035 den 
Cremonesern mit den gewöhnlichen .Strafen des Hochverraths, Tod und Kon- 
fiskation*, so wäre gerade da nächste Veranlassung geboten gewesen, auf die 
Zerstörung der Stadt hinzuweisen, wenn diese als regelmässige, nicht blos als 
willkürlich vom .Sieger zu verhängende .Strafe galt. Andererseits handelt es 
sich dabei um eine anscheinend altgermanische®, jedenfalls später in Frank- 
reich® und insbesondere auch in Deutschland weitverbreitete Rechtssitte. Die 
Zerstörung des Hauses, insbesondere des Geächteten, wird hier bis in das 
spätere Mittelalter häufig erwähnt. ’’ Eben .so finden sich aber auch entspre- 
chende Massregeln gegen die .Stadt Mainz wurde 1 1 63, wie jene italienisclien 
.Städte, venirtheilt zur Zerstönmg von Mauern, Thiinnen und Gräben.® Im 
Mainzer Recht 1235, und entsprechend im .Schwalwn.spiegel ®, heisst es von 
der Behausung eines Geächteten: Si eivitaa einn conunimiter arienter U- 
ntierit, si est murafa, mitriim eins iudex ferre destruat; Iwspes eins ul 
proset'iptus puniafur, dontus eins diruafur; si eivitas muro earet, iudex 
eam suecendatd^ Der engere Zusammenhang der Massregeln gegen die .Stadt 
und die einzelne Person tritt hier .sehr bestimmt heiror; auch im Privileg für 
Regensburg 1230 ist gerade für den Fall der Beliausnng eines .Aechters die 
Zerstörung des Hauses als gesetzliche .Strafe vorgesehen. ' ' .So könnten mög- 
licherweise allerdings deutsche Einflüsse sich hier geltend gemacht haben ; ob- 
wohl die feste Einbürgerung gerade in den italienischen Städten doch trotz 
des .Schweigens der ältem Quellen eher darauf hinweisen muss, dass es sich 
um eine schon früher Italien mit andern Läjidem gemeinsame germanische 
Rechtssittc handelt. 

99. — A'icI häufiger und bestimmter wird in den Urkunden die zweite 
Hauptstrafe des Hochverrathes erwähnt, der Verlust des Gutes. Es er- 
klärt sich das daraus, dass es sich dabei um eine .Strafe handelt, welche sich 
in vielen Fällen auch gegen den ungehorsamen Verbrecher sogleich ausführen 
liess. Zu häufigerer Erwähnung in den Urkunden war hier auch dadurch An- 
lass geboten, dass bei Verfügungen über das eingezogene Gut anzugeben war, 

98 .—] 9. Vgl. $ «0 n •.!. 4 . Vgl. s »3 n. 2. 5. Vgl. Wild« Str«fr. 283. 6. Vgl. 

Du Cange »d t. condemnare. 7. Vgl. Grimm R. A. 729. Oscnbrilggen .Mam. Strafr. 62. 
8. Vgl. Franklin Reich.skofg. I, 81. 9, Sebvib. Landr. 137c. 10. Mon. Germ 4, 317. 

11. Mon. Boica 31, 64<?. 
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worauf hielt da* VerfTlgungsreeht des Küttigs gründete. .So liegen tttts von 
Heinrich II eine Reihe L'rktttideti vor, durch welche er kotifiszirte Güter von 
Ilochverräthem au Kirchen schenkt'; K. Koiirnd .schenkte uni 1035 das ge- 
saoinite, durch Hochverrath verwirkte Gut der freien Uewohner von Creinuna 
an das dortige Bisthum.''^ 

ln V'erbindung mit der Ungnade des Königs, also doch wohl in Folge 
einer Baomsentenz wird daun der Verlust der Güter betont in einer Urkunde, 
in welcher ich, wenn auch die Ausdrücke noch nicht genauer entsprechen, ins- 
liesomlerc eineLö.'-nng iler Person vom Banne nicht Itcstimniter hervurgehobeii 
wird, litvs frülie.ste Zciigni.s.s fiir die Anwendung des später üblichen Reichs- 
bannverfuhrens sehen möchte. K. Heinrich sagt 1116: A. H W. fratribus, 
ßlii» Tiirrisii’itsis ivmiti», ffratiam noetram reddiditmu, et quivquid 
jnUer loritm rel i/tei iriid patrem nontrum — eel et'ga nos delitjiierunt, 
cts loiidotuifhintx et omiieiii querüitoniam, quam super eos usque nunc 
hahttiniiis, Cts remUtimtix; insuper omnia bona, quae pater e(yrum, dunt 
cM'tV, hablitt et /eniiit, qiiiie etlamsub bannu nostro positavel aliquo modo 
derenta fimaint, per hoc tprum preceptum reddidtmus.^ 

ln 1>t‘.stimnitester ^'erbin(lllug mit dem Banne finden sich dann besonders 
genaue Angaben über den \'erhist der Güter in dem Urtheile gegen Crema 
1159; tpsns tWmriiJiee hogles impei'ii iiidtciwiinus et de ipsis Udem legem 
in-nmiilgaeimas: (^Moniinn Crema ei onines Cremenses sid> nostro sunt 
banno positi, statnimns et imperiali anctoritate nostra conßrmamus, ut 
omnes tarn Cremenses , qitam Mediolanenses seu lirLrienscs sive cetere 
itiuleciinqiie shit persone, qiie in tempore hoc in Crema sutd, tarn feudiim 
quam etiam allodiicm totum amittant. Et /eudum ad dominum reverta- 
tiir, et dnmini liberum nmodo habeant potestatem f eudum intromittendi 
nostra auetoritate ac tenendi et quiete possidendi. Nos enim et pet'sonas 
eorum et bona publimiümus, lUi vero qui sunt de ecclesiarum familiisi 
et feudum et allodium amittant, et eorum domini utrmnque nostra auc- 
(oritate intrenl et tencant. Liberorum vero allodin ad nos sfieetare de- 
cemimus. 

Damit stimmt durchweg überein, was bei andern Urtheilen über die Ein- 
ziehung der Güter gesagt wird. Dass die L e h e n an den Herrn zurückfäUeii, 
ist auch sonst wohl ausdrücklich betont; so bei Aechtung des Markgrafen von 
Este 1 239 : cuncta eorum bona et posscssiones ubicumque fuerint, que a 
dominis tenent, in eos donuuos rererti precipimus, et que ab imperio, im~ 
periaU camere eonßscamus; damit hängt dann zusammen, wenn Vasallen 
und Hörige ihrer Verpflichtungen entbunden werden: eorum vasallos et siv- 
‘•os, si nmndatis imperialibus se obtiderint parituros, euiuslibet ßdelitatis 
et servitutis modo, qno eis tenerentur, omnino ahsolvimus, ut eis de cetera 
nullius ßdelitatis vel eonditionis rinciilo sint adstricti. Der Verlust nicht 
blos der gegenwärtigen Lehen, .sondern auch des Erbrechts in Lehen ist 
da wohl immer stillschweigend eingeschlossen, auch wenn man ihn nicht aus 

W. — 1. HroTsna :)85 :587. Ü!)2. 3!J4 2. Oghelli 4. .595. 3. Antiq. It. 2. 39. 
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dein im zwölften Jiilirhinuieite nuch nicht erwähnten Verluste der Rechts- 
fähit'keit ableiU-n will; bei besonderer Veranlassung findet es sich ausgespro- 
chen 1 1 59, wo der Kaiser erklärt, dass er den Mailändern alle Gäter abge- 
sproehen habe, insbesondere aber auch den Erben des Guido und Albert von 
Melegnano, und demnach alles, was dieselben zu Maleo zu Lehen hatten, der 
Kirche von Creniona heinigefallen sei, und hinzufügt: Xostra etiam intperiali 
anttorHate 'predictin J^redihus iitg auccegsionis in, •prffatum feudum pro~ 
hibemns atque aiiferimiia, (am in eo feudo, quod Odo de Melepnano ibi 
teniiil gen eing fnil, quam omniiim, qni de parentela eorum rehug hiaiut- 
nig ea'empii gituf vel adhuc gupergunt vel in /uturutii e.vinientur, et ab 
om)ii pelitioiiig int\i tain poggesgioiüg qiiam pertinentie eog excludimug.^ 

Bezüglich des Eigen wird nur bei jener Verurtheilung von Crema 1159 
genauer unterschieden zwischen dem Eigen der Freien und dem Eigen der 
Unfreien, zunächst der Kirchenleute. Letzteres fällt wie das Lehen an den 
Herrn, ganz entsprechend der .\nschauung, dass das Eigen eines Unfreien 
eigentlich Eigenthum seines Herrn ist. Dieselbe Bestimmung findet sich auch 
in den deutschen Rechtsbücheni ^ insofern, als das Eigen der Dienstmannen 
nicht in die Gewalt des Königs fallen, sondeni in der Gewalt des Herrn ver- 
bleiben soll, wodurch aber ein Uebergang auf die Erben nicht gerade ausge- 
schlossen erscheint, nicht gesagt ist, dass es zu freier Verfügung des Herrn 
steht. 

100 . — Bezüglich des E i g e n s d e r F r e i e n ergibt sich ehie .Abwei- 
chung zwischen italienischem und deutschem Recht. Auch in Deutschland 
hat die Oberacht immer zur Folge, dass der Geächtete sein Eigen verliert, 
nicht aber die Konfiskation dessell>en. .Allerdings dürfte es keinem Zweifel 
unterliegen, dass wenigstens im zehnten und eilften Jahrhunderte auch in 
Deutsollland das Eigen des zum Tode verurtheilten Hochverrätliers ohne Be- 
rücksichtigung der Rechte der Erben für das Reich eiiigezogen und vom Kaiser 
frei darüber verfügt wurde. ' Handelt es sich dabei um ein Kontuiiiazialur- 
theil, so erscheint dann allerdings die Oberacht mit der Konfiskation verbunden. 
Ob das auch später wenigstens dann noch der Fall war, wenn die Oberacht 
w'egen einer Klage auf Hochverrath erfolgte, ist zweifelhaft; Heinrich dem 
Löwen wurde wohl zweifellos auch sein Allod abgeurtheilt, aber schwerlich 
dem Kaiser zu beliebiger Verfügung zugesprochen, da von irgend einer A'er- 
fngung über das .Allod nichts bekannt und nirgends angedeutet ist, dass 
dasselbe auch seinen Kindern verloren gewesen wäre, wenn er es nicht auf 
dem Gnadenwege zurückerhalten hätte, ln den Xachrichten über s|iätere ent- 
sprechende Verurtheilungeii, so Friedrichs von Oesterreich 1235, Ottokars 
von Böhmen 1276, ist vom Eigen nicht die Rede, wird überall nur der Ver- 
lust der Reichslehen latent. Es wird anzunehmen sein, dass die Konfiskation 


99. — 1 4. Bshmer AcU lül. 5. Sich», bindr. I 38 $ 2. DeutscheosP' 44. Schwkb. 
f.andr. f.sKsb. 4t>. 

100. — 1. Vgl. Franklin Rt’idi.bufg. I, 22 n. 1 ; 25 n. f ; 27 n. 1 ; 30 n. 2; 33 n. 1 ; 
45 n. 2. 
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auch des liegenden Gutes, welche in Deutschland t'riiher uhne nähere Bezie- 
hung zur Acht als besondere .Strafe nur des Ilochverraths vorkoinnit, über- 
haupt dadurch abgekonimen sein dürfte, dass auch Irei llochverrathsprozessen 
weniger die erhobene Klage, als der zur überacht führende Ungehorsam ins 
Auge gefasst wurde und man danach nicht mehr über die ohnehin mit der 
überacht verbundenen .Strafen hinausging. 

Denn so weit genauere Zeugnisse zurückreichen, ergibt sich als Wirkung 
der überai;ht, dass zwar der tieächtete sein Eigen verliert, dass aber nur 
seine fahrende Habe konfiszirt, dagegen das liegende Gut seinen Erben 
erhalten wird, wenn auch gegen Einhaltung gewisser Bedingungen, durch 
welche insbesondere verhütet werden soll, dass dasselbe nicht dennoch dem 
Aechter zu (Jute koinint; nur eventuell verfällt dasselbe dem Heiche. Die 
altern Zeugnisse lassen da allerdings kein L'rtheil zu, da durchweg nur von 
der Aechtung von Hochverräthem die Rede ist. .Später finden sich die be- 
stimmtesten Zeugnisse. So heisst es im Friedensgesetze von 1085 vom Frie- 
densbrecher: aligque imtui siuniituum aiit amkcn'um interventione finibm 
vonfiniiim siionim fxpcUntur, totinnqui' pranliitm eins luwdeseui tollanl, 
etai hem’fictum luibiuirit, dominus ad quem pertinet iUud aceipiat; si vei'o 
heredes sui aliquid iüi postquam erpulsHs fuerit aubsidium et sustenta- 
eiilttm inpetidisse im-enti fuet'inl et eonvieli, predium iüis au/eratur et 
reqiae dipnitati matteipetur. Ini lleiclisfriedensgesetze von 1103: Si quis 
effufferit hoe iudieium, beneficium si hahet, ilominus suus aibi auferat, 
patrimemiinn copnati sui Uli auferant; im gleichzeitigen schwäbischen Land- 
friedeusgesetze: Si quis comiptor pacis aufaperit, dux vel eoiihes vel ad- 
vocatus — ’praedia violatoris paxis au/erat et detiiieat tarn diu-, quam diu 
eorruptor pacis vivai, et post corrupturis pacis mortem Ito'cditulcm Ite- 
redes eins assequantur; im Friedensgesetze von 1156: Si vero jnicis ■rio~ 
lator a facie iwlicis fuperit, res Aus mobiles a iudice in populo publi- 
ceiUur et dispetuentur; heredes autem sui hereditatem quam Ule tenebat 
recipiaut, tali conditione imposita, ut iureiuruiuh spondeatur, qtutd Ule 
pacis violator nunquam de cetera ipaorum coluntate aut eonsensu (diquud 
emolumentiim iiide perApial; quod si heredes, uegleeto poetiiwdum iuris 
ripore, hereditatem A dimiseritit, comes eandem hereditatem repiae ditioni 
assipnet, et a rege iure beueßeii rccipiut ; nach dem Friedensgesetze K. 
lleinriclis um 1223 sollen die Lehen der flüchtigen Mörder vom nächsten 
llemi binnen vierzehn Tagen eingezogen werden, sonst vom höheren Herrn, 
endlich vom Könige; proprietatem autem ipsocum Iteredes piUitAmireeipient; 
quod si neplexei’int in/ra quatuordecim dies, dominus provincie ca recipief 
et si( Herum usque ad dominum inipeAi produ-'cntur.- Damit stimmen die 
.Vngaben der deutschen lleclitsbUchcr; das Eigen dessen, der Jahr und Tag 
in des Reiches Acht ist, lallt nur dann in die königliche Gewalt, wenn er keine 
Erben hat oder die Erben es versäumen, diisselbe binnen Jahr und Tag in 
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Anspnicilzu iiphmeii*; die tklireiide ilabe kuinmt an da» lieicli, welche» daraus 
die Sehidden zu decken hat. ' 

Wir finden denn auch (erwähnt, das» in Einzeltällen deingeuiäss vurge- 
gangen wurde. Bei der .Vechtung der Mörder K. Pliilipps 1 208 werden Aemter 
und Lehen derselben an andere gegeben, rcditibua prediorum heredibua 
i’oi'iim deb-gatia) bei der Aechtung Friedrichs von Isenburg 1225: feiidu 
libei'a adiudicata sunt doiidnia suia, allodia Um so aufiallender 

ist es, dass K. Heinrich 1309 bei der .Vechtung der Mörder K. Albrechts das 
Eigen derselben dem Reiche verfallen erklärte; allerdings nicht ohne Wider- 
spruch, da die Herzoge von Oesterreich als näcliste Erben das Eigen des 
Johann Parricida in .Vns]>rucli nahmen und dasselbe vom Könige auch er- 
hielleu, aber ohne dass ihnen anscheinend ein Recht auf dieselben zugestanden 
worden wäre. Bei dem besondem Gewichte, welclies in dem Urtheilsspniche 
darauf gelegt wird, dass alle Sprüche erfolgt seien nach der Kaiser ge- 
schriebenem Rechte, dürfte diese entschiedene Abweichung vom deutschen 
Rechte doch wold durch Geltendmachung römischer Rechtsbestimmungen zu 
erklären sein.* 

101 . — hl Italien dagegen erscheint die Konfiskation des freien 
Eigen mit dem beständigen Banne an und für sich verbunden, mochte für 
das ganze Verfahren das Verbrechen des Hochverraths den Ausgangspunkt 
bilden oder nicht. Bei dem Urtheile gegen Crema erklärt der Kaiser dasselbe 
nicht allein im allgemeinen als dem Reiche verfallen, sondern wir finden auch 
alsbald Verfügungen über dasselbe; er verlcilit .Vllodien gebannter Cremenser 
an die Kirche von Cremona, gebannter Mailänder an den Tinto von Cremona. ' 
Von dem wegen hartnäckigen Ungehorsams beständigem Banne verfallenen 
Grafen von .Savoien heisst es 1189, es seien ihm abgesprochen unireraa al- 
lodia et feuda, qae ipae intin finea lioinani imperii poaaidebat; erst nach 
seinem Tode seien sie durch Gnade wieder an den .Sohn gekommen. Von den 
Markgrafen von Incisa 1191, weil sie sich nicht zur Verantwortung stellten, 
quHin eoa nuirchio lionifmhta aecuaaret de prodilionia crimine, tarn in 
peraonia, qiuiin. In rebtta cunae noalnie aententia condeinnutU poetiam 
bannt inßijcitnua et otmda, qutie ante teinpiia eondeinnationia tenebant, 
aive eaaetit allodiu aive imtedia'^, Jioni/acio marelüoni Montia/eiTati et 
lieredlbua auia in reetnnt /eiidum dedimua. Bei der Banuung der Grafen 
von Casaloldi 1220, als deren Grund nur Verharren im Ungehorsam ange- 


100 . — ] 8. Stichs. I.andr. I 38 § 3. Deutsebcusp. 43. Schwäb. I..sndr. Lossb. 45. Vgl, such 
Wilds Strafr. 520. Osenbrüggon Alam. .Strafr. 103. 4 . ScbvSb. laindr. 387 11. 5. Vgl. 

Franklin Rcichshorg. 1. 104 n. 2. 107 n. 2. Autrallend ist nur. dass 1234 der Kaiser die 
Söhne des Heinrich ron Rarensburg in KigengUter wieder einseut, welche ihnen praplar 
ffiyrrminm v(t delietum p*irentuta encxogen waren. Da aber dir Restitution erfolgt, ciitii 
/Hitrii intguihUfm jUiu4 ftortare non ta pttnbiUtr amifriotie pi-oprUunä poiemr. 

und i'rincipiin dictantf lenUntia. so dürfte es »ich weniger um Gnade, als um RUckglngig- 
maebung einer ungerechten Massregel bandeln. Huillard 4. 501. (l. Vgl. Mon. Germ. 4, 

407. B.'bmer Reg. Henr VII, n. Itil —166. 
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geben wird, heisst es; ömnia hoim enrum iuhi'miin lihh'iimqiie fiierint ro»- 
fincari »ine aliqna gpe remisnioni» seit reroeatimiis. Und damit das um so 
sicherer zur Ausführung kommt, werden die Güter demjenigen versjir<x;hen. 
der sieh ihrer bemäiditiet; Qiiienmqiie de honis ipsoriim dethiennl vel e.r- 
lime orrupnverint sive qiweiimqiie alio modo aeqiiisierinf, lihere possideant 
et aoetnritate. noslrii detineant. 

Entsprechende Bestitnmungen finden sich in den Sentenzen K. Hein- 
richs VD. Aber während früher, wenigstens nach den Zeugnissen über Mailand 
und Crema, das Eigen aller Einwohner einer gei>annten Stadt konfiszirt wurde, 
macht sich hier derselbe Unterschied geltend, wie liezüglich der Todesstrafe. 
Bestimmt ausgesprochen wird die Konfiskation nur bezüglich des (Jutes derge- 
l>annten Gemeinde und der namentlich Gebannten; wobei bei der Bannung ge- 
nannter rremoneser ausdrücklich bemerkt wird, dass auch die .Söhne derselben 
das Erbrecht darauf verlieren. Dagegen heisst es bezüglich der übrigen Ein- 
wohner gebannter .Städte nur, dass es jedem gestattet sei, honn ipsonim cu- 
pere et habere; bei der Aechtung von Mstoja mit der Bestimmung: nostre 
nirie de honis ipsoriim, que reperit, diias partes adsiqnando, etsibi tertiam 
resipnando. Das ist wohl Uberhau[it nur von Mobilien und Früchten des 
liegenden Guts zu verstehen; wäre es aber auch nicht darauf zu beschränken, 
so würde sich doch immer noch ein grosser Unterschied von der Konfiskation 
ergeben, durch welche alles Gut bestimmt als verwirkt erklärt wird, während 
es sich hier nur um die Gestattung der Wegnahme, um die Möglichkeit des 
Verlustes handelt. Daraus mag auch zu erklären sein, dass bei der Verur- 
theilung der lombardischen .Städte 1226, welche doch zweifellos als bestän- 
diger Bann anfzufa.ssen sein wird, von Konfiskation nicht die Rede ist. Das 
schliesst denn aber freilich auch hier nicht aus, dass wenn die .Stadt in die 
Gewalt des Königs kam, auch allen Einzelnen als Hochverräthern ihr Gut 
konfiszirt werden konnte; bei demUrtheile gegen Brescia 1311 wird ausdrück- 
lich bemerkt, dass nur aus Gnade den Einzelnen ihr Gut l>elnssen, da.s Ge- 
meindegut aber wirklich konfiszirt wird. 

102. — Diese Konfiskation des Guts in Italien ist gewiss zunächst als 
.Strafe des Hochverraths zu fassen und nur desshalb immer mit dem bestän- 
digen Reichsbanne verbunden, weil bei diesem, mochte die Beschuldigung einer 
hochverrätherischen Handlung das Verfahren veranlassen oder nicht, schon 
der luigehorsam selbst als Hochverrath betrachtet wurde. Allerdings scheint 
es nahe zu liegen, dieselbe gerade beim Bannverfahren damit in Verbindung 
zu bringen, dass schon iiai'h älterem italienischen Rechte d.as Ungehorsams- 
verfahren in .Strafsachen sich durchaus an das Gut hält, welches mit Beschl.ag 
l>elegt wird und nach Ablauf eines Jahres dem Fiskus zutällt. ' Dem schliesst 
sich der städtische Bann in so weit näher an, als auch dieser sii'h vorzugs- 
weise an das Gut hält, insbesondere auch bei lösbarem Banne durch Beschlag- 
nahme desselben Gehorsam zu erzwingen sucht.* Dagegen scheint es nun sehr 
lieachtenswerth, da.ss dem Reichsbannverfahren die Beschlagnahme des 
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Gutes als prozessualiselies Zwaiigsinittel ganz fremd ist. Beim lösbaren 
Reiehsbanne erseheint als Zwangsmittel lediglich die Entziehung des Rechts- 
schutzes, die sich allerdings nicht blos auf die Person, .sondern auch auf das 
(Jiit erstreckt^, aber doch etwas durchaus verschiedenes ist von der nie er- 
wähnten Beschlagnahme des Gutes für das Reich'*, welcher dann als .Steige- 
rung die Konfiskation bei unlösbarem Banne entsprechen würde. Es zeigt sich 
detnnach ein durchgreifendes Abweichen von dem früher in Italien üblichen 
rngehorsamsverfahren bei .Strafsaclum, welches doch kaum lediglich daraus 
zu erklären sein wird, dass eine Beschlagnahme des Gutes, wie sie allerdings 
in der Gewalt der städtischen Behörden lag, von der Reichsgewalt sehr ge- 
wöhnlich nicht durchziifülmen war ; denn dasselbe Bedenken träfe ja auch die 
vom Reüche verfugte Konfiskatiom Gerade dieses Zurücktreten der Mass- 
regeln gegen das Gut beim italienischen Reichsbanne scheint mir darauf zu 
deuten, dass die Gestaltung desselben durch das deutsche Achtsverfaliren be- 
einflusst war, welches ja auch in erster Reihe den Gehorsam nur durch Ent- 
ziehung des Rechtsschutzes zu erzwingen sucht. Und wieder entsjiricht es 
diesem durchaus, wenn nur dann, wenn auf Gehorsam nicht mehr gerechnet 
wird, der Gebannte endgültig sein Gut verliert. Und zeigt sich da in Italien 
ein strengeres Vorgehen, indem das Eigen nicht blos ihm persönlich abge- 
sprochen, sondern konfiszirt wird, so wird das daraus zu erklären sein, dass 
man sich daliei an die Bestimmungen des italienischen Rechtes über die Be- 
strafung des Hochverratlies hielt. 

103 . — Verfiel da.s ganze Vermögen des zu beständigem Banne Venir- 
theilten dem Reiche, so hatte die V e r u r t h e i 1 u n g in eine G e I d s t r a f e, 
wie wir sie beim lösbaren Banne finden, keinen .Sinn. .Sie fehlt daher auch 
überall, wo die Oberacht über bestimmte Personen verhängt wird. Allerdings 
Iiestätigt K. hhiedrich 1220 bei der beständigen .\echtung der Grafen von 
Casaloldi die Ober sie vom Legaten verhängte Bannstrafe von tausend Mark; 
aber da ihnen noch eine letzte Frist gestattet war, wird das so anfzufa.s8en 
sein, dass sie die .Strafe zu zahlen haben, auch wenn sie während dieser Frist 
gehorsam sind, während der Kaiser ihnen früher einen Termin unter Nachsicht 
der .Strafe gestellt hatte. Dann aber finden sich in den Sentenzen K. Hein- 
richs VII bestimmte Geldstrafen über die geächteten .Städte und deren Ein- 
wohner verhängt; bei Padua von zelmtatrsend, Florenz von fünftausend, Lucca 
und .Siima von dreitau.send, Panna von zweitausend, Reggio und Pistoja von 
tausend, Volterra von sechshundert, Grosseto und andern tuszischen Orten 
von fiinfhundert Pfiinii Gold. Es wird das daraus zu erklären sein, dass die 


102 . — ) 8. Vgl. § 74. 4. Allerding.s heisst es 1232 bei einem zu Aprocina Tor dem 

Kaiser gf^fälllPn Spruch^:- Pro»unjffütn»ff ftimn hrtmt eomunin ft 
odnotf.mdn WTta ordinfm quüt j)frfmjttf>rif eitfUi ft rfqvititi f>ro 

cufatiimib*ii ttntfdictif »« itatuto termim» ff —‘ mmimf frrfffntantnt. Huillard 4 , 41 J). 
liens« sich ilabci auf ein .selbsUt&ndigeK Anschliessen an die r«imiscli€ Adnotatio bonorum 
schlipsseii. wenn nicht Sache und Ausdnirh so genau auch dem KUilischen Rechte ent- 
«prSchen (vgl. C'onst. Sic. bei Huillard -4. 74). daKi« ein Anschhi!>i<^ an dieiiev nicht zu be* 
zweifeln ist. zumal Peter von Vin#.i einor der beiden nnheilenden Richter Kt 
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Konfiskation nur das Gilt der iianipntlich geäclitetpii Person oder der geäch- 
teten Gemeinde traf. Bei Aechtung genannter Personen wird demnach auch 
eine solche .‘strafe nicht erwähnt. Dagegen war sie anwendbar gegen die ge- 
ächtefe Gemeinde; wurde das Gemeindegiit konfiszirt, so blieb doch das Gut 
der nicht namentlich ge8i;hteten Gemeindemitglieder zur Aufbringiinii der .Strafe 
weniestens in dem Falle, dass nicht etwa auch diese nachträglich zum Verluste 
ihres Gutes verurtheilf wurden. Beim Urtheile gegen Brescia 1.111 tritt das 
sehr deutlich hervor. Den einzelnen Bewohnern wird ihr Gut aus Gnade be- 
lassen; das gesammte Gemeindegiit aber wird konfiszirt und zugleich eine 
Geldstrafe von siebzigtaiisend Goldgulden auferlegt, welche von den Einwoh- 
nern, diejenigen, welche gehorsam blieben, ansgennmmen, atifziibringen ist. ' 

104-. — ,Ms weitere .Strafe erscheint der Verlust der Privilegien 
im weitesten .Sinne des Worte.s, aller vom Reiche den Gebannten früher ver- 
liehenen Hoheitsrechte, Ehren und Freiheiten der verschiedensten Art. .'S!) 
weit diese lehnbar waren, war das schon an und fiir sich durch die Einziehung 
der Reichslehen gegeben, .\iich davon abgesehen, lag es in der Natur der 
.Sache, dass derjenige, der als VerrSther des Reichs venirtheilt wurde, sich 
irgendwelchen Vorrechtes, welches ihm vom Reiche imdem gegenflljer ver- 
liehen war, nicht mehr erfreuen durfte. Wir fanden den Verlust der Privilegien 
denn auch schon mehrfach als dauernde .Strafe da ausgesprochen, wo es sich 
nur um eine .Schärfung des lösbaren Bannes handelte. * Um so sicherer winl 
der Verlust der Privilegien immer mit dem beständigen Banne verbunden ge- 
wesen sein, wie das mehrfach ausdrücklich ausgesprochen ist. .So 1239 bei 
Aechtung des Markgrafen von Este: »ywo« proiUtorf* eorumquf ßliog et «e- 
quaeex — omni honore, omni ilominio, omuiqiie im'l»ilirtinne, qiutin ohti- 
nerentrelohtinnerintahimperio oive oh alii», qni opertqrent tut impei'iin)i. 
privamtm et penitns Kpoliamu«. Bei den Aechtungen gan/4«r .Städte trilTt das 
sowohl die Gemeinden, als alle einzelnen Einwohner; so 1226 bei Aechtung 
der brnbaidi-schen Städte: tarn imiverso* quam tinpulox privavimiti omni 
iurhdirtiime tom rivilium quam crinmialiinn, tarn voluntnriarum quam 
ronfenriotartim, ilotinrum^ feudorum, donationum, pririlepiitrum, repa- 
lium, hanoriiin, omnium o/ßeiorum iiidienfiiii, tahelUonatu«, tnixxomtm 
repix, potegtarie, eonxiilatux et moiietarum; privat'hnux etiam xetitentia- 
liter firiMex i>redi<’tm et eivex earum hiix omnihiix, que poxxent eix e.r 
pore (’onxtaneie nniverxix et xinpuUx prnveitire, ae eeterix omnibux, que ah 
imperio xeii iniperatorihux xiijtradictix — aut a nohix timent, hahent xeu 
poMxideut, tenuerunt, luihueruiit xeu poxmderimt; dahin ist wohl noch weiter 
zu zählen, dass Vavassoren und Ka[iitane Ehren und Titel verlieren, da.ss 
alle bisherigen .Statuten ungfiltig sind und neue nicht gemaidit werden dürfen, 
dass die Schulen für immer aus jenen .Städten verlegt werden. Auch in allen 
Sentenzen K. Heinrichs VII wird der Verlust der Privilegien aiusgesprochen, 
sowohl ftlr die ganzen .Städte, wie für alle einzelnen Eitiwohner; insl)esündere 
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wird immer ausgesproclien, da<s die ludiees und Notare der Stadt ilii-e vom 
Keiclie verliehenen Amtsbefugnisse verlieren. 

105 . — Daliei handelt es sich um Vorrechte. Nach deutschem Rechte 
verliert aber der für immer Geächtete nicht blos etwaige Vorrechte, sondern 
es trifft ihn Verlust von Recht und Ehre überhaupt; so heisst es 1187 
von dem, der .lahr und Tag in der Acht verhante: vnii't^xo hin’ ft honoif 
et leiialltnte »iia lyrivatim hnheatiir, ita iit in ferenJo tentinmnio vel ail 
l•alt.‘)a>ulltm de eeteiH) neqitaqttam sit ndmitlemliui* ; eine Reihe von Einzel- 
fiilleu stimmt damit überein. In Italien finde ich Rir Entsprechendes kein 
Zengniss vor dem dreizehnten Jahrhundert; nie wird bei Verhängungen oder 
Lösungen vom beständigen Banne darmif hingewiesen, dass die Gebannten ihr 
Recht verloren oder wiedergewonnen hätten. Wo es sich um nanientHch Ge- 
bannte, um Vernrtheilung zum Tode und zur Konfiskation handelte, konnte 
man es für überflüssig halten, darauf hinzuweisen. .\ber auch bei nicht na- 
mentlich Oebaimten fehlt jede .\ndeutung. Durfte man sie ungestraft an Person 
und Gut verletzen, so entfiel damit allerdings ihr Klagi'<*cht; fielen sie, was 
nur vereinzelt vorkommt, in Knechtschaft, so verloren sie ihre Standesrechte. 
Das sind aber doch nur Minderungen der Rechtsfähigkeit, welche sich mittel- 
bar aus anderen Massregeln ergeben; als selbstständige .Strafe scheint der 
Verlust von Recht und Ehre den italienischen Rechtsanschauungen fremd 
zu sein. 

Im dreizehnten Jahrhunderte findet sich dann auch in Italien beim be- 
ständigen Reichsbanne als entsprechende .Strafe die Infamie verhängt, welche 
aber zw eifellos aus dem römischen Rechte übernommen wurde. Urkundliche 
Erwähnungen der Infamie überhaupt sind mir zuerst aufgefallen in Privilegien 
K. Friedrichs I; 1158 bestimmt der Kaiser, ut hie iwta pnniatiir in famie, 
wer gegen das Pritüleg handelt, dasselbe arglistig auslegt oder darüber vor 
einem anderm Richter, als dem Kaiser klagt'*; ähnlich heisst es 1159 von 
denjenigen, welche die gewährUm Rechu* arglistig verkfimmern, und von den 
Richtern, welche sich bei ihren Entscheidungen nicht daran binden wollen: 
cum nota infamie ipxo iitre eint pleetendi.^ In engstem .\nschlusse an das 
römische Recht findet sie sich dann in zwei Entscheidungen K. Otto's 1212; 
er entsetzt den Azo von Este tiunejitam enepeetiim et infamie note eubiec- 
tinn der Vormundschaft ül»er seinen Vetter, und droht allen, welche diesen 
Entscheidungen zuwiderhandeln, qnod perpetne infamie manthtm enheani, 
als Wirkungen der Infamie ausdrücklich Unfähigkeit zu Aemtem und Wfirden, 
zum Postuliren, zmn .\bschluss von Verträgen, zum Antritte einer Erbschaft 
hervorhebend.* 

Doch scheinen das bis dahin mehr vereinzelte, zufällige Erwähmmgeti zu 
■sein; im thatsächlichen Rechtslebcn dürfte die Infamie noch kaum zur Geltung 
gelangt sein. Tritt das später iM'stimmter hervor, so mag nicht ohne Einfluss 
gewesen sein, dass das kanonische Recht die Infamie in vollem Umfange aus 
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dem römischen Rechte beibehielt. Demi besonders betont finden wir sie 1220 
in den Gesetzen K. Friedriidis zu Gunsten der Kirche, von welclien wir schon 
früher bemerkten, dass sic vorzugsweise durcli kirchenreclitliclie Geshdits- 
punkte bestimmt sein dürften.* Ks heisst zunächst von den .Stadtobrigkeiten, 
welche fortan .Statuten gegen die Rechte der Kirche erlassen, und von denen, 
welche danach richten: «int ex tnne ipso iitre in/uiiu’s, ipioruin sentenfias 
et aetns idios legitimos stafnimns ali(jiitfteniis non teuere. Hier kommt 
denn auch, .so weit ich sehe, die Infamie zuerst in Vi-rbindung mit dem Banne 
vor, wenn auch nicht gerade durch denselben begründet'; es heisst von den 
überwiesenen Kctzerü: perpetini dauimimits infamia, diffulnmns alqiie 
hannimns; von den der Ketzerei Verdächtigen: tnmquant infames et han- 
niti ah oiimihiis haheantar; vom .Schützer der Ketzer aber, dass er gebannt 
sein soll, und wenn er sich binnen einem Jalire nicht von der Exkommunika- 
tion löst: e.vtane ipso iure sil fu'tas infamis, nec ad publica offieia seu 
Consilia vel ad eligendos aliqaos ad huiasiiwdi, nec ad testimoniain ad- 
mittatur; sit etiain intestahilis, ul nec tcstaiiuoiti liheram haheat factio- 
nein, nec ad luTcditat-is successioncm aecedat ; nidlas preterea ei saptv 
quoeumque negotio, sei ipse tdii respondi're cogatur; quod si forte iude.v 
e.rtitiH’it, eins SioUentia nullam obtineat ßrmitatem, nec cause alique ad 
eins audientiam perferantur ; si fueiutadcoeatus, eins patrociniuin nulla- 
tenas oilmittatar ; si tabellio, instrumenta confecta per ipsiim nullius pe- 
nitus sint nwmenti.^ 

Die Infamie erscheint hier wesentlich als selbstständige .Strafe, da zumal 
in dem letzten Falle keine der sonstigen .Strafen des beständig^^ Bannes ge- 
droht wird. Fand sie abi'r überhaupt einmal Eingang in das Remtsleben, so 
musste sie insbesondere auch bei Ilochverrath .Anwendung finden. Der engste 
.Anschluss an das römische Recht, welclu'S die Infamie ülier die .Sühne hinge- 
richteter Uochverräther verhängt, zeigt sich insls-sondere in der Formel des 
Oculus p^storalis für die Unterwerfung einer geächteten .Stadt; es wird den 
sich Unterwerfenden vorgehalten, dass sie als Majestätsverbrecher Leben und 
Gut verwirkt haben; et propter scelei-a nefanda parentani filii poenas de- 
bent pati gravissinvts, et qiiia qn’opler tantum scelus efficiuntur infames, 
et quia lege prohibentc nulli sueeedere possunt; et reputahitur eis in prae- 
miam, quod poenas non habeant capitales.^ Um so näher lag es, die Infamie 
gegen gebannte Uochverräther selbst, deren man nicht habhaft war, oder auch 
gegen die Einwohner gebannter .Städte zu verhängi-n. So wird sie denn auch 
au.sgesjn'ochen bei derBannung der lombardischen .Städte 1226: rtein priea- 
i'innis cos Omnibus legitimis aetibus, ita quod non habeant ins testandi, 
tcslificandi, alienandi et succedendi ex testamento vel ex intestato, nee m- 
piendi ex causa donationis intcr vivos vel ex causa tnortis vel iure eodi- 
tillorum vel alio quolibet modo, et quod ipso iure perpetuo sint infames; 
’iie wird hier ausserdem als selbstständige .Strafe gedroht denen, welche gegen 
das Verlsit des Kaisers in d(‘ii geächteten .Städten A'orlesimgen halten oder 
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Ilören: pefpelua in famla ilftiotanl^s, officiis, honoribus et leglthnh aeti- 
huK prii'ante» (‘ondt'm. Das wird denn aiicli 1227 bei der durcli den Pabst 
veniiittelten Lösiiiiff dnreli den Kaiser betont: unirn'tioa et ainguloa — reati- 
tiieiitea m mteiii'iim in omiiibiia et per omnla aiio alalui atque ftniw, 
remitlemio infamiant onmem et pemmi, (pte aeriite annt e.v aJiqiio predlr- 
tornnk, ita quod ea, qiie per ens medio tempore aeta annt, non obatantibua 
aiijrt'adietia, robtir obtineant, quod alioa dehnerant obtinere.^ Doch sclieinl 
es nicht, dass man die Infamie schon allgemein als mit dem l>esländigen Hanne 
verbanden Iietraditete, denn bei der Verurtheiliing der (Grafen von Casaloldi 
1220 lind des Markgrafen von Este 1229 fehlt jegliche Andeutung. 

Hegelinäs.sig wird in den Sentenzen K. lleinrielis VII die Infamie aiis- 
gesjiroelieii, doch zimäehst in der Hescliränknng auf namentlich Gebannte und 
ausserdem auf sämmtliche Beamte, Jiidices, Advokaten und Notare der ge- 
liannten .Städte. Dass sie als Strafe des Hochverraths gefasst wird und dem- 
nach den Bestimimmgen des rötni.schen Hechts gemäss auch auf die Kinder 
üliergeht, ergibt sich insbesondere ans der Vcriirtlieiliing der Brescianer 1211, 
bei welcher der Kilnig nur aus Gnade liewilligt: quod nee ipaoa nee ßlioa 
eoriindem eomitetur infamia, ae teatmmmti faetionem non perdnnt, aetive 
etlam et paaaire, et eontredumdi lutbeant poteatahon.^ 

Zeigt sich hezfiglich der Wirkungen der Infamie vielfach eine IVherein- 
stimntiing mit der aus der deutschen Acht sich ergelienden Keclitlosigkeit. so 
scheint doch ein engerer Zusammenhang mit der deutschen .\iiiras.siing zu 
fehlen, es scheinen da durchaus römische Hechtsleliren den Ausgang gebildet 
zu haben. -Abgesehen davon, dass das deutsche Recht diese Rechtlosigkeit 
nichtaiif die Kinder ilbei-gehen lä.s.st, fehlt hier, wie lieim städtischen Banne 
insbesondere jede .Viideiitimg der für die deiit-sche Echtlosigkeit charakteri- 
stischen, in den h>klärungen der Oberacht durchweg hen’orgeliobene Vemicli- 
liing der Familienrechte, die Erklärung der Frau des (Jeächteten zur Wittwe, 
der Kinder zu Waisen. 

lOft. — Die bisher besprochenen Folgen des be.ständigen Bannes sind 
als .Strafen des Hochverraths zti betrachten; sie würden .auch den llochver- 
rätlier getroffen haben, dessen niaii gewaltig war. Da ab»*r der Bann immer 
ein Kontiimaziahirtheil ist, .so ist es unsicher, ob die.se .Strafen allseitig aiis- 
gefillirt werden können; und von der blossen Veriirtlieiliing wegen Hochver- 
raths unterscheidet sich der Bann dadurch, dass lad diesem mm überdies die 
ei gen 1 1 i eil en B a 11 II s t ra fen verhängt werden. In dieser Richtung sind 
die Folgen des beständigen Bannes im wesentlichen dieselben, wie die des 
lösbaren; wie denn ja auch mehrfach jener .sich nur daraus zu ergeben scheint, 
dass zu einem .schon früher verhängten lösbaren Banne unter Fortbestehen 
desselben die Veriirtheiluiig wegen Hochverraths hinziitritt. Nur dass etwa 


105.-1 «. Huillarü 2« 712. In wünlichf^r Ueberpinsiimmutig ist da.s auch bestimmt im 
pahntlicbeo Schied-sspruche ron Mon. (lerm. 4, liOO, so dass die uns niclii nßber be- 

kannte Aeebtung der laouibarden wegen Hinderung des Reichstages ron Rareima der Ti»n 
1220 gleichlautend gewesen sein durfte. Bnliiner Acta 444 10* Vgl $ 57 n. 17. 
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beim be.ständiffpti Banne strengere Vorkehrungen getroffen werden, die Fried- 
losigkeit dem Verbrecher mögliclist ttihlbar zn machen. 

Zunächst finden wir auch hier Friedlosigkeit, Gest.attung strafloser 
Verletzung des \'erbrechers an l’erson und Gut; so bei Bannung der Lom- 
barden 1226: Slaltiimiig insitper, ui (juicimqi«; prejicing hanuito* et hogteu 
■nostroset Homtui imperii offenderit in personts et reluis, indemnie tran- 
geat et infumig, et nullo unquam tempore pogsit ea'inde ah aJiqiio eon- 
eeniri. Nach deutschem Rechte war auch die Tödtung des .Vechters straflos; 
war in den Aechtungsformeln nicht ausdrilcklich ausges|prochen, d,v;s jeder ihn 
tiulten dürfe, so durfte er wenigstens straflos erschlagen werden, wenn man 
ihn ergreifen wollte und er sich zur Wehr setzte. ’ Ist der namentlich Gebannte 
bereits zum Tode vcrurtheilt*, so dürfte kaum zu bezweifeln sein, dass er auch 
in Italien straflos erschlagen werden durfte; ausdrücklich ausgespro<'hen finde 
ich das freilich nirgends. Jedenfalls aber traf das wenigstens später nicht alle 
Kinwohner einer geächteten .Stadt. In den .'sentenzen K. Ileinrichs VII ist bei 
den namentlich Gebannten immer schlechtweg von .Schädigung an Person und 
Gut die Hede; geschieht das auch wohl bei nicht namentlich Gebannten, so 
findet sich doch durchweg ein Zusatz, der das auf Gefangennahme einschränkt; 
und einmal heisst es ganz ausdrücklich: qitod quilibet posgit ipgog Fhren- 
tinog, tamquam baunitoaet rehellea noatroa et aucri Jiomani impeidi, per- 
aonalitei' enpet'e, tarnen aine leaione peraotiarum, et in noatrum fortiam 
adaignare. 

Weiter wird dann auch hier, wie das schon Irei dem lösbaren Banne dei' 
Fall .sein konnte, die Beschädigung nicht blos erlaubt, sondern Befehdung 
von Reichs wegen ausdrücklich geboten. .So wird bei Bannung der Grafen 
von Casaloldi 1220 allen Getreuen und n.amentlich einzelnen benachbarten 
.Städten geboten: ut memoratie iiobilibiia — fneiant lüvam giii’i'ram ; bei 
Verurtheilung der lombardischen .Städte 1226 den Getreuen befohlen: qua- 
tenna — ipaoa etiain in peeaonia ei rebua peraequi et eapere intendatia. 
Dem Reichsabte von .S. .Salvator gebietet der Kaiser 1312 auh pena priva- 
iionia ownium feudorum, libertuium et iinmunitatiim, queet quaaatwbia 
et ftontano tenea imperio, — quatenus — contra Senenaea — rehellea noa- 
tiujs eondempnatoa et proacriptoa — guerrain incipiH'e et eatn proaequi vi- 
riliter non ohmittaa, ipaoa in bonia et peraonis eorom pro virihua offen- 
dendo.^ War die Reichsgewalt irgend dazu in der Lage, so suchte sie selbst 
alsbald durch Verheerung des .Stadtgebietes, Belagerung der .Stadt oder .son- 
stige Befehdung der GebannU'ii dem .Spruche Nachdruck zu geben. 

107. — .\uf das Verbot der Unterstützung, überhaupt jeden 
Verkehrs mit dem Gebannten, wird beim beständigen Banne sichtlich grösseres 
Gewicht gelegt, als beim lösbaren, wo dasselbe oft gar nicht erwähnt, jeden- 
falls nicht so streng betont wurde. Bei Bannung der Grafen von Casaloldi 
1220 wird allen Getreuen Geboten,'*/ »of/ eia nullum preatent au.rilium, con- 


106 , — 1 , Vgl. Glosse zn .Silohs, Ijnnlr. I 3S § 2. 
2« Vgl. $ 94. 8, Utlliiner Aeui 45fi. 
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silium, adhUorium vel favorem, und zwar suh ohtentu ßdelitatis et pralie 
noatre und bei einer Geldstrafe, welche für die Stadtgemeinde tausend, für 
einzelne Personen je nach ihrem Range zweihundert bis fiiiifzig Mark beträgt. 
Die Strafe findet sich dann aber auch dahin gesteigert, dass dieselben Strafen 
gedroht werden, in welche der Gebannte verurtheilt war; .so 1226 bei Ver- 
urtheilung der Lombarden für alle Begünstiger im allgemeinen, für alle, welche 
aus den geächteten .Städten einen Podesta oder sonstigen Beamten nelnneii, 
für alle, welche ihnen nicht die .Strassen schliessen, ihnen Markt gewähren 
oder Handelsverkehr mit ihnen unterhalten. Bei Aechtung des Markgrafen 
von Este 1239 wird insbe.sondere bestimmt, — niiüiia {»•eaiinuit irur- 
tiira, ordinäre seit atteniplare Irepnain, paeein, ^■ompositionem vel aliml 
eertanu'nliim cum j>^redlctla banitia Loinbanlia — ner cum eia colloquiiwi. 
facere ncc ipaia litteras vel nuntioa deatinure ; ai quia autem contra Itoc 
penerale ediclum auau ten^nuirio atlcmptare preaumpaerit, perpetuo im- 
perii hanno aubiuceiit, eiuaque bonia — publicutia, fanquam proditor co- 
ronc peraonaliter puniatur. In den .Sentenzen K. Heinrichs VII erfolgt das 
W-rbot der Beherbergung oder irgendwelcher Begünstigung unter bestimmten 
hohen Geldstrafen von fünfimndert Gold abwärts, oder bei Banumig der 
Cremoneser auh pena ad arbltrium noatrum ; doch wird bei der Verurthei- 
luiig K. Roberts auch allen denen, welche ihm noch gehorcheu oder ihn unter- 
stützen, mit eigener Friedlosigkeit gedroht. Insbesondere findet sich in diesen 
.Sentenzen das Verbot, dem Gebannten dadurch Vorschub zu leisten, dass 
man ihm .Schulden zahlt, und zwar bei .Strafe der Zahlung einer gleichen 
.Summe an die königliche K.assc ; wohl mit den. Zusatze, dass dem Verpflich- 
t(‘ten die Hälfte der .Schuld nachgelassen sein .soll, wenn er die aiulere Hälfte 
an die königliche Kasse zahlt. 

108 . — E ine Lösung vom beständigen R e i c h s b a n n e ist inso- 
fern ausgeschlosseu, als der Gebannte nicht mehr das Recht hat, nach Rück- 
kehr zum Gehorsam und Ei-fülhmg gewis.ser Bedingungen in eine frühere gün- 
stigere Rechtsstellnng wiedi'r einzutreten; er bleibt wegen seines schweren 
Ungehorsams als Hochverräther zu Verlust von Leben und Gut verurtheilt 
oder hat, wenn es noch nicht ausgesprochen war, ein solches Urtheil !Uich 
diinn zu erwarten, wenn ein todeswürdiges Verbrechen ursprünglich gai‘ nicht 
vorlag, oder wenn es ihm möglich wäre, sich zu reinigen. Behielt das Gesetz 
seinen Lauf, so war Rückkehr zum Gehorsam gleichbedeutend mit freiwilliger 
.Stellung zur Hinrichtung; eine solche wurde überhaujit nicht erwartet, und 
dalier auch der Bann als unlösbar gefasst. 

Gab es keinen rechtlichen Ansprucli des Verintheilten auf Lösung, so 
konnte doch auch der beständige Bann jederzeit durch die Gnade des Kai- 
.sers gelöst werden. Vorbedingung war dafür matürlich immer Rückkehr zum 
Gehor.sam. Gab nun diese an und für sich keinen Anspruch auf Auniebuiut 
oder Milderung des früheren Urtheils, so erfolgte in der Regel die Rückkehr 
zum Gehorsam erst dann, wenn man sich vertrag.-mässig versichert hatte, 
dass der Bann in Folge derselben gelöst werden wüitli-. War alier ein solcher 
^'ertrag unter irgend annehmbaren Bedingungen nicht zu erreichen, so blieb 


Digitized by Google 



Verhol der Unt«r!itUiiung, Verlragkweise AufliebuBg. 21.3 

nur hedingiiMj'slose Kiiukkuhr zum (icliorsiiui, Krgi'liung aiil (inade und Un- 
gnade, bei welcher die Gnade nicht beansprucht, nur auf dieselbe gehuITt wer- 
den konnte. 

Handelt es sich um Vertrags weise Aufhebung des Bannes, so 
konnte diese unter den verschiedensten Bedingungen erfolgen, jenachdem der 
(Jebannte ein grosseres oder geringeres Interesse daran hatte, die kaiserlieho 
(iiiade wioderzuerlangen, oder der Kaiser, jenen wieder gehorsam zu sehen. 

Es handelte sich dabei einmal um ein Abkommen über die Forderungen des 
Kaisers, welche die Vernrtheilung zur Folge hatten, weiter darum, ob und wie 
ausserdem der bisherige Ungehorsam doch gestraft werden sollte. Kamen in 
jener Richtung weniger einzelne .Streitpunkte in Betracht, als Ungehorsam im 
allgemeinen, während es zugleich im Interesse des Kaisers lag, durch .Straf- 
fordenmgen ein ihm erniinschtes Abkommen nicht zu erschweren, so konnte 
der Vertrag sich darauf beschränken, dass der Kaiser gegen Rückkehr zum 
Gehorsam die Gebannten wieder zu Gnaden annahm, ihnen alle verwirkten 
.Strafen erliess und sie in alle früheren Rechte wieder einsetzte; so 1 273 bei der 
Begnadigung von Mantua. ' Es konnten aber die .Sachen auch so liegen, dass 
der Kaiser nicht allein auf .Strafe verzichten, sondern sich überdies zu mancher 
Konzession bezüglich seiner ursprünglichen Forderungen verstehen musste; so 
beim Frieden von Konstanz 1183, einer Verbriefung der vorher vertrags- 
inässig festgesetzten Bedingungen, unter welchen der Kaiser die Lombarden | 
in seine Gnade und seinen Frieden wieder anfniramt.* Begünstigten die Um- 
stände den Kaiser, so himdelte cs sich durchweg nicht blos um eine Aner- 
kennung der Forderungen desselben, sondern auch um eine Genugthuung für 
den Ungehorsam. Diese konnte mehr formeller Art sein, weniger eine eigent- 
liche Bestrafung, als eine llerstelluna der verletzten Ehre des Reichs lieab- 
sichtigen; so wenn bei der Lösung von .\lessandria 1183, welches überhaujit 
viel ungünstiger gestellt wurde, als andere lombardische .Städte, die Ein- j 
wohnor die .Stadt verlassen müssen, um durch einen Boten des Kaisers, der ■ 
jetzt die .'<tadt unter dem Namen Caesarea erst rechtsgültig gründet, wieder 
in dieselbe eingefiihrt zu werden. ^ Oder die Genugthuung trat .sonst in nähere 
Beziehungen zur Veranlassung des Bannes. Wurde bei der Bannung der 
Lombarden 1226 insbesondere b<*tont, dass ihre Auflehnung die .Sache des 
heiligen Landes gefährde, so war die hauptsächlichste der Bedingungen der 
Lösung, deren Feststellung einem .Schiedssprüche des Pabstes überlassen war, 
die .Stellung von vierhundert Rittern auf eigene Kosten durch zwei Jahre für 

108 . - 1 . Huillard 5. 1 10. Hier, tric auch sonst häufig, »cbeint es Kich nach der 
Fassung der Urkunde allerdings einfach um einen freiwilligen Gnadenakt des Kaisers £U 
bandeln; dass aber, wie das an und für sich unzunehmen wäre, ein Vertrag rorberging« 
.sehen wir aus Rolandini Chr. Mon. Germ. 10, 66. 2« Die bedeutende Summe von ISOOO | 

Pfand für den Kaiser und 1000 Pfand für dessen Boten, welche nach den Verhandlnngon 
(Mon. Germ. 4, 174) zu zahlen waren, sind wohl nicht gerade aU Strafe, sondern als Gegen- 
Icihtuog gegen die Konzessionen des Kaisers zu fassen. Wegen der Zahlung rgl. Vignati 
373. 374. 3* Mon. Germ. 4. 181 zu 1184, während nicht allein das richtiggestellte 

Uinerar auf 1183 weist, sondern auch die Urkunden über den Ronstanzer Frieden ergeben, 
dass die Losung Alessandria's diesem Toranging. 
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dt'ii Kreiiz/.iii; des Kaisers.* Am rogeliimssigsten handelt es sieh ausser Kr- 
liilhing der Kiirdeningen dos Kaisers, .Stellung von tieisseln und LVheruahnie 
der inannichfaehsten andern Verpfliehtungen, wie sie dem Einzeltalle ange- 
messen waren, um Zahlung einer bedeutenden Geldstrafe; war eine solche bei 
der lösbaren Acht von vornherein bestimmt, so wurde dieselbe hier jetzt erst 
festgestellt; und dabei wird zugleich eine geringere .Summe an die Käthe des 
Kaisers, auch wohl an die Kaiserin gezahlt, wohl von dem Gesichtspunkte 
aus, dass der Verwendung derselben die Begnadigung zu danken ist * War 
längerer bewaffneter Widerstand geleistet, so konnte aber .auch bei vertrags- 
wei.ser Rückkehr zum Gehorsam die Bedingungen überaus hart sein, den Be- 
gnadigten fast nichts, als das Leben verbürgend. .So 1160 bei Crema; ErtU 
untern pactum tale, quod Cretnensca eivitatem dederent ipaique vita aihi 
iiululta cum conhufihiia ac liheria quovia eundi fucultatem luiherent, de 
rchua aiiia qiiuiitum quiaque acmel humn'ia effet't'C poaact, accum e.vpur- 
turct; Mediolanenaea ceiv et Jirixieuaca, qui ad pvacaidium ciuadem civi- 
tatia inlraverant, reUctia ibidem amiiia et omuibna attia, vitam aihi pro 
liicro exiatimareut.^ .\ehnlich muss bei der vertr.agsweisen Begnadigung von 
Cremomi 1186, bei welcher der Kaiser ausser einer Geldstrafe sich wesent- 
lich mit Erfüllung seiner frühem Forderungen begnügt, doch bezüglich der 
vom Kaiser belagerten Burg .Manfreds zugegeben werden, dass die Belagerten 
freien Abzug nur mit dem, was sie tragen können, haben und dann die Burg 
zerstört wird.^ Es ist demnach wohl denkbar, dass die Bedingungen, durch 
welche man die Lösung liätte erhalten können, so hart waren, dass man, wie 
von den Mailändern 1162 beh.anptet wird, bedingungslose Unterwerfung vor- 
zog, von der Gnade des Kaisers Günstigeres hoffend.** 

109. — War ein Vertrag unter annehmbaren Betiingungen nicht zu er- 
halten und weiterer Widerstand aussichtslos, so blieb nichts übrig, als Rück- 
kehr zum Gehorsam durch bedingungslose Unterwerfung, indem die 
Gebannten Person und Güter der Gewallt des Kaisers übergaben, sich als 
Jlochverräther bekennend und die Gnade des Kaisers anflehend. Der Kaiser 
kiinn nun Gnade üben, kann aber auch einfach dem Rechte seinen Lauf lassen, 
die vollen .Strafen des IIochveiTathes vollziehen lassen. * .So schreibt der 
Kaiser 1162 von den Mailändern: niidoa gladioa in cervicihtia aiiia de/e- 
rentea et iiutieatatia noatrae reoa ae eaac jH'oßtentea, peraonaa, rea, ipsam- 
que eivitatem abaque omni tenore et aine nliqita coiiditione inti’rpoaita in 
noatram poteatatem cum plena deditione reddida'e.'^ Sie sind nun nach der 


188.-] 4. HuilUrd 2, 705. 5» So zahlt Mailand 1158 an Kaiser, Kaiserin und Kurie 

zusammen 0000 Mark. Piacenza 1162 ebenso b’OOO Mark. Mon. Germ. 4, 109. Bohmer 
Acta 598. Siena 1186 dem Könige Heinrich 4000. der Königin 600. der Kurie 400 Pfund. 
Mon. Germ. 4, 183. Cremona zahlt 1186 dem Kaiser 15(X) und der Kurie 300 Pfund. 
ArcbiT zu Cremona. A, RaderieuK 1. 2. c. 62. 7* Bohmer Acta 604. 8« So nach 

der £p. Burchardi. Script li. 6, 016. Dagegen hfttte nach den Ann. Medtol. und Acerbua 
Morena, Mon. Germ. 18, 373. 635, der Kaiser auf bedingungsloser Uebergabe bestanden. 

109. ^ 1« Vgl. insbesondere die allgemeine Forme) im Oculus pastoralis, AoU«}. It 
4. 114. 2. Mon. Germ. 4. 132. 
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.Streune de.s tiesetzes alli n .Stiiileii des llocliverratlies vertalleii, luiljeii ins- 
besondere auch das Lelieii verwirkt, wie iluieii der Kaiser das vorhiiit und sie 
selbst zugestehen. ^ Es kuinnit lediglich darauf an, ob der Kaiser (.inade ein- 
treteii lassen will; und absichtlich scheint er das einige Zeit iin ungewissen zu 
lassen; am 1. März erfolgte die Uebergabe; noch am 7. März sagt der Kaiser 
bei der Schenkung von Creiiia an Cremona, (jiiotl si /orte lul fintliata et 
iiiiffiTicorditim noatram Mcdiolanenaea receperimua, werde er sie schwören 
lassen, dieselbe nicht auzufechten. ^ An demselben Tage eri'olgte dann endlich 
die Lösung vom Hanne, nachdem sie geschworen und durch Geissein ver- 
bürgt hatten, sich allem und jedem zu unterwerfen, wiis der Kaiser über sie 
verfügen würde. Diese Verfügungen waren bekanntlich hart genug; die .Stadt 
wurde zerstört, der Gemeinde verband aufgehoben, so dass natürlich von Wie- 
derherstellung der Privilegien nicht die Rede war; die Bewohner sclmineu ihre 
Freiheit und ihr Eigen verloren zu haben.® Als Tortoua sich 1155 btuiin- 
gungslos unterwarf, wurde den Einwolmeni mu' Lel>en und Freiheit belassen.® ~ 
.Milder war unter sonst entsp^sdienden Verhältnissen das L'rtheil K. Uein- 
richsVll 1311 gegen die Brescianer, welche attmu recognoacentea reatam de 
piraonis et rebiia in diapoaitione et eolunlufe uuafra aeac libere totaliUr 
atibmisiTiinf; es handelt sich dabei nicht um Lösung vom Banne, welcher 
nicht vorhergegangen scheint, sondern um eine Milderung der verwirkten 
.Strafen des llochvcrrathes; der König schenkt den Einzelnen das Lelam miter 
Verzicht auf Gefangenhaltung und Li'ibesstrafen, erlässt ihnen und ihren Kin- 
dern die Infamie und belässt ihnen ihre Güter oder stellt sic ihnen zurück ; 
weiter steht er von Zerstörung der .Stadt ab. Dagegen verhängt er von den 
verwirktmi .Strafen die Zerstörung der Festungswerke auf Kosten der Ein- 
wohner, den Verlust aller vom Reiche der .Stadt oder einzelnen Bewohnern 
verliehenen Privilegien und Uoheitsrechte, die Kontiskation aller der .Stadt- 
gemeinde zustehendeu Güter und Rechte, den VerliLst der .Vmtsbefugnisse für 
.ludices, .\dvokaten und Notare und verurtheilt ausserdem die .Stadt zur Zah- 
lung von siebzigtausend Goldgulden.' 

In wie weit man bei bedingungsloser l'nterweifung auf weitergehende 
Begnadigung hoffen durfte, hing natürlich von den Umständen ab. Wurde 
.Mailand 1162, nachdem es den bewaffneten Widerstand bis zur äussersten 
Gränze durchgetührt hatte, hart bestraft, so erhielten dmnals Brescia und 
Piacenza, welche den ilrohenden Gewaltmassregeln durch Unterwerfung zuvor- 
kamen, eine wesentliche Milderung; ausser der Unterwerfung unter alle F'or- 
derungen des Kaisers wurde die .Strafe auf Niederlegung der Befestigimgen 
und Zahlung be leiitender Geldsummen beschränkt.® Es konnten auch die Ver- 
hältnisse so liegen, dass der Kaiser, obwohl er auf bedingungsloser Unter- 
werfung bestand, doch aus politischen Gründen vollste Begnadigung eintreten 
lii-ss, von allen .Strafen abseliend, in alle früheren Rechte wieder einsetzend; so 

3. Ep. Burebardi. Script. It. 6. !)IS. 4. .\rcbir zu l'remuna. 5. V'gl. § üö. B. Ott. 

Fris. fiota I. 2. c. 20. 7. Böhmer Acta 442. 8, Acerbus Murena. Mon. Germ. 18, 638. 

Böhmer Acta 597. 
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1 238 bei Bcaiiadij'iiiig von Vi'iwlli, ch//i — ««/ ßildilatait d inantUila noMtrti. 
H impiTii redliHsi'iif, tu persouis H rdim, in rirUatr et einttenptUii ite 
ilistrietii eorum preriee alutque eondicione, len&re vel pnrto in omnihus et 
per oinniti se noetrie mauihitix et benepitu'iti» e.rponentett, pro eoinmiii«i« 
eontra mniestnfem iiostram veniam mippllciter implom^eetit.^ Aehnlicli 
bpi dptn einzigen mir uns späterer Zeit bekannt gewordenen Falle einer Lösung 
einzelner Personen. Ein Prokurator der Herren von Camino erscheint 1313 
vor dem Kaiser: uiiMericordinm poMularit — de omni offensa ct iniiiria — 
eontra imperatorinm maieatatem — et de illia etrceaaibua — de quibua con- 
dempnnti fnerunt — et etinm de itiobediencia et rebeilione ipsornm, in 
qnibita eonti'fi hnperatoriam mniestatia haetenna peraerernrnnt, und ver- 
sfuielit vollsten Gelionsain für alle bezüglichen Befehle des Kaisers ipaoa et 
eorum bona eiiiailem aereniaaimi prhu-epia Ubere aidimitteua anb petiaaveria 
et eorporia et peraone arl/itrio ipaiua prineipia nuferemla; nach Iwschwo- 
renein Gehorsam heisst e.s dann vom Kaiser: predietam eomlemnatioueia et 
proeeaautn et aententiam — ad ane roluntatia artiitrium anapendit, et in- 
terim ipaoa — in inteprum reatituit ad omnea lionorea, dignitatea, iura et 
bona et eelera alia, quibua privati erant ptr aententitvm autedietatnd'' 
Mochte in solchen Fällen auf die Fonn der luibedingten Uebergabe Werth 
gelegt werden, so .schliesst das nicht gerade aus, dass vorher eine Verstän- 
digung über das stattgefunden hatte, was inan von der Gnade des Kaisers zu 
erwarten hatte. 

110 . — War der fJebannti- im Banne gestorben, .so waren damit iiix-h 
nicht alle Wirkungen des Bannes beendet; trat nicht eine Begnadigung 
«ier Nach kommen ein, so hatten diese insbesondere nach der .Strenge des 
fTpsetzes die konfiszirten Erbgüter verloriMi. Nur von der Gnade des Kaisers 
diirtten sie eine Wiedereinsetzung erwarten, und es stand dann, auch abge- 
sehen davon, dass über Manches schon endgültig verfügt sein mochte, lieim 
Kaiser, was er etwa für Zwecke des Reichs zurückbehalten wollte. .So sagt 
K. Heinrich 1189, dass Graf Humbert von .Savoien iin iK-ständigen Keichs- 
banne gestorben sei: Poat eniua mortetn, rum filiua eiua 'Fhonuia e,v multa 
nuiieatatia noatre miaeratione in pratiam imperii et noatram rediret, (m; 
ipaiua eonaenau — Sedunenaetn epiaropaturn ad manum impn'ii retinui- 
niua apeeialiter, eniua eeeleaie epiaeopi ante tempora iUn de manu eomitum 
Sabaudie per aliquod tempua reeipiebant regalia^: danach dürfte alles 
Uebrige zurückgegeben sein Wenigstens später traf dann die Nachkommen 
auch die Infamie, von welcher sie eltenfalls nur durch die Gnade d(>s Kaisers 
befreit werden konnten. Beispiele kenne ich nur aus späterer Zeit; K. Karl IV 
vernichtet 1355 alle eondenmationea, aententiaa, hannitionea, proceaaua et 
banna, welche von seinen Vorgängern gegen die Markgrafen von Monte .Santa 


106 . — ] 9. Huillard 5, 157. 10. Acta Heur. VII. ‘i. 9(1. Bei der Msnng der Grafen von 

Treriio 11 19, Tgl. $90 n. 3, ist gar nichts darüber gesagt, was von ihnen geschehen war, 
Ilm die Lüsung zu erwirken; sie geschieht auf Bitten der Königin und der Fürsten. 

110 , — 1 . WnTttemberger 4, 13. Vgl. auch oben $ 99 n. 3. 
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Maria und dprcn Vürtaliren vprliäii^t waren, und zn^lfich alle sich daraus 
ergebenden i>ersonarHtn hiftimhin, nolun, inhahiUtatea el defeetua und re- 
stituirt sie ad atatirm, /anuim, notneu, tllnlniii et Iwiwretn prlaliniim'^; 
mich bestimmter sagt er in einem Privileg für die üölme des Fenzius Albertini 
vun Prato: eoadem — in intei/rnin reatitiiimiia ad originalem patriam, ad 
omnia. iura civinm lionuiuoram el ad omnea lunwrea, dignitatea et um- 
nera, qiioriim aea quarum dicti civea liomani reperiuntur fore capacea, 
nee non ad oiimia et aingida bona ana et poaaeaaionem eorundem, qiie 
idinn quondarn Fenesiaa aen hii, quihua ipae aueeeaait, tenip&re euiuadam 
aententie eapitalia late eonhii ipaiim reperlcbatnr posaidere aeu eeiam 
detinere, penain qttoqne Iminanuxli aententie aen hanni, aiee perunialem 
aire peraomdem, ai quam Nieolana et franelaetia predieti oeeaaiotu' pre- 
diete aentetieie quoqtiomodo ineurriaae noacunlur, ipaia et filiia ae liheria 
eortindinn toUditer indidgemua et aiietoritate eeaarea rebueamua, ipaoaqne 
aitviTana dietam eapitalem aententiam aeu bannam per qmacunque latam 
aen latnm in integrum reatituimua^; es handelt sich dabei wohl noch um 
Bannsentenzen K. Heinrichs VII. 

111 . — Wohl nur als Regellosigkeit können wir es betnichten, wenn 
sich einige Fälle einer Aufhebung des Ueichsbannes durch den 
Pa bst finden. Wenn Pabst Urbiui 1186 die Lombarden aufforderte und 
den Bischöfen unter strengen .Strafen befahl, den Geboten des Kaisers zur 
.\iusfiihnmg des Reichsbannes gegen Cremona nicht zu gehorchen *, so inuss 
er sich wenigsten.s eine Befugniss zuges|irochen haben, ülier die Rechtmäs- 
sigkeit des verhängten Bannes zu urtheilen; wie das denn zu .andem Zeiten 
auch von Kaisern bezüglich des Kirchenb.annes geschehen ist. Bestimmter ist 
ein anderes Zeugniss. Der Markgraf von Este war 12.39 für immer gebannt; 
1243 ertheilt ihm der Pabst ein Privileg, worin es heisst: Nihilominua aen- 
tentiaa, hanna, atatnta, penaa, et privilegia data et coneeaaionea faetaa de 
bonia tuia ah eodem principe rel alio pro ipao quibuaennque communita- 
tibiia rel pi^-aonia, — et omnia alia, qua contra te et tua bona generaliter 
rel apeeialiter dieitur atatniaae, aiietoritate iireaeneinm revoeamna.^ .\uf 
welchen Grund der Pabst sich d.azu für berechtigt hielt, wird nicht angegeben; 
zunächst doch wohl nur wegen der Exkommunikation, welche über den Kaiser 
bereits ges|)rochen war, als er den Reichsbann gegen den Markgrafen verhängte. 
Dieser tlnmd konnte nicht wirksam sein, als nach dem Tode K. Heinrichs VII . 
der Pabst die üannsentenz gegen König Robert für nichtig erklärte. Hier 
werden Gründe angegeben. Einmal werden Mängel des Verfahrens hervorge- 
hobeii und die Komjietenz des Pabstes durch die Beliauiitung motivirt, dass 
der König nicht der Gerichtsbarkeit des Kaisers, sondern der des Pabstes 
untersteht. Wenn dann aber der Pabst insbesondere die Nichtigkeit erklärt, 
tnm ex. anperioritate , quam ad imperium non eat duhiunx noa habere, 
quam ex poteatnte, in qna raeante impo-io imperatori anceedimua , et 

2. Bshmer AcU 575. 3. (ilafey 588. 

in. — 1. Vgl. Scheffer Friedrich I 8t». 2. Aiuicb. Est. 1, 402j irrig m 1212. 
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liinneritis in persnua h. Petri coiieeesit, su IiätU' von solülier Auffassung 
ans der Paltst eben so wohl jedes andere Urtheil des Kaisers vernichten 
können, er würde danach einfach auch in weltliclien Angelegenheiten der höchste 
Richter iin Reiche gewesen sein.^ Doch muss die Kurie selbst später Betien- 
ken über die Statthaffigkeit solchen Vorgehens gehabt haben, da sich der 
Pabst 1346 von Karl von Mähren versprechen Hess, jenes ürtlieil nach seiner 
Erhebung zum römischen Könige für nichtig zu erklären. ^ 

IX. .SIZILI.SCIIER BANN. 

112. — Wir haben bisher die Angaben, welche sich über den Bann in 
den sizilischen Konstitutionen K. Friedrichs U finden*, absichtlich 
ausser Acht gelassen, obwohl das Ungehorsatnsverfahren dort zusainnien- 
hängender, als in irgimd einer andern Quelle dieser Zeit dargestellt erscheint. 
Denn ein engerer Anschluss an das italienische Bann verfahren besteht da 
offenbar nicht. Zeigt sich dagegen vielfach eine auffallende Annäherung an das 
deutsche Achtsverfahren, so wird das schon jenes Umstandes weg<‘n nicht auf 
longobardische Vcnnittlung zurückzuriihren sein. Eben so wenig auf Einfüh- 
rung alter allen Gennanen gemeinsamer Einrichtungen durch die Xormanen; 
denn ein näherer Anschluss gerade an das normannische .\chtsverfahren tritt 
in keiner Weise hervor.*^ Die Erklärung dürfte darin zu suchen sein, dass es 
sich vorzugsweise um neue Einrichtungen des Kaisers handelt, bei welchen sich 
dieser anscheinend vielfach durch Grundsätze 'des deutschen Achtsverfahrens 
leiten liess, wenn auch hier und da italienische Einrichtungen eingewirkt haben 
mögen. 

Wius das s i z i I i s c h e U n g e h o r s a m s v e r f a h r e n betrifft, so setzte 
das ältere Recht auf jetten gerichtlichen Ungehorsam eine Strafe von neun 
Goldunzen. Der Kaiser schafi'te diese ab, als zu hart für den jVrmen, zu leicht 
liir den Reichen, und setzte auf den Ungehorsam an und für sich sowohl bei 
Civilklagen, als in .Straffällen, als Strafe den Verlust eines Drittels des Iteweg- 
lichen Vermögens. 

Zur .Sicherung des Klägers erfolgt bei Civilklagen Einweisung in den 
vorläufigen Besitz tles Klagegegenstandes oder, bei Klagen um .Schuld, eines 
entsprechenden Theiles der CJüter. Erfolgt eine Entscheidung nicht früher, su 
lührt nach Ablauf eines .lahres der Ungehorsam des Beklagten zu wahrem 
und Inständigem Besitze, der entsprechend dem römischen und italienischen 
Rechte demn.-ich nur noch durch eine Eigenthnmsklage bestritten werden 

111 . — ] 3. Act» Henr. VII. 2. 243. 4 . Kieker Urk. lur ti. Je» Rümerzugs K. Ludwig» I7j. 

112 . - 1. nie bctreflenden Bestimmungen des Const. regni Siciiiae tinden sich su- 
sammenh&flgend L 1. tit. 00-107. L. 2. tit. 1-0, Huillard 4, b*6-8:5, so dass EinzelTerwei* 
stiDgen übei^iLssig er&clicinen. 2« Vgl. Codex legum Normanoicarum, insbesondere c. 23. 
24 bei l.udcwig Keliquiao 7, 190. Insbcsuiidcrc fohlt hier die charakteristische Steigerung 
der Acht zur Oberaebt, während die normannische Forsiuratio dem sizilischen Hechte fremd 
bleibt 
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kumiti*; hier ziiin Verkaufe heluifs Deukunj' der .Schuld. Von einem Bann, wie 
er in Italien auch lad Civiltallen vorkomint, ist liier überall nicht die Kede. 

Bezüglich des Ungehorsams in .Straffiillen erklärt der Kaiser das 
ältei'e Recht für ungenügend, weil die Vertheidigung des .\ngeklagten durch 
den .Vblaiif keiner Frist ausgeschlossen war, derselbe ungemessene Zeit im 
Ungehorsam verharren konnte. 

Jetzt treffen denjenigen, welcher rninmaliler et capitallfer accHsatus 
der Ladung nicht folgt, zunächst Massregeln gegen das Gut. Einmal 
jene neue .Strafe der Einziehung eines Drittels der beweglichen Güter für den 
Fiskus; dieses bleibt auch bei folgender Rückkehr zum Ungehorsam verwirkt. 
Weiter aber: Bona reliqna iuxta antiqnam fonnam, qite contra ahgenlcs 
reqiiisiloe egt protlila, voluinas annotari. Wird diese Beschlagnahmi' der 
Güter ausdrücklich als altes Recht bezeichnet, so ist das zweifellos auch von 
der weitern Bestimmung anzuuehmen, dass diese Güter nach Jahresfrist dem 
Fiskus verfallen, wenn der Ungehors.ame keine Kinder hat. Denn alles das 
entspricht nicht allein genau dem ältern italienischen Rechte^, sondern auch 
dem lür .Sizilien sehr massgebenden* römischen. 

Es werden nun aber weiterZwangsinassregeln gegen die Person 
verhängt, die Bannitio und Foriudicatio, entsprechend der Acht und Oberacht ; 
und von diesen möchte ich annelunen, dass sie dein ältern sizilischen Rechte 
fremd waren, dass dieses, wie sich das auch für Italien in der frühem Zeit zu 
ergeben scheint, nur Zwangsmittel gegen das Vennögen kannte. .Schon die 
ausdrückliche Hinweisung nur auf diese als altes Recht legt das nahe. Be- 
züglich der h’oriudicatio, welche dem .\ngoklagten jedes Recht auf Vertheidi- 
gung abschneidet, kann weiter die Einführung durch den Kaiser keinem Zweifel 
unterliegen, da dieser ausdrücklich sagt, dass bisher die Vertheidigung jeder- 
zeit gestattet war. Schon dadurch wird das aber auch höchst wahrscheinlich 
für die Bannitio, welche mit jener überall in engster Verbindung steht, bezüg- 
lich der Friedlosigkeit ihr ganz gleich steht, sich nur durch die Lösbarkeit von 
ihr unterscheidet; so oft die Bannitio erwähnt wird, findet sich nie die gering.ste 
-\ndeutuiig, dass dabei dem alten Brauche gefolgt oder von demselben abge- 
wichen werde, wie das sonst in den Konstitutionen nicht selten der Fall ist; 
es wird w'eiter zu beachten sein, dass sich in den Gesetzen der früheren sizi- 
lischen Könige, .soweit sic sich in den Fragmenten der.kssisen® erhalten haben 
oder in die Konstitutionen üliergegangen sind, nicht die geringste .Spur des 
Bannes findet. Danach wird doch kaum zu bezweifeln sein, dass das gesaminte 
Achtsverfahren, sowiit es gegen die Person gerichtet ist, erst durch K. Fried- 
rich II in .Sizilien eingetiihrt wurde. 

113. — Die Bannitio tritt, wie die Massregeln gegen das V^ermögen, 
unmittelbar beim Ungehorsam gegen die peremtorische Ladung ein. Dazu ge- 
inigt nach sizilischem Rechte eine L.adimg: Citafio fiat iina pro omnihng, 
que pcreintorinin continrhit, wobei den im Königreiche .Anwesenden eine Frist 


8. Vgl. S 10 n. 7. 4. Vgl. Hartwig t'od. iuris muoic. Siciliac I, 21. 5. Fragment« 

iuris Siculi ed. Merkel. 185(>. ( 
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\oii drfissig Tagen zu ,stt>llt;ii iat, wenn nicht hcsuiideri- L'iiistäiide für eine 
kürz(>iT Frist sprechen. * Diese Vereinfacliuug des Verfalirens schliesst sich 
allerdings dem italienisclien Rechte näher an; es sind damit die wiederholten 
Fristen, welche das deutsche Reidit erfordert, an und fiir sich beseitigt. Sie 
werden alier ülterdies als vom longobardischen und römischen abweichendes 
fränkisches Recht an anderer Stelle ausdrücklich aasser Kraft gesetzt: Va- 
viUationea ft cnptionfs aii/iqiKW iure trancoruiih, qiihizanas et »mtnftitu 
lemporum, quf ititer fratieoe lilif/an/efi in iudicii» haetenus servabantur, 
— submovemiis.^ 

Dagegen wird nun dem Geächteten noch eine Frist von zwei Monaten 
vom Tage der .\echtung ab gewährt, während deren die Friedlosigkeit noch 
nicht für ihn eintritt, niemand Um an Person oder .Sachen irgendwie schädigen 
darf und er sich ohne weitere Förmlichkeit dem Richter stellen kann. E.s ist 
das dem italienischen Brauche zu vergleichen, wonach bei Verhängung des 
Bannes selbst eine letzte, allerdings durchweg viel kürzere Frist gestellt wird, 
nach deren Ablauf der Bann erst fällig wird.* 

Der engste Anschluss an das deutsche Recht, der sich auch schon darin 
zeigt, dass die Acht nur bei schweren .StrafnUlen angewandt wird, ergibt sich 
flaim aber insbesondere bei den Angaben über die AMrkung der Acht und die 
.Steigerung derselben zur Oberacht nach bestimmter Zeit. Auch weiterhin, ehe 
ein Jahr seit der Aechtung verflossen, wird der Acchter noch zur Verantwor- 
tung zugelassen; aber als Friedloser hat er sich nun zuerst die Möglichkeit zu 
erwirken, ungefährdet zum Gerichte zu gelangen; er hat sich an irgend einen 
königlichen Beamten zu wenden, der ihm sicheres Geleit vom Grossholjustitiar 
oder dem sonstigen Justitiar, der ihn ächtete, zu envirken hat. 

114 . — Ist ein Jahr .seit dem Tage der Aechtung verflossen, so erfolgt 
die Foriudicatio, die Oberacht. Diese ist nicht etwa dem Könige oder 
dem Ilofgerichte Vorbehalten, sondeni wird verhängt durch denselben Richter, 
welcher die Acht aussprach ; und das kann nicht allein der Grossliofjustitiar, 
sondern auch einer der andern Justitiare sein. Dem entsprechend fehlt über- 
haupt der Unterschied, welchen man in Deutschland zwischen der Verfestung 
durch den niedern Richter und der Reichsacht machte; auch die durch den 
einzelnen Justitiar verhängte Acht scheint für das ganze Reich wirksam zu 
sein, nur ist dieselbe dem (Jrossliofgerichte schriftlich anzuzeigen l>ehufs Ein- 
tragung in die Liste der Geächteten, wie eine gleiche .\nzeige bei der Düsung 
von der Acht und der Verhängung der OI)cracht zu erfolgen hat. 

Die Wirkung der Oberacht ist mm zunächst Verlust des Verthei- 


113 . — 1 . tonst. I.. 1. tit. !I7. HuilUr«J>4. 61. 2. fonst. L. 2. tit, 17. Huillard 

4. 89. Es \rird xich das wohl £unäcb.<it auf Norniauneu beziehen: übrigens kommt auch der 
.\usdniek mre .\V>»*infiMno in Sicilien Tor; HuiDard 4. 533. Nach normannischem 

AchtsTerfahren war I^adung zn drei Assisen ron je 40 Tagen erforderlich; erst auf der 
rierten konnte die Forbannitio erfolgen. Cod. leg. Norm. c. 23. S 5. 6. 3* Vgl, §53 n. 12. 

Doch findet sich eine Andeutung auch im dcutsclien Rechte: rgl. § 00 n. 3; und ähnlich 
wird auch im uoriiiaunischen Rechte die .\cht erst wirksam nach Ablauf der Tierton Astise. 
f.'od. leg. Norm. c. 23. § 7. 
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digungsreclites; der Aiigeldagte gilt für übemeseii und vemrtlieilt, wird 
zu Iveiner Viriuitwortung wegen des ilim zur Last gelegten Verbrecliens, nocli 
aucli zu einer Entscliuldigung seines Ungeliorsanis nielir zugelassen; post 
ijislus anni deeitrsitm pn- hannitorem eumdein foriudicari dehebit, nnUa 
omiiiiio Ucentia poslea renmnente se super {»ündixili eausa eriminis de- 
fnuleiuU, sed perinde luibeutiir ae ai confessua de crimine, de quo accu- 
suliis fuerit, esset per deßnith'aiii sentenfiaiu condemuHtus; de foriudi- 
eutiis liubebitur, prout in aliquibus nostri imperii partibua nuneupatur, 
quasi foris omtiem adituin iudicii eouatitutus; in taiitum sibi iudieii 
liuiina preeludentur, quoil se contiDnaeem etiam fuisae tiepare non poasil, 
qui nee pet- ae tanio tempore enmpuruit, nee peralium preltaidentem lei/i- 
tiina.ni eausam siie absentie et probuntem e.rtitit excuaatus; nulla sibi ap- 
pellalionis seu supplieationis remedia foriudicatus auperesse eoynoacut, 
quoad omniu fere prv mortuo habeatur et hostia publicus reputetur, sie 
ut ab Omnibus offendatur impune. 

Uen Oberächter trifft weib-r wegen des fortgesetzten L’iigehorsainst Ver- 
lust des Gutes. Aber es wird nicht, wie in Italien beim beständigen lieich.s- 
bann, einfach konfiszirt; die bezüglichen Bcstiinniungen nähern sich vielmehr 
dem deutschen Keehte. ' Wie in Dtnitschland, wird auch hier das bewegliche 
Gut konfiszirt. üas Uebiige nur dann, wenn der Foriudicatus keine Kinder 
oder .sonstige Erben bis zum dritten Grade hat. Doch bekommen diese nicht, 
wie in Deutschland, das ganze Erbe, sondern ein Kindsthcil fallt dem Fiskus 
zu. Dagegen wird hier den Kindern in dieser Beschränkung nicht blos das 
Erbe, sondern auch da.s Lehen erhalten, welches in Deutschland immer, hier 
nur beim Mangel nächster Erben demUerren ledig wird. Die Vermögensrechte 
der Frau und Mutter werden durchaus gewahrt. Nur wird bei allem dem, wie 
in Deutschland, Vorsorge getroffen, dass das den Angehörigen belassene Gut 
dein Überächter .selbst nicht mehr zu Gute kommen kann; lässt man ihm etwas 
davon zukommen, so wird es konfiszirt. 

Bei diesen ^'erflügungen ist aber ein Vorbehalt gemacht bezüglich 'des 
H och verrat hs: omnibua, qite super crimiuibus lese m/iiestatis veteres 
iuris auctores tum rnntra ipsos reos quam aueeessores eoram speciuliter 
induXiTunt, in siio robore diiruturis. üb das auf die Bestimmungen des 
röini.schen Hechtes unmittelbar, wie wohl wahrscheinlicher ist, oder auf die 
Bestimmungen der AssLsen zu beziehen ist, ist sachlich ziemlich gleichbedeutend, 
da die letztem zum grössten Theil wi'irtlich dem römischen Rechte entnommen 
sind.* Hinrichtung und Konfiskation der Güter ohne Vorbehalt eines RechU's 
der Erlien sind die .'strafe, wie auch gelegentlich in den Konstitutionen, denen 
lH‘sondere Bestimmungen über den IIpchveiTath fehlen, bemerkt wird.* Das 
Gut des geächteten llochverräthers wird also, wie früher auch in Deutschland, 
konfiszirt, nicht als Wirkung der überacht, sondern als .Strafe des Verbre- 
chens, dessen der ÜU'rächter für ülierwiesen gilt. Die Auflassung, dass der 

114* I» Vgl. % IlH), ä, Kraftm^nta iuri*i Siruli ed. Mprkel 22. .'ia. ftimt. 
L 2 tii 22. Huillard 4. 9a. 
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liartiiäckige Ungehorsam seihst als lloehverrath zu bestrafen ist, tritt nicht 
hervor; die in den Assisen aiifgeführten Fälle des Hoch verraths haben durch- 
weg Handlungen im Auge, welclie unmittelbar die Sicherheit des Reichs oder 
des Königs gefährden. Ob bei Klagen auf Hochverrath das Achtsverfahren 
seihst, wie in Deutschland, ein beschleunigtes war, sogleich die Olxjraeht ver- 
hängt werdi‘ 1 ) konnte, ergibt sich ans den Konstitutionen nicht. 

Dass mit der Oberacht Verlust der Farn i Ij e n rechte verbunden 
ist, ergibt sich wohl aus dem pro vmrtuo hahrator, wie auch aus der Be- 
stimmung, dass nur die vor der Oherachtserklänmg* geborenen oder doch ge- 
zeugten Kinder Erbrechte haben, der Aechter also späU'r keine echte Kinder 
mehr gewinnen kann. Es stimmt das durchaus mit dem deutschen Ris;hte, 
wähi'eiul sich in Italien keine Andeutungen dafür finden. 

Durch die Oberacht wird nun weiter die Friedlosigkeit zu einer l>e- 
ständigen, da keinerlei Rückkehr zum Geliorsam dem Oberilchter wieder zu 
.seiner früheren Rechtsstellung verhelfen kann. Nur ein Mittel zur läisung der 
Ols'racht ist angegeben; wenn nämlich der Oberächter einen anderen Ober- 
ächter erschlägt, fangt oder seinen Aufenthalt verräth. Es stimmt das mit 
einer .'Satzung des deutschen Rechtes, wie sie sich wenigstens 1281 in einem 
Landfrieden K. Rudolfs findet, wonach der Aechter aus der Acht gelassen 
werden soll, wenn er einen andern Aechter dem Gerichte überantwortet.* 

Die Friedlosigkeit selbst scheint dagegen in Folge der Olieracht keine 
härtem Wirkungen zur Folge zu haben. Den blossen Aechter trifft sie wäh- 
rend der ersten zwei Monate gar nicht; nach Wriauf derselben scheint sie ihn 
ganz ebenso, wie den Oberächter zu treffen, da die lietreffenden Bestimmungen 
zwar zunächst als Wirkungen der Oberacht angeführt, dabei aber durchweg 
derBaimitns und Foriudicatus ganz gleichge.stellt werden. Findet sich in Italien 
kein bestimmtes Zeugniss, dass man den Aechter tödten darf, scheint auch in 
Deutschland die Tödtung nach manchen Zeugnissen nur gestattet zu sein, wenn 
er sich der Gefäng<-nnahme widersetzt, so ist sie hier nicht allein gestattet, son- 
dern es wird dazu aufgefordert unter \'ers]irechen von Belohnung: ah omiii- 
hw> offi'nilatur hnpune, adeo ut si ipsinn occiderit alitpdn, tiidhno jtroiiiili' 
ralomvliim vtTeatur, ned prruuiim a aratia serrnitatis vostn' r.i'pivlid. 
E.s steht in der Wahl des.sen, der eines Aechters gewaltig wird, ihn zu tödten 
oder tlem RicliUw auszuliefern; die Belohnung ist für den .\echter, und auch 
für den Obi'räehter, wenn es sich um einen andern (Jberächter handelt, Lö- 
sung von der Acht; fÜi' andere Personen eine Giddsumme von sechs bis hun- 
dert Augustalen je nach dem .Stande der Person. Ist die Verfolgung der 
Aechb‘r nicht gerade als Pflicht ausgi-sprochen, so ist jedenfalls alle Unter- 
stützung derselben vicboten; wie im deutschiMi Rechte trifft die Receptatores 
oder Occultatorcs denselben gleichfalls die .\chf, während wir in Italien häu- 
figer Geldstrafen darauf gesetzt finden. 
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115 . — Ist das sizilischo Achtsvorfahron i-rst durch K. Friedrich II ein- 
gffiilirt, so werden wir demselben allerdings eri>änzende oder erläuternde Be- 
lege fiir das deutsche oder italienische Verfahren nicht entnehmen dürfen. 
Zeigt sich sichtlich der engste .Anschluss an deutsche Einrichtungen, mögen 
hie und da die italienischen beachtet sein, so konnte natürlich auch manches 
ganz unabhängig von beiden den In-sondeni Bedürfnissim des Königreichs 
gemäss gestaltet werden. Dagegen scheint mir für die Bem-theilung der K u t- 
wicklung des italieuischen Ban n Verfahrens überhaupt der Um- 
stand niclit ohne Bedeutung zn sein, dass ein Bannverfahren im Sinne der 
.Acht früher in .Sizilien nicht liekannt gewesen zn sein scheint; die .Annahme, 
dass auch das ältere italienische Recht sich auf Zwangsinassregeln gegen das 
Gilt beschränkte, scheint dariu eine wichtige .Stütze zu finden. AViirde es sich 
um altlongobardische Einrichtungen handeln, so würden diese sich diwh gewiss 
auf tlein sizilischen Festlande erhalten haben. .Aber aucb dann, wenn sich jenes 
A'erfahren in Italien erst unter fränkischem Einflüsse entwickelt hätte, wäre es 
fast unbegreiflich, dass dasselbe nicht schon früher auch auf die Fürstenthümer 
lies .Südens eingewirkt haben sollte, zumal ein Bedürfniss nach solchen Ein- 
richtungen vorhanden gewesen zu sein scheint. 

So weit sich unsere Untersuchnngen über das italienische Bannverfaliren 
auch ausgedehnt haben, .so ist doch nicht zu läugnen, dass lieznglich der Ent- 
wicklung dessellien manches noch unklar bleibt; ich möchte nicht behaupten, 
dass auch nur der eine Hauptpunkt, die .Annahme einer Einwirkung deutscher 
Einrichtungen, genügend sichergestellt sei, um eine Widerlegung durch er- 
neuerte Untersuchungen nicht mehr erwarten zu lassen. Nach .MassgaU* der 
bisherigen Erörterungen aber möchte ich .als vorläufiges Ergelmiss etwa Fol- 
gendes annehmen: 

Das ältere italienische Ungehorsamsverfahren kennt auch bei .Strafsachen 
nur Zwangsma.ssregeln gegen das (rut; die bei der deutschen Acht in den 
A’ordergnmd tretende Friedlosigkeit der Person ist ihm unbi'kannt. ' Aucb der 
l'ngehors.am gegen den König wird in Italien nur durch hohe Geldstrafen ge- 
büsst, welche von daher Eingang in Deutschland finden.'^ Gegen Ende des 
eilften .Tahrbnnderts findet dann aber von Deutschland her der Kcichsbanii 
Eingang^, bei welcher die aus der Ungnade des Königs sich ergebende Fried- 
losigkeit der Person in den A’ordei'grund tritt, und zwar so sehr, da.ss das 
früher in Italien allgemein übliche prozessualische Zwangsmittel der Beschlag- 
nahme des (riites l«>im Reichsbann verfahren ganz entfällt.^ Nur handelt es 
sich freilich dabei nicht um eine einfache Uebertiagung des deutschen Ver- 
fahrens auf Italien, sondern wesentlich nur um die .Aufnahme jene.s bis dahin 
dem italienischen V<*rfahren fremden Begriffes, während man sich im übrigen 
vielfach aufs engste an die hergebrachten italieni.schen Rechtseinrichtungen, 
oder aber auch an die Bestimmungen des um diesellie Zeit zu allgemeinerer 
Geltung gelangenden römischen Rechtes hält, anderes sich sichtlich den be- 
sonderen Beilürfnisseii des Landes gemäss ganz unabhängig vom deutschen 
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Brauche gestattet. Während aber im zwölften Jahrhunderte sich doch noch 
mancher nähere Anschluss au diesen ergibt^ näliert sicli im dreizehnten Jahr- 
Imnderte auch der Reichsbatm vielfach dem eigeuthümliohen Bannverlähren, 
welches sich in d(!ii italieiiLschen .Städten ausgobildet hatte*', und gewinnt zu- 
gleich immer weitere Ausdelmmig, .so dass er nun auch iui Civilprozesse iimm'r 
häutiger angewandt wird. ' 

Was dann den städtischen Bann betrift't, .so finden sich hier so la*- 
deuteude .Abweichungen, dass an eine einfache L'ebertragung des Rtuchsbannes 
auf das Verfahren in Jen städtischen Gerichten nicht zu denken ist. Alter fiir 
die .Annahme einer Beinnfiussimg des Reichsbannes durch deutsche .Auffassung 
.sclieiiit mir auch da zu sprechen, dass gerade solche Bestandtlieile des stiidti- 
schen Bannverfahrens, widche dem Reichsbaimc nicht entnommen sein können, 
sich den besonJeru italienischen Rechtsbestimmungen ttder A'erhältnissen näher 
anschliessen, wülirend nichts im Wege steht anzunchmen, dass das städtische 
Bannverfaliren erst durch Uebernalune der Friedlosigkeit aus der Reichsacht 
zum Abschlüsse gelangt, in dieser Richtung demnach doch mittelbar auch von 
Deutschland her beeinflusst sei. In den ältesten Zeugnissen über diis städtische 
Bannverfahren finden wir W(‘sentlich nur zwei Massregeln erwähnt, für welche 
dem Reichsbanne Entsprechendes fehlt, Beschlagnahme oder Verwüstung des 
Guts und Verw^eisung aus der .Stadt. Dass die Zwangsiuassregeln sich vor- 
zugsweise gegen da.s Gut richten, wcmi auch zum Theil iu anderer Wei.se, als 
das im älteren Rechte bestimmt ist, wird sich anstandslos aus einer schärfen- 
den Weiterentwicklung desselben erklären lassen. Für die beim städtischen 
Bannverfahren so sehr in den Vordergrund tretende Ausweisung aus der .Stadt 
und ihrem Gebiete scheint sich freilich im ältern italienischen Rechte kein Ik‘- 
stiinmU-rer Anhaltspunkt zu bieten, wälireiul andererseits auch dem Reichs- 
bannverfähren entsprechende Massregeln fehlen. Ich möchte annehmen, dass 
die.ses .Ausweisungsverfahren sich erst auf der Grundlage städtischer Selbst- 
ständigkeit, frühestens zu Ende des eilften, wahrscheinlicher erst in der frühem 
Zeit des zwölften Jahrhunderts bestimmter entwickelte. Wir wie.sen .schon 
frhher darauf hin, dass ein Verfahren, welches ausser allem organischen Zu- 
sammenhänge mit dem Reichsgerichtswesen überhaupt steht*, welches ledig- 
lich den Stadtbezirk als geschlossenes Rechtsgebiet im Auge hat, schwerlich 
in einer Zeit geordneter Wechselbeziehungen zwischen Reichsgerichten und 
Ortsgerichten, wie wir sie im eilften Jahrhunderte noch finden, entstanden sc‘iii 
kann ; während es durchaus einer Zeit entspricht, in welcher mit der steigenden 
Sellistständigkeit der .Städte das Gemeindebewusstsein sich steigerte, das ge- 
sammte Rechtsleben sich auf engste Kreise beschränkte. Es wird weiUT zu 
beachten sein, dass die -Ausweisung vorwiegend in .Anwendung gebracht wird 
gegen Zjihhmgsunfahige, mag die Forderung. nun durch Vertrag luler durch 

115. -1 5. Dahill wird insbesondere auch der erst .später Ku erörternde Umstand xu ziehen 
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Missetliat bogrilndet spin, dass sio in dieser Richtung an die Stelle der alten 
Schiildknechtsi-haft getreten sein muss; und wussten wir auch nicht bestiiinnter 
nachzuweisen, wann und wie dieser l'etiergang erfolgte*, so liegt doch gewiss 
die Annahme sehr nahe, dass die Beseitigung der .Schuldknechtschaft in engerem 
Zusammenhänge mit der steigenden Bedeutung des städtischen Bürgerthums 
erfolgte. .So weit scheint sich das städtische Bannverfahren ganz selhststän- 
dig, insbesondere ausser allem Ziis.ammenhange mit der deutschen -Acht ent- 
wickelt zu halHMi, von welcher sie sich denn ja auch gerade durch die dadurch 
b(Hlingten Eigenthümliclikeiten, durch die .Anwendung nicht Idos gegen den 
Ungehorsamim, sondern auch gegen den Gehorsamen, nicht blos bei Klagen 
um Afisselhaten, sondern auch um .Schulden, durch das Ileirortreten der 
Massregeln gegen d.a« Gut vor denen gegen die Person, aufs bestimmteste 
unterscheidet. Dagegen scheint der Begriff der Friedlosigkeit auch dem ältem 
städtischen Baunverfahreu nur bekannt zu sein in der Beschränkung, wie sie 
sich auch im ältern longobardischeti Hechte findet, der Gestattung der Rache 
des AVrIetzten oder seiner A^^rwandten, welche sich auch später noch geltend 
macht in dem besondern Gewichte, das auf die Kriangung der .Sfdme gelegt 
wird, während d.adurch auch die Massregel der .Ausweisung des A'erbrechers 
zur Erhaltung des Friedens in der .Stadt nahe gelegt sein musste.'" Eine all- 
gemeine Entziehung des Rechtsschutzes, eine Friedlo-sigkeit gegen Jedennann 
scheint dagegen dem ältern A’erfahren fremd gewesen zu sein, ist erst um den 
Beginn des dreizehnten Jahrlmnderts in städtischen .Statuten bestimmt nach- 
zuweisen"; wie überhaupt allgemeine .Schmälerungen der Rechtsfähigkeit in 
denselben nicht früher erwähnt werden."* Und wie es scheint, dass der Aus- 
druck Bann erst unter K. Eriedrich I vom Reicdisbanne auf das entsprechende 
städtische A’'erfahren übertragen wurde", so dürfte auch die dem ältem itilie- 
nischen Rechte anscheinend fremde FriiHllosigkeit in dieses erst durch die .An- 
wendung beim Reichsbanne Einuang gefunden haben. .Sind diese .Annahmen 
richtig, so würde auch die abweichende und sichtlich zum grossen Theile auf 
einheimischer Grundlage beruhende Gestaltung des städtischen Bannes unserer 
Ansicht nicht im AATege sein, dass das Reichsbaiinverfahren in Italien in seinen 
Anfängen wesentlich durch das entspi-echende deutsche .Achtsverfahren he- * 
stimmt war, während seine bedeutenden .Abweichungen von diesem dann zum 
grossen Theile daraus zu erklären sind, dass es sieh nicht bloss dem italieni- 
schen Rechte im allgemeinen, sondern insbesondere auch jenem Verfahren, wel- ’ ^ 

ches sich in den italienischen .Städten zunächst selbstständig entwickelt hatte, 
später näher anschloss, wie es umgekehrt auch seinerseits auf die AA^eiterent- 
wickhmg des städtischen A'erfahrens nicht ohne Fänflus» geblieben zu sein 
sclieint. 

X. VORSITZENDE, 

116 . — Die Befugnisse des cinzeln(>n Gerichtes werden abhängig sein 
von den Befugnissen, welche den zti Gerichte sitzenden Personen dauernd oder 

» Vgl. S4C. 10. Vgl. 8 51. ll.Vg1.S59D.22. 12. Vgl. 8 68 n. 1 2. 18. Vgl. 8 44. 
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(loch für den Einzelfall zustchen. Diese Personen werden in den Gerichtsur- 
kiinden durchweg genau angegelien; in den älterii sogleich ini Eingänge nach 
Angahe des Gericlitsorles. Daljei werden nun aber iinnier zwei Klassen von 
Gerichtspersonen, Vorsitzende und lleisitzeude, scharf auseinander- 
gelialten. Für jene wird der Ausdruck Jfi-niilnv ht iiaticio ml xivflulorxm 
Imminiim iw>titlaj> fafiemlas ar deUhmnuUm sidiraucht ; die dann folgenden 
Heisitzer werdi>n aufgefiihrt als Iteniih'nti’fi eutn eo oder mm eis, nämlich den 
Vorsitzenden. In den ältesten Formularen tritt der Gegensatz noch schärfer 
dadurch hervor, dass dieselln“n nicht als Hericht des schreihenden Notars, 
sondeni als Hericht der Vorsitzenden gefasst sind. Nur diese führen sich seihst 
in erster Person ein: Dum etjo N. rwili/ifii’m oder noa .V. c/ aV. »•cac<//««c- 
maa, während sie dann ihre Beisitzer mit vohiKmm oder adc- 

r<mt nohlsewm auffiihren. Hei den Unterschriften tritt der Unterschied in der 
Regel weniger scharf nur dadurch hervor, dass die A'orsitzenden zuerst unter- 
schreihen; zuweilen alter doch auch hier hestimmter, indem nur die Vorsitzen- 
den mit Prai'fin unterzeichnen, während die Beisitzer sich des gewöhnlichen 
Jnft't'fiii hedienen. ' 

Die genauere Feststellung der Thätigkeit der einen und der andern im 
Grrrichte hh'iht späterer Untersuchung vorhehalten. Für unsere nächsti>n 
Zwecke kann es genügen, d.araiif hinznweisen, dass nur die Vorsitzenden als 
Träoer der Gerichtsgewalt erscheinen, wie sich das aus jeder Gericlitsnrknnde 
ergibt. Zunächst :m sie wi-ndet sich der Kläger mit der Forderung, ihm Recht 
zn schallen, sie laden Parttuen und Zeugen; inshesondere .sind mir sie Iwi der 
Ansfiihrung des Urtheils thätig, so durch Ertheilung der Inve.slitiir, Verhän- 
gung des Ki’inigshaimes, oder indem sie die .Ausführung de.ssellien hefehlen 
(Hier verhürgen lassen; auf ihren Befehl winl die Gerichtsiirknude gefertigt. 
-Als Trägiw der Gerichtsgewalt werden die Vorsitzendiui ausdrücklich liezeich- 
net, wenn StJO der Kaiser ein Gericht mit einer Reihe sidner Gros.sen lieselzt 
und hei den heiden Erstgenannten hemerkt wird: (pion ml ilhtrnuii'iuliiui in 
eodem plarllo prefi'i'il; ähnlich heisst es I02.'l vom Vorsitzenden Kfinigs- 
boten in der Unterfertigung: (ini itii fnit ct dintrictmn fccit.'^ 

Die Befugniss des Gerichtes üherhaupt wird daher immer bedingt sein 
durch die Gericht.sgewalt der Vorsitzenden. D.aniil kann he.stehen, diuss dieser 
seine volle Gerichtsgewalt nur üben kann unter Zuziehung von Beisitzern he- 
.stiimnter .Stellung, wie wir dafiir in späterer Zeit manche Beispiele linden 
worden; .so wenn im Gerichte des Hofvikar (sler Gro.sshot]u.stitiar nur llof- 
richter, oder im lAeheusgerichte nur Lidumsgenossen heisitzen sollen. Aller die 
hesondern Befugnisse dieser sind doch nicht liestimmend ITir den Umfang der 
Gewalt des A'orsitzenden und damit <les Gerichts, sondern nur Inr die Mög- 
lichkeit der .Ausühnng. Und in älterer Zeit worden wir ülterhaupt darauf fast 
gar kein liewicht gelegt linden; es winl sich zwar ergels-n, dass gewisse Per- 
sonen zunächst als Beisitzer in liöhern, andere in niedern Gerichten vorziigs- 

116. — I. Mittarelli Ann. I, IBO Mon. pmr. Oi. 1, 552. üglielli .1. «28 3. Scrip(. 
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WMsp ventandt wurden, eine .«ehäifere >S<-lieidmig da alter keine.sweg.« .stntt- 
faniL, die (Gewalt de.s höherii Vor.silzenden keine geringere war, wenn .teilte 
JJei.sitzer aucli vorwiegend oder selb.st aus.seldie.'i.tlicli dem niederen Kreise 
entnommen waren. 

117. — Auffallender Ist der Umstand, dass wir in Italien in früherer 
Zeit häufig eine Mehrzahl von Vorsitzenden finden, und zwar auch 
von N’orsitzenden venscliiedener Stellung. Während in den deutschen Gerieh- 
t(Mi wenigsten.s regelmässig mir ein Richter vorsitzt, können wir das in Italien 
kaum als die Kegel liezeichnen, zumal in den liöli(*ren Gerichten. Ueberaus 
häufig finden wir zwei, nicht selten auch drei, zuweilen noch mehrere Vor- 
sitzende', welche als .solche ausdrücklich von den Beisitzeni geschieden sind. 

Dabei ergeben sich mm verschiedene h’älle. Zunächst können es mehrere 
Vorsitzende ganz derselben .Stellung sein. .So sehr häufig zwei oder 
mehrere Königsboteii. Es erscheinen weiter nicht selten mehrere Brüder als 
Markgrafen oder Grafen einer Grafschaft, welche dann gemeinsam vorsitza>n. 
Dahin werden wir es auch zu ziehen haben, wenn derKai.ser mit .seinem .Sohne 
vorsitzt*, oder die Markgräfin Beatrix mit ihrem Gemälde* und häufig mit 
ilifer Tochter .Mathilde, oder ein Markgraf von .‘saluz.zo mit seiner Mutter.* 
Das mir in frühester fränkischer Zeit vorkonnncude Vorsitzen mehrerer Loco- 
positi oder .Scabini werden wir später genaiu>r tiesprechen. 

In ,'indern Eällen handelt es sich nicht um Vorsitzende derselben, .aber 
doch en ts p rec he nd e r .S t e II n ng , insofern der weltlichen die als gleich- 
stehend zu betrachtende geistliche Gewalt zur .Seite tritt. .So beim gemeinsamen 
Vorsitzen des Pabstes und des Kaisers® oder Boten des Pabstes und des 
Kaisers'*, oder beim \’orsitzeu des Ortsbischofs neben dem Grafen. 

Gar nicht selten finden wir min aber auch Per.soneii höherer und 
niederer .Stellung gemeinsam dem Gerichte Vorsitzen, insbesondere den 
höheren Richter mit dem ihm untergeordneten niederen, ln Deutscldand gilt 
der allgemeine Grunilsatz, dass der niedere Richter dem höheren den .Stuhl 
räumt, dass .seine Thätigkeit aufliört, wenn der höhere Richter, als dessen 
.Stellvertreter er betrachtet wird, selbst anwesend ist. Auch für Italien wird 
Wenigstens bezüglich des Kaisers Aehnliclies ausgesprochen, wenn Otto von 
Freising sagt: Alh it'uhm c.r antiqua ronsnetmllnc manasse fratlitiir iii- 
ftilia, iit i>r!»4'!j>i' llah'mn hilrntite anuiai’ vacare (h'heant lUqmtate» rt 
wiifl/Hlrnhixacad ipxiiia ntifiim xi’ciindinn acita h'ijiim iurisque pi’rUnrinn 
Imliciiiin iinii'ivaa frttdnri.' Und dem entsprechend sehen wir denn, auch 
vom fierichte des Königs abgesehen, nicht selten im Gerichte des Köiiigs- 
boten* oder des Markgrafen" den Ortsgrafeu einfach in die Reihe der Bei- 
sitzer zurilcktreten. 


117. — 1. z. B. 824 sechs: Tirabn.schi Non. 2, 41 : 1022 fünf KRnigsboten; OattuU 
Hist. I. 77. 2. 972. 1027: I.iipns 2. 303. Huljeis Aqult äOO. 8. fsiini Mon. I. .3.37. 

4. lOtil: Mnlpul I. 274. 5. !Hi7. 1001 ; Fantur.7.i 2, 27. 3. 17. 0. 838; Fantuwi 2. ü. 

7. desto Frid. 1 2. r 13. 8. 820. 971. 1091 : Antiq. It. I, 4Ct. Anticb. Est. 1, 152. 

Isipns 2. 774. 9. 993. 1058. 72: De Dioiiisiis I7C. Ken.i e Csmid 2 b, 5. .3 a. 52. 
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Es ist das aber keineswegs als die Regel, sondern eher als die Ausnahme 
zu betrachten; häufiger sitzen der liöhere und der niedere Richter gemeinsam 
«lein Gerichte vor. So insbesondere oft der Ortsgraf mit dem Königsboten"’ 
oder dem Markgrafen. ' * .Vehnlich finden wir als Vursifzimde den Markgra- 
fiMi'* oder den Boten des Herzogs'* neben dem Königsboten, den Ortsgrafen 
neben dem Boten des Herzogs", den Vicecomes neben dem Grafen'*, dein 
Bischöfe'® oder der Markgräfin. Ja ni‘ben dem Kaiser selbst erscheint 970 
wii-iierholt di-r Fürst und .Markgraf Pandulf als Vorsitzender"*, wie 1047 
dem Kaiser sein Hofkanzler zur Seite tritt.'" 

Und dabei lianilelt es sich nicht um einen blos formellen Unterschii'il 
zwischen Vorsitzeiuhm tiinl Beisitzenden. Nur hie und da scheint lediglich die 
Riieksichtnahme auf die hen’orragende Stellung einer IVrson dafür massge- 
bend gewesen zu sein, sie unter den Vorsit/z-nden zu nennen; so inslH’sondere 
in Fällen, wo der Ortsbisehof als Vorsitzend«*r neben dem weltlichen Richter 
ersi'heint, während d«ich weiterhin nur dii'ser thätig ist."" Es sind vielmehr 
in der Regel alle als Vorsitzende Geiiannti*, aber mich nur diese, bei Uebnng 
der Gerii’htsgi'walt durchaus gleich betheiligt. Wo «las überhaii|>t l«‘stinnnter 
sichtlii'li wird, sind «‘S alle N'orsitzx'nde, mögen sie gleichen «ider untergeord- 
neten Ranges sein, an wek-he «lie Klage gericht«d wird, widche die Beklagten 
vorladen, di«‘ Verhandlung leibm, «h*n .Spnich ansführen, den Königsbann ver- 
hängen, auf der«>n Befehl die Urkunde gefertigt wird; während da, wo nur 
ein N'orsitzender gwiannt wird, auch nur ilieser in «1er genannt«*n Weise thätig 
wir«l. .\usiiahmen finden sich allerdings in iler eim-n, wie iif der andern Ri«di- 
Inng; aber abges«‘hen von einzelnen, später genauer zu erörternden Fällen, 
werden wir befugt sein, darin eine blosse Ungenauigkeit derFa.ssnng zu sehen. 
So haben wir midirere an demsellwn Tage ausgestellte Urkuiulen aus einer 
lOäH Februar 22 zu Vivinaja in «l«'r Grafschaft Lmwa gehaltiuie (Jerichts- 
sitzung; in einer sitzt nur der Kanzliw vor, wühreml der unt«-r den Beisitzern 
anfgeführte Graf mit ihm den Bann verhängt; in einer andern erscheinen beiile 
als Vorsitzeiule, während nur der Kanzler den Bann verliängt."' 

Die Mehrzahl d«-r V«>rsitzen«len würde da, wo auch das Urtheil ihre 
Sa«-he ist, ihre einfache FJikläning «larin finden, «lass man für die Gerechtig- 
keit desselbim eine «•rhöhte Bürgschaft suchte. In wie weit das in Italien lür 
gi-wisse Perio«len z.utraf, werden wir später genauer zu untejsuchen haben. 

Für «lie Jahrhmuli'rte ala-r, welchen wir unser«- Beispiele entnahmen, 
kann dieser Gesichtspunkt nicht der ina.ssgel«-nde gewesen sein. Denn d«-r 
Vorsitzende erscheint da nur als Träger d«-r Gerichtsgewalt, nicht als Ürtheiler. 


117. — | 10. 840-1037: Mem. di Lucca 51i, .3.37. Tirabosclii Non. 2, 97. Isipus 2, 114. 
Uglielli I, 8t«8. Katteschi 304. ;}2I. Aiiticli. E.st. 1, fdg. Anliq. It. 1, 493. Script It. I b, 
499. Sarioti t, 7ü. Fa«itu7.«i 2. «7. 72. 11. 10I3-I072: Antirli. Est. 1. 88. Script. It, 

2b. 992. Antiq. It. I. 299. :tO| 9<i(:. -g. 9.35. 12. 897. 1068. 73: M«mi, di lAicca 4c. 

71, 5c. (I«)8. Antiq. It. I. 489, I;J. S|j: Anliq. It. 2. 973. 14. 995: Falte.sclii 307. 

1.'». 91 1 : HnsPlIi I, 290. 1(4. |(X;9: AHo l’, 2, :129. t,\ l()7W: Henn e t amici 3b. Ul. 
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Und dann liegt die Frage nahe, weichen Zw eek konnte man inNbeMindere nuoli 
beim Vüisitzet) des niedern Kiehter.s nela-n dem hohem im -Vnge linhen, da 
ja die beschränktere (Jerichtsgewalt jenes in den ausgedehnteren Befiignissen 
dieses vollständig enthalten war? Ich denke, dieser Zweck dürfte zunächst 
darin zu suchen sein, dass man den Kntscheidnngen ein gi'össeres (iewicht zu 
geben suchte einerseits allerdings durch die an und für sich ausgedehntere 
(.lewalt des einen, andererseits aber auch durch die am Urte selbst sich stätiger 
tühlbnr machende Gewalt des andern. Insbesondero musste ja auch die weitere 
iVuslVdirung und Aufrechthaltung der Entscheidung vieltiu'h vorzugsweise .Sache 
des niedeni Richters sein, wie das auch in den Urkunden wohl bestimmter 
hervortritt. So iiivtfstiren 1028 Herzog und Graf gemeinsam; dann heisst es: 
Kt — foepil l’ijo dux marchio pmtdiTi’ uuntihus Ipsitia lU. ahhalein 
fl dfdit eiim in nuinnm Ji. foinitin ct praecfpit fi df partf impcratori« fl 
mut: ul ijuifumquf df rfhuit ipnius iuon(tnlf»‘ii toUfff i'olufril aut contra 
noülruin banniiin ffffrit,-f(icia« hilf, conu'it ipKiini baunuin »olnrf, ijuo- 
inodo pratiam dci et d. imperatoris ft tncani luihcre cnpis.'^'^ Während 
1020 ein Königsbote mid die Grafen von Bologna als Vorsitzende gemeinsam 
investiren und bannen, gehen nur die letztem einen Gerichtshoten zur körjier- 
lichen Einweisung^®; ähnlich gibt 1081 zu Parma die GcrichtslHden der Bi- 
schof, zugleich Ui'tsgraf, gemeinsam mit dem Könige, während übrigens nur 
dieser als Vorsitzender thätig ist.®® 

Mit den Aendenmgen im Gerichtswesen hört im zwölften Jahrhunderte 
ilfLs gemeinsame N'orsitzeii höherer und niederer Richter auf. In der Regel 
erscheint jetzt nur ein Vorsitzender. Finden wir mehrere, wie d.us insbeson- 
dere bei delegirten Richtern, .Schiedsrichtern, Lehnsrichtern und städtischen 
Konsuln der Fall ist, so sind es solche, welche io ihren richterlichen Befug- 
nissen ganz gleichstehen, bei welchen überhaupt die sonst dem Einzelrichter 
zustehende Befngniss nur in der Weise auf mehrere Personen übertragen er- 
scheint, d.ass sie dieselbe gemeinsam, nicht auch einzeln ausüben können. 

118. — Jenes gemeinsame Vorsitzen von Richtern verschiedenen Ranges 
könnte allerdings den Gedanken nahe legen, es hätten, so weit überhaupt mit 
Königsbann gerichtet wurde ', bestimmtere A b s t u f u n g e n der Gericht s- 
barkeit, eine geordnete Reihefolge höherer und niederer Gerichte mit ge- 
nauerer Abgränzung ihrer Befugnisse nicht bestanden. Dass sich in den Ur- 
kunden so sehr selten ilarauf bezügliche Andeutungen finden, wird allerdings 
darauf schliessen lassen, dass in dieser Richtung die Gränzen kaum .stdir be- 
stimmt fcstgestellt waren oder genau eingeludten wurden. .Vber von anderm 
abgesehen finden wir zunächst wenigsUuis bezüglich der örtlichen Ausdehnung 
der Gcrichtsgewidt auch in Italien eine bestimmte .Stufenfolge iler höheru Ge- 
richte, welche sich im allgemeinen den deutschen Verhältnissen anschliesst. 
Xnr dass in Italien die einzelne Gerichts.sitzung ni.dit auss.;hliesslich nur der 
einen oder der andern titufe angehört, die verschiedenen übergeordneten Ge- 


22. Script. It. 2b. !I92. 2». Savioli I, 76. 34. Afl'6 Parma 2. 335, 
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walten ('Ieicli7,eiti{' wirksam werden. .So finden wir eine dreifache Gericlit.s- 
eewalt vertreten in einer 1028 im marsisclien (Jebietc ({elialtenen Gerichts- 
sitzung.^ Der Herzog Hugo vertritt, da er il.uiials au.sdrücklicli zum Königs- 
boten bestellt war* einmal die königliche Gerichtsgewalt, dann als Herzog 
von .S]toleto die des höhern Ortsrichters, während die des ordentlichen Orts- 
richters durch den Grafen vertreten ist. .\lle drei werden denn auch bei den 
Verhandlungi'ii ausdriicklicb betont. Der Abt von Casauria wendet sich mit 
einer Klage an den Herzog und fordert ihn auf: Mod« facite yiobio iustilimn 
de parle d. imperaloriii et de parle vestra et de parle li. eomitis-, in rtiiiis 
eomitaturn et poteslatem ipsae re» pertinent ; und wieder heisst cs, dass der 
Herzog und der Graf den Abt investirten de parte J. imperatoria et de siia 
l'gnnia diiei» et Ji. eoniili». 

Die hier erwähnten drei .Stufen, Gericht des Königs, Herzogs ixler 
■Markgriifen, Grafen, oder doch ihnen entsprechende, ergeben sich uns über- 
hau|)t als die regehnäs.sigen .Stufen der höhern Gcritditsbarkeit. Werdim unsere 
Untersuchungen sich vorzugswei.se nur mit jener ersten, dem Geri<dite des 
Königs und des Iteichs beschäftigen, so werden wir doch schon des vielfmdien 
Ineinandergreifens der verschiedenen .Stufen wegen von den andern nicht g.uiz 
absehen können, wenn wir uns bei Hesprecliung derselben auch aid' das be- 
schränken, was für ihr Verhaltniss zur ersten von Bedeutung scheint oder sich 
liei Untersuchung derselben nebenbei ergab. Gab es dann aber unter dem 
Grafengerichte noch niedere Gerichte der verschiedensten Art, so werden wir 
von diesen fiir unsere Zwecke zunächst ganz absehen können. 

XI. GU.\U.SCHAhT. 

11 !). — Das Gericht des Grafen haben wir als das regelmässige 
höhere Gericht zu betnrnliten; der Graf ist der ordentliche höheia: Uii'hter, 
welcher im allgemeiBien befugt ist, in seinem .Sprengel über alle Uersonen und 
alle .Sachen zu urtheilen, welche seiner Gewalt nicht ausdrücklich entzogen 
und höheren Gerichten Vorbehalten sind. Das ganze Königreich war in frän- 
kischer Zeit in firafschaften getheilt; meistentheils fielen die.se mit einem Bi.s- 
thumc zusammen, so dass die Bischofsstadt zugleich .Sitz eine.s Graten war; 
doch war auch der h'all nicht .selten, dass die Grafschaft den Umfang des Bis- 
thums nicht erfüllte, neben der Grafschaft der Bischofsstadt noch andere 
Gralschaften im .Sprengel bestanden. .Vn der .Spitze der Grafschaft stand ein 
anfangs vom Könige amtsweise gesetzter, später von ihm oder einem der 
Grossen belehnter Graf. 

Dieser Zustand hat sich mm aber bis zur stauHseben Zeit maunichfach 
geändert. Der alte Unifimg der Grafschaften hat sich allerdings noch vielfach 
erhalten. .Vber nur selten finden wir ganze Grafschaften noch im Besitze - 
weltlicher belehnter G r a f e n. ln Oberiüilien war das so sehr die .\us- 
nähme, dass Otto von Freisiug nur den Grafen von Blandrate zu neiinea 
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wpis.s, wi'luhor iiucli d;ih ganz« (ieläot vun Xuvara, i'i.e ipm civitalf. excepUi, ' 
badierrsL-lite. • Führt er das auf di« Ikgiinsliginig des (irafeii durch Mailand 
zurück, so handeltiM-» sich doch iiiclit (-twa um bloss« tiewaltherrscliatl. In — 
kaiserlichem Privileg lür den Grafen 1 156 heisst es, dass ihm alle Besitzungen 
und Fihren bestätigt werden: 1‘ri’krea condiiclnm piT lolion couütatinn et 
einseopatinn Xovarie eitlem comiti intetjruliler cuiißrmtimiie, ut nullns in 
eoilem eoiiulalu ab alii/tto eondncatni' iiixi ab Ipeo eoiidle eel a suo mietio, 
nee aliqiia pittina in aniufalti jiat, nisi in eituidem coinitis jtresencia; der 
Kaiser bestätigt ihm weiter libeeam poleslatem imtieiatn et iiidieiiim ja- 
eieiidi per comitatnm etiieiib^; der Graf hatte sich demnach im reichslehn- 
liaren Besitz, der wichtigsten gräliicheii Hechte tUr den g.-utzen Undang einer 
alten Grafschaft behauiitet. Doch finden sich wohl auch sonst noch in Oher- 
ilalien ungetheilte Grafschaften vom Heiche an einzelne GeschlechU'r verliehen. 

.So leiht K. Heinrich 1191 dem Markgrafen von Este die Grafschaft Rovigo\ 
dem Grafen Hambald die Grafschaft Treviso* mit dem Bemerken, dass die- 
selben von ilen Voreltern ererbt seien. Nur freilich beweist die Verleihung 
noch nicht die thatsächliche L'ebung; zumal in Ictzterm Falle, wo es sieh um 
eine .Stadt Inondelt, der nach dem Konstanzer Frieden die Regalien ausdrüidi- 
lieh zug<‘sichcrt sind, kann von wirksamer gräflicher Gewalt im ganzen Ko- 
milate nicht die Rede sein. Doch schliesst das nicht aus, dass solche Grafen ^ 
sich immerhin im Besitze einzelner gräflicher Rechte auch über den Umfang 
ihrer eigenen Besitzungen hmaus erhalten mochten; so kommt 1190 ein .Streit ' 
über ein Lehen iles Kapitels von Treviso an.scheinend durch Appellation zur , 
Entscheidung des Grafen Rambnld*, wofür wohl um" seine gräflichen Befug- 
nisse als mas.sgebend gedacht werden können. In den Lehnbriefen des vier- 
zehnten .lahrhunderLs für die Colalto ist dann aber, obwohl sie noch den Titel 
Grafen von Treviso führen, durchaus nur von der Gerichtsbarkeit über ihre 
eigenen Besitzungen die Rede.® Hie und da finden sich sogar noch Neuver- 
leilumgen geschlos.sener Grafschaften; so belehnt K. Friedrich 1159 den Tinto 
von Creinoim de euinilala Inside Fidelterie mit genau angegebenen Gränzen 
und mit allen aufgozühlten Rechten, iure eoinitatas ad coinilem pertinen- 
libiis. ‘ 

120. — Die .alten Grafen waren zunächst vielfach beseitigt durch die 
gräfliche Gewalt der Bischöfe. Handelte cs .sich bei Verleihung der- 
selben durch den König anfangs nieistentheils nur um die gräfliche Gewalt in 
der Bischofsstadt selbst und einem bestimmten Umkreise, welche dem Grafen 
entzogen und auf den Bischof üliertragen wurde, .so wurden doch auch sehr 
häufig ganze Grafschaften an die Bischöfe übertragen. Für unsere Zwecke ist 
dann der Bischof zunächst einfach als Graf zu iR-trachten; wir finden ihn nicht 
allein die Rechte de.s Gi'afen übend, insbe.sondere dem Grafcugerichte vur- 

119. — I. f'riil. I. 2. c. 1 i. 2. Bubiiior .\tu UO. t). .\iiliuli K.l. 1. 3ö7. 

4. Antiq. It. 1, vgl. 2. HU. 7u t’alognra tl. .Fta. 67. 73. tk B.-.hincr .\cta 
44B. 474. 7. Babmer .\cta 101. llie Verleihung des ganzen Komilats Ivrea an den 
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silZi'iid, solidem er fülirt iiuch M'lir Imiifig ausdrücklidi den Titel eines Grafen 
neben dem eines Uisohofes; anfangs vorzugsweise nur dann, wenn er zu Ge- 
rielite sitzt oder sonst gratliebe Ueclite übt. 80 sitzt zuerst, so weit ich sehe, 
lüö9 der liischof von Arezzo als /tJ/x'sco/oi« H comet) zu Gerichte.,' üesass 
dieser kaum die ganze Grafschaft, so tritt bei andern wohl schon im Titel 
hervor, dass ihre gräfliche Gewalt sich über die ganze Grafschall oder das 
ganze Bislimm erstreckt. So heisst es 1065: episcopita aatwle Phicentine ^ 
i'Cilt'aic et comea uiiis comifalu I’laeeutiiio'^; 1081: episeoptts et pnwaca 
ipsiita Piwni'naia episeopii et coinitatua^; 1112: TrtJeiifhtc actUa epiaco- " 
pua et comea ipaiiia epiacopahta* ; 1172: Tei'tlonenaia eplaeopiia et roiiwa „ 
et tociiia terrc preaea.^ ln staufischer Zeit wird dann die Bezeichnung als 
Bischof und Graf immer häufiger.® 

Je häufiger der Titel, um so weniger war freilich vou wirklicher Uebuug 
der gräflichen Befugnisse durch die Bischöfe noch die Rede. Fast nur da, wo 
deutscher Einfluss bestimmter sich geltend machen konnte, wie zu Aglei und 
Trient, gelangten auf solcher Grundlage die Bi.schöfe zu landesfürstlicher Ge- 
walt. Durchweg kam die thatsächliche L’ebung der weltlichen lloheitsrechte 
dos Bischofs an die städtischen (kmieinden; theils so, dass auch formell die 
Rechte des Bischofs ganz beseitigt erscheinen, theils so, dass das Recht des- 
selben nur noch darin seinen .Ausdruck findet, dass er die Konsuln mit den 
Iloheitsrechten belehnt. Im Konstanzer Frieden 1183 heisst es ausdrücklich: 

In ci vitale iüa, /« qtui epiacopua pei' pvivilegiinn imperatoria aii'e regia 
eomilatinn habet, ai conanlea per ipaiim epiaeopum eonaiilatiim reeipere 
aolent, ab ipao reeipinut, aie nt reeipere conauevernnt; alioqiiin amtqiMcqne 
civifaa a nobia conanlatnm reeipiep; wo sich alle Reste der bischöflichen 
Hoheit bereits verloren hatten, sind sie demnach damals auch da nicht herge- “ 
stellt, wo der Bischof die Verleihung der Grafscluifl erweisen konnte. 

Doch wird man in dieser Richtung auch nicht zu weit gehen und überall 
alle weltlichen lloheitsrechte der Bischöfe als durch die .Städte beseitigt be- 
trachten dürfen. Ein .so mächtiges Gemeinwesen, wie Parma, schloss noch 
1221 einen Vertrag mit .seinem Bischöfe, worin ihm die Investitur des Podesta 
oder der Konsuln zugestanden und sein althergebrachtes Recht lieim gericht- 1 
liehen Zweikani|if, wie seine ausschliessliche Befugniss zu einer Reihe richter- 
licher Handlungen, wie Emanzipationen, Bestellung vou Kuratoren und Tutoreii, 
Bewilligung zur Veräusserung vou Mündelgütern, Ernennung von Notaren, ~ 
anerkannt wurde.® Ausgedehntere Hoheitsrechte verblieben dem Bischöfe von ' 
Vercelli. Der päbstliclie Legat verkaufte die.selben allerdings 1243 im Inte- 
res.se der Kirche .an die Stadt, so dass dem Bischöfe nur noch die Hoheits- 
rechto zustehen sollten, welche auch die der .Stadt unterworfenen Edcln auf 

120. — 1. .tntiq. It. I, 1H>6. Rcua 0 Camici 2a, 87. 2, Campt 1, 518. Zu Pia- 

canza wird dar Titel schon früh sehr hSufig gebraucht; so 1119-60: Boselli 1, 306. 307. 
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ilirpii lioitzimci'ii iiUi’ii.*' AImt diit. muss iiiclit zur Ausniliniii;: gi-ktmiiiK'ii 
M'iii. Nodi bis ins vicrzt hntc Jaiirliiuuli'rt Hiuii'ii « ir iIpii Uisrliof zu Vurpulli 
M'llist nicht allein iin Besitze älmlieher oliervonnunilschat'tlieher BelugnisM? 
null lies Rechtes, dass der »erichtliclie Kanijd' nur \ur Beamten des Biseliul's 
vor^ienoumien werden darf, sundern er erscheint aiicli nocli als oberster Richter, - 
insofern von jedem Spruche des l’odesta au ihn api>ellirt worden kann."’ Im 
Gebiete scheinen seine Rechte vielfach noch ausgedehnter gewesen zu sein; zu 
Casale gehen nach Be.stimmungen von 1203 nicht allein alle .\ppe1lationen au 
den Bischof selbst, sondern jede .Streitsache kann nach Wahl dies Klägers 
entweder liei den Konsuln oder beim Boten des Bischofs anhängig gemacht 
werden, und schwere .Straffälle sind überhaupt dem Gerichte des Bi.schufs oder 
seines Boten Vorbehalten. ' ' Zu .\dria stand dem dortigen Bischöfe noch 
1 1 98 die gesammte hohe Gerfchtsbarkeit und eine Reihe der wichtigsten 
Iloheitsrechte" zu, wie die .Stadt selb.st zugab; und mochte das anerkannte | 
Recht von ihm thatsächlich vielfach nicht mehr geülit sein, so konnte das eine 
ganz andere Gestalt gewinnen, als er damals seine Rechte lehenweise auf den 
Markgrafen von Este übertrug, der in der Lage war, sogleich auf der Uebimg | 
.seines vollen Rechtes zu bestehen.*-* Ausnahmsweise scheint denn auch wohl 
ein Bischof sich im ^'olllM>sitz der grätlichen Rechte behauptet zu haben; dem 
von Volterra wird nicht allein in kaiserlichen Privilegien von 1186 und 1220 
die volle Gerichtsbarkeit für den Umfang des Komitats und des Bisthums lie-* 
stätigt'ä, sondern er muss auch thatsächlich Herr des Komitats mit Eiuschlu.ss' 
der .Stadt gewesen sein, da er als Prior des 1197 geschlos.senen tuszischen-' 
Bundes erscheint, als dessen Glieder übrigens mir die .8tadtgemeinden selbst 
genannt «-erden, Volterra allein durch den Bischof vertreten ist. 

121 . — Jedenfalls ist aber in der staufi.schen Zeit das Fortbestehen j 
bischöflicher Herrschaft fibergan^ Grafschaftssprengel eine Ausnahme, weh-he 
liir die allgemeineren Verhältnisse noch weniger ins Gewicht füllt, als das 
Fortbestehen einiger ladiensgrafschaftcn. In Folge einer hier nicht näher zu 
verfolgenden Entwicklung gelangte in einem sehr grossen Theile des Reiches 
.seit dem Ende des cilften Jahrhunderts die gräfliche Gewalt an die[ 
.Städte; wenn sich, wie ge.sagt, hie und da auch Bischöfe und Lehensgrafen 
im Besitze einzelner gräflicher Hoheitsrechte behan]iteten, so war das diMih 
Ausnahme, uml insbesondere wurde die hohe Gerichtsbarkeit jetzt durchweg - 
durch die städtischen Behörden geübt. Eine .\enderung in der alten Abgräii- 
zung der Grafschaftsprengel war damit keineswegs nothwendig verbunden; fiir 
den örtlichen Umfang der Befugnisse der städtischen Behörden war zunächst 
der Umfang der Befugnisse derjenigen massgebend, von welchen sie dieselben 
überkanien, der Bischöfe und Grafen; während einerseits in der Regel der 
Uebergang sich nicht auf die .Stadt selbst beschränkte, die städtischen Be- 
hörden auch im ijanzen Umfange der Grafschaft die Befugnisse ihrer Vor- 
gänger ausöbten, fehlte ihnen andererseits zunächst jeder Anspruch, über diese 
( Jränzen hinauszugreifen. 

8. .Msndelli 1, 248. 10. Msndclli 2, t>3. 6tt. 79. 11. Do Conti 2, 348. 12. Anti<i. 
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Dii'MT Zustaix) »clioint in der ersten Hälfte des zwölfleii JKlirlmnderfs 
lii'i iler Ueielis^ewalt, welelie sieli damals am wmiiHsti'n wirksam erwies, keinen 
W'idersjirueli , aber auch keinerlei ausdrückliche Anerkennung eidmubni zu 
haben; es finden sich wohl königliche Schutzbriefe für Städte, liestätiguiigen 
und Verleihungen einzelner IJesitzungeii und Hechte, aber doch, so weit ich 
sehe, kein I’rivileg, in welchem die tJesanmitheit der gräthehen lloheitsrcchte 
als rechtlicher Hesitz der Stadtgemeinde anerkannt oder ihr verliehen wünle. 
Mochten luidercrstüts die Städte ausser den früher dem (irafen zusteheudeii 
lloheitsrechteii \ielfach auch solche tuuirpirt haben, welche bisher dem Heiclie 
noch Vorbehalten waren, mochten sie dazu in viidi-n Fällen geradezu gi-nöthigt 
sein, weil daslteich selbst die l’ebung dieser Hechte vernachlässigte, so schei- 
nen diu städtischen Hehörden doch nicht ggrade von der Atischauung ausge- 
gang(‘n zu sein, dass ihnen alle Befugnisse im Gebiete, auch solche, welche 
den frühem Ortsgewalten fehlten, zukämen. So erklären sich die Konsuln der 
mächtigsb'ii .Stadtgemeiiide, .Mailands, bei einem 1140 an sie gebrachten ’j 
Hechtsstreite für inkompetent, weil beide PiU'teicn sich auf Belehnung durch 
das Heich beriefen und demnach die Sache mm im Gerichte des Kaisers ent- 
schieden worden könne. ' 

1*22. — Dieses unklare Verhältniss musste nothwendig geordnet werden, 
als es .seit dem zweiten Zuge K. Friedrichs 1 wieder zu einer wirksamen 
llerrsehafl des Heiches kam. Dem Kaiser lag wohl nichts ferner, als eine 
künstliche Hestauration der frühem, durch die städtische Entwicklung that- 
sächlich beseitigten, auf feudaler Grundlage beruhenden staatsrechtlichen Ver- 
hältnisse. Aber eben so wenig war er gewillt, den thatsächlich bestehenden 
Zustand einfach hin/.unehini'ii, sich damit zu begnügen, denselben nur in irgend- 
wi-lchc bestimmtere rechtliche ^'erbindlmg mit der Ordnung des gestimmten , 
Heiches zu bringen. Die Grundlagen der alten Hechtsordiiung hatten sich voll- 
ständig zersetzt; iiuch wenn der M'ille vorhanden gewesen w.äre, wieder an sie 
anzukniipfen, würde das in den meisten Fällen nicht mehr durchführbar ge- 
wesen sein. Die neue Ordnung entbehrte jeder rechtlichen Grundlage. .So galt - 
es vor allein einen festen Gesichtspunkt zu gewinnen, der liir eine durchgrei- 
fende Neugestaltung der Hechtsverhältnisse massgebend sein konnte. .\ls 
diesen festen Punkt stellbm der Kaiser und seine Hechtskundigen die unver- 
äusserlichen Hechte der Krone, die Hegalien hin, welche überall dem Heiche ' 
zustehen, wo die Uebiing derselben nicht ausdrücklich vom Heiche an Einzelne 
verliehen ist, welche Niemandem als Eigenthuiu zusU'hcu können. Es handelte 
sich dabei keineswegs nur darum, diejenigen Ibdieitsrechte au das Heich zu- 
rückzubriiigen, welche, wie etwa die höhere Heichsgerichtsbarkeit, auch zur 
Zeit derFeudalgi'walten dem Heiche vorbehalten~gewosen und inzwischen viel- 
fach von den Städten usurpirt waren. Es handelte sich dabei auch um sulche 
Befugnisse, welche früher regelmässig nicht unmittelbar iii der Hand des 
Heiches, sondern an Grafen und Bischöfe verliehen waieii. Hegal ist iiisl«'- 
sondere auch die höhere Gerichtsbarkeit, wie sie früher von den Graten geübt 

121. — I. Uorclli g, 34«. 
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wiirdf'. Unter den Uefiiilien, welelie die Mailänder 1 158 dein Kaiser ziiriiek- 
stellen innssten, werden die Kuinitate ausdriicklicli erwälint; in dein dann zu ! 
Uoncalia aiitgestidlten Verzeielinisse der Uegalieii wird schleelitweg aiidi die 
jioti’iilii.'! (WuililHendorinn iiutijistratiuiiii. ml hwlilium ca'iMUaiäain aiif- 
gefülirt.* 

Damit war tnr das Vorgelit'ii des Kaisers eine feste Richtschnur ge- 
wonnen. Wo er noch feudale (iewalton in thatsäehlicher Uebung der ihnen 
nachweisbar vom Reiche verliehenen Regalien fand, hat er sie ungestört dabei 
l«‘la.ssen. Anstandslos hat er weiter auch da die alten Verbriefungea und \\‘T- 
leihiingen anerkannt und bestätigt, wo seit Menschenaltern von Uebung der 
liezi'iglichen Rechte nicht mehr die Rede gewesen war; bereitwillig hat er biü- 
Kpielswei.se 1160 dem Erzbischöfe von Ravenna nach Laut der alten Privi- 
legien fast alle Grafschaften der Romagna liostätigt*, 1184 den übizo von 
Este mit den Jlarken Genua und Mailand ladehnt, wie sie einst sein Ahnherr 
.\zzo besessen hatte. ^ jVber dabei lies.s er es auch bewenden; er fiihlte sich 
nicht berufen, auf Grundlage alter Briefe längst verschollene Rechte wieder 
zur Wirksaiiikcit zu bringen, in welchen die Berechtigten sich nicht zu be- 
haiijiten gewusst hatten, welche .sie, auch jetzt restitiiirt, doch auf die Dauer 
nicht hätten behauiiten können. Er fasste nicht da.s aiis.ser Uebung gekomnieiie 
Recht, auch wo es noch nachweisbar war, ins Auge, sondern hielt sich an den 
Besitzer; Besitzer der llolieitsrechte waren aber im grössten Theih' Ober- 
italiens die .Städte. 

Von jenem Gesichtspunkte aus waren dieselben aber durchweg unrecht- 
inässige Besitzer. Wohl konnte sich diese oder jene .Stadt darüber ausweiseii, 
dass ihr etwa die Münze oder ein anderes lloheitsrecht von einem früheren 
Könige ausdrücklich verliehen war; schwerlich alx‘r irgendeine über eine Xvr- 
leihimg der Regalien in dem Umfange, wie sie thatsächlich von den städtischen 
Behörden geübt wurden; insbesondere scheint eine ausdrückliche Verleihung _ 
der gräflichen Gerichtsbarkeit an die .Stadt durch das Reich bis dahin nirgends i 
erfolgt zu sein.* Diese und die meisten übrigen Regalien standen also nach 
strengem Rechte zur freien Verfiigung des Kaisers*'; es stand Ikü ihm, ob er 
dieselben an das Reich zurückiii-hmen oder unter billiger Berücksichtigung der 
Verhältnisse den thatsächlichen Besitz durch ausdrückliche Verleihung in einen 
rei-htinässigen riTwandeln wollte. 

123. — Bekanntlich bestand der Kaiser zunächst auf jenem; die Re- 
galien sollten von den .Städb n ziirfickgestellt und durch ReichsbeainU-, kai- ■ 
ser liehe l’odes taten und Rektoren, welche der Kaiser nach Belieben 

2. Alon. Germ, 4, 1 10. 112. 3. Fantuzzi 5, 280. 4. .\ntich. Est. 1. 35. 5. Diali 

mochten hie und d.-i durch .VftcrbelelmuiiK ("räflichc Kcchto bereits rcchtmAssig .in die 
.Städte gehoninien sein. Mathilde belehnt 1008 die Bürger von Creinona, aber doch zunlkh.st 
nur als Vertreter de. Bisthuins. mit der Grafschaft der lusula Fulkorii. Cghelli 4. 508. I 
(>• Auf dem ersten Zuge scheint dieser Standpunkt noch nicht massgebend gewesen zu sein; 
wenn der Kaiser 1155 den AlaiUndern wegen ihres Ungehorsams die Ilegalion aburthcilen 
lässt, so scheint darin doch eine .Voerkemiung bisherigen rechtmässigen Besitzes zu lieguu. 
Vgl. S 73 n. 2. 
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den eiiizeliK'ii Stiidtoii vorsft/.te, verwaltet wt-rdeii. 80 iims> sirli Piacenza 
1162 vpr])fliditoii , allp !{<'}'aJii;n in der Stadt und in der Orafsehart dem 
Kaiser znriifkr.nstellen : Item Placi’iilini reeipient potvslatem vel poleglalen, 
quem eel qitu« domnua imperatoe ibidem ordinäre roliieril, oive Teiiloni- 
<•(»«, sire Londianloit, et iurahunl sture ud maudatnm illiits eel iUorum et 
ad mamlatum d. impe-mtorisd Diese hatten denn auch iiishesondere die 
höhere Gerieht'barkek zu üben, so diuss ihre Stellung wesentlich die der alten 
Grafen war, nur thiss sie nicht belehnt, sundern aintsweise gesetzt waren; 
hätte eine Xeuordnung auf feudaler Grundlage in der Absicht des Kaisers 
gelegen, so würde von jenem Rechtsstandpunkt« aus nichts im Wege gewesen 
sein, die Grafschall über die einzelnen Stadtgebiete wieder zu Lehen zu geben. 
Solches mochte auch mannichfiich befürchtet werden, zumal auf dem Rönier- 
zuge Friedrich im Interesse zweier Feudalherren, des Markgrafen von Mont- 
ferrat und des Uischofs von Asti, gegen Qiieri und Asti mit grösster Strenge 
vorgegangeii war. Dem Bischöfe von Turin hat der Kaiser kurz nach den 
ronkalischen Besohlüssen die gräfliche Gewalt über die Stadt in ausgedehn- 
tester Weise iK’stätigt, nur stdea pn’ omniu imperiali iusticia et iUa ordi- ~ 
natioiie, quam in Ime expeditione fedmus.'^ 

Selbst den getreuesten Städten, wie Pavia, Cremuna, Lodi, gegeuüber 
hielt der Kaiser nicht allein den eingenommenen Reclitsstiindpunkt durchaus 
fest, sundern Hess auch bei der Durchfülmung keine weitere Begünstigung ein- 
treten, als dass er ihre Pudestaten aus den Bürgern selbst ernannte. ^ Doch mochte 
es immerhin bei der unbeschränkten Machtvollkoimnenhcit, mit welcher der 
Kaiser gebot, schon als berleutender Gewinn erscheinen, wenn eine Stadt auf 
solclmr Grundlage eine dauernde Regelung ihrer Beziehungen zum Reiche er- 
langen konnte. .\ls Halt für das, was Friedrich damals den am günstigsten 
gestellten Städten zu gewähren gewillt war, wird das Privileg für .\sti 1159 
Februar dienen können. Er erklärt, qiwd Astensein civitatem in uostrum 
iurisdietionem et speeialem potestatem suscejHinns, in qua iMnorem et 
aervitium- cum omni libcralitute, ordinantes reetores nostros pro nostrtm 
roliintatis arbitrio in ipsii statuimus, videlieet — , quibus cui\tm et eusto- 
dium et repiiiten civitatis intus et extra de iis, quae pertinent ad repalia. 
iura eominittimus cum distrietn villarum, quarum dislrietum soliti erant 
Ikdiere, welche dann aufgezählt werden ; ut autem praefata ciiütas in omni 
jidelitate devotior et ad sereitium imperii inveniatur promptim\ ipsam 
eieitatem et episcopatum et coniitatum et omnia supra memorata prac- 
dietis tribus ^Istensibus potestatibus excepto fodro repali luic tenore eoni- 
■misimus, ut sinflulis unnis — eentnmet quadrapinta inarcas urgenti Jiseo 
imperiali persolvant; — de cetero hnne potesUUem sibi eommissam et in 
eieitate et in comitatu praedicti tumdiu reetores kabeant, quamdiu. nutie- 
stuti nostrae in ipsis bene complacuerit; adiieientes quoque constanttT 
statuimus, quod pi’aedictam potestatem de eivitate et comitatu — ntdU 

123. — 1. Bithmer AcU 398. 2, Mon. p»tr. Cb. 1, 815. 8. Morena- Mod. 
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m'rhh'pixföpo, nuUi epiucnpn, rtnUi i»arrh!o}i!, mdli eoniiti, null! pntcutati 
iinqinnn roncedemioi, 7tiitl nolin ncmtids ßdidihiiii de Ipua eirilnte, qnoK ad 
niitiim noxtrnm eliaendiiin anlimieerimiis.* So weit das nun auch liinter 
der liislierifien freien Stellinii; der Stadt ziiriickUeiben inoclite, so lag darin 
doch zweifellos selion eine selir wesentliche Anerkennung dt*r Ergebnisse der 
bisherigen Entwicklung. Alle Ansprfiche, welche etwa der Bischof auf Grund- 
lage alter Verleihungen auf .'^tadt und Grafschaft noch hiitle ei helren können®, 
waren damit ln’seitigt und elH*nso jede spät<‘re ’k'erleihnng an den Markgrnfi-ii 
von Montferrat® oder einen andern Feudalherren ausgeschlossen. Es waren 
aber weiter der .Stadt die Regalicm selbst insoweit fiberlassen, als diesellam 
nicht (lir Rechnung des RmcIis, .sondern der .Stadt verwaltet wurden, wogegen , 
freilich di-ni Kaiser eine ..Mi.schlagssnnnne zu zahlen war; es war zugleich das 
Recht der .Stadt auf das Gebiet der Grafschaft in so weit anerkannt, als auch ~ 
diesi's in frnhenn Umfange den städti.schen Behörden unterworfen blieb; und 
die.«e Behörden sollten nnr aus den Einheimisi'hen genommen sein. Dagegen 
lag eine fiberaus empfindliche Bi'schränknng dem früheren Znstamle gegen- 
über darin, dass diese ganz nach dem Belieben des Kni.sers gesetzt und ent- 
setzt wurden. 

124. — Den .Städten gegenüber, anf deren l'nterstütznng der Kaiser 
Vorzugsweise angewiesen war, liess sich das auch nnr bis zur Wendung der 
Machtverhältnis.se nicht aufrecht erhalten ; die l'ebung der Hoheitsrechto 
musste wieder, wie früher, an freigewählte Konsuln üU-rlassen werden./ 
In einem Abkommen mit Cremona I162.Tuni 13 fimiet .sich nnr noch eine 
Spur kaiserlichen Einfluss<-s anf die Bestellung der städti.schen Behörden ; nur 
wenn der Kaiser in der Lombardei ist, steht es ihm frei, die Wahl der Kon- 
suln durch einen Buten zu leiten; sonst werden diu Konsuln freigewählt und 
mit allen Iloheitsrechten in der .Stadt und durch das ganzr* Bisthum gegen 
jährlichen Zins von zweihundert Mark Rilber investirt. ' Zuerst aber, .so weit 
ich sehe, wmrde bei dem Vertrage mit Pisa 1162 April 6 einfach der be- 
stehende that.sächli(die Zustand zur Grundlage genommen und der Rechts- 
slandpunkt des Kaisers nur dadurch gewahrt, dass der Gemeinde dasjenige, 
was sie von Iloheitsrechten besass, zu Lehen gegeben und damit der that- 
sächliche Zustand in einen rechtmässigen verwandelt wurde: Uniniis et eoti- 
eediinim hl feudum i'ohin — , reeipientihini pro eivitate vestra, tolinii, qnod 
praefata ciritan i-el qiuieUhet pernona haltet et teilet de rebim repni, et to- 
liim, qnod repno et imi>erio pertinet, nive de marelui vel alio qiioennqne 
modo vel eoneiietiuline, vel pertiniiit retro a tripiiita aimis vel pertinehil 
in eivitale Pisana et eins distrietn per terras et insnUts; et eoncedimus et 

4, Ughelli 4. 36G. 5. Ist mir ein auidrückliches Zengniss für die firafenrechte de* Bi- 

scliof* über die Stadt nicht bekannt. *o dürften dieselben nach Urkunde von 1043. vonach 
dem Röchnfe die missotisrhen Rechte in Keinem ganten Bisthume und der GrafKchaft Rre- 
dolo xustanden, dorli nicht xu hexvreifeln sein. Mnn. patr. t'h. I. 553; vgl. 2, 22 und 
Ughelli 4, 350. 0. llieser machte noch 1 155 neben dem Bi.schofe Rechte über die .Stadt 

geltend (Ott. Fri*ing. Ue&la 1. 2. c. 12. 15) und erstrebte xureifello* deren Besitx. 

124.-1. Arcblr zu (’remona. 
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tlamiix in fendmn vohi» comitatum in i'fntro dislrictn, di'sjsen AiisdelmimK 
dann angnj.'eln'n wird.^ Und zicmliidi l'l»■n sn wnil^ndfcnd «ar die Verleiliuny 
liir (iemia I I(i2 Juni 9, wobei d<T Kaiser ansdrüeklieh darauf verzichtet, der 
•Stn<lt einen I’odesta zu setzen.^ Was den iiiächtigen .Seestädten, die sich frei-, 
lieh in gfinstigster Lage befanden, gewährt war, konnte dann später auch den 
Hinnenstädten nicht verweigert werden. I’avia erliielt 1164 völlig freie Wahl 
di-r Konsuln und alle ILduntsrechte, aber unter einem Vorliehalte: jionlem 
f'cco 4'f rii>ii»i, xii-itt cmmmr T‘(tpir lenere et poeeidere solehat, noldx eav/- 
pimne; wogegen freilich auch hier von einer jährliclien .\bschlagssunnne nicht 
die Hede ist.^ .Spätere .\bkoinmen mit einzelnen .Städten sind d.ann je nach 
den besondern k'erhältnissen imdir oder w(*niger günstig; alle gehen aber doch 
wesentlich von ilemsell)en Gesichtspunkte aus, ilass die .Stadt im Besitze der 
IToheitsrcchte verbhubt und dieselbe dun-h .sellistgewählte Beamti* übt; das 
His’ht des Heiche.s aber wird dadurch gewahrt, dass durch Investitur der 
Konsuln die lloheiLsretrhte als reichslehnbar anr'tkannt und überdies meistens 
für die Kinkünüe aus denselben dem Reiche eine jährliche Abschlagssumme . 
gazahlt wird. Und auf solcher Grundlage wurde dann schliesslich im Kon- 
stanzer Frieden 1183 für den gesaininten Kreis der lombardischen .Städte 
dieses Verhältniss rwlitlich geordnet. Für diese wenigstens war der Versuch, 
die, zunächst weniger dem Reiche, als dessen V.asallen entrissenen Rechte fiin 
das Reich einzuziehen und durch Bc.amte verwalten zu las.sen, misslungen; 
w.is früher den Bischöfen und Grafen, musste auch jetzt wieder den .Städten 
als Lehen überlassen werden; ein liedeutcnder Rückschritt gegen die anfäng- 
lichen Törderungi'n des Kaisers ; wenigt'r gegenül>er dem Zust.ande, der dieser 
Kntwickinng vorhergegangen war; es w.ir das alte Rei’htsverhältniss wesent- 
lich nur in die der neuen Gestattung entsprechende Form fibergeleitet. 

7.11 den so an die .Städte gekommenen Ilidieitsrechten gehörte nun ins- 
besondere die gräfliche Gerichtsgewalt. .\uf die Ueberlassnng des Oomitatus 
winl gewöhnlich besonderes (iewicht gelegt; und bezeichnet der .Ausdnick 
vielfach zunächst das Gebiet der Grafschaft, .so wird er doch auch nicht selten 
in Wendungen angewandt, wo er sich auf die gräfliche Gewalt der stibllischen 
Behörden bezieht; so wenn es häufig heisst, dass derKomitat über das ganze 
Gebiet verliehen wird. Besonders bestimmt wird in l’rivilegien für Fa via 1 164 
und 1191 die städtische Gerichtsgewalt derjenigen glei.digestellt, welche die 
feudalen Gerichtsherren in ihreti Gebieten übten: Omnee etiam inrindietin- 
ne», qnas tinipuim dii.rin «iio dncalii tteii lome/i in xno eoinilnlit iiiil innr- 
ehio in eitii mnrehn hnhet, eident rivitfiti Piipine infrii ijoniin eiriliilein 
et e.rtrn in toto epieeopiiln, enniilaln »en diulricln Pnpirie — eoneetlinitm.^ 

125. — Dieser Uebergang der Grafschaft an die .Städte war aber doch 
nur in OU'ribalum die Regel; in .Mittelitalien scheint er eher die Ausnahme zu 
bilden; eine Verwaltung der Grafschaften ilurch Rei ch sbea m te, 
wie si(> Friedrich 1 auch in ihm lombardischen .Städten beabsichtigti*, scheint 

12t. — I 2. I..niii M'Ui. I. 3. Aiiliq. It. 4, gä.3 4. Bülimer Acta 112. Balimer 
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hier wirkjicli in grösserer Ansdehming (hiivhgefiihrt zu sein. In Titszien, Spo- 
leto, der Mark Ancona finden wir gerade in di’r Zeit K. Friedrichs I .sehr 
hiinfig Grafen an der Spitze der einzelnen Grafschaften. Schon der Umstand, 
dass sie durchweg Deutsche sind, meistens Ileichsdienstmannen , dass sie 
häufig wechseln, eine \'ererhimg des Amtes fast nie nachweisbar i>l, wird uns 
die .\nnahme nahe legen, dass es sicli dabei nicht um Lehensgrafen handelt, 
sondern um Keiidisbeamte, welchen die Grafsr-haft amtsweise übertragen war. 
Wir werden dann anznnehmen haben, da.ss es hier gelang, die .AufTassimg 
dnrchznf (ihren, da.ss die Grafschaft, wi<> alle andern Itegalii'ii, dem U(Mche 
fdierall zu fri-ier Verfügung stehe, wo eitle ausdrückliche \'erleilmng dersellieii 
nicht nachweisbar war. ln mehreren Fällen lässt sich Enverbimg imIit lle- 
hauptimg der Grafschaft für die unmittelbare Hoheit des Heiehs denn aneh 
urkundlich nachwei.sen. Der Heiehslegat Bertold stritt lange mit dem Bisehofe 
von Imola »iiprr tofa el inti’fim iiirhilictioui' Intinn roiitHahifi Inutlae et 
renpo»»io)ie ipitiioi eomifatue hitperh facienda, de ijiu> comifata epleeopiix 
dieehat ee einiulem enee dehere el imperio de eomilatn respoiideee el alias 
pro comitatu imperio eomitem esse non dehere, was der Legat lie^tritl; 
1 18(i entschied dann der Erzbischof von Kavenn.a .als Delegirter des Kaisers, 
dass, sidi'O iare eomilalas ipsi episeopo, si tpiem ludiet, di'in Bischöfe nur 
auf .seinen eigenen Besitzungen die Gerichtsb.arkeit zustehe' ; wonach also die 
Grafschaft im Besitze des Reiches verblieb; noch 1244 erklärte K. Friedrich, 
tlieseihe nie vom Reiche veräussern zu wollen.'* Siena musste sich 1 18(! zum 
ViTzichte auf alle lloheitsrechte verstehen und insbe.somlere heisst es: Ja 
primis resitfaahinif sei'eaissimo repi eomifatina Semaisem-^, iler damals 
nur kurze Zeit im Besitze der .Stadt gewt'sen sein kann, da uns von den frü- 
hem Zeiten K. Fnedrichs ab die ganzi" Reihe der deutschen Grafen von .Siena 
bekannt ist.-* Von denen von Itimini heisst es 1233: diioiltaat ipso d. I'ar- 
•aeleviirio ( 4 h’ imperiali niandato reehtri JlomanioleJ rii'e imperii eomila- 
I 41 M Ariminenseio «</ /lo/icni/ioi», /oici«/«/», o/eio/i/w, frat'iahem ipso eo- 
neitata in iastitiis, iVilditihas ef ohstujoiis eoiisaelis.^ Es mag genügen, 
das \’orkommen dieses Verhältnis.ses hier vorläufig .inzudeuteii; wir werden 
genauer darauf zurnckkommen. 

126. — Die bisher besprochene Entwicklung konnte den Umfang der 
Gr.nfs.diatten ganz unberührt hissen; eine Grafschaft komife nnter Wahrung 
ihres alten Bestandes vom Lehensgrafen an den Bischof, von diesem an die 
.Stadt, von ilieser dann etwa wieder an d.as Reich kommen. Und in vielen Ge- 
genden des Reiches scheinen noch in der staufi.schen Zeit .wirklich die Graf- 
schaften wesentlich in ihrem alten Umfange fortbestanden zu haben. Dauerten 
finden wir mm freilich .auch (*ine .sehr weitgreifende Zer s p I i 1 1 er u n g der 
Grafschaften, auf welche eine Reihe von (iründen hinwirkte. 

Die kirchlichen Inininnitäten scheinen in Italien im allgemeinen den Be- 
st.and der Grafsclialten unberührt gelassen zu haben. Während diese in Dentsch- 


126 . — 1 . Manzoiiius IIG. 2 . Huillarä G, 153. 
It. 4, 577. 5. Tonini 3, 50G, 
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laiid vielfiich zu völliger Exemtion der kirchlichen Besitzungen von der Orafen- 
gewalt führten, so dass die gräfliidien Kechte diindi den Kirchenvogt geiiht 
wurden, wurden in Italien die Rechte dertlrafen nb<-r die zu den Ininuinitäten 
oehöriMiilen Güter und Leute zwar vielfaidi beschränkt, dieselben alier doch 
nicht der Grafschaft völlig entzogen, so dass dem Graf insbesondere die hohe 
Strafgerichtsbarkeit verblieb. ' Wurde aber durch die Iinnmnitüt die gräfliche 
Gewalt nicht völlig beseitigt, so mussten Bischöfe und .\ebte um .so mehr 
danach streben, selbst die Grafengi-walf zu erhalten. Vielfach erlangten denn 
auch, wie schon bemerkt, die Kirchen ganze Grafschaften. Wo das nicht ge- 
lang, .scheint nun allerdings dcTi Kirchen, wenigstens in Oberitalien, nicht die 
gräflii-he Gewalt nur über ihre Besitzungen, wo auch immer dieselben gelegen 
waren, verliehen zu sein; man scheint an der .Anschauung festgchnlten zu 
h.'ibeu, dass die Uebiing der Grafenrechte immei' ein geschlossenes Gebiet 
voraussetze. .Aber es kam nun vielfach zur -A u s s c h e i d ii n g g e s c h 1 o s s e- 
ner Gebiete für die Kirchen; ein Gebiet, welches ganz oder gro.ssen- 
theils im Besitze einer Kirche, oder in welchem die gräfliche Gewalt sich als 
be.sonders lästig erwies, wurde von der Grafschaft getrennt und die gräfliche 
Gewalt nur in diesem der Kirche übertragen. So heisst es schon 8~>7 in Kai- 
serurkunde für das Kloster S. .Sisto zu l’iiwenza: Qiiippf nicut apfr Conti 
el [„unlarit' ad alfei’iiffiim iwlnulihir et siciit I*adiai et Addiiei ah iiie 
dixeiirntnf, <jao uaqae simiil eonveniiint, ita pennittimiix atqiie donamim 
niitiiem eomilatitm ad cortem predieti monasterii, qae est Infmla J/iinea- 
rioli, quntetuut omnes liabilaulex vel hoa Infra lenninoa propriitm aliqaid 
hahentea deineiqia anliitnodo ante predieti monaaterii ahhatiaaam vel ali- 
quant, peraottam ah ea miaaain perßeiant e,v ijiao atio proprio otnttem jtla- 
riliitn et etnendallonein et ipai nmnaaterio vel ahhatiaae peraolvant ottittea 
piildieaa aetionea et fanetionea etnn omni e.riivio, aieiil nohia debent vel 
noatro eoiniti ant noatro miaaatieo; 1062 wird das bestätigt.* Die Bewohner 
von Inzago verpflichten sich 1015, keinen andern Heim anzuerkennen, als den 
Abt von .S. Ambrogio: aed per eimdetn dominum et per eiaa aiieeeaaorem 
ant eoram miaao ae diatrinpere et paeifieare debeant de omnibtia, qne infer 
ilita aeridereni, et oinnem lepem aeqni, ul tanquam ante cotttitent finita 
fuiaaent^X wo sich freilich das Zurnckgehen der gräflichen Gewalt des .Abtes 
auf kaiserliche A’erleihuug nicht bestimmter ergibt. Noch 1 186 wird im Hof- 
gericht«’ geg(*n .Ansprüche des Grafen von Blandrate entschieden, dass die 
gräflichen Rechte zu A'illanova und auf zwei Miglien in die Runde nach kai- 
si'rlichen A'iTleihuugen der .Aiditissin von S. Kelice zu Pavia zustehen.* Den 
Abt vonS. Maria de Pratalea belehnt der Kaiser noch 1232 de iariadiefione 
et eomitatu genannter A’illen et totina aui territorii.^ Im allgemeinen wer- 
den solche gräfliche Rechte einzelner Abteien durch die Städte beseitigt sein. , 

126 . 1 « V)^l. 2. 72, der da.«:se)be annimmti während Beihmann>Hollweg 9G, 

dem H.iuDorille 1, 181 zu.stimmu »»ich für j^ftniche ftevalt dos Kirchenvogu enucheidel. 
der nber, worauf wir rurückkoinmem in Italien Überhaupt eine andere Stellung einnitnmt. 
wie der deutsche Vogt. 3« Archiv xu (’remona. 8» fiiuHni 3. 122, 4» Vgl. die Urkk. 

unter den Beilagen. 5« Huillard 4. 321. 
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IlamleUe es sich dabei nur inn Ausscheidung kleinerer Gebiete, so wurde 
nun bekanntlicli Tür die Bischöfe sehr häufig der wichtigste und wohl oft auch 
der grösste Theil der Grafschaft ausgeschieden, indem ilinen die Grafengewalt 
in der Bischofsstadt selbst und uni dieselbe bis auf mehrere Miglien Entfer- 
nung übertragen wurde; es blieben dann nur Reste der Grafschaft in der Hand 
des weltlichen Lehensgrafen. Und kamen später die Grafschaften der Bischöfe 
grossentheils an die .Städte, so wussten die Bischöfe sich doch sehr häufig 
wenigstens bei der hohen Gerichtsbarkeit Ober die unmittelbaren Besitzungen 
der Kirche zu beinnpten, was dium zu einer weitern Zersplitterung der Ge- 
richtssprengel führte. .So bestätigt der König 1208 dem Bischöfe von Vicenza 
die Besitzungen seiner Kirche rum omni iiirr, honorr, romitatu et omnibus 
iiirisdirtionibiis ad comilnlum epertantibii*^; 1220 dem Bischöfe von Bo- 
logna plenam iurisdirtionrm omniiim caHrorum et locorum eiiusdem ejng- 
ropi et eeclesiae liononiensig, welche aiifgezählt werden, so dass nur der 
Bischof auf diesen plrtiam iiirigdictlomun in plaritis, hannia et reteria, qne 
pertinent ad iiiriadictionem ririlem et criminalrm, ausüben soll, und zwar 
ohne Rücksicht auf entgegenstehende Privilegien oder Statuten der .Stadt Bo- 
logna oder den Konstanzer Frieden. ' 

127. — In Staufischer Zeit fiuden wir dann weiter sehr häufig eine 
Ausscheidung reichsunmittelbarer Gebiete. Es scheint nicht, 
dass in früherer Zeit die Besitzungen des Reichs von der gräflichen Gew'alt 
überhaupt eximirt waren, wenn da auch manche prozessualische V'^orrechte der 
Krone sich geltend machten; die V'ögte des Reiches, wie wir sie in einzelnen 
Grafschaften finden, hal>en das Reich vor Gericht zu vertreten, sind aber 
nicht etwa Richter mit gräflicher Gewalt über die Leute auf den Reichsgütern ; 
auch Olier diese dürfte wenigstens in schweren .Straffällen der Graf gerichtet 
haben. V’^ereinzelt mögen aber schon früh einzelne Gebiete der Grafschaft ent- 
zogen und unmittelbar der Gerichtsbarkeit des Reichs unterstellt sein; den 
Leuten von Vigevano und lienachbarten Dörfern bewilligt der König 1064, utah 
arimannia exeant, so dass niemand sie zu öffentlichen Leistungen verhalten 
könne, nee eoa nec eorum pnaterifatem plaritum cuatodire compellet ultra 
noatrum placitumd Wenn dann später Friedrich I seine .\bsicht, die an die 
.Städte gekommenen Grafschaften unmittelbar für das Reich verwalten zu 
lassen, nur in lieschränkter Weise durchführen konnte, so ist es sehr erklär- 
lich, wenn er dahin strebte, wenigstens die Theile der Grafschaften, in welchen 
sieh bedeutendere Reichsliesitzungeu befanden, oder wo die Einwohner selbst 
der städtischen Roheit widerstrebten, den .Städten zu entzielien und unmittel- 
liar unter das Reich zu stellen. .So erklärt er 1 1.1.5, fidelea noatrna reipni de 
Medicinn in iiialitia aiia ad aerritiinn regni conaervare rolentea, dass die- i 
selben nur dem Reiche unterstehen und keiner .Stadt unterworfen sein sollen.* 

ß. Ugliplli 5. 1048. 7. .SüTioli 2, ^2. 

127. — I. Bßhmer Acta 60; demgemiUs wurde denn .luch splUer 1220. 1311. 1329 
die Rpich.vunmittelbarkeit Tun Vigerano beitltigt; Huillard 1, 783. 877, Bnhmer Acta 438. 
496; und es ut mfiglich, dais manchen der staufiachen Kxemtionen schon lltere Prinlegien 
Torau.sgegangen waren; Tgl. n. 3. 2, Sarioli I. 238. Vgi. für rnmacchio: Huillard 4, 295. 
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Die Leute von Sennione am Gardasee befreit er 1158 gemäss ihren herge- 
brachten Privilegien von jeder GerieliLsbarkeit, ausser der des Reiches, so 
dass sie solummodo sernA in anno per tres dies enntinuos — plaeitum ge- 
nerale sub impemtore vel eins misso faeiant.^ Bei einem Abkommen mit 
dem Bischöfe von Padua 1161, wodurch dem Reiche Piere di Sacco und an- 
dere Besitzungen überlassen werden, heisst es: Comitatum de S<u-clu> dom- 
71(1« imperator sibi et itnpei'io retinehit, neijiie donabil, nee infeodalrit, nee 
quülibet fitido alienabit, uisi frraedicto episeopatui eonferre volnerit.* 
Burg und Ort Crema überlässt der Kaiser 1 162 an (,'reinona: Viltas aiUem 
utniies, qiias habebaul ('remenses, in nosiro habebimiis dominieatu et po- 
testate atque dotiiinio; — porro i-ille omnes iurabiint iUe Stare ad nian- 
datinn noslriim aut eerti nustri missi.^ Den Herren, Vasallen und Leuten 
von Garfagnana und Versilia verspricht der Kaiser 1185, sie keiner Stadt 
oder sonstigen fremden Gewalt zu unterwerfen, sondern sie zu behalten ad 
•maniis nostras et speeialium nuntiorum nostronnn, welche er mit Zustim- 
mung der Konsuln und Rektoren im Lande ernennt.*’ K. Friedrich 11 nimmt 
1 226, anscheinend auf Grundlage eines Privilegs seines Grossvaters, den Ort 
Barzana in besondern .Schutz, ii>sum in dominio uosiro, sienti alias civi- 
tates et eastra iaipeeii, retinere valentes, so dass er nie vom Reiche ver- 
äussert werden soll; burgion qiioque pre/atiim eiim pertinetitiis eiits ab 
omni alterius iurisdietione, potestale et dominio in pnyetuum e.riiniim$s, 
ita quod ttidli alii sjdisint vel respondere vel eogi possint ad iustitiam vel 
ad servitium allquod in eivilibus aut eriminalibus eausis per aliinn te- 
neantur, nisi y>e>- nos aut legatos nostros aut eapitaneos, qui ibidem exti- 
terint pro tempore ordinati.' 

128. — .Später kam es dann insljesondere in Mittelitalien zu einer Aus- 
scheidung städtischer Gebiete. Ganze Grafschaften scheinen hier 
den Städten nicht häufig überlassen zu sein. Wo die .Stadt günstiger gestellt 
erscheint, wird ihr allerdings zunächst der ganze Komitat überlassen, aber 
nicht ungeschmälert, sondern nach Ausscheidung von Besitzungen der Kirchen 
und insbe-sondere der im Kmnitate ansässigen Edeln. So verleiht 1186 K. 
Heinrich der .Stadt Perugia totum eomitatum Perusinum exeeptis domibus 
et possessionibus, quas bahent nmrehiones, et motMsterium s. Salvatoris, 
et fiUi Jlogolini, et nubiles de Peruta, et Pernardinus Pulgarellus et 
heredes ipsorum; in quibus quinque dnmilnis sive distrietibus nihil iuris 
Perusinis relinquitur. ' Aber es findet sich auch das umgekehrte Vorgehen, 
80 dass der Komitat im allgemeinen dem Reiche Vorbehalten, nur ein Theil ^ 
für die .Stadt ausgeschieden wurde. .Siena hatte, wie ei-wähnt, im .luni 1186'* 
den Komitat an das Reich zurückstellen müssen*; im Oktober verlieh dann 
der König der .Stadt plenam iurisdietionem in eivitale Senensi, et e.vtra 
civitatein de hominibus, qans luihiiit episcopus Senensis libere ad manuin 


127.— 1 8. Bühntet Acta 9C, 4. Antiq. It. C. 244. .*>, Archiv «u Cremon«. G. Pacchi 11. 
7. Uuillard 2. 667. 

128. — I. nshmer Acu lää. 2. Vgl. $ 125 n. 3. 
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»uam et qiileinnqiie hahifator Senenmn in comitatn Setietm, dum her di- 
valis paflina conceeinonis nostrae srriherelur; aQ.sgenoiiiinei) von der Ge- 
walt der Stadt wenlen dann zunächst zwei Genannte mit ihren Besitzungen, 
wohl Bürger der Stadt, da .sie das .sonst ohnehin nicht getroffen hätte; denn; 
Omnes qimqiie nohilee extra eitutatem elomnesalios per tot um comitatum 
Seneneem Immines, praeter eos, quos determinate in euprascriptis regle 
eublimitatie apieihus pernotavimuJt, cum omni iurisdietione — in poteetate 
noetra libere retinemus.^ Aehnlieh erhielt 1186 Lucca die Gerichtsh.arkeit 
in der Stadt und in einem Umkrei.se von .sechs MigljMi, doch so, dass die in ^ 
demselben belegenen Besitzungen der Reiehsvasallen von der städtischen Ge- 
richtsbarkeit eximirt sein sollten^; auch Florenz wurde ähnlich gestellt.* 

Auch konnte sich eine Aenderung des Grafschaftssprengels daraus er- 
gehen, dass die Gewalt einer begünstigten .Stadt über deren eigene Grafschaft 
hinaus erweitert wurde; so sagt der Kaiser 1184: Mevaniam — et Cocora- 
tium — a comitatn Spoletano propter multitudincm sue pcrfidie renwve- 
muK, et ipei civitati Fidginee et comitatui adieimue et iure comitatiie ei 
eoneedimue.^ Und dürfen wir auch als Regel wohl festhalteu, dass die Graf- 
schaften in ihrem alten Umfange an die .Städte übergingen, so war doch auch 
gewiss der Fall sehr häufig, dass die .Stadt ihre thatsächliche Gewalt nicht 
über die ganze Grafschaft oder aber auch umgekehrt wohl über Bestandtheilc " 
benachbarter Grafschaften auszudehnen wusste; schon der Umstand lässt 
darauf schliessen, dass in den Privilegien vieler .Städte nicht einfach vom Ko--t 
mitate die Rede Ist, sondern alle Orte, über welche sich die Gerichtsbarkeit 
der .Stadt erstrecken soll, einzeln aufgeführt werden, was überflüssig war, ' 
wenn es sich um einen .Sprengel in althergebrachtem Umfange handelte. 

129. — Es kam dann aber auch wohl zur Ausscheidung der Be- 
sitz u n g e n weltlicher Grossen. Vereinzelt mag das schon in früheivr 
Zeit vorgekoinmen sein. K. Lothar gewährt 948 auf Bitten des Grafen Ale- 
dram seinem Getreuen Waremund, iit de euis rebue et causis atqiie querelie, 
quetneunque volucrit, miroeatorem et miesum, quem sibi elegerit, habeal, 
ante euiue missi preeentiam diffiniatur omni« eiiiii intentio et quaeri- 
monia, tamqiiam ante f»-aesentiam comitie vel miesi nogtri percui'rentis ' ; 
doch mag es zweifelhaft sein, ob damit die Gewalt des Grafen überhaupt be- 
seitigt sein sollte, zumal wir später sehen werden, dass die auch hier genajin- 
ten mis.satischen Rechte in der Weise verliehen wurden, dass ein Bote des 
Beliehenen sie üben durfte, ohne dass damit aber zugleich das Eingreifen son- 
stiger Rcichsboten ausgeschlossen war. Ebenso nuig doch der Ausschluss der 
gräflichen Gewalt zweifelhaft .sein, wenn der Familie der spätem Grafen von 
Treviso 980 bei Bestätigung aller ihrer Besitzungen in deiiBistlinmeniTreviso 
und Ceneda auch das Recht verliehen wird, omnes in suis hereditatibus re- 
sidentes placitu tralumdi, leges faciendi., Utes ae contentiones finiendi.^ 

8. Antiq. It. 4, 4Ö9. 4 . Mem. di I.ucca I, U(8. 5. Vgl .Sebefier Friedrich I. 76. 

tt. Brdimer Acts 144. 

129 . — 1. Antiq. It. 2. 470. 2 . Antiq. It. I, 574. 
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ln staußscher Zeit finden wir dann aber ganz bestimmte Beispiele, dass welt- 
lichen Grossen die Grafenrechte über ihre Besitzungen verliehen wurden. So 
1159: fiddi no»tro Tinto Müsse de Oatta de. Cretnona — disfrictum et 
honorem de Omnibus suis possessionibus, quas in presenti iuste possidet 
seit in futurum raiionabililer ac lepittime acquirere potuerit, impei'atoria 
auetoritate iure eomitatus concessimus et super hoc eum inrestivimus 
nostreque e.vceUentie comJtem fecimus.^ Den Aicard von Robbio und dessen 
Erben belehnt der Kaiser 1178 de distrieto et repalibus et omni honore super 
suos homines et super omnern terram et res — qiios — habent — aut de cetera 
aquisieriut, so dass dieselben keiner andern Gerichtsbarkeit unterworfen sein 
sollen, nur mit dem Vorbehalte: quod si ipse vcl heredes so! iustitiam de 
hominihus suis facere obiniserint, lepatus noster iustitiam de eis faeiat; 
wie das noch 1195 bestätigt wurde'*; 1202 verkauften dann die Herren von 
Robbio diese ihnen zustehende Gerichtsbarkeit mit Ausnahme des gericht- 
lichen Kampfs an die Stadt Vercelli.* Und auch ohne ausdrückliche kaiser- 
liche Verleihung mochten manche Herren zur Uehung der hohen Gerichtsbar- 
keit auf ihren Gütern gelangen, auf welchen die niedere ihnen wohl ohnehin 
durchweg zustand; wussten sie sich frei von der städtischen Hoheit zu er- 
halten, während die rechtmässige Grafengewalt durch diese beseitigt war, so 
war ein solches Verhältniss durch die Sachlage selbst gegeben. 

ln ganz entsprechende .Stellung geriethen nun aber auch vielfach die 
Lehensgrafen, welche sich nicht im Besitze ganzer Grafschaften behaup- , 
teten, deren .Sprengel durch die Ausscheidungen für die Bischöfe, durch die ^ 
Ausdehnung der städtischen Hoheit auf Reste derselben beschränkt war. Auf 
den eigenen Besitzungen wurde es ihnen am leichtesten, ihre Befugnisse zu 
behaupten; andererseits, je kleiner die .Sprengel waren, in welchen sie die 
Amtsgewalt noch behaupteten, um so leichter musste diese auch den Charakter 
einer grundherrlichen gewinnen. .So kann es nicht aufiallen, wenn in den Pri- 
vilegien der staufischen Zeit sehr gewöhnlich, wie wir Aehnliches schon be- 
züglich der Bischöfe fanden, den gräflichen Geschlechtern die Grafschaft oder 
hohe Gerichtsbarkeit einfach über alle ihre eigenen oder lelinbaren Besitzungen 
zugesprochen wird, wie das wohl meistentheils dem thatsäohlichen Zustande 
entsprach. Obwohl die Grafen von Treviso noch 1191 mit der ganzen Graf- 
schaft belehnt wurden®, Hessen sie sich doch 1155 vom Kaiser zusichem, ne 
homines residentes in praediis eorum ante dueem vel marchionem aut co- 
mitem seu vicecomitem sive setddasium veniant aut ab ipsis constrinpan- 
tur, nisi a jncaefatis comitibus et eorum heredibus vel ab imperatoria 
maiestafet ; eine ziemlich überflüssige Bestimmung, wenn die Grafen noch 
thatsächlich ihre Gewalt übten ; so aber der Ausdruck dessen, was sie min- 
destens zu behaupten strebten. .So heisst es 1164 für den Grafen lldebrandin. 


12B.-] 8. Böhmer Acta 99. 4. .Mon. palr. Ch. 1, 894. 1035. 5. ManJelli 2. 54. 

6# Vgl. $ 119 n. 4. 7* Antiq. It. 2. 69. l)och k.^.niUe freilich dabei auch der Ausschlu.ss 

der herzugliciieii oder niorkgrOfliclicn Gcw..ilt ins Gewicht fallen oder die Gerichtsbarkeit 
Uber die in andern Grafachafteu belegenen Besitzungen 
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1191 Tür Guido Guerra und luitsprecliend in spätem Privilegien für die tus- 
zischen Pfalzgrafen, dass der Kaiser ihnen verleiht omnia regalia et omnem 
iurisdietionem nostram, quam in tet^isel pnggeeiiionibus suis luibemus — 
salvo iure et Iwnore impe^'U.^ Auch wo noch von einem reichslehnbaren 
Koinitat der Familie die Rede ist, ist oft nichts anderes darunter zu verstehen. 
•So verleiht der Reichslegat 1221 nomine legalis, antiqui et recti Jeudi dem 
Ugolin von Panico und dessen Erben in perpetuum comilalum de Panico et i 
ipsos de eo ineestivimus, scilicet de Castro Panici und vielen andern ge- 
nannten Besitzungen; alles <■«»» omni iurisdictione ad imperium in dietis 
rehus pertinente, salra in onmihus imperiali iustitia.^ Die Grafschaft um- 
fasst sichtlich nichts, als die eigenen Besitzungen, über welche dem Geschlechte j 
die volle Gerichtsgewalt, nur unter Vorbehalt der des Reiches, zustehen soll. 

Damit ist allerdings vereinbar, dass, wie wir hie und da noch Lehens- 
grafen im Besitze der Iloheitsrechte über ganze Grafschaften fanden, zuweilen 
doch auch noch in Theilen der Grafschaft sich einzelne Geschlechter auch 
über die eigenen Besitzungen hinaus bei allen oder einzelnen gräflichen Ho- 
heitsrechten erhalten hatten ; was dann freilich auch wieder nicht immer völlige 
Unabhängigkeit von städtischer Hoheit voraussetzt, wie denn in h olge der ^ 
thatsächlichen Entwicklung sich die mannichjachsten W-rhältnisse gestalten 
konnten. So waren die von Camino Bürger von Treviso und als solche der 
städtischen Gerichtsbarkeit unterworfen ; dagegen werden sie in den Verträgen - 
mit der Stadt seit 1190 gleichwohl als Besitzer eines anscheinend von ihren 
eigenen Besitzungen unabhängigen, wahrscheinlich vom Bischöfe von Ceneda 
geliehenen'® Komitats anerkannt, wenn auch mit Bescliräukungen ; im allge- 
meinen haben sie konkurrirende Gerichtsbarkeit mit dem städtischen Podesta, ' 
jenachdem der Kläger sich an sie oder an diesen wendet; auschliesslioh Vor- 
behalten sind ihnen noch alle Zweikämpfe hi ihrem Komitat, so dass der 
Kampf auch dann, wenn im städtischen Gerichte auf denselben erkannt ist, 
doch vor ihnen vorzunehmen ist; weiter alle Klagen um Freiheit, welche, auch 
wenn sie vor dem Podesta erhoben werden, von diesem an die Camino zu ver- 
weisen sind." 

130. — Zu den besprochenen Gründen der Zersplitterung der Graf- 
schaften kamen nun schliesslich noch dieTheilungen undVeräusse- 
rungen der Grafschaftsrechte. Veräusserungen von Theilen des 
Lehens ohne Genehmigung des Herrn waren allerdings verboten; bezüglich 
der grossen Amtslehen wurde 1158 zu Roncalia insbesondere bestimmt: Du- 
catus, nutrelUa, comiiatus de cetera non dividantur.^ Es findet sich das 
auch wohl geltend gemacht. Der Kaiser rcstituirt 1164 dem Grafen von Prato 
quecunqtie ai'its eins comes A. et filil et nepoles a se alienaverant de co- 
nütatu ipsorum et quecumqne alii liomiiu’s de comitatn ipsorum alieiui- 

8« Oesterr, Notizcnbl. 2. 371. Mon. 1, 671. Huillard 2, 63. 6« 518. Entsprechend 
1164 für die Grafen tou Prato; Sarioli 2, 275. 9. Savioli 3, 3. 10* Verci Marca 110. 

113. 11* Verci Ecel. 3, 106. 124. 134. In fthnlicbem Verb&ltuisse lu Treriso gtand der 

Bischof Ton Cened«; vgl. Verci Marca 1, 45. 

130. — 1. Hon. Germ. 4« 113. 
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verunt, aiciil oriUnatam est in PonciuiUa^; so wird noch 1255 gt'iien das 
Verlangen Peters von .Savoien nach Theilung eingewandt, qitod comitatus non 
liebet dividi nec diieatus iiij'ta letjetn f'ivderici qiiondain imperatori».^ 
Aber wie schon damals die meisten Grafschaflen der weltlichen Grossen durch 
Theilungen aufgelöst gewesen sein werden, so hat man sich auch später wenig 
daran gehalten, wohl ausdrücklich auf Geltendmachung jener Uestimmungen 
verzichtet; so veräussem die Markgrafen von Malaspina 1202 Besitzungen, 
rennnciando »pecinliter illi coneuetiidini, qua forte poseetnus contravenire, 
dicemio, quod eomites vel marchiones non debeant ita ree siuia aUenamlo 
Jistrahere.* 

Durch wiederholte Erbtheilungen konnte die Grafschaft in eine Menge 
von Theilen aufgelöst werden ; so überlässt 1192 der Markgraf von Bosco an 
den von Montferrat: totarn partem meain, quam habeo in comitatu Lo- 
reti — , que pars scilicet mea coinitatus est deeiiimsi’.rta totius eomitatus^ ; 
wobei es sich freilich nicht gerade immer um reale Theilung handelt, sondern 
die Berechtigten oft lange im Gesammtbesitze blieben. Je mehr nun aber, wie 
wir sahen, die thatsächliclie Entwicklung dahin führte, dass bei Bischöfen und 
weltlichen Grossen die gräflichen Hechu» sich nur über die eigenen Besitzungen 
erstreckten, um so näher lag es, die Grafschaft als Zubehör des Grund- 
eigen th ums zu betrachten und mit demselben zu veräussem. Dagegen 
musste schon 1158 zu Koncalia ein Verbot gerichtet werden: qui allodiuin 
suam vendiiUrit, distrietiim et iurisdictiouem iinperatoris vemlere non 
presumeit; et si ßat, non valeal.^ Aber trotzdem ftndeu wir später sehr 
häufig mit den einzelnen Besitzungen zugleich die gräflichen Befugnisse ver- 
äussert. Dem Bischöfe von Turin wird 1193 eine Burg abgetreten mit omni 
districto et iurisdietione et Itonore et cotnilatu'; ebenso verkauft Ezeliu 
Güter an Vicenza.** Dabei wird denn noch wohl beachtet, dass die gräflichen 
lloheitsrechte nur lehnbai' sein können; es wird eine Scheinbelehnung vor- 
genommen, es wird das proprium pro proprio et feudnin pro fetido ver- : 
äussert, wobei eben der Romitat über die Besitzung als das Lehen erscheint; 
aber es handelt sich nur um den Namen, es wird aufs sorgfältigste alles aus- 
geschlossen, was das Lehen vom Eigen unterscheidet; es ist ein Lehen Im- 
bendnm et tenendum absque siwitio et ßdelitate et comendatione, von dem 
allerdings einmal im Jahre ein Lehnstag des Herren beschickt werden soll, 
aber so, dass wegen NichteiTüllung dieser Pflicht, wegen Nichtnachsuchung 
der Investitur, wegen Befehdung des llerni oder wegen irgend eines andern 
Grundes das Lehen niemals eingezogen werden darf.** Der Romitat theilt 
dann alle Geschicke des Grundeigenthums, so dass nun auch die Hälfte oder f 
ein Viertel des Romitats über einzelne Besitzungen als Vermögensbestand- 
theile erscheinen. ' " Bezeichnend ist in dieser Richtung eine Entscheidung des 
Kaisers von 1238 gegen den in Friaul und Istrien eingerissenen Missbrauch, 

139,—] 8. .SsTioli 1, 275. S. Wurstemberger 4, 188. 1. Anticb. Est. 1, 177. 6, San 

Quimino 2, 157. 6. .Mon. Germ. 4, 113. 7, Mon. palr. Ch 1. 1001. 8, Verci Ecel. 

3.172. Sl. 1223. 42: Vurci Kcel. 3, 130. 292. 10. I2d0: Verci Ecel. 3, 325. 
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daxs jeder, welehcr ein Grundstiiek ciiih omni iure licsitzt, daraus auch die 
Befugnisse der hohen ( ierichtsljarkeit ableitc, während sich das doch nur auf 
die privatrechtlichen Nutzungen beziehe.*' 

131. — Finden wir so auch in der staulischen Zeit die Grafschaften 
gänzlich zersplittert, hat sich der Begriff der Grafschaft als eines geschlossenen 
(ierichtssprengels vielfach ganz verloren, .so lässt sich doch nachweisen, dass 
die höhere ( rerichtsbarkeit überall auf die alte (irafschaft zurnckgeht, die Be- ! 
fngnisse derselben zunächst dadurch bestinnnt sind, l'eberaus häufig fanden 
wir zur Bezeichnung derselben denn auch n(e;h den Ausdruck Vomitotiis iq 
Uebung. Der Umstand aber, dass die hohe Gerichtsbarkeit mm doch in wei- 
testem Umfange nicht mehr durcli Grafen geübt wurde, dann das allgemeine 
Eindringen römischrechtlicher Ausdrücke in die Rechts.sprache führten da- 
neben zu neuen Bezeichnungen der hohen (ierichtsbarkeit. Am | 
häutigsten ist schon im zwölften Jahrhunderte der Ausdruck volle (ierichts- 
barkeit, Inrunlictio plena; hie und da mit dem ausdrücklichen Bemerken, 
dass sie .Strafgfewalt,~Avie Civilsachen umfasse. In einigen Fällen haben wir 
auch da, wo von Verleihung der (ierichtsbarkeit des Reichs die Rede ist, nicht 
an die regehnässig nur durch das Reich selbst zu übende zu denken, welche 
ausdrücklich Vorbehalten ist*, sondern einfach an die Imhe (ierichtsbarkeit, 
welche zu den Regalien gehört, nicht zu Eigen besessen, sondern nur vom 
Reiche verliehen werden kann. Später wird dann der Ausdruck Merum oder 
iiuTum et mi.i'timt imperium au^eiiommen, um insbesondere die Criminal- 
gewalt hcrvorzuheben. Dem Markgrafen Cavalcabo bestätigt der Kaiser 1 1 9ö 
das tnoruin imperittm cortis Vitalianae'^; 1238 erklärt der Kaiser, dass 
der Gastalde des Patriarchen zn Cajio d'Istria plenam luibeat polfKtatem 
/(U'ieiuli omnibtu — rationem, videlicetdeallodii« p^ropi'U», — de omnibua 
penio corpomlibits, qne vitlentur ad penam eanguinia perlinere, — et de- 
mum de omnibua uliis, ipte gpeclare ad meruin et mid'tum imperiiim ae 
repalia dinoscuntur.^ Es handelt sich da überall um eine der gräflichen ent^ 
sprechende (ierichtsbarkeit, wie wir das für die städtische wohl ausdrücklich 
betont fanden*, während nun auch wohl daneben wieder die städtische zur 
Vergleichung herangezogen wird; so überlassen 1233 die von Camino denen 
von Conegliano die iurisdietio pfemi über einige Besitzungen, itaul — poarinl 
et vaJLeant exercere plenUsimam iuriadietionein et poteetatein et etiam me- 
rum Imperium in predietis viUia — et hominibus earum, »ieuii qiälibet 
eomee eire dux eeu iiutrchio seit civitas valet exercere in lerris — et homi- 
nibua aea iurisdictioni aubiectia. * 

Zuweilen wird auch der Ausdruck Iudex ordinariua angewandt, um die — 
gräfliche, der des römischen Rector provinciae oder des Bischofs im kirch- 
lichen GierichLswesen zu vergleichende (jbiricht.gewslt zu bezeichnen. So sagt 

II. HuilUrd 5. 241. 

131. — 1. Vgl. § 12!) n. 8. !). 2. Tocchc Ueinr. VI. 634. Der Ausdruck mug rer- 

einzelt schon früher Torkommeo, worauf ich nicht genauer achtete; im allgemeinen dürfte 
er noch im awBlftan Jahrhunderte Bedenken gegen die Echtheit bezüglicher Urkunden er- 
regen. 3. Huillard 5, 243. 4. V'gl. $ 124 n. 3. 5. Verci Meicu 1. 88; egl. 1, 116. 
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Taokretl: Onllnarius iudex est, qui — in saecularihua ah iutperalore, ul 
daeea, marchiones, comites totalem alieuius prorinciae vel loci accipit in- 
risdictionem.^ Jedenfalls wird der Ausdruck so aufzufassen sein, wenn 1169 
der Bischof von Verona, welchem Grafengewalt Zustand ^ wegen eines Streites 
über Grundeigenthum zu Gerichte sitzt als Veronenaig epiacopus et Ordina- 
rius iiidex^; oder wenn der Kaiser 1238 bestimmt, dass die hohe Gerichts- 
barkeit in Friaul und Istrien nur die Patriarchen üben sollen und deren Beamte, 
quoa auctoritate onlinarie iuriadictionis loco et tüce eua diixerint tU’pu- 
tandoa.^ So heisst es auch 1162 und 1193 in Privilegien für Pisa, welchem 
derKomitat ausdrücklich verliehen war*“: EtPiaana civitaa Itaheal plenam 
iuriedictionan et poteatatem faciendi iuatitiam et ctiam vindictam et 
damti tiUorea et mundonhloa et alia, quae iudex Ordinarius vel quilibet 
poteatate praeditua ab imperaiore luibere debet ex aua iuriadictione^^ ; 
und ganz entsprechend 1220 für Genua. Aber wie hier schon die Beziehung 
nicht unzweifelhafl ist, so ist in andern Stellen zweifellos nicht eine der gräf- 
lichen entsprechende Gewalt darunter zu verstehen. .So heisst es in kaiser- 
lichen Privilegien für den Bischof von Iniola 1210 und 1226: Pretcrea 
dictum epiacopum eiuaque aucceaaorea in civitate Iinolcnai univeraoque 
cpiacopatii ipaivs et comitatii noatro Imolensi iiulicem ordinarium fa<i- 
mua, dantca ei plenam et liberam poteatatem atque iuriadiclionem, quic- 
quid ratio iuris expoatulat tarn in maiorihua, quam in minoribua, pui>illia 
et i'iduia exequendiJ^ Nun stand aber die Grafschaft Imola nach einem 
.Spruche von 1186 unmittelbar demUeiche zu, dem Bischöfe nur die Gerichts- 
barkeit auf seinen eigenen Besitzungen *^, wie beides auch in jenen Urkunden 
ausdrücklich hervorgehoben und bestätigt wird. Und ergibt sich aus der Ur- 
kunde an und für sieh keine engere Begränzung der verliehenen Gerichtsbar- 
keit, so muss doch das besondere Betonen der vonnundschaftlichen Befugnisse 
auffallcn. Damit stimmt, dass in stauflscher Zeit, worauf wir zurückkommen, 
lude.x Ordinarius ein Titel für Personen ist, welchen eine Gerichtsbarkeit in 
.Strafsachen und .Streitsachen gar nicht zusteht, deren Befugnis.se sich vor- 
zugsweise auf die freiwillige Gerichtsbarkeit beschränken; und nur diese dürften 
denn auch in jenen Urkunden dem Bischöfe verliehen sein. Der Ausdruck 
kann allerdings die höhere, gräfliche Gerichtsbarkeit bezeichnen, scheint aber 
eben des Umstandes wegen, dass er auch in wesentlich anderer Bedeutung in 
Uebung war, nur selten zur Bezeichnung derselben verwandt wurden zu sein. 

XII. MARKGRAF.SCTIAFT. 

132. — Die zweite, dem Grafengerichte übergeordnete .Stufe der hohen 
Gerichtsbarkeit bildet das Gericht desMarkgrafen oder einer der mark- 

131.-16. Tancred P. 1. t. 1. S 1. Vgl. auch Du Gange ad t. Ordinarius. Ausserdem be- 
zeichnet lurindictio ordhutria auch in den Urkunden dieser Zeit die stAodige Gerichtsbar- 
keit im Gegensatz zur deJegirten; so 1220: Huillard 1, 600. 7« UghelU 5, 795. 805. 

8. Biancoliiii 5 b, 116. 9* Rubels Aquil. 699. wonach die Stelle bei Uuülard 5, 242 zu 

bessern. 10. Vgl. $ 124 n. 2. ]]. Lami Mon. 1, 339. 384. 12. HuUlurd 1, 869. 

19. MMUoaiufi 151. üuiüard 2, 657. H. Vgl § 125 n. 1. 
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i;räflk;hfii f^lrichstolienden (icwiilt. KaniUu illu karoiin^iNclu? Viirassaiig zwi- 
schen dem Grafen und dein Könige keine ständige richterliche Gewalt, so 
treten später in Deutschland nicht gerade überall, aber doch in den mei- 
sten Theilen des Landes ständige fürstliche Gewalten zwischen Grafschaft und 
Königthuni, sei es in Folge einer mehr zufälligen Vereinigung einer Anzahl 
von Grafschaften in einer Hand, sei es im Anschlüsse an die althergebrachte, 
nur zeitweise für die Zwecke der öffentlichen ^'crwaltung unberücksichtigt 
gelassene (Jliedcrung in .Stämme und Länder. Und in Deutschland ist diese 
fürstliche Mittidgewalt die vorzugswei.se bestimmende für die Entwicklung der 
staatlichen Verhältnisse geworden. 

Ist letzteres in Italien nicht der Fall gewesen, .so waren doch zu Zeiten 
auch hier die Verhältni.sse nicht viel anders gestaltet, findet sich auch hier 
eine entsprechende Mittelgewalt, welche oft als herzogliche, häuSger noch als 
markgräfliche bezeiclmet wird, ln Deutschland waren Ilerzogthum und 
Markgrafschaft ihrem 'Wesen nach verschieden; schlo.ss jenes die Graf- 
schaft in sich, so schloss der Begriff der Mark die Grafschaftsverfassung aus. 
Für Italien hat dieser Gegen.satz keine Geltung. Mag die Bezeichnung als 
Mark auch hier mehrfach von der Lage an der Gränze hergenoiuimm sein, so 
blieb das doch etwas ganz äusserliche.s, wenn diese Lage nicht zugleich zu 
einer besondern, von der des übrigen Reiches abweichenden Organisation 
führte; und das war hier, wenn wir etwa von der Mark Friaul ab.seheii, so 
wenig der Fall, als da, wo wir auf der deutschen Westgränze dem Titel einer 
Mark Antwerjieu oder Arlon begegnen. Die italienische Markgrafschaft schliesst 
wie das Herzogthum die Grafschaft in sich; beide sind ihrem Wesen nach 
nicht verschieden, wie sich das ja auch darin au.sspricht, dass beide Titel viel- 
fach ganz gleichbedeutend gebraucht werden. Wurde auch herkömmlich das 
eine Gebiet gewöhnlich als Mark, das andere als Uerzogthum bezeiclmet, so 
nennt sich doch von ein mtd demselben Gebiete der Fürst bald Herzog, bald 
Markgraf, oder auch Herzog und Markgraf. Und auch der Grafentitel wird 
wohl in der.selben Bedeutung gebraucht; der Titel eines Grafen von Tuszien 
oder von Romaniola bezeichnet mehrfach nichts anderes; eine Gewalt, welche | 
sich als grossgräfliche bezeichnen liesse, welcher die einzelnen Grafschaften 
des Landes untergeordnet waren. Wie wir denn vielfach umgekehrt auch den 
markgrä fliehen Titel da gebraucht finden, wo ka\im von der Gewalt über eine 
ganze Grafschaft die Rede sein kann. 

Das Wesentliche, um das es sich für mis handelt, ist eine über eine An- 
zahl von Grafschaften ausgedehnte Gewalt, welche wir, wenn auch nur nach 
dem vorherrschenden .Sprachgebrauche, als markgräfliche bezeichnen können. 

Das Bestehen solcher Gewalten reicht zum Theil, insbesondere zu .Spolet« und 
Benevent, in die longobardischen Zeiten zurück. Oder bei .späterer Entstehung 
kuDnte sie sich wenigstens, ähnlich dem deutschen Stammherzogthume, an den 
schon vorhandenen Begriff eines im Reichsganzen eine .Sondersbjlung einneh- 
menden Landes anschliessen, wie in Tuszien und der Romagna. Oder es wur- — 
den, wie bei der Mark ^'erona, solche grössere .Sprengel vom Könige aus 
politischen Rücksichten absichtlich gebildet. Den Titel eines .Markgrafen finden 
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wir endlich freilich iiiehrfiicli auch da, wo es sich nicht um einen (grossem ge- 
schlossenen Sprengel, sondern um eine mehr zufällige V’ereinigang mehrerer 
(irafschaflen in einer ITand handelt; so heim Hause Canossa bis zur Erwer- 
tnmg Tusziens; woliei dann freilich zu untersuchen bleiben wird, ob da der 
Titel uns zur Annahme besonderer markgräflicher, Aber die Orafscliaft hinaus- 
gehender Befugnisse berechtigt. Uebrigeus nahmen nicht blos weltliche, son- 
dern auch geistliche Grosse eine solche Stellung ein; so der Patriarch von 
Aglei, der Erzbischof von Kavenna. Selfist die städtische Entwicklung fuhrt 
uns auf ein ähnliches Verhältniss, insofern die Gewalt der Rektoren des lom- 
bardischen oder tuszischen Bundes sich immerhin der markgräflichen verglei- 
chen Hesse. 

Die geschichtliche Entwicklung, welche es verhinderte, dass sich in Italien 
nicht, wie in Deutschland, auf entsprechender (Jrundlage eine dem Königthume 
gefährliche Furstengewalt entwickelte, ist bekannt und hier nicht weiter zu 
eröiiern. Wie nalie das unter andern Verhältnissen gelegen liätte, zeigt ge- 
nügend die .Stellung der mächtigen Herzoge und .Markgrafen von Tuszien. 
Was sich im zwölften .lahiiumderte noch von einheimischen inarkgräflichen 
Geschlechtern gehalten liatte, durcii Theilungen gescliwächt, von den Städten 
zurilckgedrängt, wenn nicht unterworfen, beihirfte des Königthums. Die Ver- 
hältnisse lagen hier so ganz anders, dass gerade das Königthum ini zwölften 
Jahrhunderte sich der alten markgräflichen Verbände zu bedienen suchte, um 
durch Einsetzung ihm ergebener Herzxige und .Markgrafen den kleineren ein- 
heimischen Gcw.'ilten gegenüber einen festem Halt zu gewinnen. 

133 . — • Was die markgrätliche Gewalt, insbesondere das Verhältniss 
der (irafschaft zur Markgrafschaft betrifft, so ergeben sich da Ver- 
schiedenheiten für die einzelnen Reichstheile. In Mittelitalien erscheinen die 
inarkgräflichen .'sprenge! geschlossener, die Befugnisse ausgedehnter, als in 
Oberitalien, wo sich dann wieder ein weiterer Gegensatz zwischen der Lom- 
bartlei und der Mark Verona zeigt. Es wird das zweifellos damit Zusammen- 
hängen, dass die markgräflichen .Sprengel in Mittelitalien, wenn wir von der 
.Mark .Vncona absehen, durchweg ihre Grundlage in einer althergebrachten, in 
longobardische Zeiten zuriickreichenden .Sonderstellung einzelner Länder hatten. 

Für die Mark gr afscha ft en Mittelitaliens, welchen sich die 
FürstenthUmer des .Südens in dieser Richtung anschlie.ssen, scheint dieselbe 
Anschauung, wie in Deutschland, massgeljend gewesen zu sein, die nämlich, 
dass da,s Herzogthum oder die Mark mit den darin begriffenen Grafschaften 
vom Könige zunächst dem Markgrafen, von diesem dann die einzelnen Graf- 
schaften an Grafen weitergeliehen waren. Dem Fürsten Pandulf und seinem 
.Sohne Johann verleiht 1023 der Kaiser imneipatiim Capuanum ann oiti- 

adetrm iutte pertinentihu« conwtatibiis aOjite casteüU caeteruque — 
dignitatibus ad ipsum prineipatum pertinentibiu^ ; in den longobardischen 
Fürstenthümern kann die .\bhängigkeit der Grafen vom Fürsten überhaupt 
keinem Zweifel unterliegen. ,\ls Herzog Welf 1160 als Markgraf von T uszien 

133 . - 1 . Gattula Acc. 1, 122. 
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einen Iloflaj' zu S. Gene.sio hielt, heisst es: Ilri buronibun h’nv lUiiis sf/itt’in < 
eomitatiix <■11111 tot rexillis thiiit; wie auch erwähnt wird, dass er dnrt den 
Treuschwur vun Grafen, Städten und allen, <i«i aliquod de marca detine- 
bant, entgeuennahm.* Die Markgrafen Friedrich und Werner von A neu na 
verleihen 1139 an eine Kirche für Besitzungen in der Grafschaft Sinigaglia 
lotam iioetraiit repal*fi<'iii, sieiit ibi huhemns et tenemua vel eÜam nostri 
coiiutea delineut a twbi», wonach wohl nicht zu bezweifeln ist, dass die als 
Zeugen erscheinenden Grafen von Fano, Pesaro, Sinigaglia und andere mit 
den lloheitsreehten von den Markgrafen belieben waren.* Hier, wo die altem 
V'erfassungverhältnis.se sich am längsten ohne wesentliche Aendemngen er- 
halten haben, finden wir noch später \ielfache Zeugnisse für die Abhängigkeit 
der Grafschaft von der Mark. Als K. Otto 1210 dem A 7 J .0 von Este totam 
iinireküim Ancho<ie, siciit nKiixliio Morquardtis habitit et temut, verlieh, 
werden zwölf darin enthaltene Grafschaften namentlich aufgeführt; ebenso 

1213 bei der Belehnung de.sselben durch den Pabst, * Uer Markgraf verleiht 

1214 dem Wilhelm llangone die Grafschaften Fernio und .Sinigaglia auf zwei 
Jahre*; 1221 nimmt er gegen den Bischof von Fermo den dortigen Komilat 
als Zubehör der Mark in .\nspmoh, während 1224 erwähnt wird, dass der 
Pabst mit demselben den Bischof durch die Fahne investirt habe®; 1228 
übergibt der Markgraf die Grafschaft Fossombrone dem dortigen Bischöfe auf 
drei Jahre zur Verwaltung. ^ Ist mir für den dritten mittelitalienischeii Sprengel, 
das llerzügthuin Spoleto, ein ciu.sdrückliches Zeugniss nicht bekannt ge- 
worden, so zeigt sich da durchweg eine so grosse Uebereinstimmung mit den 
Verhältnissen der Marken Tuszien und Ancona, dass dieselbe auch hier nicht 
zu bezweifeln sein wird. 

134 . — Ziemlich entsprechend dürften aber auch die Verhältnisse der 
Uumagna gewesen sein. Fast ausnahmslos lassen sich die dortigen Graf- 
schaften als vom Reiche an den ErzbLschof von Ravenna verliehen nachweisen. 
.Schon 999 wird ihm der Besitz der Hoheit über die .Stadt Ravenna, dann der 
Grafschaften .Montefeltre, Cesena, Ficocle oder Cervia, Decima, Imola und 
Comacchio bestätigt, während damals der Kaiser die Grafschaften Bubbio, 
Forli und Forlimpopoli hinzufügte'; 1017 erstreckt sich die im Aufträge des 
Kaisers ertheilte Investitur auch auf die Grafschaften Bologna und Faenza*; 
seit 1063 werden in den Bestätigungsbriefen auch die Grafschaften Traver- 
saria und Ferrara* .seit 1160 auch die Grafschaft Argenta genannt'; fast 
alle werden noch 1209 als dem Erzbischöfe zustehend erwähnt.* Die Gewalt 
des Erzbischofs gründete sich aber nicht allein auf die Einzelverleihungen der 
Grafschaften; der E.xarchat galt als ein ihm verliehener Gesammtsprengel, 
wobei er sich wohl insbesondere auf die Urkunde von 1001 stützen konnte, 
worin der Kaiser ihm om»em U'gitimam poteetatan et dietrielionema imiri 

3« Anon. Weingart. Ucks Mon. 39. Ann. Pisani. Mon. (ierin. 19, 245. 8* Olirieri 140. 

4 « Antich. Esl. 1, 392. Theioer Cod. dom. 1, 44. 5» ADtich. £$t. 1» 419. 6* Catalani 

353. 356. 7. Antiq. It. 1, 336. 

134 . — 1* Giesebrecbc K. Z. 1, 879. 3. SarioU 1. 73; Tgl. 84. 8. Ughelli 2, 362; 
Tgl. Aliltarelli Ann. 3, 22. 4» Fantuzzi 5, 289. 5. Fantuzzi 5, 304. 
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AiMatico u^i/tw u<l el a jlumine lihi'iio usque ad Fvliatn verlieh.® 

Dalier führt Erzbiscliof Anselm auch wohl den Titel eines E.’carchen“', wie Otto 
vouEreising hei seiner Wahl bemerkt: JlaveniKUi'nsan archiepigcopatum — 
aiiind et eiuadein profinciae ed'archatutn — acfe}dtß Auch mit Rücksicht 
auf die alU'ii Rechte der Kirche gilt der gaiw E.xarchat als von den Päbsten 
auf den Erzbischof übertragen; 1125 bestätigt ihm der Pabst e.ran'hatiiin 
liavmnae, qui liomanae ecclesiae iiiria eal^; und 1177 schreibt er ihm, 
dass sich aus seinen Privilegien ergebe, qiiomodo qiiidam predeceaeorea 
noatri eccleaie veatre exarehatumet ducahtm Havenue dedauint et plerlqua 
nlii predeceaaorea noatri, qtd eia anceesaerunf, ijiaortini donationein qirivi- 
legiia eonßrmurnnt, und wie er dessbalb auch, qnia eaalriim et comitatua 
de Brelonorio in/ra eiindem e.rarehatum eonaiatere dicitiir, ihm dieselben 
unter Verzicht auf die der römischen Kirche aus dem Testamente des letzten 
Grafen erwachsenen Ansprüche überlasse."* Waren hier neben dem ganzen 
Sprengel auch die einzelnen Grafschaften ausdrücklich dem Erabisehofe ver- 
liehen, so wird das um so sicherer darauf schliessen lassen, dass die noch im 
eilflen Jahrhunderte oft erwähnten Grafen von Bologna, Imola und andere als 
Lehensgrafen des Erzbischofs zu betrachten sind, ln einigen Fällen können 
wir ausdrücklich naohweisen, dass die Grafengewalt vom Erzbischöfe lehnbar 
war. Er verleiht 1021 die Grafschaft Ghiazzolo* *; Graf Uugo von Bologna 
refutirt ihm 10J4 inleijrum eomitatum Farentinnm und wird von ihm wieder 
de medietate in heneßeium investirt'^; 1 197 nimmt der Erzbischof zu Tra- 
versaria deiiDukat, zweifellos die Grafschaftsrechte bezeichnend, als Lehen in 
Anspruch.'* Die Grafschaft Cervia scheint unmittelbar für den Erzbiscliof 
durch einen Beamten verwaltet zu sein, der bald Conies, bald Vicecomes 
heisst"; sjiäter wird der dortige Vicecomitatus ausdrücklich auf Lebenszeit 
verliehen."* Die Gewalt des Erzbischofs üljer den ganzen Sprengel war frei- 
lich schon im zwölften Jalirhunderte völlig zersetzt, auf die mnuittelbareu Be- 
sitzungen der Kirche beschränkt, insbesondere durch die städtische Eutwick- 


134 .— ] 6. Giesebrecht I. 881. 7. 1 156. §7: Ughelli 2, 370. Fantuzzi I, 396. 8. Gezta 

Fr. L 2. c. 21. 9« Ugbelli 2, ,363. 10. Mittarelli Ann. 3, tazt 331. 11. Savioli 1, 

tezt 143. Um 1025 wird auf ein Drittel der Grafschaften ron Cesena und Ficocle gegen die 
Kirche ron Ravenna geklagt, wobei es sich um .\nsprüche von I.,ehenserhen zu handeln 
scheint. Fantuzzi 4. 195. 12. Savioli 1, 86. Dabei ist nicht an eine reelle Theilung, 

sondern an einen Vorbehalt der H&lfte der Einkünfte zu denken, wie sich solcher auch 
1212 bei Verleihung von Argenta an den Markgrafen von Este hndet. Fantuzzi 3, 66. 
Aehnliche Verleihungen, die in Deutschland ungebräuchlich sind, linden sich oft in Italien: 
die Uebung der Amtsbefugnisse war dann wohl zunächst ganz dem belehnten Grafen oder 
Vicecomes üheriassen. So leiht 1168 der Bischof von Forli zu Ijehenrecht einem Candolinus 
den dritten Theil des Castrum Cuimani mit ZuhehSr, sich zwei Drittel der Einkünfte pro 
fttaeUo et dietricht et handn vorbebaltend und bestimmend, ut eia meua »lieeariue et vice- 
cootee in toto caetro Cuimani et tota eurte Cuimani, et hti tiberi et haeredee eemper debeant 
habere vicecomitatum praedicti eaetri et curtie. Marchesi 148. Besonders deutlich tritt 
dieses Verhältniss zu Trient hervor, wo die Grafschaft theils in der Hand des Bischofs, 
theils entsprechend dem deutschen Brauche ganz au Grafen verliehen, theils aber dem Bi* 
sebofe mit dem Eehensgrafen gemeinsam war. Vgl. Durig Beitr. 12. 16« Fantuzzi 3, 61. 

14. Vgl. Fantuzzi 4, 239. 240. 246. 15. 1169. 1253: Fantuzzi 2, 423. 424. 
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lung. Dooli wurde damit hier der Begriff eines uinfa.ssenderen, der Einzel- 
grafschaft übergeordneten Amlssprengels nicht beseitigt; »n'r werden sehen, 
wie dieser in der Reichsgrafschaft oder dem Rektorate der Romagna einen j 
neuen Ausdnick gewann. 

135. — Die Annalime einer Abhängigkeit der Grafschaft von der Mark 
in Mittelitalien gewinnt eine weitere .Stütze bei Beachtung der Stellung der 
mittel italienischen Bischöfe. Diese unterstehen nicht allein im allge- 
meinen der Hoheit der Markgrafen, in.sbesondere der Gerichtsbarkeit derselben, 
sondern es scheint auch, dass sie bezüglich der Temporalien ihrer Kirchen, so 
weit diese nicht etwa dem l’abste gehörten, grossentheils nicht unmittelbar 
dem Reiche, sondeni dem .Markgrafen unterstanden, da Regalienverleihungi-n 
durch das Reich hier nur ganz ausnahmsweise Vorkommen. ' Insbesondere aber 
ist schon früher darauf hingewiesen, dass da, wo die Markgrafschaft sich 
stärker entwickelt zeigt, Verleihungen der Grafschaft an die Bischöfe, wie sie - 
in Oberitalien so häutig sind, nicht Vorkommen.^ Finden wir ein ähnliches 
Verhältniss auch in Deutschland da, wo sich, wie in Baicm und .Schwaben das 
flerzogthum noch als Gewalt über einen grössem geschlossenen .Sprengel dar- 
stellt ^ so wird das doch zweifellos damit Zusammenhängen, dass man die 
Grafschaften als Zubehör des Herzogthums oder der Mark l>etrachtete. Es ' 
finden sich allerdings einige .\usnahmen ; al>er auch da ergibt sich, wo wir das 
genauer verfolgen können, eine Abweichung von der einfachen Verleihung ge- 
schlossener Grafschaftsbezirke an die oberitalienischon Kirchen. * 

Die dem Bisthume Arezzo 883 verliehene weitgreifende Immunität 
8chlo.s8 zweifellos die Grafengewalt nicht aus, untersagte dem Grafen nur, auf 
den Besitzungen der Kirche Gericht zu halten und über Hintersassen der 
Kirche in Abwesenheit des Bischofes oder dessen Vogtes zu richten.* Es 
müs.sen dann später dem Bischöfe ausgedehnte richterliche Befugni.sse zuge- 
standen worden sein; denn 10 10 wird vor ihm bei einem .Streite um Grund- 


135 , — !• Vgl. Hcker ReichsfQrstenstand 1, .3IR. 317. Darauf deutet auch, dass die 
Bischöfe hier I.ehen ron den Markgrafen nahmen; so 1143 der Ton Lucca. Mem. di Isicca 
4b, 24. 2* Vgl. Hegel 2. 78. 84. 8, Weiland. do.s sSchsische Herzogthum unter 

Lothar und Heinrich dem 1/iven 7 n. 4. be.streitet da.s gegenüber einer ron mir, Heerschild 
97, gemachten gelegentlichen Behauptung. Die von ihm angefülirten beiden Beispiele nicht 
einer Verleihung, sondern des Besitzes von Grafschaftsrechten durch Bischdfe waren mir 
nicht entgangen; ich würde ihnen .sogar noch einige hinznfUgen krmnen, dennoch aber 
glauben, an dem Gesagten trotz dieser wirklichen oder scheinbaren Ausnahmen als Regel 
festhalten zu dürfen. Ks hat allerdings immer sein Missliches, auf die Krgebuisse umfasseu- 
derer Untersuchungen Bezug zu nehmen, ohne dieselben zugleich begründen zu ktlnneii, 
wie ich dazu auch hier nicht in der l.age bin. Finden wir aber in Franken. Sachsen und 
I.othringen zahllose Verleihungen von Grafschaften an Kirchen, während in Baiern und 
Schwaben sich nur ganz vereinzelte, vielleicht anderweitig zu erklärende Erwähnungen 
kirchlicher Grafschaftsrechte linden, beachten wir, dass später die bischöflichen Landea- 
hoheitsgebiete sich dort vorwiegend durch Einziehung verliehener Grafschaften bilden, in 
Baiern dagegen durch Erwerb der Grafschaft vom Herzoge, so wird doch nicht zu bezweifeln 
sein, dass das Verhältniss iler Grafschaft zum Herzogthume dort und hier ein wesentlich 
verschiedenes gewesen sein muss. 4, Vgl. § 120. 126. 5, .4ntiq. It. 1, 869. 
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stücke auf Kampf erkannt®, was gräfliclie Befugnisse voraoszuset/en scheint. 
Ich zweifle kaum, dass sich diese auf ein Privileg gründeten, welches dem 10ö2 
dem Bischöfe von Volterra ertlieilten entsprach. Als dieser sich über den 
Druck der Grafen beschwerte, wurde ihm nicht, wie in Überitalien üblich, die 
Grafschaft in einem geschlossenen Sprengel verlieben, sondern es heisst : ron- 
ceillmiis predirto q)hcopo suigqiie stievi'ggoribiiK rlmcog et famulos alios- 
q»e super terram sue ecclesie iuhahitaute» in sua potestate, ut lireat eum 
ante »e causam apere et per duclUum qualihet lepali sententia litem dif- 
ßnire.' Es handelt sich darum, dass .Sachen der Hintersassen der Kirche, 
welche bisher im Grafengerichte zu erledigen waren, nun auch im Gerichte des 
Bischofs entschieden werden konnten; ob sie es mussten, ob die Gewalt des 
Grafen dadurch auch nur bezüglich jener Hintersassen ganz beseitigt war, 
muss zweifelhaft erscheinen, zumal wir in Italien häufig finden werden, dass 
die ausnahmsweise verliehene richterliche Befugniss die entsprechende Be- 
fugniss des ordentlichen Richters nicht ausschliesst, so insbesondere die den 
Bisi-höfen verliehene Heichsgerichtsbarkeit nicht das Eingreifen anderer Keichs- 
richter. Es muss weiter zweifelhaft erscheinen, ob auch die hohe .Strafgerichts- 
barkeit danach dem Bischöfe zustehen sollte. Und handelte es sich wirklich 
um die volle gräfliche Gerichtsgewalt, so erstreckte sich diese nicht auf ein 
geschlossenes Gebiet. Auch dem Bischöfe von Arezzo stand trotz jener .schon 
lOlO hers'ortretenden Befugniss jedenfalls die Grafschaft in seiner Bischofs- 
stadt nicht zu; denn 1016 sitzen dort der Markgraf und der Ortsgraf gemein- 
sam zu Gerichte.® Ein Privileg für Arezzx) von 1052 scheint daun zunächst 
nur die Bestimmung des Immunitätsprivilegs von 883 zu wiederholen, nur mit 
der Erweiterung, dass jenes Verbot bezüglich diT Hintersassen der Kirche 
jetzt auch auf den Markgrafen ausgedehnt erscheint®; dann aber heisst es: 
JJe coeteris autem lionünihus arinutnuis et coetei'is hominihus s. Jhinato 
nuUo iure pertinent iluis damus b. Uonato inteoram medietatem de placito 
et omni distrietu per totum eomitatum, et i>iteprum nvdietatem de eura- 
tura et omni publica e.raetione ipslus ^iretinae civitatis. Dabei handelt 
es sich nun nicht blos um die Einkünfte der Grafschaft, sondern um die Gra- 
fengewalt selbst; denn von nun an nennt der Bischof .sich früher und häufiger, 
als wohl irgend ein anderer, ejiiscopus et cowics**, und sitzt als solcher ins- 
besondere zu Gericht Dadurch ist aber einmal die markgräfliche Gewalt nicht 
ausgeschlossen; I0.Ö9 sitzt der Markgraf wiederholt mit dem Bischöfe zu 
Arezz .0 zu Gerichte. Weiter aber, wie ja auch die Urkunde nur von der 
Hälfte spricht, scheint es sich nur um Gemeinsamkeit der Grafschaft mit dem 

135 . — ] 6, Antiq. It. 3. G43. 7, Antiq. U 3. 641. Canz ilhnlich 1055 für Siena; Peoci 

121. 8. Antiq. It. 1, 299. 9 . Alle bekannten Tejte (rgl. .Stumpf Reg. n. 2428). auch 

der mir in Abachrift vorliegende, von Valentinelli Reg. n. 108 angeführte, lassen die .Stelle 
aus, indem sie mit ut — mil/nt marefiio ttc. abbrechen; aber eine Bestfitigung.surkunde von 
1196 ({'apelletti 18. 121) Iflsst nicht bezweifeln, das.s übrigens die Bestimmung roii 883 
nur wiederholt ist. 10. fapelletti IR 99. 11. 1059-1130: Antiq. It. I. 301. 966. 

Mittarelli Amt. 2, 218. 232. 257. 3. 330, 331. Rena e t'amici 4b. 72. Vgl. § 120 n. 1. 
12. Antiq. It. I, 301. 966. 
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markgrä fliehen Ortsgrafen zu handeln, ein Verhältniss, welches wir auch in 
Oberitalien fanden*^, aber nie, so weit icli selie, durch kaiserliche Verleihung 
begründet. Denn 1079 sitzt der Bischof noch mit dem Grafen gemeinsam 7,n 
Gerichte. .Später mag er dann in Alleinbesitz gelangt sein, da er 1 130 allein 
zn Gerichte sitzt und zwar: citm eomitin funfieretur officio, und einem Abte 
einen Vicecomitatus überlässt, ohne dass der Zustimmung einer andern Ge- 
walt gedacht wird.'* Behauptet hat er sich nicht; mögen seine Befugnisse 
zunächst durch die .Stadt beseitigt sein, so wurde in .staiifischer Zeit die Graf- ^ 
Schaft durch Reichsbeamte verwaltet."’ Doch ist es wohl ein Rest seiner 
Ausnahmsstellung, wenn er noch später mit den Regalien vom Reiche lielehnt 
wird 's w’ie das bei den tuszischen Bischöfen im allgemeinen nicht der Fall ist. 

Bei keinem tuszischen Bischöfe finde ich Verleihungen der Grafschaft in 
früherer Zeit, Beim Bischöfe von Vol terra fanden wir allerdings ausge- 
dehntere Befugnisse; aber die Grafschaft soll ihm erst Friedrich I übertragen 
haben'"; K. Heinrich verleiht ihm 1186: Ue toto etiam episcopatu et co- 
mitntu Vtdlerrano omnem iiirisdictionem et qiicciinqiie repalia ad in» 
■nogfrimi pertinent^^; er nahm dann aber auch sichtlich eine Ausnahmsstel- 
lung unter den tuszischen Bischöfen ein^", von welchen auch iu dieser Zeit 
ausserdem nur noch dem BLschofe von Luna, wenn wir denselben überhaupt 
hieherziehen dürfen, die Grafschaft in seinem Bisthume zustand.'-" 

lin übrigen Mittelitalien finde ich nur den Bischof von .\scoli, welchem 
1056 die Grafschaft verliehen und später mehrfach bestätigt wird'-'*; belehnt 
noch 1209 der Kaiser den Bischof ciiin comitatu et nuiverei» eins pertinen- 
tiis, cum omni honore et iurisdictione, eweepto imperiali‘^\ so sollte man 
daraus auch auf Exemtion von der Mark schliessen. Doch wird 1210 und 
1213 der Komitat ausdrücklich als zur Mark Ancona gehörig bezeichnet'", 
dann 1232 vom Pabste dem Bischöfe gegen einen jährlichen Zins überlassen."* 
ln der Rnmagna waren schon durch die Verleihungen aljer einzelnen Graf- 
schaften an Ravenna Verleihungen an die Bi.schöfe au.sgeschlossen; finden wir 
später bei einzelnen Bischöfen gräfliche Beftignisse wenigstens auf den eigenen 
Besitzungeti"®, so können dieselben vom Erzbischöfe verliehen oder beim Sin- 
ken .seiner Macht usurpirt sein, wie der Bischof von Imola ja sogar die ganze 
Grafschaft, freilich erfolglos, an sich zu bringen suchte."’ Jedenfalls gelang 
es den Bischöfen Mittelitaliens nur ganz ausnahmsweise, zur Grafschaft zu 
gelangen, was doch zweifellos in der grossem Geschlossenheit der dortiger) 
Marken seinen Grund haben wird. 

136. — Auch bezüglich der städtischen Entwicklung ist die besondeie 
Stellung der mittelital icnischen .Städte zur Mark zu beachten. 
Erscheint in Oberitalien mit dem Erwerbe der GrafschafLsrechte die städtische 

18. Vgl. $I.34n.I2. U. Mittarelli Ann. 2. 277. 15. Miuarem Ann. .3. 330. Itt. R«na 

e Camici 5d, üO. Antiq. It.'4. 579. IJ. 1281 ; Bühmer Acta 703. 18. Vgl. Hegel 

2.79. 19. Umi Mon. 1. 470. 20. Vgl. § 120 n. 13. 21. 118:1. 93; Uglielli 1. 848. 

Antiq. It. 4. 470. 22. Uglielli 1. 448. 452. 457. 23. Uglielli 1, 402. 24. Vgl. 

S 133 n. 4. 25. Antiq. It. 2. 745 2«. Vgl. § 134 n. 12; § 120 n. 7. 2i. Vgl. 

S 125 n. 1. 
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Selbstständigkeit vollendet, so waren hier niclrt blos die gräflichen, sondern 
auch die markgräflichen Befugnisse zu beseitigen. Wie ausgedehnt diese ins- 
besondere in Tuszien gewesen sein müssen, zeigen wohl am deutlichsten die 
Gnadenbriefe, welche K. Heinrich IV 1081, als er nach Besiegung der Mark- 
gräfin Mathilde Tuszien zur Verfügung hatte, an Pisa und Lueea verlieh. ' 
Danach muss die markgräfliche (tcwalt über die .Städte unter dem Hause Ca- 
nossa sich den Befugnissen frülierer Markgrafen gegenüber wesentlich gestei- 
gert haben; es handelt sich bei diesen Privilegien sichtlich weniger um die 
Anerkennung einer von den .Städten schon erreichten Unabhängigkeit, als nm 
die Zurückführung der markgräflichen liechte auf das frühere Mass. Nach 
der Urkunde für Pisa werden wiederholt die Leistungen der .Stadt auf das 
Mass zurückgeführt, qitomodo fiiit consuetudo tempore l'ponle marchionis; 
durch eidliche Aussage der ältesten Leute soll das festgestellt worden; für 
Lucca heisst es: Comuetudines etiam perversas a tempore Jioni/atii mar- 
ehionis duriter eiedem impoeita» omnino interdieimim et ne ulti‘i'!iiii fiant 
preei'pimuj)."^ Wenn noch ausdrücklich verbrieft werden muss, dass die .Stadt 
ihrer Maueni nicht beraubt, Mädchen und Wittwen nicht gegen ihren Willen 
verheirathet werden sollen, wenn neben einigen prozessualischen Vorrechten 
doch vorzugsweise nur Behandlung nach dem Gesetze, Hintanhaltung von 
Willkür zuge.sagt wird, so muss die .kbhängigkeit auch der mächtigsten .Städte 
doch noch eine sehr grosse gewesen sein. Es ist denn auch jetzt weder von 
Befreiung von der markgräflichen, noch von der gräflichen Gewalt die Rede, 
wenn auch in beiden Richtungen Pisa gewisse Begünstigungen zugestanden 
werden. Die Gerichtsbarkeit zu Pisa hatte bisher, soweit die Markgräfin sie 
nicht selbst übte, ein markgräflicher Vicecomes*; es handelt sich wohl um 
dieselbe Gewalt, wenn der König jetzt zusichert: Casteddionem rel aliquem 
noatrum miaaiitn in aupraacripta eivitate vel romitatn eonnn ad plaeitnm 
faciendiim eia aupereaae non ainemna de alio eomitatu. Bezüglich der Mark 
aber, welche der König als erledigt betrachtete, will der König bei einer neuen 
Verleihung die Zustimmung der .Stadt einholen: .Vcc marehionem aliquem in 
Tiiaeiam mittemna aine landntione homimim dnodeeim eleetorirm in eol- 
loqiiio facto aonantihiia rampania. 

In der nächstfolgenden Zeit scheint sich dann eine grössere .Selbststän- 
digkeit der mächtigem .Städte rasch entwickelt zu haben, die gräfliche Gewalt 
durchweg an die städtischen Behörden übergegangen, die markgräfliche wenig- 

136. — ]. Antiq. It. 4, 19. Arch, storico 10b. 3. 2, Stumpf Ucg. nr. 28.34 erklärt 

die .Stelle für Interpolation; sie fehlt allerdings in einem datirten Abdrucke (Stumpf 
nr. 2833). wahrend der mir rorliegende undatirte auch durch den 1081 nicht zulässigen 
Titel Jfenricite quurlue /fern, imfterator oug. verdllchtig wird. Vielleicht handelt es sich 
hier um eine Erneuerung Heinrichs V, deren Vorhandensein freilich unabhängig erwühut 
wird; Tgl. Arch. .storico 10, 23. 28; noch 1209 hat K. Otto die Urkunde in dieser Fas- 
sung erneuert; Meni. di I.ucca I. 204. Die Bestimmung stimmt so sehr mit den Zeit- 
rerhSItni.ssen und dem Frivilege für Pisa, für spätere Interpolation fehlte so sehr jede 
Veranlassung, dass sie doch wohl nur unter Heinrich IV' oder spätestens, was für unsere 
nächsten Zwecke keinen wesentlichen Unterschied begründet, unter Heinrich V entstan- 
den sein kann. 8. 1077 : Antiq. !t. 3, 1093. 
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stens thatsäclilicli von immer geringerer Bedeutung geworden zu sein. Aber 
formell beseitigt waren diese nirgends. \'om Markgrafen Knnrad erbittet sich 
Lucca 1120 nur die Bestätigung der früher von Kaisern' und Markgrafen ver- 
liehenen Privilegien.'* Noch 1160 verlangte und erhielt Herzog NVelf den 
Treiischwur der tuszischen .Städte. ® Waren aber zweifellos die inarkgräflichen 
Rechte über die Städte thatsäclilicli beseitigt oder an die .Stadtbehörden über- 
gegangen, so Hess sich nun liier das Verhältniss der .Städte zur Mark ent- 
sprechend ordnen, wie das der lombardischen .Städte zum Reich, indem die 
Hoheitsrechte des Markgi'afen anerkannt, von diesem aber gegen eine .Vbfin- 
dnng der .Stadt überlassen wurden. Auf .solcher Grundlage erfolgte 1160 ein 
Abkommen mit Lucea; Herzog Welf überliess der .Stadt omnr iw), actionem, 
htrifiUctionem, et ornnfj) res, quae quoquomodo mihi pertinent vel ad ins 
marrhiae pertinei-e videntnr vel ad ins qiinndam eomitissae Mnthildis vel 
quondam comitis l’polini perliniieriint, in der .Stadt selbst und einem Um- 
kreise von fünf Miglien, wofür ihm die .Stadt jährlich tausend .Solidi zahlen 
soll, obwohl, wie er bemerkt, ihm jene Rechte über das Doppelte tragen 
würden.® 

137. — Damals möchten für den mit Tu.szien, .Spoleto, .Sardinien und 
dem Gute der Mathilde belehnten Herzog Welf noch immer die Grundlagen 
für Herstellung einer kräftigen, wenn auch grosse .Selbstständigkeit der Städte 
zulassenden Fürsteiigewalt vorhanden gewesen sein. Aber auch abgesehen ' 
davon, dass dauernde .knweseiilieit im I.ande die imumgängliche Vorbedingung 
dazu gewesen wäre, ist nicht zu verkennen, dass die kaiserliche Politik dem 
aufs bestimmteste entgegenwirkte; cs zeigt sich deutlich ein .Streben nach 
.Schwächung der inarkgräflichen Gewalt zu Gunsten des Reichs. ' 
.Mag die Hinneigung des Herzogs zur päbstliclieii Partei darauf einigen Ein- 
fluss geübt haben, so Ing es liei der ülieraiis günstigen .Stellung des Kaisers iu 
Oberitalien nach dem Falle Mailands doch an und für sich sehr nahe, die be- 
absichtigte unmittelbare Verwiiltimg Italiens für das Reich auch in Mittel- 
italien möglichst durchzulühren oder, so weit den .Städten ihre .Selbstständigkeit 
zu belassen war, dieselben wenigstens unmittelbar dem Reiche zu unterstellen 
und so dem Wiederaufkommen einer Fürstengewalt vorzubeugen, deren Ge- 
fährlichkeit für das Reich zur Zeit der Mathilde so bestimmt hervorgetreten 
war. Träger dieser Politik, welche unter einfacher Niclitberücksichtigiing der 
Rechte des Lehensfi'irsten , dagegen mit anfänglich grosser .Schonung der 
städtischen Interessen Mittelitalien möglichst unter unmittelbare \'erwaltung 
des Reichs zu bringen suchte, war zweifellos Erzbischof Reinald von Köln. 
.Sein Werk war wohl schon das .\bkommen mit Pisa 1162, durch welches der 
.Stadt einfach alle Uoheitsreclite, und zwar aasdrücklicli auch die der Mark - 
überlassen wurden * ; und vergessen hat man dabei auf die entgegenstellenden 
Rechte des Herzogs nicht, da den Pisanern ausdrücklich zugesichert wird: Et 
si de fendn, qiind vnhis (iniperator) dat et enneedit, lilem et molestiam a 

4* Arrb. storiro 4 b. 5. *>• Ann. Pi^ani. Mon. Opmi. 19, 245. tt, M**tii. di Luc^a 1. 174. 

137. - I. Vfil. ä 124 11. 2. 

t'itkcr t'oricIiiiiiKcu. X7 
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Guplfone vel «’iw filio vd eomm phccpkiiovp vpI ah aliqun ppt'pona pro ei» 
hahueritis, vo» et reelra m eii’ilaleut iiide luliai'tdiit per hiiiiain ßdem itsi/iie 
ad finein factum; noch einfacher heisst es 1165 bei Wrleihung der Insel 
Sardinien, einem der Lelien Welfs, an die Pisaner: Et »i qimm dationem 
alicui cii’itati aut duci Ouelfoni vel alü inde fecimu», aut alieui per- 
sonae, cui nos dediseemua, eam nunc reroeainu».^ Bei seiner ersten Lega- 
tiun in Tuszien 1162 trifft dann Reinald ein Abkommen mit Lucca, wonach 
diesem alle Regalien gegen jährliche Zahlung von vierhundert Pfund über- 
lassen werden, aber nur für sechs Jahre, nach deren Verlauf dieselben dem I 
Kaiser zu resigniren sind; von Rechten des Herzogs ist keine Rede mit Aus- 
nahme einer sehr bedenklich gefassten Beziehung auf das früher erwähnte 
Uebereinkommen von 1160: Et si d. imperatori placiu'rit, quod Lucani 
aolvant duci »olido» mille, quos convencrunt, tanto ininu» d. imperatori 
de pracdicta pecunia usque ad pracdictum teiininiim aolvere debent; alias 
aecundum pracdictum ordinem totam aolvere debent.^ Im folgenden Jahre 
Ijestimmt er dann, um die ^Vnhänglichkeit der Stadt Pistoja an das Reich zu 
lM‘luhnen, ut nulliia nnqitam dux vel marchio aut comea — ae de civitate 
illa — audeat intromittei-e, — aed soli d. imperatori eiuaque nuntiia et hi», 
quibua ipae preceperit, teneatur aei'vire, quoniam eat et apeeialitiv se eaae 
rerognoaeit de dominicatu. impei'ii.* Nicht anders ging er damals im Her- 
zogthmne Spoleto vor; in der kaiserlichen Bestätigung der von ihm mit der 
Stadt Gubbio getroffenen Uebereinkunft heisst es: neque duci neque »uir- 
rhioni alieui et nulli unquam persone inagne vel parve in iüiquo reapon- 
deant, niai legitime; inauper neque in fodro neque in eollecta neque in ' 
aliquo cuiquam respondeant, niai tantum nobis vel generali nostro nuncio, 
qui iurisdictionem ad hoc habet, während die Gerichtsbarkeit den Konsuln 
unter Mitwirkung eines Reichsboten zugestanden wird; ein ganz entsprechendes 
Uebereinkommen muss Reinald damals mit Citü't di Castello getroffen haben.® 
(jleichzeitig bringt er geistliche und weltliche Grosse unmittelbar ans Reich. 
So 1163 die Abtei Borgo .S. Sepolcro, indem er vor sich erweisen lässt, dass 
dieselbe von Rechtswegen nur dem Reiche unterworfen sein solle.® Die Grafen"^ 
Ildebrandeschi, und wohl auch die Guidi, erhalten 1164 alle Hoheitsrechte 
auf ihren Besitziuigeu unter Vorbehalt nur der Rechte des Reichs. ' Wo aber 
die lloheiLsrechte gegenüber den Städten behauptet wurden, da finden wir sie 
von nun ab durch deutsche Reichsbeainte verwaltet ; können wir zuerst 1163 
solche deutsche Grafen und Reichsboten zu S. Miniato und Siena nachweisen, 
später in vielen tuszischen Grafschaften, worauf wir ziuäickkonmicn, so ist 
wohl kein Zweifel, dass es sich um eine Einrichtung Reinalds handelt, der 
damit die Reorganisation des Landes zum Abschlüsse brachte; nicht ohne 
Grund sagen die Pisaner Annalen von seiner damaligen Thätigkeit: Nullua 

137.—] 2. Dal Borgo 40. 8. Mom. di bucca I, 180. Vgl. § 130 n. 0. 4. Zacharia 

.\necd. 234. 5, Bolimer Acta 109. 191. 0, Miuarelli Aiin. 4, 6. 10. 7. Vgl. § 129 

II. 8. Ist für die Guidi kein gleiclireitiges l’ririleg.Tf.rlianden. so asreide ich bei der wört- 
lichen üeboreinstimnmug «iirer splttern Pririlegien mit lieni für Ildehrand 1 104 nicht, dass 
sie auf ein gleichreitiges zurUckgehen. 
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enhn marchio ft niiUiig nuntiuf impfrii fuit, qni tarn lionorißce civitatfs 
halte tributaret et liomaiio subiitTet tiiipcrio.^ Wahrend Markgrafschafc 
und Herzogthuin als Ganzes dem Namen nach den Welfen blieben, wurde die 
Gewalt über alle einzelnen Theile ihnen entzogen und unmittelbar an das 
Reich gebracht. Der alte Welf liess wohl den .Sohn zur Verwaltung der ita- 
lienischen Lehen zurück; sagt der Weingartner Mönch von diesem; MiUtihus 
imperatoris, qui eo tempore eiritatihug Italie preerant, quotiegfunque 
ßneg suos iniusta oppreesione invadere temptaverant, omnimodis se op-‘ 
potuH et ob hoc imperatoris offensam nonnuvqiiam ineiirrit, populärem 
autem favorem eo magis slbi acciimulans omnium civitatum in se pro- 
vocavit affectum^, so ist da ein Gegensatz gegen die kaiserliche Politik an- 
gedeutet, der es um so näher legen musste, die welfische Gewalt in Mittel- 
italien nicht erstarken zu lassen; übrigens war auch er, als Reinald 1163 in 
Tuszien und Spoleto schaltete, in Deutschland*”, in Mittelitalien wird er nie 
erwähnt; nur da, wo die Welfen in den Pogegenden eigene Besitzungen hatten, 
scheinen sie noch thatsächliclie Gewalt geübt zu haben. Als der alte Welf 
1169 dem Kaiser seine italienischen Reichslehen zurückgab, verzichtete er nur 
auf eine Stellung, mit welcher wirkliche Gewalt schon längst nicht mehr ver- 
bunden war, ein Verzicht, der dennoch für den Kaiser immerhin von einigem 
Werthe sein mochte, insofern er nun ungehindeiter die Verwaltung des Landes 
auch bezüglich der Gesammtsprengel nach eigenem Ermessen ordnen konnte. 

138. — Den in späterer stanfischer Zeit Vom Kaiser über Tus- 
zien, .Spoleto, Ancona, Romagna gesetzten Herzogen, Markgrafen und Grafen 
gegenüber, auf welche wir genauer znrückkommon, fehlte ein entsprechender 
Grund, ihre Gewalt durch Exemtionen zu schwächen. Wohl finden sieh noch 
Beispiele. So sagt der Kaiser 1177 von dem Orte Monte S. Vito zwischen 
Sinigaglia und Ancona: Montem s. Viti — per nostram aurtoritatem a po- 
testate Anconitanae marchiae excipimiis, ita iit nec Conrado, qui in prae- 
Seutinrum eidein praeest marchine, nec post ipsitm culquam eins succes- 
sorum — debcat — aliquod serritutis obscqulum aut nullum sulriectlonis 
respectum, sed—liber et absolutus a domiuio marchiae soll imperio scr- 
viat, et sic in spcciali iurisdictione sub imperio semper consistat, nt nec 
de nostra manu nec alicuius surcessoruin nostrorum iiwjuam sic imperio 
alienetur, ut ulli in feriori potestati dominium super ipsum locum — coh- 
cedatur. Auf städtische .Selbstständigkeit ist es dabei in keiner Weise abge- 
sehen; der Ort wird einfach durch den kaiserlichen Vicecoiiies venvaltet. Aber ~ 
es werden ihm weiter Wochenmarkt und Jahrmarkt mit besondern Vergün- 
stigungen verliehen ; es wird j(>dem erlaubt, sich dort niederzulassen, nnd um , 
dazu anzulocken, solchen dn'yährige .\bgabenfreiheit bewilligt. Eine ähnliche 
Stellung scheint Matelica gehabt zu haben. ' Es erinnert das durchaus an die 
staufischen .Städtegründnngen in Deutschland unter Befreiung von der Vogtei; - 


N. Mon. Germ. IM. 24M. tt, Hess Mon. Guelf ü.M. ]0. Hr kehrt 1103 Knde Oct mit 
dem Kaiser aus Deutscliland zurück und ist auch 1104 in Deutschland. Vgl. Stalin 2, 277. 
138 . - 1 . Bnhmer .\cta 128. 21.3. 
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weniger politische, als wirthscliaftliche (lesichtspunkte sind da massgebend; 

'' um dem Uciche gehörige Urte und damit die kaiscriicheu Einkünfte aus deu- 
selben zu heben, werden sie von allen Verpflichtungen, ausser denen gegen das 
Reich, befreit. 

Wo dagegen mächtigem Städten die gräfliche Gewalt überlassen war, 
da bot nun gerade die Markgrafschaft das Mittel, sie dennoch einer ständigen 
VeiT»-altung durch Ueichsbeamte zu unteiwerfen. Wie zur Zeit Welfs auf 
Lockerung, so scheint jetzt die kaiserliche Politik auf Stärkung der mark- j 
gräflichen Gewalt zu Gunsten des Reichs bedacht gewesen zu sein. 
Refreiimgen mächtigerer .Städte von derselben sind mir in dieser Zeit nicht 
mehr aufgefallen; selbst die Verleihungen der gräflichen Rechte an diesellxm — 
wurden beschränkU-r^, dem Reiche ausgedehntere Rechte Vorbehalten. Wo 
die markgräfliche Gewalt sich schon stärker zersetzt hatte, liess sie sich her- 
steilen durch Uebei'lassung der verschi(‘densten , dem Reiche vorbehaltenen 
oder von demselben wieder in .'Vnsprucli genommenen lloheitsrechte. Es wird 
nicht zu bezweifeln sein, dass in den spätem Zeiten Eriedriebs I und unter 
Heinrich VI von wenigen Ausnahmen abgesehen, auch die .Städte Mittel- 
italiens, welche .Stadt und Grafscliafl selbst verwalteten, doch den Markgrafen» 
unterworfen waren, deren Gewalt eine sehr ausgedehnte gewesen zu sein 
scheint. Dem Herzoge von .Spoleto scheinen zu Tenii die Einkünfte aus der — 
.Strafgerichtsbarkeit zuzustehen^; Privilegien für ,S[)oleto und Gubbio werden 
vom Kaiser auf sein Einschreiten gegeben ^ ; dem Markgrafen Markwald müssen 
die von Ravenna 1195 Treue schwören, slcuti alii humiiifs de lionuiuia 
ftri'rim/, die dem Reiche zustehenden Regalien in der .Stadt uud ihrem Be- 
zirke werden ihm Vorbehalten, zu Cervia steht ihm der dritte Theil von alhui 
Einkünften zu.^ Bestimmter noch ergibt sich die. Abhängigkeit aller .Städte 
aus dem Zustande, welchen wir nach der Besitznahme der Reichslande .Spoleto 
und .\ncona durch den Pabst finden. Dass die neue Hemschatt wenigstens 
anfangs nicht mehr in Anspiuch nahm, als die frühere, ist von vornherein an- 
zunehmen; der Pabst betont wohl ausdrücklich, dass er weniger verlange, als 
die frühem (bjwaltbaber. .Aber die Befugnisse dieser weiden doch durchaus 
als mas.sgebend betrachtet für das, was der Pabst und seine Rektoren in .An- 
spruch nehmen; so wird noch 1221 erwähnt, die .Städte des Herzogthums 
hätten die Regalien zurückgestellt, »icut ea inujiiam hiihitil aliqao tempnri' 
flart’ iiteinarie diur Conrudiin; selbst .Spoleto habe sieb dazu verstanden, ob- 
wohl es sich anfangs weigerte, weil der Herzog nicht rechtmässiger Besitzer 
gewesen sei.® Dann aber ergibt sich, dass der Bestand de.s Herzogthums, wie 
es von Conrad an die Kirche übergeben »vnrde, alle .Städte desselben, aueb 
mit Einschluss von Perugia, Cittä di Castidio und Gubbio umfasste^ wie sich 
das auch für die Mark nicht blos aus den auf die Besitzergreifung bezüglichen 
päbstlichen Schreiben®, sondern auch ans den .späten), alle .Städte als Zubehör 


138. -] 2. Vgl. S 128. 8, Br.hnier Acta fiOfi. 4. Uglielli 1, I2CI. .S.rti tuguU. 124. 

5. Fautuiii 4. 284. tt. Huillanl 2. 128 7. luuoc Kpp I I ep 88. 351,' S. In» 

Epp I 3 ep. 28. 2.8 51. 52. 53. 
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aulKihlendpn Lchnbriefpii ergibt,® Diese StÄdte hatten allerdings Selbstver- ^ 
waltinig durch Konsuln, welche ihnen auch vom Pabste durchweg bestätigt 
wird"’, doch oline bestimmtere Betonung der freien Wahl, während wenig- 
stens Cittä di Castello einen Rektor entlassen muss, weil er ohne Zustimmung 
des Pabstes gewählt war. ' * Wenn aber als Verpflichtungen der .Städte der 
Treuschwur, Parlament, Heerfahrt auf eigene Kosten, Anerkennung der Appel- 
lationen, Veqiflegung des Pabstes und seiner Beamten, ein bedeutender jähr- 
licdier ZiiVs als Abfindung oder eine .Steuer von jedem Rauchfang erwähnt 
werden unter der Bemerkung, dass den frühem Gewalthabern mehr geleistet 
sei '®, so ergibt sich wohl, dass die .Selbstregierung eine grosse .Abhängigkeit 
von der Mark nicht ausschloss. Weiter aber müssen fast alle Burgen und eine 
grosse .Menge sonstiger Besitzungen unmittelbar in den Händen der Reichs- 
beaniten gewesen sein nach dem Umfange dessen, was jetzt vom Pabste als 
zum Demanium gehörig von den .Städten, welche sich desselben bemächtigt 
hatten, zurflekgefordert wird.'® Wir werden diinn bei spätem Untersuchungen 
sehen, wie auch weiterhin die grossen markgräflichen Sprengel die Grundlage 
lür die Verwaltung Mittelitaliens bildeten. 

1S9. — Haben «dr so in .Mittelitalien noch in der staufischen Zeit in der 
Markgrafschart einen sehr wirksamen Bestandtheil der Reichsverfassung zu 
sehen, so hat dieselbe in Oberitalien jede Bedeutung verloren. Was die Mark- 
grafschaft in der Lombardei betrifft, .so ist im We.sten das frühere 
Bestehen grösserer ge.schlo.s.sener Marken, wHe der von Ivrea, von Genua, 
nicht zu bezweifeln; und es wild darauf zurückzutühren sein, weiui hierein 
Uebergang der Hoheitsrechte auf Bischöfe und .Städte weniger hervortritt, 
dieselben noch in staufischcr Zeit ütierwiegend in den Händen zahlreicher 
inarkgräflicher Geschlechter sind. Aber von einem grossem geschlossenen 
.Sprengel ist da nicht mehr die Rede. Ohne dem näher nachzugehen ', werden 
hier Theilungen vorzüglich die Zersplitterung der .Mark bewirkt haben; ähnlich, 
wie bei der Grafschaft, war hier in der staufischen Zeit der thatsächlichc 
Besitz eines Geschlechtes auch die Gnmdlage für die markgräfliche Cicwalt 
desselben. Leiht der Kaiser dem Markgrafen von Carreto 1167 marehiain 
dnidnuU qnomlam comitin, so weist schon das Fehlen einer territorialen 
Bezeii^hnung daraufhin.'* Leiht er 1164 dem Markgrafen von Malaspina 

0. Vgl. S bJ3 n. 4. JO. Inn. Kpp. !■ 1. ep. 3“j. 42(>. 11. Inn. Epp. 1. 2. ep. 78. 30h'. 

12. Inn. Epp. '2. 33. 3, ‘28. 20. Biihmcr Acta 618. 18. Inn. Epp. I. I. ep. 88; I. 3. ep. 

51. 52. 53; Hnillard '2, 12». 

139. - 1. Die verwickelte und für unsere soiisti^rcn Zwecke unwichtige Ge.sultmig 
der Mark im westlichen Oberitahen habe ich überhaupt nicht iiälicr beachtet; möglich, dass 
eine genauere UDter^uchuog da zu andern Krgebnis.s.en führen würde. 2« ^Vutiq. It. K317. 
Vgl. auch Pab.sC bei Hirsch Heinrich II, 2, 358. der alicr doch wob) zu weit gehen dürfte, 
wenn er nach den Urkunden Mon. patr. Ch. 1. 217. 345 .«chon für das zehnte Jahrhundert 
auf lediglich durch den Besitz der einzelnen Person bestimmte, von jeder andern .\mU* 
gewalt befreite Hoheitsgebiete scbliesst; dass unter den zu den Besitzungen gehörigen 
/)i«6ficae funclioMt ohne ausdrückliche Bezeichnung auch die markgrSflichen und grilflichen 
Befugnisse zn verstehen sein, ist mir bei der sonst üblichen Betonung dieser durchaus an- 
wahrscheinlich. 
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niiinia tjuacin Inmwnm nuofhia vH aivhii'piscopatti fiua antecMsor^s visi 
eioil habiTv — citm oiniiibns repalibus et cum onmibua hi», quae ad ipeo- 
rum marchiam pectineiy noscuntur^, üo mögen ihre jnarkgräflichen Rechte 
auf die Mark Genua zuriickgehen, von welcher aber jedenfalls durch Thei- 
lungen im Hause der Otbertinor nur ein Theil an sic gekommen sein kann, da 
auch die estcnsische Linie noch markgräfliche Rechte dort übt; von einer ge- 
schlossenen Mark ist nicht mehr die Rede; was thatsächlich unter der Hoheit 
der .Stadt stand, das wurde eben so wohl als deren Markgrafschaft betrachtet ; 
1191 bestätigt ihr der Kaiser et marchiam et comitatumH Markgräflichc 
und gräfliclie Holieit fallen hier einfach zusammen; die Abstufung hat sich 
ganz verwischt; nur das regelmässigere Vorkommen des Markgrafentitels er- 
innert an ihr früheres Vorhandensein. 

140. — Für die llau|itmasse der I.ombfirdei ist mir auch in früherer 
Zeit der Bestand einer der markgräflichen entsprechenden Gewalt, insbeson- 
dere der angeblichen Mark Mailand, durchaus unwahrscheinlich. 
Allerdings belehnt K. Friedrich 1184 den Obizo von EsU' Je marchiaGeniiae 
et de tiutrehia Mediohtrii et de omni eo, quod iiuirehio Azzo habiiit et 
feniiit ab imperio, ita nt »tipradictn» marchio habe.at et teneat a praedicto 
imperatore ad rectum fendnmA Die unmittelbare Zusammenstellung mit 
der Mark Genua legt allerdings den Gedanken nahe, es handle sich hier um 
einen umfassenden markgräflichen, an Mailand anknüpfenden .Sprengel, der 
die Lücke zwischen den westlichen Marken und der Mark Verona gefüllt hätte. 
Man mag damals an dergleichen gedacht haben, so wenig auf einen thatsäch- 
lichen Eifolg einer Hervorziehung alter Befugnisse zu rechnen war, bezüglich 
deren schon das Zurückgehen auf .\zzo erkennen lässt, wie inan sich bewusst 
war, dass seit einem Jahrhunderte von Uebung der verliehenen Rechte nicht 
mehr die Rede gewesen war. Nach so langer Zeit konnte man sich aber auch 
recht wohl über die Tragweite der alten Befugnisse täuschen. Markgräfliche 
Befugnisse der Estenser in der Mark Genua sind in früherer Zeit nicht zu be- 
zweifeln; sie sitzen hier nur als Markgrafen bezeichnet zu Gerichte.* Nun 
sitzt allerdings auch Markgraf Hugo 1021, Markgraf Azzo 1028, 1033 und 
1 045 zu Mailand zu Gerichte ; aber jedesmal mit der ausdrücklichen Bezeich- 
nung marchio et comes comitatns iatiiis Mediolanensia^; nichts nöthigt zur 
Aiviahme, dass der Markgraf hier als solcher thätig war; der Zu.satz scheint 
das eher auszuschliessen; wir linden ihn auch bei Pfalzgrafen in der Regel 

130. — ] 8. Antich. Esl. 1, 161. 4. Ottoboni Annales. Mon. Germ. 18. 105. Vgl. Lib. 

iur. Gen. 1, 370. 

149. — 1. Antich. Ent. I, .36. 2. 994. 1039: Antich. Est. 1, 134. Mon. patr. 

t'h. 1. 527. Dahin gehört auch wohl das Placitum des Markgrafen und Pfaligrafen Otbert 
972. anscheinend in der Gegend von Bobbio (Antich. Est. 149). da er nach später zu Erflr- 
terndem hier nicht als Pfalzgrnf thätig sein kann. 8. Giulini 3. 510. .'mich. Est. 37. 
Antiq. It. 4, 9. Die Urkk. 1028 und 1033. ron welchen Antich. Est. nur der Eingang mit- 
getheilt ist, erklärt Muratori allerding.s fiir unecht oder rerdächtig: aber bei der Ueberein- 
stimmnng mit den andern, zweifello.s echten Urkunden werden mindestens echte Vorlagen 
unzunehmen sein. 
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gerade dann angewandt, wenn sie nielit als solche, sondern als Grafen zu 
Gerichte sitzen. Was Landulf*, aber auch spätere an und für sich weniger 
zuverlässige Ge.schichtschreiber* über die frühere Gewalt derEstenser zu Mai- 
land melden, steht der Annahme, sie seien einfach Grafen von Mailand ge- 
wesen, nicht im Wege. Allerdings werden sie hier als J)ucen bezeichnet, und 
bis in spätere Zeiten ündet sich eine Curtis diiclfi in .Mailand.® Aber diese 
Bezeichnung geht zweifellos auf altlongobardische Zeiten zurück; schon im 
neunten Jahrhunderte werden die Gerichtssitzungen in der Regel in eitrig du- 
ratit» gehalten^; und wie sich hier der Ausdru(;k durch Jahrhunderte hielt, .so 
mag man im Volksmundc den an die Stelle des longobardischen Dux getretenen 
(irafen nach wie vor als Herzog bezeichnet haben.“ Der amtliche Sprachge- 
brauch aber kennt .so wenig einen Herzog, als einen Markgrafen von Mailand; 
ist die Curtis diicis der Gorichtsort, so ist es doch immer, vom Reichsgerichte 
abgesehen, ein C'omes von .Mailand, der dort zu (Jerichte sitzt; für eine Zwi- 
.schenstnfe zwischen dem Gerichte des Reichs und dem des Grafen fehlt jedes 
Zeiigniss. Denn wenn man 1184, nach mehr als einem Jahrhunderte, aimahni, 
Azjio habe eine Markgrafschaft .Mailand besessen, wie das die dort vom Mark- 
grafen geübten gräflichen Befugnisse nahe legten, so wird man das nicht in 
Rechnung bringen dürfen. 

141 . — Was von Mailand gesagt wurde, gilt auch von der übrigen 
Lombardei im engem .Sinne. .So weit nicht vom Künige, Pfalzgrafen oder 
Königsboten Reichsgericht gehalten wird, finden wir nur gräfliche Placita; eine 
der markgräflichen entsprechende Gerichtsgewalt tritt nirgends hervor. Wohl 
führen vereinzelt Grafen den Markgrafentitel. Etwa weil sie, wie die 
Estenser, anderweitig tnarkgräfiichc Befugnisse hatten. Oder der Titel wurde 
auch fortgetührt, weil ein Vorfahr Markgraf gewesen war. ' Und war das nicht 
etwa der Fall bei den Markgrafen aus dem H au se Cano ssa , bei welchen 
wir schon vor der Erwerbung von Tuszien den Titel finden, so mag die Ver- 
einigung einer grossem Anzahl von Grafschaften, der von Brescia, Modena, 
Reggio, Mantua und Ferrara, in einer Hand Veranlassung zur Annahme eines 


4 « Mod. Gern). 10« 62. o« Vgl. Anticb. Est. 1, 38. tt« Vgl. Vicende di Milano 270. 
7- 865. 892. 901 : FuniagalU 375. 522. Antiq. It. 1« 717. 8» Bei Landulf« dem einzig 

gcwicbligen Zeugen« kommt hinzu, da.vs er sichtlich oft die mächtigem weltlichen Grossen 
schlechtweg als Duces bezeichnet, ohne dadurch eine bestimmtere staatsrechtliche Stellung 
andeuten zu wollen. Für spätere Geschichtschreiber konnte schon die Curtis ducis hinrei> 
chende Veranlassung sein« die alten Grafen als Herzoge zu bezeichnen. 

141 , - 1 . Dafür geben auch in Mittelitalien ein auflallendes Beispiel dio Mark- 
grafen« welche ohne landschaftliche Bezeichnung im zwnlften Jahrhunderte in der Gegend 
▼on Arezzo oft genannt werden; z. B. 1163. 74: .^ntiq. U. 4« 573. Mittarelli Ann.4. 6. 46; 
wohl dieselben, deren Besitzungen 1186 tod der Hoheit ron Perugia befreit werden; Bäh- 
mer Acta 155; rgl. anch die unechte Vrk. Acta 104. Ihr Titel beruht zweifellos auf Ab- 
stammung Ton Rainer, Markgrafen ron Toscana 1016 bis 1027. Vgl. Mem. di Lucca 1, 224. 
Ebenso werden wir sehen, dass die Xaebkommen der Werner, Markgrafen ron Ancona« den 
Titel foitführten. Dass der in Oberitalien so rerbreitete Titel in Mittelitalien so wenig Tor- 
kommt« hängt sicher mit der grOs.sem Geschlossenheit und Unthcilbarkcit der dortigen 
Marken zusammen. 
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voll6)ueiidorn Titels gegeben haben. Alier die Gesaumitheit der in der Hand 
des Markgrafen vereinigten Grafschaften wird dann so wenig als Markgraf- 
schall bezeichnet, als etwa in Deutschland die Grafschaflen der Herzoge von 
Zahringen und Meran als Herzogthuni; der Markgi'af Thedald hält Gericht 
als Graf der einzelnen Grafschaften; so lOÜl als tnaixhio et comes istiua 
Jieyensis eomilatiis, als nt. et c. ipsiiis eouutatu Jireaeiunenee.'^ E,s stimmt 
damit, dass wir in solchen Grafschaflen keinen dem Markgrafen untergeord- 
neten Grafen linden ; der Markgraf selbst ist Graf, der durch einen, gewiss 
meistens mir aintsweise gesetzten Vicecomes, ebenso wie der Graf, vertreten 
wird. .So zu Mailand ; so finden wir als Vicecomes von Mantua einen Unfreien 
des Markgrafen Bonifaz*; kaum anders dürfle die .Stellung des Ubertus co- 
mes Fei'rarieneia aufzufassen sein, der 1067 als Bote des Herzogs Gottfrid 
ein Urtheil ausfiihrt und ex parte <l(nnlni mei den “Bann verhängt.^ 

Auch sonst muss hier die durchgängige Nichterwähnung mark- 
gräflicher Befugnisse auch in Fällen, wo sie beim Vorhandensein sol- 
cher gewiss zu erwarten wäre, autfallen. Wird 1 038 dem Bischöfe von Modena 
die Gewalt zu richten, reliiti in noatraaut }iunxhloHitiii eel comitiim /iiiaaet 
peeaentia, verliehen und bestimmt, dass alle Einwohner ihre .Streitsachen 
nicht in preaentia alienori(m comitum et vuirchioninn rel miaaoriim noa- 
tfot'Kin entscheiden lassen .sollen ^ so wird die .\nlhhrung, wenn man ihr 
überhaupt Gewicht beilegen will, nur durch besondere Beziehungen zu den 
tiiszischen .Markgrafen zu erklären sein. Und wird der .Stadt Pavia 1164 
Gerichtsgewalt zugesprochen, wie sie der Herzog in seinem Herzogthume, der 
^Markgraf in seiner Mark, der Graf in seiner Grafschaft hat®, so soll das 
gewiss nur die unbedingte Uelierlassung der vollen Gerichtsbarkeit, ausser der 
des Reichs, bezeichnen, es wird nicht darauf zu deuten sein, dass zu Pavia 
selbst eine herzogliche oder niarkgräfliche Gewalt bestand oder bestanden 
hatte, welche auf die .Stadt zu übertragen war. Bei den zahlreichen Ueber- 
tragungen der Grafschaflen an die Bischöfe ist hier sonst nie von markgräf- 
lichen Befugnissen, welche ausdrücklich beseiti>-t oder auf den Bischof über- 
tragen würden, die Rede, obwohl, "wie wir sehen werden, der Reichsgerichts- 
barkeit dabei sehr häutig gedacht wird; und auch anderweitig ist mir kein 
Zeugniss bekannt geworden, das darauf schlies.sen Hesse, es habe hier eine 
Zwischenstufe zwischen dem Reiche und der Grafschaft bestanden. Und es 


141 . — 1 2« Antiq. It. 1. 408. Tirabosebi Non. 2. 134. SolcbG Beieieboungen. welche in 
Mittclitalicn fohlen, kommen in Oberitatien allerdingK auch wohl da vor, wo 
liehe BefuguisftO Termuthot werden iiolltcn; ko 1(M)4 bei Markgrafen Ton Saronn: IT. et 
O. uuirehionef et cotnitee istiui eomitaius Vtuientist San Quintinu 1, 9. Doeb mag e& sich 
auch da immerhin nur um den Titel des Markgrafen und die BefugnUse de.s Grafen 
bandeln. Vgl. übrigens § 139 n. I. 3« Doniro. Mon. Germ. 14. 371. 4. Morbio 1, 73. 

Nur wird freilich das NichtTorkommen eines Grafen die Mark nicht ausschliessen; auch 
7.U Genua. Pisa und sonst finden wir markgräfiiehe Vicecomites; es mochte der Mark* 
graf gerade bedeutendere Graft>chaftcii in seiner Hand behalten und dieselben selbst oder 
durch unt^geordcetc Beamte rorwaltco. fehlt auch au Rareuna und Cerrja, nicht 
aber sonst in der Romagna. ein dem Grafen entsprechender Beamter Vgl. § 134 n. 14. 
o. Antiq. It. t>, 42. «. Vgl. § 124 u. 5. 
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kann kaum auffallen, dass eine solche gerade in dein Landestheile fehlt, wo 
das Konigthuni vorzugsweise seinen Sitz hatte, unmittelbarer und stätiger ein- 
greifen konnte; die Lombardei würde danach in mancher Beziehung im italie- 
nischen Reiche eine ähnliche Stellung einnehmen, wie Franken im deutschen. 

142. — Jenes Fehlen von Zeugnissen für das Bestehen einer mailän- 
dischen oder sonstigen lombardischen Mark gewinnt noch an Bedeutung, wenn 
wir damit die zahlreichen Nachrichten über die Markgraf.schaft Verona 
vergleichen. Für die Entstehung derselben sind wir auf die Angabe des Fort- 
setzers Reginos beschränkt, dass K. Otto 952, als er Italien an Berengar 
zurückgab, die Marken Verona und Aglei davon ausnahm und seinem Bnider 
Heinrich, Herzog von Baiern, unterstellte. ' War es dabei damals zunächst 
auf eine Trennung vom Königreiche Italien abgesehen, so verlor die Massregcl 
in dieser Richtmig ihre Bedeutung, seit die deutschen Könige selbst Könige 
Italiens waren. Wurde die Mark aber später zweifellos wäeder zu Italien ge- 
zählt, so erhielt sich doch die Verbindung mit den benachbarten deutschen 
Herzogssprengeln, und zwar, seit Kärnthen 976 von Baiern getrennt war, 
zunächst mit diesem, so dass der jedesmalige Herzog von Kärnthen 
offenbar als solcher zugleich Markgraf von Verona war, da trotz aller Wechsel 
im Herzogthume die Mark nie an einen andern kommt. Der Umstand, dass 
der Markgraf zugleich Herzog war, erklärt es, dass hier häufig von der her- 
zoglichen statt oder neben der markgräflichen Gewalt die Rede ist, zumal 
wenigstens in den Titeln eine Auffassung hervortritt, wonach die herzogliche 
Gewalt als solche auch die Mark umfasst, von einem Herzoge der Mark die 
Rede ist. So sitzen zu Verona zu Gerichte 993: Uenricim diix Bawarorum 
seu Karentanorum alqne ist ins marcide Veronensium“^ ; 996: Otto du,v 
istius marchie^; 1013: Adalperio diix istius marckie* ; während die spä- 
teren gewöhnlich schlechtweg als Herzoge ohne nähere Angabe liezeichnet 
werden. Auch für diese fehlen Zeugnisse für die Uebung ihrer markgräflichen 
Befugnisse nicht. Herzog Welf sitzt 1050 zu Vicenza zu Gericht*; 1055 
l>estätigt der Kaiser dem Kloster .S. Zeno zu Verona illstrictiim duoderim 
hominiim boremannornm, qnos W’dpho gloriosns dux per inrestitnram 
eontulit s. Zenoni, — qid priits ad nostrion distrirtiim respiciebant^, wo 
es sich also um Uebung von Amtsrechten zu handeln scheint. Von Herzog 
Liutold sind uns Gerichtssitzungen 1078 zu Verona ^ 1085 zu Padua, 1089 
zu Treviso® bekannt. Dass der Titel selten erscheint erklärt sich genügend 
daraus, dass die Markgrafen sich zunächst nach ihrem herzoglichen Haupt- 
lande nennen. Aber vereinzelt heisst doch noch Herzog Heinrich von Kärnthen 
in Kaisenirkunden 1111 zu Garda diix nostrae tiMrchitw, 1116 zu Padua 
Ckarentanae totiiisqiie vuirchiae diix^, wie sie überhaupt gerade bei An- 
wesenheit des Kaisers in der Mark vorzugsweise in dessen Umgebung sind. 
Zeugnisse über die Uebung von Amtsbefngnissen liegen uns nicht mehr vor; 


142 . — 1 . Mon. Germ. 1, Bit. 2. De Uionisiu 176. 8 . Beiltgen. 4 . .\ntich. 

Est. 1.8». 5. Odorici 5. 63. 6. üghelli 5. 763. 7. K»pitular»rchiT id Verona 

nach WUstenfeld. 8, Dondi 4, 8. 9. 18. 9. BiancoUni Not. 1, 266. Dondi 4, 62. 
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di? städtische Entwicklung dürfte ftir solche- bald wenig Kaiuii mehr gelassen 
halicn. Doch finden sich noch Zeugnisse, dass auf das Bestehen herzoglicher 
Oller inarkgräflicher Befugnisse Rücksicht genoimuen wird; zu Padua wird 
1 109 vorgesehen das placiltnv antf fpisfopum aut fotnitem aut dufem vd 
regem vel eorum es ist auch wohl dahin zu ziehen, wenn die Kon- 

suln von Verona 1 1 40 iirtheilen eecundum — Innghsinmm et antiquisMmam 
romuetudinem regum et diieum, 7)uii'eluonum iilioriimtiue laieoriim prin- 
cipum et elerieorum, eecundum Loitgobardam etiam legem. 

143. — Ihn diese Zeit muss dann eine Tre n nu n g de r Ma rk votn 
II er zog th time Kärnthen stattgefunden haben, sei es 1022 beim Ueber- 
gange dieses auf die Ortenburger, sei es bei einer andern Veranlassung; K. 
I.othar »nrd damit seinen Schwiegersohn Heinrich belehnt haben, da dieser 
1136 du.T lialuniriae et marehlo Veroneneiion heisst.' Verloren dann 
unter K. Konrad die welfischen Herzoge ihre Reichslehen, so stand die Mark 
dem Könige zur Verfügung und kam nun an die Markgrafen von Baden; 
wie ich denke, dadurch, dass der König einen seiner getreuesten .Vnhänger, 
den Markgrafen Hermann, für den möglicherweise zugleich alte zjihringische 
Ansprüche oder venvandtsehaftliche Beziehungen zum Kämthner Herttogshausc 
ins (Jcwicht fielen*, mit der M.ark belehnte. Er führt den Titel maivhio Ve- 
ronae zuerst 1 1.51 .Iiini zu Regen.sbnrg in einer Kai.sentrkunde für ein vene- 
tianisches Kloster, wo also der Gegenstand ein Hers-orheben des Titels nahe 
legte; es schliesst das nicht aus, dass derselbe ihm schon früher zukam, da er 
denselben auch später nicht ausschliesslich führt, sich bald .Markgraf voti 
Verona, bald von Baden nennt.* .Fedenfalls handelte es sich dabei nicht ledig- 
lich um willkürliches Wiederaufgreifen des Titels eines von frühem Vorfahren 
begleideten Atntes, wie das sonst wohl vorkommt.* Denn es fehlt nicht an 


142 . — 1 10. Dondi 5. 4. 11. t'ampagnnla XVII. Vgl. auch $ 129 n. 7. 

143 . - 1 . In dom unji(cdruckten Privileg für V'enedig 1136 Oct 3« Keg. imp. 
11 . 2162. Dei den beiden einzigen andom Zcugcnschaften Heinrichs dieser Zeit, 1136 
Aug. 17 und 1137 Sepu 22, Orig. Guelf. 2, 533. 533, heisst er dtui ßttv. H mtirchi 0 
Tuseie. Aber das eine sehliosst das andere nicht aus; gerade in einer Urkunde für Ve- 
nedig den Titel berrorzubeben lag sehr nahe; für die Annahme einer Verwechslung 
scheint mir Jeder Grund za fehlen. 2. Vgl. Stalin 2, 304 n. 6. 8. Vgl. aStaUn 2, 

325 If. Wenn Wilhelm ▼. Tyrus ihn schon bei Gelegenheit des Kreuzzuges 1147 Mark- 
grafen ron Verona nennt, so ist darauf kaum Gewicht tu legen; die Verleihung mag 
erst in den letzten Jahren K. Konrads erfolgt sein, als dieser den italienischen Ver- 
hältnissen grossere Aufmerksamkeit zuwandie. 4 * So sicher das der Fall ist, wenn 
Zabrlnger sich spater Herzoge von Klmtheo nennen« so unwahrscheinlich ist es mir, 
dass der Markgrafentitel der Jüngern zähringischen Linie überhaupt auf Verona zurück- 
geht; Hermann, der jüngere Sohn Herzog BerthoId.s von Kamthen, und seine Nach- 
kommen. oft doch auch nur als Grafen bezeichnet (Stalin 2, 317. 318 zu 1087. 1090. 
1102), werden den Titel willkürlich angenommen haben, um sich von Grafen geringerer 
Herkunft zu unterscheiden, wie ähnliches auch sonst vorkommt. Die Mark Verona stand 
damals in so engem Zn.sammenhange mit dem Herzogthnme Rärnthcn, da.ss eine Thei- 
lung der Ansprüche oder auch nur der Titel unter die Söhne des entsetzten Herzogs in 
der Weise, dass der altere das Herzogtbum. der jüngere die Mark beanspruchte, kaum 
statthaft scheinen kann; heisst doch auch der altere bei den Schriftstellern bald Marchio, 
bald Duz. Vgl. Stalin 1, 530 n. 7. Während weiter schon 1100 und 1112 der Titel 
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Zeugnissen , dass er seine B<;fugiii»se «irklich übte und dieselben auch in) 
Lande Anerkennung fanden. Zur Zeit des roncalischen Tages hält der Mark- 
graf 1158 Nov. 18 sein placitum ijenerale zu l’adua, bestätigt auf Klage des 
dortigen Bi.schofs eine frühere Entscheidung K. Heinrichs und ein Urtheil seiner 
eigenen Beisitzer, wonach alle von Dicnstleuton der Kirche veräusserten Lehen 
dein Bischöfe zur ^'erf^igung stehen. ’ Wohl gleichfalls in den frühem Zeiten 
K. PViedrichs reicht der Probst von Treviso llermanno itu-lHo Vei^one nuir- 
Moni eine Klagschrift gegen Genannte ein, welche seiner Kirche gehörige 
Güter in unrechtmässigen] Besitze hatten.® Auch nach dem Konstanzer Frie- 
densschlüsse, den mit andern auch llermanns ID gleichnamiger Sohn als Mark- 
graf von Verona beschwor’’, erscheinen die Befugnisse nicht als beseitigt. Es 
liegt uns ein Xotariatsimstrument vor, wonach 1184 Mai 11 doiitimm wd«*- 
tnaiiKS Tmtonicus loliiis marchie Veronetiai» ttuirchio — investifit Jiu- 
zotum de Verotieiui ciritate noimiie eeclesie a. Juliani — in epiacopalii 
Veronenai in loco qui dicitur JCpilla — omni'nt iuriadictiouein venaiidi, 
placandi, capidandi, paaadainli in integrum infrtiacriptc eccleaie ad aer- 
vitinm habitantibua perpetne coiuvaait in toto diatrictu aupraacripte Kpille 
et volnit nemini, niai imperatorie nuiieataii atque prenominato marchioni 
de pi'edicla inveatitione aeii eoiu'caaione aubüwei'e debere; was geschehen sei 
in comitatu Maguneie in curia d. V. imperatoria attb parallione aupru- 
aiTipti A. marchionia vor genannten Zeugen und vom Notar aufgezeichnet 
iuaau predicti A. marchie Veronenaia domini et marchionia.^ Auch abge- 
sehen davon, dass die Markgrafen nur hie und da wälirend der Züge des 
Kaisers im Lande waren, konnte der ganzen Sachlage nach von wirksamer 


Markgraf mit den Namen der Hansbesitunngen Untbnrg und Baden verbanden erscheint 
(Stalin 2, 304), fehlt jedes Zeugniss für eine Beziehang desselben auf die Mark Verona. 
SD lange wir für diese andere Markgrafen naebweisen kennen. Den Hauptgrund für die 
Annahme, es habe sich nur um einen bedeutungslosen Titel gehandelt, können wir durch 
den Nachweis der Uebung markgrSflicher Rechte beseitigen; dafür muss ein neuerer, 
bestimmter begründeter Rechtsanspruch bestanden haben, den wir wohl nur in einer 
Belehnung suchen dürfen. Und in dieser Richtung dürfte insbesondere zu beachten sein, 
dass Herzog Welf 1152 wohl mit Tuszien, Spoleto, Sardinien, dem mathildischen Rrbe, 
nicht aber mit Verona belehnt wurde; da dieses nach n. 1 Lehen seines Bruders war, 
muss das auffallen und erklArt sich am einfachsten daraus , dass die Mark inzwischen 
anderweitig rerliehen war. 5, Dondi 6. 40. 6. Verci Marca 1, 21. 7, Mon. Germ. 

4 , 179. 8. Biancolini Not. 5 b, 134. Vgl. 132, wonach Bnzotus de Adrocatis die Kirche 

1176 gegründet hatte. Die Echtheit der Urkunde scheint keinen Bedenken zu unter- 
liegen. ln der rorliegendon Form unecht ist jedenfalls die Urk. , wonach Pabst Urban 
1186 Nor. 2 in proeientiu d. Armani Theutonici marchioni* et domini totin* marehiae 
eben jene Kirche S. Giuliauo di Lepia weiht Ughclii 5. 807; rgl. StXlin 2. 332 n. 1. 
Aber beim Zusammengehen der Zeitdaten wäre es immerhin mSglich, dass eine echte 
Anfzeichnnng zu Grunde lag, welche man später durch Einschaltung einer Menge von 
KirebenfUrsten , deren Namen nicht zutreflen, auszuschmücken suchte. Ganz unhaltbar 
ist freilich die Inschrift, wonach 1177 Juli 26 d. Itermanu* marchio et dominue totin* 
marchiae Veronenti* bei der Weihe der Kirche S. Alaria Antica zu Verona durch den 
Pabst war. Biancolini Not. 2, 414. .\ber solche zu Verona entstandene Fälschungen 
beweisen doch wenigstens, dass man dort Hermann ein Gewicht beilegte, welches uner- 
klärlich wäre, wenn es sich bei ihm nur um einen bedeutungslosen Titel gebandelt hätte. 
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Ufbung der markgräflichen liechte kaum mehr die Rede sein; es fehlt denn 
auch jedes weitere Zeugniss und selbst der Titel wird von sjiätcm Markgrafen 
von Baden nur noch ganz vereinzelt geführt. ® 

Der .Sprengel selbst wurde aber nach wie vor als die Verone.ser oder, wie 
es jetzt häufiger heisst, Trevisaner Mark, sehr gewöhnlich auch als die Mark 
schlechtweg bezeichnet und, wie wir selien werden, auch für die Zwecke der 
Rtnchsverwaltung vielfach als ein tiesomleres, von der Ivombardei geschiedenes 
Gebiet behandelt. Auffallofiderweise nennt sich ganz vereinzelt Azzo von 
Este 1249 <lei e( apostolice st?dis frmtia marchio iitriu«qiie marche, tnm 
Anroniffine, qidunTrinxifnuisA^ Für eine päbstliche Belehnung, auf welche 
sich der Titel von Ancona gründet, würde liier jeder Rechtsgrund fehlen; doch 
ist auf den bezüglichen .Vusdruck wenig Gewicht zu legen, da er sich auch 
sonst regelmässig apontolice sedis pratia Ksten*is et Aneonitatiiis marehio 
nennt, obwohl er auch Este nicht vom Pabste hatte. Es ist möglich, dass er 
als in der Mark begütert und als anerkanntes Haupt der guelfischen Partei 
derselben, den Titel willkürlich annahm; möglich aber auch, dass K. Wilhelm, 
der auch sonst Reichsbeamte in Italien bestellt hat, ihm die Mark verliehen 
hat. .Später hat dann Herzog Leopold von Oesterreich, nachdem ihm Treviso 
und Ceneda 1381 von Venedig abgetreten waren, den Titel nochmals aufge- 
nommen und sich .Markgraf zu Tervis genannt. 

144 . — Lässt sich nacli dem Gesagten das f'iirtbestelien der inarkgräf- 
lichen Gewalt von Verona bis in die spätem Zeiten K. Friedrichs 1 verfolgen, 
so kann doch von einer grösseni Wirksamkeit derselben im zwölften .Jahr- 
hunderte kaum mehr die Rede sein; wir finden hier die letzten .Spuren einer 
Uebung markgräflicher Befugnisse gerade in der Zeit, wo dieselben in Mittel- 
italien erneute Bedeutung gewannen, wo das .Streben der Reichsregierung 
sichtlich darauf gerichtet w-ar, in grösserer Festigung der markgräflichen Ver- 
bände ein Gegengewicht gegen die in den engem Kreisen des Staatslebens 
nicht hintanzuhaltende städtische Selbstregierung zu schafien. Wenn das hier 
nicht mehr gelang, so wird der Grund allerdings zunächst darin zu suchen sein, 
dass die städtische .Selbstständigkeit schon zu weit vorgeschritten war und im 
Lombardenbunde einen festen Halt gewonnen hatte. Fragen wir aber weiter, 
wesshalb die städtische Entwicklung hier weiter fortgeschritten war, so wird 
da, von andenn abgesehen, nicht unbeachtet bleiben dürfen, dass auch schon 
in früherer Zeit die Gestaltung der Mark sich hier weniger fest und geschlossen 
zeigt, als in Mittelitalien. 

Die Mark Verona schloss sich nicht, wie die mittelitidicnischen Sprengel, 
an die althergebrachte .Sonderstellung einzelner Reichstheile an; die altlongo- 
bardische Scheidung zwischen Austrieu und Neustrien, wenn sie auch wenig- 
stens annähernd der spätem Gestaltung entsprach, war nie von grösserer 
]K)litischer Bedeutung, hat jedenfalls später keinerlei Einfluss mehr geübt. Die 
Mark war vom Königthume errichtet unter Beachtung nächstliegender poli- 

143.-1 »■ Vgl. .SUlin 2, 3.3.3 ft. lu 1197. 1219, 30, 53. 59. b'O 65: 3. 650 «u 1277. 
I*>icdrich .soll 12t>8 i'alntiDUs ron Verona hei.vscn. Puggiali 3, 314. 10* SavioH 3, 241. 
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tischer Bedürfnisse; um so elicr mochte es sich befugt halten, den Bestand 
der Mark späteren Interessen gemäss zu ändern. Und so finden wir einmal A b- 
trennungen von der Mark Verona, welche weniger dadurch, dass sie den 
•Sprengel verkleinerten, als durch die Aulliebmig des unmittelbaren Zusammen- 
hanges mit dem deutschen Amtssprengel des Herzogs und Markgrafen die 
Wirksamkeit der markgrätlichen Gewalt wesentlich beeinträchtigen mussten. 

Dass das (iebiet von Trient anfangs zur Mark Verona gehörte, wird 
keinem Zweifel uuteiiiegen. Bei einem Missatgericht«, welches 971 zu Verona 
für die Mark gehalten wurde, finden wir nicht blos den Bischof, sondern auch 
Judices des Trienter Komitats'; 993 ist der Bischof dort beim l’la<äti|m,des 
Herzogs und Markgrafen.^ Dann .schenkt der Kaiser 1027 dein Bischöfe 
romituhnn Tridenfluiim etnn omnibim miis pevtinetitiis et utilitatibus, 
ijiilhiig eum ihtees, eomiles sire num-hiows hueusqae heuejieii tiomine hu- 
here riti gimt; mit denselben Ausdrücken weiu?r die Grafschaften Vintsidigau 
und Bozen. ^ Ks handelt sich nicht blos um die L'ebertragung der Grafschaft, 
sondern auch aller Rechte, welche die Herzoge oder .Markgrafen in derselben 
bisher übten, um eine viillige .Vusscheidung von der Mark. Die vei'schiedenen 
•Stufen der Gewalt waren hier in einer Hand vereinigt; es findet das seinen 
Au.sdruck darin, wenn der Bischof 1 1 lü und später sich als du.r, murehio et 
eoiueg ipgliig epigeopatiig, dann auch sein Gebiet als dneatug oder dueutug, 
murehiouatug et comitutng bezeichnet.^ Es findet sich denn weiterhin hier 
auch kein Zeugniss für irgendwelche Befugniss der Markgrafen von Verona. 

Ebenso werden wir Eriaul zum alten Bestände der Mark zu rechnen 
haben, insofern der Fortsetzer Regino's gleichzeitig mit der .Mark Verona auch 
die .Mark Aglei von Italien trennen lässt; doch mochte bei der engen Verbin- 
dung beider .Sprengel wenig unterscliieden werden, ob der Herzog von Kärn- 
then hier zunächst als Markgraf oder als Herzog gebot. Glaubte Herzog 
Adalbert 1027 im Hofgerichte zu \'erona das Fodruin und andere öft'entliche 
Leistungen von allen Besitzungen des Patriarchats ex pwrte ipgitig dueatng 
in Anspruch nehmen zu können, wogegen freilich entschieden wurde, dass die- 
sell)en ncqiie dueihug, neipte iiiarehiiitiihug, ueipie emnitihug zuständen®, so 
ist nicht J!U bezweifeln, dass ihm in den Gebieten, wo jene Besitzungen lagen, 
al.so insbc.sondere in Friaul, die herzoglichen Befugnisse Zuständen. Dem ent- 
spricht es daun, wenn in ähnlichen Ausdrücken, wie wir sie bei Trient fanden, 
der König lü77 dem Patriarchen eomiUitum J"'oriiidii — etim omtiibiig ud 
repalia et ud duentum peetluentiu, Iwe egt plaeitig, eolleetig, fodro, dig- 
leietioiiiliiig lotiveegig verleiht.'’ Es handelte sich dabei zunächst nicht um 
die Verleihung eines Herzogthnnis Friaul, sondern einer GrafschaA mit Ein- 
schluss der in derselben bisher vom Herzoge geübten Befugnisse. Wie zu 
Trient, drückt sich das denn auch hier sp.äter in der Bezeichnung des Gebietes 
als Herzogthuin bestinunter aus; der Pabst iM’stätigt dem Patriarchen 1 JSfJ: 
eiimilutiig, imieehluw et daenhiin repullhiig gen impeeiidihitg privHeuüg 

144 . — 1 , Aiitirl). Kst. I. t'i'J. tl, ])p l)i(iiii:,iis ITÜ. 3» U'gltelli 5. 5ÜI. utl'J. 

4 . Zahlreiche Belege hei Ilurig Beilr. N. 5, Hubeis Aguil. hOO. 0# Rubels Ö38. 
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eccle»iae t»ar ronri’jim^ ; aurh in den spStom kaiserlichen Bestätigungen ist 
vom Jucatiis et comitafiis oder auch nur dncatus FornuUi die Rede; 1209 
wird ausdriicklicli dabei bestimmt, qitod tudli memorata iudicia rel aliqua 
ad ins diu-atiis specfantia, nüi per eiim nut eiircextores guos, liceal per- 
tracfare.’^ F'riaul und Istrien erscheinen noch 1238 bezüglich der hohen Ge- 
riehtsbarkeit als ein durchaus geschlossenes Gebiet, da dieselbe überall nur 
durch den Patriarchen oder die von demselben gesetzten Beamten geübt wer- 
den soll.* Die Gewalt des Patriarchen hatte eine um so festere Grundlage, 
als ihm auch die Temporalien des Bisthums Concordia, wie der andern Bis- 
ihümer seines weltlichen Sprengels, zustanden.*® 

Zu Trient, wie Aglei, dürfte diese volle .Selbstständigkeit der Bischöfe 
nicht ohne Einfluss geblieben sein auf die spätere .Sonderstellung der Gebiete, 
in welchen eine starke fürstliche Gewalt volle städtische .Selbstständigkeit nicht 
aufkoinmen Hess, wo die ganze Entwicklung sich der deutschen mehr nähert, 
die dann wohl iU)erhaupt, insbesondere Trient, nicht mehr als Thcile des ita- 
lieni.schen Königreichs betrachtet wurden; so wenn K. Friedrich 1182 be- 
stimmt, v( Trid(*nliiia civitas i'ongidibii« pm'petuo careat et euh episeopi 
»id puiienuitione inipcrio ßdelix et di’i'ota congistat^ sieiiti et alte reptii 
Teutonlei civitafee Ordinate ditfnoscmitiir.^^ 

145. — V bn diesen Abtrennungen abgesehen scheint allerdings die Mark 
Verona insofern ein geschlossenes Ganze geblieben zu sein, als mir nicht wahr- 
scheinlii'h ist, dass andere Grafschaften der markgräflichen Hoheit ausdrück- 
lich entzogen wurden. Aber die .Stellung der Grafschaften zur Mark 
scheint überhaupt eine andere gewesen zu sein, als wir sie in den mittelitalie- 
nischen Marken fanden. Hier wurden die Grafen vom Markgrafen gesetzt, die 
Grafschaften erscheinen als Zubehörnngen der Mark, über welche der König 
nicht anderweitig verfügt. Wenn dagegen in der Veroneser Mark auch Bi- 
schöfe und Grafen dem Markgrafen unterstehen, insbesondere seine Gerichts- 
tage, welche er in den verschiedenen Grafschaften hält, besuchen, so scheint 
doch dem Markgrafen keinerlei Verfügung über die Grafschaften selbst zuzu- 
stehen; der König verfügt über dieselben mit derselben Freiheit, wie im übrigen 
Oberitalien. Was die Bischöfe der Mark betrifft, so unterstanden dle.selben, 
im Gegensätze zu den mittelitalienischen, nicht allein bezüglich ihrer Tempo- 
ralien unmittelbar dem Reiche ', sondern es lässt sich bei allen auch Verleihung 
oder Besitz ganzer Grafschaften oder wenigstens gräflicher Befugnisse nach- 
weisen. Dem Bischöfe von Vicenza schenkt der Kaiser 1001 oninem eomi- 
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tatinn Vieenthuim i>os/rl fiiri», so dass er haben soll potentatem in omni 
fomitatu Vifi^nthio seciniitiiin moremet con.nit'tiitlininn diu'iitn vt'l comititni 
— placita , districtuf tentmdi hahmdiqne l-ftiemqne faciendi , und einen 
Missus zu bestellen, ante quem placita, lepes et otnnia iura et bella more 
comitiim diffiniantur.'^ Die Erwälmung der herzogliclien Gerichtsbarkeit 
konnte es hier allerdings nahe legen, an eine Exemtion von der Mark, wie sie 
später l)ei Trient und Friaiil stattländ, zu denken; doch möchte ich, zumal in 
so früher Zeit, darunter doch nicht mehr verstehen, als dass der Bischof mit 
denselben Befugnissen richten darf, wie der Herzog, wenn er in der Grafschaft 
anwesend sein würde, ohne dass das die herzoglichen Rechte selbst beseitigt; 
noch lOöO fanden wir ein herzogliches Placitiim zu Viceuza.* Später scheint 
sich der Bischof nur in der gräflichen Gewalt über die eigenen Besitzungen 
behauptet zu haben, welche ihm 1208 cutn omni iure, honore, comitatu et 
Omnibus iurisdictionibus ad romitatum speetantibus bestätigt werden.^ 
Der Bischof von Feit re dürfte schon früh Grafschaftsrechte besessen haben, 
falls wir darauf aus dem Umstande schlicssen dürfen, dass bei der Verleihung 
des Komitats Trient an den dortigen Bischof 1027 der in demselben Ijelegene 
Theil des Sprengels von Feltre ausgenommen wird. K. Konrad bestätigt ihm 
1140 die frühem .Schenkungen una cum comitatu und verschiedene Rechte 
für den ganzen Umfang des Komitats; K. Friedrich wiederholt das 1184, Be- 
stimmungen bezüglich der .Stadt hinzufUgend, welche darauf berechnet waren, 
dieselbe, wie Trient, den Einflüssen des italienischen Städtewesens zu ent- 
ziehen*; später führt der Bischof auch den Grafentitel.® Das später mit Feltre 
verbundene Bisthum Belluno schenkte der Kaiser 1156 cum toto comitatu 
an den Patriarchen, wonach auch der Bischof, der 1161 wieder unmittelbar 
wurde, die Grafschaft hatte.' In einem .Schiedssprüche von 1225 werden den 
Trevisanern zugesprochen alle Gerichtsbarkeiten, qiias episcopatus Fellri et 
liclluni ethomincs eorundem locorum iuihenl — tarn iure comitatus, quam 
aliorum iurisdictionnin.^ Die bischöfliche Hoheit hat sich hier auch lange 
behauptet; noch 1337 behält sich der Bischof von Feltre und Belluno bei 
Uebertr.agung der llau|itnmnnschaft an Karl von Mähren vor die Gerichtsbar- 
keit des Bisthums Feltre, des Valsugaua und der Grafschaften Cesana und 
Agnedo. ® Ist eine Verleihung der Grafschaft an den Bischof von Ceneda 
nicht bekannt, so ist dieselbe doch nach spätem Zeugnissen nicht zu bezweifeln. 
Der Bischof wird 1203 zwar abhängig von Treviso, aber salvo omni comitatu 
ipsi episcopo, so dass die .Stadt permitlet ipsum exercere ipsum cotmtatum 
suum; weiterhin führt dann der Bischof auch den Grafentitcl, tritt die Graf- 
schaft in einzelnen Theilen des Bisthums an die Gemeinde Conegliano ab, 
Während noch 1233 diu Herren von Camino von ihm mit der obern und untern 
Grafschaft des Bisthums belehnt sind. Zu Treviso fanden wir allerdings 
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noch in staufisclier Zeit weltliche Grafen vom Reiche mit der Grafschaft be- 
lehnt'*; doch haben 1211 dem Bischöfe wenigstens die gräflichen Rechte über 
seine Besitzungen zugestanden. Dom Bischöfe von Padua muss wenigstens 
in einem Theile seine.s Bisthums die Grafschaft zugestanden haben; den Ko- 
mitat Saero tritt er 1161 dem Reiche ab' ^ womit stimmt, d:iss er früher 
mehrfach Gerichtssitzungen zu Pieve hält'^; noch .später führt er denGrafen- 
tittd. *® Zu Verona werden zwar noidi 116.j und 1178 die Grafen von .San 
Bunifacio mit der ganzen Grafschaft belehnt*®; aber die Urkunden, anf welche 
wir zurückkommen, sind durchaus verdächtfg; jedenfalls standen auch dem 
Bischöfe Grafenrechte zu. Bezügliche Ausdrücke in einem Privileg von 1 1 54 
sind wohl nur anf Rechte in der Grafschaft zu beziehen; 1186 aber belehnt 
der Kaiser (jen Bischof de toto houore et distrietn, quod habet iv 

episcopatu et comitatu Veronae eecioidum antiqainn comuetam 

146 . — Das Bestehen der Mark hat demnach hier nicht, wie das in 
Mittelitalien der Fall war, die Verleihung der Grafschaft an die Bischi>fe ge- 
hindert; andererseits aber hat diese, von Trient imd Friaul abgesehen, an- 
scheinend nirgends zugleiidi die markgräflichen Befugnisse beseitigt; gerade in 
den Bis(rhofsstädten hielten die Markgrafen ihre Gerichtssitzungen. Nicht 
anders wird die Stellung der weltlichen Grafen gewesen sein; sie unter- 
standen dem Markgrafen, besuchten insbesondere dessen Gerichtstage; alwjr 
wir finden keitie Spur, dass sie ihre Grafschaften vom Markgrafen hatten. 
Für die von Treviso konnten wir noch später Reichsbelehnungen nachweisen. 
Aber auch die .Stellung der Markgrafen von Este scheint hier keine 
andere gewesen zu sein. Von Amtsbefngnissen steht ihnen hier sichtlich nur 
die Grafschaft Gavello zu; 1077 bestätigt ihnen der König omne» res, que 
sunt posite in comitatu Garelli, liodignm usw. — et coniitatiini et arma- 
niam et qiiieqiiid pertinei ad ipsiim eomitatum, während bei keiner der 
übrigen zahlreichen Besitzungen von der Grafschaft die Rede ist; es wird die- 
selbe Grafschaft .sein, welche ihnen noch 1191 als Grafschaft Rovigo vom 
Reiche geliehen wird'; der grösste Theil ihrer übrigen Besitzungen lag in der 
Grafschaft Padua, welche ihnen niemals zustand; nach Urkunde von 1220 
sollten diese zwar der Hoheit der .Stadt entzogen sein, aber es deutet auch 
nichts auf ein geschlossenes Hoheitsgebiet; die hohe Geiichtsbarkeit wird nur 
für die eigenen Besitzungen zugestanden.** Der Markgrafentitel begründet hier 
sichtlich weder eigene markgräfliche Befugnisse, noch wird er uns berechtigen, 
auch nur eine Exemtion des esfensischen Gebietes von der .Mark anznnehmen. 
Wenn 1013 iin Placituni des Herzog und Markgrafen zu Verona die e.steii- 
sischen Markgrafen Az.zo und Hugo in die Reihe der Beisitzer zurücktreten, 
dagegen wenige Tage später zu .Monselice gemeinsam mit dem Grafen von 
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Padua dem Gerichte Vorsitzen*, so erscheint dadurch ihre Stellung zur Mark 
genügend gekennzeichnet. 

147. — Die unmittelbare Verfügung des Königs über die Grafschaften 
der Verone.ser Mark mag damit Zusammenhängen, dass dieses Verhiiltniss 
überhaupt in Oberitalien das herrschende war und dass, als die Mark gebildet 
wurde, man einfach daran festhielt Zweifellos. dürfte aber in diesem Verhält- 
nisse einer der gewichtigsten Gründe zu suchen sein für die Abnahme wirk- 
samer markgräflicher Gewaltübung. Den Bischöfen gegenüber hatten die 
.Städte zweifellos leichteres Spiel; der Markgrafschaft selbst felilte ein festerer 
Halt im Lande, weil die Grafschaften ihrer Verfügung entzogen waren, ihnen 
demnach auch die Möglichkeit fehlte, Grafschaften in ihrer Hand zu halten 
und amtsweise verwalten zu lassen. Hätte den im Laude selbst noch reich 
begüterten Welfen eine Wiederkräftigung der markgräilichen Gewalt noch 
gelingen mögen, so fehlte es den Markgrafen von Baden dazu an jeder Grund- 
lage, zmnal Kaiser Friedrich I auch hier offenbar grösseres Gewicht auf die 
Durchführung unmittelbarer Verwaltung für das Ueich legte, eine lebhaftere 
Förderung markgräflicher Interessen von ihm kaum zu erwarten war. 

Verlieren sich nmi auch die letzten Spuren einer Uebung seiner Befug- 
nisse durch den Markgrafen, so Anden wir hier doch noch lauge die Anschauung 
lebendig, dass es über der gräflichen nocli eine höhere Amtsgewalt gebe. Aber 
diese erscheint Jetzt nirgends mehr von der gräflichen getrennt; wie beim Bis- 
thume Trient in Folge ausdrücklicher Exemtion, so mussten nun in Folge des 
Aufhörens der Uebung markgräflicher Befugnisse durch einen Markgrafen 
diese denjenigen zufallen, welchen die gräflichen Gerechtsame zustanden; wir 
finden überall ein Zusammenfällen der markgräflichen und gräf- 
lichen Gewalt Nichts anderes wird es bezeichnen, wenn 1211 mehrere 
Zeugen aiissagen: Epo tcio, quod epiaeopus Tari’iainua eal dominua et 
diix, eotnea et tnarchio omniiun auarum teri'arum, xdüarum et caateüorum, 
hurgorum ad epiacopatiim pei'linentium* ; ich glaube kaum, dass daraus 
irgend auf eine ausdrückliche Exemtion von der Mark zu schliessen ist Denn 
ähnlichen Ausdrücken begegnen wir nun in der Mark sehr häufig; wie die 
gräflichen, so werden nun auch die höhem Amtsbefugnisse als Zubehör der 
einzelnen Besitzungen betrachtet; diese werden veräussert eiim dueatii et 
marelüonatu et conütatu, oder es wird gesagt, dass dem neuen Besitzer jede 
Gerichtsbarkeit zustehe, aicuti qnilibet eoinea ah'e diix aeu marehio valet 
e.rereere'^ ; Ausdrücke, welche sichtlich nichts bezeichnen sollen, als den Aus- 
schluss jeder Gerichtsbarkeit ausser der des Keiches, ohne dass eine aus- 
drilckliche Verleihung herzoglicher oder markgräflicher Befugnisse an den 
frühem Besitzer irgend anzuneinnen wäre. 

148. — Die Markgrafschaft stellte sich uns durchweg dar als eine mittlere 
Gewalt zwischen dem Königthume und der Grafschaft, welche allerdings auch 
fehlen oder, wenn wir wollen, mit der Grafschaft zusammenfallen kann, aber 
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doch jedenfalls noch iin eilfteii Jahrhunderte so regelmässig gestaltet erscheint, 
dass wir ihr Vorhandensein als den nurinnlen Zustand werden fassen dürfen. 

Liegen die anderweitigen Befugnisse des Amtes unsem Zwecken fern, so 
bieteu gerade für eine genauere Feststellung der richterlichen Gewalt 
des Markgrafen die Quellen sehr wenig Anhaltspunkte. Unzweifelhaft hat 
der Markgraf in seinem ganzen Sprengel zunächst dieselbe Gerichtsgewalt, 
wie der Graf in seiner Grafschaft, kunkurrirende Gerichtsgewalt mit allen 
Grafen. Ist der Markgraf in der Grafschaft anwesend, so sitzt er auch dem 
Gerichte vor, entweder gemeinsam mit dem Ortsgrafen, oder so, dass dieser 
unter die Beisitzenden zurücktritt. ’ Es wird weiter nicht zu bezweifeln sein, 
dass manches ausschliesslich dem Gerichte des Markgrafen Vorbehalten war. 
Aber bestimmtere Zeugnisse finde ich mm daftir, dass sein Gericht der bevor- 
zugte Gerichtsstand für manche Personen war. K. Otto bewilligt 998 einem 
Diakon zu Verona und de.ssen Brüdern; ut nuühts placitum custodiant nfc 
ad legem faciendam se ante presenciam alicuiue presentent, niei ante no» 
aut ante nostrum dueem^; ist damit die gräfliche Gerichtsbarkeit ausge- 
schlossen, so ist doch ^ausser der königlichen auch die des Herzogs oder Mark- 
grafen von Verona Vorbehalten. So verleiht 1160 Welf als Markgraf von 
Tmszien den Domherren von Pisa das Recht, dass sie nicht vor Gericht ge- 
laden werden sollten nisi in curia nostraJ Nach Analogie der entsprechen- 
den deutschen Verhältnisse v^ürden wir auch anzunehmen haben, dass ein im 
Gerichte des Grafen gescholtenes Urtheil an das des Markgrafen als des 
nächsthühem Richter zu ziehen gewesen sei; doch ist mir ein sicherer Beleg 
dafür nicht aufgefallen. Das Hauptgewicht wird wohl weniger auf eine schärfere 
Abgrenzung der Kompetenz zu legen sein, als darauf, dass die Gewalt des 
Markgrafen eine an und für sich stärkere und örtlich ausgedehntere war, dass 
man das Recht, welches der Graf nicht schaffen wollte oder konnte, noch beim 
Markgrafen zu erlangen hoffen durfte, ohne genöthigt zu sein, sich sogleich an 
das Reich zu wenden. 

I4S. — I. Vgl. S 1 17 n. Ü. 1 1 . 2. Bnliiuer Acta ‘Z5. 8. Ogliclli 3, 3»» 
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149. — Als Reichsgerichtsbarkeit im weitesten Sinne würden wir jede 
öffentliche Gerichtsgewalt, also auch Grafschaft und Markgrafschaft, bezeich- 
nen können, insofern dieselbe im Gegensätze zu der auf denr Eigenthum und 
andern privaten Herrschaftsverhältuissen beruhenden überall auf Verleihung 
durch das Reich zurückgeht. Im engem Sinne verstehen wir darunter als dritte 
und höchste Stufe die Gerichtsbarkeit, welche dem Könige und den ihn un- 
mittelbar vertretenden Richtern entweder ausschliesslich oder doch konkur- 
rirend mit den zur Uebung derselben an und für sich befugten ordentlichen 
Richtern Vorbehalten isL 

Sehen wir zunächst auf das letztere, so hat der König, wo irgend er 
persönlich anwesend ist, konkurrirende Gerichtsbarkeit mit allen 
andern Richtern, kann jederzeit in ihre .Stelle eintreten. Bei Otto von Freising 
fanden wir das allgemein ausgesprochen ‘ ; in EinzelftÜlen wird bei Verleihungen 
der Gerichtsbarkeit die königliche nicht' selten ausdrücklich Vorbehalten. .So 
besonders bestimmt, wenn K. Heinrich 1186 der .Stadt Lucca die volle Ge- 
richtsgewalt zugesteht, aber mit dem Vorbehalte : Itein voUaniis, ut si palet' 
ac dominus noster Fr. Homanorum hnperator vel tios in civitate vel epie- 
copatu Lntcano ftierimus, repiae maiestatis e.verceamus iuriadictionem et 
omni quaerimotüam moventi aecundiim rationem et iustitiam aatiafaeia- 
miis non ohatante predicta conccaaione, idem iua auceeaaoribiia noatria im- 
peratoribua ac repibua reaervantea.^ Einen schon bei Anwesenheit des Königs 
im Lande wirksamen V'orbehalt finden wir 1 183 im Konstanzer Frieden und 
gleichlautend 1219 in einem Privileg für Parma; Streitigkeiten Uber Reichs- 
lehen sollen durch die Pares der Stadt und des Bi.sthimis entschieden werden 
dürfen, niai noa in Lombardia fiierimua; tune eniin in audientia noatra, 
ai nobia plaruerit, cauaa apitabitur.^ Und was vom Könige gilt, gilt jeden- 
falls auch von denjenigen seiner .Stellvertreter, welche er zur AasUbung aller 
königlichen Rechte ausdrücklich bevollmächtigt hatte; wo ein solcher Königs- 
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bote anwesend ist, sehen wir ihn aueli allein oder gemeinsam mit dem Orts- 
richter dem Gerichte Vorsitzen.* Auch in den sizilischen Konstitutionen ist die 
konkurrirende Gerichtsbarkeit des GrosshoQustitinr bestimmt ausgesprochen; 
wohin er kommt, iustitiarius regionuin — silere debebit, vt puta minori 
lionine per liiminare maiiis aupervmiens obseiiralo.^ 

Konnte jede Sache, auch die, zu deren endgültiger Entscheidung der 
niedere Richter an und Tür sich durchaus befugt war, vor dem Könige oder 
seinem Boten entschieden werden, so scheint man gerade in Italien sich !)«•- 
sonders häufig unmittelbar an das Reich gewandt zu haben. Unter welchen 
Voraussetzungen das gestattet war, ob die alten Vorschriften des longobar- 
dischen wie des fränkischen Rechtes, welche das an Vorbedingungen knüplbm'’, 
später noch beaiditet wurden, dafür fehlen mir bestimmte ZeugnLsse. Konnneii 
auch Fälle vor, dass eine im Reichsgerichte anhängig gemachte Sache zur 
schliesslichcn Entscheidung dem ürtsrichter überwiesen wurde', so finde ich 
das wenigstens nie dadurch begründet, dass dieselbe dem ordentlichen Richter 
nicht hätte entzogen werden dürfen, ln den sizilischen Konstitutionen K. Fried- 
richs II wird dann allerdings genau bestimmt, wann man sich an das Gross- 
gericht wenden dürfe®; aber wir sind nicht berechtigt, das auch für das frühere 
llofgericht für Italien als massgebend zu betrachten. Doch waren gewiss auch 
hier Vorkehrungen getroffen, um einer Ueberhäufung mit geringfügigen .Sachen 
vorzulieugen, wohl in der Welse, dass es bei .Sachen, welche an und für sich 
nicht vor das llofgericht gehörten, einer ausdrücklichen Erlaubniss zur Ein- 
bringung bedurfte; so erzählt der Geschichtschreiber Landulf der Jüngere, 
dass er, als K. Lotliar zu Roncalia zu Gerichte sass, vom Herzoge Conrad 
von SchwalKjn lieentiam lamentamli ad itnpi-ratorem erhielt, der dann die 
.Sache befünvortend an die Konsuln von Mailand verwies.® Eine strenge Grän/.e 
wird schwerlich eingehalten sein, da nicht selten verhältnissmässig geringfügige 
.Sachen vor dem Reiche entschieden wurden , ohne dass Fälle vorzulieg.-n 
scheinen, bei welchen eine Uebergelumg des ordentlichen Richters nöthig ge- 
wesen wäre. 

150. — In manclieii Fällen ergibt sich freilich, dass ein Bedürfniss 
zum £ ing re ife n der Reichsgerichtsbarkeit auch bei solchen .Sa- 
clien vorlag, zu deren Etitscheidung an und für sich der ordentliche Richt'i- 
befugt gewe.sen wäre. Der Fall verweigerter oder verzögerter Justiz 
wird als solcher in der karolingischen Gesetzgebung mehrfacli betont. Im 
J. 845 wendet sich ein Abt mit einer Klage gegen in der Grafschaft Trient 
wohnende Hörige, nmle in ipso coW/al» iustieiam vünime iMbere potiu- 
mns, unmittelbar an den König.' Den Genuesen! wird 1164 der Gerichts- 
stand vor den Richtern zu Genua zugesichert, welche aber auf Verlangen des 
Kaisers die .Sachen in angemessener Zeit erledigen sollen; ijtwd ei ludiwi-inl, 
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ante nos ip»a iuMitia fiat.^ In kaiserlichen Urkunden 1178. 1195 wird dem 
Aicard von Robhio die Gerichtsbarkeit über seine Leute bestätigt, aber Vor- 
behalten: si ipse vel heredea eins iuatitiam de hominibua auia fahlere ob- 
miaerint, legatna tioater htatitiam de eia faciat.^ 

Ein anderer Fall ist der ungenügender Macht des ordentlichen 
Richters. .So wrd l>ei Anstellung der Klage im Reichsgerichte wold be- 
merkt, dass man sic bereits vergeblich beim Grafen eingebracht habe. < Oder 
es heisst 11 63 in kaiserlicher Urkunde fUrGubbio: Conaiilea quogue — faeere 
debent iiialitiain in civitate et in iliatrirtu eine — ; et ai faeere non pote- 
rnnf, hnperialia noatri niineii aiixilinm petant et accum pariter faciant.^ 
ln.sl>esondere gehört weiter hieher der Fall wirklicher oder doch vermeint- 
licher Uugerechtigkeit eines Urtheils des ordentlichen Richters. Die 
Berufung vom .Spniche dessell)en an den König oder dessen Boten wird in der 
karolingischen Gesetzgebung mehrfach erwähnt.® Auch finden sich Einzelßüle; 
801 wendet sich ein im Gerichte des Bischofs unterlegener Priester an den 
Kaiser'; 880 wenden sich Personen, welche im Grafengerichte dem Kloster 
Novalaise als Unfreie zugesprochen wurden, an das ilofgcricht, welches nach 
neuer Verhandlung den .Spruch bestätigt.® Doch geschieht in den ältem Ge- 
richtsurkunden der Benifung von einer gerichtlichen Entscheidung seiten Er- 
wähnung. Erst mit den Aendemngen des Gerichtswesens im zwölften Jahr- 
hunderte scheint sich die .\ppellatiun an den Kaiser, welche jetzt sehr 
häufig bei Einzeltallen wie bei allgemeinen gesetzlichen Feststellungen erwähnt 
wird, im Anschhi.sse an die Eätze des römischen Rechts bestiiiunter gestaltet 
und geregelt zu haben. Die .\p|)ell.ationen an den Kaiser waren später gerade 
der Gegenstand der Reichsgerichtsbarkeit, der am bestimmtesten Vorbehalten 
blieb, während übrigens insbesondere die Etädte die Uebung einer konkurri- 
renden Reichsgerichtsbarkeit nn'iglich.st zu beseitigen suchten. Durch den Kon- 
stanzer Frieden scheint dieselbe, bis auf die Ap|>ellationen, ausgeschlossen zu 
sein; bestimmter noch, wenn 1219 an Alba die volle Gerichtsbarkeit verliehen 
wird, ita qiwd niilliia ipaiiia ciria at> ordintu'io eel delegato aliquo (iudiee) 
ante prhnam aententiain trahi pnaait lul aliud tribunal pro causa eivili 
vel eriminali, nuUuaque ex aliqua delegatione vel roinmiasione contra civem 
vel luihitantem Albae een forenaem ibidem deliiiquentetu, pro causa aeii 
delicto in iuriadictione, finibua aeu territorio dictae civitaiia comnüaao, 
oiai aotua potestaa ciusque viearius vel coUalcralis, iuriadictioHem exercei'O 
valeat, crimine lucaae. muieatatia duntaxat excepto.^ 

151. — Es schlicsst sich dem an der Fall der Unbilligkeit eines 
Urtheils, gegen welches ein ordentliches Rechtsmittel nicht mehr gestattet 
ist und um Restitution gebeten wird. Iti früherer Zeit ist mir dahin Gehöriges 
nicht aufgetallen; und auch aus der staufischen Zeit kenne ich aus den Reichs- 
gerichten keine Fälle einer auf den gesetzlichen Voraussetzungen beruhenden 

3. Antiq. It. 4, 254. 8, Mon. pstr. Ch. 1. 804. 1025. 4. Mom. di Uiccs Sc, 183. 

5. Sarti Eugöli. 113. 6. Vgl, WaiteV-G. 4. 403, 347, Rrunner Inquisitionsb. 55, 7. Men. 
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Restitutio in integrum. Es gewinnt nun aber die Lehre, dass der Kaiser nicht 
an die GeseUe gebunden ist, immer mehr und melir festen Boden, und wir 
finden wohl Verfügungen des Kaisers, bei welchen dieser aus Gründen der 
Billigkeit vom strengen Rechte absieht. .So wenn der Kaiser 1 162 wegen 
übermässiger Verschuldung der Kirche von Conio, und damit dieselbe den 
Reichsdienst leisten nnd der Bischof den nöthigcn Unterhalt finden könne, die 
Kirche von jeder Zinszahlung befreit und alle Schulden derselben, welche nicht 
erweislich für den Reichsdienst oder den Nutzen der Kirche eingegangen sind, 
überhaupt vernichtet'; we auch H63 der Legat Reinald wegen Verschuldung 
eines .Stiftes dasselbe für die Dauer eines Jahres von Erfüllung aller, auch der 
eidlich eingegangenen Verpflichtungen entbindet.'* 

Derselbe Gesichtspunkt wird massgel>end sein müssen, wenn wir mehr- 
fach F’älle der Kassation eines rechtskräftigen Urtheils durch 
den Kaiser finden. Es handelt sich dabei zunächst um schiedsrichterliche Ur- 
theile. Gegen den .Schiedsspruch gibt es kein ordentliches Rechtsmittel; die 
Partei unterwirft sich ihm unl)edingt, er ist rechtskräftig, auch wenn er dem 
Rechte nicht entspricht; seine Einhaltung ist regelmässig verbürgt durch Ver- 
pflichtung zu einer hohen .Strafe im Falle der Nichtunterwerfiing oder Ver- 
letzung. War diese wohl durchweg so hoch gegrifien, dass nicht vorauszusehen 
war, es werde jemand sie zahlen, imi dadurch von Einhaltung des Urtheils 
entbunden zu .sein, wie das römische Recht das gestattete*, so wird auch darauf 
in den Kompromissen ausdrücklich verzichtet; auch nach Zahlung der Strafe 
solle der .Schiedsspruch seine Kraft behalten, abermalige Verletzung abermals 
gebüsst werden.* Ueberdies war es vielfach der Brauch, sich eidlich zur Ein- 
haltung zu verpflichten. Es ist erklärlich, wenn die Kaiser einem Brauche, 
welcher eine Appellation an sie ausschloss, nicht geneigt waren. Es ist ebenso 
erklärlich , wenn unterliegende Parteien trotz der eingegangenen feierlichen 
Verpflichtungen durch den Kaiser zu einer Restitution oder günstigem Ent- 
scheidung zu gelangen suchten. Dann galt e.s aber nicht allein, das Urtheil 
selbst für ungerecht und nnkräftig zu erklären, sondern die Partei auch von 
Verpflichtungen, welche sie ungezwungen und unbedingt eingegangen war, und 
von dem etwa geleisteten Eide zu entbinden. Eine Berechtigung des Kaisers 
scheint man im Einzelfalle wohl daraus abgeleitet zu haben, dass die Parteien 
zu solcher Verpflichtung nicht berechtigt gewesen seien. So erklärt K. Hein- 
rich 1193, quoniani cogniüonea et diffimtiones questioniim et eontrover- 
siarutn, qne inter eiuitates invicem vel alias personas adversus eivitates 
imperii suboriimtur, ad eulmen tantum spectant imperiale, ratum habere 
non volumus, qitod ab aliqm vel ab aliquibiis sine nostro staluitur man- 
dato, und daher imperiali auetoritate ex toto et ex certa srientia infirma- 
miis, eassamus atqiie in irritum liediicimus — sentenciam siv« arhitrium 
sive preceptiim, welches genannte .Schiedsriehter zu Ungunsten der Stadt 
Treviso gegeben hatten.* Es wird darin kaum etwas anderes zu sehen sein. 


161. - I. Ugbeni 5. 2Ü1. 2. Frisi 2. 6 «. S. Not. 82 c. 11. 1. Vgl. t. B. die 
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als eine Besdiönigung eines dem strengen Rechte nicht entsprechenden Vor- 
gehens; halten die Städte auch ihren ordentlichen (rerichtsstand vor dem 
Reiche, so ist doch nicht abzasehen, wie sich daraus ein Hinderniss, Streitig- 
keiten durch Kompromiss auszutragen, ergeben soll; und es ist das weder 
sonst thatsächlich beachtet, noch später bei ähnlichem Vorgehen des Kaisers 
geltend gemacht Bei Kassation eines gegen Asti für Alessandria diu'ch Mai- 
land gefällten Schiedsspruches 1232^ sucht der Kaiser die Schwierigkeit des 
geleisteten Eides zu beseitigen durch Geltendmachung der Gesetze seiner Vor- 
gänger, wonach es verboten sei Kompromisse eidlich einzugehen; es wird die 
bezügliche Novelle Justinians^ gemeint sein, woraus sich aber doch nur das 
Verbot, nicht die ünverbindlichkeit des dennoch geleisteten Eides ergibt, wäh- 
rend der Kaiser daraufhin erklärt, voluimts i^medictum sacramenUtm firea 
aliqiiaa non hahert. Damit waren nun freilich nicht auch Spruch und Strafe 
an und für sich beseitigt, von denen der Kaiser sagt: de plenitudine nutie- 
aMia nostre ex eerta acientia praedietnm arbitriiim — decertümua irritum 
et inane, atipulatioiu’m penalem et penam in dicto cunpromiaao adiectam 
et eeaaionem penitiia irritantea. Seine Berechtigung dazu . leitet er nicht ab 
aus der, nebenbei allerdings betonten Unbilligkeit des Spruches, sondern wäh- 
rend er sich einerseits auf die Treue der Stadt Asti gegen das Reich bezieht, 
wird als entscheidender Grund angegeben: Cum enim Alexandrini et Jtle- 
dioUinenaea in inuieatutem noaimm, qime eat lex aninuita in terria et a 
qua iura eivilia oriantur, comntiaerint, non eat dignum, ut ab hiia et de 
hiia, qui auetoritate iiiria cifilia nituntur, auxilium Itabeanl vel favorem, 
et ideo omne auxilium aetionia, exeeptionia iuria vel facti, replicationia, 
quod oceaaione dicti conpromiaai comune Ale.vaiulrie vel Mediolani con- 
aequi potwiaaent, ei» penitua deiugamua; Asti soll in den Stand vor dem 
Kompromisse restituirt sein. Es ist ungewiss, ob damals im April bereits der 
Reichsbann über jene Städte verhängt war; jedenfalls stützt sich der Kaiser 
nicht auf diesen. Ganz ähnlich lagen die Verhältnis.se 1226 bei Kaasation 
eines ftir Bologna gegen Modena schon 1204 geschehenen Schiedsspruches**; 
auf eine Rechtfertigung geht der Kaiser hier gar nicht ein, er kasairt einfach 
de plenitiuline potealatia noatreet apeciali gralia, qmiin habemua ad ipaoa 
(Mutinenaea), und fallt selbst eine ihnen günstigere Entscheidung; die lom- 
bardischen .Städte waren damals im .luni noch nicht gebannt, aber Bologna 
stand allerdings dem Kaiser gegenüber. 

Danach werden wir etwa anzunehmen haben, dass es ge.setzlich auch 
dem Kaiser nicht ziistand, einen .Schiedsspruch zu kassiren und von den be- 
züglichen Ver})flichtungen zu entbinden; dass al>er allerdings der Kaiser, so 
weit man ihn als nicht an das Gesetz gebunden betrachtete, de plenitudine 
poteatatia das dennoch thun konnte und es that, wenn das seinen politischen 
Interessen entspra*’h, wie das in den beiden letzten Fällen ziemlich unverblümt 
gesagt ist. 


tt. Bshmer Acta 2t>3. 7, Not. 82 c. II. Auch Bnigarus $ 2 S. IS enriliDt das Verbot. 
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Handelt es sich um die Behauptung der Ungültigkeit eines Ur- 
theils, so konnte diese allerdings in jedem (Jerichte geltend gemacht werden. 
-•Vber die Nichtigkeitsbeschwerde konnte sich doch auf Griinde stützen, deren 
Anerkennung wohl nur in den Reichsgerichten zu erwarten war. So erklärt 
K. Heinrich 1187 zu Gunsten des Klosters .S. Marino und Leo zu Pavia: 
Sententiam itaqiu', quam G. qmndam Mantuanug episcoput e,v mandato 
pape l'rhani turrü df/lit contra ipgam eccleoiam regia auctoritatc cagsa~ 
mue, gtatuentcg, ut iUa senfmfia nullitm ecclcfie faciat preiiulicium, pre- 
scrtim cum papc l'rbani non interf uerit de hü», vtpoic de rebus imperii, 
aliqiw tnodo dieponei-e, et cum etiam Fei’rarienset adversarii ecclesie tune 
progeripli fuerunt et hnperiali ae regali banno innodaÜ.^ Die Form ist 
übrigens auch hier, wie in dem erwähnten verwandten Falle von 1193, die 
einer Vernichtung des ungültigen Urtheils, nicht einer blossen Erklärung, dass 
es an und für sich nichtig gewesen sei. Anderweitig finden wir allerdings in 
der nächstfolgenden Zeit Beispiele, dass in Reichsgerichten einfach die Nullität 
ausgesprochen wird"*, während dann wohl auch wieder da, wo der Ausdruck 
angewandt wird, doch noch von Vernichtung des nichtigen Urtheils die Rede 
ist; so wenn 1210 im llofgerichte geltend gemacht wird, predietas sententias 
non debere exeeutioni innwlari, immo egge tanquam nullag annichilandas 
et eaggandag. * * 

152. — .Schliesslich ist hieher auch noch der Fall der Rechtsun- 
sicherheit zu ziehen, so dass da, wo ein Gesetz fehlte oder dasselbe zwei- 
felhaft war, die Sache zur Entscheidung des Königs zu bringen war. In den 
Edikten der longobardischen Könige scheint das nirgends bestimmter ange- 
deutet'; wird der Richter, der contra legem urtlieilt, unbedingt für strafbar 
erklärt, dagegen derjenige, welcher per arlntrium urtheilt, auch im Falle der 
Ungerechtigkeit des Urtheils nur dann, wenn er sich nicht vom Verdachte der 
Böswilligkeit oder Bestechung reinigt^, so wird das eher dafür sprechen, dass 
der Richter bei einer Lücke der Gesetzgebung seinem eigenen Rechtsbewusst- 
sein folgen durfte. Dem fränkischen Rechte ist ein Eintreten des Königs in 
solchem Falle nicht fremd. Nach Angabe Hinkmars hatte der Pfalzgraf, wenn 
eine gesetzliche Bestimmung fehlte oder dieselbe mit dem Christenthuine un- 

151. — ] 9. Zaebaria Aueed. 230. lO. Bcilagcu von 1103 März 12 und 1211 Jan. 10. 
II, Mittarelli Ann. 4, 306. 

182. - 1. BethmanD Stftdtefr. 71 bezieht die Angabe in den longobardischen Ge- 
setaen (£d. Liatpr- 25. 26. 27), dass Sachen, welche der Richter mim'me deliberar« pott9t^ 
an den KOnig zu bringen seien, auf Unwissenheit des Richters und entnimmt daher einen 
Grund für das Kohlen von urtheilenden Schaffen bei den Ijongobardon. So sehr mir meine 
Untersuchungen im allgemeinen seine Auffassung des longobardischen Gerichtswesens be- 
stStigten, so glaube ich mich hier doch der Ansicht derjenigen anschliessen zu mü.s.sen, 
welche die Stelle auf mangelnde BefugnUs de.s Richters beziehen. Vgl. Hegel, 1,471; 
Schupfer 363. Sonst wurde auch die ganz ent.sprechcnde Wendung in königlichen Urkunden 
von 820. 833. 853 (Fatteschi 287. Antiq. It. 1, 450. Mem. di Lucca 5bt 420), wonach 
Sachen, wdlchc die Mi.ssi an Ort und Stelle miniiiv« difßnire oder delibtrare poimnty an den 
König zu bringen sind, auf Unwi.ssenheit der Richter zu beziehen sein, was hier noch we> 
niger statthaft erscheinen dürfte. 2» Ed. Liatpr. 28. 
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verträglich schien, die Sache an den König zu bringen.^ hi einem in die spätere 
Rezensiun des Papienser Ueclitsbuches aufgenommcnem Kapitular heisst es 
dann ganz allgemein von den Richtern: Tantum tecundum acripturam iu- 
diceni, ut nuUateniia aiideant secundum arhitrinm auum iudkare, aed 
dicant plenitfr lepem acriptam; de qua aiitem non est scripta, hoc noatro 
conaiUo habeatur.* 

Dass das später so gehalten wurde, dafür sind mir aus den Gebieten 
vorwiegend longobardischen Rechts keinerlei Zeugnisse bekannt geworden. 
Dagegen findet sich 998 ein Fall zu Rom. Der Vogt des AbLs von Farfa ver- 
langt nach longobardischem Recht gerichtet zu werden; der Vorsitzende fragt 
die Judices um das Recht, welche aber antworten: Certe iata res nohia in 
dubio eal; aed in providentia ait domni impea’atoria. Der Vorsitzende be- 
gibt sich dann zum Kaiser, welcher ihm befiehlt, das V'erlangen zuzugestehen, 
wenn durch Urkunden, Eid oder Zeugen bewiesen werde, dass das Kloster 
früher nach longobardischem Rechte gerichtet wurden sei.® Es wird weiter 
auf die schon besprochene, 1047 in der Romagna erfolgte Entscheidung K. 
Heinrichs III über die Leistung des Eides durch Geistliche hinzuwei.sen sein, 
welche ansdrücklich durdi Zweifel der Rechtsgelehrten niotivirt uird.® 

Im zwöltlen Jahrhunderte ist mir in dieser Richtung nichts aufgefallen, 
als dass K. Friedrich 1159 allen Richtern mit .Strafe droht, welche eine be- 
stimmte Verfügung nicht beachten, eine gegen dieselbe verstossende Klage 
annehmen, vel aub qiiodam ambipuitatia colore ad nos retulerintJ Jeden- 
falls war es in weiterm Umfange nicht üblich, sich bei Rechtsunsicherheit an 
den König zu wenden. Je allgemeiner jetzt erwähnt wird, dass der Richter vor 
der Entscheidung den Rath von Reclitsgelehrten, auch wohl von fremden Ge- 
richten einhulte, um so beweisender wird in dieser Richtung der Umstand sein, 
dass, so weit ich sehe, in solchen Fällen weder der König, noch das Hofgericht 
jemals genannt werden. 

In den sizilischen Konstitutionen K. Friedrichs II ist dann allerdings 
mehrfach der Fall bestimmt vorgesehen, dass der Richter im Einzelfalle nicht 
weiss, was Rechtens ist; er wird daher, ai cause dubietas Itoc requirat oder 
ai noi'ua caaua emeraerit, angewiesen, sich an den Kaiser als Quelle alles 
Rechtes um Entscheidung zu wenden**; und zwar auch der GrosshotjiLstitiar, 
während dieser seinerseits angewiesen ist, den niedem Richten:, welche sich 
mit Rechtsbedenken an ihn wenden, Rath zu ertheilen. * In dieser Consultatio 
principis wird aber doch zunächst nur eine unter Einwirkung römischrecht- 
licher Begrifl^' ausgebildetc Eigentliümlichkeit des sizilischen Rechtes zu 
sehen sein. 

153. — Es gibt weiter eine ausschliessliche Gerichtsbarkeit 
des Reichs; viele Fälle .sind nicht blos ausnahmsweise, sondern überhaupt 
der Entscheidung durch andere Richter entzogen, und dem Gerichte des Königs 

a. Vgl. W»iti V.G. 4, 413. 4. L Pap. Ejtr. 35 (I.udor. II. 4). 5. Script. It 2K 506; 

«. Vgl. $ 22 n. 9. 7. BshnieT Acu 99. S, HuüUrd 4, 51. 6, 160. 9. Uaillard 
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oder seiner unmittelbaren Stellvertreter Vorbehalten. Es handelt sich dabei 
um eine au.sschliessliche Kom|ietenz entweder bezüglich bestimmter Sachen 
oder tiestimmtcr Personen. 

Dem königlichen Gerichte vor behaltene Sachen werden in der ka- 
rolingischen Zeit mehrfach erwähnt.' Auch später hat es solche gegeben; 
doch finden unr in den Urkunden nur selten bestimmtere Hinweisungen, wobei 
freilich zu beachten ist, dass es sich da vorzug-sweise um Strafsachen ge- 
handelt haben wird, über welche uns nur wenige Beurkundungen vorliegen. 
Bei Bestätigung der Immunität für Lodi 975 bestimmt der Kaiser im allge- 
meinen, dass alle Rechtssachen der Hintersassen der Kirche vor dem Bischöfe 
mit gleicher Rechtskraft, wie in den öffentlichen Gerichten entschieden werden 
I können, fügt aber hinzu: S! vero altqiui gravis eontentio in hia ibiiietn orla 
fuerit, imperiali cenai'mua reanvandum dignoscentiae, id eat ad pala- 
Unter K. Friedrich II finden sich auch abgesehen von den sizilischen 
Konstitutionen bestiimntereZeugnis.se; so bevollmächtigt er 1239 den Legaten 
ausdrücklich zur Entscheidung derjenigen Straffalle und Civilsachen, gmirnm 
cognitin, ai noa praeaentea eaaemua, ad noatrum iudiciiiin pertinei'et; 1244 
gesteht er den Rektoren von Montepulciano die Kriminalgerichtsbarkeit zu, 
niai criininia hmnanHaa twigat i’id iuata canaa requirat, quod de ipaia in 
noatra vel generalia viearii curia cognoacatar.^ .Sicher waren wohl zu jeder 
Zeit die Hochverrathsfalle der Entscheidung des Reichsgerichtes Vorbehalten; 
lässt sich für frühere Za;iten nur der Umstand geltend machen, dass sie that- 
sächlich nur in den Reichsgerichten verhandelt werden, so sind nach den Kon- 
stitutiomm K. Friedrichs 11 alle Klagen de crimiue leae maieatatia noatre 
ausdrücklich der Entscheidung des, wie wir sehen werden, später auch für 
Italien kompetenten Grosshofgerichtes Vorbehalten^; 1219 wurde der .Stadt 
Alb.a die volle Gerichtsbarkeit bezüglich aller Civil- und Kriminalsachen in 
erster Instanz zugestanden, crimine leae maieatatia dnntaxat excepto.^ 

Was Civilsachen lietrifft, so waren Fiskalsachen schon in karo- 
lingischer Zeit entweder ausschliesslich dem Gerichte des Königs Vorbehalten 
oder wenigstens gestattet, sie durch Uebung des Rcklamationsrcchtes dem 
ordentlichen Richter zu entziehen.® Auch später werden sie den Reichsge- 
richten Vorbehalten gewesen sein. Wie wir schon früher einen Fall erwähnten, 
dass der König 1187 das Urtheil eines päbstlichen Delegirten kassirte, weil 
dem Pabste ile rebua imperii keine Gerichtsbarkeit zustehe'’, so verweist es 
K. Friedrich II 1223 dem Abte von S. Sisto, dass er wegen der an Cremona 
überlassenen Reichsgüter Luzzara und Guastalla beim Pabste geklagt hatie, 
eum de raiione imperii qneationca huiiiamodi, preaerlim de rebua regaU- 
hua, debeant in noatra curia ventilari; er befiehlt ihm daher, eine etwaige 
Klage coram noatra curia einzubringen; nee ea, qaead imperium apectant, 
ad forum indebitum trahaa.^ In seinen Konstitutionen finden sich dann die 
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strengsten Vorbehalte ; alle Klagen gegen den Fiskus sind von den sizilischen, 
wie von den Reichsbearaten an den GrosshoQustitiar abzugeben; aber auch 
dieser entscheidet unmittelbar nur, wenn es sich um Schulden, Mobilien und 
unbedeutende hnmobilien handelt; sonst ist die Sache dem Kaiser selbst vor- 
zulegen. * 

Verblieben in älterer Zeit die prozessualischen Vorrechte auch dem an 
Vasallen gegebenen Krongute, so wurde später selbst in den Zeiten geringster 
Wirksamkeit der königlichen Gewalt anerkannt, dass über Reichslehengut 
nur vor dein Könige zu streiten sei. Als 1 1 40 die Graten von .Seprio wegen 
Grundbesitz vor den Konsuln von Mailand angesprochen wurden und sie sich 
darauf beriefen, dass es kaiserliches Lehen sei und sie desshalb non dtbere 
ttare in placito, ni»i ante imperatörem, erfolgte auch der .Spruch der Kon- 
suln dahin, quod ante imperatoremhoc iudicium diffiniatur.^^ Doch dürfte 
sich das zunächst auf Verleihungen zu Lehenrecht beschränkt haben; denn bei 
Verleihungen, bei welchen lehenrechtliche Verpflichtungen nicht erwähnt wer- 
den, wird der Gerichtsstand vor dem Kaiser wohl ausdrücklich und ausnahms- 
weise zugesichert. So verleiht 1169 der Kaiser seinem Kaplan Gottfrid von 
Viterbo und dessen Brüdern den Palast zu Viterbo und bewilligt für den Fall, 
dass sie wegen des ihnen vom Reiche Verliehenen gerichtlich angesprochen 
werden, liteat eis statim Itabere fori nostri e.vceptionem, ita ridelieet, quod 
in talibus causis nusqiiam aliciii respondere, nisi in presentia nostra vel 
successorum nostrorum copantur, et nostra vel sueeessorum nostrorum 
vocatione ad iHdieititn evoeentiir; cum enim fideles nostri in huiusmodi 
iudiciis nonnunquam soleant preiudicio et iniuria prepravari, malumns 
istorum iura illesa servari, quam post causam vulneratam remedium 
querere. ' ' Bei Bestätigung der Gerichtsbarkeit eines Hofes für den Mark- 
grafen Cavalcnbö 1196 droht der Kaiser jedem mit Infamie, der eundem 
ßdelem nostrum coram aliqiio iiulicum, excepta nostra maiestate, super 
pretnemorate curtis iurisdictione in causam trahei'e presumpserit. Dem 
Reichslehengute werden wir in späterer Zeit das Gut der Reichs kirchen 
gleichzustellen haben. Finden wir in älterer Zeit auch Streitigkeiten über 
Kirchengut häutig im ordentlichen Gerichte verhandelt, so konnten solche doch 
wenigstens von den bevorrechteten Kirchen auf Grundlage des Reklainations- 
rechtes und des Inquisitionsrechtes, dessen Hebung eine besondere königliche 
Vollmacht voraussetzt immer an die Reichsgerichte gebracht werden. Das 
von der Krone selbst geschenkte Gut genoss noch später prozessualische Vor- 
rechte; dem Abte von S. .Sisto zu Piaceuza gestattet der Kaiser 1185, alle 
seiner Kirche entfremdeten Besitzungen, welche derselben von Königen und 
Kaisern geschenkt wurden, ohne Rücksicht auf irgendwelche Verjährung zu- 
rückzuverlangcn. .Solche Vergünstigungen konnten dann wohl nur im Reichs- 

8. Hnillud 6, 161. Vgl. auch 5, 959. 10, Bovelli 2, 346. Die Beieichnong KBnig Kon- 

rad> als Imperator kommt auch tonst in Gerichtsurkunden vor; so 1147 : Rena e Camici 
5 a, 14. — Doch konnte der Kaiser auch seine Lehensgerichtsharkeit dauernd auf andere 
übertragen; rgl. S 149 n. 3. 11. Ungedruckt. 12. Toeoho Ueinr. VI. 834. 18. Vgl, 

Brunner Inquisitionsb. 80. 109. 14. Archiv zu Cremona. 
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gerichte zur Geltung gebracht werden; den Mdnclien von Nonantula wird 1 144 
vom Könige gestattet, nt et distraetas possessionea reeollirfant et de hiia 
poaacasionibua, que infra ce. annoa ecclcaie ablate aiint, noatra freti auc- 
t toritnie iudicium et iuatitiam Curie expoacant; hec noa ideo ficri iuaaimua, 
ne vel regnum rel eccleaia Noiuinlithina detrimentum aui iiiria pafiatur.^^ 
Einzelnen Kirchen wird der bevorzugte Gerichtsstand bezüglicli ihres Gutes 
ausdrücklich verliehen; so 997 dein Bischöfe von Mantua bewilligt, dass 
Streitigkeiten über das Vennögen seiner Kirche nur in pidntio noatro coram 
^ nostW« »’u</ic/6ns entschieden werden sollen; 1077 dem lleichsstille 
S. Salvator, dass es sine regedi et iegali iiidicio seiner Güter nicht entwert 
werden darf.*® 

154. — Besonders beachtenswerth für spätere Zwecke sind auch die 
Befugnisse des Reichs bezüglich einer Reihe von Gegenständen der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit, so bezüglich der Bestellung von Vormündern 
für Minderjährige und Frauen, von Vögten für Geistliche, der Zustimmung zur 
Veräusserung von Gütern Minderjähriger, zur Vertauschung von Kirchen- 
gütem, der Restitution, Emanzipation, ./Vdoption und ähnlicher Rechtshand- 
lungen, welclie wir später durchweg nicht vom ordentlichen Richter, sondern 
von andern Personen geübt finden auf Grundlage besonderer, vom Könige 
ertheilter Volhnachten, so dass dem Reiche hier nicht blos eine konkurrirende, 
sondern eine ausschliessliche Gerichtsbarkeit zuzustehen scheint. Erscheinen 
diese Befugnisse später den Formen des römischen Rechtes genauer angepasst, 
mögen einzelne überhaupt erst auf tirundlage desselben Eingang in das Rechts- 
lelwn gefunden haben, so werden sie grossentlieils doch schon erwähnt in 
Zeiten, wo von stärkerer Beeinflussung des longobardischen Rechtes durch 
das römische noch nicht die Rede sein kann, lassen sie sich zum Theil in ihrer 
besondem Gestaltung schon in den Edikten der longobardischen Könige nach- 
weisen. Wir haben sie durchweg zurückzutuhren auf die ober Vormund- 
schaft liehen Befugnisse des Königthums. Aus diesem Ursprünge 
folgt freilich an und für sich nicht, dass dieselben den ordentlichen Richtern 
entzogen, dem Reiche Vorbehalten sein müssten; auch die Gerichtsbarkeit in 
.Streitsachen ist ja zunächst eine Befu^iss des Künigthums, wird von diesem 
an den ordentlichen Richter übertragen. Und es scheint wirklich, dass lU- 
sprünglich die Uebung mancher jener obervorinundschaftlichen Befugnisse, 
wenn auch das Eingreifen des Königs oder unmittelbar von ihm Be^auftragter 
zunächst betont wird, doch aucii dem ordentlichen Richter überlassen war. 

So bei den Massregeln zum Schutze des Gutes .Minderjähriger. Bei 
Theilungen oder Rechtsstreitigkeiten wird im Edikte nur das Eingreifen des 
Judex oder seines Missus erwähnt*; veräusseit ein Mindeijähriger Güter aus 
Noth, so soll das nur geschehen cum miaao qn-inciina aut cum iiulici auo^; 
geschieht es, um die .Schulden des Vaters zu decken, so soll es geschehen cum 
notitia principia terre, welcher aus seiner Umgebung einen Boten schickt, um 


IS3,— ] 16. Tiraboichi Non. 2, 235. 
164. — 1. EJ. Liutpr. 74. 75. 
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Schaden hintanzulialten ^ wo also der Judex gar nicht genannt wird. Diese 
Bestimmungen finden sicli auch später innner licachtet. Aber Fälle, dass dabei 
der ordentliche Richter, der dem longobardischen Judex enLsprechende Graf 
ein.schreitet, finde ich nur sehr wenige und, vielleicht zufällig, nur im Grafen- 
gerichte zu Piacenza, wo Minderjährigen die Kiiaubniss zum Verkaufe wegen 
Notli 843 und 8.55*, wegen Schulden des Vaters noch 1021 gegeben wird.^ 
So häufig sich sonst bezügliche Zeugnisse finden, so wird die Erlaubniss innner 
von Personen gegeben, bei welchen eine besondere Uebertragung königlicher 
Befugnisse an.sdrücklich nachweisbiir oder wenigstens mit grösster Wahi"- 
scheinlichkeit anzuncinnen ist. Aehnlich bezüglich der Bestellung vonTutoreii; 
so liäufig dazu Königsboteti oder andere mit der Uebung reichsgerichtliclier 
Befngnissi- betraute Personen bevollmächtigt werden, .so wüsste ich für die 
Uebung durch den ordentlichen Richter nur anzuführen, dass nach einigen 
Formeln des Papienser Rechtsbuches der Graf der über ihren Mundwald kla- 
genden Frau einen Tutor bestellt.*’ Was die Vertauschung von Kirchengütern 
l>etrifl[l, so soll dieselbe nach dem Edikte nur gestattet sein unter Zuziehung 
eilies Boten des Königs, des Bischofs oder des Judex, oder auch dreier zuver- 
lässiger la’ute, welche den Tausch für vortheilhafl erklären. ■ Auch das wird 
später immer beachtet; aber wir finden durchweg nur Künigsboten zugezogen; 
833 bestätigt der Kaiser nachträglich einen solchen Tausch, quia regiae po- 
tentatis tni/isiui fntcr /«ts defuerateommutationea — et quoiiiuin legaliter 
ahaque regio iniaao jio» poteranl eommutariß Dabei könnte nun freilich ein 
besonderer Gesichtspunkt massgebend gewesen sein. Ini Edikte handelt es 
sich offenbar lun den Schutz aller Kirchen gegen Verschleuderung des Kir- 
chenguts dui'ch die Vorstände, wofür bei jeder Kirche jede der angefiihrten 
Massregeln genügen soll, die Zuziehung des Boten des Jude.x der des Boten 
des Königs gleichsteht. In den spätem Fällen handelt es sich durchweg um 
Reichskirchen; die Zuziehung gerade eines Künigsboten mag weniger durch 
das fntere.sse der Kirche an und für sich, als dui'ch das Interesse des Reichs 
als Herrn der Temporalii-n der Kirche liedingt gewesen sein. Und so haben 
auch die spätem lombardischen Juristen die Bestimmung aufgefas.st; nach der 
Glosse und Exposition zum Papienser Gesetzbuche sclreitet der Bote d»'s 
Königs oder Bischofs ein, jenachdem die Kirche königlich oder bischöflich ist; 
der des Judex aber, ijiiaiido eat eeeleaia propria iiulicla oder ai eiua (ittdieia 
id eat eomitia) inveatiture aubicitar vtonaateriuin.^ Wusste man aber das 
Eingreifen des Grafen nur noch aus einem privatrechtlichen Ilerrschaftsver- 
liältniss zu erklären, so ergibt sich wenigstens, dass bezügliche Amtsbefug- 
nisse desselben der spätem Zeit fremd gewesen sein müssen. 

3. £<1. IJutpr. I». 4 . Boselli I, 277. 278. 5. Tirabosclii Non. 2. 15,3. A. 7.. Pap. zu 

Hotb. 182. l!lö. Hs scheint sich dabei nur um die Bestellung eines Hechtsbeistandes für 
den Hinaelfall zu handeln. enUprechend dein Adrncatus der Rircheii und beTorzugteu Per* 
sonen; so klagt 1001 eine Aebtis.sin mit ihrem nvocntut gegen eine Krau mit ihrem /»/er, 
yiii ;>er intrit*nem tnorehüinit hiftyr fgittMuU, der dann weiterhin als oetor der Kran be- 
zeichnet ist. Anticb. Hst. 1, 408 7. Hd. Ahist. Iti. 8. Anliq. It. 1, 4ö9. 9. I- Pap. 

Ul. und Hip. $ 4 zu Ast. 7. 
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Im allgemeinen dürfte wohl anzunehinen sein , dass es sich in ältester 
Zeit zunächst nur um eine konkurrirende Gerichtsbarkeit gehandelt habe, dass 
der Künig seine otjen'omuindschafllichen Befugnisse dundi die ordentlichen 
Richter, daneben aber auch jederzeit selbst oder durch unmittelbar dazu be- 
vollmächtigte Personen übte. Während aber in andern Ländern, zumal in 
Deutschland, die weitere Entwicklung sich vorwiegend dahin gestaltete, dass 
die knnkurrirenden Befugnisse des Künigthums giuiz an die ständigen Richter 
kommen, werden wir in Italien melirfadi das Umgekehrte finden, dass nämlich 
Befugnisse, welche früher auch der ordentlii:he Richter übte, si>äter dem 
Könige oder seinen unmittelbaren Vertretern Vorbehalten sind; es ergibt sich 
da mehrfach eine spätere .Vnsbildung ausschliesslicher Befug- 
nisse des Reichs. Die Skabinen oder Jndiccs und Notare wurden anfangs 
keineswegs ausschliesslich vom Könige, sondern auch vom Grafen ernannt; 
wir werden aber sehen, wie dann im zehnten Jahrhunderte die vom Könige 
ernannten immer häufiger werden, die andern ganz verschwinden, gewiss nur 
desshalh, worauf wir zurückkonnncu, weil man Iresondern Werth auf die Er- 
nennung durch den König legte und leichter Gelegenheit gefunden haben wird, 
eine solche zu erlangen; später gilt dann die Ernennung als ausschliessliches 
Recht des Königs. Ein ähnlicher Gang wird bei jenen vormundschatllichen 
Befugnissen anzunehmen sein. Wo Gelegenheit dazu war, wird man es vor- 
gezogen haben, sich bei bezüglichen Angelegenheiten an den König oder den 
unmittelbar von diesem Bevollmächtigten zu wenden; diese Gelegenheit war 
dann, wie wir sehen werden, fast überall geboten, seit die Könige in den ein- 
zelnen Grafschaften ständige Boten mit jenen Befugnissen betrauten; wandte 
man sich thatsächlich nur an diese, so konnte sich leicht die Anschauung 
bilden, dass es sich hier um eine ausschliessliche Befugniss der Rcichsboten 
handle. Dabei dürfte noch ein anderer Umstand eingegritfen haben. Wir be- 
merkten schon, dass die gräflichen Rechte vielfach an die .Städte übergingen, 
weniger durch ausdrückliche Ueliertragung, als durch Usur[>ation. Bei diesem 
Uebergange ist nun keineswegs anzunehmen, dass die städtischen Behörden 
gerade jedes Recht, welches der Graf hätte üben können, in Anspruch nahmen ; 
es lag nahe, wenn Rechte, welche schon bisher vorzugsweise nur dimch KOnigs- 
boten geübt waren, nach Beseitigung der Grafschaft als ausschliessliche Be- 
tugniss der Reichsgerichtsbarkeit betrachtet wurden. Ein auffallendes Beispiel 
wird uns der gerichtliche Zweikampf geben ; ihn abhalten zu lassen, war zwei- 
fellos ein gräfliches Recht; dennoch finden wir dassellre zunächst fast nirgends 
von den städtischen Behörden in Anspruch genommen und es gewinnt mm 
vielfach den Anschein, als sei auch dieses ein ausschliessliches Recht der un- 
mittelbaren Vertreter des Königs. 

Wenn nicht schon früher, werden wir jedenfalls für die staufische Zeit 
die Anschauung als massgebend zu l>etrachten haben, dass es sich l>ei jenen 
obervormundschaftlichen Rechten nicht um einen Bestandtheil der ordent- 
lichen richterlichen Gewalt handelt, sondern um dem Könige vorbehaltene Be- 
fugnisse, welche derselbe durch besonders dazu bevollmächtigte Personen übt, 
oder dem ordentlichen Richter wenigstens au-sdrücklich neben seiner sonstigen 
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Gerichtsgewalt verleihen muss. Sie werden denn auch nicht selten solchen 
verliehen, welchen die Hebung der streitigen Gerichtsbarkeit längst in vollem 
Umfange Zustand. Wir erwähnten bereits, dass die Stadt Parma, welcher 
noch 1219 vom Kaiser die volle Gerichtsbarkeit verliehen war*®, dem dor- 
tigen Bischöfe, welcher von Altersher die Rechte eines Königsboten hatte, 
noch 1221 die ausschliessliche Hebung jener Befugnisse zugestand.** Dann 
ertheilt der Kaiser 1 245 der Stadt ein Privileg, in dem es heisst, dass wegen 
seiner Abwesenheit und des Mangels von ihm dazu bevollmächtigter Richter 
sich oft (iebrechen ergäben; pt'opter qaod qiu'dam iuris soleumia, que tarn 
preropativa rer um quam priuilepio personarum nostro potissime dominio 
»unt armexa, plerisque ßdeliüics explicanda committimus; daher yerleiht er 
der Stadt auf deren Bitte ins et potestatem interponemli deereta in alie- 
nationihus rerum immubilium pupillorum et ins daiidi tutores et ciira- 
tores generales minoribus xxv. inmis et Omnibus aliis, quibus de ivre 
dantur, emaneipandi et insinuandi testes, qui dantnr ad eternain rei xne- 
tnoriam, non obstante, quod rompetat cpiscopo Parmensi ins predieta 
faeiemli de iure vel ex consuetudine vel ex forma compositionis, que est 
inter com7nime et ipsurn episeoputn.^'^ Die Aufzäldung der Rechte stimmt 
genau mit den 1221 dem Bischöfe zugestandenen; und mag die Grundlage der 
bezüglichen Rechte des Bischofs, auf welche wir zurückkommen werden, ver- 
gessen gewesen sein, so ergeben die Worte des Kaisers mn so bestimmter, 
dass man damals wenigstens diese Befugnisse als zunächst dem Kaiser vor- 
liehalten betrachtete. 

155. — Dem Reiche stand weiter eine ausschliessliche Gerichts- 
barkeit über bestimmte Personen zu. Nach den Konstitutionen K. 
Friedrichs II hatten die llofleutc des Kaisers als Beklagte, wie als Kläger, 
ihren bevorzugten Gerichtsstand im Grossgerichte; nur der Grosshofjustitiar 
hat zu richten de questionibus nostrorum eurialium, qui immediate nobis 
assistunt, de speciali eonseientia nostra in curia commoi’antiuni, qui de 
curia nostra sine speciali mandato nostro non possunt recedere. * Ist mir 
ein älteres Zeugniss daftir nicht bekannt geworden, so ist wohl der Natur der 
.Sache nach nicht zu bezweifeln, dass das jederzeit wenigstens während der 
Anwesenheit solcher Personen am wandernden Iloflager der Fall war. 

N ach der karolingischen Gesetzgebung haben auch sonst gemsse Klassen 
von Personen ihren ausscldiesslichen Gerichtsstand vor dem Reiche. Ho 
sollen die .Sachen von Bischöfen, Grafen und andern angesehenen Personen 
nur vor dem Könige zur Entscheidung kommen^; oder es wird für einen Ein- 
Kelfall bestimmt, dass Grafen vom Könige oder seinen Boten zu richten seien. ^ 
.Später finde ich keine ausdrückliche Zeugnisse dafür, dass bestimmte Kla.ssen 
von Grossen mu’ vom Reiche zu richten seien. In Deutschland hat sich in 
dieser Richtung später insbesondere ein Vorrecht einer lM*vorzugten Klfisse 
Von Reichsvasallen, der Reichsfiirsteii, aiisgebildet. In Italien fehlt bei den 

10. Unillud 1, GüS. 11. Vgl. S 120 n. 8; Tgl. auch HuUlard 1,602. 12. Hoillaid 6. 377. 
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weltliclipn Grossen überhaupt eine dem entsprechende Scheidung; und werden 
nnter den Bischöfen wohl Fürsten und Nichtfürsten unterschieden, so zeigt 
sich doch auch da die Gräiize schwankend und ein dadurch begründeter Ein- 
fluss auf den Gerichtsstand dürfte kaum nachweisbar sein , wenn wir vom 
Lehnsgerichte abselien.'* 

Im allgemeinen werden wir wohl annehmen dürfen, dass Grosse, welche 
selbst die hohe Gerichtsl>arkeit unmittelbar vom Reiche hatten, in der Kegel 
mir in Reichsgerichten belangt wurden, da sonst nur in ihrem eigenen Gerichte 
über sie hatte geklagt werden können. An und für sich war da.s gewiss nicht 
unzulässig, zumal früher, wie wir sehen werden, der Richter nicht zugleich 
l'rtheiler war. Wie gegen das Reich selbst im Reicksgerichte geklagt wurde, 
so Anden wir auch wohl eine Klage gegen den Pabst*, einen Erzbischof®, einen 
Grafen t im Gerichte desselben verhandelt. Aber im allgemeinen scheint das 
in weltlichen Gerichten selbst dann, wenn man der Willfährigkeit des Richters 
versichert sein konnte, nicht üblich gewesen sein; 996 wird eine Scheinklage 
gegen den Markgrafen Hugo in dessen eigener Behausung nicht unter seinem 
Vorsitze, sondern dem eines ständigen Königsboten verliandelt, ® Und zumal 
in Strafsachen konnte ein Erfolg überhaupt wohl nur bei den Reichsgerichten 
zu erwarten sein, auch wenn ein bestimmU‘r Anspruch des Richters, nur dort 
belangt zu werden, nicht bestanden haben sollte. 

Das würde übrigens zunächst nur die Markgrafen und da, wo ein 
markgräflicher Verband nicht bestand, die Grafen treflien; denn in denMark- 
grafschaflen finden wir Klagen gegen Grafen, wie gegen Bischöfe, häufig an 
den Markgrafen gebracht, ln dieselbe .Stellung kamen sjiäter aber auch die 
nur dem Reiche unterworfenen .Städte, wenn wir von der Gerichtsbarkeit 
der Rektoren des Lombardenbundes absehen. Für diese finde ich denn auch 
ausdrücklich ausgesprochen, dass sie ihren Gerichtsstand nur vor dem Kaiser 
haben; wir erwähnten la-reits, dass dieser das 1193 ganz allgemein aus- 
sprach®; und auch l>ei den .Streitigkeiten K. Friedrichs II mit den lombar- 
di.schen .Städten wird wohl betont, dass dieselben ihren Gerichtsstand am Hofe 
des Kaisers haben.*® 

156. — Gegen die Annahme eines bevorzugten Gerichtsstandes ganzer 
Klassen von Grossen vor dem Reiche scheint wenigstens in staufischer Zeit 
zu sprechen die häufige au.sdrückliche Verleihung desselben an einzelne Per- 
sonen und zwar auch an solche, bei welchen derselbe wohl ohnehin vorauszu- 
setzen wäre, wenn sich da ein Vorrecht gewisser Klas.sen bestimmter iuisge- 
bildet hätte. Einzclverleihungen des Gerichtsstandes vor dem Könige finden 
sich schon in karolingischer Zeit. ' .Sie kommen denn auch später wohl noch 
vor. K. Lothar bewilligt 948 seinem Getreuen Waremund; Lepem etiam Jiine 
stta volimtate in alico loco non faciat, nini in palaiio noslro.^ Dem Wala 


155.—] 4. Vgl. Ficker Reicli>fursten<t. 1. 220. 308. 5. 999: Ughelli 1. 1139. C, 963: 
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von Casale bestätigt der Kaiser 1039, nt non ilijtfrinpuatiir a nuüa pote- 1 
state, donec veniat ante nosiram preaentlam^ ; oder es heisst in einem Pri- 
vileg für eine Wittwe und deren Sohn, ut nuttiis — •preaumat eos ad pla- 
eitum trällere vel diairingcre aut iudicare, niai ante noatram imperialem 
preaentiam.^ 

In der stau fischen Zeit werden dann überaus liäufig Privilegien 
ertheilt, durch welche einzelne Personen oder Gemeinden von jeder Gerichts- 
barkeit ausser der des Reiches befreit wimden. Bei der damaligen Lage mussten 
solche eben so sehr im Interesse der Krone, als der Betheiligten liegen. Wir 
wiesen bereits darauf hin, wie man durch solche Exemtionen in den welßschen 
LehensfOrstenthümern die Möglichkeit eines für das Reich bedenklichen Wie- 
dererstarkens der inarkgräflichen Gewalt zu beseitigen wu-sste.® Inbesondere 
wird aber der Werth, den man auf solche Exemtionen legte, aus den durch 
die städtische Entwicklung herbeigeführten Aenderungen der Verfassung zu 
erklären sein. Schloss die thatsächliche Gerichtsgewalt der Städte sich wohl 
im wesentlichen an die frühere gräfliche an, so war doch, da es sich ja über- 
haupt zunächst um keinen gesetzlich geregelten Uebergang handelte, keinerlei 
Gewähr geboten, dass die .Städte die früher der gräflichen Gewalt gezogenen 
Schranken einhielu-n, den etwa früher gewissen Klassen von Personen zu- 
stehenden bevorzugten Gerichtsstand berücksichtigten; die Fälle sind nicht 
selten, wo die Stadt den rechtlichen Inhaber der Grafschaft selbst ihrer Ge- 
richtsbarkeit zu unterwerfen wusste. Auch ist es sehr erklärlich, wenn die 
Eingesessenen des Gebietes vielfach sich dagegen sträubten, die von deu 
Städten usurpirtc Gewalt aiuuerkennen. Mächtigere Gemeinden mochten glau- 
ben, nach Beseitigung der früheren gesetzlichen Gewalt eben so wohl zur 
Selbstständigkeit befähigt zu sein, als die Hauptstadt Besonders mächtige 
Städte erstrebten und erreichten dann auch wohl die Hoheit über Städte, 
welche selbst Mittelpunkte einer Grafschaft und eines Bisthums waren. Ins- 
besondere ist es erklärlich, wenn die Feudalherren des Gebietes der Unter- 
werfung unter die Gerichtsbarkeit einer Gewalt widerstrebten, welche auf ganz 
anderen Grundlagen beruhte, als die eigene, von welcher Berücksichtigung 
ihrer Sonderinteressen nicht wohl zu erwarten war. Einzelne Grosse, einzelne 
Städte und Gemeinden mussten in der gerichtlichen Reichsunmittelbarkeit das 
sicherste Mittel sehen, ihre Unabhängigkeit den mächtigem Stadtgemeinden 
gegenüber zu behaupten, sträubten sich nicht gegen eine grössere Abhängig- 
keit von den Reichsbeamten, gegen mancherlei Leistungen au das Reich, wenn 
darin eine Bürgschaft für Bewahrung ihrer Selbstständigkeit lag. Ein beson- , 
ders aufiallendes Beispiel bietet Imola; wir werden sehen, wie dasselbe fort- 
während in der Unterstellung unter unmittelbare Reichsverwaltung das Mittel 
suchte, seine Unabhängigkeit von den mächtigen Nachbarstädten zu erhalten; 
noch 1244 lässt es sich vom Kaiser verbriefeii, dass er nie leiden werde, dass 
der Komitat an Bologna oder Faenza komme, eed ipaum perpeluo in nostra 
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et imperit dei'otione ac dominio reservamus, da es nicht billig sei, wenn 
diejenigen, welche für das Reich alles einzusetzen bereit seien, a noatro ac 
imperii dominio nüo unquam futuro tempore aUenari valeant velvocari.^ 
Auch in andern die Reichsunmittelbarkeit zusichemden Privilegien wrd wohl 
die Unabhängigkeit gerade von den Nachbarstädten besonders betont; so 1220 
für Mgevano von der Herrschaft von Pavia, Vercelli oder Novara. ’’ Es lag 
natürlich im Interesse des Reichs, diesem Streben entgegenzukommen; miss- 
langen die wiederholten Versuche, die Hoheitsrechte wieder in grösserm Um- 
fange durch königliche Beamte üben zu lassen, so war immerhin schon manches 
damit gewonnen, wenn wenigstens einzelne Grosse und Orte in den verschie- 
denen Theilen des Landes der Hoheit der .Städte und mächtigem Lehensge- 
walten entzogen waren, nur dem Reiche und seinen Beamten unterstanden. 

157 . — Damit kann natürlich bestehen, dass nicht gerade in jedem 
Einzelfalle die Abhängigkeit von den Reichsbeamten als das Wünschens- 
werthere erscheinen musste. Als 1190 die von Novara geltend machten, ein 
Flurius de Gatinaria sei de iurisdictione regia, unde debebat facere rationem 
aub rege vel ntinciia eitia, behauptete er dagegen de iitriadietione Vercella- 
rum zu sein und erstritt das vor einem delegirtcn Richter dos Königs.' Es 
ergeben sich denn auch Abstufungen in den Exenitionsprivilegien, 
je nachdem der Gewalt der Reichsbeamten engere oder weitere Gränzen ge- 
zogen sind. 

In einigen wird, ähnlich wie bei den deutschen Fürsten, jede Gerichts- 
barkeit beseitigt bis auf die persönliche des Königs. .So bestätigt der Kaiser 
1156 dein Grafen von Blandrate, nt nullius unquam potcatate de omnibus 
terria et konoribua ania placitum inhire cogatur, niai in noatra et auccea- 
aorum noatrorum regum et imperatorum jereaentin'^ ; in Privileg für den 
Abt von S. Michele della Chiusa 1162 heisst es: preterea ai quis peraona 
ahbatem ciriliter in aliqiio voluerit convenire, atatuimM, quod non poaait 
eum ad alium iudicem traere invitum, preterquam ad liomanum impe- 
ratoivm^; und den Kapitänen von Munteveglio wird 1 1 96 bewilligt, quod nidli 
, iudicio atare tencantur preter eoriim asaemum et electionem, niai coram 
noatre maieatatia preaentia.* Der hier angedeutete, in Italien ganz allge- 
meine Brauch, Streitigkeiten durch gekorne Richter austragen zu lassen, macht 
so weitgehende Exemtionen erklärlicher. 

In andern ist zwar die Gerichtsbarkeit auch von Vertretern des Königs 
Vorbehalten; aber doch nur von besonders bevollmächtigten Reichs- 
boten, welche der König für den Einzelfall ausdrücklich dazu bestimmt hat. 
Als der Kaiser 1164 den Rittern und Leuten von Val Cainonica die Regie- 
rung durch gewählte Konsuln zugestand, erklärte er zugleich, dass sie unter 
keiner Gewalt stehen sollten, als der des Reiches, nee alicui reapondeant, 
ni*i aolae noairae maieatati vel noatro certo miaao, quem ad hoc apei‘ialih‘r 
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ppmoKtran Utlera» designaverimiui.^ Entsprechend 1164 für die Grafen 
von Luinello: nüi nostre maieatati vel certo noatro nnncio, quem ad hoc 
aperialiter depidandum du.rerimtts^ , und 1191 für die Pfalzgrafen von 
Tuszien: iU non compellaiUtir de aliqua causa aiib alieiiiua examine re- 
spondere, niai aiib nobiavelalio, quem apeeialiter ad hoc delegamuaJ Eine 
noch weitergeheiide sehr lieachtenswerthe Beschränkung enthält ein kaiser- 
liches Privileg von 1185 für die Uhertini, wonach diese keiner civitaa Latiua 
oder poteata* Latina unten»’orfen sein sollen, sondern sich nur vor dem Kaiser, 
dem Könige oder einem certua nuntiva noater de ALimannia miaaua zu ver- 
antworten haben.® 

Häufiger wird ohne solche Beschränkungen die Gerichtsbarkeit der 
Reichsboten Oberhaupt Vorbehalten. Aicard von Kobbio wird 1178 
und 1195 vom Kaiser mit der Gerichtsbarkeit und den Regalien aller seiner 
jetzigen und zukünftigen Besitzungen belehnt; bezüglich sehies eigenen Ge- 
richtsstandes heisst cs: ai aliquia culveraua eiun vel heredea auoa querimo- 
nican coram nobia depoauevit vel ad curiam noatram appeüaverit, coram 
legatia noatria indubitanter veniant iuatitiam facturi et accepturiJ Der 
ätadt Pistoja gewährt 1163 der Legat Rainald: aoli domino imperatori 
eiuaquenunliiaethia, quibua ipac preceperit, teneatur aet'vire; beschränkter 
heisst es in dem gleichzeitigen Privileg für Gubbio: neque in aliquo cuiquam 
reapondeant, niai tanlum nobia vel generali noatro nuneio, qui iuriadic- 
tionem ad hoc habcatd^ Den Bürgern von Fano verbrieft der Kaiser 1243: 
quod pro eauaiaet queationibua, quaa invicem inter eivea eivitatia eiuadem 
vel eum aliia verti continget, extra civitatem ipaam preterquam ad mag- 
nam curiam noatram aeu vicariorum noatrorum in Marchia pro tempore 
atatutorum, ai tame^i hec magnitudo vel cauaarum qualitaa exiget, mdla- 
tenus extra/Mntur . ' * 

158. — In allen bisher besprochenen Fällen handelt es sich um einen 
bevorzugten Gerichtsstand, um Personen, welche wohl durchweg selbst die 
ordentliche Gerichtsbarkeit über ihre Besitzungen hatten, um Gemeinden, 
welche dieselbe durch ihre Magistrate übten, während sie selbst keiner andern 
ordentlichen Gerichtsbarkeit unterworfen sein .sollten. 

ln andern Fällen handelt es sich nicht um einen bevorzugten Gerichts- 
stand, um eine Befreiung von der ordentlichen G<‘richtsbarkeit überhaupt, 
sondern darum, dass auch die ordentliche Gerichtsbarkeit nicht durch belehnte 
geistliche oder weltliche Grosse oder städtische Magistrate, sondern durch un- 
mittelbar vom Reiche ernannte Beamte geübt werden soll; es handelt sich da 
nicht um eine dem Reiche als der hühem Gewalt vorbehaltene Gerichtsbar- 
keit, sondern um eine Uebung der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
durch das Reich. Wir wiesen schon daraufhin, dass vielfach noch ganze 
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Grafschailen unmittelbar für das Reich verwaltet wurden dass wenigstens 
zeitweise auch die mächtigsten Städte mit ihrem Gebiete durch kaisorliclie 
Podestaten regiert wurden^, welchen dann insbesondere auch die ordentliche 
Gerichtsbarkeit zustand. Was hier als harter Druck empfunden wurde, konnte 
da, wo es einen Schutz gegen mächtige Nachbarn gewährte, auch als könig- 
liche Gunst betrachtet werden, welche man sich ausdrücklich verbriefen Hess. 
Aus der Zeit K. Friedrichs I führten wir bereits eine Reihe von Beispielen 
von Ausscheidungen reichsunmittelbarer Gebiete an.^ Es war dabei keines- 
wegs immer abgesehen auf gerichtliche Selbstständigkeit nur unter Vorliehalt 
der hohem Reichsgerichtsbarkeit Im Privileg für die Garfagnana 1 1 85 ist 
ausdrücklich auf die Bestellung eines ständigen Rcichsbeamten hingewiesen; 
es ist dem Markgrafen Wilhelm von Palota der Treueid zu leisten, quem per 
omtiem Oarfagnanam et Versiliam poteatatem et rectoreni eonstituimua ; 
es ist nach dem besotidem Privileg für Barga dem Reichsbeaniteii alles zu 
leisten, was einst der Gräfin Mathilde geleistet wurde^; und wenn Friedrich I 
Verspricht, bei Bestellnng der Reichsboten mit Zustimmung des Laudes vor- 
zngehen, so heisst es bei der Wiederholung des Privilegs durch Friedrich II 
bezüglich der Reichsboten einfach: quoa etiam ibi talea atatuere diaponimua, 
quoa exceUentie noatre fideleaet eia utilea agnoacemua.^ Unter diesem wurde 
dann überhaupt, wie wir sehen werden, die Uebung auch der ordentlichen Ge- 
richtsbarkeit durch Reichsbeamte immer allgemeiner; und auch jetzt mag das 
wenigstens zuweilen wohl noch als Begünstigung erstrebt sein. So, wie schon 
erwähnt, 1226 von Sarzana®; so resigiiiren die von Chieri 1238, um Scliutz 
gegen mächtige Nachbarn zu haben, alle Hoheitsrechte, welche die .Stadt bisher 
übte, dem Kaiser, welcher sie dafür ab omni alteriiia dotninio et iuriadie- 
tione befreit und gewährt, ut tarn ipai luibitantea Cherii quam hominea 
pertinentea eia, qiii olitn conauererant aiib eiiiadem loci poteatatibua con- 
veniri, nonniai in curia noatra vel legalorum noatrorum aut capilauei 
noatri apecialiter, qui loco eidem de mandato noatro prefuerit, tarn in 
criminalibua, quam in civilibua eaitaia debeant ad iuatitiam conveniri.'' 

In diesen und ähnlichen Fällen bezeichnet die Reichsgerichtsbarkeit nicht 
eine höhere Stufe der Gerichtsgewalt; der Rektor der Garfagnana oder der 
Kapitän von Chieri sind nicht bestellt zur Uebung der höhern, überall dein 
Reiche vorbehaltenen Gerichtsbarkeit, sondern haben zunächst lediglich die 
Stellung eines Judex Ordinarius des Orts, die alte gräfliche Gewalt Es ist 
dieselbe Stellung, welche in den deutschen Reichsvogteien der Judex provin- 
cialis einninunt, bei dem es sich ja ursprünglich auch nur um eine der gräf- 
lichen gleiohstehende Gerichtsgewalt handelte; erst in einer spätem Entwick- 
lung verband sich damit die Anschauung einer von der der sonstigen Land- 
gerichte verschiedenen ausgedehnteren Kompetenz. 

In der staufischen Periode haben wir demnach einen zweifachen 
Begriff der Reichsgerichtsbarkeit auseinanderzuhalten. Sic be- 
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zeichnet uns einmal eine höhere Gcrichtsgewalt, welche an und für sich der 
Kompetenz anderer Richter entzogen, überall dem Reiche Vorbehalten war. 
Sie kann weiter aber auch die ordentliche Gerichtsbarkeit bezeichnen, wo die- 
selbe mehr zufällig nicht zu Lehen gegeben oder selbstgewählten Behörden 
überlassen ist, sondern aintsweisc von Reichsbeamten in gleicher Kompetenz 
mit andern Richtern geübt wird. Für unsere Zwecke ist zunächst nur jenes 
erste Verhältniss das massgebende; und wir würden das zweite überhaupt 
nicht weiter, als das bei der gräflichen oder ordentlichen Gerichtsgewalt über- 
haupt der Fall ist, bei unsem Untersuchungen zu beachten haben, wenn nicht 
that.säohlich beides doch häufig in einander übergegangen, der ordentliche 
Reichsrichter doch auch, wie das nahe liegt, häufig mit Befugnissen der dem 
Reiche ausschliesslich zustehenden Gerichtsgewalt betraut gewesen wäre. 

159. — Die Uebung der Reichsgerichtsbarkeit in jenem engem 
Sinne gestaltet sich in Deutschland sehr einfach. Sie ist im allgemeinen aus- 
schliesslich Sache des Königs ; die dahin gehörenden Fälle werden im könig- 
lichen Hufgerichte, wo bis zur Einsetzung des Hofjustitiar regelmässig der 
König selbst Richter ist, entschieden. Es sind Ansnahmsfäile, wenn ein F^rst 
statt des Königs dem Hofgerichte vorsitzt oder wenn sulche Sachen ausserhalb 
des Hofgerichtes durch .Stellvertreter des Königs entschieden werden. 

Ungleich mannichfaltigcr gestaltet sich das auch bei der Beschränkung 
auf die Fälle der eigentlichen Reichsgerichtsbarkeit in Italien. Diese gehören 
auch hier zunächst vor das königliche Hofgericht. In diesem ist nun aber 
keineswegs regelmässig der König selbst Vorsitzender. Häufiger finden wir 
einen Vertreter desselben, und zwar kann das wieder ein ständig mit dem 
Vorsitze im Ilofgerichte betrauter Reichsbeamter sein, oder aber auch ein vom 
Könige nur für den Einzelfall ernannter. Desshalb werden wir denn aber auch 
das Hofgericht nicht schlechtweg dem Gerichte des Königs gleichstelleu 
dürfen. Wir erwähnten bereits, dass gewisse Sachen der persönlichen Ent- 
scheidung des Königs Vorbehalten waren *, demnach für diese das Hofgericht 
nur dann kompetent war, wenn der König selbst demselben vorsass; war das 
in gewissen Zeiten oder Tür gewisse Sachen überhaupt nicht gebräuchlich, so 
werden wir da das Gericht des Königs noch als höhere Stufe über dem Hof- 
gerichte anzunehmen haben. 

Dann aber wurden keineswegs alle dem Reiche vorbehaltenen Sachen am 
Hofe entschieden. Auch in den Zeiten, wo Italien eigene Herrscher und damit 
eine ständige Hofhaltung im Lande hatte, zeigte sich das Bedürfniss, die 
Reichsgerichtsbarkeit nicht blos am Hofe, sondern in den verschiedenen 
Theilen des Landes durch Vertreter des Königs zu üben. Dieses Bedürfniss 
musste sich dann noch bestimmter geltend machen, als seit der Verbindung 
mit Deutschland Abwesenheit des Königs vom Lande die Regel war; die 
Reichsgerichtsbarkeit musste vorwiegend durch Boten des Königs versehen 
werden. Es wrd gestattet sein, zur Unterscheidung vom Hofgerichte den 
Ausdruck Reichsgericht in engerer Bedeutung überall da zu gebrauchen. 
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WO dasselbe nicht an den llof des Königs gcknOptl erscheint, Abwesenheit 
desselben zur Voraussetzung hat. 

Handeln nun auch alle Königsboten als unmittelbare Stellvertreter des 
Königs, Oben sie im Gegensätze zu der ständigen gräflichen und markgräf- 
lichen Gewalt Befugnisse der dem Reiche vorbehaltenen Gerichtsgewalt, so 
sind ihre Befugnisse doch keineswegs immer dieselben; es zeigen sich sehr 
verschiedene Abstufungen. Der Königsbote konnte allerdings bevollmächtigt 
sein, im ganzen Umfange des Königreichs alle und jede Rechte, welche dem 
Könige selbst zustanden, zu üben. Andere aber hnden wir in der verschieden- 
sten Richtung beschränkt. Oft bezieht sich ihre Gewalt nur auf einen be- 
stimmten Sprengel, oder nur auf bestimmte Alten von Fällen, oder auch nur 
auf einen Einzelfall; bald entscheiden sie endgültig, bald ist weitere Berufung 
an den König gestattet; bald sind ihnen gewisse Befugnisse ständig über- 
tragen, bald erlöschen ihre Vollmachten schon nach kurzer Zeit. 

Wir werden cs versuchen, diesen vielfachen Verzweigungen der Rcichs- 
gerichtsbarkeit nachzugehen, indem wir mit der persönlichen Thätigkeit des 
Königs im Gerichte beginnen, dann auf die anderweitigen Vorsitzenden des 
Hofgerichts eingchen, endlich untersuchen, wer in den Reichsgerichten der 
verschiedensten Art Vorsitzender sein konnte. 

XIV. DER KÖNIG. 

160. — In der vorstau fischen Zeit erscheint die richterliche Thä- 
tigkeit des Königs durchaus an das Hofgericht geknüpft, an die öffentlichen 
Gerichtssitzungen, welche am jedesmaligen Aufenthaltsorte des Hofes abge- 
halten wurden. Der König ist bei diesen keineswegs immer anwesend; aber so 
weitjer ülmrhaupt persönlich an der Uebung der Gerichtsbarkeit Theil nimmt, 
scheint das nur in öffentlicher Gerichtssitzung zu geschehen, deren Formen 
durchaus dieselben sind, mögen dieselben vom Könige oder einem Vertreter 
desselben gehalten werden. Eine bestimmtere Scheidung zwischen dem Hof- 
gerichtc und dem Gerichte des Königs tritt da nicht hervor, was nicht aus- 
schliesst, dass gewisse .Sachen nur in Anwesenheit des Königs im Hofgerichte 
verhandelt werden konnten. 

Der König kann nun im Hofgerichte thätigerVorsitzender sein; 
als Residem in iudicio bezeichnet, nimmt er dann oft selbst alles vor, was 
auch sonst Sache des Vorsitzenden Richters ist. Wir finden Beispiele, dass an 
ihn die Klage gerichtet wird, er die Beklagten laden lässt, die Fragen an die 
Parteien und Beisitzer stellt, das Urtheil durch Investitur ausführt, die Bann- 
strafe androht und dem Notar die Anfertigung der Urkunde befiehlt, wo er 
sich also bei keiner Aufgabe des Richters eines Vertreters bedient. Und we- 
nigstens im cilften und zwölften Jahrhunderte wird in solchen Fällen die Ur- 
kunde nicht seiten auch vom Könige unterzeichnet oder unterschrieben. ' 

Beispiele dafür, dass der König sich so allen Obliegenheiten des Vor- 
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sitzenden selbst unterzieht, finden sich wohl auch in Früherer ZeiL^ Im allge- 
meinen scheint man aber doch eine beschränktere persönlicheThä- 
tigkeit als der königlichen Würde angemessener betrachtet zu haben. Dabei 
zeigt sich ein verschiedenes Vorgehen. 

Auch wenn der König als Residens in iudicio aufgeführt wird und im 
allgemeinen die Verhandlung leitet, lässt er doch vielfach insbesondere das, 
was sich auf die Ausführung des Spruches bezieht, durch andere vornehmen. 
Zu Ravenna 967 sitzen Pabst und Kaiser vor und erscheinen bei der Ver- 
handlung gleichmässig betheiligt; die Investitur vollzieht der Kmser allein, 
lässt aber den Bann in eua vice durch den Pfalzgrafcn verhängen, welcher 
mit lauter Stiimne ex iuseione d. mei impcratoi'is die Bannfonnel spricht.® 
K. Otto ist 970 zugleich mit dem Fürsten und Herzoge Pandulf Vorsitzender; 
bei einer Sache erscheint zunächst der Kaiser als Leiter der Verhandlung, 
ertheilt auch selbst die Investitur, während schliesslich per iusaionem d. im- 
peratorU der Herzog den Bann verhängt; bei einer zweiten erscheinen beide 
gleichbetheiligt, aber den Bann spricht wieder nur der Herzog.® In andern 
Fällen beauftragt der König nach erfolgtem Spruche einen der Beisitzer, den- 
selben durch Investitur und Bann auszuführen; so 901 einen Vasallen, 983 
einen Bischof, 1022 mehrere Königsboten.® Bei einem Streite um die Abtei 
Farfa 971 wird zwar vom Kaiser im allgemeinen für den einen Bewerber ent- 
schieden, die nähere Regelung und Ausführung der Entscheidung dann aber 
drei anwesenden Grossen aufgetragen.® In andern Fällen wird nur die Klage 
vor dem rcsidirenden Kaiser vorgebracht, welcher dann andere Personen mit 
der Verhandlung und Entscheidung beauftragt; diese setzen sich an einem 
andern Orte zu Gerichte ; vom Kaiser wird nur etwa noch bemerkt, dass auf 
seinen Befehl die Urkunde gefertigt sei ^ oder dass über ein während der Ver- 
handlung sich ergebendes Rechtsbedenken eine Entscheidung von ihm einge- 
holt wird.® 

161 . — Das nähert sich denn schon der in früherer Zeit am häufigsten 
vorkommenden Form, der nämlich, dass der König zwar am Gerichtsorte 
anwesend ist, sich aber jeder Thätigkeit enthält, seine Gegenwart als unthä- 
tigerVorsitzender nur dazu zu dienen scheint, das.iVnsehcn der Gerichts- 
sitzung zu erhöhen. Dann wird überhaupt nicht der König, sondern sein Stell- 
vertreter als eigentlicher Vorsitzender, als Jieaitlens in iudicio aufgeführt, 
jener Ehrenvorsitz des Königs aber regelmässig durch Praeesee bezeichnet; 
die stehende Eingaugsformel lautet: Dum — in loco N., ubi domimts N. 
fllorioaiaaimua rex praxerat, in iudicio resideret N. comea palatinua ; ver- 
einzelt aucli 915: ubi d. B. gl. rex prehxiHit et aiiiim gcniTcdem lenebat 
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placiivm. ' Dass der König persönlicli gegenwärtig war tritt noch bestimmter 
hervor, wenn es lOHheisst: Dum — imperafor — preesaet — ibiqueinehia 
preaenti» in iudicio adeaaet d. O. comea palacii.'^ In allen Fällen, wo sich 
diese Formeln finden, wird dann einer weitem Theilnahine des Königs nicht 
mehr gedacht; nur dass er vereinwlt unter denen anfgofilhrt wird, auf deren 
Geheiss die Urkunde gefertigt wurde. ’ 

Dieser unthätige Vorsitz des Königs findet sich sogleich in der ersten 
mir bekannt gewordenen Beurkundung einer .Sitzung des italienischen Hof- 
gerichtes aus fränkischer Zeit ; es handelt sich oflenbar um dieselbe Sache, 
wenn es mit abweichender Fonnel 800 heisst: Dum — coniunxiaaet Pipinua 
mapniia rex cancelha in finihus Spolctania et reaedlaaem ego Bebroardua 
comea palatii in iudicio.* In longobardischer Zeit findet sich dafür kein 
Beispiel, weder im Gerichte des Königs, noch dem der Herzoge von Spoleto 
und Benevent; denn wenn der König 762 eine .Sache durch andere Richter im 
Palaste entscheiden lässt und dann ihr Urtheil tiestätigt*, so ist da das Ver- 
hältniss doch ein anderes. Dennoch möchte ich glauben, dass es sich dabei 
um einen altlongobardischen Brauch handelt, da das Xichtvorkonnnen in der 
verhältnissmässig geringen Zahl longobardischer Gerichtsurkunden das kaum 
ans.schliesst. Für eine Znrückfiihrung auf fränkische Einrichtungen scheint 
mir jeder Anknüpfungspunkt zu fehlen. Dagegen lässt sich derselbe Brauch 
wenigstens im neunten .lahrhunderte und später im Hofgerichte der longobar- 
dischen Fürstenthümer nachweisen. Wichtiger ist noch, dass wir ihn in den 
ersten Zeiten nach der fränkischen Eroberung, wo eine Einwirkung fränkischer 
Einrichtungen noch durchaus unwahrscheinlich ist, auch in Oltsgerichten, ins- 
besondere zu Lucca finden werden, dass der Brauch dann hier aufhört und 
zwar sichtlich gerade in Folge von Umgestaltungen des Gerichtswesens, welche 
wir fränkischem Einflasse zuzuschrciben haben. Wir hätten dann anzunehmen, 
dass es sich um ausnalimsweises Beibehalten eines früher weiter verbreiteten 
Brauches nur für den König handelt; denn bei andern Reichsrichtern ist ein 
solcher unthätiger Vorsitz später nicht nachzuweisen. 

Wenn der Brauch sich so lange hielt, so hat man offenbar Werth darauf 
gelegt, dass .Sachen, wenn auch ohne thätige .Mitwirkung, doch in Gegenwart 
des Königs erledigt wurden. Es dürfte danach auch kaum zufällig sein, dass 
bei den Erwähnungen des bevorzugten Gerichtsstandes vor dem Könige durch- 
weg zunächst nur die Anwesenheit des Königs betont wird ; es heisst in prae- 
aentia noatm, comm noatrac maieaUitia praeaentia, ante imperatorem.^ 
Dass der König zugleich Richter sein solle, ist nicht gesagt, in einem Falle 
sogar ausdrücklich ein anderer Reichter vorgesehen; 1081 bewilligt der König 
t an Lucca: ut Longohardua iudex iiulitium in tarn dicta civitate vel in 
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d.i.ss es sich um einen Versiebt de.s Msbus handelt. 4. Galletti Gabio 60. ö, Troya 
5, 195. 6. Vgl. § 153 n. 11; S 156 n. 3. 4; S 157 n. 2. 4. 
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buvffo aut placitum non exerteat, nUi noatraaiU filii noatri presente per- 
sona vel etiam canceUarii noatri.'^ 

Doch ist der Brauch selbst in den Gerichtsurkunden dieser spAtem Zeit 
nicht mehr naclizuweisen. Jene gewöhnliche Formel eines blossen Praeesse 
des Königs finde ich zuletzt 1014 angewandt^; es mag zufällig sein, dass das 
mit dem Aufhören der Stellung des Pfalzgrafen als regelmässigen Vertreters 
des Königs im Hofgerichte zusammcnfallt. Wird 1038 in mehreren Urkunden 
erwähnt, dass der Hofkanzler zu Gerichte gesessen habe per data licentia d. 
Conradi imperatoria, qui ihi aderat, so ist das wohl nur eine neue Formel 
fiir dieselbe .Sache.® 

Unter den drei letzten Saliern ist dann aber der Brauch üljerhaupt nicht 
mehr nachzuweisen. Wird ihre Anwesenheit in den Urkunden überhaupt er- 
wähnt, so erscheinen sie auch immer selbst als Vorsitzende Richter. Und auch 
für jene Vertretung bei einzelnen richterlichen Handlungen finden sich keine 
Beispiele mehr in den ziemlich zahlreichen Beurkundungen der von ihnen ge- 
haltenen Gerichtssitzungen. Von K. Lothar sind mir Gerichtsurkunden nicht 
bekannt geworden; nach Berichten der Geschichtschreiber scheint auch er 
gewöhnlich persönlich im Hofgerichte den Vorsitz geführt zu haben.'® 

162 . — ln der stau fischen Zeit hat sich da manches anders ge- 
staltet Als K. Friedrich 1 wieder häufiger in Italien war, mochte das alte 
Herkommen vielfach in Vergessenheit gerathen sein ; es hatte sich überdies 
unter dem Einflüsse der Üchule von Bologna das Gerichtswesen in Italien 
überhaupt wesentlich geändert. Zeigt sich demgemäss auch die persönliche 
Theilnahme des Kaisers an der Rechtspflege jetzt vielfach durch altrömischen 
Brauch beeinflusst, so scheint andererseits auch ein gewisser Einfluss deutscher 
Einrichtungen sich geltend zu machen. 

Dass der Kaiser in öffentlichen Gerichtssitzungen vorsitzt und 
die .Sache selbst zur Entscheidung führt, scheint jetzt regelmässig nur noch 
vorzukommen, wenn es sich mn wichtigere Angelegenheiten der Reichsstände, 
insbesondere um schwerere Strafsachen derselben handelt. So insbesondere 
bei Verhängung des Reichsbamies *, wo die Sache unter Vorsitz des Kaisers 
verhandelt und das Urtheil öffentlich und mündlich verkündet wird. Der Kaiser 
kann dasselbe ore proprio geben*, oder auch durch einen andern sprechen 
lassen, wohl ira Anschlüsse an den altrömischen Brauch, wonach der Quaestor 
sacri palatii die kaiserliche Entscheidung verliest®, oder an das Vorrecht der 
Judices illustres, die .Sentenz durch einen andern vortragen zu lassen*; so 
heisst es 1239 bei Bannung des Markgrafen von Este: F. d. gr. Rom. im- 


7* Arch. storico lOb, 4. In dieser Steile würde demnach auch für einen Reichsbeamten ein 
solcher passiTer Vorsitz in Aussicht genommen sein; in Gerichunikunden habe ich das nie 
gefunden, abgesehen ron der Romagna, auf deren besondem Brauch wir spMer zurück* 
kommen. 8. Antich. Est. I, 111. 9. Antiq. It. I. 307. 471. 2, 983. IO« Petr. Diac. 

Mon. Germ. 9, 822. 834. Landulf. iun. Script. It. 5, 518. 

162 . — 1 . Vgl. die S 79 n. 2 angeführten Falle: auch § 71 n. 6; § 73 n. 2. 
2, 1220: Huillard 2. 48. 3. Bethmann Handbuch 1. 119. 4 . Tancred P. 4. t. 1. 6 3. 

Ein Reichslegat lisst 1213 einen Hofrichter statt seiner die Gründe der Bannung rortragen« 
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perator — per os d. Petri de Vhiea iudicia imperialia aale in Azzonein 
inarehionem Jleatenaem — co dotmno imperatore aemper ibidem aatante et 
iubenle taletn indixit aententiam, qui d. Pelrua de Vinea aedena auper 
equion htaau dieti imperatoria aie dixit alta voce usw.® Es sind das Fälle, 
auf welche wir später genauer zurückkoinmen ; es zeigt sich dabei, zuinal im 
zwölften Jahrhunderte, ein Verfahren eingehalten, welches überhaupt dem sonst 
in dieser Zeit in Italien üblichen Vorgehen nicht entspricht, sich dagegen viel- 
fach überaus nahe den im deutschen Ilofgerichte üblichen Formen anschliesst. 

Oeffentliche und mündliche Entscheidungen hat der Kaiser dann wohl 
auch gegeben, wenn er als Schiedsrichter urtheilte, sei cs, dass er dazu ge- 
koren war, sei es, dass er Unter\»'erfung unter seinen Schiedsspruch verlangte; 
so 1175 bei Streitigkeiten zwischen Genua und Pisa®, 1185 zwischen Tortona 
und den Markgrafen vonGavi*’, 1191 zwischen Creiuona und Bergamo einer- 
seits und Brescia andererseits®; seine Stellung als Kaiser fiel dabei weniger 
ins Gewicht; er wird sich an die sonst üblichen ('omien gehalten Italien. 

Von diesen Fällen abgesehen werden öfientliche Gerichtssitzungen nur 
noch selten erwähnt So wissen wir durch Hagöwin, dass der Kaiser 1158 zu 
Roncalia üflentlich zu Gerichte sass und die verschiedenen ihm vorgebrachten 
.Sachen thcils selbst, theils durch delegirtc Richter entschied®; wir haben noch 
spätere Zeugenaussagen über einen Streit zwischen dem Bischöfe von Brescia 
und dem Abte von Leno, welcher dort in conapectu imperialia maiealatia 
und aitb tentorio imperatoria, ubi d. imperator preaidebat, entschieden 
wurde. Eine Besitzstreitigkeit zwischen dem Bischöfe von Freising und 
Ezciin wird 1 1 59 in preaentia imperatoria durch von diesem bestellte Richter 
entschieden. * ' Später scheint das nur noch selten der Fall gewesen zu sein. 
Bei einer Klage des Bischofs von Turin gegen den Grafen von Savoien 1185 
heisst es: Super Ha porrecto libello in palatio imperatoria iuxta Papiam 
coram d. imperatore reaidente imperiali more aptid a. Salvatorem, woliei 
wohl an eine feierliche Gerichtssitzung zu denken ist; cs wird dann auch noch 
erwähnt, dass der Kaiser den Beklagten laden lässt; aber die Sache erscheint 
dann an den Generallegaten übertragen, der die peremtorische Ladung erlässt 
und später in Abwesenheit des Kaisers eutsclieidet. Elienso klagt 1232 
Siena gegen Florenz domino F. imperatore — ad Preeinam aolemnem cu~ 
riam regente; die Sache wird dann wohl in seiner Gegenwart, aber durch 
zwei von ihm besteUte Richter entschieden.*® Solche öfientliche Gerichts- 
sitzungen mögen vorzugsweise dazu bestimmt gewesen sein, Klagen an den 
Kaiser zu bringen, obwohl bei der jetzt verlangten schrifllichen Einbringung 
derselben in einem Libell darauf weniger Gewicht fallen mochte; bei Ent- 


1C2. — ] spricht dann aber die Bannfomel unter Anfwerfuog des Uandschuhs selbst. Bdh- 
Dier Acta 637. 5, Uuillard 5. 319. 6« Mon. patr. Cod. Sard. 1. 248; rgl. Ann. Gonnens. 
Mon. Germ. 18. 97. 7. CosU 37. 8. Toeche Heinr. VI. 613. 9. Badoric. 1. 2. c. 5. 

19. Zaccaria leno 136. 137. Ebenda 179 ein Zeugniss, das.s der Kai.ser sieb bei solchen 
Verhandlungen der lateinischen Sprache bediente, deren er auch nach andern Zeugnissen 
mächtig war. II, Verci Ecel .3, 37. 12, Mon. patr. Cb. 1, 938. 18, Huillard 4. 415. 

Der Ausdruck curiam regert beseichuei in Suilien regelmässig: au Gerichte sitsen. 
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Scheidungen des Ilofgericlitcs oder sonstiger vom Kaiser bestellter liiohter 
wird auch sehr häufig von der Klage bemerkt, dass sie b<'im Kaiser einge- 
bracht sei; es heisst etwa: cnm fuhset controvcrsia apiiJ impcratm-em 
oder dass der Kläger veniens ante \>resentiam d. iinperaloris seine 
Klage erhob'*, oder ab imperatorc die Erledigung verlangte'*; oder es geht 
auch wohl noch die Ladung von ihm aus'^; aber an der Verhandlung in der 
Gerichtssitzung erscheint er ganz unbetheiligt, scheint selbst bei den doch am 
Hofe gehaltenen .Sitzungen des Hofgerichtes nur ausnahmsweise anwesend 
gewesen zu sein. "* 

163. — Dieses Zurückziehen des Kaisers von öffentlichen Gerichts- 
sitzungen schloss nun aber nicht aus, dass der Kaiser dennoch manche an ihn 
gebrachte Sachen persönlich entschied. Die Erledigung erfolgte dann durch 
schriftliche Entscheidungen dos Kaisers, durch RescripUun, wie 
eine solche Urkunde wenigstens in einem Falle genannt wird ', während der 
Ausdruck JJecretum, vielleicht wegen der bestimmten kirchenrechtlicheu Be- 
deutung, bei kaiserlichen Entscheidungen nicht gebraucht zu sein scheint, 
wenn auch vom Deccmerc des Kaisers oft die Rede Lst. Die Form der Ent- 
scheidung und ihrer Beurkundung ist da eine wesentlich andere. .Sonstige ge- 
richtliche Entscheidungen liegen uns regelmässig vor in einer Ausfertigung des 
Notars, welcher ülicr die Gerichtssitzung und das vor ihm gesprochene oder 
verlesene Urtheil, welches er in der Regel wörtlich aufnimmt, berichtet. liier 
erklärt inmier der Kaiser selbst in einer von ihm ausgestellten Urkunde, dass 
er hiemit so und so entscheide, nicht etwa, dass er zu Gerichte sitzend so und 
so entschieden habe; die Entscheidung erfolgt überhaupt erst durch die Aus- 
stellung der bezüglichen Urkunde. 

Aus der Zeit K. Friedrichs I sind mir nur zwei derartige Erledigungen 
von Appellationssachen bekannt geworden; ihrer Form nach sind es -Schreiben 
an die obsiegende Partei, obwohl diese nur in einem Falle die appellirende ist. 
Dem Kapitel von Panna schreibt der Kaiser 1 158, da sie gegen ein Urtheil 
an ihn appellirt, ihr Gegner aber, pereratorisch geladen, nicht erschienen sei, 
idi’o noalra imperiali auctoritale, quoiüamlitto'as nostraa aprerit, aimlen- 
fiatn illam caaaamiia et poaaeaalonem, ut ante aententiam illain habaiatia, 
in vohia conßrmamua.^ Im andern F.alle 1182 schreibt der Kaiser von 
Deutschland aus den Markgrafen von Este, führt wörtlich ein Urtheil an, 
welches zu deren Gunsten gegen die Leute von Este gesprochen war, und fahrt 
fort: A qua aenientia predicü hominea de Eate ad ma appellaverunt ; ob 
quam rem habito conailio fidelium et aapientum noatrorum predictam 
aententiam laudamita et eonßnnaimtaA Die Urkunden sind in einfachster 
Briefform gefasst, ohne Zeugen oder Andeutung sonstiger Beglaubigung, welche 


1*. 1162: Aff6 P»rin« 2. 372. 15. 1 196 : ügfielli 3. 713. 16. 1210: Miturelli Ann. 

4, 306. 17. 1186: .\rchiT zu Siena noch WUstenfeld. 18. Auodriicklich erwähnt finde 

ich da:, nur 1164. 1186: Ughelli 2, 693. Archir zu Siena. 

1«3, — 1. VgL n. 5. GewöhaUeb wird die Urkunde, wie »ontt« nur *U tcripinui 
oder pußnu bezeichnet. 2. Affe P. 2, 371. 8. Anüch. Est. 1, 350. 
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wohl nur im Siegel, dessen Vorhandensein aber auch in der Urkunde selbst 
nicht erwähnt ist, zu suchen war. 

Dagegen sind in späterer staufischer Zeit die mir bekannten 
Entscheidungen, bei denen es sich allerdings durchweg mu wichtigere Ange- 
legenheiten handelt, in den feierlichen Formen kaiserlicher Diplome gefasst ; 
sie sind nicht an die Partei, .sondern an alle Reichsgetreue gerichtet, mit 
Strafandrohungen fiir die Uebertreter, Siegelformel, Zeugen und vollständiger 
Datirung versehen. So entscheidet K. Otto 1210 über eine Klage des Abtes 
von S. Salvator gegen die Leute Von Radicofani durch Urkunde, welche er 
dem altroinischen Ausdrucke entsprechend als Itane noatram pracmaticam 
sanctionan bezeichnet*; wiederholt gebraucht er den Ausdruck preaena re- 
aeriptam 1212 für Urkunden, durch welche er auf Klage des Markgrafen 
Bonifaz von Este den Markgrafen Azzo der Vormundschaft über denselben 
für verlustig erklärt, während er in der zweiten demselben die Hälfte des 
väterlichen Erbgutes zuspricht. * In der Form kaiserlicher Diplome liegen uns 
denn auch die schon früher be.sprochencn Entscheidungen von 1187, 1193, 
1226 und 1232 vor, durch welche der Kaiser die Kassation von Urtheilen 
ausspricht.® Auch Strafsachen scheinen jetzt wohl ohne weitere Förmlich- 
keiten einfach durch ein .Schreiben des Kaisers an den betreffenden Beamten 
erledigt zu sein, worin er ihm unter Mittheilung des Thatljestandes die Aus- 
führung der angegebenen .Strafen befiehlt; so 1238 bei Bannung des Paul 
Traversaria, der .Stadt Genua es fehlt jede Andeutung, dass irgend eine 
fiinnlichere Urtheilsfallung vorhergegangen sei, die Vemrtheilung scheint durch 
das betreffende .Schreiben selbst zu erfolgen. 

164 . — Ungleicli häufiger sind die Fälle einer Erledigung durch 
Ueberweisung der .Sache an andere Richter, indem der Kaiser die 
auf dem Wege der Klage, Appellation, .Supplikation oder auch Relation an 
ihn gebrachten Sachen anderen Richtern zur Entscheidung übergab. Der all- 
gemeine Ausdruck dafür ist Cauaain coinnüttere oder committere tt dele- 
pare; der schriftlich gegebene Auftrag heisst Commiaaio oder Lilterae com- 
miaaionia. Es waren dafür zunächst, wie wir mehrfach sehen werden, die 
Grundsätze des römischen Rechtes über die Delegation massgebend. 

Dabei konnte der Kaiser sich zunächst des ständigen Hofgerichtes 
bedienen. Wir bemerkten bereits, dass dieses mehrfach entschied, auch wo 
unmittelbare Einbringung der Klage beim Kaiser erwähnt wird. * Und dann 
dürfte der Ilofvikar nicht an und für sich, sondern nur auf besondem Auftrag 
zur Entscheidung befugt gewesen sein. .So heisst cs 1 1 96, dass der Beklagte 
a preaentia predicti vicarii, cid cauaa predicta cognoacenda et definienda 
omnino a dicto d. imperatore /uerat comndasa, coiiiutiMciter ee aubtra- 
xiaael^; und aus einem Falle 1211 ersehen wir, dass auch die Kommission an 
den HofWkar schriftlich erfolgte. ® Oder der Kaiser bestellte nur zur Entschei- 

1 « 3 .—] 4 . Böhmer .\ct» 226. 5. Antich. Est. 1. 396. 397. «. Vgf. oben S 151. 

7. Huillard 5. 223. 237. 

164 . — 1. Vgl. S 162 n. 14. 2. üghcIU 3, 713. 3. Böhmer AcU 229. Vgl. 

B«ilage von 1211 Jan. 10. 
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düng des Einzelfalles dclegirte Richter, was insbesondere dann geschah, 
wenn es sich zweckmässiger erwies, die Sache an Ort und Stelle, statt am 
Hofe zu entscheiden. 

Es stand aber auch wolil nie etwas im Wege, dass der Kaiser den or- 
dentlichen Richter zur Entscheidung der Sache anwics. AVir erwähnten 
bereits, dass K. Lothar die an ihn gebrachte Klage eines Mailänders empfeh- 
lend den Konsuln von Mailand überwies.^ Die beiden Podestaten von Parma, 
damals vom Kaiser gesetzte Beamte, entscheiden 1160 eine .Sache als con- 
stitiUi ab impei'atore coffuitores litis\ 1165 Bnden wird die Konsuln von 
Mailand als Delegirte. ® Aber häufiger scheint das doch in früherer staufischer 
Zeit nicht geschehen zu sein ; so weit die ordentliche Gerichtsbarkeit in den 
Händen gewählter städtischer Behörden oder erblich verliehen war, ist es 
erklärlich, wenn der Kaiser es vermied, durch häufigere Delegirung der ordent- 
lichen Richter diese an die Entscheidung auch der dem Reiche vorbchalteneii 
Sachen zu gewöhnen ; wie umgekehrt erklärlich ist, wenn die städti.schcn Be- 
hörden zu verhüten suchten, dass Sachen, für welche sie kompetent waren, an 
den Kaiser gebracht und damit ihrer Entscheidung entzogen wurden. ‘ In dieser 
Richtung mag mehlfach ausdrücklich zugestanden sein, dass der Kaiser solche 
zunächst dem Stadtgerichte zur Entscheidung zuzuweiseu hatte; wenigstens 
dürfte sich das aus dem Privileg für Genua 1162 ergeben, in welchem es 
heisst, dass jeder Genueser nur vor den dortigen Richtern zu Rechte zu stehen 
habe, weiter aber; Et ai tioa praecejhfiinua, aliciii faeimdum esse iuati- 
tiam, in/ra tmniniim convenienlem ei iualitiam faciant lanuenaea iu- 
dicea — ; quod ai noluerint, ante noa ipaa iuatitia fiat.^ 

Dieses Verhältniss gestaltete sich dann anders, als in den spätem Zeiten 
K. Friedrichs II im ganzen Reiche, soweit es überhaupt die Hoheit des 
Kaisers anerkannte, die Gerichtsbarkeit durch kai.scrliche Beamte geübt wurde. 
Nur ausnahmsw’eise wurden jetzt noch delegirte Richter für den Einzelfall 
bestellt; wurden die Sachen nicht an das kaiserliche Grosshofgericht ver- 
wiesen, so beauftragte der Kaiser die bezüglichen- ständigen Reiclisbeamteu 
mit der Erledigung. Vorzüglich nur in .solchen Fällen, wo der Kaiser dem 
Grossholjustitiar eine Sache zur Untersuchung Oberträgt, um sie spmehreif an 
ihn zurückzusenden, oder wo der GrosshoQustitiar ans eigenem Antriebe dem 
Kaiser eine Sache spruchreif einsendet, weil er sich nicht getraut, sie aine 
speciali conaeiiau principia zu enLsclieiden®, übergibt der Kai.ser die Sache, 
nachdem er sich darüber Vortrag erstatten Hess, zur Entscheidung an Richter, 
welche er für den Einzelfall aus seinen Hofrichtern oder seiner sonstigen Um- 
gebung bestellt.'® 

165. — In diesen letzten Fällen handelt es sich nicht mn Ueberweisung 
der ganzen Sache zu selbstständiger Behandlung, sondern nur um Ueber- 
weisung zur Urtheilsfällung in einer bereits spruchreif vorliegenden 

4. Vgl. s 149 n. 9. 6. Afft) P. 2, 371. fl. KoboUni 3. 144. 7. Vgl. S 150 a. 9; auch 
Böhmer AcU 229. 8. Autiq. It. 4, 254, 9. Vgl. S 152 n. 8. 10. Vgl. Huillard 2, 379. 
382. 431. 
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•Saclie; Ps heisst vom Kaiser: jyreci’pil negotium ipsum imUriaV oententla 
terminari ; es erfolgt keine weitere Verhandlung, es wird nur ein Prokurator 
ad sententiam audiendam bestellt, die Sentenz lediglich auf Grundlage der 
vorliegenden Akten gesprochen. In einem Falle wird dann die Sentenz, an- 
scheinend sogleich*, vom Kaiser in perpelnurn bestätigt, wie sich fnülich 
solche Bestätigungen, worauf wir zurückkommen, auch sonst finden, und das 
Gewicht derselben hier vielleicht nur darin zu suchen ist, dass es sich um eine 
Klage gegen den Fiskus handelte. 

Es könnte da aber doch ein sehr wesentlicher Unterschied bestehen. 
Wird eine Sache delegirt, so ist die Berufung an den Delegirenden gestattet, 
al.so in jenen frühem Fällen an den Kaiser. Es findet sich nun aber in den 
Gerichten der staufischen Zeit sehr häufig die Fonn, dass der Vorsitzende 
Richter einen Beisitzer mit der Urtheilsfilllung beauftragt. Wir werden darauf 
später genauer einzugehen haben ; es dürfte vorläufig ein Beispiel genügen. 
Beim Erzkanzler und Legaten Reinald wird 1163 eine Klage eingebracht: 
llor audito d. archieaneellarhis misit pro iam dictis fratribuo et auditis 
auh iiiramento teatihna eognovit verum esse, qmd abbaa aaseverahat; tan- 
dem precepit Obizo iudici auo, ttt vice eiiia sententiam de Itoe proferret ; 
worauf der Judex das Urtheil spricht.* Diese Fonn finden wir insbesondere 
auch im Hofgerichte ; das Urtheil spricht in der Regel nicht der Vorsitzende 
llofvikar, sondern einer der beisitzenden Ilofrichter. Hier hat zweifellos das 
Urtheil dieselbe Kraft, als wenn es vom Vorsitzenden selbst gesproidien wäre; 
es ist weniger ein Urtheil der einzelnen Person, als des Gerichts, dessen Be- 
fugnisse durch die des Vorsitzenden bestimmt sind; eine Berufung würde dem- 
nach auch nicht von dem urtheilenden Beisitzer an den Vorsitzenden gestattet 
sein, sondern nur an den höhern Richter. Wir werden kaum fehl gehen, wenn 
wir da die Grundsätze des römischen Rechts über die Iiiriadietio mandata 
im Gegensätze zur delegata als massgebend betrachten, wonach deijenige, 
dem mandirt ist, nur die dem Mandanten selbst zustehenden Befugnisse als 
dessen .Stellvertreter ansübt, von ihm demnach auch die Bemfung an den- 
jenigen geht, an welchen vom Mandanten zu appelliren wäre.* 

Liesse sich eine entsprechende Fonn für das Gericht des Kaisers nach- 
weisen, so würde in solchen Fällen das UrtJieil die Kraft eines Urtheiles des 
Kai.sers selbst haben und damit weitere Berufung überhaupt unzulässig sein. 
Jene Fälle, wo K. Friedrich II die spnichreife .Sache zur Urtheilsfilllung ül>er- 
weist, unterscheiden sich von der angedeuteten Form doch wesentlich nur 
dadurch, dass das Urtheil nicht unter |K*rsönlicheni Vorsitz«» des Kaisers ge- 
sprochen wird; es mochte demnach, wenn wir den einen Fall verallgemeinern 
dürfen, noch «üner Bestätigung des Kaisers bedürfen, um rechtskräftig zu .sein. 

Dasselfie Verfahren scheint mir nun aber auch bei einigen andern Fällen 
vorzuliegen, bei welchen sich überdies wohl kaum zufällig ein engerer Aji- 


165. - 1. ffuinard 2, 432. 434; Urtheil und BestStigung sini) beide nur totn 
Monate Mai datirt. Ü, Uena e Cainici üb, 28. S* L. 1. $ 1. big. 1, 21; L. 16 T)ig. 2, I; 
I* I. S I. Dig. 4!», 3. 
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Kchluü.s an den römischen Sprachgebrauch in der Weise zeigt, dass hier nicht 
von Kommission oder Delegation die Rede ist, sondern von lieber Weisung 
durch Mandat, indem das Urtheil de mandato des Kaisers gefällt wird. 
Und auch sonst zeigen sich Eigenthömlichkeiten , welche dem Begriffe der 
mandirten Jurisdiktion entsprechen. Ein delegirter Richter des Kaisers ent- 
scheidet 1196 für die Leute von Casale gegen den Bischof von Vercelli. 
Dagegen wird appellirt. Die Appellation kommt dann im Hofgerichte zur 
Entscheidung und der Hofvikar urtheilt de mandato d. imperatoris, dass 
schlecht geurtheilt und wohl appellirt sei. Dabei fallt zunächst auf, dass der 
Hofvikar selbst urtheilt, während in dieser spätem Zeit sonst in allen mir 
bekannten Fällen das Urtheil durch einen der beisitzenden Ilofrichter ge- 
sprochen wird, und zwar auch dann, wenn der Hofvikar nicht .schon kraft 
seines Amtes, sondern durch spezielle Kommission zur Entscheidung der Sache 
berufen ist. Ist unsere Auffassung richtig, so würde das genau dem Satze 
entsprechen, dass die mandirte Gerichtsbarkeit nicht weiter mandirt werden 
darf'*, bei einem Urtheilsmandate des Kaisers der Beauftragte demnach per- 
sönlich zu urtheilen hatte. Es fallt weiter auf, dass während dem Delegatus a 
principe die Exekution seines Urtheils zusteht, diese demnach sonst auch Sache 
des Hofvikar ist, hier der Kaiser selbst den Befehl crtheilt, den .Spruch des 
Vikar auszufuhren, was durchaus mit der Auffassung stimmen würde, dass 
jener Spruch als ein Spruch des Kaisers selbst zu betrachten sei. Der Kaiser 
fügt nun weiter dem Befehle zur Besitzeinweisung zu: Nee si Casalenses 
dixerint appeüaage a predicta sententia vel suppUcasae nobis, propterea id 
diinittat, ipto» in äoc qiioniam non attdivimua; und später befiehlt er, die- 
selben bei weiterer Widersetzlichkeit ohne Verzug zu bannen, licet dixerint 
ae ad maiestatia nostre audientiam appeUaaae, ciim ipaa aententia de 
mandato noatro per viearitim et ittdieea eitriae noatrae coneorditer pro- 
mulgatunx fuerit et a nohia poatmodum eonfirmata.^ Da wie von andern 
Delegirten, so auch von delegirten Appellationsrichtem des Kaisers noch ap- 
pellirt werden konnte®, da weder zu erweisen, noch irgend wahrscheinlich ist, 
dass der Hofvikar als solcher inappellabel war, so wird für die Nichtzulassung 
der Appellation wohl nur als massgebend betrachtet werden können, dass das 
Urtheil de mandato des Kaisers gesprochen war und, von ihm bestätigt, die 
Kraft eines von ihm selbst gesprochenen Urtheils hatte. 

Bei einem andern Falle, den ich hieherziehen möchte, war 1185 vor dem 
Hofvikar ein Urtheil ftir den Prior von Vivo gegen den Grafen von .Sarteano 
gesprochen, aber nicht ausgeführt. Der Prior wendet sich 1210 Januar mit 
einem Executionsgesuch an den Hofvikar, wogegen die Erben Ungültigkeit des 
frühem Urtheils einwendpli. ln gewöhnlicher Weise erklärt dann einer der 
Ilofrichter, dass das Urtheil als gültig auszuführen sei. Dann heisst es im 
August, dass, da der Prior gestützt auf die frühere Sentenz und auf das spätere 
Exekutionsmandat poatidaret ab imperatore, nt illaxn aente-ntiam faeeret 
attendi et effeetid mancipari, die Erben des Grafen dagegen aus verschie- 
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denen Gründen Nrillität der Sentenz geltend machten. Der Kaiser wird hier 
jedenfalls angegangen als der höhere Richter, sei cs, weil der Hofvikar nicht 
im Stande gewesen war, die Ausführung zu erzwingen, sei es, dass eine Nich- 
tigkeitsbeschwerde der Erben das nochmalige Verfahren veranlasste. Von der 
Erledigung heisst es dann: Tatulem ego Albertu« Struziu-g Cremomtisia 
impn'iaUs curie iudex de apetiali nmndato d. Ottonis d. gr. Itom. impe- 
rnloris et nuindato d. Ciim'adi Spirenaia epiacopi imperiaUa aide can- 
eellarü et d. llenrici Mantuani epiacopi imperialia aulc vicarii et Prea- 
bifleri Caccle preaentia, Johannis de Pado et Ruffini de Porta Placentino- 
rum imperialia aale iudietnn, dico et precipio, dass die Brüder dem Prior 
gemäss dem Urtheile in angegebener Frist zahlen und ihn in Besitz setzen 
sollen, aber aalro de mandato d. imp&raloi'ia in Omnibus et per omnia iure 
dietorutn fratrumJ Es handelt sich hier offenbar nicht um ein nochmaliges 
Exekutionsmandat des Ilofgerichts, wenn Uofvikar und Ilofrichter auch gegen- 
wärtig sind; der Spruch Al berts ist nicht als .Spruch des Ilofgerichts *, sondern 
des Kaisers aufzufassen, zumal dieser nach der Sclilussstelle auch unmittel- 
baren Einfluss auf die Fassung des Spruches genommen hat. 

Ist in keinem dieser Fälle der fiersönlichen Anwesenheit des Kaisers ge- 
dacht, dieselbe beim ersten höchst unwahrscheinlich, so dürfte hieher schliess- 
lich auch noch einer der seltenen Fälle öffentlicher kaiserlicher Gerichts- 
sitzungen zu ziehen sein. Domino F. — iinperaiore ad Precinam solemnem 
euriam regente und in Gegenwart vieler Grossen klagt 1232 ein Sindikus 
der Stadt Siena wegen Gewaltthaten gegen Florenz auf Scliaden-sersatz und 
Bestrafung nach dem Gesetze; weiter ein Advokat des Fiskus auf zehntausend 
Mark wegen Ungehorsams gegen die unter solcher Strafandrohung geschehene 
Ladung, und auf hunderttausend Mark, weil Florenz nnter Androhung der- 
selben die Befehdung von .Siena untersagt war. Die Ladung geschah ex parte 
d. imperatoria durch einen nunlius d. imperatoris; der Kaiser erscheint 
'dann auch am Verfahren noch betheiligt, insofern er das Gerichtszeugniss 
abgibt, der Gehorsam der einen, der Ungehorsam der andern Partei ex re- 
menwratione et testimonio domiui nostri imperatoris festgestellt wird. 
Dann aber heisst es: Xoa G. de Arneaten imperialia in Italia legatua et 
vmgiater P. de Vinea. magne imperialia curie iudex de apeeiali mandato 
d. nostri imperatoris euriam aolenmiter fecimua congregari de eomitibua 
et baronibua et iunaperitia, qui in curia ipaa erant, et diligenti cum eia 
conailio hahito, pronunptiamua in hoc forma, dass nämlich Florenz zu den 
vom Fiskus geforderten .Summen und zu sechshunderttausend Pfund .Schadens- 
ersatz an .Siena verurtheilt sei. Schliesslich heisst es dann noch, dass das 


165. — ] 7# Mittarelli Ann. 4, 133. 290. 306. 8> Nach dem anicheinend etwas rer- 

dorbeuen Text kann sich auch auf den HofTikar eben so wohl das nachfolgende ftrae- 
sentiu, als das Torhergehende marutalo beziehen. Nicht zu erklären weiss ich das Mandat 
des Hofkanzlers, welcher in dieser Zeit ausser aller Beziehung zur Reichsgerichtsbarkeit 
zu stehen scheint, während er, wie wir sehen werden, im eilften Jahrhunderte allerdings 
gerade iin Uofgerichte eine herrortagende Stellung einnimmt. 
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geschehen sei zu Aprocina ibidem d. notfro imperatore pritente, wonach 
Wohl auch dessen Anwesenheit heim Urtlieile selbst nicht zu bezweifeln ist.® 
Nach diesen, allerdings vereinzelten Zeugnissen, wird eine Art der Er- 
ledigung nicht zu bezweifeln sein, bei welcher zwar der Kaiser nicht persönlich 
urtheilte, das von einem andern für ihn gesprochene Urtheil aber die Rechts- 
kraft eines kaiserlichen Urtheils hatte, während das beim Urtheile des vom 
Kaiser Delegirten nicht der Fall war. 

166. — Doch war eine Einflussnahme des Kaisers auf über- 
wiesene .Sachen nicht ausgeschlossen. Nacli den früheren uns erhaltenen 
Kommissionsbriefen scheint der Kaiser in denselben sich allerdings auf die 
Rechtsfrage gar nicht einzulassen, die Kommissäre einfach anzuweisen, dem 
Rechte gemäss zu entscheiden; es heisst etwa: mandamus, quatenus par- 
tibua convocatis aiuliatis causam et eam sludeatis mediante iustitia fine 
debito tenninare.^ Den weitem Inhalt bildet dann die Ertheilung der zur 
Erfüllung des Auftrages nöthigen Befugnisse, die Zeugen zur Aussage zu 
zwingen, das Urtheil auszufUhren, das Erscheinen der Parteien oder die Aus- 
führung des Urtheils nöthigenfalls durch den Baun zu erzwingen, lleisst es 
aber wohl, das Urtheil sei gefallt inspecto etiam tenore litterarum comis- 
siolüs domini imperatoris'^, so ist doch zu schliessen, dass das Auttrag- 
schreiben auch Bestimmungen enthalten konnte, welche massgebend auf die 
Erledigung einwirkten. Dafür finden wir denn auch wohl bestiumitere Beispiele. 
Delegirte Appellationsricliter sagen 1195, die eine Partei habe sich entfernt, 
quia nos tanquam suspectos recusaverant; sed quia in litteris commissio- 
nis d. imperatoris continebatur, quod remota suspecti aecusatione nihilo- 
minus procedsremus, hätten sie dessungeachtet das Urtheil gesprochen. ’ 
Insbesondere scheint auch in den Fällen, wo nur das Urtheil auf Mandat 
des Kaisers gesprochen wird, der Kaiser bestimmtere Anweisungen gegeben 
zu haben, welche beim Urtheile zu beachten waren. So in dem besprochenen 
Falle von 1210, wo zwar die Exekution durch die Nichtigkeitsbeschwerde der 
einen Partei nicht aufgebalten werden soll, ilm aber nach Mandat des Kaisers 
weitere Verfolgung ihres Rechtes Vorbehalten bleibt* Eine vom Grosshof- 
justitiar an den Kaiser eingesandte .Sache überwies dieser nach erstattetem 
Vortrag an fünf Richter eam aut per sententiain aut per annicabilem com- 
positionem aut per nostram pt'ovidentiam ter)ninaiuiam ; sie entscheiden 
demgemäss nicht nach strengem Recht durch .Sentenz, noch nach gütlichem 
Uebereinkommen, sondern per hane mstram providentiam nach Billigkeit, 
weil sie sich überzeugten, partibus expedire, quod ita itUer eos tertmna- 
retur negotium.^ In einem entsprechenden Falle befreien die beauftragten 
Richter zwar iiu allgemeinen den Kläger von gewissen, vom Fiskus bean- 
spruchten Leistungen, aber mit dem Zusatze: nisi forte d. imperator de 


9. Uuillsrd 4, 415. 

IM. — 1. 1210. 14. 23: Beilage von 1210 Aug. 19. Bahmer Acts 237. Hoillsnl 
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adöitoräs, n'eiit viva voce protulit coram nohis, mandaret cerlttm qu!d 
exigi, wo es sich also um eine mündliche Weisung handelt.*’ 

Auch eine spätere Einflussnalime des Kaisers mochte bei Kommissionen 
wohl sogleich Vorbehalten sein. Ein Streit zwischen Bergamo und Brescia 
wird 1191 je zwei Bürgern der Städte vom Kaiser so kommittirt, quod si 
amirabiliter vel pix Heiilcutiam predietam dJacotdiam non tet'minavmnt, 
ad donüniim iinperaloi’cm rcffixantJ Doch mochte sich der Kaiser auch 
ohne solche ausdrückliche Vorbehalte immer zu späterm Eingi'eLfen befugt 
halten; 1192 schreibt er drei Delegirten, dass er ihnen die Entscheidung eines 
Streites zwischen ihm .selbst und Crema früher überwiesen habe; uolentea 
(iiitcm, ut in ahscntia nostra tarn dicta cauaa tractetur, rohia rnandamm 
et onmino jn'ecipimua, nc idferiua in ea procedcitia, et qiiicqitid interhn 
aetani fuerit, aueloritate iinperiali caaaamita.^ Im Hofgerichte wurde 1184 
eine Klage der Tiwhtcr Alberts von Este gegen ihren Oheim Obizo verhandelt ; 
während der Verhandlung heisst es: Et'imperator miait ihi ad Uloa indieea, 
nt non deherent eognoacn-e plus de feudia, que marchionea tenw'runt a 
diicibiia, quia dieebat, quod erat ratio marchionia Ohizonia.^ 

1Ö7. — Vielleicht mochte auch schon in früherer Zeit zuweilen das 
Auftragsschreiben eine bedingte Entscheidung des Kaisers ent- 
halten ; doch ist mir ein bestimmtes Zeugniss dafür aus der Zeit vor K. Fried- 
rich II nicht bekannt geworden. Unter diesem wird das nun aber die bei weitem 
gewöhnlichste Weise der Erledigung, woUi sichtlich die Formen des römischen 
Keskriptprozesses zum Vorbilde gedient haben. Die Behandlung ist bei sizi- 
li.scheu und italienischen Angelegenheiten durchaus dieselbe. Die Erledigung 
erfolgt allerdings, so weit ich .sehe, nie durch ein Reskript an die supplizirende 
Partei, sondern durch ein Mandat an den ilelegirten oder, was jetzt häufiger 
wird, den ordentlichen Richter. ’ Der Kaiser theilt ihm den Inhalt der Klage 
mit, beauftragt ihn dann aber nicht im allgemeinen, nach dem Rechte zu ent- 
scheiden, sondern die Wahrheit der .\ngabe des Klägers zu untersuchen; für 
den Fall der Wahrheit entscheidet er selbst, dass dem Verlangen des Klägers 
in dieser oder jener AVei.se zu genügen sei, den Richter anweisend, .sieh danui 
zu halten, damit er nicht nochmals durch eine begründete Beschwerde in dieser 
Sache behelligt werde. So zeigt der Kaiser 1 223 dem Bischöfe von Mileto an. 
Genannte hätten ihm geklagt, sie hätten frtiher aus Noth einem Abte Bt>- 
sitzungeu verkauft, in quaritm venditione ultra dimidiiun itiati pretii aaae- 
riut'nnt ae f uiaae deeeptoa; cum iffitur deeeptis et non deeipientihua iura 
»ubveniant, fidelitati t>te preeipiendo nuxndam.ua, quatenxia ixiquiraa auptT 
lu>e diligexiii'T verilatexn, et ai eoxiatiterit ita esae, cogaa aieut inatutxt furrit 
eundem ahbatexxx, ut vel ixiati px'ctii auppleat xjuantitatern, in qua x'exuli- 

1«.-1 8. Haillard 2, 433. 7. Arch. storico N..«!. 3b, 19. 8. Toeche Heinr. VI. G22. 

«. Antich. Est. 1, .361. 

187 . - 1 . Den Aui^dntck rtttrihere finde ich ernt gobraoeht in einem, Kon<tt 
noch genau an die unter Friedrieii II gebr&uchliche Form antchlieMenden Mandate de^ 
ReicluTikar Rudulf li?8I ; das Mandat Rolle so auagefülirt Wf*rden. qfwd not **t>H c^*rtfot 
Tttcribfre iternto Bnbiner Acta 70-1. 
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tionis tempore fuiTinf deeepti, vel reeepto preliv, tpind pro elndem per- 
solrif, i'lfieam, domiim et ternui m restitoal sitpradicfas, vt super hoe 
de cetero ad vos iiisla <jiierlwou!a non recurrat; wobei es auffallen kann, 
dass der Richter, trotz der Aufforderung der Kläger, iuxta formam impe- 
rlalis mandati nobis commissam vorzugelien, sich auf die Frage, ob wirklich 
eine Laesio enonnis vorlag, gar nicht einlässt und fiir den Abt entscheidet, 
weil der Verkauf in so bindender Form geschehen sei, dass die Kläger ihn 
nie mehr anfeehten könnten; wovon daiiti allerdings ad bnperatoris audien- 
fiam appellirt wird.^ In ähnlicher Fonn sind alle bezüglichen Mandate gefasst; 
wie das römische Recht für die entsprechenden kaiserlichen Reskripte die 
Klausel: si jn-eees veritate »itaiitar, verlangt’, so fehlt auch hier nie eine 
entsprechende Formel; es heisst, si est ita otler si rem iueetieris ita esse, si 
premissa verita-te nitantnr, si premissis veritas sufrapatur, si tibi eoti- 
stiterit de premissis.* War, wie das mehrfach der Fall war, die Klage gegen 
den ordentlichen Richter, einen Reichsbeainteii oder die .Stadtbehörde, ge- 
richtet, so erging das kaiserliche Afandat dennoch an ihn selbst.’ Zur Siche- 
rung gegen Ungehorsam mochten dann wohl noch weitere Massregeln ergriffen 
werden; 1247 befiehlt der Kaiser zunächst der .Stadt l’avia, einer gegen sie 
gerichteten Klage des AbU's von .S. .Salvator, si est ita, in angegebenerWei.se 
abzuhelfen, theilt das aber gleichzeitig dom Reichsvikar von Pavia aufVvärts 
mit, ihm befehlend, si premissa iii.vta mandatam nostram adimplere ne- 
ph'.rerint, sie dazu zu verhalten.® Nur in einem Fidle finde ich, dass das 
Mandat auch im Falle der sich herausstellenden Wahrheit nicht unbedingt 
gefasst ist; 1245 befiehlt der Kaiser in der gewöhnlichen Form dem Reichs- 
vikar von Tuszien, einer gegen ihn gerichteten Klage, si est ita, gerecht zu 
werden, aber mit dem Zusätze: nisi aliqaam eausam habeas e.rpositionis 
Biiperiiis non e.rpressam, quarr jmesens mandatum nostram e.requi non 
debeas; quam Curie nostre seribas.~ 

168. — .Sehr häufig finden sich weiter kaiserliche Rcstätigungen 
der Urt heile anderer Richter, welche nicht veranlasst sind durch 
Berufung gegen das Urtheil als ein ungerechtes, sondern durch eine .Supplik 
der obsiegenden Partei. Der Kaiser erklärt etwa, sententlam, tanquam iuste 
et rutionahilitcr latam, ratam htibemus et eonßrmamus. In einem der 
frühesten Fälle gewinnt die Bestätigung den Charakter einer nochmaligen 
.selbstständigen, nach vorhergehender Prüfung ergangenen gleichlautenden Ent- 
scheidung; 1186 bestätigt K. Heinrich einen .Spruch der Konsuln von Pavia, 
weil derselbe nach einem Privileg seines Vaters, wie nach den Aussagen der 
Zeugen ein gerechter sei. ' .Vueh später wird eine vorhergehende Prüfung wohl 


2. Huillsrd 2. 374. #. b. 7. pr. Cod. 1. 23. 4. Huillard 2. 518. 520. 5, 1C5. 1119. 

G. 77. 78. 155. 419. B.'ilmier .\cta 239. 273. 275. Auch in StraiTlUlcn ergehen Mandata 
mit snicher Klausel; Miiillard 4. 241. 5. Sn Huillard 6. 77. ß, Huillard 6. 920. Aehn. 

lieh 1230 bei einem Eiekutinn-smandat. bei welchem auullchst das Kapitel Ton laicca 
als (lerichtsherr beauftragt aber bemerkt wird, das.s gleiciiEeitig der Podesta angewiesen 
sei. is tteffchi Wffro für Au.sfüliruug r.u sorgen. Huillard .3. lfdi. 7. Biihmer Acta 274. 

168. — I. Bühnier Acta 157. 

20 * 


Digitized by Google 


308 


Der R n n i g. 


erwähnt ; so wenn K. Friedricli II eine Sentenz hestätigt, quam per ittJice$ 
magne curie nostre diUgenter inspectam aeeepimus iuate latani, oder ha- 
hita diligenti ptrovlaione cum iudieihu« nostria.'^ Doch finde ich kein Bei- 
spiel, dass die Bestätigung eine irgendwie bedingte, etwa die Exekution ein- 
zelner Bestimmungen bis auf weiteres suspendirende gewesen sei, wie das bei 
Bestätigung der ini deutschen Hofgerichte gefundenen Urtheile wenigstens ver- 
einzelt wohl vorkommt.* 

Es dürfte sich l>ei diesen Bestätigungen um einen in staufischer Zeit auf- 
gekommenen Brauch handeln. Von Friedrich I ist mir kein sicheres Beispiel 
bekannt, dass er ohne durch eine Appellation dazu veranlasst zu sein, ein 
richterliches Urtheil einfach bestätigt hätte. * Dagegen beginnt K. Heinrich VI 
.sogleich mit solchen Bestätigungen, sobald er die Verwaltung Italiens über- 
nimmt*; von da ab finden sie sich dann sehr häufig. Dass der Umstand, dass 
in Deutschland die im Hofgerichte gefundenen Urtheile einer Bestätigung des 
Kaisers als Vorsitzenden Richters bedurften, auf das Aufkommen des Brauches 
in Italien eingewirkt habe, ist kaum sehr wahrscheinlich; das Verfahren war 
ein durchaus verschiedenes, als nothwendig ist die Bestätigung auch später in 
Italien nicht naclizuweisen und sie steht mit der Reichsgerichtsbarkeit insofern 
in keinem nähern Zusammenhänge, als der Kaiser nicht blos Sprüche seines 
Hofgerichtes oder von ihm delegirtcr Richter, sondern auch städtischer Kon- 
suln und anderer ordentlicher Richter bestätigt. 

Bei der Bitte um solche Bestätigungen liatte man wohl in erster Reihe 
denselben Zweck im Auge, wie in früherer Zeit bei der Bitte um Verhängung 
des Künigsbannes. Nicht die Rechtskräftigkeit des Urtheils war davon ab- 
hängig; aber man erstrebte eine giös.sere Bürgschaft für die Achtung desselben 
durch Androhung einer Strafe für jeden Verletzer. Dafür war man seit 
dem Aufliören des altem Künigsbannes auf den Kaiser angewiesen.® Die Be- 
stätigung ist durchweg in den Fonnen feierlicher Diplome gefasst; wie sonst, 
folgt daher ein Befehl des Königs, dass niemand dagegen handeln solle, und 
weiter die gewöhnliche .Strafandrohung, dass der Verletzer der Ungnade des 
Königs verfallen mid eine angegebene Geldstrafe zu zahlen habe. Eine solche 
.Strafdrohung fehlt nur in sizilischen Bestätigungen S während sie sich in den 
Italien betreffenden immer findet, so dass hier darin ein ganz ausreichender 
Grund für die Nachsuchung gefunden werden kann, wenn der Bestätigung 
auch ein weiterer Werth nicht zukani. 

169. — Andererseits scheint man aber doch der kaiserlichen Bestätigung 
noch einen besondern W e r t h für das weitere Verfahren beigelegt zu 


168. — ] 2. Bshmer Acta 259. Huillard 2, 640; rgl. 2, 276, wo es sich aber nicht am ein- 
fache BestStigung handeit. B, 1225: Hailisrd 2, 4B8. 4 . £s liegt mir nur der Aussug 

einer ungedruckten Urkunde von 1173 ror, wodurch der Kaiser eine neuere, in Sachen des 
Kapitel.s Tou Vicenia gegebene Sentens kassirt, dagegen eine frühere von ihm bestätigte 
Sentenz nochmals beststigi. Docli wird »ich ohne Kenntni»» des Wortlaute.» kaum ent- 
scheiden lassen, ob es sich dabei um eine nicht durch Appellation herrorgerufene Bestäti- 
gung handelt. 5, IlöC. Ö7 : la Farina 4 , 180. Böhmer Acta lö7. Mon. patr. Ch. I, 9o4. 
ü. Vgl. § 41 n 12. 7. Huillard 2, 431. 4. 534. 
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zu haben. Wurin dieser aber zu suchen sei, tritt wenigstens in den früheren 
Fällen nicht mit genügender .Sicherheit hervor; und der Fälle, wo wir das 
Eingreifen einer solchen Konfinnation in den Prozess nachweisen können, sind 
zu wenige, um darauf ein sicheres Urtheil gründen zu können. 

Nach einem schon besprochenen Falle von 1196 k(>nnte es allerdings 
scheinen, als seien durch die Bestätigung Appellation und Supplikation abge- 
schnitten worden. ' Ist aber unsere Auffassung des Falles richtig, so würde 
für die Beseitigung weiterer Rechtsmittel da nicht gerade die Konfirmation 
das massgebende sein müssen, sondern der Umstand, dass das auf Mandat 
des Kaisers gesprochene Urtheil die Kraft eines vom Kaiser selbst gespro- 
chenen hatte. Es ist möglich, dass in solchen Fällen überhaupt eine kaiser- 
liche Bestätigung nöthig war, um dem Urtheile die Kraft eines von ihm selbst 
gesprochenen zu geben, was sich nach den wenigen betreffenden Fällen kaum 
wird entscheiden lassen. Für die Rechtswirkung einer Bestätigung überhaupt 
wird dieser Fall nicht massgebend sein dürfen. 

Bei einem andern Falle von 1 1 90 scheint sich vielmehr zu ergeben, dass 
die kaiserliche Bestätigung zwar beachtet, auch thatsächlich nicht gegen sie 
entschieden wird, der Gebrauch weiterer Rechtsmittel durch dieselbe aber in 
keiner Weise beschränkt erscheint. Einem Vasallen des Kapitels von Treviso 
wird im Genossengericht ein Lehen abgesprochen. Dann erfolgt ein Urtheil 
des Grafen von Treviso zu Gunsten des Vasallen, gegen welches vom Kapitel 
an König Heinrich appellirt wird. Dieser kominittirt die Sache dem Bischöfe 
von Feltre, welcher auf bene appellatiim erkennt. Dieses Urtheil muss vom 
Könige bestätigt und dennoch von demselben appellirt worden sein. Denn die 
.Sache kommt nun an die ständigen estensischen Appellationsrichter des Bis- 
thums Treviso, welche i'isis et aiiditis rationibus — lUritisque partis et 
elilipenter inspectis visoque imtrnmento sen prieilepio confirmatiome eius- 
detn aententie doinint noatri Ilenriei imperatoria den .Spruch des Bischofs 
bestätigen und die Aj>[>ellatiun verwerfen ; wird auch bei dem Appellations- 
urtheile Gewicht auf die Bestätigung gelegt, so erscheint doch die Zulässigkeit 
der Appellation selbst nioht dadurch ausgeschlossen. .Schliesslich kommt die 
.Sache dann noch vor den Podesta von Treviso, bei welchem auf Ausführung 
geklagt sein wird; viaia ralioidbua — , riaia aententiia et eonfirmatione d. 
JI. impertttoria kondemnirt er den Vasallen zur Herausgabe des Lehen an 
den Massar des Kapitels, aber preatita aeenritate a nutaaario — quod ai 
aententia fiierit retraetaki per aupplieationem, quod reatituat rem cum 
leeritimia aupim-ntia.'^ Wird hier wieder die Konfinnation ausdrücklich be- 
tont, so tritt um so bestimmter hervor, dass man dieselbe nicht als Ilinderniss 
für die Ergreifung irgendwelchen weitern Rechtsmittels betrachtet, da auch 
hier noch auf etwaige Supplikation Rücksicht genommen wird. 

Dem entspricht ein schon l>esprochener FalU, bei welchem der Kaiser 
1193 zu Gunsten von Treviso einen Schiedsspruch kassirt; es heisst dabei 


169. — 1. Vgl. S 165 n. 5. 2. Calogera N.R. 34 a, 65-76. Dem durfte sich der 
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non ohstante hüte nostre infirmatione aliqiia i'otistitiitiono vcl legi' et non 
obstantibus aliquibua litterU conßniuitioius ab adrerga jmrte impetratig, 
wonach nicht zu bezweifeln ist, dass der kassirte Spruch vorher vom Kaiser 
bestätigt worden war, jedenfalls ausgesprochen ist, diuss die etwaige Konfir- 
mation einer spätem Kassation nicht im Wege stehen würde; und bewegen 
wir uns dabei auch auf dem Gebiete kaiserlicher Unuinschränktheit, so ist 
diese doch eben immer in Ansclilag zu bringen; konnte man sich auch gegen 
einen vom Kaiser ausdrücklich bestätigten Spruch noch mit Erfolg an den 
Kaiser wenden, so fehlte der Bestätigung überhaupt eine endgültige Bedeutung. 

Eine andere Auffassung zeigt sich in einem Falle 1211 ; es scheint die 
endgültige Bedeutung einer kaiserlichen Bestätigung Oberhaupt anerkannt zu 
werden ; aber im Einzelfalle wird gegen sie geltend gemacht, dass sic er- 
schlichen und demnach ungültig sei. Die .Stadt Asti wurde von einem Ap[»el- 
lationsrichter vemrtheilt und dessen Urtheil vom Kaiser bestätigt. .Sie wendet 
sich an den Kaiser, der die .Sache dem Ilofvikar, und dii'ser wieder zwei llof- 
richtern koinmittirt. Vor diesen wird zunächst Nullität des Urtheils geltend 
gemacht, wegen mangelnder Litiskontestation, nicht gehöriger Ladung und 
weil beim Mangel eines vorhergehenden Urtheils nicht in der Apiiellations- 
iiistanz hätte erkannt werden können; weiter aber, falls das Urtheil nicht 
nichtig sei, sei cs ungerecht und in gehöriger Weise davon ajipellirt; was aber 
die Bestätigung betrifft, so wird behauptet, qiiod iUa. confirmatio non valebut 
nec tenebiU et faeta erat per obreptioneni, eain tli.vigget nomine pnudieti 
eommnnig, quod jn'aedieta senteniia rel gententie mdla vel nulte eirint, et 
gi aliqua vel alique eitinf, quod ab ea vel ah eis praedictum commune 
appellaverat. Das Urtheil wird dann, zwar ohne Erwähnung der Konfirma- 
tion, übrigens aber ganz übereinstimmend gegeben; es wird zmiächst die 
Nichtigkeit ausgesprochen, eventuell das Urtheil für ungerecht und die Ap|>el- 
lation für geginindet erklärt ♦ Das hat d,mn der K.-iiser bestätigt, indem er 
zugleich die frühere .Sentenz für migültig erklärt, gleichfalls ohne die Bestä- 
tigung derselben zu erwähnen.® Es würde sich daraus ergeben, dass der 
Kaiser überhaupt nur ein rechtskräftiges Urtheil bestätigen soll, dass die Be- 
stätigung sonst als erschlichen zu betrachten ist und weder die Nichtigkeits- 
beschwerde, noch die Durchführung der gehörig erhobenen Berufung aus- 
schliesst. 

Damit stiimiien spätere Zeugnisse ; es ist nie, so weit sich das ersehen 
lässt, von der Bestätigung eines Urtheils die Rede, gegen welches ein ordent- 
liches Rechtsmittel noch zulässig war; dagegen wohl ausdrücklich auf das 
Gegentheil hingewiesen. Die Bitte um Bestätigung einer Sentenz 1235 stützt 
sich ausdrücklich darauf, dass von derselben nicht appellirt sei: Xog autem 
ipgius euppUcalionibus inclinati, gententiam ipgam, sicut — fuigge nog- 
eitur lugte latam nec lepitima appellatione gugpengain, perfietuo du.rimug 
conßrmandarn.^ Der Kaiser .schreibt 1249, dass von einem Spruche seiner 
Hofrichter ad nogtram audientiain ajipellirt, die Appellation aber während 
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der gesetzlichen Frist nicht verfolgt sei, proptcr qiiod Iota manet sentmlia 
lata per iudü'c» siijmxscriptos, deren j^usführung dann befühlen wird.^ 

Die erw irkte kaiserliche Konfirmation greift demnach keineswegs ändernd 
in den regelmävssigen Gang des Prozesses ein ; das Urtheil wird nicht durch sie 
rechtskräftig, sondern sie bestätigt nur, dass ein gültiges, durch ordentliche 
Rechtsmittel nicht mehr anfechtbares, demnach rechtskräftiges Urtheil vor- 
liegt; sie schneidet nicht die gesetzlich noch zulässige Berufung an den Kaiser 
ah, sondern stellt fest, dass eine solche gesetzlich niclit mehr zulässig ist. Ihr 
prozessualischer Werth ist demnach nur darin zu suchen, dass sie zur Be- 
gründung einer Actio iudicati dienen, auf Grundlage derselben Exekution des 
Urtheils verlangt werden konnte. 

Die Bestätigung erscheint denn auch mehrfach in engster Verbindung 
mit kaiserlichen Ex ekutiunsmandaten. Wandte man sich mit einer 
Klage auf Exekution an den Kaiser, so war natürlich die Rechtskräftigkeit 
des Urtheils zu erweisen ; darauf mag es auch zu beschräuken sein, wenn zu- 
weilen später von einer der Bestätigung vorhergegangenen Prüfung die Redo 
ist.^ Die Erledigung scheint dann in der Form erfolgt zu sein, dass der Kaiser 
zunächst auf Bitte des Klägers in besonderer Urkunde die .Sentenz bestätigt, 
weiter aber dem ordentlichen Richter oder einer andern Person meldet, dass 
er die .Sentenz bestätigt habe, und ihr daraufliin befiehlt, diligenter inspeeto 
tenore /»‘edicte eententie, dieselbe auszuführen. In einem Falle 1220 liegen 
uns beide Urkunden, Kunfinuation und Exekutionsmandat vor^; in einem 
Exekutionsinandate an die Stadt Bologna wird die Bestätigung erwähnt, skut 
in scripto confinnationia nostre, quod eidem iiideo induhimua, poteritia 
plcniua cognoaeere et fklei'e.*^ Wird in andern Exekutionsmandaten eine 
airsdrückliche Konfirmationsurkundc nicht erwähnt, so ergibt sich die Bestä- 
tigung wenigstens aus der Formel, dass die .Sentenz, prout iiiate lata fuit, 
auszufuhren sei" oder es wird wohl bestiimuter angegeben, wesshalb da,s 
Urtheil nun rechtskräftig sei. " 

Nach allem wird etwa anzunchmen sein, dass als die kaiserlichen Bc- 
siätigungsbriefe übliidi wurden, man dabei wohl in erster Reihe die Stratäu- 
drohung im Auge hatte, es aber zugleich versuchte, dieselben im Prozesse 
insbesondere etwa gegen die Statthaftigkeit wciU'rer Berufung geltend zu 
machen, während doch, wie derFall von 1211 nahe legt, wohl kaum genügend 
.Sorge getragen war, dass nur wirklich rechtskräftige Urthoile bestätigt wurden. 
Noch näher koimU-das liegen, wenn häufiger, wie wir das m einem der frühe- 
sten Fälle fänden", die Bestätigung iu einer Weise gefasst war, welclie sie 
zugleich als selbstständige persönliche Entscheidung des Kaisers erscheinen 
lassen konnte, die an und für sich eine Berufung nicht znliess. Hatte der 
Richter d.anach ein dem ordentlichen Prozess fremdes Moment zu beachten, so 
ist es erklärlich, wenn die frühem Fälle bezüglich der der Konfirmation bei- 
zulegenden Wirkung nicht übereinzustimmen scheinen. .Später liat sic einfach 

7. Böhmer .^cw 277. 8. Vgl. $ IH8 n. 2. 9. HuilUrd 1. 775. 776. 10. Hnillwil 
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dpii Werth einer Anerkennung des ohnehin rechtskräftigen Urüieils durch den 
Kaiser, auf deren Grund insbesondere auch ein kaiserliches Exekuttonsmandat 
gefordert werden konnte, während sie ausserdem die Einhaltung des Urtheils 
durch ausserordentliche .Strafandrohungen sicherte. 

XV. DER PFALZGRAF. 

170. — Der regelmässige .Stellvertreter des Königs im Hufgerichte ist 
im neunten und zehnten Jahrhunderte der Pfalzgraf, der Cornea palatii 
oder Cornea aacri ptdafH. 

Der lungobardi sehen Verfassung ist der Pfalzgraf fremd; es ist 
nicht unwahrscheinlich, dass der Majordomus, welcher ja einst auch bei den 
Franken statt des Königs zu Gerichte sass, eine entsprechende Stellung ein- 
nahm ; doch a-ird schwer zu entscheiden sein, ob er in den Fällen, wo er statt 
des Königs vorzusitzen scheint, kraft seines Amtes oder nur in Folge eines 
besondem königlichen .\uftrags fBr den Einzelfall thätig ist * 

Das Amt a-ird demnach aus der fränkischen Verfassung übernommen 
.sein. Aber die Dürftigkeit der Zeugnisse, dann der Umstand, dass nicht jeder 
in Italien auftretende Pfalzgraf auch Pfalzgraf für Italien sein muss, da ja 
Pfalzgrafen aus andern Reichstheilen dort als Königsl)oten versandt arerden 
konnten*, lässt eine sichere Beantwortung der Frage, seit wann es eigene 
Pfalzgrafen für Italien gab und ob das .\mt desselben zu Anfang des 
neunten Jahrhunderts schon ein ständiges war oder nur zeitweise besetzt 
wurde, kaum zu. Nach den fränkischen Einrichtungen scheint der königliche 
Hof auch einen Pfalzgrafen zu erfordern ; und es dürfte die Wahrscheinlich- 
keit dafür sein, da.ss, soweit es eine besondere königliche Hofhaltung in Italien 
gab, dort auch ein eigener Pfalzgraf bestellt war. 

Das bestätigt sich dadurch, dass wir gleich bei K. Pipin einen Pfalz- 
grafen nachweisen können und zwar nicht in ausserordentlicher Verwendung, 
sondern als Vorsitzenden des Hofgerichtes ; in Anwesenheit des Königs sitzt 
Pfalzgraf Bebroard oder Hebroard 800 zu .Spoleto zu Gerichte. * Ist danach 
kaum zu bezweifeln, dass er Pfalzgraf für Italien war, so ist dasselbe anzu- 
nehnien für den zur Zeit K. Bemards 814 genannten Pfalzgrafen Suppo, da 
er derselbe zu sein scheint, welcher früher Graf von Bre.scia war, 822 Herzog 
von Spoleto wurde und 824 starb.* Bei dem Pfalzgrafen Adalhard, der 
823 vom Kaiser nach Italien geschickt wurde und dort als Ck)mes palatii mid 
Mi.ssus zu Gerichte sass*, kann es zweifelhafter erscheinen, ob seine Würde 
sich von vornherein auf Italien bezog; er wurde 824 Nachfolger des .Suppo im 

179 . — 1 . Vgl. Sebupfer 256. 2. Dahin gebSit unter K. Pippin der Pfaligmf 

Eeberigus, der mit »ödem Miasos in Italien war. Antiq. It. 5. Ü53. Vgl. Peraice 28. Ein 
Venekhnua der unter den ersten Karolingern überhaupt rorkommenden Pfaligrafen bei 
Sickel Acta 1, 361. 8. Galletti Gabio 60; dieselbe Gerichtasitiung srird erwkhnt Script, 
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Herzogthume Spolft« und sUrb in demselben Jahre. Auch 827 finden wir 
einen Ptalzgrafen Adaigis als Missus des Kaisers.*’ Da seit 822 Lothar 
König von Italien war, so ist es doch am wahrscheinlichsten, dass beide aus- 
drücklich als Pfalzgrafen für Italien bestellt und wohl eben dieser Stellung 
wegen in Abwesenheit des Königs mit der Verwaltung des Landes betraut 
wurden. 

Wird 835 Maurinus vom K. Lothar als Comes palatii nostri be- 
zeichnet S so haben «ir damit ein ausdrückliches Zeugniss für einen besondem 
Pfalzgrafen für Italien; und bei allen späteren Erwähnungen ist diese Stellung 
nicht mehr zu bezweifeln. Maurinus Lst^ioch 840 im Amte**; dann 852. 53. 
60 Ilucpald.^ Ihm mag ein Johann gefolgt sein, da 878 der Sohn eines 
Pfalzgrafen dieses Namens erwähnt wird.*“ Der Pfalzgraf Boderad wird 
889 und 874 genannt, unterschreibt 876 das Wahldekret K. Karls und kommt 
noch 879. 880 vor.'* Unter Wido war 891. 92 Pfalzgraf Main fred, Graf 
von Mailand*^, der in nicht näher angegebener Zeit das Amt auch bei K. Ar- 
nulf versah*®; unter Lambert 895. 96. 97 Amedeus.** Dann wird Sig- 
frid, schon früher Graf von Piacenza*®, 901 bis 904 häufig bei K. Ludwig, 
aber auch bei K. Berengar als Pfalzgraf und Graf von Piacenza und Mailand 
erwähnt.** Nach grösserer Lücke folgen 917. 20 Markgraf Odelrich*^ 
nach Liutprand ein Schwabe**; 926. 27 Giselbert 1, Graf von Bergamo**, 
der bald darauf als verstorben erwähnt wird®“; 935 Sarilo®*, ein Burgunder, 
der 940 Markgraf von Camerino wird und beim Könige in Ungnade fallt®®; 
941. 42 Hubert®®, natürlicher .Sohn K. Hugo's, zugleich Markgraf von 
Tuszien; 945 und wohl noch 954 Lanfrank I®*, Sohn Giselberts I, ge- 
storben vor 959.®® 

Unter K. Otto I erscheint dann sehr häutig 962. 64. 67. 70. 72 als 


6« Tirabosolii Non. 2, 46. 7« Antiq. It 2, 62. Er war nicht, wie Muratori Antiq. II. 1, 356 

«nniintnU derselbe mit dem frühem Grafen Mauringus von Brescia, da dieser nach Einhard 
«d a. 824 als designirter Herzog von Spoleto starb. 8. Mein, di Lucca 5b, 337. 9, Antiq. 
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Abdrucke Mem. di Lucca 5 b, 466 ist arcfcan^lariui zu lesen, was durch eine andere Urk. 
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Pfalzftraf der Markgraf Otbert^*, Stammvater der Markgrafen von E.ste, 
gestorben vor 975.''*' Es kann auffallen, das.s ira Juli 972 zu Mailand ein 
Adelbert als Markgraf und Pfalzgraf in Gegenwart des Kaisers dem Hof- 
gerielite vorsitzt^®, während ütbert noeli im folgenden Monate als Pfalzgraf 
ein Plaeitum hält.^® Adelbert ist unzweifelhaft der älteste Sohn Otberts; es 
wird anzunelimen sein, das.s er nur etwa den Vater vertretend den Titel führt, 
da er später nie mehr Pfalzgraf heisst.®* Als Naidifolger Otlierts finden wir 
vielmehr 976. 79. 81. 89. 83 Giselbert II, Grafen von Bergamo, Sohn 
des Pfalzgrafen Lanfrank I. ® ' 

Nachfolger Gi-selberts war Ardoin, der 996 nur als Pfalzgraf bezeichnet 
zu Limite zu Gerichte sitzt®* und anderweitig in dieser Zeit nicht als Pfalz- 
graf erwähnt wird, während wir 1001 einen andern Pfalzgrafen im Amte 
finden werden. Es scheint das die gewöhnliche Angate zu unterstützen, dass 
wir in ihm den Markgrafen von Ivrea und spätem Gegenkönig zu sehen 
haben®®, der 999 seiner Aerater entsetzt wurde. Ater es muss doch auffallen, 
dass er nicht zugleich als Markgraf bezeichnet ist, während sonst in den Ge- 
richtsurkundeii der Do|ipeltitel Marchio et co7)tes pnlatii ganz regelmässig 
ireliraueht ward, nur die das Amt versehenden Grafen sich mehrfach nur des 
Pfalz 4 »rafentitels bedienen. Ist schon früher mit freilich sehr unzulänglichen 
Griindeu l>ehauptet, .krduin sei ein Sohn des Pfalzgrafen Giselbert gewesen®*, 
•so wird das allerdings dadurch sehr wahrscheinlich, dass ein .Sohn Giselberts 
di(‘ses Namens wirklich naidizuweisen ist, der zudem '»•enigstens später zu- 
weilen den pfalzgräflichen Titel führt. Er hei.sst 1019 Avilo/n»« cotnes filius 
eiisellnTli eonüti» paltitiP^, 1021 romee paliitii et eo)t*es ietins eoinittiliis 
und 1022 eoines palatii^', während er sonst nur Graf heissU 
.Vus.ser ihm führt auch sein, sonst nur als Graf von Bergamo bezzjichneter 
Bruder Lanfrank II 1017. 18 den Titel Pfalzgraf.®® Da aber beide den 
Titel nicht regelmässig führen, insbesondere nie am Hofe thätig sind, so werden 
sie den Titel, der bei den sfiäteni Grafen von Bergamo nicht mehr vorkoinmt, 
nur nach dem Vater Ibrtgeführt haben, ohne Amtsbefuguisse zu üben. Das 
sehliesst freilich nicht aus, dass .\rdoin nach dem Tode des Vaters das Amt 
tt irklich bekleidete ; ist unsere V^ermuthung richtig, so müsste er dann freilich 
noch von Otto III des Amtes entsetzt sein. 

Denn 1001 führt Otto, Graf von Pavia undLomollo, Nefl'e des Bischofs 
Peter von Como nicht allein den Titel®*, sondern sitzt auch als Protospa- 
tiirhis et eomes saeri palatii zu Ravenna und Pavia dem Ilofgerichte vor.** 

171. — 1 Sti. Mon. patr. Ch. 1, 196. Uglielli 4, 34S. Fantuazi 2, 27. Amich. Est. 1. 143. 
139. 145. 147. 149. 27. Antiq. It. 1. 375. 28. Lupus 2, .303. 2». Antich. Est. 
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In der Zeit der Gefienküiiige wird kein Ptalzgraf envälint; 1014 hält dann 
aller Olto wieder als Pfalzgraf und Graf von Pavia vor dem Kaiser Gericht 
zu Pavia*'; 1018 sitzt er zu Loniello als Pfalzgraf und Graf von Lornello zu 
Gericht'^ und wird zu Pavia eine .Schenkung von ihm vorgenommen"*; auch 
unterschreibt er die Beschlüsse der in einem der nächsten Jahre zu Pavia ge- 
haltenen Synode**; noch 1025 wird er urkundlich als Pfalzgraf erwähnt, 
während die Chronik von Novalaise ihn nur als Grafen von Ijomello bezeichnet. * * 
171. — Otto ist der .Stammvater der s]iätern Pfalzgrafen von Loniello, 
auf welche uns spätere Untersuchungen zurüekführen werden. Für unsere 
nächsten Zwecke könm'n wir aber von ihnen alisehen. Denn die Thätigkeit 
der Pfalzgrafen als Vorsitzende iin llofgerichte nimmt auffallenderweise wäh- 
rend der Kegierung K. Heinrichs 11 ein Fnde; seit 1014 sitzt nie mehr ein 
Pfalzgraf dem Uofgerichte vor. 

Es wäre denkbar, dass der Grund für das .\ufhören des Vorsitzes 
des Pfalzgrafen im Hofgerichte nur in einer durch zufällige Veran- 
lassungen bewirkten längern thatsächlichen Nichtübimg des Amtes zu suclien 
sei, wodurch dasselbe seine frühere Bedeutung verlor, ohne dass ihm diesellie 
jemals ausdrücklich entzogen wäre. Dafür Hesse sich etwa geltend machen, 
dass noch Otto von Freising der .Stadt Tortona, indem sie Pavia die Erniedri- 
gung der Pfalzgrafen von Lomello zum Vorwurfe macht, die Worte in den 
.Mund legt: Favtu« e»t Uh' inter Jtaliae procert’s nolulixsimns inquilinwt 
qiii debuit t’gse dotnhim, reddif tibi huhc veidiqal, eui tu prindpis 
vicem perenti uetti^al persolvcre solebas ; vidfat princeps et aiiiiiMilfi’ftat, 
qua /loju'gtate uui imperiique honore ipuiug lateri iudieium de Itidie la~ 
tiiruM nggideat^; es Hesse sich etwa daraus folgern, dass das bezügliche Hecht 
des Pfalzgrafen, wenn es auch nie mehr geübt wurde, noch immer als tbrt- 
lipstehend betrachtet wurde, also auch schwerlich je ausdrücklich beseitigt war. 

Aber gerade in so später Zeit konnten Erinnerungen an die einstige 
.•Stellung und darauf gegründete Ansprüche auch dann recht wohl wieder auf-- 
tauchen, wenn dieselbe etwa anderthalb Jahrhunderte früher ausdrücklich 
beseitigt war. Dass es gerade für K. Heinrich II an Venuilassungen zu durch- 
greifenden Aenderungen in der Vei-waltung Italiens nicht fehlte, bedarf keines 
Nachweises; da.ss er solche wirklich vornahm, zeigt beispielsweise die mit ihm 
eintretende Verbindung des Erzkanzleramtes für Italien mit deutschen Kirchen- 
würden, während dasselbe bis dahin immer in den Händen italienischer Bi- 
schöfe war; dem würde die später zu begründende Annahme ganz entsprechen, 
dass der Kaiser die dem Pfalzgrafen, der immer ein italienischer weltlicher 
Grosser war, genommenen hofgerichtlichen Funktionen dem Kanzler für Italien 
ülx’rtrug. Und noch ein anderer Umstand legt es nahe, an eine absichtliche 
Aeuderung zu denken. In Urkunden derOttonen, durch welche die Befugnisse 
der dem' Reiche vorbehaltenen Gerichtsbarkeit auf Bischöfe oder ständige 


41. .\atiq. Ii. 1, 40t). ADlich. Esl. I, III. 4'-. Mun. (term. I« 4. Ijjü. 43. .Viiliq. U. 
1, 387. 44. Mon. Germ. 4, 664. 4u. Vgl. Robolioi .2. 102. 

171. — 1. G««ta Kri.l. I. 2 c. 18. 
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Königsboten übertragen werden, wird dieselbe regelmässig als |)ralzgräfliche 
bezeichnet; es heisst, der Betreffende solle richten dürfen tanquam nottri 
comea palatii oder tanquam si nostri convtis palatii ibi adeaaet preaenlia 
i>der tanquam ante nostram vd noatri comitis palatii praeaentiam. Wäre 
nun eine Aenderung in den bisherigen Rechten des Pfalzgrafcn nicht beaf>- 
sichtigt gewesen, wären dieselben seit 1014 nur durch thatsächliche Nicht- 
übung allniälig in Vergessenheit gerathen, so hätte zunächst kein Gnind Vor- 
gelegen, von jener Bezeichnung abzugehen. Aber ich finde sie nur noch vereinzelt 
in solchen Urkunden, wo der Ausdruck recht wohl aus ältern Vorlagen über- 
nommen sein könnte*; dagegen scheint er durchweg vermieden, wo es sich 
um neue Verleihungen solcher Rechte handelt; in Urkunden von 1014 für 
den Bischof von Novara, 1027 für den von Reggio, 1038 für den von Mo- 
dena* und weiterhin in allen andern, in welchen nach dem alten Brauche die 
übertragenen Befugnisse als pfalzgräfliche zu bezeichnen gewesen wäre, ver- 
missen wir den Ausdruck, wird die Reichsgerichtsbarkeit als die des Königs 
oder seiner Missi bezeichnet. Auch in der longobardischen Rechtslitteratur 
des eilflen und zwölften Jahrhunderts, in den Formeln, Glossen und Ausfüh- 
rungen zum l’apienser Rechtsbuche, in den Arbeiten .\riprands und Alberts, 
wird der Pfalzgraf nie erwähnt, was bei dem sonstigen Festhalten an so man- 
chem thatsächlich Antiquirten kaum denkbar wäre, wenn das Recht des Pfalz- 
grafen, dem llofgerichte vorzusitzen, nur ausser Uebung gekommen, nicht 
ausdrücklich abgeschafft wäre. In wie weit einzelne andere pfalzgräfiiche Be- 
fugnisse fortdauerten und auf die spätere Entwicklung Einfluss gewannen, wird 
geeigneter bei Bespreehung der neuern Pfalzgrafen zu erörtern sein; für unseni 
nächsten Zweck verliert das .\mt seit K. Heinrich II Jede Bedeutung. 

172. — .Sehen wir auf die al Igemein e n Ve r h M I tnisse des Pfalz- 
grafen amt es, so ist zunächst nicht zu bezweifeln, dass es nur einen Pfalz- 
grafen für das ge.sammte Königreich gab. Für die Einheit des Amtes 
spricht schon die .\rt der Erwähnung desselben in den Urkunden; es ist immer 
nur von den Befugnissen des Conwa palatii, nie der Comiti'a palatii die Rede, 
während in entsprechender ^'erbindung durchweg nicht der Miaaua, sondern 
die Miaai genannt werden. In der aufgestellten Reihefolge findet das seine 
Bestätigung. Von Adall)ert, dann Ardoin und Lanfrank II abgesehen, welche 
nur ausnahmswsise den Titel des Vaters zu führen scheinen, ergeben sich 
keine Kollisionen. Allerdings wurden einige urkundlich als Pfalzgrafen be- 
/.eichnete Personen, welche gleichzeitig mit andeni das .Amt versehen haben 
müssten, nicht berücksichtigt; aber mehrere von ihnen werden wir so bestimmt 
als Vicepfalzgrafen nachwuisen können, dass diese .Stellung, wenn sie in ein- 
zelnen Fällen weniger bestiiumt hervortritt, doch immer zu vennuthen sein 
wird. Es fehlt sogar ein l>e.stimmtes Zeugniss, dass cs zur Zeit von Gegen- 
königen auch Gegenpfalzgrafen gegeben habe ; denn auch Mainfred, von dem 


m.-l i. 1039. 1041 : Mon. p.tr. fh. I. 553 2. 129; 1116: Moriondi 1, 46. 8. Ughelli 
4, 700. Tiraboschi Mod. 2t 24. Aniiq. It. 42. ßfi Ro^prechaog der Rttoigs* 

boteu werden nihere Belege für d»N Gcnngie «Dgefubrt werden. 


Digitized by Google 



Allgpmeine Vfrhlltntsse des AmtM. 


317 


es 896 Oct. Iieisst: qui /ult conies paUieli Amtdfi regis^, würde nur dann 
Lamberts Pfalzgrafen Amadeus gegenübergestanden haben, wenn gerade an 
den zweiten Zug Arnulfs zu denken wäre, wozu keine Nüthigung vurliegt. Von 
besonder!) Pfalzgrafen fiir Tuszieu oder die Komagna findet sich keine Spur; 
derselbe Pfalzgraf ist hier, wie in der Lombardei thätig. Den vereinzelt vor- 
koinmenden Pfalzgrafen von Rum aber dürfen wir für die Verhältnisse des 
Künigreiuhs unberücksichtigt lassen. 

Das Amt scheint nach der langen Atntsdauer mehrerer Pfalzgrafen 
lebenslänglich verliehen gewesen zu sein. Aber es war nicht erblich; 
so weit uns die Verwandtschaflsverhältnisse genauer bekannt sind, folgt der 
.Sohn nie unmittelbar auf den Vater; nur bei Arduin würde das der Fall sein, 
wenn unsere Annahme über seine Abkunft gegründet wäre. Doch waren die 
Grafen von Bergamo, obwohl immer durch andere geti'ennt, so oft Pfalzgrafen 
gewesen, dass zur Zeit des Aufliürens der alten Bedeutung des Amtes sich 
bei ihnen schon ein erblicher Anspruch auf den Titel geltend zu machen scheint, 
während andererseits, wie wir sehen werden, die Reste der pfalzgräliichen 
Befugnisse sich auf die Grafen von Lomellu, Nachkommen des letztgenannten 
Pfalzgrafen Otto, vererben. 

Durchweg ergibt sich eine Verbindung mit andern Aemtern, 
der jedesmalige Pfalzgraf ist zugleich Markgraf oder Graf einer oder mehrerer 
Grafschaften. Aber dauernd ist ein bestimmter engerer Amtssprengel nicht 
mit der Pfalzgrafschaft verbunden gewesen, insbesondere nicht die Graf- 
schaft Pavia. Nur vom letzterwähnten Pfalzgrafen Otto wissen wir be- 
stimmt, dass er zugleicli Graf von Pavia war. Dagegen ist während der Anits- 
filhrung Giselberts von Bergamo und Arduins, 976 Markgraf Arduin'-*, 984 
bis 999 Bernard als Graf von Pavia urkundlich nachweisbar.^ Es ist irrig, 
wenn angenommen wird, schon im neunten Jahrhunderte sei die Pfalzgrafschaft 
zu einer wesentlich lokalen Gewalt geworden^; sie ist noch ein eigentliches, 
auf das ganze Königreich bezügliches Reichsamt. 

173. — Was die richterlichen Befugnisse des Pfalzgrafen be- 
trifft, so ist er dazu berufen, im königlichen llofgerichte als ständiger 
Stellvertreter des Königs die dem Reiche vorbehaltene Gerichtsbarkeit aiis- 
zuüben, welche daher in den Urkunden häufig als die des Königs oder seines 
Pfalzgrafen bezeichnet wird. Dass in allen und jeden Sachen der Pfalzgraf die 
Stelle des Königs als obersten Richters einnehmen komite, ist allerdings nicht 
wahrscheinlich ; wie sich hier in der karolingischen Zeit Beschränkungen zei- 
gen ', so werden auch später manche Sachen, insbesondere wohl Strafialle der 
Grossen, der persönlichen Entscheidung des Königs Vorbehalten gewesen sein; 
doch sind mir ausdrückliche Zeugnisse für eine bestimmtere Scheidung in dieser 

172. — 1. Fumagolli 541, Auch Dümmler Ostfr. Reich 2. 377 bezieht das auf den 

ersten Zug Arnulfs. Doch wurde Mainfred freilich erst nach dem zweiten Zuge als An- 
hänger Arnulfs hingerichtet, und es mag Zufall sein, dass er in spätem ihn erwShnenden 
Zeugnissen nicht mehr Pfalzgraf heisst. Vgl. Dümmler 2. 414. 423. 2. Pod. Sicard. nach 

VVüstenfeld. 3. Vgl- Robolini 2, 244. 3. 50. 4. So Peraice 45. 

173. — 1. Vgl. WaiU V.G. 4, 413. 
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Rii'htnng nicht liekannt geworden. Das.s der König selbst iin Hüfgerichte als 
Richter aiiftritt, ist jedenfalls als die .\nsnahine, der Vorsitz des Pfalzgrafen 
als die Regel zu betrachten. Wie dein Könige .selbst, so tritt auch ihm im 
Hofgeriehte in der Regel kein zweiter Vorsitzender zur .Seite, wie das beim 
^'orsitze anderer Personen üblich war; es sind Ausnahmen, wenn 964 zu 
Lucca und 976 zu Piiwenza am Hofe ein Missus mit dem Pfalzgrafen vorsitzt.* 
Und nur in Abwesenheit des Pfalzgrafen scheint es üblich gewesen zu sein, 
dass der König andere Personen mit dem Vorsitze im Hofgerichte betmute; 
nur einmal, .so weit ich sehe, bestellt der König, obwohl iler Pfalzgraf anwe- 
•send ist, andere Richter und auch in diesem einen Falle lässt sich das daraus 
erklären, dass der Pfalzgraf im Laufe der Verhandlung als Anwalt des Fiskus 
auflritt. ^ Gewöhnlich war auch tieim Vorsitzen des Pfalzgrafen der König in 
der Gerichtssitzung anwesend, da überwiegend das Praeesse des Königs^ 
ausdrücklich erwähnt wird. Doch war es nicht immer der Fall, obwohl der 
König am Orte war; so klagen 852 beim K. Ludwig, als dieser zu Pavia sein 
f/fiifrale pl/irilnm hielt, die Leute von Cremona: qitiilmi d. itnpii'nlor aii- 
dieux hnne clnmorem dire.rit de siii jirexentia mixxmn Theoderietna con- 
siliaritim »uion — ; limc predirtiix Th. reniens in ipxiim pahttiinn, idd in 
iudicio re/ridehnl H.eomex sacri palatii usw. * Wurde das Hofgericht in der 
Itegel im königlichen Palaste gehalbni, so scheint das nicht gerade erforder- 
lich gewe.sen zu sein; 927 und 962 sitzt der Pfalzgraf zu Pavia in enrte 
pro]>ria zu Gerichte.® Dass auch dann, wenn der König selbst die Verhand- 
lung leitete, wenigstens die Kxekution zunächst .Sache des Pfalzgrafen warb 
ist sehr wahrscheinlich ; doch wüsste ich als Beleg nur anzuführen, dass 967 
der Pfalzgraf im Aufträge des Königs die Bannformel spricht. ** Geschieht das 
mehrfach auch durch andere Personen, so erklärt sich das durch Abwesenheit 
des Pfalzgrafen®; wie es denn überhaupt scheint, dass in solchem Falle der 
König selbst häufiger als sonst als Richter vorsass. 

174. — Eine nähere Beziehung des pfalzgräflichen Amtes zur Königs- 
stadt I’avia, als sich ohnehin daraus ergab, dass die Hoflialtung des Königs 
und (hamit das Hofgericht am häufigsten zu Pavia war, ist nicht nachzuweisen; 
es scheint insbesondere für die Annahme, dass auch bei Abwesenheit des 
Königs ein ständiges höchstes Reichsgericht zu Pavia unter Vor- 
sitz des Pfalzgvafen seinen .Sitz gehallt habe_, jeder .\nhalts|iunkt zu fehlen. 
Allerdings ist nicht in allen vom Pfalzgrafen als solchiun zu l’avia gehaltenen 
(ierichtssitzungen die Anwesenheit des Königs ausilrücklich erwähnt. Aber 
bei .allen ergibt die Vergleichung mit dem Itinerare des Königs sicher oder 


173. — 1 2. Amicli. Kst. 1, 14.3, Beilage vou 976 Oct. 25. Wird 896 neben dem Pfalzgrafen 
der Krzbischof von Mailand als Vorsitzender genannt (Fumagalli 341), so i.st das obiie Be- 
deutung. da im sreitern Verlaufe nur der Pfalzgraf tliStig erscheint. Vgl. § 1 17 n. 20. Wegen 
eines andern Falles rgl. § 177 n. 13. 3. .Script. It. 2b, 928. 4, Vgl. § 161. 

5. .Sntiq. It. 2. 954. «. Mnrbin 3. 135. Mon. patr. Cli. 1, 196. 7. Vgl Wailz V.O, 

4, 413. Pernice 16. S, Funtuzzi 2. 27. 9. Vgl. § 160 n. 4. 5. Pfair.graf Kzzeea ist bei 

dem Falle r«.m 970 allerdings anwesend; aber abgeselien daron. dass er nur Vicepfalzgraf 
ist, ist der bannende Herzog Pandulf Vorsitzender mit dem Kaiser. 
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wenigstens walirscheinlich gleichzeitige Anwesenheit desselben zu Pavla. Klagt 
816 der Abt von S. Ambrosius, Ma<jin fredus, qui fiiit cotite^ ixihicii Ar- 
tiiilß rfffis, et Waldo ejfiecoptis niissi d. repis hätten zu l’avia, ubi in tu- 
dirio renidebunt, zu seinen Ungunsten entschieden *, so dürfte das allerdings 
in Abwesenlieit des Königs geschehen sein ; da aber danach auch zu Pavia 
der Pfalzgraf nicht als solcher, sondern als Missus und, wie das ün Ilofgei ichte 
nicht üblich war, gemeinsam mit einem andern zu Gferichte sitzt, so wird darin 
gerade ein Beweis gegen jene Annahme zu sehen sein. Auch aus dem Uni- 
stande, dass der Pfalzgraf zuweilen zu Pavia in seiner eigenen Behausung zu 
Oeriehte sass, wird nicht gefolgert werden dürfen, dass er dort seinen stän- 
digen .Sitz hatte ; da die Reichstage in der Regel zu Pavia gehalten wurden, 
hatten viele geistliche und weltliche Grosse dort eigene Wohnungen.^ Anderer- 
seits finden wir den Pfalzgrafen keineswegs nur zu Pavia, sondern an den 
verschiedensten andern Orten in Gegenwart des Königs dem Hofgerichte Vor- 
sitzen. 

Eben so wenig lässt sich die Annahme begründen, dass dem Pfalzgrafen 
als solchem auch in Abwesenheit des Königs eine vom Hofgerichte unabhän- 
gige Gerichtsbarkeit im ganzen Reiche zugestanden habt“. Allerdings 
sind die Fälle nicht selten, dass der Pfalzgraf ohne .Anwesenheit des Königs 
an den verschiedensten Orten zu Gerichte sitzt. Aber er richtet dann erweis- 
lich in seiner Eigenschaft als Markgraf oder Graf im eigenen Gerichtss[irengel, 
wie etwa 892 .Mainfred, 9ül .Siegfrid zu Mailand^, welche denn auch in den 
l’rkunden ausdrücklich als Pfalzgrafen und Grafen von Mailand bezeichnet 
sind. Oder aber er richtet in der Eigenschaft eines Königsboten; wie oben zu 
Pavia wird der Pfalzgraf 840 zu I.ucca, 897 zu Florenz^ mit andern Gericht 
haltend ausdrücklich als Missus bezeichnet. Ich finde nur einen Fall, wo jenes 
nicht zntrifft, dieses nicht ausdrücklich gesagt ist, wenn 996 Arduin im 
Sprengel von Brescia Gericht hält’; und auch hier steht wenigstens nichts der 
.Annahme im AVege, dass er als Königsbote handelte. Bei der verhällniss- 
mässig grossen Anzahl uns bekannter pfalzgräflicher Gerichtssitzungen ist es 
demnach durchaus unwahrscheinlich, d.oss dem Pfalzgrafen in Abwesenheit 
des Königs irgendwelche, nicht durch sein sonstiges .Amt oder bosondern kö- 
niglichen .Auftrag begründete Gerichtsbarkeit zustand ; die Uebung seines 
pfalzgräflichen .Amtes ist offenbar aufs engste an den Hof des Königs geknüpft. 

175. — Dass auch bei Gegenständen der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit, welche dem Könige ausschliesslich Vorbehalten oder doch vorzugsweise 
von ihm geübt wurden ', derselbe durch den Pfalzgrafen vertreten wurde, ist 
sehr wahrscheinlich. .Aber unmittelbare Zeugnisse haben sich dafür kaum er- 
lialten. Heisst es 1014 bei Bestellung ständiger Königsboten, dass vor ihnen 
gerichtlich entschieden werden könne, tanquam ante preKentla noetra rel 
iiOKlri pahitini eoinitin, während es l>ei Verleihung der weitem Befugoiss, «/ 

174, — 1. Fiimagalti 541. 2. Vgt. Antiq. II. I, 5t5. laipus 2. !*4. 8. Fumagalli 

522. Antiq. It. I, 717. 4. Mein, di l.ucca jb. X57. 4r, 7t. Antiq li. I. aSit 

17». - I. Vgl. S 154. 
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pogtint dare advocatores clereis et Uttoreg vidiiis et or/anig, nur heisst, 
eieut IW» ipgi"^, so Messe sich das eher dagegen geltend machen. Dafür Messe 
sich darauf hinweisen, dass 1018 iin Gerichte des Otto, Pfalzgrafen und 
Grafen von Lomello, ein ständiger Vogt für einen Abt bestellt wird.^ Aller- 
dings nicht im Hofgerichte, sondern zu Lomello ; da aber in dieser Zeit das 
Vorsitzen im Hofgertchte überhaupt nicht mehr nachweisbar ist, so «ird daraus 
nicht gerade zu schliessen sein, dass er als Ortsgraf handelt ; der Umstand, 
dass die Urkunde, wie sie uns erhalten ist, als allgemeines Formular dienen 
soll, lässt die Vornahme des Aktes gerade im Gerichte des Pfalzgrafen kaum 
als zufalUg erscheinen. Insbesondere spricht aber für die Uebung solcher 
Rechte durch den Pfalzgrafen der Umstand, dass, wie wir sehen werden, die 
Bedeutung der spätem Pfalzgrafen sich vorzugswei.se an derartige Befugnisse 
zu knüpfen scheint. 

176. — War der Pfalzgraf nicht am Hofe und wollte der Künig niclit 
selbst richten, so konnte er Andere zu Vorsitzenden im Hofgerichte bestellen, 
welche dann zwar einerseits, wie der Pfalzgraf selbst, Vertreter des Königs, 
aber andererseits, insofern sie die regelmässig dem Pfalzgrafen zukommenden 
Funktionen versehen, auch Stellvertreter des Pfalzgrafen sind. 
Richtet der I’falzgraf selbst in der Regel allein, so finden wir in diesem Falle 
häufiger zwei, als einen Vorsitzenden. Diese, führen dann, wie jeder andere, 
den Titel Königsboten, Miggi domini regig, ein Titel, auf dessen Viel- 
deutigkeit wir zurUckkommen, der, wie sich hier insbesondere zeigt, nicht notli- 
wendig Vertretung des abwesenden Königs zur Voraussetzung hat. 

Zuweilen ergibt sich aus der Fassung der Urkunden selbst, dass solche 
Missi nur für die Erledigung des Einzelfalls vom Könige bestellt wurden. So 
heisst es 860: Imperator — ingtituit fideleg et optimates guog, videlicet lU. 
epigeopum et A. conütem stethuli, quog ad digtriiigendum in eodem placito 
prefecit^; um 908 sitzen in Gegenwart des Königs die Bischöfe von Pavia 
und Bergamo db ipgo principe congtituti zu Gericht, 910 Oaugo vaggng et 
miggttg d. regig ex luxe eaitga congtitutug'^\ 997 überträgt der Kaiser eine 
Klage dem Archidiakon und Pfalzrichter Leo und dem Bi.schofe von Brescia 
zu sofortiger Entscheidung, welche beide unzweifelhaft nur mit Rücksicht auf 
diesen Einzidfall als Miggtig d. imperatorig unterzeichnen.* 

177. — Es scheint nun aber auch mehrfach der König für längere Zeit 
jemanden bestellt zu haben, in seiner oder des Pfalzgrafen .Stelle dem Hof- 

176 .~] 2. Giolini 3, 1 18. 8. Mon. Germ. L. 4, 630. 

17«. — 1. Script. It. 2 b. 928. 2. .\ntiq. It. 2, 934. 5. 8. Script. It. I b. 467. 

Auch 901. 998 Missi als Vorsitiendo im Hofgerichte: Mon. patr. Ch. 1, 98. Antiq. It. 2, 
793. Nur ist freilich nicht immer, wenn in Gegenwart des Kbnigs ein Missui dem Hof- 
geriebte rorsitzt, anzunehmen, dass der Titel sich nur auf den Einzelfall bezieht; der 
Betreffende konnte damals überhaupt für längere Zeit zum ROnigsboten beatellt aeia, 
wie der 998 als Missus rorsilzende Herzog Otto wenigstens ,996 als Missus auch selbst- 
ständige Placita halt (Mon. patr. Ch. 1, 300. Robulini 2, 84), während andererseits auch 
blosse Beisitzer im Hofgerichte sich als Missi unterschreiben, weil sie anderweitig zu 
Runigsbolen bestellt waren; so 918 die Bischöfe von Mantua und Verona, 967 der ron 
Parma, 1022 der ron Trient Tiraboschi Non. 2, 97. Antich. Est. 1, 145. Beript. It. 1 b, 497. 
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gprichte vorzusitzen. Dazu war wohl insbesondere Veranlassung geboten bei 
Zügen in entferntere Reichstheile, auf welchen der Pfalzgraf den König nicht 
begleitete, oder bei Erledigung der Pfalzgralschaft oder wenn der Pfalzgraf 
den König nicht anerkannte. Denn anzunehineii, es habe sich bei diesen Vice- 
pfalzgrafen um ein ständiges, immer besetztes Reichsamt gehandelt, scheint 
die Seltenheit des durchweg durch besondere Umstände zu erklärenden Vor- 
kommens und das Schwanken des Titels zu verbieten. Was diesen betrifft, so 
konnte zunächst der Auftrag oder die Vertretung des Königs betont werden; 
und dann mochte der allgemeine Ausdruck Missus d. imperatoru auch dieses 
Verhältniss bezeicluien. Ging man vom Pfalzürafen als dem regelmässigen 
Vorsitzenden im Hofgerichte aus, so bot sich der Titel Vkecomes palat'n. 
Und weiter wird cs kaum befremden können, wenn ein solcher auch schlecht- 
weg als Cornea palatii bezeichnet wird; lässt sich wenigstens in einzelnen 
Fällen bestimmt nachweisen, dass dieser Titel auch für den blossen Vioepfalz- 
grafen gebraucht wurde, so wird es keinem Bedenken unterliegen, dasselbe 
auch in andern Fällen anzunehmen, wo das Kollidiren mit einem andern Pfalz- 
grafen oder besondere Umstände es mistatthaft machen, an den eigentlichen 
Pfalzgrafen zu denken. 

Die ersten Fälle finde ich in den spätem Regienmgs Jahren K. Ludwigs II. 
Auf Klage des Abts von S. Vicenzo befiehlt 872 zu Valva der Kaiser Ad- 
iHÜdo vicecomiti palatii, ut reaideret in indicio ; und da die beklagten Un- 
freien nicht zur Stelle zu bringen sind, befiehlt er weiter Sanaon caataldeo, 
ut in vicecomiti (tdee comitia?) aui palatii pergeret — ad eiiia iuatitiam 
pleniter adimplendam — et ipai hominea — aic eoa replicetret in aervitio de 
ipao monaaterio, aicut et in praeaenlia ducum vel comitum palatii mei. 
Hier dürfte Adrald dauernd am Hofe als Vicepfalzgraf fungirt haben, wäh- 
rend dem Ortsgastalden nur für einen Einzelfall die Befugniss, mit der Gewalt 
des Pfalzgrafen zu richten, übertragen war; er heisst daun wegen dieses Auf- 
trages im weitem Verlaufe und in der Unterschrift immer Miaaua d. impera- 
toria.^ Bestimmter tritt das Dauernde des Amtes hervor bei Heribald, 
welcher 873 und 874 zu Casauria und Pinna mehrfach Cornea aaori palatii, 
auch AfJsatt« et comea aacri palatii heisst.* Schon der Umstand, dass vorher 
und nachher Boderad als Pfalzgraf nachweisbar ist, würde es bedenklich 
machen, ihn in die Reihe der eigentlichen Pfalzgrafen zu stellen. ’ Es kommt 
hinzu, dass nach einer andern gleichzeitigen Urkunde H. comea in vice comitia 
palatii zu Gericht sitzt, wie dieselbe auch mit dem Handzeichen des des 
Schreibens unkundigen H. i’icecomitia palatii unterfertigt ist.< Das ist na- 
türlich für die Benrtheilung seiner Stellung entscheidend ; es kann nicht auf- 
fallcn, wenn der blosse Stellvertreter schlechtweg Pfalzgraf genannt wird, 
während cs unerklärlich wäre, dass der eigentliche Pfalzgraf auch nur ver- 
einzelt als Stellvertreter bezeichnet sein sollte. 


177 . — 1. Script. It. 1 b, 396. 2. Script. It. 2 b. 93a 944. 806. 8. So Peraiee 

43. der darauc SchlOjie saf ein gemindert« Ansehen des Amtes sieht. 4. Script. 
It. 2 b. 942. 
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Wfitpr scheint der schon in der Reihe der Pfalzgrafen erwähnte Odel- 
r i c h eine Zeitlang mit dem Titel eines Missus den i^falzgrafen nur vertreten 
zu haben. Nach 903 finden wir am Hofe K. Berengars keinen Pfalzgrafen ; 
908 und 910 richten der König selbst oder Vertreter fiir den Einzelfall. ^ 
Dann aber finden wir 91 3 und 915 in Gegenwart des Königs 0</e/r/c»a vasgiis 
ft miKsits d. reffis^, 918 denselben als MarcUio et missne d. imperatorig 
dem Hofgerichte Vorsitzen*^, während er schon 917 und wieder 920 urkundlich 
Mftrrliin et comes saeri palatii heisst** und auch von Liutprand als Pfalzgraf 
bezeichnet wird ; 921 sitzt er in der Romagna wieder als Vaggug et misgug 
zn Gerichte. * Es möchte hier etwa die Annahme am nächsten liegen, dass 
der Pfalzgraf .Siegfrid sich von Berengar fendiielt und Odelrich statt seiner 
fungirte; führt dieser daim später auch den Titel, .so mag ihm etwa nachSieg- 
frids Tode da.s Amt selbst übertragen sein ; ist es auffallend, dass er daneben 
witsler nur Missus heisst, so dürfte das beim Mangel aller bestimmteren An- 
haltspunkte kaum genügen, ihn aus der Reihe der eigentlichen Pfalzgrafen 
anszuscheiden. 

Dagegen scheint mir das geboten bei Ezzeca, weiidier bei zwei kaiser- 
lichen Gerichtssitzungen 970 Ende Sept. zu Marsica Pfalzgraf heisst’®, wäh- 
rend schon wenige Tage später am 3. Nov. zu Chiassa bei Arezzo der da- 
inalige Pfalzgraf Otbert Hofgericht hält, der dem Kaiser hieher mit den in 
den Irühem Ibknnden gleichfalls nicht genannten Königsrichtem von Pavia 
entgegengekommen sein wird.” Er ist gewiss derselbe mit Heccico, der einige 
Zeit vorher, wahrscheinlich in Anwesenheit des Kaisers zu Ferrara Gericht 
liält und dabei w icderholt den auffallenden Titel Cotttes itiiggus et misgug im- 
petdaJis führt’*, den ich nur etwa dahin zu erklären wüsste, dass die Wieder- 
holung des Ausdruckes bezeichnen soll, er handle gleichzeitig als dauernd und 
ftir den Einzelfall beauftragter Vertreter des Kaisers. Wieder wird es derselb«* 
sein, der 972 zu Mailand als Eqaico vasgua et misaiis imperatoris zugleich 
mit Otberts Sohne Adelbeit, der als Pfalzgraf bezeichnet ist, dem Hofgerichte 
vorsitzt.’® Handelt es sich hier wirklich immer um dieselbe Person, so dürfte 
Ezzeca dauernd bestellt gewesen sein, bei Abwesenheit des wohl schon be- 
tagten Pfafzgrafen dessen Stelle einzunehmeu. 

Wälirend der Amtsführung des Pfalzgrafen Giselbert 11 wird 983 zu 
Raveima ein Anselm als Pfalzgraf erwähnt ; mit einer Sache, inule recla- 

177, — ] 5. Antiq. It. 1, 126. 2, 934. 5. 6. Tiraboschi Non. 2, 99. Mon. patr. Ch 1, 120. 

7^ Tirabosclii Non. 2, 97. 8, Antiq. It. 1, 369. Ugbelli 4. 61. 9. Antiq It. 2. 969; 

der F.inwaud Muratori's gegen die Echtheit der Urkunde Ut durch das bei Aniadesiu.>. 2. 
82 Gesagte erledigt. 10 , Script. It. 1 b, 443. 2 b. 962; in der zweiten ürk. beis.st er. 
Wühl irrthümlich. auch diir et maretdo; vgl. Muratori Aun. ad a. 970. 11, Anticli. Est. 

147; dass die hier genannten Jndices zum Theile Ton Pavia waren, werde ich bei 
Besprechung der Judices nachweisen. 12. Mittarelli Ann 1, 81 und ebenso Savioli 1, 50. 
Die blonatsangabe fehlt; nach imp. 9 und ind. 13 füllt die Urk. zwischen Kebr. 2 und 
Sept. 24; der Kaiser war 970 Mürz 22 zu Ferrara (Stumpf n. 484) und die grosse Zalil 
der m der Dik. aufgezlUtea BisehSfe lüast darauf schliessen, dass sie auf einem Hof- 
tage des Kaisers, der allerdings nicht als anwesend erwkhni wird, ausgestellt sei. 13. I.upus 
2. 303; vgl. § 171 n. 28. 


Digitized by Google 



Vicepfoligrafen. 


323 


ntattis per tres vicibus in plaeitis d. Anselmi ntarchlonia et eoniiles pnlatio 
d. Ottonia imperaloria, werden die Kläger durch einen Vasseii des Mark- 
grafen investirt. Anselm, in dem wir den Sohn Aledrams, Stammvater der 
Markgrafen von Montferrat zu sehen halten erscheint auch bei einer damals 
zu Ravenna gehaltenen Gerichtssitzung des Kaisers, aber nur als Markgraf 
bezeichnet und ohne irgend thätig zu werden, da der K.aiser zur Verhängung 
des Bannes einen Bischof bestellt*®; um so sicherer wird es sich .auch bei ihm 
wohl nur um eine Vertretung des abwesenden Pfalzgrafen handeln. 

.Schliesslich ist noch zu erv^’ähnen, dass 1001 zu Ravenna neben dem 
Logotheten Bischof Leo von Vercelli und dem Protospatar Pftdzgrafen Otto 
ein Rai mar als Cotnea 7niaaiia imperialia im Ilofgerichte vorsitzt, der dann 
in den Unterschriflen ebenso wie Otto Cornea aact'i palatü heisst.’*' Das 
Wechseln der Titel Missus und Conies palatü würde dem bisher über die Via*- 
pfalzgrafen Bemerkten entsprechen. Auffallend ist sein Fungiren zugleich mit 
dem eigentlichen ITalzgrafen ; doch dürfte es bei den Eigenthümlichkeiten der 
Hofordnung K. Otto's III bedenklich sein, daraus einen .Schluss auf die Be- 
fugnisse des Vicepfalzgrafcn überhaupt zu ziehen. 

XVI. DER KANZLER Fl R ITALIEN. 

178. — Die früher geäusserte Ansicht, dass die Befugniss des Pfalz- 
grafen, dem Ilofgerichte vorzusitzen, nicht durch einftvehe Nichtübung, sondern 
durch ausdrückliche Anordnung K. Heinrichs n ihr Ende gefunden habe, würde 
sehr wesentlich gestützt werden, wenn sich nachw’eiseu Hesse, dass jene Be- • 
fugniss jetzt ständig auf einen andern Reichsbearaten übertragen sei. Und ich 
glaube allerdings nicht bezweifeln zu dürfen, dass fortan der Kanzler für 
Italien kraft seine.s Amtes dazu berufen war, den König im Hofgerichte zu 
vertreten. 

Denn vor allem fällt die Thatsache auf, dass im weitern Verlaufe des 
eilflen Jahrhunderts bei allen erweislich in Gegenwart des Königs gehaltenen 
Gerichtssitzungen entweder dieser selbst oder aber der Kanzler, und zwar 
immer der für Italien, den V^'orsitz führt. Bei einem 1 022 vom Kanzler Diet- 
rich zu Penne gehaltenen Placitum ist allerdings die Gegenwart des Kaisers 
nicht zu erweisen.* Dagegen ergibt sie sich für ein 1038 Febr. 22 im Gebiete 
von Lucai gehaltenes Phacitum, bei welchem nach drei auf uns gekommenen 
Urkunden Kcuielohua caneeüaa'iua et misatia aaer! palatü vorsass, aus dem 
Itinerar und der Ft)nnol per data lieeutia dorntni imperaloria, qiii ibi ade- 
rat.^ Ebenso ergibt sich aus dem Itinerar die Anwesenheit des Kaisers l)ci 
Gerichtssitzungen, welche Otmteriua eancellariita et vüaaua d. imperaloria 
1055 Juni 14 zu Omiclo am Arno, Oct. 4 bei Padua, Oct. 18 zu Mantua und 


14. Morbio 1, 119. 15- Nach gütiger Mittbeilung Wüstcnfelds gab es damals keinen 

andern Markgrafen dieses Namens. 16. Fantoxzi I, 212; rgl. $ 173 n. 9. 17. Fan- 

tuixi 1, 227. 

178. — 1. Gattula Hist. 1. 77. 2. Antiq. It. 1. 307. 471. 2. 983. 
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Nov. 3 im Verone.sischen hielt.* Auch bei einem Pladtum, welches 1077 
März 14 der Kanzler Bischof Gregor von Vercelli gemeinsam mit dem Missus 
Ulrich zu Verona hielt, mag der König nach dem Itinerar anwesend gewesen 
sein ; dann wäre dasselbe freilich auch anzunehmen für eine Geriehtssitzung, 
welche dort wenige Tage vorher von den Bischöfen von Osnabrück und No- 
vara gehalten wurde. Alleixlings sind die.se Fälle nicht zahlreich genug, um 
darauf allein unsere Ansicht stützen zu können. Und wenn der Titel Missus, 
wie wir bei Besprechung der Vicep falzgrafen sahen, auch mit einem in Gegen- 
wart des Königs zu übenden Amte nicht unvereinbar ist, derselbe wohl ge- 
radezu mit Beziehung auf den Vorsitz im Uofgerichte schon früher geführt 
wurde, so könnte er doch auch die Annahme nahe legen, die Kanzler seien in 
jenen Fällen nicht als solche, sondern weil sie mehr zufällig damals zugleich 
zu Königsboten für Italien ernannt waren, zum Vorsitze im Uofgerichte berufen 
gewesen; von Günther lässt sich bestimmt nachweisen, dass er 1055 schon 
vor der Anknnfl des Kaisers als Königsbote thätig war. * 

Grösseres Gewicht möchte ich auf den Umstand legen, dass jetzt auch 
bei den vom Könige selbst gehaltenen Gerichtssitzungen der Kanzler, wenn er 
überhaupt als anwesend erscheint, in einer Wei.se hervortritt, welche aufs be- 
stimmteste auf eine besondere Bedeutung desselben für das Ilofgericht hin- 
weist Bei kaiserlicher Gerichtssitzung 1021 unter.schreibt der Kanzler Dietrich 
zuerst vor dem Erzbischöfe von Köln und dem Patriarchen von Aglei, we das 
an und für sich seiner llangstellung nicht entsprechen würde; ebenso 1022 
vor den Bi.schöfen, wo er zugleich als erster Beisitzer genannt wird.® Später 
.scheint dann die Regel gewesen zu sein, dass die königlichen Gerichtsurkunden 
unmittelbar nach dem Könige von dem auch als erster Beisitzer aufgeführten 
Kanzler, ausser diesem aber nur noch von den Ilofrichtern, nicht aber von 
den andern als Beisitzern aufgeführten Grossen unterschrieben wurden. ^ Nichts 
aber ist auffallender in dieser Richtung, als dass 1 047 der Kanzler Ileinrich 
sogar neben dem Kaiser als Vorsitzender aufgeführt wird.® 

Besonders beachtenswert!! erscheint mir endlich, dass es um 1081 in 
einem königlichen Privilege für Lucca heisst: nt Lonffobardits itulcx indicinm 
In iam dicta civitatc vcl in hurgo auf jdavitum non cxerceat, ni»i noatra 
aut filii noatri presente persona vel etiam caneellarii nostri.^ Es handelt 
"sich hier offenbar nicht um eine Beschränkung auf das Reichsgericht über- 
haupt, in welchem Falle gewiss der allgemeinere Ausdruck Missorum nostro- 
rinn gewählt wäre, sondern auf das Uofgericht. Und in Verbindung mit jenen 
andern Haltpunkten wird danach kaum ein Zweifel bleiben, dass im eilften 
Jahrhunderte der Kanzler für Italien in ähnlicher Weise, wie früher der Pfalz- 
graf, kraft seines Amtes dazu berufen war, den König im Uofgericlite zu ver- 

178 —] 8 . Anriq. It. 1 . 473'. 2, 795. 968. Würdtwein N. Subs. 12. 11. 4 . Antiq. It. 

2. 947. 945. 5. Kftb Parma 2. .326. 6. Anticli. Est. 1. 131. Script. It. 1 b, 497. 

7 . 1055 . 77 . 95 . 97 : Anüch. Est. 1. 167. 275. t’ampi 1, 519. .^ntiq. It. 2. 94.3. 8. Ug- 

helli I, 460. 9 « Arch. itorlco 10b. 4. Die Urkunde, vie sie hier Torliegt, soll freilich 

iuterpolirt sein, doch trifft d.*ifi die bezügliche Stelle nicht. I)ie..elbe wird noch in Pririleg 
Ton 1209 würtlich a-iederholt. Vgl. § 136 n. 2. 
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treten. Das.s er als Geistlicher die Blutgerichtsbarkeit nicht üben durfte, kann 
kein Bedenken erregen, da wir auch später das entsprechende Amt des Uof- 
vikar ausnahin.slos mit Geistlichen besetzt finden ; es wird anzunehmen sein, 
dass bei schweren .Strafiullen der König selbst dem Hofgerichte vorsass. 

179 . — Der Kanzler Dietrich unterschreibt 1022 mit dem ungewöhn- 
lichen Titel sceretorum Rotnani caneeüarim ac loffotlheta Jtalictm.* 

Sonstigem Sprachgebrauche nach würde der Ausdruck Logothet zunäch.st 
auch auf das Kanzleramt zu beziehen sein. Auch am Hofe K. ütto's III heisst 
vereinzelt 998 Heribert Logotheta et cam-eüariits'^, in einem Schreiben des 
Kaisers auch Archilogotheia,^ Dann aber finden wir bei ihm den Titel nicht 
für den Kanzler, sondern für einen anscheinend mit liesondern hofgerichtlichen 
Funktionen betrauten Grossen gebraucht. Während 1001 Peter von Como 
Erzkanzler, Heribert Kanzler war, erscheint Bischof Leo von Vercclli als 
lA)gothcta nact'i pdUitit, sitzt als solcher zugleich mit dem Pfalzgrafen und 
Vicepfalzgrafen dem Ilofgerichte vor, unterschreibt t>ei einem Piacitum des 
Pabstes und Kaisers allein mit der ungewöhnlichen Formel : affuit, voluit, 
laiidavit et in etemum valere jirecepit, und lässt durch einen Stellvertreter 
ein Placitnm zu Uimini halten.^ Es würde fruchtlos sein, darauf hin seine 
.Stellung neben der des Pfalzgrafen näher bestimmen zu wollen. Aber immer- 
hin wird dadurch die Annahme nahe gelegt, dass auch beim Kanzler Dietrich 
der Ausdruck auf den V^orsitz im Ilofgerichte zu beziehen ist, und dass K. 
Heinrich II bei den Aenderungen bezüglich des Vorsitzes ini Hufgerichte sich 
den uns nicht genauer bekannten bezüglichen Einrichtungen der Hofurduung 
seines Vorgängers näher anschloss. 

XVU. DIE KÖNIGIN. 

180 . — Seit dem Ende des eilften Jahrhunderts findet sich kein Beispiel 
mehr, dass der Kanzler dem Hofgericlite vorsitzt oder auch nur eine hervor- 
ragendere .Stellung in demselben einnimmt. Wenn bei den zahlreichen Ge- 
richtssitzungen, welche K. Heinrich V 1116 März, April und Mai hielt', der 
damalige Kanzler für Italien, Bischof Burchard von Münster, nur ein einziges- 
mal erwähnt wird und zwar den beisitzenden Richtern und Rechtskundigen 
nachgestellt*, so liegt darin wohl das bestimmteste Zeugniss, dass die früher 
dem Kanzler ini Hofgerichte zustehenden Befugnisse aufgehoben oder in Ver- 
gessenheit gerathen waren. 

Dagegen scheint man nun zeitweise die Königin als zunächst zur Ver- 
tretung des Königs im Hofgerichte berufen betrachtet zu haben. In früherer 
Zeit tritt eine Betheiligung der Königin am Gerichte selten hervor. Zu Pia- 
cenza finden wir 874 ein unthätiges Pracesse der Kaiserin Ingilberg, während 


179. — 1. GattuJs Hist. 1, 77. 2. Bühmer AcU 27. 8. Vgl Kanke Jahrbücher 

2b, 135. 4. Fantuxsi 1. 226. 227. 3. 17. 

180. — I. Verei Ecelini 3, 19. Aotich. Est. 1, 283. Cornelius Eccl. Ven. 8. 215. 

Tiraboschi Mod. 2, 86. 88. Antiq. It. 2. 945. 2. Oraato 1, 287. 
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dor Pfalzgraf das Gericht hält. * Um 896 wird zu Benevent hei der Kaiserin- 
mutter Angeltmd und dem Pürsten Radelehis geklagt , welche dann einen 
.Sacliwalter des Fiskus bestellen und mit der Entscheidung einen Richter be- 
auftragen.^ Die Kaiserin Adelheid ist 976, während der Kaiser in Deutsch- 
land war, zu Piacenzu unthätige Vorsitzende; der thätige Vorsitzende ist auch 
hier der Pfalzgraf.* Im J. 990 sitzen zu Ravenna die Bischöfe von Piacenza 
und Wirzburg zu Gerichte iiMsione d. Thi’o/ana imjii'mlrii-is, wie auch die 
Bannstrafe i'anterf hnpfrntriris bestimmt wird®; Theo|diania übte damals 
freilich überhaupt alle kaisi'rlichen Rechte in Italien. Auch sonstige Beisjuele, 
dass Frauen dem Gerichte Vorsitzen, sind früher vereinzelt; so 1005 die 
Gräfin Emma von Imola, 1064 die Gräfin -Vdelhoid von Sahizzo zugleich mit 
ihrem Sohne.® Ganz regelmässig finden wir dann aber die tuszischen Mark- 
gräfinnen Beatrix und Mathilde selbst den Vorsitz führen; und nichts liegt 
näher, als dass das den Anstoss gegeben habe, dass nun auch die Königinnen 
in derselben Weise thätig wurden, zumal das zuTiächst im Bereiche der früher 
mathildischen Besitzungen geschah. 

Die Königin Mathilde sitzt 1117 zu Roccha Carpineta, 1118 zu 
Castrocaro zu Gerichte, lässt laden, investirt, bannt, lässt die Urkmide schrei- 
lum, unterzieht sich also allen Aufgaben des Vorsitzenden Richters.® In der- 
selben .Stellung finden wir dann während K. Lothars zweitem italienischen 
Zuge die K.aiserin Richenza, welche längere Zeit zu Reggio mit ansehn- 
lichem Gefolge Hof hielt, während der Kaiser Oberitalien durchzog. Die 
Uebiing der Gerichtsbarkeit war ihr damals ausdrücklich zugewiesen, da der 
Kaiser in einer Urkunde von ihr sagt: quam pro facienda iuetitia in Hhepio 
civitate divhiaimimA^ Nach einer spätem Angabe brachten dort im bischöf- 
lichen Palaste die Mönche von .S. Pet'r zu .Modena eine Klage bei ihr vor*'; 
wir haben dann weiter Urkunden über Gerichtssitzungen, welche sie dort 1136 
Nov. und Dez. in .Sachen des Abts von Nonantula und des Kapitels von 
Reggio hielt. Und ihre richterliche Thätigkeit scheint nicht gerade durch 
die .Vbwesenheit des Kaisers bedingt gewesen zu sein; .als dieser 1137 mit 
ihr im Veronesischen war, wimdten sich die Domherren von Verona um Be- 
sitzeinweisung an Iteide und war es die Kaiserin, welche dieselbe ex mandato 
imperatoris vornehmen liess. ' * 

.kus späterer Zeit fehlt jedes Zeugniss für eine Theilnahme der Königin 
am lieichsgcrichtswcseii, was sich schon daraus erklären dürfte, dass auch 
diese.s sich mm den Regeln des römisch-k<anoni.schen Prozesses eng anschliesst. 


180. — I 8. Boselli 1, 280. 4. Script. It. I b. 410. 5. Beilage Ton 076 Oct. 25. 

B. F'.'intuzzi i« 218. 7. Vgl. Banke Jahrbücher 2b, 66. S. Fautuzzi 5, 268. Mulecti 

1, 274. 9. Ughelli 2, 287. Mittarelli 3. 275. Üb der Kai.ser anveKOnd war, ist un- 

gewiss; beschränkten wir sonst den Begriil de» Hofgericht.s auf die in Anwc,.cnheit des 
Königs gehaltenen Gerichtssitzungen, »o wird bezüglich des Gerichts der Kilnigin davon 
Überhaupt .abzu.schen »ein. 10. Ughelli 2. 288. 11. Antiq. It. 6. 2.36. Geschah da.» 

wirklich schon im 8ept., was sonstige Nachrichten bedenklich machen, so müsste ihr 
Aufenthalt mehrere .Monate gedauert haben. Vgl. Jaffe l.othar 183. 18. .\ntiq. It. 1. 

613. 6. 233. 13. Ughelli 5. 755. 
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welchor iin allgeineiiien die Unfähigkeit der flauen zum Kichtcrainte .scharf 
betont, obwolil noch Innocenz III zunächst mit Rücksicht auf die Königin von 
Frankreich aiLsuahnisweise hochgestellten Frauen diese Fähigkeit da, wo dos 
Herkommen daPür spriclit, zugesteht.** 

XVItl. DER HOFMKAR. 

181 . — So weit ich sehe, blieb es früher ganz unbemerkt, dass es seit 
K. Friedrich 1 einen höchsten Reichsbeamten für Italien gibt, dessen Stellung 
vielfach der des alten Pfalzgrafen entspricht und insbesondere von der des 
Legates Italiae, mit der man sie bisher zusanimenzuwerfen pflegte, dadurch 
sich bestimmt unterscheidet, d.ass der llofvikar lediglich richterliche Befugnisse 
hat und sein Amt sich wenigstens später regelmässig an den Hof des Kaisers 
knüpft, während das des Legaten gerade die Abwesenheit des Kaisers zur 
Voraussetzung hat. Der zuerst ain häufigsten vorkommende Titel ist Do- 
mini imperafnris t'irnriiis ad iuatitias facienda-s^ oder vollständiger in 
Itaiia vieariiis'^, auch blusd. imporaloris nirariiis^; später ist der gewöhn- 
lichste Ausdruck Vicarim impcrialis anlae* oder ciiriae^; vereinzelt auch 
V'icariiti imperii oder Italiae.^ 

Was die Anfänge des Amtes betriflt, .so scheint es nicht, dass das- 
selbe auf einer ausdrücklichen EintUhrung beruht; es wird sich allmählig ent- 
wickelt, seine spätere festere Gestaltung zunächst auf dem Wege des Her- 
kommens gewonnen haben. Konnte von einem bestimmteren Herkommen 
bezüglich alles des.sen, was die Uebung der Reioh-sgerichtsbarkeit betraf, beim 
Beginne der Regierung K. Friedrichs I kaum die Rede sein, so gilt das ins- 
besondere bezüglich der Vertretung des Kaisers als Richters; wird man das 
V^orsitzen der Königin schon an und für sich kaum als feststehendes Herkom- 
men zu betrachten haben, so mussten überdies die vorhin augedeuteten Aen- 
derungen im Gericlitswesen es verbieten, darauf zurückzugreifen. Es scheinen 
da denn auch zunächst bestimmtere Einrichtungen nicht bestandei\ zu haben. 
Richtete der Kaiser nicht selbst, so scheint er auch im Uofgcrichte, wie sonst, 
die öaehen an für den Einzelfall bestimmte Vertreter überlassen zu haben.’ 
.Solche Vertreter konnten verschieden bezeichnet werden, als Legaten, Missi 
oder auch Vikare des Kaisers; der Gebrauch aller dieser Ausdrücke ist zumal 
in dieser Zeit noch sehr schwankend. Noch 1161 März werden vier dolegirte 
Richter des Kaisers in derselben Urkunde bald als htdices et vicarii, bald 
als Missi et iudices d. i inperatoris bezeichnet*; werden wir auch etwa an- 
nehmen dürfen, dass der Ausdnick Vikar schon vorzugsweise gerade für rich- 


14. C. 4. X. de arbitris (1. 4d). 

181 . — 1. 1162. 6.3, 85: AtlA Pnrma 2, 372. 374. Miturelli 4. 133. 2. 1163; 

AITA P. 2, 375. 3. 1163, 64. 91. 1210; Antiq. It. 1. 477. 323. Poggiali 5. 13. Mitla- 

relli 4. 290. .\llaro,si 1. 141. 4. Zuerst um 1164; Fantuni 4, 269. 5« Zuerst 1185: 

Tnsu Chart. Uert. 37. 6. 1210. 19: Miturelli 4, 299. HuUlard 1, 594. 7. Vgl. 

$ 162 D. 11. 8. Tirabosebi Non. 2, 279. 
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erliche Vertreter des Kaisers gebraucht wurde, so ist er jedenfalls noch nicht 
ausschliessliche Bezeichnung für einen einzelnen ständigen Vertreter. 

Das Amt wird sich daraus entwickelt haben, dass der Kaiser einen der 
Grossen aus seiner Umgebung, der sich durch genügende Ileclitskunde, etwa 
auch Kenntniss der italienischen Sprache dazu empfahl, besonders häufig zum 
Vertreter bestellte', ihn in Rechtssachen vorzugsweise zu Rathc zog, ihn dann 
wohl auch beauftragte, in seiner Abwesenheit überhaupt statt seiner alle 
Rechtssachen zu erledigen. Denn während später der Uofvikar Stellvertreter 
des anwesenden Kaisers ist, scheint anfangs gerade das Bedürfniss einer V^er- 
tretung des abwesenden Kaisers mehrfach dazu geführt zu haben, einem ein- 
zelnen Grossen allgemeinere Vollmachten zu gcljen. Und sind später die Hof- 
vikare durchweg Bischöfe, so werden wir bezüglich der Anfänge des Amtes 
tun so weniger fehlgehen, wenn es gerade Bischöfe sind, bei welchen uns Zeug- 
nisse für eine solche vorbereitende .Stellung vorliegen, mit denen wir daher die 
Reihe der Ilofvikare werden beginnen dürfen, wenn auch Titel und bestimm- 
tere Gestaltung des Amtes erst etwas sjtäter nachweisbar sind. 

18*2. — Auf dem ersten Zuge K. Friedrichs I ergeben sich, so weit 
ich sehe, noch keine bezügliche Haltpunkte. Für den zweiten aber ist nicht zu 
bezweifeln, dass Bischof E b e r h a r d von Bamberg, der auch den ersten 
mitgemacht hatte und jetzt ülsnhaupt einer der einflussreichsten Rathgeber 
des Kaisers war, von diesem vorzugsweise auch in Rechtssachen venvandt 
wurde. Zu Roncalia 1158 Nov. entscheidet Eberhard einen .Streit zwischen 
dem Bischöfe von Brescia und dem Abte von Leno, wobei .ausdrücklich be- 
merkt wird, dass er das Urtheil nicht in deutscher, sondern in italienischer 
.Sprache gab.' Ständiger Vorsitzender des Hofgeriohtes war er aber schwer- 
lich; 1159 Febr. wird seine Anwesenheit in demselben erwähnt; aber nicht 
er, sondern zwei andere vom Kaiser bestellte Richter entscheiden die .Sache.* 
Dann aber erzählt Ragewin, dass der Kaiser vom Beginne der Fasten bis 
Ostern, anderweitig in Anspruch genommen, vom Heere abwesend gewesen 
sei; dimiserat tarnen loco guo venerahilcmvirum E. Baheiibergensem epia- 
copitm, qiii venientea et negocia habeiitca aiidiret, causaaqne eoriim dili- 
ptmii exaimnatione terminarct; er rühmt dann seine Ergebenheit, seine 
Einsicht und Kenntnisse, sein atudknn circa acripturae aetiaian ac quaeatio- 
iiinn diaenaaionem, und bemerkt, dass der Kaiser zwar .alle Bischöfe hochhielt, 
apecialitcr tarnen memorati viri, siciU priidcntiaaimi, nitebatur conailio 
eiimqae dignum eafimavit, in cuiua artätratn et diacretione operaa aitaa 
locaret et onaa aimul ac honorem cotmnunicaret.^ Es ist nicht unwahr- 
scheinlich, dass, als der nächste Grund dieser Vertretung aufliörte, Eberhard 
dennoch nicht l>los thatsächlich den grössten Einfluss übte, sondern auch am 
Hofe eine .Stellung einnahm, welche ihn auch formell zu bestimmterer Ein- 
flussnahme berechtigte. Ich wüsste es wenigstens nicht anders zu erklären, 
dass eine Urkunde, durch welche der Kaiser 1159 Nov. über Güter gebannter 
Mailänder und Cremoneser verfugt, zur Beglaubigung von Eberhard und dem 

182. — I. Zaccari .1 Ix^no 136. 2. Vorci Ecel. 3, 36. 8. Raderic. I. 3 e. 29. 
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Hufkanzler unterschrieben ist, während dann ein Hofrichter mit dem Bemerken 
unterschreibt, dass er die Urkunde auf Befehl des Xaiscrs und unter Zustim- 
mung Eberhards und des Kanzlers gefertigt habe.* Die in einer der kaiser- 
lichen Kanzlei ganz fremden Form abgefasste Urkunde nähert sich der Fassung 
späterer Hofgerichtsurkuiiden, wie sie ja auch nicht von einem Mitgliede der 
Kanzlei, sondern des Uofgerichts geschrieben ist; um so bestimmter scheint 
mir jener Umstand darauf zu deuten, dass Eberhard gerade zimi Hofgerichte, 
über das uns ans dieser Zeit Zeugnisse durchaus fehlen, in näherer Beziehung 
gestanden habe. Darauf lässt weiter vielleicht auch schliessen die Beurkun- 
dung einer Uebereinkunft zwischen dem Kaiser und dem Bischöfe von Piulua 
1161 Okt., welche wieder in den Formen einer Gerichtsurkunde gefasst ist.® 
Als Vermittler werden genannt der Erzkanzler Reinald, Elierhnrd, der Kanzler, 
der Protonotar und der Missus Paganus, der damals das Paduanische ver- 
waltete ; als anwesend werden in erster Reihe drei Uofrichter genannt ; und 
ist da die Theilnahine Eberhards auch an und für sich nicht auffallend, .so 
kann jedenfalls, wenn überhaupt einem der genannten Vermittler eine be- 
stimmtere Beziehung zum Ilofgorichte zukommt, das nur Eberhard sein. Später 
finden wir Eberhard nochmals ausserhalb des Hofes mit richterlichen Befug- 
nissen betraut; als Imperialis aitle hpaitig a (floriosisiimo imperatorc F. 
ad inatitiaji et provi«iones faciendan in Farmensi civitate delegatut ent- 
scheidet er 1162 Apr. 24 zu Parma einen Rechtsstreit.® Er muss dann nach 
Deutschland zurückgekehrt sein, da er in den Kaiserurkunden nicht mehr ge- 
nannt wird. Die dürftigen Haltpunkte erlauben da kein sicheres Urthoil ; das 
einzige bestimmtere Zeugniss fiir Vertretung des Kaisers insbesondere auch 
als Richters bezieht sich auf Abwesenheit des Kaisers; aber es ist wenigstens 
wahrscheinlich, dass er auch in dessen Anwesenheit eine feste bevorzugte 
Stellung im Ilofgerichte eingenommen hat, die damit der des spätem llofvikar 
schon wesentlich entsprechen würde. 

183 . — Damit stimmt mm auch vollkotnmen das Vorkommen Bischof 
Hermanns von Verden, bei dem s])ätcr Titel und .Stellung des Ilofvikars 
zuerst liestimmt hervortreten, und den wir als Nachfolger Eberhards zu be- 
trachten hätten. Denn während Eberhard am Hofe ist, bilden wir ihn aller- 
dings schon als Richter verwandt, aber nicht am Hofe selbst. Als Legat des 
Kaisers bezeichnet, entscheidet er llö9 Juni 28 bei S. Maria in Portu de 
.Saitu zwischen Ravenna und Ferrara über eine Klage der Kirche von Ravenna 
zu deren Gunsten.' Als Vicarias d. imperaioris nnd in .Vnwesenheit von 
zwei Uofrichtem spricht er 1161 März 30 zu Pieve di .Sacco den Domherrn 


4. Böhmer Acta IIM). 5. .\ntiq. It. 6. 243; besser Oondi b. 47. ft. Aff« P. 2, 217. 

183 . -- 1 . Rubeus Rar. 326 extr. mit qtiarlo htl. ml., Kriiii 2. 171 mit lan. 28, 
gewiss rerdriickt für lun, 28, da Hermann im Januar in lombardischen Städten beschäftigt 
und Febr. 2 beim Kaiser in der Gegend von Vercelli war. TnurtuaL, Bischof Hermann rnn 
Verden (Münster 1866)8. 43. setzt die Urk. zu 1163. weil Hermann 1159 nicht I>egat 
gewesen sei; aber wesshalb nicht? Dieser Titel würde umgekehrt 1163 auffallen müssen, 
wo Hermann ganz regelmässig als Vikar bezeichnet wird, und auch daneben nur einmal 
(Autiq. It. 1, 477) als Legat. 


Digitized by Google 



330 


Der Hofrikar. 


von Padua den Besitz streitiger Ländereien zu.* Der Hof mus.s allerdings 
damals in der Nähe gewesen sein, da der Kaiser April 2 unter Zeugniss Her- 
manns zu Afonselice urkunilet*, und es wäre iinmcrliin tnüglich, dass Hermann 
schon damals eine bestimmtere .Stellung im Hofgcrichte eingenommen hätte, 
zumal Eberhard .seit 1160 Eebr. nicht beim Kaiser naclizuweisen ist, erst 
1161 Juni J'* wieilcr in des.«en Urkunden auflritU Nur wird uns da die Be- 
zeichnung als Vikar noch kaum als sicherer Halt dienen dürfen.® 

Seit 1161 Juni i.st Hermann nicht mehr beim Kaiser und muss nach 
Deutschland zurückgekehrt sein, wo er noch im Frühjahr 1162 nachweisbar 
ist.** Juni 9 wird er zuerst wieder am Hoflager zu Pavia genannt. Eberhard 
war damals, wie gesagt, nicht mehr beim Kaiser; Gehen und Kommen der 
beiden Bischöfe ' füllt hier wieder so nahe zusammen, dass man geradezu an 
eine Ablösung denken möchte. \^on nun an ist jedenfalls eine .Stellung Her- 
niann.s, die ihn kraft seines Amtes zum Vorsitze im llofgerichte berief, nicht 
mehr zu bezweifeln. Denn mit dem auch später üblichen Titel eines Vicarius 
imiHvatirris ad fadriuhu sitzt er 1 162 Juni 24 in der Gegend von 

.Modena infer cnstrum Mimvli et castrum Taa'oU w-egen einer Conti-ovei’sia 
apntl imperalorcm mota zu Gerichte'; und zwar nach Vergleichung mit dem 
Itinorare des Kaisers zweifellos im dessen Hoflager**, dem er auch weiter ge- 
folgt zu sein scheint; im .September kehrte er mit dmu Kaiser durch Burgund 
nacli Deutschland zurück. * Aber schon Ende November wurde er wieder nach 

183 . -I 2 « Hondi y. 43. Kehlt in den ron Tourtual seiner Arbeit beigej^benen Rege.steu 
Hermami.s, welche übrigens nicht blos der KrgUnsung. worauf icli weniger Gewicht legen 
möchte, sondern insbesondere nucli der Berichtigung gar dringend bedürfen. Da .sich 
hftufig Abweichungen ron meinen eigenen Notizen ergaben, nöthigten mich dieselben zu 
einer nochmaligen mühsamen Prüfung der Genauigkeit derselben: und im Intere.sso an- 
derer Forscher scheint e.s mir geboten, in den folgenden Anmerkungen ron den Krgeb- 
nis.seu .so viel mitzutheilen. als nöthig .sein dürfte, um sich ein Unheil über VolKständigkeit 
und Genanigkcit jener nnd anderer Kegesteii des Verfassers zu bilden. 3* Kapitular- 
arcliiT zu Verona nach Wustenfeld. 4« Mon. Boica 29. 359; und mit ihm Hermann, 
W. 1 S Tourtual übersieht. Werde ich mich häufig auf das Vorkommen oder Nichtrorkommon 
einzelner Personen beim Kaiser beziehen, so stützen sich diese Angaben auf eine das 
bekannte Material nahezu erschüpfepde Zusammenstellung der Zeugenreihen der Kaiser- 
urkunden. Sie genauer zu belegen, werde ich, von wichtigem Fällen abgesehen, unter- 
la.ssen dürfen mit Rücksicht auf die von SchelTer-Boichorst bereits begonnene Neubear- 
beitung der Regesten Böhmers cou 1125 bis 1197, welche sämnuliche Zeugeu mittheilen 
wird, während für die Zeit nach 1197 schon jetzt in Böhmers Hegesten und Uuillards 
Urkundenwerk genügende Hülfsmittel zu Gebote stehen. 5« Vgl. § 181 u. 5. 6. I^ppcn- 
berg Hamburg. Urkiindenb. 1, 208. 7* Alfö P. 2, 372; von Tourtual Uberseben, obwohl er 

das Werk sonst benutzte. 8« Bezieiningon auf das Itincrar des Kai.sers werde ich in 
der Roge) auch da, wo cs mir in grö.s.serer Vollständigkeit vorliogl, als bisher in Böhmers 
Regesten der FhD war, nicht näher belegen, da auch abge.sehen von der Neubearbeitung 
dieser Regesten durch Stumpfs \’^erzeichnis> in kurzer Frist da.s vcrrollständigte urkund- 
liche Utnerar zugänglich sein wird. In den meisten Fällen dürften .sich die Ortsangaben 
in den Hofgcrichtsurkunden auch für das lliuernr des Kaisers selbst rcrwertlien lassen. 
9, Tüurtuals Regesten sind hier durch die Daten Aug. 18 Turin. Sepi. 7.8 I^aonnc. Sept.24 
Selz zu ergänzen; e.s ist mir uiiversiändlich. wcsshalb er die Zeugenschaft zu I«aonnc S. 85 
au.sdrücklich in Abrede siellu du Hermann in allen Abdrücken. Spun 2, 27 und 32. Antiq. 
It. 6, 58, Möm. Ol doc. de Geneve 5, 347 aufgeführt ist. 
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Italien geschickt. Morena erzählt nämlich, dass der Kaiser sogleich den Rei- 
nald von Köln zurückgeschickt habe, ul vice eua, qnc forent ordinniula in 
Italia, etalneret; er war nach den von ihm ausgestellten Urkunden Legat 
für Italien. Dann fahrt Morena fort : Deinde qnoque misit in Ytaliam cla- 
risaimns imperalor quasi circa festum s. Andrcc domnum Ifermannum 
Vi-<rdensem episcopum de Saxonia, deditque ei potestatem, ut de omnibiis 
causis Ytalie, tarn de prineipalihns, quam de litihus appellationum, sua 
vice copnosceret easqne lepittimo tramite diffintret; qui et ipse partim 
Laude partimque in alils tarn Marchie quam Lomhardie chfitatibus sa- 
pimiter et moderate mandatum imperatoris adimplevitA'' Die rein richter- 
lichen Befugnisse des Vikar werden hier demnach aufs bestimmteste von der 
umfassenderen Gewalt des Legaten unterschieden; aiuiererseits ergibt sich, 
dass man das Amt des \’’ikar noch nicht eng an den Hof knüpfte, die Uobimg 
desselben noch nicht durch die .Anwesenheit des Kaisers im Lande bedingt 
war. Hermann sitzt 1163 Mära 7 zu Parma*', März 11 z« Modena'^ zu 
Gerichte, .April 23 wird zu Parma noch ein Urtheil desselben erwähnt'^, das 
.aber schon früher gefüllt sein kann. Eben so regelmässig, wie Reinald sich 
Legat nennt, heisst nun Hermann Vik.ar; nur zu Modena fimlen wir noch ein 
letztes Schwanken des Titels, indem der Notar ihn als Vikar und Legaten 
bezeichnet. Hermann m.ag dann Italien verlassen haben", da er dort nicht 
mehr nachweisbar ist und im Mai zu Parma die Hufrichter ohne Vikar zu 
Gerichte sitzen. Kr kam dann jedenfalls mit dem Kaiser nach Italien zurück, 
mit dem er 1163 0ct. 29 in Lodi einzieht'®, wie er auch ferner bis zum Ende 


10. Mon, Germ. 18. b'-MI. II. Attfi l'. 2. 374. 12. Autiq. It. I. 477. Tourtu.il ver- 

wirrt da.s Itinerar, imlpin er Nonen und Idus reruechselnd die Urk. zu Mttrz 3 setzt. 
IS. Affü P. 2. 375. Auch in unRcdr. Urk. von 1173 Juli 24 be.AtÄtigt der Kni-icr eine früher 
von Hermann zu ftuniiton de.s KnpiteU von Vicenza j^egebene Sentenz. 14« Tn Deutsch- 
land ist er übrigens in den Kaiserurkunden nicht nnchweisbar. Nach Tourtual nr. 47 aller- 
dings am 13. Aug. Kr führt die Urk. zunächst an nach der Verdener Chronik bei I.«ibnitz 
Script, rer. Brunsvic. 2, 217, wo sich lediglich ein Auszug ohne alle Zeitangaben tiudet; 
dann nach Hodenberg Verdener Ge.schichtssq, 2. 43, wo die Urk. allerdings gedruckt ist. 
aber wieder ohne alle Zeitangaben. wAhrend nach Tourtual nnzunehmen wäre, sie habe die 
Daten 1163 Aug. 13. Woher die Tagesangabe kommen .soll, ist mir uufns.sbar; für das Jahr 
wurde wohl Hodenberg.s Angabe, der die Urk. .auf 1159 bis 1167 bestimmt, und um 1163 
.setzt, aufgegrifTeu ; sie kann aber nicht zu 1163 geboren, dn Keinald von RMn damals in 
Italien war. Dieser reiht Tourtunl nr. 4^ daun al.s 1 163 ausgestellt eine eigene Urkunde 
Hermanns an, die in der Verdener Chronik a. a. 0. stehen .soll; cs findet sich auch ein 
Au.szug, aber mit der ausdrücklichen Jabre.sangahe 1 155, welche durch den Abdruck der 
Urk. bei Hodenberg 2, 42 uod bei Tourtunl »elb.st S. 62 bcstütigt wird, wie denn auch 
Tourtual nr. 9 denselben Au.szug .schon zu 1155 angeführt hat. — Auch die Nachricht des 
Morena, dass Hermann mit dem Kaiser auf der Uückkelir ,ius Deutschland Oct. 29 nach 
I.iüdi kam. wird eine liückkebr Hermanns nach Deutschland wenigstens nicht sicher er- 
wei.sen, da der Geschichtschreiber vielleicht zunächst nur den gemeinsamen Kinsug in Ix>di 
im Auge hatte. 15. Aff(\ P. 2. 376. Iß. Morena. Mon. Germ. 18. 642. wo aus Ver- 
sehen Oct. 28 reduzirt ist. Tourtual in seinen Hegesten dreht das SnchrerhAltniss um. 
korrigirt Reuter, der das Richtige bat, und behauptet wicdorholt 8. 45 und 66. dass 4. kal. 
Nov. allerding.s Oct. 28 sei, der Montag aber für Oct. 29 .spreche! Zu 111:^ Nov. 27 be- 
merkt er. ich hätte die Urk. in den Regesten Keioaids übersehen, wa.s einfach nicht der 
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des Jahrs in dessen Urkunden erscheint Dass er aucli jetzt als Vikar fiingirte, 
wird nicht zu bezweifeln sein; ausdrückliche Zeugnisse finden sich nicht; es 
wäre nur etwa zu erwähnen, dass der Kaiser in einem Privileg nur seiner 
Verwendung neben der des Erzkanzlers gedenkt.”’ Seit Anfang 1164 wird er 
in Italien zunächst nicht mehr genannt und wird nach Deutschland zurück- 
gekehrt sein. 

184. — Sein Nachfolger ist Bischof Albert von Trient, der 1164 
Febr. 9 beim Kaiser ist und in dessen Anwesenheit Febr. 24* zu Fano als 
Vikar zu Gerichte sitzt.* Da er weiterhin nicht mehr am Uofe naclizuweiscn 
ist und April 30 aju Iloflager zu Pavia die Hofrichter ohne Vikar zu Gerichte 
sitzen*, so wird er das Amt nur kurze Zeit bekleidet haben. 

Wiihrscheinlieh ist ihm in diesem Bischof Garsedonius von Man- 
tua, wohl der eifrig.ste Anhänger des Kaisers unter den italienischen Bischöfen, 
gefolgt. Vielleicht hat er ein entsprechendes Amt schon früher unter andenu 
Titel versehen. .Schon 1162 soll er sich in einem Briefe an den Kaiser als 
Comes fanuTtu' imperiali« unterschrieben haben. ^ Er entscheidet dann 1163 
Juli 10 zu Mantua über eine Klage des Abtes von S. Zeno zu Verona, wo 
schon der Gegenstand ein Eingreifen des Bischofs nur erklärlich macht, wenn 
er als Reichsrichter handelt; und darauf wird es zu beziehen sein, wenn er in 
der Urkunde zweimal als Imperialin aulc i'omfs bezeichnet ist.* Der Titel, 
dem des Pfalzgrafen entsprecheud, ist mir sonst nicht vorgekommen. .Sind die 
Titel der Reiebsbeamten in dieser Zeit noch schwankend, so könnte er immer- 
hin die .Stellung des llofvikar bezeichnen; auch können beide Erwähnungen in 
Zeiten der Abwesenheit Ileniianns fallen. Dagegen scheint zu sprechen, dass 
seine beiden Assossoien nicht, wie sonst üblich, als llofrichter bezeichnet sind.® 
Wahrscheinlicher dürfte es sich um ein eigenes Reichsamt mit richterlichen 
Befugnis.seu handeln, das später wieder einging; die vereinzelten Erwähnungen 

183 . — Fall ist. Ebeusu soll ich mit Bübmer die bezügliche Urk. irrig zu 1160 Febr. 15 
sutt Febr. 16 setzen, auf da.s Schaltjahr Terge.s.send; aber wozu gibt es denn einen 
Bisseitus? 17* Biancolini Not. 5 a, 95. 

184 . — 1* Octava di« funae «jreunt« m. Febr , was nicht sUmint, da die Rück* 
Zählung bei Beachtung des Schalttages auf Febr. 22, einen Samstag führt. Nach den 
Ann. Genuen.s. war der Kaiser qtutrto di« ant« tfuadra^eeniMfn zu Fano, was Mon. 
Germ. 18. 57 auf Febr. 29 roduzirt ist, während os vom Aschermittwoch ab gezählt 
Febr. 22 ergeben würde. 2* Antiq. It. 1,325; danach Aroiani 1, 150; auch UghelU 
2, 693. Amiani gibt noch eine angeblich 1165 von Albert zu Fonu ausgestellte Urkunde, 
worin er (fiorioti matniato den edeln Hofrichter Ugo Ruffus und dessen 

Nachkommen zu ef>/nite« ae ^lorioet iuiftfratorie commeneaJee erhebt. Es ist eine offenbare 
Fälschung im Interesse der Ruflo von Fermo, deren einzige Grundlage jene GerichUurkunde 
zu bilden scheint, in welcher Amiani auch ganz willkürlich den Namen Himts in Hußue 
geändert bat. 8» Afi'5 P. 2, 378. 4* Ughelli 1. 863. 5« Antiq. It. 1, 475 und vollstän- 

digcr Biancolini Not. 5a, 94. — Tourtual Forsebuogen 3 ff. gibt Regesten des Garse- 
doniux. führt die Urk. an, aber nicht die Drucke, und verweist auf A1T6 P. 2, wo ich 
nichts Bezügliches zu Hilden weiss. 6« Der eine, Rudolf, ist es 1164 allerdings ge- 
wesen, BAbmer Acta 111. Tourtual S. 7 will aus der Erwähnung von A.ssessoren über- 
haupt folgern, da.ss G. Hofvikar war; cs wurde das eher dagegen sprechen, da Assessoren 
nur vereinzelt in Reichsgerichten, dagegen ganz gewöhnlich insbesondere in den geist- 
lichen Gerichten dieser Zeit genannt werden. 
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werden ein sicheres Urtheil nicht gestatten. Im J. 1 164 werden wir Garse- 
donius aber jedenfalls als Ilofvikar zu betrachten haben. Darauf deutet schon 
mit ziemlicher .Sicherheit, dass er der einzige llischof ist, welcher nach den 
Urkunden seit dem Mai ständig .im Hofe zu sein scheint.^ Vielleicht liesse 
sich damit auch in Verbindung bringen, dass jetzt Pfalzgraf Otto, allerdings 
ganz vereinzelt, Mai 28 als Palatimw camere comes bezeichnet wird®; imui 
konnte annehmen, Garsedonius sei nach Alberts Abzüge Hofvikar geworden, 
und das von ihm früher bekleidete Amt eines Ilofgrafen oder Kammergrafen 
auf Otto übertragen. Dann aber heisst er in einer höclist wahrscheinlich 1164 
Nov. 2 ausgestellten Urkunde, durch welche sich mit seiner Zustimmung die 
Leute von Monte S. Maria denen von Cesena verpflichten, ausdrücklich Im- 
perialifi aide »•vmWns®, wie es auch bei dieser Gelegenheit in einer spätem 
Chronik von Cesena von ihm heisst; Ipse itaque tune erat vicariii« impe- 
mtwv«. Da der Kaiser damals .schon nach Deutschland zurückgekehrt war, 
so wäre demnach auch hier die Uebung des Amtes nicht durch seine Anwesen- 
heit bedingt gewesen. Garsedonius ist erst 1187 gestorben, wird aber später 
nicht mehr als Hofvikar bezeichnet. 

Weiterhin werden Iloft'ikare nur erwähnt, wenn der Hof selbst in Italien 
ist. Auf dem nächsten Zuge finden wir die Bischöfe Hermann von Verden 
und Daniel von Prag gleichzeitig als Vikare. Denn Vincenz von Prag sagt 
von jenem: qid semper in curia J. imperatoria d. Danielia ejdacopi con- 
tubemalia et cum eo In ea expeditione imperialia ciiriae in tofa Italia 
iudex ext-iterat.^' Ueber Hermanns richterliche Thätigkeit ist aus dieser Zeit 
ein urkundliches Zeugniss nicht erhalten; bis 1167 April 23 ist er nach den 
Kaisemrkunden** am Hofe und wurde dann zurück nach Pa\Ha geschickt.** 
Daniel sitzt 1167 Jan. 1 7 zu Cainpremoldo bei Piacenza zu Gericht *♦, zweifellos 

7. Vgl. Toortnal Fonchungen 8. 256. «otu noch S«pt. 23 Paria kommt 8. Verci 
Ecel. 3, 42; wahncheinlieh wird es sich nur um eine rriUkOiliche Erweiterung des ihm 
ohnehin xukommenden Pfaligrafentitels handeln. 9 . Fantuiii 4, 269; die Datirung 
iirmo mU/. c»nt. LXX . . . t»m duenrdie tedü Homane ist korrumpirt; i'nd. XII! weist 
auf 1164 oder 1179 Not. 2; letzteres ist dadurch ausgeschlossen, dass die Datirung Fort- 
dauer des Schisma roraussusetzen scheint. 10 . Script It. 14. 1090 zu 1165 Not. 2; 
aber die Chronologie der Quelle ist überhaupt rerwim und dürfte auf die von Tourtual 
nicht berücksichtigte Indiktion mehr Gewicht zu legen sein. Die Notiz der Chronik, aus 
welcher Tourtual eine eigene Urkunde macht, dürfte wohl nur jener Urkunde gleichen 
Inhaltes entnommen sein. 11 . Mon. Germ. 17, 683. 12 . Tourtuals Kegesten sind 

zu ergänzen durch Febr. 10 im Bolngnesi.schen. März 00 S. Procolo bei Faenza. obwohl 
wenigstens letztere Urk. im Torgelegen bat da er sie. Forschungen 198, für Daniel an- 
nihrt. Sie gehSrt nicht in den Februar, sondern in den März nach einer Tollständigeru 
Abschrift Bohmers, wie sich das auch schon aus dem Itinerar ergibt 18 . Viuc. l*rag. 
Mun. Germ. 17, 683. Tourtual reiht diese Gesandtschaft zum Februar ein, lässt dagegen 
Hermann im Mai an der Belagerung Ton Ancona TheU nehmen, beides nach Vincenz, 
obwohl dieser gerade jene Gesandtschaft als Grund der Nichttheilnahme an der Belage- 
rung anfuhrt! 14 . Antiq. It. 4, 39. In den Mon. Germ. 18, 584 n. 21 wird die Orts- 
angabe in loeo q. d. Camptu Rimoldi auf Camporinoldo bei S. Colombano südlich Ton 
Lodi bezogen; aber abgesehen Ton der grSssem Uebereinstimmung des Namens selbst 
weist auch das Itinerar bestimmt auf Campremoldo; die Lage, etwas südwestlich Ton 
Piacenza. scheint zu ergeben, dass der Kaiser auf Nebenwegen an der Stadt Torbeizog, 
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am Ilofe, da der Kaiser selbst Jan. 23 im Geliiete von Piaccnza urkundet ; 
er wird nicht ausdrücklich als llüfvikar, wohl aber, wie das nur bei diesem 
üblich ist, als Setli‘ns pro Irihmudi bezeichnet und hat die llofrichter zu Bei- 
sitzern. Daniel scheint imiiun' am Hofe geblieben zu sein ; im August erlagen 
dann beide Bischöfe der Fest. 

186. — Während des .\nfenthaltes des Kaisers in Italien 1174 bis 1178 
wird zunächst kein llofvikar genannt. Es ist möglich, dass 1174 und 117.5 
Hugo von Verden, 1177 der Erwählte Konrad von Worms d.as Amt ver- 
sahen, da sie die am regelmä-ssigstell in den Kaisernrkunden vorkommenden 
Bischöfe sind; aber Urkunden über llofgerichtssitzungen sind aus dieser Zeit 
nicht bekannt und in den Zeugeureihen der Kaisernrkunden ist es bis dahin noch 
nicht üblich, dom Bisehofstitel den des Vikar zuzusetzon. Gegen Ende des 
Zuges tritt dann zuerst Magister Metclius aus Brescia' beim Kaiser auf, 
1178 März 9 ohne weitere Bezeichnung, aber durch seine Stellung vor allen 
weltlichen Zeugen als Gci.stlicher kenntlich^; Juni 23 wird er dann in einem 
in Gegenwart des Kaisers aufgenomuiemm Xotariatsiustrumente ausdrücklich 
als Uofvikar bezeichnet.^ 

Ist Metellus der einzige llofvikar, der nicht Bischof w.ar, so mag damit 
zusainmetihüngcu, dass während des letzten Aufenthaltes des Kaisers in Italien 
neben ihm ein zweiter llofvikar im Amte ist, wa-s auffällt, da das, von der 
Nachricht über Hermanns und Daniels gemeinsame Amtsführung abgesehen, 
sonst nicht vorkommt, insbesondere mit dem Abtreten des Metellus wieder auf- 
hört, während nach dem Abtreten .seines ersten bischöflichen Kollegen derselbe 
alsbald ersetzt wird ; es ist das mn -so auffallender, da wir in dieser Zeit, wenn 
in den Gerichten Vorsitzende überhaupt auftreten, es sich nicht um mehrere 
gleichgestellte Uichter handelt, immer nur einen Vorsitzenden finden, auch in 
andern Ueichsämtern, insbesondere dem des Legaten, die früher übliche Dop- 
pelbesetzung ganz aufgehört hat. Es scheint, dass mau Werth darauf legte, 
dass ein Bischof Vikar war, dass man aber auch die Hechtskenntniss des Me- 
tellus im Hofgerichte nicht entbehren mochte, während eine blosse .Stellung 
als Hofrichtor für einen frühem Vikar nicht .angemessen scheinen konnte, 
auch wohl herkömmlich Geistliche davon ausgescldossen waren, da die Hof- 
richter eben so ausschliesslich Laien, wie die Vikare Kleriker sind. 

Der erste Geno.sse des Mrtellus war der Erwählte Konrad von Lübeck; 
früher Hofkaplan des Kiüsers war er von diesem 1183 zum Bischöfe ernannt 
und erscheint nun in Italien in den Kaiserurkimden seit dem Beginne des Zuges 
im .Sept. 1184 sehr regehnässig als Zeuge, ln richterliyheu Funktionen finden 
wir ihn in einem spätem Zeugenverhöre, wonach, als Fabst und Kaiser zu 

184. ] Tourtual Bübmen& Autkeil 34Ü. 353 sucht don Ort am Comersee« w&hrend er 

i)m in den Ilcgesten Daniels. Forschungen 1Ü7. 208, gar nicht nennt. 

196. — 1« Antich. Kst. l, 3U0. 2. Ugbelli 3, 413. 8« Mandelü 2. 340. Ist die 

Vernmthuug von Scbeß'er Friedr. I. 30 richtig, dass er derselbe sei mit dem 1183 rom 
Kaiser von Konstanz aus an den Pabst gesandten Uofkaplan Magister Beletus, so dürfte 
der Kaiser ihn wegen der Verhandlungen mit den Lombarden nach Dentscbland berufen 
haben. 
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Verona zusammen ■waren, also 1 184 Nov., eine Klagsclirjfl eingercieht wurde 
coram iiidieibiis imperatoris, vidclicet episcopo de Lnshecco et mapisiro 
MeteBo de Brixia et Ottone Ccndadario et alits ludieibiis imperatoris.* 
Sind hier Vikare und Hofrichter niolit unterschieden, so lassen spätere Zeug- 
nisse keinen Zweifel über die Stellung. Zu Piacenza spricht 1 1 8ö Jan. 22 ein 
Hofrichter das Urtheil domino Conrado Liddensi electo et vMphtro Metello 
Brixiettsi vicariis d. imperatoris ad iustieias faeitmdas (sedentibus pro 
tribunali)^ ; und April 7 zu Pavia entscheidet der Kaiser als .Schiedsrichter 
nach Kath der Bischöfe von Asti und Novara et vicariot-itm Curie videlicel 
d. Conradi Lubicensis electi et mapistri ]ifetelli und anderer.® Die gleich- 
licreehtigte Stellung des Metellus mit Konrad ist danach nicht zu bezweifeln, 
wenn er atich in der Zeugeureihe wohl nicht bestinnntcr von den Uofrichtern 
unterschieden wird. ' Konrad, der seit April 7 nicht mehr beim Kaiser ge- 
nannt wird, kehrte nach Deutschland zurück, ist dann Nnv. 28 noch einiual 
Iteim Kaiscu' zu l’avia® und entsagte dann seinem Bischofssitze. 

Naehfülger Konrads ist Bischof Bonifaz von N o"vara, den wir schon 
April 7 unter den Käthen des Kaisers erwähnt fimden, während er in den 
näclrsten Monaten am Iloflager nicht nachzuweisen ist. Dann ater Juli 10 zu 
Piacenza befehlen d. Bonefacius Novariensis episeopiis et mapister Me- 
tellus iHcarii imperialis curie in einer am llofgerichte anhängigen .Streit- 
sache ein Zeugenverliör aufzunehmen.® Bonifaz ist dann, bis der Kaiser 1186 
Juni Italien verlässt, immer in dessen Umgebung. Zu .Siena 1185 Oct. 9 sitzt 
er allein als Hofvikar zu Gerichte**; Metellus mag dem Hofe nach Mittel- 
italien nicht gefolgt sein. Doch scheinen auch bei Anwesenheit beider nicht 
gerade alle Amtshandlungen gemeinsam vorgenommen zu sein; 1186 Febr. 16 
zu Pavia ertheilt nur Metellus als Viearius d. imperatoris mit den Hof- 
richtem dem Hofnotar den Befehl, ein Instrument über Zeugenaussagen anzu- 
fertigen, w'ährend in derselben Sache an demselben Tage das Urtheil ge- 
sprochen wird domino B. Novariensi episcopo et magistro Metello vicariis 
d. imperatoris ad iustieias faciendas sedentibus pro tribunalid^ Metellus 
erscheint noch im Juni bei der Unterwerfung Cremoua’s als Viearius eurie^'^; 


4 , Anticb. Est. 1, 360. Der Prozehs wird fortgefnUrt zu Monsclire, was genau mit dem 
Itinerare des Kai.sers stimmt, der Not. 4 zu Verouo, Not. 12 zu Monsclicc ist. 5. Bei- 
lage: stimmt mit dem Itiuerar des Kaisers. Tgl. Sebeffer Friedr. I. 226. 6. Costa .37. 

7* 1185 Febr. 14: Ughelli 2, 607. 8. Mou. Boica 31. 424. Auch Scbelfer ist es 

nocbtrSglicb aufgcfallen, dass diese.s Vorkommen die IdentitSt Konrads mit dem il85 
Mai 17 zu Magdeburg Torkommeuden Doinberrn Konrad und damit dem spSterii Bisebof 
TOD Uildesbeini biiebst unwabrscbciolich macht, welche insbesondere tou Lüntzel Gesch. 
der DiCzese Hildesheim 1. 482. 504 vertreten war, aber auf Grundlage einer ganz rer- 
wirrten Chronologie der Kaiserurkunden. Cohn bat dann allerdings in den Gfittinger 
gel. Anzeigen 1867 S. 231 gegen Scheffer trotz jenes Vorkommens die Identität rer- 
treten; aber sie bleibt mir doch sclir nnwabrscbeinlich, wenn man auch den von Cohn 
für die Möglichkeit geltend gemachten Gründen zustimmen kann. 9. Beilage ; mit dem 
Itiuerar« des Kaisers stimmend und die Annahmen Sehefiers S. 231 bestltigend. 10 , Mit- 
tatelli Ann. 4, 133; auch Rena e Camici 6c, 21; mit dem Itinerare stimmend und das- 
selbe ergänzend. 11 , Beilagen. 18 . Bohmer Acta 606 . 
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am Hofe ist er später nie mehr nachzuweisen und mag sieh nach Brescia zu- 
rückgezogen haben, wo er noch 1193 März 1 2 als kaiserlicher Delegirter und 
nur als Magister Metellus bezeichn(?t in einer Appellationssache entscheidet.^* 

186 . — Bei K. Heinrich VI wird, während er 1186 und 1187 Italien 
verwaltete, nie ein Hofvikar genannt ; es ist überhaupt kein Bischof ständig 
an seinem Hofe, in dem wir den Vikar vermuthen dürften. Bonifaz ist nur ein 
einzigesmal 1187 April 17 bei ihm und zwar mit sehr vielen anderen Bi- 
schüfen, so dass ihm wohl nur als Bischof Tag geboten war. Die Thätigkeit 
des Hofgerichtes lässt sich allerdings auch jetzt verfolgen ; aber es treten 
immer nur Hofrichter auf ohne Erwähmmg eines Vikar; so H86 Oct. 22 zu 
Bertinoro bei einem Urtheile zu Gunsten von Siena, wo die Anwesenheit des 
Königs erwähnt, aber ein Vorsitzender nicht genannt wird'; .so 1187 Oct. 24 
zu Turin bei einer Besitzeinweisung in einem schon lange am Hofgerichte an- 
hängigen Rechtsstreite.* 

Auf dem Römerzuge tritt dann Bonifaz von Novara wieder als 
Vikar auf. Gerichtssitzungen sind nicht bekannt; aber er ist 1191 Januar bis 
Dezember immer am Hofe und wird zwar niclit in den Kaiserurkunden, wohl 
aber in Notariatsinstrumenten ira November* und Dezember* ausdrücklich als 
Hofvikar bezeichnet. Er wird kurz nachher gestorben sein, jedenfalls vor dem 
nächstfolgenden Zuge des Kaisers, auf dem sein Nachfolger Otto beim Kaiser 
erwähnt wird.* 

Auf diesem Zuge ist dann Hofvnkar Bischof Heinrich von Worms, 
der 1194 Juni 23 noch als Legat thätig ist®, dann aber vom Beginn des Juli 
bis 1195 Mai dem Hofe folgt, 1194 Juli 23 zu Pisa dom Hofgerichte als 
Vikar vorsitzt* und wenigstens vereinzelt wohl auch als blosser Zeuge in Kai- 
serurkunden den Titel ImperlaUs euriae vicarius führt.® 

Heinrich starb Ende 1195; sein Nachfolger war Erzbischof .\n ge Ins 
von Tarent. Er scheint schon fniher io nähern Beziehungen zum Hofge- 
richte gestanden zu haben. Der Kai.ser delegirte nämlich 1194 zu Pavia den 
Hofrichter Guido dcl Pozzo zur Entscheidung eines Streites zwischen dem 
Bischöfe von Vercclli und der Gemeinde Casale und bestätigte dessen Voll- 
macht später zu Pisa vor dem Hofvikar Heinrich, dem Magister .-Vngelus, dann 
Arnold und Lothar von .S. Genesio.® Die beiden letztem sind uns als Hof- 
richter bekannt und es ist wohl nicht zu bezweifeln, dass es sich hier um Zu- 
ziehung des Personals des Hufgeriohtes handelte, demnach wold auch Angelus 
zu diesem in nähiTen Beziehungen stand. Hofrichter war er allerdings nicht, 
da diese immer Laien waren, ein Umstand, auf den wir schon zur Erklärung 
der Ausnahmsstellung des Magister Metollus hinwiesen; er dürfte ohne be- 
stimmteren Titel den Hofvikar durch seine Rechtskunde unterstützt haben, 


1M.-1 I«. Beiltge. 

106. - 1. Pecci 180 extr. : Archiv zu Sieua nach Wüstenfeid. 2* Beilage; stimmt 
mit dem Itinerar des Künigs und dürfte dosselbe ergänzen. 8. Poggtali 5, 13. 4* Arch. 

.storico N.S. 3b. 18: auch Tooche Heinr. VT. 614. 5« Antiq. It. 1, 845. Vgl auch üg- 

helli 4. 708. 6» f..ami Mon. I. 382. 7. Antiq It. 2. 503; auch Ughelli 3. 712. Lami 

Mod. I. 381. 8« Pirro 2. 06Ü. Tromby Stör. Cartat. 5. 15. 9» De Conti 1. 269. 
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was ihn dann später als Ijesonders geeignet für das Amt selbst erscheinen 
lassen musste. Denn die Identität mit dem Erzbischöfe von Tarent, der als 
.solcher 1195 Mai 20 zu Faenza zuerst beim Kaiser genannt wird'“, ist um 
so weniger zu l)ezweifeln, da Angelus vereinzelt auch als Erzbischof noch Ma- 
gister heisst. ' * Angelus war 1196 Juni beim Kaiser in Deutschland, begleitete 
ihn nach Italien und ist bis 1197 Juni immer in seiner Umgebung. Als Hof- 
vikar spricht er 1196 Sept. 20 zu Piacenza selbst das Urtheil''* und sitzt 
■ Nov. 17 zu Tivoli dem Hofgerichte vor*’; Xov. 27 be.stätigt der Kaiser einen 
durch den Hofvikar vermittelten Vergleich. ' ' 

187. — Bei K. Otto IV versah das Amt Bischof Heinrich von 
Mantua. Auch er scheint schon früher in Reichsgeschäften verwandt zu 
Sein; 1197 6nden wir ihn als Erwählten mit einem Hofrichtcr vom Kaiser 
delegirt zur Entscheidung einer Klage des Erzbischofs von Ravenna'; 1209 
ist er mit den Hofrichteni in der Umgebung des Generallegaten Wolfger.* 
Auf dem Römerzuge ist er vom Dez. 1209 bis Mai 1210 ununterbrochen am 
Hofe und führt nun auch als blosser Zeuge regelmässig den Titel eines Hof- 
vikar. Als solcher sitzt er Jan. 29 zu Siena dem Hofgerichte vor’; April 28 
und Mai 23 werden Schreiben erwähnt, welche er in einer Streitsache erliess*; 
Aug. 27 ist er im Ilofgerichte zu S. Salvator am Berge Amiate® und zwei 
Tage später ebenda zuletzt Zeuge beim Kaiser.® 

Es erklärt sich das daraus, dass der Kaiser sich jetzt zum Süden wandte, 
dagegen Heinrich als Vikar und Legaten in die Lombardei geschickt haben 
muss. Es urtheilen nämlich nach einem vom damaligen Hofuotar Alberich von 
Rüvereto gefertigten Instrumente 1211 Jan. 10 zu Pavia in einer Klagsache 
der Stadt Asti die beiden Hofrichter Presbiter Caccia und Walfred von Torri- 
cella, qitibus nobia ditobtts commiaae aunl omnea cauae tarn principalea 
qtiam appeücUionea a Plaeencia ei Cremona in auraiim reraita Cumaa et 
Taiirinum et Terdonam aecimditm et tiaque quo Lombardia e.vtenditiir 
eopnoaeende et finiende a d. Henrico d. gr. Manluanenai epiacopo itnpe- 
rialia aide vieario et legato, et apecialitev lata eauaa, qiie apeciali commia- 
aione dieto d. tdcario eommiaaa erat a d. — Imperatore.'' Der Kaiser be- 
stätigt diesen Spruch 1211 März 4 zuCapua, und bemerkt, dass er die .Sache 
epiacopo Mantuano et vieario noatro et in Lombardia legato, dieser sie 
dann 1210 Nov. 25 durch ein vom Hofnotar gefertigtes Schreiben jenen 
Richtern delegirte.® Daraus ergibt sich nun zweifellos, dass Heinrich als Legat 
der Lombardei nicht etwa nur den Titel des Vikar fortführte, sondern während 


10 . Mittarelli Ann. 4, )!H. 11 . Bnhmer Acta 190. 12 . De Canti 1, 379. Der Kaiser 

urkundet Sept. 15 zu Paxia, .Sept. 21 zu Forum noxum, wohl sicher Fomoxo Rüdweztlicb 
xon Parma; xgl. Tueche Heinr. VI. 684. Danach eutzpricht Piacenza durchau« dem Iti- 
nerar ; der Kaiaer kennte auch immerhin Sept. 20 noch dort gewesen sein, wenn auch die 
Kürze der Zeit hier auffSllt. 13 . Oghelli 3, 713; auch Jai Farina 4, 297. 14 . Petrini 

405; auch Bohmer Acta 192. 

187 . — 1 . Fantuzzi 2, 362. 2 . Odorici 7, 51. 8. Mittarelli Ann. 4, 290. 4 . Bei- 
lagen. 5. Mittarelli Ann. 4, 306. 6. Bshmer Acta 227. 7. Beilage. 8. Bnhmer 

Acta 229." 

Ficker ForKiiiiDgxB. 22 
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de.« Aufi'iithaltos de.-; Kai.'ier.s in Unteritalien in sonst iingewöhnliclier Weise 
überhaupt das Hofgeridit nach Oberitalien verlegt wurde. Denn beim Kaiser 
ist jetzt kein Vikar und von den Hofrichtern nur Albert, Aniold und Rufin ; 
die oben genannten aller fand Heinrich nicht etwa in Oberitalien vor, sondern 
.sie haben mit ihm den Hof verlas.sen, da Presbiter und Walfred im August 
mit Heinrich beim Kaiser sind; ebcn.so der Hofnotar Alberich. Lä.sst überdies 
jene Delegirung der Streitsachen eines bestimmten Bezirkes schliessen, dass 
noch mehrere Hofrichter beim Vikar waren, so ist jene Scheidung des Hof- 
gerichts vom Hofe nicht zu bezweifeln, wie wir ähnliches auch wohl bei den 
ersten Vikaren fanden. 

Die .Stellung Heinrichs dürfte dadurch lieendet sein, dass er sich später 
von Otto zurückzog, wenn auch vielleicht nicht sogleich Friedrich anschloss. * 
Hofrichter .scheinendem rückkehrenden Kaiser wohl entgegengegangen zu sein, 
da wir insljesoiulere auch jenen Presbiter 1211 Dez. 28 zu Prato am Hofe 
finden; aber Heinrich wird nicht mehr beim Kaiser erwähnt, l'nd spätestens 
bei seinem -Vbzuge aus Italien muss der Kaiser einen seiner Begleiter auf dem 
sizilischen Zuge, den Grafen Egidius von Cortenova, zu seinem Vertreter iti 
der Lombardei bestellt haben, der 1212 Juli 2 als Legat, Sejit. 4 als \lca- 
ritts in LomhanUa d. hitjn'rafoids urkundet.'® Letzteren Titel mit dem 
Ilofvikariate in V^erbindung zu bringen, haben wir keinen Grund, da er in 
dieser Zeit auch schon von Vertretern des Kaistu's gebraucht wird, welche 
keineswegs blos richterliche Befugnisse hatten ; so findet er sich insbesondere 
bei Statthaltern des Königreichs Sizilien schon unter Heinrich VI; doch mag 
in die.sem Einzelfalle auf den Gebrauch des Titels immerhin eingewirkt haben, 
dass der vorhergehende Legat zugleich Hofvikar gewesen war. 

188. — Sicherer noch dürfte die spätere Doppelstelluug Heinrichs den 
Ausgiuigspunkt gebildet haben, als es sich um die Neubesetzung des Amtes 
unter K. Friedrich II handelte. Dieser schreibt 1213 Febr, 16, da.ss er 
den Bischof Friedrich von Trient bestellt habe als gfnerah'tn legatiim 
nostrian — pn' totam LomlinrJiain et miirehiam Vevonengem atque Tus- 
ciaiii et Jiouutniam — ; ad /ov eliam ad eridentiam nostre circa ipsum 
epigcojtum consaiigiiiiieutn nostrum diU'ctionis in omnihug pretiominalis 
locis, civitaiibag et tt'rrig ipgiim nogtrum vicariuin ingtitiiinuig ad tempora 
vite gue, vicariam ut pivdi.rimug ei in /eodum coneedenteg.^ Die Beziehung 
der Acmter auf einzelne Landestheile, statt auf ganz Italien, kann nicht auf- 
fallen; es ist da einfach die Rücksicht auf die päbstlichen Rechte auf Spoleto 
und Ancona massgebend, worauf wir zurückkommen. AufiTallendcr ist es, dass- 
dem Vikariat überhaupt eine örtliche Grundlage gegeben wird, jede Beziehung 
auf den Hof fehlt, so dass es zweifelhaft sein könnte, ob es sieh hier über- 
haupt um das Amt des Hofvikar handle. Aber da wird eben die letzte Stellung 
Heinrichs von Mantua imassgebend gewesen sein, der auch Legat und llofvikar 

187.—] 9. Es fitllc wenigstens auf, dass er in zu Mantua 1212 .\ug. 22 ausgestellter ürk. 
Friedrichs (Rchtner Aru, Narhtr.) nicht genannt wird. 10. Mittarelli I, 49. 2, IG3. 

188. - 1. Huillard 1. 249. 


Digitized by Google 


Ileinrich t. Mantua. Friedrich t. Trient. 


.1.39 


war, letzteres Amt aber auch in Abwesenheit des Königs in der Stellung eines 
Oberrichters filr Italien übte. Uebrigens zeigen auch die Titel Friedrichs, dass 
man zweifellos das .Amt des Ilofvikar iin Auge hatte; andererseits freilich 
aber auch, dass man die Bedeutung beider in seiner Person vereinigten Aemter 
nicht genOgend scharf au.seinanderhielt. Aus der Reich.skanzlei fehlen mis ge- 
nügende Zeugnisse; der König bezeichnet ihn 1214 als Vii'ariiis et letfotii» 
tu>$ter; in spätem Königsurkunden fehlen die Titel.* Um so häufiger finden 
wir sie in den Trienter Urkunden. Dann werden am häufigsten beide Aemter 
nicht in besondere Beziehungen gebracht, gemeinsam auf den Ilof, auf das 
Land oder auf beides bezogen; es heisstöberwiegend regdTm aiile\ vereinzelt 
fofiiig Jtalie*, mehrfach regalU aule atqiie iotiuH Italie legatus et vicariue.^ 
In andern Fällen werden beide Aemter auseinandergehalten, und ihrer Bedeu- 
tung und dem sonstigen Brauche nach wäre dann das Vikariat auf den Hof, 
die Legation auf das Land zu beziehen ; und so finden wir den Titel regalie 
aule vicarittt et totius Italie legalu» denn auch nicht allein von Trienter 
Notaren*, sondern auch vom Bischöfe selbst und in einer vom Hufnotar ge- 
fertigten Urkunde gebraucht*, so dass er auch danach wohl als der genaueste 
zu betrachten ist Aber wir finden die Beziehungen auch umgekehrt in dem 
Titel regaK» aule legatiie atque tociita Italie Mcarius.^ 

Friedrich ist mehrfach als Vertreter des Königs in Italien thätig gewesen. 
Zn Cremona 1213 Mai 2 bannte er eine grosse Zahl lombardischer Städte 
und Gros.sen wegen Ungehorsams gegen ihn und den König.* Auch 12I.Ö war 
er in Italien, da er urkundlich .Sept 2 zu Verona, Sept. 4 zu Carpi im Mode- 
nesiseben nachzuweisen ist.'® Wahrscheinlich 1217 schrieb er denen von 
Cremona, dass er für ihre Angelegenheiten sorge und ihnen mit einem Theile 
des königlichen Heeres bis Mai zur Hülfe kommen werde ' ' ; doch .scheint das 
kaum ausgefiihrt. Längere Zeit kann er sich nach Ausweis der von ihm zu 
Trient ausgestellten Urkunden wohl nie in Italien aufgehalten haben. 

Seine Stellung war nun ganz geeignet, die frühere Bedeutung des Amtes 
des Hofvikar in den Hintergrund treten zu lassen. Wäre er als solcher zu- 
nächst berufen gewesen, dem Hofgerichte vorzusitzen, so bot sich dazu keine 
Gelegenheit, da der König während seiner Amtsdauer nicht nach Italien kam. 
Sollte er darüber hinaus entsprechend der spätem .Stellung Heinrichs von 
Mantua auch in Abwesenheit des Königs die Stellung eines obersten Richters 
für Italien einnehmen, so kam er wenigstens thatsächlich nicht in die Lage, 
in dieser Richtung Befugnisse zu üben, welche ihm nicht ohnehin als Gleneral- 
legaten zugestanden hätten. Denn diesem stand an und für sich, wie wir sehen 
werden, die Gerichtsbarkeit in vollstem Umfange zu. Ein Auseinanderhalten 
beider .Aemter war trotzdem lud Heinrich .schon durch den örtlichen Unter- 

2. HuilUrd ], 286. 404. 527. 529. 8. Tod. Wangisn. 266-317 iwAlfmal. 4 . Cod. W. 

275. 5. Cod. W. 278. 288. 312. 318. 6. Cod. W. 279. 309. 7. Bohmer Acta 635. 

636. Heisst es im letxtern Falle ungenauer eurie vicarniM et in LumtmrdM legatus, so 
dürfte da geradem der Titel Heinrichs, der nicht I.egat für gant Italien war, tum Vorhild 
gtidient haben. 8. Cod. W. 285. 295. 9. Bchmer Acta 636. 10. Cod. W. 294. 

II. Br.hmer Acta 636. 
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schied begründet, da seine Stellung als Hofvikar sich auf ganz Itadien, als 
Legat nur auf die Lombardei bezog. Oertlich decken sich nun freilich bei 
Friedrich beide Aemter; dennoch hatte auch bei ihm das Auseinanderhalten 
bei der Ernennung und im Titel noch iimner seinen guten Grund, da er auf 
Lebenszeit nur Vikar, nicht auch Legat war; wäre ein anderer Legat ernannt, 
•SO würden ihm auch neben diesem die rein richterlichen Befugnisse des ^^kar 
geblieben sein. Aber dazu ist es oben nicht gekommen ; als Vikar bezeichnet, 
ist er doch nie nur in dieser Eigenschaft thätig gewesen, handelt, wenn wir 
wollen, iniiner nur als Legat ; man konnte sich so daran gewöhnen, die Befug- 
nisse beider Aemter zu vermengen, zumal, wie gesagt, der Ausdruck Vikar 
in dieser Zeit schon vielfach auch für andere Vertreter des Königs iii Ge- 
brauch war. 

189. — Das wird im Auge zu behalten sein, um die ganz unsichere 
Stellung des Nachfolgers, Bischofs Jakob von Turin, zu erklären, der nur 
Vikar ist, aber vereinzelt statt dessen auch Legat heisst, als solcher verwendet 
wird, nie aber die besondern Befugnisse des Vikariates übt. Friedrich heisst 
noch 1218 Jan. 30 Vikar und Legat, dagegen bei der letzten Erwähnung 
Febr. 17 nur regalis aule et totius Italic legatus^; er ist 1218 Nov. 6 zu 
Accon gestorben.* Da Jakob schon im Oktober im Amte ist, so Hesse sich 
etwa schliessen, Friedrich habe das j\jiit des Vikar abgegeben, sei nur Legat 
geblieben. Doch mag jene Unvollständigkeit des Titels auch blosser Zufall 
und nur die Abreise Friedrichs Veranla.ssung gewesen sein, einen andern Vikar 
zu ernennen. Wurde dieser nicht zugleich auch zum Legaten ernannt, w'ie das 
.seiner nächsten Verwendung besser entsprochen hätte , so dürfte wohl ein 
Hauptgrund darin zu suchen sein, dass die Generallegaten immer Deutsche, 
Hofvikare dagegen schon häufig italienische Bischöfe gewesen waren. 

Wir finden Jakob zuerst 1218 Okt. 3 zu Cremona, Okt. 5 zu Parma, 
^ von beiden Städten das Versprechen verlangend und erhaltend, sich bezüglich 
ihrer Streitigkeiten mit andern Lombarden seinem Schiedssprüche zu unter- 
werfen; in der von seinem llofnotar gefertigten Urkunde heisst es wiederholt 
nur imperialis aule vicariit», in der Beurkundung Cremona's wohl weniger 
genau Vicarms et legatus.^ Im Februar und März 1219 ist er beim Könige 
in Deutschland als Italic vicariut, uicarius noster, imperialia aule ncarius, 
regit vicariut*, aber auch als Italic legatut bezeichnet.® Er wurde dann mit 
dem damals gleichfalls am Hofe befindlichen Markgrafen Wilhehn von Mont- 
ferrat nach Italien gesandt, sichtlich zunächst zu dem Zwecke, um entfremdete 
Reichsgüter zurückzuverlangen und den Treueid entgegenzunelmien, wie das 
.sonst näcliste Aufgabe des Legaten war. Und das scheint in Italien nicht un- 
Iteachtot geblieben zu sein. Als beide im Mai von Bologna die Zurückgabe der 
Grafschaft Iniola verlangen, erklärt ihnen der Podesta, wie er nicht glaube, 
da-ss sie in dieser Sache vieariot etec d. regit — tiec etiain ad vicariain tibi 
tcilicct predicto cjutcopo concettam a d. rege spectabat, ejuod petitionem. 
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quam idem episi-opiis fanehut, facere dehen-t.^ Nach AMehnmig auf Gnind 
der beiden zeitweilig übertragenen Befugnisse wird der Bischof seine dauern- 
den Befugnisse als Vikar geltend gemacht und die Ablehnung dieser sich 
darauf gegründet haben, dass es sich dabei uni rein richterliche Befugnisse, 
nicht auch um die des Legaten handle. Und als dann der Bischof die Stadt 
bannte, erklärte diese die Sentenz fiir nichtig, eventuell dagegen an Pabst und 
König appellirend^, wobei möglicherweise wieder geltend gemacht wurde, dass 
die Verhängung des Bannes, worauf wir zurückkoinmen, nicht in den Befug- 
nissen eines Ilofvikar liege. Auch sonst trafen sic auf Widerstand ; damals 
wird Jakob Asti wegen Verweigerung des Treueides gebannt haben.® Im 
August sind beide wieder beim Könige in Deutschland. Jakob wird hier nur 
als Hofvikar bezeichnet®, \n'e er dann auch im Oktober zu Novara als d. reqü 
vicariuB und gekorner Schiedsrichter einen .Streit zwischen der .Stadt und dem 
Bischöfe entscheidet 

Es wurde dann 1 220 April 1 7 der Hufkanzler Konrad zum Generalle- 
gaten ernannt, während im .September der König den Rümerzug antrat. Man 
sollte nun erwarten, Jakob in den eigentlichen Befugnissen seines Amtes thätig 
zu finden. Aber davon zeigt sich keine .Spur. Als der Legat 1220 Sept. den 
von Jakob gegen Bologna verhängten Bann aufhub, bezeichneto er ihn auf- 
fallenderweise als tune reffolis curiae viearium^\ anscheinend von der An- 
sicht ausgehend, dass mit seiner eigenen Ernennung die Stellung Jakobs auf- 
gehört habe, der allerdings mit dem Titel eines Vikar wesentlich als Legat 
thätig gewesen war; man muss schon ganz unklar über die Bedeutung des 
Amtes gewesen sein, den Vikar etwa als Legaten mit weniger ausgedehnten 
Vollmachten betrachtet haben. Doch lässt der Titel sich noch weiter verfolgen. 
Beim Beginne des Römerzuges oft in den Kaiserurkunden erwähnt, wird Jakob 
zwar gewöhnlich nur als Bischof, aber vereinzelt doch auch als Vikar be- 
zeichnet. Aber von einer Thätigkeit in dieser Eigenschaft findet sich keine 
.Spur, es sei denn, da.ss man dahin ziehen wollte, dass der Kaiser durch ihn 
als vicarium nostrum die römische Kirche in den Besitz der mathildischen 
Güter einweisen lässt. * ® Er steht dann unter Beibehaltung des Titels offenbar 
in nahem Beziehungen zum Generallegaten, scheint zur Unterstützung desselben 
in untergeordneter Stellung be.stimmt gewesen zu sein. Zu Piacenza 1220 
Okt. 23 erlassen der Legat und der nur als Bischof bezeichnete Jakob einen 
Befehl an Alessandria'^; tritt da eine Unterordnung nicht bestimmter hervor, 
so nimmt er sjiäter an den Handlungen des Legaten keinen Antheil mehr, wird 
nur als Zeuge genannt. So Okt. 29 zu Pontremoli, jetzt wieder ausdrücklich 
als imperiali« aule riearius bezeichnet. Während der Kaiserkrönung am 
Hofe, wird er dann gleich dem Legaten zum Norden zimückgekehrt sein und 
muss das von innern Streitigkeiten zerrüttete Piacenza wohl im Aufträge des 
Ivegaten verwaltet haben, da er dort 1221 Jan. 5 als imperialis aule vica- 
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IV M« atque ciuilo« vii gubernator Placentie mehrere auf die vom Legaten 
versuchte Vermittlung der Parteien bezügliche Urkunden traimumiren liess. ’*■ 
Dann ist er wieder Jan. 27 zu Bologna Febr. 23 und die folgenden Tage 
zu Uomo beim Legaten'*, auch jetzt noch als Hofvikar bezeichnet. Mit dem 
dann erfolgenden .\bzuge des Legaten aus Italien scheint jede besondere Ver- 
wendung Jakobs in Rcichsgeschäflen aufgehürt zu haben; in städtischer Ur- 
kunde 1222 heisst er noch einmal Hofvikar'*, aber in den Kaiserurkunden, 
in welchen wir ihn bis zu seinem 1226 erfolgten Tode*“ noch mehrfach finden, 
wird er immer einfach als Bischof bezeichnet. 

Das Amt erscheint so schon unter Jakob seiner ursprünglichen Bedeu- 
tung ganz entkleidet, es bleibt nur noch der Titel, dessen Träger aber in durch- 
aus anderer Stellung vei'wandt wird, während dann schliesslich auch der be- 
deutungslose Titel aufliürt. Hatte sich das, wie wir sahen, schon länger 
vorbereitet, so kam hinzu, dass das Hofgericht für Italien, worauf wir zurück- 
kommeii, nun ganz umgestaltet oder vielmehr beseitigt wurde, ln ganz ent- 
sprechender .Stellung, wie den Hofvikar, werden wir auch die bisherigen Bei- 
sitzer im Hüfgerichte, die Ilofrichter, seit 1 220 finden ; der früliere Titel wird 
noch eine Zeitlang fortgeführt, aber von einer Thätigkeit am königlichen Hofe 
ist nicht mehr die Rede ; dagegen scheinen nun auch sie, wie der Vikar, zu- 
nächst dem I.«gaten von Italien zugewiesen zu s<in. Mochte nun auch das 
Gericht des Legaten zunächst das frühere Hofgericht ersetzen sollen, so war 
da doch tür eine entsprechende Thätigkeit des Vikar kein Raum, da der I>egat 
im Gerichte durchweg selbst den Vorsitz führt. Bei spätem Legaten ist denn 
auch Jakob nicht mehr nachzuweisen ; und ist schon bei ihm selbst in späterer 
Zeit das .Vmt in Vergessenheit gerathen, so fehlte natürlich jedes Bedürfniss, 
ihm einen Nachfolger zu geben. 

Noch zu erwähnen ist, dass auch der Kardinalbischof Hugo von Ostia 
1221 einigemal agostolke »filis legatus el intperiaUs aule vicarius heisst, 
ohne aber selbst jemals diesen Titel zu führen.*' In dieser Zeit vielfacher 
Umgestaltungen sind die Titel überhaupt sehr schwankend; ein eigentliches 
Reichsamt bekleidete er schwerlich ; der Ausdruck dürfte damit in Verbindung 
stehen, dass der Kaiser ihm die Vollmacht ertheilt hatte, innerhalb seiner 
Legation zur Förderung des Kreuzzuges vom Reichsbaune entbinden zu dürfen.** 

190. — Sehen wir auf die allgemeinen Verhältnisse des Amtes, 
so haben wir als Regel zu betrachten, dass es nur einen Hufvikar gab. Zwei 
Uofv'ikare nebeneinander im .Amte finden wir nur 1167, dann 1184 bis 1186, 
wo das in der besonderii .Stellmig des Magister Metellus seinen Grund zu 
haben scheint. Von diesem abgesehen wurde das Amt ausnahmslos von Bi- 

IW,— j 16. Arcbir lu CremoDs nach Wiisteofeld. 17. HuilUrd 2, 47. 18. Bshiner Acts 
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schöfen versehen, was sich daraus erklären dürfte, dass man einfachen Rechls- 
gelehrten ein so hervorragendes Ilofaint nicht anvertranen mot^hte, bezüglich 
der Grossen des Reichs sich aber nur unter den geistlichen solche fanden, 
welche mit den nun auch im Reichsgerichte bestimmt hervortretenden Formen 
des römisch-kanuiiischen Prozesses genügend bekannt waren. Es ist das ein- 
zige höhere Reichsamt, in welchem neben Deutschen auch Italiener verwandt 
wurden; und Angelus gehört wenigstens als Erzbischof von Tarent dem sizi- 
lischen Königreiche an, wenn er auch von Geburt Italiener gewesen sein sollte. 

Die Befugnisse des Ilofvikar scheinen lediglich richterliche gewesen zu 
sein ; sind einzelne auch anderweitig in Reichsangelegenheiten thätig, so wird 
die Befugniss nicht in dem Amte als solchem, sondern in besonderm könig- 
lichen Aufträge zu suchen sein. ' Bei Errichtung des Amtes scheint es in der 
Absicht gelegen zu haben, dass der Ilofvikar, der anfangs ja auch nicht Vi- 
cariits euriae, sondern Vicaritis ad iuslHias facioula« heisst, insbesondere 
auch den abwesenden Kaiser als höchsten Richter vertreten sollte. In der 
weitem Entwicklung erscheint die Uebung des Amtes ebenso, wie früher beim 
Pfalzgrafen, durch die Anwesenheit des Königs b(-dingt, worauf das jetzt regel- 
mässigere Vorkommen von Gcnerallegaten, welche in seiner Abwesenheit die 
höchste Reichsgerichtsbarkeit übten, eingewirkt haben mag. Denn alle Ge- 
richtssitzungen des Ilofvikar wurden an Orten gehalten, wo nach dem Itinerar 
die gleichzeitige Anwesenheit des Königs nachweisbar oder wahrscheinlich ist; 
selbst den Titel können wir .später nur wälirend der italienischen Züge nach- 
weisen, wenn wir von den Zeiten des Ausganges des Amtes unter K. Fried- 
rich II absehen. 

Wird das .\mt in der einzigen bekannten Verleihungsurkunde für Fried- 
rich von Trient lebenslänglich verliehen, so wird das für frühere Zeiten nicht 
massgebend sein dürfen, ln der Zeit der Thronstreitigkeiten wurden auch 
andere Reichsäinter mehr und mehr weniger nach dem Bedürfnisse besetzt, 
sondern vom Könige dauernd verliehen, um einzelne Grosse für sich zu ge- 
winnen, wie das insbesondere auch bei dem jetzt lebenslänglich von Bischöfen 
versehenen Amte des Reichskanzlers hervortritt. .Schon der häufige Wechsel 
deutet darauf, dass das Amt früher nicht lebenslänglich verliehen war. Lässt 
sich das Nichtwiedererscheinen im Amte auf einem folgenden Zuge in manchen 
Fällen durch Tod oder bei Deutschen durch Nichttheilnahme am Zuge erklären, 
so trifft d;us doch Ijei Garsedonlus und Heinrich von Mantua nicht zu. Das 
Amt wurde am wahrscheinlichsten beim Beginne des Zuges nach Belieben des 
Kaisers besetzt, nur dass dieser wohl ohne hesondern Grund den frühem 
Vikar, wenn er am Zuge theilnahm, nicht überging, worauf insbesondere das 
ausnahmsweise Verbleiben des Metellns im .Vinte deutet. 

191, — Die rieh terlichen Befugnisse des Ilofvikar wei-den auf- 
zufassen sein als die eines D e I egi rtc n des Kaisers. Und zwar scheint 
er bald als Delegirter für den Eiuzelfall, bald als ständiger Delegirter des 
^ Kaisers zu richten. Das erstere ergibt sich in manchen Fällen bestimmt aus 
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der Angalie, dass die Klage heim Kaiser eiiigereicht und dieselbe von diesem 
ausdrücklich dem Ilofvikar kommittirt worden sei. ‘ Aber die spezielle Kom- 
mission wird nicht erforderlich, der Ilofvikar auch dauernd bevollmächtigt 
gewesen sein, die am Hofe vorgebrachten Klagen ohne weiteres Eingreifen 
des Kaisers zu erledigen. War bei den Anfängen des Amtes mehrfach gerade 
das Bedürfniss einer Vertretung des abwesenden Kaisers massgebend, so lag 
die allgemeine Vollmacht in der Natur der .Sache und wird 1159 und 1162 
ausdrücklich bezeugt.^ Ebenso ergibt sich das für Heinrich von Mantua, als 
er 1210 getrennt am Hofe thätig war, bestimmt daraus, dass er ständige 
•Subdelegirto für alle .Sachen aus I>estimmten Landestheilen bestellen konnte. ^ 
Aber es wird das auch da nicht zu bezweifeln sein, wo das Amt in später 
regelmässiger Weise am Hofe selbst geübt wurde. Fälle, wo Einbringung der 
Klage vor dem Hofgerichte selbst erwähnt wird, finde ich allerdings nur 1 184 
nnd 1187^, und es wäre doch auch dadurch vorherige Ueberweisung durch 
den Kaiser nicht gerade ausgeschlossen ; aber abgesehen von dem ganz allge- 
meinen, auf dauernde Kommission deutenden Titel Vtcarliis ad ingtitia» 
fwieiulas, wird vor allem dafür ins Gewicht fallen, dass bei allen Beurkun- 
dungen von l'rtheilen, welche von sonstigen nur für di>n Einzelfall delegirten 
Richtern gesprochen werden, immer ausdrücklich bemerkt wird, dass sie als 
speziell Delegirte thätig sind, und ebenso auch in den erwähnten Fällen, wo 
es sich um spezielle Delegation des Hofvikars handelt; wird dagegen in der 
Mehrzahl der Hofgerichtsurkunden ein spezieller .Auftrag nicht erwälmt, so ist 
auch wohl sicher anzunehmen, dass dann die Befugniss zur Entscheidung durch 
das dauernd übertragene .Vmf begründet war. Es ist W'ohl anzunehmen, dass 
man sich in der Regel bei den überhaupt zur Kompetenz des Ilofgerichtes 
gehörenden .Sachen zunächst an dieses zu wenden hatte, nur unter gewissen 
Voraussetzungen sich an die Person des Kaisers wenden durfte. 

Die Kompetenz des Hofvikar scheint sich nur auf CiWIsachen erstreckt 
zu haben, um welche es sich in allen uns erhaltenen Entscheidungen handelt, 
während wir bei den am Hofe verhandelten .Straffällen durchweg den 
Kaiser selbst als Vorsitzenden finden.® .Schon die regelmässige Besetzung des 
-Vintes nur mit Geistlichen lässt darauf schliessen, d.ass mit demselben keine 
Bliitsgerichtsbarkeit verbunden war, obwohl diese freilich bei der Bestellung 
von Bischöfen zu Legaten nicht als Hinderniss betrachtet worden ist 

Bei Civilsachen ergeben sich dagegen keine bestimmtere Beschrän- 
kungen der Konii>etenz des Hofvikar, wenn wir etwa von Lehenssachen 
abseheii, auf deren Behandlung wir später genauer zurückkommen. Entschei- 
dungen von Lehenssachen vor dem Hofvikar sind mir allerdings nicht bekannt; 
da der Kaiser über solche aber aiudi sonst durch Delegirte urtheilen Hess, 
ohne dass diese etwa Lehensgenossen zu Beisitzern hatten, so dürfte wenig- 
stens einer Uebertragung von Lehenssachen an das Hofgericht durch spezielle 
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Delegation kaum etwas im Wege gestanden haben ; dem spätem Grosshof- 
jiistitiar stand Gerichtsbarkeit in Lehenssachen von vornherein zu.® Wird 
1235 bei Einsetzung des deutschen Iloljustitiar die Entscheidung von Klagen 
gegen Grosse auch in wichtigem Civilstreitigkeiten dem Kaiser jiersönlich 
Vorbehalten, so scheinen die Befugnisse des Hufvikar in dieser Richtung nicht 
beschränkt gewesen zu sein ; so werden vor ihm Klagen gegen den Markgrafen 
Werner um eine Burg, gegen den Grafen von .Sarteano um die Iloheitsrechte 
in der Stadt Chiusi, gegen den Grafen von Tnszien und gegen den Kaiser 
selbst um die Stadt Massa entschieden,^ 

Dass der Hofvikar auch zur Entscheidung der an den Kaiser zu bringen- 
den Appellationen befugt war, ist 1162 und 1211 ausdrücklich gesagt* 
Allerdings sind das Fälle, bei welchen der Hofvikar den abwesenden Kaiser 
vertrat, seine Befugnisse also vielleicht ausnahmsweise au.sgedehntere gewesen 
sein könnten. Auch sind mir keine Fälle bekannt dass der Ilofrichter kraft 
seines Amtes über Appellationen entschied. Das dürfte sich aber vielleicht 
daraus erklären lassen, dass es wenigstens seit dem Konstanzer Frieden überall 
ständige delegirte Appcilationsrichter des Kaisers gab, an welche man in der 
Regel Berufung von den Urtheilen der ordentlichen Ortsrichtcr eingelegt haben 
wird. Von ihnen selbst wie von andern delegirten Richtern, wird dann wohl 
nur noch die Appellation an den Kaiser selbst zulässig gewesim sein. .;Vuch 
über solche Berufungen konnte wenigstens später der Grosshotjnstitiar kraft 
seines Amtes entscheiden; in den neuen Konstitutionen ist ausdrücklich gesagt 
dass er de appeUationibus ordinariorum seu delepatorum nosfroruin ad 
iwairain ciiriam interiertis — decidat.^ Beim Hofvikar dürfte der einzige, 
mir bekannte Fall eher dagegen sprechen; er urtheilt 1196 zwar über Appel- 
lation von einem kaiserlichen Delegirten, aber auf besonderes Mandat des 
Kaisers. ' *’ 

Vom Ilofvikar stand zweifellos die Appellation an den Kaiser noch 
frei, entsprechend dem allgemeinen Gmndsatze, dass vom Delegaten an den 
Deleganten berufen werden könne. Der letzterwähnte Fall von 1196 scheint 
auch bestimmt dafür zu sprechen, dass eine solche Appellation von einem 
Urtheiledes Hofgerichtes an und für sich gestattet war; ebenso lässt ein früher 
besprochener Fall darauf schliessen, dass eine im Hofgerichte abgewiesene 
Nichtigkeitsbeschwerde noch beim Kaiser verfolgt werden konnte.*' Es dürfte 
sich dafür auch geltend machen lassen, dass vom spätem Grosshofgerichte an 
den Kaiser a|>pellirt wurde.'* 

B. Huillard 2. 158. 7. Antiq. It. 1, 325. Biihmor Acta l!»2. Ughelli 3. 713. 712. 8. Vgl. 
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Als Dolpgatiis a principe nm.sste dem Hofvikar das Recht der Subde- 
legatiun zustchen; doch finde ich Sul>delcgirte desselben ausdrücklich er- 
wähnt nur 1211, wo die Sachen an Hofrichter nach bestimmten Bezirken 
dauenid überwiesen erscheinen.'* Der Grund wird darin liegen, dass Delegirte 
für Sachen, welche nicht am Hofe entschieden wurden, vom Kaiser selbst 
delegirt, die im Hofgerichte zu erledigenden Sachen aber wohl vom Hufvikar 
an einzelne Hofrichter mandirt wurden''*, insofern wur schliessen dürfen, dass 
der mit dem Urtheile beauftragte Ilofrii;hter auch die Verhandlung geleitet 
haben wird und damit wesentlich dieselbe Erleichterung geboten war, wrie durch 
Delegirung einzelner Hofrichter. Wenn man 1211 davon abging, so mochte 
der Grund darin liegen, dass man, um bei Abwesenheit des Kaisers die Appel- 
lation nicht zu erschweren, durch die Subdelegation noch die Berufung an den 
Hofvikar selbst oflen halten wollte. Möglich wäre es auch, dass Hir sulche 
Ausnahmsfälle dem Hofvikar Inappellabilität besonders zugesprochen wurde, 
wie dieselbe dem Generallegaten zustand, der regelmässig in Abwesenheit des 
Kaisers richtet. 

192. — Wie dem Delegatus a principe überhaupt die Exekution 
seiner Urtheile zustand, indem er dieselben selbst ausführen oder durch den 
ordentlichen Richter ausfUhren la.ssen konnte, so stand dieselbe auch dem 
Hofvikar zu. Es wird im Hofgerichte nicht allein auf Exekution erkannt, son- 
dern dieselbe auch mehrfach durch vom Vikar oder den Hofrichtern zur Be- 
sitzeinweisung gegcl>ene Boten vollzogen. ' Dass die Exekution auch dem 
ordentlichen Ortsrichter überlassen werden konnte, ist nicht zu bezweifeln, 
wenn mir auch ein Zeugniss nicht bekannt ist; doch erfolgt 1164 eine Besitz- 
einweisung auf Grund eines Urtheils der Hofrichter gemeinsam durch einen 
Boten dieser und einen Boten des Podesta von Parma.* Wir fanden aller- 
dings Beispiele, dass ein .Spruch des llotgerichtes vom Kaiser ausgetührt 
oder doch die Ausführung vom Kaiser verlangt wurde*; es lagen da aber 
Ausnahnistnile vor, welche die Befugniss im allgemeinen nicht in Frage stellen 
können. 

Dagegen dürften dem Hofvikar lediglich die prozessualischen Zwangs- 
mittel des ordentlichen Civilverfthrens sowohl zum Behufe der Prozessleitung, 
als der Exekution zugestanden haben ; es scheint ihm insbesondere der Bann 
gefehlt zu haben, obwohl dieser als ausserordentliches Zwangsmittel auch im 
Civilverfahren .\nwendung fand.' Von den beiden letzten Hufvikaren sind uns 
allerdings Bannspriiehe bekannt; aber sie handeln dabei sichtlich nicht in jener 
Eigenschaft, sondern als Legaten, wozu Friedrich ausdrücklich ernannt war, 
während Jakob wenigstens thatsächlich nur als solcher thätig war.* Davon 
abgesehen finde ich nie einen Bann vom Hufvikar verhängt ; in dem einzigen 
Falle von 1196, wo der Bann zur Erzwingung eines Urtheils des Hofgerichtes 

191. — ] 18. Vgl. $ 187 n. 7. Ein Fall Ton 1162. wo eineSacbo rom Hofgerichte dem Probst 
Ton Parma überwiesen wird, gehSrt nicht hieher, da die Sache an ihn als den ordentlichen 
Richter gewiesen wird. AfTö P. 2, 372. 14. Vgl. S 165. 

192. — 1. 1161. 63: Dondi 6,43. Afft. P. 2,375. Beilage von 1187 Okt. 24. 
2. Affi P. 2. 378. 8. Vgl. § 165 n. 5. 7. 4. Vgl. § 6Ü. 5. Vgl. S 188 n. 3; S 189 n. 7. 
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in Anwendung kommt, wird er auf Befehl des Kaiser.« verhängt ; freilich war 
da auch das Urtlieil auf ManiJat des Kaisers erfolgt, so dass dieser Fall aller- 
dings (ur das Fehlen der Befugniss beim llofvikar kaum geltend gemacht 
werden kann. ° Dafür scheint mir aber insbesondere massgebend, dass wir 
nicht allein vom llofvikar nie einen Bann thatsächlich verhängt finden, sondern 
auch niemals vom Hofgerichte der Bann oder eine Geldstrafe zur Aufrecht- 
haltung seiner Entscheidungen angedroht wird, wie das bei entsprechenden 
Entscheidungen der Legaten durchweg der Fall ist wünschte die siegende 
Partei hier eine entsprechende .Sicherung, so war dieselbe nur zu erlangen 
durch eine mit Bann oder Geldstrafe drohende Bestätigung des Kaisers, wie 
sulche für Urtheile des Hofgerichtes eben so wohl, wie für die anderer Richter 
gesucht wurde.® Auch der Umstand, dass bei Einsetzung des deutschen Hof- 
justitiar 1235 der Kaiser sich die Befugniss zu ächten vorbehielt®, Hesse sich 
für einen ähnlichen V'orbehalt im ältern italienischen Hofgerichte geltend 
machen. Es kann das auffallen, insofern die Banngewalt nicht blos den Le- 
gaten im allgemeinen, sondern auch den für einzelne Civilstreitigkeiten dele- 
girten Richtern des Kaisers zugestanden wurde.'“ Der Grund wird darin zu 
suchen sein, dass der Hofvikar regelmässig nur am Hofe .selbst thätig ist, dass 
also ira Falle des Bedürfnisses ohne Verzug die Zwangsgewalt des Kaisers 
selbst ergänzend eingreifen kann. Damit wäre nicht gerade ausgeschlossen, 
dass, wie andern Delegirten, so auch dem llofvikar, wo er ausnahmsweise den 
abwesenden Kaiser zu vertreten hatte, die Banngewalt zugestanden worden 
wäre, obwohl mir auch dafür ein Zeugnis« nicht bekannt geworden ist. 

193. — Eine Ehrenauszeichnung des Hofvikar scheint das Tribunal 
gewesen zu sein. Noch die Kaiserin Richenza bedient sich des alten Aus- 
druckes reaidere ad iuatitiam /adendam^; Petrus Diaconus sagt wohl bei 
Gelegenheit des .Streites über Monte Cassino 1137: Imperator aibi tribunal 
in lemtorio parari iuaait'^; aber urkundlich finde ich erst 1162 bei der er- 
sten Gerichtssitzung, bei welcher das Amt des llofvikar bestimmter hervor- 
tritt, diesen als Sedena pro tribunali bezeichnet. ® Von da ab wird der Aus- 
druck dann ebenso regelmässig vom Hofvikar gebraucht, als er nie bei andern 
Reichsbeainten verkommt, selbst nicht bei den Gerichtssitzungen der General- 
legaten, wo eaae pro iiiatitia facienda oder ähnliche Wendungen gebraucht 
werden.* Zum Unterschiede davon scheint der Ausdruck in medio reaidere 
gebraucht, wenn es 1188 von den ohne V'orsitzenden entscheidenden Hof- 

«. Vgl. s 165 n. 5. 7. Vgl. $ 41 n. 6. 8. 1186. 96: U Farina 4, 180. Bshmer 

Aet« 228. Vgl. S 168. 9. Mon. Germ. 4. 317. 10. Vgl. S 69 n. 16. 

103. — 1. Antiq. It. I. 613. 6. 233. Vgl. $ 4. 2. Mon. Germ. 9. 822. 3. Aff& 

Panna 2, 372. 4. Vereinzelt ände ich den Anadruek pro triiunati aedere auch gebraucht 

bei Geriebtaaitznngen von BiaehSfen. bei welchen dieae zugleich den Titel ihrer weltlichen 
AmUgewalt führen; ao 1184 vom Cremonenrü epücoptu et comet, 1203 vom patriarcha 
ÄquiUgittmt et marchio litru. Tiraboacbi Non. 2, 309. Mittarelli Ann. 4, 256. Bei der 
Magna curia R. Friedrichs II tritt der aiziliache Auadruck euWam reger» an die Stelle; dem 
pro tribunali ledere acheint jetzt nicht mehr die gleiche Bedeutung beigelegt zu aein. 
da er 1241 aogar vom Vikar dea Generalkapitäna von Tnazien gebraucht wird. Rena e 
Camici 6 b, 56. 
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richtPrn heisst prcscntibua imUdbua ab impeivlore delegatia et in niedio 
residentibna.^ 

FUr die vor ihm ergangenen Sprüche scheint dem Hofvikar 1163 die 
Ausfertigung unter kaiserlichem Siegel zugestanden zu haben, da es bei der 
Kostenberechnung für ein vor Hermann von Verden gesprochenes Urtheil 
heisst: xx.aol.pi'o sigitto imperaloria, qitod eat appoaitutn carte aententie, 
et iüi. aol. pro ditobua aigiUia predicti epiacopi^; zugleich wird er ein eigenes 
Amtssiegel geführt haben, woraus sich die beiden Siegel des Bischofs erklären 
würden, falls diese, wie es doch scheint, ein und derselben Urkunde anhingen. 
Doch dürfte der Gebrauch des kaiserlichen Siegels damals vielleicht nur ein 
ausnahmsweiser gewesen sein, weil der Kaiser nicht in Italien war. Später 
finde ich eine Besiegelung der Urtheile des Hofgerichtes, welche, wie bei andern 
italienischen Gerichten, immer in Xotariatsinstrunienten bekundet werden, 
nicht mehr erwähnt; von Amtsschreiben Heinrichs von Mantua, welche 1210 
erwähnt werden, heisst es nur, dass sie mit dem Siegel des Bischofs gesiegelt 
waren. ^ 

Bezüglich der Einkünfte dürfte die allgemeine Be.stimmung K. Fried- 
richs vom J. 1177 auch für den Hofvikar massgebend gewesen sein, wonach 
in allen Gerichten bei einer definitiven Sentenz nicht mehr als zwölf, bei einer 
Zuerkennung des Besitzes nicht mehr als sechs Denare vom Pfunde des Wer- 
thes der zugesprocheneu Sache als Judicatura genommen werden durften, mid 
von diesen iüe qui ituiior eat iudex rel vieariua die eine, die Judices aber, 
unter welchen die Beisitzer zu verstehen sind, die andere Hälfte haben sollten*; 
doch fehlen bei den mir bekannt gewordenen Nachrichten über Zahlungen an 
das Hofgericht nähere Angaben über die Art der Vertheilung und das Ver- 
häJtniss zum Werthe der Streitsache. “ 

193 , — ] 6. Antiq. It. 2, 79. Ebenso entscheidet 1 194 in einer Lebenssacbe des Bischofs 
TOn Asti die elecla ctiria in medio potila, Mon. patr. Cb. 2, llb‘2; auch Tancred P. 1 T. 5 
$ 5 bezeichnet den Richter als in medio eedens. tt, AfTö Parma 2, 375. 7* Beilagen 

Ton 1210 April 28. Mai 23. 8. Mon. Germ. 4, 162. Auch 1185 bewilligt der Kaiser dem 

Erzbischöfe ron Karenna und seinen Snffraganen, dass sie, wenn sie eine Sache eoram su- 
dicibut noetrie vel eis, quos alicui iurisdietioni prefecimus, zu führen haben, für das Pfund 
nur zwölf Denare zahlen und dass die Sachen von Ausnabmsfallen abgesehen in vierzig 
Tagen erledigt sein sollen. Mittarelli Ann. 4, 125, 9. Für einen den Besitz eines Hofes 

und des vierten Tbeiles eines andern betreffenden Spruch wurden 1163 gezahlt 13 Pfund 
4 Solidi Mailandisch; nlmlieh 10 Pfund als Judicatura, 40 Solidi (2 Pfund) für den io den 
Besitz einweisenden Boten des Hofvikar, der Rest, wie erwähnt, für die SiegeL AffA Parma 
2, 375. Bei Zusprechung des Besitzes der Stadt Massa an den dortigen Bischof gegen den 
Grafen von Tuszien wird im Spruche dem abwesenden Beklagten das Klagrecht Vorbe- 
halten, aber: non audialur, nisi restiliUis priua expensis faelis pro iudicatura, seit. libr. 
centum Settensium, et sententiae scriplura solid, xxtx. Senensium. Ugbelli 3, 713. Eine 
genaue Kostenberechnung findet sich 1190 über einen zwischen Vercelli und Nova», aber 
nicht vor dem Hofvikar, sondern vor delegirten kaiserlichen Richtern wegen Bruch des 
Waffenstillstandes geführten Streit. Es waren 500 Mark Strafe und 200 Pfund Schadens- 
ersatz angesprochen und wurde auf 500 Mark Strafe und 100 Pfund Schadensersatz gegen 
Vercelli erkann. Pro iudicatura waren 200 Pfund tu zahlen, dann eine Reihe weiterer Aus- 
lagen; für den einzelnen Termin an .\nsgaben für die Richter durchweg 10 Pf.; die ge- 
sammteu Gerichtskosteu betrugen 311 Pf. 11 Sol. 5 Denare. Mon. patr. Cb. 1, 959. Zwei 
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XIX. DER GROSSHOFJUSTITIAR. 

194. — ^ Eine richterliche Thätigkeit des Uofvikar ist, wie wir sahen, 
schon auf dem Römerzuge K. Friedrichs II nicht mehr zu erweisen, 
und bei dem auffallenden Zurücktreten auch des Titels kaum anzunehmen, dass 
der Grund nur in dem zufälligen Fehlen von Gerichtsurkunden aus dieser Zeit 
zu suchen sei. Dagegen finden wir den bekannten Rechtsgelehrteu Roffred 
von Benevent, welcher selbst erzählt, dass er auch bei der Kaiserkrönung 
gegenwärtig war*, im Dez. 1220 beim Kaiser mit dem Titel: Iuris civilis 
•professor et imperialis et regalis curiae magister et iudex. Der Ausdruck 
Curiae magister scheint doch zu verbieten, in ihm einen blossen beisitzenden 
Hofrichter zu sehen, vielmehr anzudeuten, dass ihm damals die Leitung des 
llofgerichts auvertraut war. ^ Dazu würde der Kaiser sich demnach hier zuerst 
eines rechtsgelehrten Laien bedient haben, während sich in dem Ausdrucke 
imperialis et regalis die doppelte Beziehung des Hufgerichtes zum Kaiser- 
reiche und zu Sizilien ausspricht. 

Mag es damals etwa beabsichtigt gewesen sein, ein sowohl den Verhält- 
nissen des Kaiserreiches, als des Königreiches entsprechendes Hofgericht neu 
zu gestalten, so ist der Kaiser davon abgekommen. Der Kaiser hielt sich 
mehrere Jahre lang unmiterbrochen im Königreiche auf und es deutet zunächst 
nicht das geringste darauf hin, dass an seinem Hofe irgend eine richterliche 
Behörde bestand, welche auch über das Kaiserreich, zunächst Italien, Ge- 
richtsbarkeit gehabt hätte. Die für das Königreich bestehenden bezüglichen 
Einrichtungen würden wir unbeachtet lassen können, wenn jenes Verhältniss 
auch .später dasselbe geblieben wäre. Aber das zunächst sizilische Obergericht 
erstreckte später seine Befugnisse auch über Italien, und zwar scheint das in 
Verbindung zu stehen einer.seits mit durchgreifenden Veränderungen in der 
ge.sammten Verwaltung Italiens, auf welche wir später näher einzugehen haben, 
andererseits aber auch mit einer ganz wesentlichen Aenderung der bezüglichen 
Verhältnisse in Sizilien. Ein Eingehen auf diese ist daher auch durch die 
nächsten Zwecke geboten und ich werde mich demselben um so weniger ent- 
ziehen können, als ich diese Verhältnisse zum Theil weseutlich anders glaube 
auffassen zu müssen, als das bisher geschehen ist. 

196. — Oberstes Gericht für das Königreich war die Magna curia im- 
perialis oder regia, in der frühem Zeit Manfreds auch als regia et princi- 
palis bezeichnet, der kaiserliche Grossgerichtshof. Aus dem Titel 
wird sich eine nähere Beziehung zum kaiserlichen Huflager nicht nuthwendig 
ergeben müssen. Der vieldeutige Ausdruck Curia bezieht sich allerdings in 

rielegirce dei. Kaiser« erhalten 1211 anscheinend für einen Termin und für das Urtheil 
15 Pf., jeder die Uslfte. Vgl. Beilage von 1211 Jan. 7. 

194 . — 1. Sarigny 5, 191. 2. Huillard 2. 7:1. 8. Der Ausdruck Magitter ii«fc.r 

kommt auch später einigemal ror. scheint dann aber einen obersten Stadtrichter au be* 
teichnen. Unter den Grosshofrichtern heisst 1223 Thomas magüter iuder, 1224 Simon de 
Tocco Capue magis/er ntdejc und ein nicht zu den Hofriclitern gehörender iuttitif Vutanie 
tiiagiihr. Huillard 2, 379. 423. 
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Italien im zwölften Jahrhunderte zunächst auf das Hoflager des Kaisers, 
welches ausserdem alsyln/a bezeichnet wird; wird der Ausdnick für Personen 
gebraucht, so b<>zeichnet er in engerer Bedeutung nur die Räüie des Kaisers ' ; 
in weiterer alle um den Kaiser versammelten Personen, und demnach wohl 
auch das kaiserliche Ciericht dann, wenn der Kaiser in später zu erörteniden 
Ausnahmsfiillen alle Anwesenden um das Urtheil frug.^ Dagegen wird das 
ständige Hofgericht selbst nicht als Curia bezeichnet, wenn wir auch die Titel 
Virarius furiae und IiuUce» curiae Anden; schon der Umstand, dass es da- 
neben auch Vicarius aulof oder imperalarit heisst, beweist, dass der Titel 
nur die unmittelbare Beziehung zum Hofe oder zur Person des Kaisers be- 
zeichnen soll, wie ganz entsprechend auch die verschiedensten andern Reichs- 
beamten als Beamte imperatoris oder Mcri imperii und ganz gleichbedeu- 
tend auch curiae oder aulae imperialis bezeichnet werden. 

Nach sizilischem Sprachgebrauche dagegen bezeichnet Curia allerdings 
auch das Hoflager des Kaisers ; insbesondere aber jeden GerichUhof, auch 
den der Provinzialbeamten und andere; intriam regere heisst ganz allge- 
mein; zu Gerichte sitzen. Schon der Ausdruck Magna curia deutet darauf, 
dass dieser Gebrauch hier zunächst massgebend ist. Der Ausdruck Curia 
wechselt zudem hier nie mit Aula oder einem andern; er ist durchaus fest- 
stehend. Es ist zudem nicht blos von einem lastitiariu» oder von ludices 
inagnae curiae die Rede, sondern es wird das Gericht selbst als Curia l>e- 
zeichnet und zwar auch dann, wenn es sich gar nicht am kai.serlichen Hoflager 
befindet. So sagt der Grosshofjustitiar 1225 Juli: Dum — oUm apud Sul- 
monam curiam regeremus, sei ein Prozess begonnen; ewmque curia poet 
multum lemporie spatiiim proceseisset Tranitm, sei die Sache bis zum Ur- 
theile fortgefilhrt ; man habe aber in actie ciirie die Litiskontestation nicht 
aufgefunden und desshalb an einen in Kalabrien weilenden Hofrichter ge.sohrie- 
ben, der dieselbe bezeugte; deinde curia {H'ocedentc Troyam, sei da das 
Urtheil gesprochen.^ Nun war aber der Kaiser fast zwei Jahre lang auf der 
Insel gewesen, ist erst 1225 Mai wieder zu Foggia, Juni zu Troya nachzu- 
wei.srm ; das Gericht hat demnach inzwischen in verschiedenen Städten des 
Festlandes seinen .Sitz gehabt, die wandernde Curia ist nicht das kaiserliche 
Hoflager, sondern das Gericht. Es wird daher genauer von einem Grossge- 
richLshofe, Grossgerichte oder Grosshofe, als von einem Grosshofgerichte zu 
reden sein, da wenigstens der Titel nicht besagt, dass das Gericht seinen Sitz 
gerade am Hofe des Kaisers haben miisse. 

Ueber die Anfänge des Gerichts scheinen be.stimiuterc Nachrichten 
zu fehlen. In den Assissen König Rogers wird das Grossgericht nicht erwähnt 
und wenigstens eine .Stelle dürfte bestimmter schliessen lassen, dass zu seiner 
Zeit, wenn ein solches Gericht schon bestand, die Befugnisse de.sselben 
mx'h nicht in späterer Weise giHirdnet waren. Während nämlich sowohl 
in den früheren'', als in den späteren* Konstitutionen K. Friedrichs II liestinmit 

195. - 1. Vgl. » B $ ins n. 5. 2, Vgl. I. B. S 73 n. 2. 8. Huillard 2. 496. 

4a ('onst. Sic. Ja. 1 t. 40. HuiUarü 4, 49. Conxt. I t. 38. Haili. 6, 158. 
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ausgespruclieii wird, dass die Ilofleute ihren Crerichtsstand nur vor dem 
Grossjustitiar, also im Grossgerichte haben, wird in einem, allerdings auch in 
die Konstitutionen Ubergegangenen Gesetze K. Rogers nur den Judices über- 
haupt bei Sachen der 11 ofleute besondere UUcksichtnalmie befohlen^; es scheint 
demnach ein besonderes Gericht für solche Sachen noch nicht bestanden zu 
haben. Doch reicht das Grossgericht, wenn auch nicht gerade in der spätem 
Gestaltung, jedenfalls in die normannischen Zeiten zurück. Urtheilen 1137 zu 
Tarent drei Genannte als regalis curiae iustificatores ad dh'in^nda negolia 
et iniustitias dirigetulas’’ , so fehlt eine bestimmtere Beziehung, es mögen 
Delegirte des Königs sein. Auch bei einer Uofgerichtssitzung K. Wilhelms 
1155 zu Salenio deutet nichts auf Einrichtungen, welche denen des Gross- 
gerichtes entsprächen; die Beisi^er sind schlechtweg als comites et titagnales, 
dann als curia bezeichnet, während die vom regalis iwtarius geschriebene 
Urkunde nicht von irgend einem zunächst mit richterlichen Funktionen be- 
trauten Reichsbearaten, sondern vom nuignus amnüratorum ammiratus und 
vom cancellariua regia beglaubigt wird.^ Dann aber findet sich 1172 zu 
Messina eine Sitzung der magna et suprenta curia erwähnt, l>ei welcher drei 
gleichgestellte Judices thätig sind’*; 1173 dann auch ein Kagnaldus de 
Monteforti et Persico ntagne curie magister iusticiarius.^*^ 

196. — Nach der letzten Erwähnung geht auch das Amt des Gross- 
hofjustitiar, den jMagister iiistitiarius magnae curiae imperiaUs, auf 
die normannische Zeit zurück. Ist 1172 ein solcher nicht genannt, so wird 
das nicht gerade schliessen lassen, dass das .\nit noch nicht bestand. Auch 
später ist die Anwesenheit eines Justitiar nicht gerade nothwcndig, mn das 
Grossgericht abzuhalten ; es sind in demselben zuweilen nur gleichgestellte 
Grosshofrichter, ludices magnae curiae imperiaUs, thätig, welche sich dann 
elien so wohl des Ausdruckes Curiam regere und ähnlicher bedienen. ' Regel 
ist al>er doch das Vorsitzen des Justitiar. Das Amt lässt sich denn auch 
weiter verfolgen. Zur Zeit Tankreds ist 1193 ein Magister Rusticus sacri 
regii palatii et magnae regiae curiae magister iustitiarius.'^ K. Hein- 
rich VI scheint dann das Amt schon vor seiner Krönung neu besetzt zu haben, 
da im Nov. 1194 Rainald von Mohac als dei et imperiaUs gratia comes 
Ariani et potentis imperiaUs curiae et sa<ri palatii magister comestaldlis 
et magister iiistitiarius urkundet’, obwohl da die Beziehung auf das Gross- 
gericht nicht so bestimmt hervortritt. Bei K. Heinrich finde ich das Amt 

6, Ass. Sic. XXXV. Const. L. 3 t. 40. Huillard 4, 14G. 7. Hattultt Acc. 1, 254. 8, fiat- 

tuU Acc. l, 258. 9. fircgorio 2, pr. 21. 10* Garofalo 33. Da mir nur sehr venige 

KunAch.st für and^rp Zwecke gefertigte Notizen über da.s sizilische Gerichtswesen Tor 
liegen, so mag immerhin die curia bedeutend weiter zurückreichen. In Konsti- 

tutionen K. Wilhelms wird sie erw&lint; ('onst. Sic. I<. 3 t. 34. 35, Uuill. 4. 142; für den 
Ma^’sfcr Hisdtiarius findet sich nur eine unsichere ,Stelle L. 1 t. 58. Huill. 4, 178; denn 
wenn die Konstitution auch, wie die Vergleichung mit fs. 1 t. 48, Huill. 4, 52 wahrschein- 
lich macht, TOD K. Wilhelm herrührt, so fehlt uns für dieselbe doch die Kontrolle der ilte- 
sien Texte, und der Ausdruck kr>nnte .sp&ter zugefügt sein. 

196. — 1* >Su IÜ339. 45: Huillard 5, 313. G, 250. 2a Mongitore Trin. 8. 8« Mon- 

giture Trin. 10. 
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weiter niclit -erwähnt, wie überhaupt sizilische liöhere Reichsbeainte ansser dem 
Kanzler und Vikar oder Legaten kaum genannt werden. Wenn er auf .seinem 
letzten Zuge einen sizilischen Grossen, den Erzbischof Angelus von Trient, 
zum Uofvikar be.stellte, so könnte dabei die Absieht mitgewirkt haben, da.ss 
seine Thätigkeit sich auch auf da.s Königreich erstrecken solle. Aber zu er- 
weisen ist das nicht, alle Ztuignisse für seine richterliche Thätigkeit gehören 
Italien an.'* Unter Friedrich II bestand das Amt jedenfalls fort ; 1202 wird 
Bartorillus de Paranicio erwähnt*; 1210 werden auffallenderweise nel>enein- 
ander Wilhelm de Petrecaco und Andreas de Baro als rtuit^iae regiaf curiue 
rnaointri iuxticiarü genannt, von welchen der letztere auch als solcher unter- 
schreibt.® Während der Abwesenheit des Königs in Deutschland scheint das 
Grossgericht seinen .Sitz zu Palermo gehabt zu haben, w'o 1216 .Stephtui de 
Patienico mit demselben Titel eine Urkunde unter.schreibt ^ In diesen Fällen 
lässt schon der Titel die näheren Beziehungen zum Grossgerichte nicht be- 
zweifeln. 

197.— Für die spätere Gestaltung ist nun aber der bisher unbeachtet 
gebliebene Umstand nicht unwichtig, dass schon in fniherer Zeit der Gross- 
hofjustitiar nicht der einzige Grossjustitiar, MagUter iustitiariug^, war. Wir 
finden insbesondere einen Beamten unter dem Titel eines Grossj u s titi ar 
von Apulien und Terra di L a v o r o. Bestand das sizilische Reich 
eigentlich aus drei Hoheitsgebieten, dem Königreiche Sizilien im engem .Sinne, 
die Insel und Kalabrien umfassend, dem Herzogthunie Apulien und dem Für- 
stenthume Capua, welche vom Pabste mit drei Fahnen geliehen''* und im 
königlichen Titel noch in den frühem Zeiten K. Friedrichs II unterschieden 
wurden®, so bezieht sich jenes Amt zweifellos auf das gesamnite Festland aus.ser 

196 . — ] 4. Vgl. § 186. 5. Huillard Intr. 1.19. 6. Rarruba 236. Vielleicht iit Andreas 

derselbe mit Andretn logothtta, der 1212 mit dem Ertbiiehofe von Bari den KSnig nach 
Deutschland begleitet hat, Huillard 1,233, und später bis 1239 mehrfach mit demselben 
Titel ervlhnt wird. Vgl. Huill. Intr. 132. 7. Mastrullo 368. 

197 . - 1 . Winkelmann Fr. II. 1, 308 rerdeutKcht dax beim spfttem Vorkommen mit 
Oberpt$titiar^ ein Ausdruck, den ich an und für sich voniehen mJ^hte, da dann bei dieKen 
Titeln die Ueber*>eczung sowohl Ton Ma^tux aU Ton Mogiiter mit (iro$t rermieden wird. 
Dann aber würden wir, da bei HofobtrptMtitiar eine bestimmtere Beziehung auf den Gross- 
gerichuhof fehlt, zunftchst an die Hofhaltung des Rauerx zu denken w&re. zu dem unge- 
schickten Titel Gt'oithofobtrpmtitütr gelangen. Dagegen wird es keinem Bedenken unter- 
liegen. da.s entsprechende (iro$nhofgro89ju*titiar in Or<n$hofpi$titiar znsammeozuziehen: 
ist damit eine genügende Unterscheidung ron andern Grossjustitiaren gegeben, so konnte 
der Ausdruck nach anderer Seite nur dann irreleiten. wenn am Grossgerichtsbofe noch ein 
einfacher Justitiar tbitig gewesen wäre, was nicht der Fall ist. Auch niüchte ich den ron 
Winkelmann einmal eiugeführten Au.sdruck G rot$hofju*iitiary wofür mit ihm da, wo auf 
Genauigkeit weniger ankommt, kürzend Hofptftitiar gesagt werden mag. ohne beistimmtere 
Veranlassung nicht ändern, während mir der Gebrauch ron Oh^rptttitiar daneben doch zu 
willkürlich erscheinen würde. Schreibt HöÖer nur (iro$$ptftitiar, Huillard nur Grand pati^ 
der oder Maitre ptftidrr^ so künute das nur genügen, wenn es nur einen solchen gegeben 
hätte. Der ron Raumer und Schirrmacher gebrauchte Au.sdruck Grofiriehter wird schon 
wegen der ludieeA mngniie rt/rtVf/ zu vermeiden sein. 2« Romuald. Salernit. .Mott. Germ. 

1 42f*. 3a Fr nennt sich rer !^iciiie, dneitiue Afnifie ef prindfuifuf Citpue noch 1212 

in Deuuchland. so lauge er sich in Hrmanoinm UHfteratorem eleetui Denut; mit der Au- 
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Kalabrien, auf Apulien iin weitem Sinne mit Capua oder Terra di Lavoro. 
Es wird sich allinählig entwickelt haben aus dem Bedürfnisse eines mit mu- 
fassenderen Befugnissen ausgestatteten Vertreters des roeistentheils auf der 
Insel weilenden Königs in diesen entfernteren Reichstheilen. Als K. Wilhelm 
1155 vom Festlande nach Sizilien zurückging, überliess er seinem Kanzler 
Appulie amminiglrationem; ebenso heisst es 1156, dass der König auf die 
Insel zurückkehrte, nachdem er den Seneschall Simon moflütrum capitanium 
Apulie congtituit; 1167 wird vom Grafen Gilbert von Gravina gesagt; qui 
tune eapilaneus erat totius Aptdie.* Um diese Zeit wird das Amt schon 
fester gestaltet gewesen sein. Denn 1167 sitzt zu Sue.ssa ein Johann als Ma- 
gitter camet'ariua totius ApiiUe et terre Laboris zu Gerichte^ wonach die 
später übliche örtliche Bezeichnung jenes Amtes schon festgestanden haben 
muss, obwohl sie hier von einem andern Amte gebraucht wird; dürfte der 
Kapitän zunächst militärische und Strafgewalt gehabt haben, so mag ihm der 
Grosskämmerer als oberster Civilrichter und Finanzbeaniter Tür Apulien zur 
Seite gestanden haben. ^ Kaum wird zu bezweifeln sein, dass jene Aufstellung 
von Kapitänen den Ausgang für die Entwicklung des Amtes eines Gross- 
justiüar für Apulien gegeben hat, zumal wir auch später zuweilen beide Titel 
vereinigt finden. Den Titel Grossjustitiar finde ich dami zuerst 1176 era-ähnt, 
wo Graf Roger von Andria, tnagnus comestabidus et magister iustitiarius 
tocius Apulie et terre lAthoris, als Gesandter zu den Friedensverhandlungeu 
von Venedig geschickt wird. ■ Tritt 1194 in dem erwähnten Titel des Rainald 
von Mohac^ die Beziehung auf Apulien nicht hervor, so wird es sich doch 
vielleicht auch da um dieses Amt handeln, welches durchweg von apulischen 
Grafen versehen zu sein .scheint, während die Grosshofjustitiare doch wohl 
zunächst Rechtskundige waren. Urkundlich ist weiter 1202 Graf Walter von 
Brienne, 1206 Graf Peter von Celano Magister iustitiarius Apulie et terre 
Laboris.^ P. Innocenz 111 traf dann hier 1208 eine neue Einrichtung, indem 
er behufs Unterstützung des Königs und Erhaltung des Landfriedens die 
Grafen Peter von Celanp und Richard von Fondi zu Grosskapitänen bestellte, 
bestimmend: Vt ipsi cotnites sint magistri capitanei, quibus super iis 


nähme des Titels Romonf>ntm rer rerkUnt er jenen in rer SIcitif. Vgl, Huillerd 1, 227 ff. 
Ebenso führt Constanze den rolleren Titel nur, bis anoh sie sich regina Renuinorum nennt, 
wahrend er vom jungen Rünige Heinrich noch 1216 geführt wird. Huillard 1. 241. 25:1. ' 
468. 4 . Romuald. Sal. Mon. Genn. 19, 428. 429. 436. 3. Galtula Acc. 1. 263. 

6, Noch 1202 werden zwei Grosskammerer für Apulien und Terra di laroro genannt. 
Huillard 1, 87. 93; rgl. auch 2. 365 die magiflri tfere/orum. Spater dürfte das Amt ein* 
gegangen sein. Allerdings werden Magistri camerarii noch in den Konstitutionen und 
sonst unter Friedrich II hauHg erwähnt. Aber ihr Srtlicher Wirkungskreis ordnet sie 
nicht neben den Grossjustitiar, sondern neben die Justitiare, da er nur ein Jnstitiarat um- 
fasst; so gibt es einen Grosskammerer von Abruiio, von Boseto bis tum Faro, also 
Kalabrien, von Terra di lavoro. Huillard 5, 594. 894. 930. 6, 718. Der Titel bezeichnet 
wohl nur, dass ihm mehrere Kämmerer untergeordnet waren ; wenigstens ergibt sich dai 
bestimmt für das Justitiarat dlesseila des Salso, wo der Secretus Messane, dem Gross- 
kammerer gleicbstehend. mehrere Kämmerer unter sich hat. HniUard 5, 866. 7, Ro- 
muald. Sal. Mon. Germ. 19. 443. • 8. Vgl. § 196 n. 3. 9. Huill. 1. 92. 123. 

Fi.-kcr Forscliungen. 23 
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omnes Intendant a Salerno ttoqae Ceperaniitn, slcut a tnari utque ad 
ni<MV protenditar traetno t&rre, sah'o statuto regio, quo Celanua comes 
est magitter iustitiarlii» Apidie et terre Labor!«, et »alvo mandato regio, 
qiiod factum est eomiti Fuiulano decivitate Neapoli, ut sit «peeiali« rector 
ipsiu«.^’* Der Titel Kapitän, den wir nur anfangs gebraucht faudeo, wo das 
Amt noch kaum ein ständiges war, bezeichnet auch hier sichtlich die ausser- 
ordentlichen Vollmachten; wäre aber nach der päbstlichen Bestimmung zu- 
nüclist nur dieser Titel beiden, der eines Gros^|o8titiar nur Peter zugekommen, 
HO scheinen doch beide denselben Doppeltitel gebraucht zu haben; dieAimalen 
von Monte Cassino sagen sogleich bei der Erhebung: constitutia ad hoc ea- 
pitanei« et magiatria iuatitiariia Apuliae et terrae Laboria eomite P. et 
comite 'i; dann aber ertheilt 1209 April 14 der König Riccardo de 
Aquila eomiti Funtlano eapitaneo et magiatro i-uatitieurio A. et t.L. einen 
Befehl zu Gunsten des Klosters Casamari. Beide Titel finden wir auch 
später verbunden; Bernard Gentilis, Graf von Nereto, der nur als solcher 
bezeichnet 1216 beim Könige in Deutschland war und also wahrscheinlich 
dort ernannt wurde, heisst urkundlich 1217 Kapitän und Grossjustitiar von 
Apulien und Terra di Lavoro; ebenso 1220 sein Solm Matthens Gentilis, 
Graf von Alesina. ' ^ Auch die Rückkehr des Königs brachte da zunächst 
keine Aenderung; denn Richard von S. Germano meldet zu 1221: Tune 
eliam Thonuu de Aquino, faetua Acerrarum co-mea, magiater iuatitiarius 
factua eatApulie et terre Laboria.'* Wollen wir Gewicht darauf legen, dass 
hier der Titel eines Kapitän wieder fehlt, so dürfte man die Stelinng des Ka- 
pitän als durch Abwesenheit des Königs aus dem Reiche bedingt betrachtet 
haben, was spätem Erwähnungeu entsprechen würde, als ein ausserordent- 
liches Amt, während das damit verbundene des Grossjustitiar sicher ein stän- 
diges war. 

198. — Bis daliin sind demnach die auf die noraiannisclie Zeit zurück- 
gehenden Einrichtungen, wonach es einen Grosshofjustitiar und einen Gross- 
justitiar von Apulien gab, ungeändert geblieben. Dann aber muss eine erste 
Umgestaltung durch K. Friedrich II vorgenommen sein. Das be.son- 
dere Amt des Grossjustitiar von Apulien hört auf; die Befugnisse desselben 
werden mit denen des Grosshofjustitiar vereinigt, der demgemä.ss nun aber 
auch, und mit ihm das Grossgericht, in Apulien bleibt und dem kaiserlichen 
Ilofe weder nach Sizilien, noch ausserhalb des Königreiches folgt; auch ein 
besonderer Kapitän für Apulien findet sich nicht mehr, wohl aber ein Ca}d~ 
tanena regni bei Abwesenheit des Kaisers aus dem Königreiche. 

Um diese von den bisherigen Darstellungen abweichende Annahme zu 
begründen, werden wir dem Aufentluilte des jetzigen Grosshofjustitiar 
Dein rieh von Morra näher nachgeheu müssen, wie das insbesondere 
durch die genauen Nachrichten des Richard von S. Germano ermöglicht wird. 


197 , — ] 10 . Hnillard I, 134; Tgl. 139; such Ryce. de 8. Oerni. Mon. Germ. 19, 833. 
II. Mon. Germ. 19, 319. I«. Ungedruckt 18. Hnillard I, 211. 492. 2, 168. &87. 

14 . Mon. Gönn. 19, 340. 
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Wer in der ersten Zeit nanh der ROokkelir de.s Kaisers Grosshofjustitiar war, 
i.st nicht bekannt', und Heinrich dürfte das Amt wenigstens in .seiner neuen 
Bedeutung nicht vor 1223 erlialten haben da ihn Richard sonst wohl sicher 
.schon frülier erwähnen würde; nach seiner Darstellung wird zu schliessen sein, 
da.ss Apulien 1222 noch von Thomas von Acerra verwaltet wurde. Die erste 
Erwähnung findet sich 1223; der Kaiser war Ende 1222 von .Sizilien auf das 
Festland gekommen, welches er im Mai wieder verliess. Im April belagerte er 
Celano; dann sagt Richard: IpK ae in Apuliam confert e.rimle in Siciliam 
rediturua, relU'lia tmw in manna II. de Mat'ra magiatri iustitiarii comi- 
tiaaa (Moliaii) et ßlio eins. Die Erhebung Heinrichs und die Neugestaltung 
des Amtes aird danach a-ahrscheinlich in die ersten Monate 1223 sn setzen 
sein. Der Kaiser blieb nun zwei Jahre in .Sizilien. Während dieser Zeit ist 
Heinrich zweifellos immer in .\pulien gewesen, wie sich aus der Darstellung 
Richards ergibt; er leitet dort die Reichsangelegenheiten. Aber mit ilmi hat 
auch das Grossgericht seinen .Sitz in Apulien gehabt. Denn während Hein- 
rich bei Geschichtschreibern und als Zeuge einfach Grossjustitiar heisst, nennt 
er sieh in allen Gerichtsurkunden regelmässig magne imperieUia eurie tna- 
giater iuatitiariua; als solcher führt er 1223 Sejitember eine flim vom Kaiser 
überwiesene .Sache, dann 1224 Mai eine vor ihm eingcbrachte Klage gegen 
den Fiskus bis zum Endurtheile, sie dann spruchreif dem Kaiser einsendend. ^ 
Werden hier seine Beisitzer nicht genannt, so hat er bei schon erwähnten, 
noch in Abwesenheit des Kaisers gehaltenen Gerichtssitzungen zu Sulmona 
einen, zu Trani zwei Gro.shofrichter bei sich.* Zu Foggia sind 1223 November 
drei Grosshofriohter thätig und zwar, wie bemerkt wird, bei zeitweiliger Ab- 
wesenheit des HoQustitiar im Dienste des Kaisers.^ Ueber dem Grossgerichte 
stand nun allerdings mx;h das persünliche Gericht des Kaisers ; die grössere 
Zahl der Grosshofrichter scheint ihn nach Sizilien begleitet zu haben; mit 
diesen, aber noch andern Personen, erledigte er in schon besprochener Weise 
die vom Grossgerichte an ihn gelangenden Rechtssachen^; aber es treten da 
keine ständige Einrichtungen hervor, insbesondere kein dem Grosshofjustitiar 
zu vergleichender Vorsitzender. 

Nach der Rückkehr de.s Kaisers s<'heint dann das Grossgericht 1 223 
Juli am Huflager zu Troja gehalten zu sein, wie das Itinerar nahe legt. Doch 
mag es fraglich sein, ob auch nur dann, wenn der Kaiser in Apulien war, das 
Grossgericht notliwendig dem Hofe zu folgen hatte ; betont wird nie, dass das 
Gericht in .\nwesenheit des Kaisers gehalten sei ; doch sind freilich nur .sehr 
W'enige Gerichtsurkunden bekannt. Heisst es 1226 vom Kaiser, dass er aus 
Apulien nach Terra di Lnvoro geht und dann, nach Zurücklassung seiner 

IM. - 1. Kach Huillard tntr. 1<')9 schrieb Pabst Honorius 1221 Juni an Graf 
Walter ?on Cotrone, iu9ti(iariu4 ^ die Stadt Rieti nicht ferner zu beU- 

stigeo. Io Ihm den HoQustitiar zu sehen. mSebte doch Bedenken haben. Eber trire an 
einen Groasjoititiar ron Apuhen zu denken: aber dazu muss Thomas schon in den er* 
iten Monaten 1221 ernannt sein, 2» Die Urk. ron 1221. Huillard 2. 940, in rrelcher 
er bereits den 7*itel führt. Ist zweifellose FUsebung. 8» Huillard 2, S79. 431. 4* Vgl. 

% W m. a. 8. HttUliird 2, 433 n. 1. 0. Vgl $ 104 ». 10; auch Huillard 2. 42:^. 

20 * 
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Gemahlin zu Salernu, rasch nauli Apulien zurückkelu't, ubi U. de M»>rra 
inaffielruiii iuatitiarium capitaneiun statuit regni siii', so dürfte dieser 
wolil inzwischen in Apulien zurückgeblieben sein, hn März trat der Kaiser 
dann seinen Zug in die Lombardei an; dass Heinrich ihn dabei nicht begleitete, 
folgt schon aus der ihm verliehenen Stattlialterscliaft und wird dadurch be- 
stätigt, dass er 1226 Mai zu Capua dem Grossgerichte vorsitzt. ^ l.st m der 
Erzühlmig des Richard die Zeitfolge streng eingelialten, so erlie.ss Heinrich 
noch nach der Rückkehr des Kaisers in das Königreich zu S. Germano gegen 
Ende des Jahrs aucloritalc hnperiali ^Statuten gegen Geächtete, Spieler und 
>'achtschwänner und gestattete dem Abte von S. Gennano die ErrichUmg 
eines Jahrmarktes; er scheint also in Terra dieLavoro gewesen zu sein, wäh- 
rend der Kaiser zu Foggia Hof liielt ; er dürfte weiter, etwa mit Rücksicht 
auf den beabsichtigten Kreuzzug, noch Reichskapitän geblieben sein, da ihm 
•sonst solche ^’er^ügungen kanm zugestanden haben würden. Sicher war dami 
während des Aufenthaltes des Kaisers auf der Insel 1227 Heinrich auf dem 
Festlande, wie sich aus dem Berichte Ricliards ergibt. Während des Kreuz- 
zuges 1 228 ist dann Reinald von Spoleto Statthalter, der nicht als Kapitän, 
sondern als JiaUius regni bezeichnet wird ; auch der GrosshoQustitiar blieb 
zurück und befehligte das Heer, welches 1229 März 17 von den Päbstlichen 
bei S. Gei'niano geschlagen wmsle. 

Im Juli 1231 war Heinrich beim Kaiser auf dem Tage zu MelG.^ Als 
dann der Kaiser gegen Ende des Jahrs nach Oberitalien ging, begleiteten ihn 
Thomas Graf von Acerra und andere sizilische Grosse nach Ravenna, von 
wo sie Dez. 25 entlassen wurden ; Heinrich war nicht unter ihnen, da sie uns 
aus den Zeugenreihen genügend bekannt sind. Thomas, früher schon Statt- 
halter von Jerusalem, wurde nun vom Kaiser zum Cafntatieus regni bestellt; 
Thomas und Heinrich scheinen das Reich während der Abwesenheit des Kai- 
sers gemeinsam verwaltet zu halten, da sie gemeinschaftliche Befehle erlassen; 
1232 Juli finden sie sich daun bei dem rückkehrenden Kaiser zu Melfi ein. 
Dezember 1232 wirdlleuirich an denPabst geschickt, von wo er Januar 1233 
zurückkehrt ; als dann der Kaiser im April nach Sizilien ging, blieb Hehmch 
wieder erweislich in Apulien zurück, da er im Juli zu Bulmona dem Gross- 
gerichte vorsitzt. “ Von Salpi in der Capitanata aus erliess dann 1234 
Okt. 28 der Kaiser einen schriftlichen Befehl an den GrosshoQustitiar*^, aus 
dem wolil geschlossen werden darf, dass dieser sich nicht am Hufe befand, 
obwolil der Kaiser auf dem Festlande war. Als dann der Kaiser 1235 April 
das Königreich für lange Zeit verliess, begleiteten ihn Thomas und Heinrich 
bis Fano, kehrten von da zurück und verwalteten das Königreich io Gemein- 
schaft mit den Erzbischöfen von Palermo und Capua. ' ^ Letztere dürften we- 
niger Ul Betracht kommen; das ^'erhäitniss scheint wie im J. 1232 gestaltet 


IM. — 1 7, Rycc. de S. Germ. Mon. Qcmi. 19, 34ä. Die einiige Urk. dieier Zeit, ia vel* 
eher Ueinricli Zeuge beim Kaiier ist, bst keinen Ort. HuUUtd 2, 336. 8. Uuillerd 

2. 541 n. I. 9, Huillard 3, 293. 297. 10. Rycc. de S. (Jcrni. Mon. Germ. 19, 363. 368. 

11, Gatiula Acc. 1, 297. 12. Uuill. 4, 494. 18, Rycc. de ä. Germ. Hon. Germ. 19,373. 
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gewesen zn sein ; der Kaiser richtet seine Befehle gemeinsam an Thomas und 
Heinrich.'* Er bescheidet sie dann nach dem Berichte Richards mehrfach zu 
sich ; 1 236 Dezember reisen beide znm Kaiser nach Deutschland und kehren 
1237 Mai zurück; im September wird Heinrich in die Lombardei berufen, 
von wo er 1238 Januar zurückkehrt; im Juni gehen beide zum Kaiser; Hein- 
rich kommt schon im August zurück, während Thomas in der Lombardei 
bleibt. Dann wird Heinrich 1239 August nochmals an den kaiserlichen Hof 
berufen, an welchem er nun verbleibt; und damit tritt eine Aenderung in 
seiner Stellung ein, auf die wir später zurückkommen. 

Die gegebenen Nachweise reichen zweifellos hin, um uns zu dem Schlüsse 
zu berechtigen, dass das Amt des GrosshoQustitiar bis 1239 in keinerlei 
näherer Beziehung zum kaiserlichen Hofe steht. Nie ist der Grosshofjustitiar 
ausserhalb des Königreichs ständig am Hofe; nie folgt er, so weit unsere 
Nachrichten reichen, dem Kaiser auch nur nach .Sizilien; es scheint selbst 
zweifelhaft zu sein, ob er seinen regelmässigen Aufenthalt am Hofe hatte, 
wenn dieser in Apulien selbst wrar. Das gilt denn auch für das Grossgericht. 
.Seine Funktionen sind übrigens keineswegs nur richterliche ; er ist ständiger 
.Statthalter von Apulien. 

199. — Es legt das die Frage nahe, ob es neben ihm einen Gross- 
justitiar von Sizilien gab, da doch auch dort bei längerer Abwesenheit 
des Kaisers das Bedürfniss eines Statthalters vorliegen konnte. Aus früherer 
Zeit wüsste ich da nur anznführen, dass Wilhelm Capparone sich 1 203 repi« 
custodem et magietrum capitaneum Siciliae genannt haben soll was viel- 
leicht schliessen lässt, dass ein solcher Titel im Gegensätze zu den Kapitänen 
oder Grossjustitiaren Apuliens auch sonst in Gebrauch war. Für unsere Zeit 
ist nur zu erwähnen die Nachricht der sizilischen Annalen, wonach der Kaiser 
Ende 1231 oder 1232 misit ipsas eonatifiitiones siias per totiim regnum et 
in Siciliam per domntim liieeardinn de Monienigro, qid erat magieter 
httticiarius Sieilie; wegen einer Empörung, welche der Kaiser 1233 unter- 
drückte, flüchtete sich dann der Magieter hisfieiariue.^ Da der Kaiser seit 
1227 nicht auf der Insel war, so hat es nichts unwahrscheinliches, dass Richard 
damals dort .Statthalter mit ausgedehnteren Vollmachten war; und es ist 
möglich, dass dort auch .sonst Gros.sjustitiare bestellt werden, da wir über die 
dortigen Beamten so dürftig unterrichtet sind. 

300 . — Die bisher gewonnenen Ergebnisse stehen nun freilich in Wider- 
spruch mit der gewöhnlichen Annahme, dass der Grosshofjustitiar dem Hofe 
zu folgen hat, wie das in einer Konstitution ausdrücklich gesagt ist. Aber 
diese Konstitution, auf die wir zurückkommen, gehört einer spätem Zeit an; 
es kann sich zunächst nur um die Frage handeln nach dem Verhältnisse zu 

14 . HnilUrd .3. 913. 

190 . — 1 . Gesto Innoc. c. 3b’. 2. Mon. Germ. 19, 497. Die in den .4nn. Sie. 

betindlichen Jahre nach Christus sind eerschoben ; dagegen stimmt die Angabe der In- 
diktionen durchweg mit den sonstigen Nachrichten; das Werk ist überhaupt nach In- 
diktionsjahren geordnet, da sehr gewöhnlich die Erzlhlung »n den einzelnen Jahren mit 
den letzten Monaten des Jahres beginnt. 
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den Bp8tinimung«n der altern sizilischeii Kunstitutionen, 
welche vor 1 239 vorhanden waren. Ee kommt da, da einige erweislich später 
erlassene Konstitutionen unsem Gregenstand nicht berühren, nur die 1231 zu 
.Mein veröffentlichte Redaktion in Betracht, welche uns jetzt nach ihrem ur- 
sprünglichen Bestände und ihren ursprünglidien Lesarten genau bekannt ist'; 
eine Vergleichung mit der spätem Redaktion ergibt, dass in diese nicht allein 
die neuem Konstitutionen eingeschoben sind, sondern nicht selten diesen ent- 
sprecbend auch der Text älterer Konstitutionen geändert ist. 

In den bezüglichen .Stellen der Konstitutionen von Melfi’ scheint mir 
nun nichts jenem Ergebnisse zu widersprechen. Bedenken erregen könnte nur 
die Bestimmung, dass die .Sachen der Hofleute, qui a noatra curia diaceder« 
— non poaaimt, mögen sie Kläger oder Beklagte sein, mapiater iuatitiariua 
c.Mminct et dccidat; qui etiam prerogativa apeeiali letantur, ut iüie ad- 
ceranrloa aiioa — raleant evocare. Es läge allerdings die Annahme nahe, 
dass es sich da nicht allein um den bevorzugten Gerichtsstand vor dem Gro.s.s- 
serichte überhaupt handle, sondern um die Bei|uenilichkeit, ihre Sacdien am 
Hofe selbst erledigen zu können; zumal auch das illic sich immerhin auf den 
Grossju.stitiar beziehen kann, die Beziehung auf noatra curia, unter der hier 
nur daslloflager selbst verstanden werden kann, aber doch näher liegt. Aber 
dem griechischen Texte gemäss scheint es statt illic ursprünglich ad magnam 
curiam geheissen zu haben; die Aenderung in einer Zeit, wo das Grossguricht 
wirklich zu einem Hofgerichte geworden war, Hesse sich eher für unsere An- 
nahme verwerthen; und der (Jerichtsstand der Hofleute vor einem hohem 
ständigen Gerichte, wenn dieses auch nicht immer am Hofe war, hat doch an 
und tür sich nichts Unwahrscheinliches, zumal wenn wir bedenken, dass neben 
dem Grossgerichte ein ständiges Hofgericht nicht bestand, demnach solche 
.Sachen, sollten sie überhaupt immer am Hufe erledigt werden, in erster Instanz 
an die Person dos Kaisers hätten gebracht werden müssen. 

Eine andere Bestimmung dürfte unser Ergebniss bestiiumt bestätigen: 
yippeliationca etiam et conaultationea inferiorum itulicum, que ad noatri 
culitdnia audientiaiH defevuntur, dum nobiacum in noatra curia eommo- 
ratur, pro iuriadictione aua auacipiat audiendaa et fine debito terminan- 
daa. Da scheint doch aufs bestimmteste vorgesehen, dass der Grosshofjusthiar 
nicht immer am Hufe des Kaisers ist. Und auf dasselbe dürfte schliessen 
lassen die Bestimmung, dass die Gerichtsbarkeit des Ortsjustitiar aufhören 

200. - 1. In dieser Richtung hat siel) zweifelloh Uuillard ein überaui grosses 
Verdienst erworben. T)ageg;en mu.v>i ich der von Winkelmann Kriedr. II. 1« 348 erhobenen 
Klage über die rersuchte chronologische Anordnung zustimmen. Es Ut mir bei diesen 
Untertiuchuugen überaus hinderlich gewesen. da.<;.s ich nur den Text Huülards dauernd 
zur Hand hatte, während in allen bisherigen Arbeiten nach ('arcani citirt ist und swar 
nach Zahlen der Bücher und Titel, während Huillard 4, 255 nur eine Zusammensiettanf 
nach den Anfangsworten gibt, so dass, um ein älteres (iut in seiner Ausgabe aufzu- 
Hndeo, es nöthig sein würde, zuerst die .\nfangswurte des Titels bei Carcani anft«> 
suchen. Um die Ausgabe ohne Zuziehung roo Carcani benutzen tu können, würde eine 
Tabelle noihig sein, welche der Zählung bei Carcant folgend für jeden Titel die Setten* 
Kahl des Werkes Huilhirds augäbe. 2. Coust. Sic. L. 1 t. 40. 41. Uuill. 4, 4Ü. 50. 
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soll, wenn der Grossjustitiar civitatem quamUM vel lofnm una nobiscmn 
intraverit, quotuque in eodem loco magiater iualitiariua ipae una cum 
iudicibua noatris euriam noatram tenucril. Die Worte una nobiacum sind 
mindestens ttberilOssig, wenn er ohnehin immer am Hofe ist, und sind denn 
auch im spätem Texte fortgelassen. 

Nach den frühem Angaben gab es, wenn nicht auch sonst, wenigstens 
zur Zeit des Erlasses der Konstitutionen von Meid wahrscheinlich zwei Gruss- 
jnstitiare, einen für Apulien, einen für Sizilien, von welchen der erste zugleich 
GrosshoQustitiar war. Möglicherweise könnte sich darauf der Ausdrack be- 
ziehen, dass der Grosshofjustitiar die Appellatiunen pro iuriadictione aua 
erledigen solle, obwohl es doch sehr fraglich ist, ob damit ein Jurisdiktions- 
gebiet bezeichnet werden sollte. Eher Hesse sich darauf hinweisen, dass auch 
in den alten Konstitutionen zwar da, wo die Beziehung auf den Grosshof- 
justitiar sicher ist, nur vom Magiater iuaHtiariua die Rede ist, oder auch 
vom Magister iuatitiariua magne curie. noatre\ was überflüssig erscheinen 
könnte, wenn es nur einen Grossjustitiar gab; dass dagegen auch mehrfach 
Magiatri iustitiarii genannt werden^, was vereinzelt im spätem Texte in 
Magiater iuatitiariua geändert ist'*; doch dürfte nicht zu viel Gewicht darauf 
zu legen sein, da auch wohl umgekehrt die Einzahl des alten Textes später in 
die .Mehrzahl geändert ist.‘ Zudem könnte sich die Mehrzahl auch auf die 
frühesten Zeiten K. Friedrichs beziehen, wo es neben dem GrosshoQustitiar 
«inen besondem Grossjustitiar für Apulien gab ; die Entstehungszeit der Ge- 
setze ist uns grossentheils nicht genauer bekannt und wenigstens in einem 
Falle handelt es sich nicht um den Zustand zur Zeit de.s Tages von Melfl, 
sondern es wird die olim a magiatria iuatitiariia vel camerariis geschehene 
Rmemiung von Richtern und Notaren abgeschafft. ^ Das so dürftig bezeugte 
Bestehen eines Grossjustitiar von .Sizilien würde danach mit den Konstitu- 
tionen zwar ganz wohl vereinbar sein, sich aber durch dieselben doch auch 
nicht bestimmter begründen lassen. 

901. — In den Jahren 1239 und 1240 erfolgte nun eine zweite Um- 
gestaltung durch K. Friedrich II. Das Grossgericht wird jetzt zu 
einem Hofgerichte, welches dem Kaiser innerhalb und ausserhalb des König- 
reiches folgt; für das Königreich werden zwei Grossjustitiare bestellt; das 
Grossgorieht aber bleibt nicht blos höhere Instanz für das Königreich, son- 
dern seine Kompetenz wird auch auf das Kaiserreich, zunächst Italien, aiis- 
gedelmt. 

Die ersten Spuren einc.s ständigen Gerichtes am kaiserlichen 
Hofe, welches wir als Vorstufe lür jene Umgestaltung zu betrachten haben, 
reichen nicht über das Ende des J. 1238 zurück. Es mögen auch schon früher 


S. C«D»I. L. 1 t. 40. L. 2 t. 5 22; Uuill. 4, 49. 79. !)4. 4. L. 1 t. 79. 81 ; Uuill. 4. 54. 

58. ä. L. 1 t. 46; Huill. 4. 49 n. *. 6. So L. 1 t. 40: Huill 4, 60 n. s. c., wo «ich 

Maebnea Bsu«, niaa habe den Test mit der Beetellnng mehrerer Gro««jastitisre 1240 in 
UehcreiB.tlmaaag bringen wollen, wenn et «ich nicht gerade um die Oericbtabaikeit über 
Hodeute handelte, welche auch seit 1240 nur dem Grouhofjnstitiar snstaad. 7« b. 1 1 . 79; 
Huill. 4, 54. 
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einzplne Grosshofrichter den Kaiser ausserhalb des Königreichs begleitet haben, 
zumal einzelne derselben von ihm vorzugsweise in Staatsgeschäften verwandt 
wurden ; er mag dann auch sizilische Rechtssachen, welche dort an ihn per- 
sönlich gebracht wurden, mit ihnen erledigt haben, obwohl mir ein Beispiel 
nicht bekannt ist und es wahrscheinlich sein dürfte, dass ftir die Zeit seiner 
Abwesenheit aus dem Königreiche der Capitaneus regni inappellabel war und 
die ausgedehnteren Vollmachten der Legaten Tür Italien hatte, wodurch das 
persönliche Eingreifen des Kaisers meistens unnöthig wurde. Jedenfalls fehlt 
jeder Anhalt für die Annahme, dass in solchen Fällen schon früher am Hofe 
ständige Einrichtungen zur Erledigung sizilischer Sachen, welche zur Kompe- 
tenz des Grossgerichtes gehörten, bestanden; es wird da nur vom persönlichen 
Gerichte des Kaisers oder der von ihm für den Einzelfall Delegirten oder 
Mandirten die Rede sein können. 

Die lange Abwesenheit des Kaisers aus dem Königreiche seit 1235 wird 
das Bedürfhiss eines ständigen Gerichtes am Hofe selbst bestimmter haben 
hervurtreten lassen ; auch das Bestehen einer entsprechenden Einrichtung in 
Deutschland seit der Einführung des deutschen Hofjustitiar 1235 mag da 
Einfluss geübt haben. * Wir haben nun eine Gerichtsurkunde von 1239 April 25, 
in welcher es heisst; Dum ego D. de Petrueturtnina, magne et imperiali» 
eurie iudex, olim apud Cremonam curiam regerem, mandatum ab impe- 
riali parte recepi, über ein Lehen zu untersuchen, welches nach einer an den 
Kaiser gelangten Denunziation dem Fiskus unrechtmässiger Weise von den 
jetzigen Besitzern vorenthalten werde. Diese waren selbst in curia; da aber 
die Sache in Lonibardie partibue nicht wohl klar zu stellen war, wird der 
Justitiar der Abruzzen vom Kaiser beauftragt, sie an Ort und Stelle zu unter- 
suchen. Als dieser dann das Ergebniss ad imperialem curiam deetinasect 
apud Paduam, kommt die .Sache vor dem Grosshofrichter zur weitern Ver- 
handlung, der dann lUligenti consiUo habito cum baronibtu et aUis probU 
virie die Beklagten zur Herausgabe verurtheilt.* 

Dabei ist nun manches auffallend bei Vergleichung mit dem bisherigen 
Zustande. Zunächst wäre hiuzuweisen auf den abweichenden Titel magne et 
imperiali» Curie iudex statt des sonst feststehenden nuigne imperiali» curie; 
will man darauf Gewicht legen, so könnte das einen Richter des Grossgerichts 
und des kaiserlichen Hofes bezeichnen. Roger von Fetrastunnina ist früher 


»1. - 1. Wenn Winkolmann Friodr. II. 1« 478 den deutbchen HoQuxtitiar dem 
rtrobsbof]uKtiU»r vebentlich gleichbtellt, xu i»t ex wohl richtig, wenn Franklin Reiche« 
hofg. 1, 6‘9 das nicht billigt. Schon an und fUr xich musste das ganz abweichende Ver- 
fahren im deutschen Gerichte wesentliche Verschiedenheiten bedingen. Auch in Einzeln- 
beiten tinden sich Unterschiede; der Vorbehalt der .\echtung für den -Kaiser ist dem 
sizilischen Rechte fremd; rgl. $ 114. Wird Gewicht gelegt auf das sUlndige Verbleiben 
am Hofe, so würde da die deutsche Einrichtung den Ausgang bilden. Umgekehrt wird 
in einzelnem wieder die sizilische die deutsche beeinflusst haben. So sicher bei der Auf- 
nahme des normannisch-bizilibchen Titels Justitiar. Und eine grossere Annihemng an 
das sizilische Grosigoricht weoigbtens gegenüber dem früheren italienischen Hofgerichte 
zeigt sich insbesondere darin* dass der HoQnstitiar auch Strofgerichtsbarkeit hatte und 
demnach, wie das beim Notar ausdrücklich gefordert ist, I.aie war. 2« Huillard 5, 313. 
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als Grosshofriohter nicht nachzuveisen. Wurden die Grosshof richter Feter von 
Vinea und Thadeus von Suessa, weiche 1 238 gleichfalls beim Kaiser waren, , 
wohl zunächst in allgemeinen Reichsangelegenheiten verwandt, so erscheint 
Roger am Hofe vorzüglich mit den Verwaltungssachen des Königreichs be- 
schäfligt gewesen zu sein^; er kommt auch später nie mehr als Grosshofrichter 
vor, und es hat daher nichts Unwahrscheinliches, dass ihm der Kaiser damals 
die aosserordentliohe Stellung eines ständigen Hofrichter angewiesen hatte, um 
dem sich am Hofe fühlbar machenden Bedürfnisse abznhelfen. Dass es sich 
um eine ständige Stellung handelt, möchte aus dem Ansdrucke curiam reijere, 
überhaupt daraus zu schliessen sein, dass die Urkunde sich ganz in den am 
Grossgerichte üblichen Formen bewegt; wenn früher Grosshofrichter am Hofe 
in Einzelauftrag des Kaisers entscheiden*, sind die Formen durchaus andere, 
ist insbesondere vom curiam repere nicht die Rede; Roger scheint regel- 
mässig am Hofe zu Gerichte zu sitzen und ihm in dieser Eigenschaft die Ein- 
zelsache überwiesen zu sein, welche nach den ältern Konstitutionen wohl zur 
Kompetenz des Grossgerichtes gehörte. * Da der Kaiser zuletzt 1 238 November 
und Dezember zu Cremona war, würden diese Einrichtungen also jedenfalls 
bis dahin zurückreichen. 

Doch war Roger nicht allein am Hofe als Richter thätig. Zu Padua, wo 
damals das Huflager war, verweisen 1239 Februar 15 die Grosshofrichter 
Roffrid von S. Gennano und I^orenz von Parma Ansprüche der von Vercelli 
zu wiederholter Untersuchung an den kaiserlichen Kapitän vonlvrea.^ Roffrid 
war schon lange Grosshofrichter und schon früher beim Kaiser in Oberitalien, 
da er 1 238 Mai von demselben als Bote nach Genua gesandt wurde. ’ Lorenz, 
den ich sonst nie genannt finde, ist unter allen mir bekannten Grosshufrichtem 
der einzige Nichtsizilianer. Und wohl nicht ohne Zusammenhang damit ist 
auch die Sache meines Wissens die erste nichtsizilische , über welche von 
Grosshofrichtem entschieden wird. 

Nach diesen Haltpunkten dürfte es sich damals noch in keiner Weise um 
eine Umgestaltung des Grossgerichtes gehandelt hal)en, sondern um die Be- 
stellung eines davon unabhängigen llofgerichtes, welches dem Hofe folgend 
über die dort angebrachten Sachen aus dem Kaiserreiche, wie aus dem König- 
reiche entschied, welches besetzt scheint mit Richtern, welche wohl zum Theil 
für diesen Zweck neuemannt und nicht ausschliesslich .Sizilianer waren. Heissen 
auch diese Grosshofrichter, so wird das nicht gerade eine nähere Beziehung 
zum Grassgericlite erweisen müssen ; der Titel, wenn auch von diesem aus- 
gehend, sidieint überhaupt Rechtskundigen im Dienste des Kaisers verliehen 
zu sein, wenn dieselben auch gar nicht oder doch nicht vorzugsweise im 
Grossgerichte verwandt wurden. 

202. — Es scheinen das vorläufige Einrichtungen gewesen zu sein, statt 
deren dann später die Umgestaltung des Grossgerichtes zum Hof- 
gerichte eintrat. Dafür wird entscheidend gewesen sein die schon erwähnte 

3. Vgl. Huillard 5. 44». 479. 329. 536. 629 iisw. 4. Vgl. 8 164 n. 10. S. Const. Sic. 

U I t 40; Huill. 4, 49. 6. Maudelli 1, 204 exU. 7. Huill 5. 206. 
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Berurunj; des Grossholjustitiar zum Kaiser im Aiif^gt 1 239. Die durchgrei- 
fenden Aenderungen der Verwaltung Italiens, welche wir sfiäter genaner dar- 
legen werden, hatten 1239 Juli 25 durch die Ernennung K. Enzio’s zum 
Generallegaten mit beschränkteren Vollmachten ihren Abschluss erhalten. 
Heinrich von Moira bleibt jetzt am Hofe, wo mit seinem Rathe die Neuge- 
staltung des Gericlitswesens vorbereitet sein wird. Wird 1239 Okt. 13 ein 
Befehl für die verschiedenen Beamten des Königreichs auch an ihn ausgefertigt 
mit dem Bemerken, dass ihm zur Ausführung ein Tennin bewilligt sei menst» 
iiniu» post reditum siiitm in repnitm, quia presen» erat in enria^, so Kesse 
sich daraus vielleicht schliessen, dass damals bestimmte Beschlüsse noch nicht 
gefasst waren, insbesondere noch nicht feststand, dass der Grosshotjustitiar 
immer am Hofe verbleiben solle. Doch geschah das schon jetzt, ohne dass wir 
freilich bestimmtere Zeugnisse hätten, dass er damals am Hofe dem Gerichte 
vorsass. Er war noch beim Kaiser, als dieser 1240 März 18 die Gränze des 
Königreichs erreichte; von da erst sandte er ihn mit lombardischen Truppen 
nach Foggia voraus.* 

Der Kaiser blieb bis zum Juni im Königreiche und in diese Zeit fallt nun 
die Ausarbeitung der neuen sizilischen Konstitutionen, durch welche 
insbesondere auch die Verhältnisse des Grossgerichtes neu geregelt wrurden ; 
veröffentlicht werden sie vielleicht erst nach seinem Wiederabznge sein. Der 
Kaiser selbst sagt ganz ausdrücklich in der Vorrede derselben, schon seit seiner 
Kaiserkrönung sei er um die Besserung der Gesetze bemüht gewesen : Sieq^ue 
nuperrime diehiis isti», diim al> expeditione Lipurum ml repnum nostriim 
Sicilie qiiietis aitram veniretnus assumere, licet brevem, isti ns etiam tno- 
ilid temporis spatinm dare nolnimus ad requiem, quin etiam preterita' 
niteremnr absentie nosire tempore dispendia conunissa corripere et in fn- 
tnrnm de statu pacifico noslrorum fidelium eopitare.^ Die Erwähnung eines 
kurzen, auf den lombardischen Feldzug folgenden Aufenthaltes im Königreiche 
lässt über die Entstehung im F'iühjahre 1 240 an und für sich keinen Zweifel ; 
und auch ohne solch<> Angabe würden wir darauf schKcssen müssen mis dem 
engsten Zusammenhänge, in welchem die erweislich in den Mai 1 240 fallenden, 
später zu erörternden Neugestaltungen im Königreiche zu diesen Konstitutionen 
stehen. ^ 


202. - 1. Uuillard 5. 444. t, Uuillard 5, 855. Der AuNbteliurt Arrone liegt noch 
anj>berheTb dei>> Kdnigretehs dstlich toq Temi; Män 19 &uod der Kaiser schon lu Antro- 
doco. 3. Const. Sie. L. I t. 38; Uuillard 6, 157. 4« Allerding» wurde bisher* ios- 

beirondere auch ron Huillard und Winkelmann, der Erlab» der neuen Konslitntionen su 
Grosseto Anfang 1244 angenommen. Den Haltpunkt dafür gibt die Angabe des Richard 
von S. Germano su 1243; tndt (trotsetum te eonttUit^ u5i qwudam edidit ianetitmet 
eontra tudicfs, ijdtx>catoi ft itotariof^ quof per totiim regnutn puöHcari pr«tpii et tena^ 
citer qwttntm initittm tale est : Sichil veterum atietoritat* detrukiimr. Mon. 

Germ. 19, 384. Dem entsprechend beginnen die neuen Konstitutionen allerdings mit: 
yiikif vftfrum principum mietoriUtte detrahitnue. Es wird kein Gewicht darauf su legen 
»ein, dass die Ueberoinstimmung keine ganz genaue ist; denn e» ist uo» keine andere 
Kon.stitution mit entspreebendeni Eingänge bekannt: und wenn auch nicht nnwahrsehein- 
lieh wäre, dass man bei Einreihung neuer Kon»titutioneD in den Text des Gesetibuches 
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Als nächsten Zweck der neuen Gesetzgebung gibt nun der Kaiser selbst 
die Regelung der Hofgerichtsbarkeit an, indem er fortfährt: Et tU eecunduni 
ordiium »ingula fractaremiu, eiirie noslre proviiUmus ordinäre inetitiam, 
a qua velut a fonte rivuli, per regnum undique tm'tna iustiti« derivetur. 
Vor allem wird nun bestimmt, dass das Grussgericht seinen Sitz am Hofe 
haben soll: Statuimue iit magne curie nostre magister iiistitiariiu nobi»- 
eiim in curia commoretur , ciii quatuor iudices voluums astidere. Zur 
Kompetenz des Grosshof]u$titiar soll gehören die Gerichtsbarkeit über iinma- 
trikulirte Lehen und Sachen der Hofleute, wie das schon in den alten Konsti- 
tutionen erwähnt war. Dann die an den Hof gebrachten Appellationen nicht 
blos von ordentlichen, sondern auch von delegirten Richtern des Kaisers, wobei 
die erwähnte beschränkende Bestimmung der alten Konstitutionen^ jetzt na- 
türlich entfiel. Weiter, was in diesen noch nicht erwähnt ist, Hochverraths- 
sachen und, in der Auffassung des römischen Rechts, Klagen mitleidswürdiger 
Personen. Er hat die Konsultationen niederer Richter zu beantworten, hat in 
angegebener Weise Klagen über verweigerte und verzögerte Justiz zu erle- 
digen, überhaupt die niedern Richter zu überwachen. Alle Bittschriften sind 
zunächst ihm einzureichen und nach Befund zu erledigen oder an den Kaiser 
zu verweisen. Nur über geringere Fiskalsachen kann er selbst entscheiden; 


«twA gans allgemein gehaltene Eiugftnge fortgelaKsen hflUe, so wird doch kaum anzu- 
nehmen sein, daiis man zweimal so übereinstimmende Eingangsworte gewühlt und damit 
Verwechstungen nahe gelegt hütte. Wir werden ein Versehen Richards anoehmen müssen. 
ISchon da« ist sehr aiiiralleod. dass er too dem Hauptinhalte der neuen Konstitutionen, 
den Bestimmungen über das Orostgericht ganz schweigt, nur von Bestimmungen gegen 
Richter« Notare und Adrokaten spricht. Solche klinnen die.selben allerdings auch ent- 
halten haben, da wir nicht genau wissen, was alles zu der mit iV»Ai7 vtterum beginnen- 
den Gesetzgebung gehdrt; und es würe möglich* das.s Richard nur einen Theil des In- 
haltes herausgegriffen hätte. Dann aber bitten wir nur einen neuen Beweis für die 
Entstehung im J. 1240; denn 1240 Mai 5 wird den Kapitänen befohlen, für Aufrecht- 
haltung der tmper in atria noitra erlassenen Gesetze über Richter, Notare, .\erzte und 
Adrokaten zu sorgen. Muillard 5. 974; es dürften rielleicht L. 1 t. 73. 74. 75. 85. Huillard 
4. 202 ff. gemeint sein. Möglich ist freilich, dass auch später noch Konstitntionen über 
denselben Gegenstand erfolgten, die dann immerhin 1244 zu Grosseto erlassen sein mägen. 
Keinenfalls aber die Konstitution yikil v€terum ond was sich ihr anmittelbar ansefaliesst; 
die in ihr selbst gegebenen Zeitbestimmungen müssen da entscheidend sein; und würde die 
Angabe eines Aufenthaltes ira Känigreiche die Verüffentllehung zn Grosseto allenfalls zu- 
lassen. da der Kaiser im Sommer 1243 einige Zeit im Königreiche war, so ist dieselbe 
durch die Erwähnung des Feldzuges io Oberitalien bestimmt ausgeschlossen. Möglich wäre 
auch, dass 1244 zu Grosseto eine nochmalige Publikation erfolgte, bei welcher etwa neue 
Bestimmungen hiozugeftgt wurden; es wäre dann au denken an die zweiten Absätze ron' 
L. 1 I. 39. 42. Hotll. 6, 160. 161. welche, obwohl diese Konstitutionen überhaupt denen 
Ton Meid gegenüber neue sind, noch besonder» mit Sora eomtitutio bezeichnet sind, welche 
auek dadurch zu den andern Stücken in einem gewissen Gegensätze stehen, dass nur in 
ihnen von eiuer Kompetenz für das hnpori%wi die Rede ist. in den andern jede bezügliche 
.Sodftotuog fehlt, es insbesondere in dieser Richtung aaffallen kann, dass im Schlusssätze 
der Einleitong da« Hofgeriefat nur als Quelle der Gerechtigkeit für das Regnum bezeichnet 
wird. Auffalleu müsste dann ober wieder, dass Bestimmungen Über das Amt des Grossbof- 
justftiar gerade 1244 veröffentlicht sein sollten, während das Amt selbst von 1242 bis 1246 
nicht besetzt war. 5* Vgl. $ 200. 
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wegen grösserer hat er den Kaiser zu konsultiren, wie eine solche Konsulta- 
tion auch sonst mehrfach vorgesehen ist.® 

203. — Wurde das Grossgericht zu einem llofgerichte, hatte es danach 
voraussichtlich nur noch zeitweise seinen Sitz im Königreiche, so stimmt damit, 
dass gleichzeitig Vorsorge getroffen wurde gegen die sich daraus ergebende 
Erschwerung der Rechtspflege iin Königreiche ; es geschah das dadurch, dass 
fiir dieses zwei Kapitäne und Grossjustitiare mit entsprechenden 
Befugnissen aufgestellt wurden. * Richard von S. Germano erzählt zum Oktober 
1239: quidam Atulreas de Cirala a porta Roteti vsqu« ad ßtie» regni 
per imperatorem capitaneus conttituitur.'^ Dieser findet sich denn auch 
urkundlich von 1239 Okt 5 bis 1240 Mai 3 häufig erwähnt als Capitaneu» 
a porta Roeeti usque ad fine» regni oder usqiieTrontiim oder wiqueTron~ 
turn ad ßnes regni. ^ Es handelt sich da zunächst nur um das Wiederauf- 
nehmen alter Einrichtungen ; den Titel Kapitän fanden wir auch ftflher fflr 
Statthalter des abwesenden Kaisers gebraucht; die örtliche Bezeichnung, vom 
Passe Roseto, auf der Gränze Kalabriens und der Basilicata, bis zum Tronto 
oder der Reichsgränze , entspricht dem früher für denselben Amtssprengel 
üblichen Ausdrucke Apulien und Terra di Lavoro. Für Sizilien mit Kalabrien 
ist damals ein entsprechender Beamter noch nicht ernannt, da wir ihn sonst 
sicher im Regcstum erwähnt fanden ; insbesondere ist der spätere Kapitän, 
Roger de Amicis, noch 1240 April 29 nur noch Justitiar Siziliens jenseits des 
Salso.'* 

Dann aber bestellt der Kaiser 1240 Mai 3 den Andreas als Capitaneum 
et magistriiin iuetitiarinnia porta Roeeti mqae ad ßnes regni und gleich- 
zeitig den Roger de .\micis unter demselben Titel für den Bezirk a porta 
Roeeti ueque Forum et per totam Sieiliam. Auch da sind Titel und Ab- 
gränzung der Bezirke nicht neu; wenigstens für Apulien fanden wir auch 
früher schon den Titel eines Kapitän und Grossjustitiar.* An demselben Tage 

302 . — ] 8. Const. Sic. L. 1 t. 38. 39. 40. 42; HuilUrd 6, 138. Ueber Befugnisse und Ge- 
schlftsbehindluDg des Grossgerichts würde sich noch manches Genauere aus andern An- 
gaben der Konstitutionen und dem sonstigen Material gewinnen lassen ; ein weiteres Ein- 
gehen darauf liegt unsem sonstigen Zwecken au fern, da wir an Rückschlüssen auf das 
frühere italienische Hofgeiicht doch nicht berechtigt sein würden. 

303 . — 1 « Es ist das Verdieoit Winkelmanns, darauf soent in seiner Schrift De 
regni Siculi adminUtratione S. 43 aufmerksam gemacht so haben; ist ihm der Zusammen* 
bang mit einer Umgestaltung des Grossgerichtes entgangen, wohl Tonüglieh wegen des 
Festhaltens an der $ 202 n. 4 besprochenen Angabe des Richard ron S. Germano« so 
waren es doch lunftchst seine bezüglichen Bemerkungen« welche mich, nachdem ich mich 
früher betrefis des Grossgerichtes auf die Untersuchung der Kompetenz für Italien be* 
scbrtokte, noch bei der letzten Ueberarbeitung auf die Untersuchung der auch dafür wich- 
tigen Frage führten, ob denn das Grossgericht immer ein Hofgeiicht gewesen sei. Ein 
grosser Theil des Bandes war damals schon gedruckt, wodurch sieh erklirt, wenn ich selbst 
$114 und rielleicht noch an andern Stellen Ausdrücke anwende, welche nach dem Ergeb- 
nisse dieser Untersuchung nicht genau sind. 2* Mon. Germ. 19. 378. 8, Huillard 

5. 411. 420-947. 4. Huillard 5, 93b’. Nennen die Ann. Siculi, Mon. Germ. 19, 497, ihn 

schon zu 1 238 Kapitln, so ist zn beachten, dass in ihnen die ganze Chronologie rerseboben 
ist; das unter 1238 Eri^ilte gehilrt zu 1240, womit Ind- 13 stimmt. 5* Vgl. $ 197, 
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ist aj) beide dann noch eine Instruktion erlassen, in der sie anj;ewiesen werden, 
zur Erleichterung der Unterthanen Klagen gegen den Fiskus anzunehmen, die 
Sachen zu untersuchen und spruchreif an den Kaiser einzusenden ; nur Sachen, 
welche grosse liehen betreffen, sind dem Grosshofjustitiar durchaus Vor- 
behalten. ** 

Dabei handelt es sich nur um einzelne Befugnisse, ihre Stellung im all- 
gemeinen lernen wir kennen aus einer eigenen von ihnen handelnden Konsti- 
tution. ‘ Schlie.sst sich diese im spätem Texte des Ge.setzbuches unmiUelltar 
an die neuen Konstitutionen über den GrosshoQustitiar an, sind diese, wie wir 
sahen, um dieselbe Zeit entstanden, wo jene Ernennung erfolgt, so bildet jene 
Konstitution zweifellos einen Theil derselben Ge.setzgebung, ist gleichfalls in 
das Frühjahr 1240 zu setzen**, und war wahrscheinlich zur Zeit der Ernen- 
nung schon abgefasst, da in ihr von Fiskalsachen nicht die Rede ist, es sich 
demnach bei der Instruktion vom 3. Mai um eine Ergänzung der schon ander- 
weitig festgestellten Befugnisse zu handeln scheint. Das Gericht des Gross- 
justitiar ist danach eine Mittelstufe zwischen dem des Justitiar und Grosshof- 
justitiar. In erster Instanz soll er nur erkennen über schwere Verbrechen der 
Gemeinden, Grafen und Barone; ausnahmsweise auch in Abwesenheit des 
Justitiar Uber andere: alioquin vero officialtum ordo servetiir; ad iiuti- 
tiarium primtim, deitule ad mapijttros iiistitiarios et demuni in defectu 
otnniitm ad mapnam citriam nastram rolumus proclamari. Sie haben ihre 
Provinz zu bereisen, Gerichtssitzungen abzuhalten, insbesondere Klagen gegen 
die Justitiare und andere Beamte entgegenzunehmen; Beaufsichtigung der 
Beamten wird ihnen vorzüglich zur Pflicht gemacht Besonders aber wird für 
ihre Einsetzung massgebend gewesen sein das Bedürfniss nach einer Appella- 
tionsinstanz im Königreiche selbst. Die Appellation von den .SprQclien in/e- 
riorum iiidicitm, unter welchen Kämmerer und andere Civilrichter zu ver- 
stehen sein werden, geht ordentlicherweise an sie, während von ihren .Sprüchen 
dann an den Kaiser zu appelliren ist Ist aber der Kaiser ausserhalb des 
Königreiches im Kaiserreiche, so dürfen sie ausserordentlicherweise «r pene- 
rali commissione epecialiter eie facta auch die von den Sprüclien der Ju- 
stitiare und niederen Richter an den Kaiser einzulegenden Ap|)ellationeu ent- 
gegennehmen und entscheiden, so da.ss niemand seinen Gegner durch eine 
ausserhalb des Königreichs eingebrachte Appellation belästigen darf; nur wo 
es sich um Uals oder Hand, um Verbannung und Einziehung der Güter han- 
delt steht es in der Wahl des Beklagten, au den Kaiser oder den Grossjusti- 
tiar zu appelliren. 

ln der nächsten Zeit finden wir beide Kapitäne und Grossjostitiare in 
Thätigkeit Roger de Amicis urkundet als solcher zuletzt 1241 April 18^ und 
wird dann in diesem oder dem folgenden Jahre als Gesandter nach Aegypten 
geschickt wo er sich 1 243 noch aufliielt ; 1 244 ist dann Roger de Patisio 

B. HullUrd S. 9SI. 908. 7, t I t. 43; Huill. 4. 182. 8. Dahin seiet sie auch Winkel- 

insnn. wkhrvnd Huillard nach bloMfr VermuthuDg tu 1235 satft wegen der daniaU 
beginnenden Ungern Abwetenbeit des Knisers. V« Huillard 5, l(Hi7, 
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Kapitän Siziliens.*® Andreas de Cicala heisst 1242 Mai bei Richard von S. 
(k-nnano Capilanetis repui und ist unter demselben Titel 1243 Februar beim 
Kaiser"; cs scheint demnach, dass er während der Abwesenheit Hogers 
■Statthalter des gesammten Königreichs war. .Später wird er ohne Titel 
nur noch als Theilnehmer an der grossen Verschwörung Anfang 1246 er- 
wähnt. Die Einrichtungen von 1240 scheinen dann nicht weiter eingehalten 
zu sein, da unter K. Friedrich Kapitäne nicht mehr genannt werden. ' ^ Später 
scheint man wohl auf ähnliche Einrichtungen zurückgegriffen zu haben. Unter 
K. Konrad IV heisst l’falzgraf Heinrich von Lomello königlicher Kapitän und 
Justitiar von Terra di Lavoro und Molise**, wo also die Funktionen des Ka- 
pitäns mit denen des blossen Justitiar verbunden ersclieinen. Unter Manfred 
heisst Gualvano Lancia 1 257 dei, regi* et prineipali» gmtia comes Princi- 
patu«, regni Sieilie maresceUctit, et a porla Roseti ueqiie ad finea regni 
eapitaneiia generalia * ® ; es ist da bei abweichendem Titel die frühere örtliche 
Bezeichnung beibehalten. Da Manfred meistens auf dem Festlande weilte, war 
insbesondere für .Sizilien das Bedürfniss eines Statthalters vorhanden ; neben 
dem Justitiar wird 1257 Graf Friedrich Lancia als Virariita generalia in 
Calabria et Sidlia, 1259 Graf Friedrich Maletta als Capitaneua Siciliae 
erwähnt*®; 1260 schreibt der König Gerriero de Palangania regni noatri 
Sieilie nutgialro iuatitiario^' ; ist dabei nicht an den GrosshoQustitiar zu 
denken, was doch kaum wahrscheinlich ist, so wäre da noch einmal auf den 
Titel des Grossjustitiar zurückgegriffen. 

204 . — Sind die Bestimmungen über die Grossjustitiare anscheinend 
nur kurze Zeit beachtet, so scheint das Grossgericht nach seiner Um- 
gestaltung den Bestimmungen der neuen KonstituUonen genau entsprochen 
zu haben. Insbesondere lässt sich, so weit unsere Zeugnisse reichen, erweisen, 
dass es jetzt wirklich Uofgericht blieb, dem Kaiser folgte. Heinrich von 
M o r r a sitzt mit zwei Hufrichtern 1 240 Dezember im Lager vor Faenza zu 
Gericbte*; 1241 Juni ist er Zeuge im Lager vorSpoleto.* Im Lager bei Tivoli 
sind dann im August zwei Ilofrichter bei einem .Schiedssprüche betheiligt.’ 
Heinrich ist dann noch im Dezember zu Foggia* und 1242 August 15 zu .S. 
Geriuano® beim Kaiser, ausdrücklich als Grossholjustitiar bezeichnet. Er 
dürfte danach doch das Amt bis zu seinem in demselben Jahre erfolgten Tode 


203. — ] 10. Vgl. Ann. Siculi. Mon. Germ. 19, 497; bei den wider.»prechenden Jahresan- 
gaben ist der Indiktion lu folgen. 11. Mon. Germ. 19, 38.3. Huiilard 6, 82. 12. Huillard 
6, 421. 438. 18. Damit mag ansammenhangen. dasi die Konstitution Caf>i>aneonii» 

in manchen Testen fehlt. In der Sammlung des Peter Ton Vinea finden sich freilich Schrei- 
ben von 1247 und .<^pSter mit der Ueberschrift Cajntaneo oder Gtpitoeeif regnf. Huillard 
6, 555. ü69. 701. 708; aber es macht« auf die Ueberachriften wenig lu geben sein; dem 
Inhalte nach kfinnten et recht wohl Rundschreiben an alle Beamte des Rfinigrwlcbs sein, 
wie .sich auch wohl die Uel.er'ichrift Ofjieialibvt re^ni findet. Huillard 6, 594. 14. H Sag- 

giatore di Roma 5, 370 nach Wüstenfeld. Io. Archiv tu Neapel nach BOhmer. 10. Nie. 
de Jainsilla. Script. It. 8, 578. Ann. Siculi. Mon. Germ. 19, 499. 17. Noti* Bahmert. 

201. — I. Huillard 5, 1073. 2. Ungedruckt. 8. Gattula Hist. 1, 27.3. 4. Huill. 

5. M. Ungedruckt. 
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bekleidet haben, obwohl Richard von S. Germano ihn bei Erwähnung des- 
selben als Magitier quondam iuttUiarint bezeichnet.® 

Es scheint, dass nach seinem Tode das Amt des Grosshofjustitiar längen' 
Zeit unbesetzt blieb. Lässt schon das Fehlen jeder Erwähnung darauf schlies- 
sen, so kommt hinzu, dass bei der einzigen aus den nächsten Jahren bekannten 
Sitzung des Grossgerichtes, 1245 Januar zu Foggia, vier Gro.sshofrichter ohne 
Vorsitzenden Gericht halten, und sich dabei auf eine früher von ihnen zu Terni 
gehaltene Gerichtssitzung beziehen \ was damit stimmt, dass der Kaiser sich 
1244 im Sommer längere Zeit zu Temi anfhielt. 

Später war dann Grosshofjustitiar Richard von Montenigro; er 
war 1232 Grossjnstitiar von Sb.ilien®, wurde 1239 September .lustitiar von 
Terra di Lavoro und 1242 dieser Stelle entsetzt.® Dann wird er nidit er- 
wähnt, bis er 1246 November zu Foggia als Grosshofjustitiar Zeuge beim 
Kaiser ist ** und dort im Dezember mit vier Uofrichtem Gericht hält. ' * Auch 
später wird er nur am Uoflager erwähnt; so 1248 Juni vor Parma, Nov. und 
Dez. zu Vercelli. Im Dez. 1250 sitzt er zu Foggia zu Gerichte, eine früher 
zu Melfi gehaltene Sitzung erwähnend, und unterzeichnet dann zu h'iorentino 
das Testament des Kaisers.'® Er scheint sein Amt auch unter K. Konrad 
noch bekleidet zu liaben, wandte sich 1254 der Kirche zu und starb in der 
Verbannung. Sein Nachfolger ist Thomasius Gentilis, der als Gross- 
justitiar des königlichen und fürstlichen Hofes 1256 Mai im Lager bei Bene- 
vent, also wohl am Hofe Manfreds, zu Gerichte sitzt.'® 

206. — Was nun den für uns wichtigsten Punkt, die Kompetenz 
des Grossgerichtes für Italien betrifft, so zeigt sich von einer solchen 
vor der Umgestaltung des Gerichtes keine Spur. Und es kann das nicht 
befremden, da bis dahin das Gericht nicht allein ausschliesslich mit Sizilianern 
besetzt ist, sondern auch nur im Königreiche seinen Sitz hat, dem Kai.ser 
nicht folgt, nicht als Hofgericht zu betrachten ist. Ein ständiges Hofgericht 
des Kaisers gab es in dieser Zeit überhaupt nicht. Die Verhältnisse Deutsch- 
lands, wo das Hofgericht des Königs bestand, machten ein solches nicht 
nöthig. Aber auch die Verhältnisse Italiens, wie sie in der früheren Zeit des 
Kaisers geordnet waren, mochten ein solches entbehrlich erscheinen lassen. 
Denn in Abwesenheit des Kaisers wurde im Königreiche Italien die höchste 
Reichsgeriebtsbarkeit durcli die Legaten geübt, in deren Umgebung wir denn 
auch die Mitglieder des frühem italienischen Uofgericlites finden, und da, wie 
wir sehen werden, das jVmt des Legaten jetzt ein ständiges und die Appella- 
tion von seinen Sprüchen an den Hof des Kaisers ausgeschlossen war, so lag 
in der Kegel keine Veranlassung vor, .Sa<!hen an den Hof zu bringen. 

Manches wird freilich doch noch immer an den Kaiser persönlich ge- 
kommen sein ; und jedenfalls war die Reidisgerichtsbarkeit in ausgedehn- 
terer Weise vom Hofe selbst a4w zu versehen, wenn der Kaiser sich, wie 


6. Mon. Oenn. 19, 38.3. 7. Huillard G. 250. 8. Vgl. S 199 n. 2. 9. Ryce. de 

S. Germ. Mon. Germ. 19, 378. 382. 10. üngedr. II. Hiiill. 6, 495. 12. Huill. H. G30. 
GGü GUI. 67ü. G72. 18. Hnill. 6, 801. 808. 14. Huill. Intr. 140. 15. Huill. ü. 250. 
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1226 und 1232 in Italien aufliielt. Aber aucli dann wird ein Uofgericht nicht 
erwähnt. Was sich da von ricliterlichen Ent.scheiduiuen erhalten liat, erscheint 
formell einfach als persönliche Entscheidung des Eaisers ; nur dass es etwa 
heisst habita diligenli proviiioiu cum iudieihu» nostrit oder iudiethu« 
Curie nostre. ' Thatsächlich werden die Entscheidengen jedenfalls durch die 
am Hofe anwesenden Rechtskundigen gegeben .sein. Aber wer waren diese? 
.So weit ich irgend .sehe, sind nie italienische Rechtskundige längere Zeit am 
Hofe, lässt sich bei keinem Italiener ein Titel naebweisen, der auf richterliche 
h'unktionen in der Umgebung des Kaisers schliesseu Hesse. Es .sclieint viel- 
mehr, dass immer einige der siziHschen Grosshofrichter in der Umgebmig des 
Kaisers waren, wie wir das ftir einen Aufenthalt in .Sizilien*, später auch in 
Italien* nachweLsen können, und sich auch wohl sonst ergeben würde, weiui 
es gebräuchlich gewesen wäre, dieselben als Zeugen in den Urkunden zu 
nennen. Ihre Ansicht muss dann natürlich, wenn sonstige Rechtskundige nicht 
nin Hofe waren, für alle Rechtssachen massgebend gewesen sein, welclie zur 
persöidichen Entscheidung de.s Kaisers kamen. Und in einem Falle, wo es 
sich sogar um eine deutsche Angelegenheit handelt, wird ausdrücklich darauf 
hingewiesen; der Kaiser bestätigt 1227 zu Brindisi zu Gunsten des Erzbbehofs 
von .Salzburg eine vom Könige Heinrich erneuerte und von mehreren deutschen 
Fürsten bezeugte .Sentenz, quam per iudice» magne curie ttoslre diligentm' 
iuspectam accepimus iuste latam.* Allerdings war der Kaiser da nicht ge- 
nöthigt, nur Grosshofrichter zuzuziehen. Auch l>ei einer .Sache aus dem Kö- 
nigreiche, welche 1223 am Hufe in .Sizilien zur Entscheidung kommt, beauf- 
tragt der Kaiser mit der Untersuclimig zunächst fünf Grosshofrichter, bestellt 
dann aber nach erstattetem Vortrage ausser dreien von jenen auch den Herzog 
Rainald von .Spuleto und den Bischof von Patti zu Urtheilern.* Und so mag 
er bei italienischen Angelegenheiten wohl gerade solche Personen zugezogen 
haben, welche zu Italien in näheren Beziehungen standen ; die einzige uns ge- 
nauer bekannte italienische Rechtssache, welche 1232 am Hofe zu Aprocina 
zur Verhandlung kommt, entscheiden auf Mandat des Kaisers Gebluird von 
Arnstein, Legat Italiens, und der Grosshofrichter Peter von Vinea, während 
ein anderer Grosshofrichter den Fiskus vertritt.® Aber solche Deutsche, welche 
italienische Rtüchsämter versahen, sind nur ausnahmsweise, itaUeni.schc Grosse 
fast nie am Hofe des Kaisers im Königreiche; das entscheidende Gewicht 
fiel doch immer auf die Rechtskundigen am Hofe und diese waren, so weit wir 
sehen, nur sizilische Grosshofrichter. Diese also hatten jedenfalls schon einen 
ü1>erwiegenden Einfluss auf die Erledigung italienischer .Sachen , während 
dem Grosshofgerichte als solchem gewiss noch keine Kompetenz für Italien 
Zustand. 

Dann scheint es, wie erwähnt, 1238 in der Absicht gelegen zu haben, 
ein neben dem Grossgerichte bestehendes Hofgericht einzurichten, welches mit 
Mitgliedern aus dem Kaiserreiche und aus dem Königreiche besetzt, für beide 


205. - I. Huillard 2. G4I. Br.limer Acta 255 2. Vgl. 8 198 n. 6. S. Vgl. 

8 201 n. 5. 4 . n.-.i>inpr Ada 25M. HuUlard 2, ä79. 6 . Vgl. 8 lüli 0. fl. 
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k()iiipet(>nt sein sollte; doch wird das nur vorühergeliend /.ur Ausfiihriiug 
gekommen sein.' 

206. — Krscheint nach der Umgestaltung des Gro.ssgerichte.s 
im .1. 1240 dieses seihst als Horgericlit, so ist eine Aenderung der Besetzung 
desselben damit nicht verbunden gewesen; sowohl Grosshofjustitiar, wie 
Grosshofrichter sind nach wie vor ausschliesslich Sizilianer. Trotzdem ist jetzt 
die KoiufH>tenz für Italien nicht zu bezweifeln. In den Konstitututionen ist 
ausdrücklich darauf hingewiesen ; es heisst einmal, da.ss der Grossholjustitiar 
alle Petitionen liiin ilf ijiiam de regno eiitgegenzunehnien und, wenn 

sie nicht persönliche Kntscheidung des Kaisers erfordern, zu erledigen hat; 
weiter soll er raiiJiivi ppr magifttron camerarios ln rfgno vel per eapitaneon 
ln Imperlo eoram ein rontrn finemn vuitas et ad enrlam termlnundaa de- 
hitan selbst entscheiden, wenn nicht der Kaiser zu konsultiren ist. * Es kann 
allerdings zweifelhaft erscheinen, ob diese Bestimmungen schon dem J. 1240 
angehören, oder erst später, etwa Anfang 1244 erlassen sind.* .Sollte abei- 
diese Kompetenz nicht schon 1240 ausdrücklich ausgesprochen sein, so wird 
doch kaum l>ezweifelt werden können, diuss sie schon damals in der Absicht 
lag, sich jedenfalls, seit das Grossgericht dem Hofe folgte, von selbst ergeben 
musste; der 1239 be.stellte Generallegat für Italien war nicht mehr inapfiel- 
labeP, die Zahl der .\ppellationen an den Kaiser aus Italien musste sich 
ausserordentlich mehren, und ist nicht ausdrücklich gesagt, da.ss auch diese 
vom Grossholjustitiar zu erledigen sind, so ist doch auch kein Grund anzn- 
nehmen, dass sin ausgenommen sein sollen, wenn diesem einfach alle Appella- 
tionen zugewiesen werden.* 

Und für diese KompeUmz finden sich denn auch jetzt manche Einzel- 
belege. Dass schon 1239 in .Sachen der .Stadt Vercelli durch Grosshofrichter 
entschieden wurde®, möchte ich allerdings noch nicht hielierziehen, da damals 
anscheinend überhaupt andere Einrichtm)gen in de*' Absicht lagen. .Später 
fehlt es nicht an Zeugnissen. Dem ReichsvikiU' der .Mark Ancona befiehlt der 
Kaiser 1242, jemanden vor das llofgericht zu laden, um sich dort wegen einer 
gegen ihn erhobenen Klage wegen des Besitzes einer Burg zu verantworten. 
Den Bürgern von Fano bewilligt der Kaiser 1 243 : <piod pro ranols et i/iie- 
»tionlhus, qiKW Invieem Inter elvee cixütatls elimlem x’el eum allls vertl 
eontlnget, extra elvltatem Ipsam preterqnam ad magiuim enrlam nostram 
seil viearlorum nostrornm in Marehla pro tempore statntornm, sl tarnen 

7. Vgl. S 201. 

266. — 1. Coim. .Sic. 1- 1 t. ;tu. 42 ; Huillardö, IBI). IBl. 2. Vgl. § 202 n. 4 
am Ende. 3. Huillard 5 , 359 . 4, l'ou.st. Sic. L. 1 t. 38 ; Huillard 6. 158 . Die Titel, 

welche ungeiudert blieben, knnnen uns keinen bestimmteren Anhalt bieten, da die Mayna 
euria, wie andere sizilische Behilrden, auch früher schon aU imperialü bezeichnet wird 
Doch heisst es ausnahmsweise 1250 im Testamente des Kaisers. Huillard 6, 808 . 810 . dass 
es abgefasst sei in Gegenwart mapiilri R. ds Panormo im/ierü fl regni Sicilif et magne 
Curie noilre iudicie, während Richard Ton Montenigro ats im/ieriotis rtgiegue eurie magieter 
iuttiliariue unterschreibt, worin sich doch das Bewusstsein der Beziehung ihrer Aemter 
sowohl auf das Kaiserreich, wie auf das Königreich nu.ziisprechen scheint. 5, Vgl. 
S 201 II (i. 
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lief vui^nitinlo vel raimiriim qitalihu) e.viffff, niillnfeiiiie e.rlriili<intiir^ ; 
ganz fnts|iii'i;lieiul wird 1244 denen von Monte|(ulciano die Krimiiialgerielits- 
Darkeit liewilligt, nisi iTimiuig imnuinitag exiffiit vel iiieta causa requirat, 
quotl de ipsis in nostra vel nustrl ffcacralis vlcarii curia copnoscatnr.' 
Uie .Stadt Ce.sena ap|iellirt 1243 gegen eine Entscheidung de.s Geuerallegaten 
an den Kaiser, welcher deniselhen befiehlt, die .Vkten nostre ciirie einzu- 
■schicken und den Parte-ien einen Termin zu bestiinmen, quo sah pcrcniptoriu 
sc nostre curie riqn'cscntcnt, in causa eadein processuri, }»'out postulat 
ordn iuris.^ Zu Gunsten von Tortona entscheidet der Kaiser 1244 de con- 
silio impodalis curiae gegim die Leute von iVrquata.* Die Stadt Civitanova 
ersucht 1244 um Bestätigung ihrer alten Rechte; der Kai.ser iiess zunächst 
durch den Generalvikar der Mark eine Untersuchung darüber anstellen, deren 
Ergebinss nostre curie eingesandt wurde; auf Grundlage desselben wurde 
tlann per iudiecs nuipnc curie nostre festgestellt, welche Rechte als alther- 
gebrachte erwiesen und demnach zu bestätigen seien."’ Auf Klage des Abtes 
von .S. Salvator am Berge .\niiate gegen die Gemeinde .Moutenero, genannte Bür- 
ger von .Siena, die Visconti von Campigliu und die Grafen von Piligliano wegen 
Vorenthaltung genannter Besitzungen befiehlt der K.aiser 1244 August dem 
Generalvikar von Tuszien, cum }>refati abhas ct conventus supranominatos 
velint in magna nostra curia convenire, die Genannten vorzuladen, binnen 
•sechszig Tagen coram nostro conspectu zu erscheinen." Wegen eines Klage- 
gegenstandes wird später erwähnt, wie zu Gunsten der Abtei per iudiers 
uuigne curie nostre sententialitcr pronuntiatum fuerit.^^ Es scheint sich 
weiter um eine Fortführung derselben .Sache gegen einzelne Beklagte zu han- 
deln, wenn der Kaiser 1245 Februar dem Richter des Generalvikar von 
Tuszien befiehlt, Zeugen zu verhören in questione, que vertitur in magna 
curia nostra zwischen dem Abte von .S. .Salvator und den Brüdern Peppo 
und Friedrich, Bürgern von Siena, über den Ort Pian Castagnajo; es handelt 
sich auch dabei jedenfalls um ein Verfahren in erster Instanz, wie sich aus der 
Angabe des Abtes ergibt, der sagt, d.'uss er vor langer Zeit desshalb schon 
vor dem geistlichen Gerichte geklagt habe, während er kein anderes weltliches 
Geiicht erwähnt." Im .Juni wird ihm nochmals befohlen, über weitere Punkte 
Z<‘Ugen zu verhören und das Protokoll an die Kurie einzusenden. * < Die Brüder 
wurden verurtheilt und legten Appellation an den Kaiser ein; 1248 März 
beauftragte ein Ilofrichter den Notar des ^’ikar von S. Quirico die Brüder 
aufzufordern, binnen dreissig Tagen zum A'orfolgen derselben vor dem Ilof- 
gcrichte zu erscheinen. ' ® Da sie die Appellation nicht verfolgten, wandte sich 
der Abt an den Kaiser mit der Bitte, sentenliam lalam in nostra magna 


286. — 1«. Huillarde, 67. 83. J. Bshn.er AcU 27,i. 8. Huill. 6, 908. 9. Huill. 6, 18,3. 
10, Huillard 6, 242, welcher darin einen Beweis sieht, dass die alten Regesten und Rech- 
nungen am Hofe aufbewahrt und damals eingesehen wurden; das iurta formatn scheint 
darauf doch nicht bestimmter hinzudeuten und aus dem ganzen V* ergeben machte ich elier 
auf das Gegeutbeil schliesseu. ]]> Huill. 6, 233. 12. Huill. 6, 453. 18. Huill. 

0, 252. 254. 14, Bsbmer .Seta 275. 15. Repetti Oizionario 4, 160, wo noch einige 

•tusziige ans den Prozessakten. 
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lUirla aiisfiilu'pii zu lassen, weldifr dann 1 249 Aiiril dnm Vikar der Grafschaft 
Siena befahl, die Brüder pereintorisch aufzuforderii, binnen zelin Tagen hi 
noslra magna airia zn erscheinen'®; im Mai befahl er dann demselben, die 
pei' iudicfs Curie nostre gesprochene Sentenz wegen Kontumaz der Api>ellan- 
ten auszufiihren. ' ^ 

207. — Diese Beispiele würden die Kompetenz des Grossgt>richtes für 
Italien genügend erweisen, auch wenn dieselbe in den Konstitutionen tiicht 
ausdrücklich ausgesprochen wäre. Und was die A nsdeh n nng der Kom- 
petenz fü r Italien betrifft, so handelt es sich da nicht blos um eine höchste 
A]ipellationsinstanz für den Fall einer Berufung vom Generallegaten für Italien 
an den Kaiser. Ist bei der Bestellung dieses 1239 eine solche Appellation 
Vorbehalten, so heisst es übrigens ; Cnminale« etiam quentiones audian el 
cii'iles, quariim cogniHo, /»/ non prcKenten essemm, ad nontriint iiidieium 
pertliierel\ wonach es also keine Sachen gab, für welche der Legat nicht 
wenigstens in erster Instatiz kompetent gewesen wäre. Dann aber war das 
keine ausschliessliche Kompetenz ; in den spätem Jahren wenlen wir da dem 
Grossgerichte mindestens koiiknrrirende Kompetenz zusprechen müssen. Für 
die Ap|iellationen ergibt sich Entsprechendes bestimmt ; soll nach der Ernen- 
nungsurkunde von allen Richtern in Italien, also auch den Generalvikaren, 
zunächst an den Legaten ajipellirt werden, so behält sich 1244 Volterra bei 
Einlegung einer Ap[iellation gegen einen Spruch des Generalvikar von Tuszieii 
noch die Entscheidung vor, ob sie an König Enzio, also den Legaten, oder 
sogleich an den Kaiser appelliren will.'' Und ich möchte sogar annehmen, dass 
darüber hinaus trotz jener unbeschränkten Befugniss des Legaten sich, wenn 
nicht durch gesetzliche Verfügung, wenigstens herkömmlich auch ftlr Italien 
eine ausschliessliche Kompetenz des Grossgerichts liezüglich der .Sachen fest- 
gestellt hat, welche in den neuen Konstitutionen detn Grosshofjustitiar Vorbe- 
halten sind. Wenn sich der Reichsabt von 8. .Salvator wegen einer Sache, 
die den Bestimmungen der Konstitutionen über grosse Lehen entsprechen 
würde, an das Grossgericht wendet, so ergibt sich freilich nicht, dass er sich 
nicht an den Legaten habe wenden dürfen.® Bi'sonders auffallend ist alter, 
dass in den Privilegien für Fano und .Montepulciano mit Uebergehung des Ge- 
richtes des Legaten das Grossgericht als die dem Gerichte des ProGnzial- 
beamten, des Generalvikar der Mark oderTusziens, unmittelbar übergeordnete 
Instanz erscheint; wir werden daraus doch schliessen dürfen, dass Verbrechen, 
für welche auch der Generalvikar nicht kompetent war, also insbesondere 
wohl Hochveri'ath, als zur ausschliesslichen Kompetenz des Grossgerichts ge- 
hörig betrachtet wurden. Dasselbe scheint sich zu ergeben für Fiskalsachen ; 
sind solche vor den Kapitänen im Kaiserreiche, unter welchen zunächst die 
Gieneralkapitäne oder Generalvikare zu verstehen sein werden, angebracht, so 


16. HuilUrd 6. 722. 17. Biihmer AcU 277. 

267 .- 1 . Huillard 5* 359. 2 « Rena e C'amici 6 b. 65. Bei dem nur 

weise bekannten Palle von 1242. $ 206 n. 6. er^pbt sich nicht, ob es sich um die er^te 
Instsnz handelt. 
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sind sie von diesen an den fJrossliofjnslitiar zn bringen^; vom Legaten ist 
uuc'li da keine Rede. Es ist möglich, da.ss die Kompetenz des Legaten nicht 
ausdrücklich beseitigt war; aber thatsäcblich wenig.stens scheint sie nicht mehr 
beachtet zu sein, erscheint das Grossgericht überall als die dem Gerichte der 
italienischen Provinzialbeamten unmittelbar übergeordnete Instanz. 

Die angeführten .Stellen erlauben es auch nicht, dabei nur an das per- 
sönliche Gericht des Kaisers zu denken ; es ist zu bestimmt in den Konstitu- 
tionen vom Grosshofjustitiar* und in vielen EinzelfSllen vom Grossgerichte 
die Rede. In andern P'ällen ist offenbar gleichfalls nur an dieses zu denken, 
wenn der Kaiser von ('iiria iiostra spricht. Würden wir alle Fälle herziehen, 
wo etwas der k.aiserlichen Kurie Vorbehalten wird, so würden sich jene Belege 
noch sehr mehren lassen. Und in gewisser Weise würde das nicht unrichtig 
sein. Alle an den Hof gelangenden Klagen, Appellationen und Bittschriften 
gingen durch die Hand des Gro.s.shofjustitiar; dieser stellte erst fest, was er 
erledigen könne, was der Pintscheidung des Kaisei's bedürfe; von vornherein 
lassen sich daher .Sachen, welche an das Grossgericht, oder aber an da.s per- 
sönliche Gericht des Kaisers zu bringen sind, gar nicht scheidim. P^ilr alles 
aber, w\as dann später an den Kaiser kam, war dieser doidi wieder auf den 
Rath der Gros.shofrichter angewiesen, da die.se eben die einzigen Rechtskun- 
digen am Hofe waren ; und nicht das allein ; bis auf wenige höhere llofbeamte 
und vereinzelte Grosse waren die Grosshofrichter überhaupt die einzigen stän- 
digen Räthe des Kaisers, auf deren Vortrag auch wohl die meisten Verwal- 
tungssachen entschieden wurden. .Schon allein der Umstand, dass es am Hofe 
keinen einzigen Beamten gab, des.sen Amt sich auf Italien bezogen hätte, weist 
unbedingt darauf hin, dass alle italienischen Angelegenheiten, welche bei der 
seit 12.39 durchgeführten Zentralisation jetzt in Masse an den Hof gebracht 
werden mussten, dort entweder von dcni nur mit .Sizilianern besetzten Grossge- 
richt sellist oder doch vom Kaiser unter vorzugsweiser Zuziehung der Mit- 
glieder desselben erledigt wurden.® 


207. — I 4. Vgl. § 200 n. I. .'S. Wirtl (fieser bei den KinzelfBllen nirlit geti.iimt . so 
wird zu bfnehten 5ein. «las« fast alle 1242 his 1246 fallen, wo das Amt erledigt 

war. V’gl. § 204 n. 7. G. Franklin Keiclishofg. 1. 60 sogt: IMe Bemerkung ?on Ucker 
(da.« deutsche Kaiserreich in seinen iiniTersalen und nationalen Beziehungen S. 108): 
y,|)as mit Sizilianern be.setzte sizili.sche Uufgericht sollte seine Wirksamkeit auch auf 
K.'iiseixeich erstrecken, entbehrt in Wahrheit jeder tbatsSchlichen Begründung — 
Ich verweise dem gegenüber auf das Gesagte; denn dass ich auch dort zunächst nur 
Italien im Auge hatte, ergibt der Verfolg der Stelle, in der es überdies ausdrücklich 
heUst: ^Von Deutschland musste man dabei freilich zunächst ab.seheu.^ Forschung 
und Verötremlichung derselben werden nicht immer gleichen Schritt halten können; es 
wird zuweilen nicht zu reniieiden .sein, sich auf eiu von der gewßhnlicheti .Annahme 
abweichendes Krgebnis.s eigener Forschung beziehen zu müssen, ohne dasselbe sogleich 
begründen zu können. Dann werde Ich freilic^ nicht verlangen können, dass ein An- 
derer das auf guten Glauben als erwiesen annebmeu soll: denn die Gründe, welche mich 
überzeugten, werdeu nicht gerade auch jeden Andern überzeugen müssen. Wühl aber 
glaube ich rerlaugeu zu können, dass man mir nicht zutrnut, eine solche Behauptung 
auszusprechen, ohne genügetule Gründe wenigstens für die eigene Ueberzeugung zu haben ; 
dass man ni«*ht schlechtweg erklärt, dieselben 'entbehrten in Wahrheit jeder thatsäch- 
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208. — Nacli dem Ausgauge der .Staufer kuniite /.uuiich.st vuu einem 
Hofgerichtc für Italieu nicht mehr die Rede sein. Erst während de.s Zuges K. 
Heinrichs VII waren wieder italieni.sclie Rechts.sachen in grosser Zahl am 
Hofe zu entscheiden; Hofrichter und rechtsgelehrte Rätlie des Königs werden 
uns da denn auch in grosser Zahl genannt. Aber ein vom persönlichen Ge- 
richte des Königs zu scheidendes ständiges Hofgericht scheint nicht bestanden 
zu haben; in.sbe.sondere finden wir keinen ständigen V'orsitzenden, keinen Be- 
amten, dessen .Stellung der des frühem Hofvikar oder GrosshoQustitiar ent- 
sprochen hätte; so weit der König nicht selbst urtheilte, .scheint er dieRechts- 
.saohen einem oder mehreren Hofrichtern für den Einzelfall kommittirt zu 
haben. 

liehen Begründung, ehe man meine Gründe, welche ja, wenig das hier der Fall Ut, 
sich auch auf bisher nicht rernlTentlichte Quellen stützen k«*>nnten, kennt und als un* 
genügend erweist, oder aber für die entgegenstehende Ansicht einen Grund beizubringen 
weis», der ron romeherein die Möglichkeit de.s Gegenbeweises ausschliesst; bis dabin 
wird der Gegner doch hüchsten.s behaupten können, dass ^.seines Wissens'*, nicht aber 
.^in Wahrheit*^, meine Bemerkung jeder thatsftchlichen Begründung entbehre. — Ich 
würde da, zumal ich sachlich meine Bemerkung genügend gerechtfertigt zu haben glaube, 
auf die Form kein Gewicht gelegt haben, wenn es sich nicht gerade um eine Stelle in 
einer Schrift handelte, welche insbesondere auch polemisch gegen eine ron der meinigen 
abweichende Autfossung de.s Werthe.s des Kaiserreichs gerichtet war; wenn es sich nicht 
weiter auch gerade um einen Punkt handelte, dem ich« sei es mit Kocht oder Unrecht, 
das grösste Gewicht für meine Auflassung beilegen zu müssen glaubte, nämlich um den 
durch den Erwerb .Siziliens durchaus veränderten Tharakter des Kaiserthuins: wenn sich 
demnach aus einer so bedingungslosen Zurückweisung meiner Behauptung nicht folgern 
liesse. das-s man mir zutrauc, für polemische Zwecke Behauptungen aus der Luft zu 
greifen. So wenig ich Grund zu der Annahme habe, d.i-ss der geehrte Gegner »elbist eine 
solche Folgerung nahe legen wollte, 80 wenig wird er es mir unter die.sen üm.ständen 
▼erdenken können, wenn ich mich gegen eine solche Aeusseruiig wenig.stens so lange 
▼erwahren zu müssen glaube, als mir nicht nachgewiesen ist. dass ich irgendwo ron den 
gewöhnlichen abweichende Behauptungen aufgestellt habe, ohne dass Gründe Torhanden 
waren, welche weuigsteu.s für meine persönliche Ansicht genügen konnten, mag die&e 
sich nun schliesslich al.s richtig erweisen oder nicht. Ueber die Umgestaltung Italiens 
nach siziUscbem Muster habe ich mich dort nur sehr rorsichtig ausgesprochen, da ich 
den Gegenstand noch nicht eingehender verfolgt hatte; der zweite Band dieser Arbeit 
wird die Belege bringen, dass ich da nicht allein nichts zurückznnehmen habe, sondern 
zu viel weitgreifenderen Behauptungen berechtigt gewesen wäre; habe ich dort bezüg- 
lich des nächsten Gegenstandes nur gesagt, dass das Hofgericht seine Wirksamkeit auch 
auf das Kaiserreich erstrecken sollte, so würde ich mich jetzt zu der Behauptung berech- 
tigt halten, dass es das wirklich gethan hat. Selbst für Deutschland ▼rürde ich in meinen 
bezüglichen .\eu.sserungen jetzt weiter gehen können, ohne dass e* mir, auch von der 
S 2G.5 n, d herrorgehobenen Stelle abge.sehen. an Gründen fehlen wiirde. 
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(\'uB dfo /«lilcu <ter Ctlntei »owfU «lue uAherv Ue/ricliDuui,' (vlili. Wxi«Ui »Ich dlv ilcm i^irUhc 

\or»tehcu«lc «iiif drö UauU. die uachatehcndc auf die Seite, und «war de# rrkuodmliuche» , fall» 
die»ea be»onder# («dglnlri l*t ; 1*1 »Ue Seite de» Tex*«» *u ver«lehen, «> Ut da» beaotider* bemerkt. 
HerBandxabl aujrefö-.'te Buchataben bereirhiien die heaoiider» )>as:lnineii Abihetlungeu de» Bande». 
Dl® leicht ver«tindllcben . «bRekOrat noRcfhbrifn Namen der r:e«chlcht»ehrcib®r «lud hier nicht 
aufgeoommcn, wenn Ihnen tll® Anirahe de« Snmmeheerlie«. uaeh dem ale lienulxi wur«1en. In den 
Cltaien augerogt wunie.) 

.\cla Henr. VII., I)uniii({;ns Acta Hnnriri VII iiupoTatori«; RomaiioTum. Beroüni 
I83R. A ffaroai NoCizi^ »torichp dnlla citU <t1 RpKItif'- 1755. AfföUuaat.. 

Istoria della citta e ducaco di Guastaila. Guast. 1785. Aff6 P. « .Storia della citta di 
Parma. P. 1792. Alticozzi Ri.«posta apologotica nl libro dpH’antico üominio del torcoto 
d’Airezzo sopra (’ortona. Urorno I7G3. Amadcaina In antistitura UaTrnn.ittim chro- 
notazim disqui«i(ioneR pprp#*tiiae. FaTentian 1783. inla ni Mpmorin iuorichc di Fano. 
F. 1751. Ammirato FipaoIp. VpscoTi di Hesole, di VoJterra e d^^rpr,zo. Urpnze 1837. 
A mmira to Guidi, Alberu e istoria dolla fainiglia de conti Guidi. Firenze 1640. An> 
schütz Die Lombarda-Coiuineutare des Aripraiid und Albertus. Heidelberg 1855. Antich. 
E*t., Muratori Delle antirbitä Estensi ed Itnlinne. Modena 1717. Antiq. It., Muratori 
Antiquitäten Italirae medii aeri. Mediolaiii 1738. Arrli. *tor, ArrhlTio Rtorico Italiano. 
Firenze 1842; X.S.. Nuora serie. Firenze 1855. Arm Nuori ntudii intorno alla econo- 
mia politira di Mantoea. M. 1846. Ars. Sic.« Merkel Commematio qua iuris Sieuli siTe 
assisarum regum regui Siciliae rragmeiila ei eudicibus manu »cripU» proponuntur. Halis 
1856. Arugadro Storin della abbazia di S. Michele della Chiusa. Nuvara 1837. 

Dacebini DeH'i.storia del tnonastero di 8. Benedettu di Pnlirone. Modona 1696- 
Baldassiiii Memorie istoricbe di Jesi. J. 1765. Bergmann Pillii. Tancredi, Gratiae 
libri de iudicioruin ordine. Gnttingae 1842. Bethuiann Handb., Bethmann-Unllweg 
Haudbuch des l irilprozeKses. Bonn 18144. Bethin ann 8t&dtefr.« Ursprung der lom* 
bardischen St&dtefreiheit. Bonn 1846. Beyer U.B. « Urkundenbuch zur Geschichte der 
roittelrheinischen Territorien. Coblenz 1860. Biancolini Not., Notizie storiche delle 
ebiese di Verona. V'. 1749. Biancolini Vesc., Serie chrnnulogica dei rescoei e goeer- 
natori di Verona. V. 1760. BOhmer Acta iinperii sclecta. Innsbruck 1868. Böhm er 
Fontes rerum Gerinanjcarum. Stuttgart 1843. Böhmer Heg., Regesta regum aique 
imperalorum Ruuiauoruin. Fraukfurt 1831. Bonaini Stat., Statut! inediti della citU 
di Pisa dal XII al XIV secoio. Firenze 1854. Bonaini Val d'Ambra, Statute della 
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VäI d' Ambra ilel MCC'V'ni del ronte (>uido Guerrn IH. I*i>a !85l- Bonelli Notizie 
i'^toriche rritiche intomo al Adelpreto Tescoro deUa chicKa di Trento. Tr. 1754. Bore- 
tius Cap.« Die (’apitularien im Iy»ngobardenreicb. Halle 1S64. Borgia Memorie isto- 
riebe di Beneveiito. Hnmae 1763. Boselli Delle storie Pinceiitine libri XII. Piacenza 
1793. Briegleb Executirpr., Ge>chichte de^ Exeeutiypro^e^^e^. II- Aufl. StuUgari 
1845. Brunetti Codice diplomatico Toscano. Firenze 180<5, Brunner Inquisi- 
tionitb., Zeugen und Inqulsitionsbeweis der karvdingi^cheu Zeit. Wien 1866; ans den 
•Sitzungsber. der kai^erl. Akademie 51, 343, Bulgnrus Summa de iudiciis bei Wunder- 
lich. 8. 7. Bns.si Istoria delU citck di Viterbo. Roma 1742. 

(Calogera) N.R., N’uora raecolta d' oposcoli .scieotitici e ülologici. Venezia (I780j. 
( anipagnola Liber iuris cirilis urbis Veronae. V. 1728. Campi Dell* historia eccle- 
siastica di Piacenza. P. 1651. Cappellctti l^e chiese d'Italia dalla loro origine sino ai 
no.-»tri giorni. Venezia 1844. (’arli, Delle amicliitA tialiche. Parte qnarta. Milano 1790. 
Carolus Nor.« Carolus Noynriensis episcopns Xovaria seu de ecclesia Norariensi. No- 
Tariae 1612. Cartnlariuin Lang,. Additio III zum Uber Papiemis in den ^lun. Germ. 
ij. 4, 595. (Catalani) Do ecclesia Finnaua eiusque episcopis et archiepiscopis com 
mentarius. Firmi 1783. Cecina Xntizie istoriche di Volterra. Pisa 1758. Cbort. 
Ule.« Ulciensis ecclesiae chartnrium. Aug, Taurinorum 1753. (’ibrario Chieri. Storia 
di t^'hieri. Torino 1827. ('ibrario Sar., .Storia della monarebia di SaToia. Torino 1840. 
<'od. Sard.« (TolaJ Codex diplomaticus Sardiniae; in den Mon. patr. Cod- Wangian., 
K-ink Codex Wangianu.s« Crknndenbuch des Hoch.stifts 'rrient. Wien 1852; Bd. 5 der 
II. Abtli. der Fontes reruiii Austriacarum. Cod. Westf., Codex diplomaticus historiao 
Wesifaliae, II. Abth. rou Erhard Rege>ta historine We.sifaliae. Münster 1847. (’om- 

pagiioni IjL reggia Picena orero de’ presidi della Marca. Macorata 1661. Const. Sie-, 
Constitutiones regni Siciliae; bei Htiillard 4. 1 und 6, 156. (‘orio L’hi.storis di Milano. 
Vinegia 1554. Cornelius Ecclesiae Venetae. Venetiis 1749. Cozia Chartarium 
Dcrtouen.'c. Aug. Taurinoruin 1814. 

Dal Borgo Raccolta di dipluini Pisaui. Pisa 1765. De .\ngeli Delle origini del 
dominio tedesco in Italia. Milano 1861. De Conti Xotizic della citta di Casale del Mon- 
ferrato. Ca.sale 18^i9. De Dionysiis De duobus episcopis Aldone et Xotingo Veronensi 
ecclesiae a.ssertis et yindicads dissertatiu. Veronae 1758. Del Re Cronisti e senttori 
siDcroui Xapuletaui. Xapoli 1845. Ueutschsp. Ficker Der Spiegel deutscher Leute. 
Innsbruck 1859. Dundi dairOndogiu ni»>ertazioni sopra i'i.storia ecclesiastica di Padora. 
P. 1802. Drouke (’odex diplomaticus Fuldensis. (‘assel 1850. Du Cange (flossaritim 
mediae et Infiniae Intinitatis ed. Hen«chel. Pari.riis 1840. Dümge Regesta Badensia. 
Carlsrohe Iftl6. Dünimler Oztfr. R., Geschichte des ostfrSnkischen Reichs. Berlin 
1862. Duraiidi II Piemonte ci.spadano antico. Torino 1774. Durig Beitr.« Beitrl^;e 
zur Geschichte Tirols. Innsbruck 1860. 

Ed. (Roth, usw.), Edictus Uaiigobardorum; in den ,Mon. Germ. L- 4, 1. 

(Fancinlli) Osserrazioni critiche sopra le antichita cristiane di Cingoli. Osimn 
1769. Fantnzzi Momimenii KaTcnnatl. Venezia 1801. Fatteschi Memorie ivtoricho- 
diplomatiche riguardanti la serie dei dnehi di Spoleto. Camerino 1801. Federicus Ke- 
rum Pomposianarum bistoria. Roniae 1781. Ficker Koichsf.« Vom Heichsfursieustandc. 
Innsbruck 1861. Fiurayanti Memorie storicbe della citta di Pistoja. Lucca 1758. 
Fiorentini Memorie della gran contess» Matilde. Lucca 1756. Forschungen zur 
deuuehen Geschichte, herausgegeben yon der historischen Commission zu München. GtU- 
tingen 1862. Franklin Heichshofg.. Das Reichshofgericht im Mittelalter. Weimar 
1867. Friai Memorie .storiclie di Monza. Milano 1794. Frizzi Memorie per la storia 
di Ferrara. F. 1791. Fumagalli Codice diplomatico SaiiC-Ambrosiano. Milano 1805. 

Galletti Gnbio antica citta di Sabina. Roma 1757. Galletti Prirolcero« Del 
primicero della santa sede apostoHea e di altri ufhziali maggiori del sacro palagio I^atera- 
nense. Roma 1776. Gamurrini Istoria genealogicn delle famiglie nobili Toscane et 
Umbre. Fiorenzn 1668. (Garofalo) Tabularium regiae ac imperialis capellae collegiatae 
divi Petri in regio Panormiiauu palatio. Panomi 18^15. Garruba Serie critica de‘sacri 
paatori Baresi, Bari 1844. Gattula Acc.« .kd bisloriain abbaüae Ca.ssineosis acces. 


Digitized by Google 



3T6 


Alkürzunj^en. 


hioDe». Venetiis 1734. Gattula Hist^ Historia abbatiae CasMiiensu. Venetiis 1733. 
Oesta Inn.« Innoeentii III papae, in den Script. It. 3a, 486. Giesebrecbt K. Z,* 
Geschichte der deutschen Kaiserteit. III. Aufl. BrauoKchveig I8G3. Giulini Meroorit 
spettanti alla storia di Milano. M. I7G0. Glafey Anecdotonim S. R. I. hUtoriaxn ac 
ius publicum illnscrantiuni collectio. Dresda« 17«M. Gradonicas Pontihcum Brixia- 
norum series. Brixiae 1755. Grassi Meroorie istoriche della chiexa rescoTile di Monte- 
regale in Pieinunte. Torino 178.9. Gratia Aretinus Summa de iudiciario ordine bei 
Bergmann S. 317. Greg. Reg.« Gregorii VII papae registrum bei Jaffe Bibi. 2. 1. 
Gregorio Consideraxioni sopra la storia di Sicilia. Palermo 18G5. GregoroTius 
Geschichte der Stadt Rom im Mittelalter. Stuttgart 1859. 

Haulletille Hi.stoire des comitiuiies Ijombardes. Pari.« 1857. Hegel Geschichte 
der St&dteTerfassung ron Italien. I..eipxig 1847. Hess Mon.« Monumentorum Guel- 
ticorum pars historica. Kempten 1784. Hirsch Heiiir. 11, Jahrbücher des Reichs 
unter Heinrich II. Berlin 1862. Huillard-ßr^holles Hi.storia diplomatica Friderici 
aecundi. Parisiis 1852. Huillard Pierre, Vie et currespondance de Pierre de la Vigne. 
Paris 1865. 

Jaffi^ Bibi., Bibliotheca reruni (iermanicaruin. Berolini 1864. Jaffe Conr., 
Gehchichte des deutschen Reichs unter Conrad dem Dritten. Hannurer 1845. Jaffe 
Doth.« Geschichte des deutschen Reichs unter I,othar dein Sachsen. Berlin 1843. Jaffe 
Reg., Regesta pontilicum Rnmanorum. Berolini 1851. Innoc. Fp., Innoeentii III 
Romani pontificis regesta sire epistolae: beiintxt nach dem Abdrucke bei Migne Inno* 
centii III opera omnia. Parisüs 1855. Innoc. Reg. imp., Innoeentii III registrum 
super uegotio iroperii; ebenda 3, 995. Irici Tridineusis Rerum patriae libri tres. Me* 
diolani 1745. 

Lacomblet ürkundenbuch für die Geschichte des Niederrheins. Düsseldorf 1840. 
Da Karina Studj sul secolo decimo terr.o. Kirenxe 1842. Lami Del., Deliciae eru- 
ditoruin seu reterum anekdoton opusculurum collectanea. Florentiae 17«^. Lami Mon.« 
Ecclesiae Morentinae moniAnenta. Florentiae 1759. Laspeyres Heber die Entstehung 
und älteste Bearbeitung der Ubri feudoruin. Berlin lÄlO. Leg. munic., I^eges mu* 
nicipales; in den Mon. patr. Lib. iur. Gen, Uber iurium reipublicae Genuensis: iu 
den Mon. patr. U Pap.« Liber legis Umgobardorum Papiensis dictus; in den Mon. 
Germ. L. 4. 290. Ludewig Rel, Reliquiae manuscriptoruin. ^Vancofurti 1720. Lünig 
C. It., Codex Italiae diploninticus. Frankfurt 1725. J,upus Codex diplomaticus cm* 
tatis et ecclesiae Bergomatis. B. 1784. 

Mabillon Ann.. .Annales ordiuis S. Benedicti. Lutetiae Par. 1703. Mandelli 
11 coiniine di Vercelli nel medio ero. V'ercelli 1857. Manxonius Episcoporum Cor- 
neliensium sire Imoleiisium hi.storia. Farentiae 1719. Marungont Memorie di Cittä 
nuova. Roma 1743. .Marchesi Supplemeuto istorico dell' antica cittii di Forli. F. 1678. 
Margarinus Bullarium Cassinense. V'enetiis 1650. M ustrullo Monte Vergine sagro. 
Napoli 1663. Meichelbeck H. F. , llisturin Frisingen.sis. Augu.stae 1724. Mem. 
di Lucca, Memorie e documenti per serrire all'istoria del principato Lucchese. U 1813. 
Merkel Long., Appunti per la storia del diritto Ixtugobardo; in (Bullati) Memorie 
spettanti alla storta del diritto Italiano nel medio ero. Torino 1857; Hebersetxung der 
Geschichte de.s Umgobardenrechts, Berlin 1850, mit Benutxung der ron Merkel gesam- 
melten Krgiiixungen. .Miraeus Opera diplomatica et historica ed. Foppeus. Lorauii 
1723. Mittarelli Acc., .\d scriptores rerum Italicarum accessiones historicae Karen* 
linae. Venetii.s 1771. Mittarelli Ann., Annales Cainaldiilense.s. Venetii.s 1755. 
Mohr C. D., Codex diplomaticus ad liistoriam Raeticam. Chur 1814. Mon. Boica, 
Monumenta Boica. Monachii 1769. Mon. Germ., Penx Mouumenta Gemianiae bUio* 
rica. Uannorerae 1826; angeführt nach der durchlaufenden Zählung der Bände, ausser 
dem noch unrnllendeten IV. Bande der I^^eges, welcher mit L. 4. bezeichnet ist. Mon. 
Mod. Stat., .Momimenti di storia patria delle proriucie Mudeiiesi; Serie degli slaiuti. 
Parma 1864. Mon. Purm., Mominienu historica ad prorincias Parmensem et Pla- 
centinam pertiuenüa. i*ariiiac 1856; die Binde sind nach der Bogenbezeichnung gezählt. 
Mon patr., HLstorijic patriae monumenta edita iussu regis CaroU Alberti. Aug. Tau* 
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rinorum 1836; Ch.« Chartas; Script., Scriptures; rgl. (’od. SarJ.; Leg. mimie.; Ijb. 
iar. Gen. Mongitore Monnmenta histnric« aacrae doimu mansionis ss. Trinitatis mi- 
litari« ordioix Theutonicorum urbis Panormi. P. 1721. Morbto Storie dei monicipi 
Italiani. Milano 1836 Moriondi Monumenta Aqueusia. Taurini 1788. Muleili 
Meraorie storieo-diplomaciche appartenenti alla citl/i ed ai marchesi di Salnzr.o. S. 1829. 
Miiratori Ann., Annali d' Italia. Milano 1744. 

Notirenbl. « Notir.enblatt, Beilage zum Archiv für Runde «taterreichischor Ge- 
schichUquellen. Wien 18r>l. Xorellis Storia di SaTigliann e dell'abbazin di 8. Pietro. 
Torino 1844. 

Odorici Storie Brescinne. B. 185.3. Oesterr. Archiv, Archiv für Kunde 
«ixterreichischer Geschichtsquellen. Wien 1848. fOlivieri) Meraorie della badia di 8. 
Tommaso in Foglia nel contado di Pesaro, P. 1778. Or. Guelf., Scheidt Origines 
GuelHcae. Hanoverae 1750. Orsato Historia di Padova. P. 1678. Oaenbrüggen 
Al. Strafr.« Da.s Alamannische Strafrecht ira dentsehen Mittelalter. Schaflliauaen 1860. 
Ott. Kris. Gesta. Otto Frisingensis episcopus De gestig Friderici I; bei Urstisius Ger- 
maniae higtorici illustres. Francofurti 1585. 

Pacchi Ricerche istoriche sulla provincia della Garfngnana. Modena 1785. Pecci 
Storia del vescovado di Siena. Lucca 1748. Pernice De rnmitibus palatii commen- 
tatio prior. Halls 1863. Petrini Meraorie Peue.strine. Roma 1795. PhilUpa £ngl. 
R.G. , Englische Reichs- und Kochisgeschichte. Berlin 1827. Phillips K.R., Kir- 
chenrecbt. Regensburg 1845. Pilliu.s Medicinonsix Summa de ordine iudiciorum; bei 
Bergmann S. 1. Pirro Sicilia sacra ed. Mongitore. Panormi 1733. Poggiali Me- 
morie storicbe Hella cittA di Piacenza. P. 1757. Provana Studi critici <ovra la storia 
d'Italia a’tempi del re Ardoino. Toriiin 1844. PtiricelU Ambrosianae Mediolani ba- 
silic.'ie monumenta. Mediolani IG45. 

Radevicus (Ragewiu) De gextis Friderici I; bei Urstisiux Germantae hUtorici 
illustres. Francofurti 1585. Hanke Jahrb. , Jahrbücher de& deuuchen Reich.« unter 
dem xftcbsischen Hause. Berlin 1837. Raumer Geschichte der Hohenstaufen und ihrer 
Zeit IT. I^eipzig 1840. Reg. fPhil. nsw.), Bnhmer Regcsta imperil neue Bear- 
beitungen, angeführt nach den Nummern der Urkunden der einzelnen Herrscher. Kern- 
ling Urkundenbuch zur Ge.schichte der Bischüfe von Speier. Sp. 1852. Rena e Camici, 
della Rena Serie degli antichi duchi e inarchexi di Toscana, (cd. C'araici). Firenze 1764. 
Repetti Dizionario geograhco, üsico. «torico della Toscana. Firenze 1842. Reuter 
Geschichte Alexanders des Dritten. IT. Ausg. T.^ipzig 1800. Riccardi Storia dei vescovi 
Vicentlni. V. 1786. Robolini Notizie appartenenti alla storia della .sua patria. Pavia 
1823. Romanin Storia documentata di Venezia. V. 1853. Konchetli Mcmorie 
della citta e chie.sa di Bergamo. B. 1807. Roul. de Cluny, Huillnrd-Kroholles Exa- 
men des charte.s de l’egli.se Romaine contenues dniis les rouleaux dits rouleaux de Cluny. 
Paris 1865; aus Bd. 21b der Noitce.s et extrnits des mauuscrits. Kovelli Storia di 
Como. Milano 1789. Rubels Aqtiil. Monumenta ecclexiae .\quileiensis. .\rgentinae 
1740. Rubeus Rav., Ravennatum hi>toriaruni libri undecim: angeführt nach dom 
.Vbdrucke in Graeviux The.saiirus antiquitatum Italiae, Bd. 7 a. 

SSchs. f.dr., Homeyer Des Sachsenspiegels erster Theil oder das xAchxische I>sud- 
recht. III. .\usg. Berlin 1861. Süchx. Lhr, Das s«lchsi.sche Ix*hurechi, in Homeyer 
De« Sachsenspiegels zweiter Theil. Berlin 1842. Sanclemen ti u» Seriös critico-chro- 
nologtca epi.scoporum rremonensinm. 1814. San Quintiuo Osservaziooi critiche 
sopra aleuni particulari delle storie del Piomonte e della IJguria. Torino 1851. San- 
tini ^aggio di meraorie della citta di Tolentiiio. .Mncerata 1759. Sarti Bon., De 
Claris archigyranasii Bononiensis professoribu.s. B. 1769. Sarti Eug., De episcopis 
Kugubinis. Pistiuri 1755. Savigny Geschichte des römischen Rechts iiu Mittelalter, 
n. .^usg. Heidolherg 1834. Savioli Amiali Bolognesj. Bassiino 1788. Scheffer- 
Boichorst Kaiser Friedrich 1 letzter Streit mit der Kurie. Berlin 1806. Schirrmachcr 
Kaiser Friedrich der Zweite. Göttiugeu 1859. Schupfer Delle istituzioni politichc 
I/tngobardiche. Firenze 1863. Schw. Ldr und Lhr, Lassberg Der Schwabenspiegcl 
oder .schwAbisrhes T^nd- und Lehenrechtbuch. Tübingen 1840. Script. It., Muratori 
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Herum Iialicarum scriptore». Mediolaui 1723. Stckcl Acta roguin et iinperatorum 
Rarulinorum dignsta pt oDairata Wien 1867. Sitzungsber* Sitznngsberichte d^r 
philokfiphi.sch- historischen Klasse der kaiserlichen Akademie der Wissenschaften. Wien 
1848. Spangenberg Die [/ehre von dem Urkiindenbevei.se. Heidelberg 1827. Spon 
Histoire de fienAre. G. 173<l. Stumpf Acta impehi adhuc iuedita; Anhang zu den 
Keichskanzlorn. Stumpf Keg.« Die Kaiserurkunden des X., XI. und XII. Jahrhuii> 
derts chronologi.sch rerzeichnet; ßd. 2 der Reichskanzler. Stumpf Reich&k., Die 
Reichskanzler rornehmlich des X.. XI. und XII. Jahrhunderts. Innsbruck 1865. Su> 
dendorf Reg.« Registmm oder merkwürdige Urkunden für die deutsche Geschichte. 
Jena 1849. 

Taucredus Bononien.sis Ordu iudiciarius; bei Bergmann S. 87. Tatti Annali 
sacri dclla citta di Como. C. 1663. Terraneo La principe.'isa .\delaide, contessa di 
Torino. T. 1759. Theiner Tod. dom.« ('odex diplomaticu.s dominii temporalis s. 
»edis. Homae 1861. Tiraboscbi Mod.« Memorie storiche Modenesi. M. 1793. Ti- 
raboschi Non.« Storia delT augusta badia di Nonantola. Modena 1784. Toeche 
Ueinr. V*I« Kaiser Heinrich VI. Leipzig 1867. Tommasi Dell’historie di Siena. 
Venezia 1625. Tonduzzi HiNtorie di Foeuza. F. 1675. Tonini Rimini dal prin- 
cipio dell'era vnigare all' anno 1200. K. 1856; Rimini nel nCCoIo XIII oasio rolume terzo 
della storia ririle e sacra Rimine.se. R. 1862; angeführt als Bd. 2 nnd 3. Tourtual 
ßAhmens Anth.« Böhmens Antheil an den Kämpfen Kaiser Friedrich I in Italien. 
GAttingen 1865. Tourtual Forsch.« Forschungen zur Reichs- und Kirchengeschichte 
des XII. Jahrhunderts. Münster 4866. Troya Codice diplomatico. l/ongobardo. Napoli 
1852; Bd. 4 der Storia d' Italia. Troya Romani. Della condizlone de' Romani rinti 
da' [»ngobardi. II. Kdiz. Milano 1844. 

Ugheiii Italia sacra ed. Coleti. Venetiis 1717. 

ValeiitineIH Reg.« Regesta documentorum Germaniae historiam illusirantium. 
München 1864: au« den Abhandlungen der k. bayer. Akademie, CI. III. Bd 9b. V'erci 
Kccl.« Sturia degli {iU^eliiii. Ba««ano 1779. Verci Marca, Storia della marca Tri- 
rigiana. Venezia 1786. Vesi Ducumenti editi e inediti che >ervono ad illustrare In 
storia di Rijmagna. Bologna 1845. Vignati Storia diplomatica della I^egn I/ombarda. 
Milano 1866. Visi Notizie sUjriclie della citta e dello stato di Mantor^. M. 1787. 

Waitz V.G., Deutsche Verfassungsge.schichte. Bd. 3. 4. Kiel 1860. Watte- 
rieh Poniiticum Rumauorum vitae ab aequalibus cunscriptae. lipsiac 1862. Wetzell 
System de> ordentlichen l'irilpruze.sse.s. II. Aud. I..eipzig 1865. Wilda Strafr.« 
Da.s Strafrecht der Germaneu Halle 1842. Winkelmann Geschichte Kaiser Fried- 
richs des Zweiten und seiner Reiche. Berlin 1863. Wirtemb. ü. B. fKausler) Wir- 
tembergisches Urkundenbuch. Stuttgart 1849. Würdtvein N. S.« Nora subsidia 
diplomatica. Heidelbergae 1781. Wunderlich Aueeduta quae prucessum cirilem 
spectaiU. Gottingae 1841. W u rs te m be r ger Peter der Zweite Graf ron Saroyen. 
Bern 1856. 

Zaccaria Laud., Lauden.sium episcoporum «erie>. Mediolani 176^1. Zaccaria 
Leno« l>ell' nntiebissima hadia di Ivenn libri tre. Venezia 1767. Zacliaria Anecd., 
Aneedota medü aeri. Aug. Taurinorum 1755. Zarharia Crem.« t'remonensium 
episcoporum senes. Mediolani 1749. Zacharia Iter litterarium per Italiam. Vene- 
üis 1762. 
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Vorrede. Euutebuiig der Arbeit, V. ErgebDKs& bezüglich des AuAgang^- 
punkleA, IX. Benutzung des Materials. XII. Inhalt der sp&iern .\btheilungen, XIV. — 
Rückblick auf eine Vertheidigung des Verfassers gegen t. Sybel, XV. — Erörterung der 
Einwendungen Roth« gegen frühere Behauptungen des Verfassers. XX. Die Auflüiung 
DeutKchlands Folge des Feudalixmus, XXII. (lermanische Selbst-stündigkeit der Theile. 
XXIII; doM Streben nach derselben hindert grössere Staatenbildung nicht, XXVI. Nöthige 
Befugnisse der Zentralgewalt. XXVIl. Cicgensatz zwi.schen Keudulisnm.s und Autonomie. 
XXVIII. Das frAukisclie Reich nicht allgemeingültiger Massstab für das germanische 
Staatswesen. XXX: es steht gegen das deutvche Staatswesen zurück durch seine Theil- 
barkeic, XXXI. Ungenügen der fr&nkischen V'erfaasung bei weiterer .\usdehnung dos 
Reichs. XXXUI. Fortbestand der Volksrechte ohne Autonomie der Theile. XXXIV. Un- 
genügen der zentralen (tesetzgebung zunftcbst für Italien. XXXV. Entstehung des deut- 
schen Reichs auf Grundlage der Anerkennung herkömmlicher Einheit einerseits , her- 
kömmlicher Sonderstellung andererseits. XXXVI. Grössere Einheit hinderte damals der 
ftegensatz der Stimme oder lAnder, XXXYIII. Dieser und das Stanimherzogthum be- 
ruhen nicht auf der Feudalitftt. XXXiX. SelbststJlndigkeit des Stammes ist nicht durch 
ein Stammberzogtbum bedingt. XLI. Stammherzogthuin und Feudalfürstentbuni sind 
wesentlich rerschieden. XLII. ln Deutschland hinderten &ussore UmstÄnde den Bruch 
mit dem FeudaUtaate. der ohnedem auch dort in .Aussicht stand. XLIII. Die damalige 
Gestaltung der Fendalsprengel würde eine Belassiing der .Selbstständigkeit der Theile 
nicht gehindert haben. XLV; das Streben danach macht .sich spflter auch unabhängig 
▼otn Feudalismus geltend und würde durch den Uebergang zum Beamlenstaate nicht 
beseitigt sein. XLVII. über auch die iiuthigc Macht des Ganzen nicht gehindert haben, E. 
I)er massgebende Eintlu.ss des Feudalismus auf die schüessliche Entwicklung lösst hAuHg 
seine Bedeutung für frühere Perioden tiber.schiUzen, LI. 


Einleitung. Italienern nach aussen scharf geschlos.sene.v. nach innen mannich' 
faltig gestaltetes Rechtsgebiet. Einfluss der fr&nkischen Herrschaft. Geringer Einfluss 
der deutschen Herrschaft auf Italien. Grösserer Einfluss Italiens auf Deutschland. Be- 
deutung und Bearbeitung der italienischen Rechtsgesebichte. 

A. (• c‘ r i c h t II II <1 II A 11 u. 

I. Die Gerichtsurkunden. 1. Form. Inhalt und Zweck; Prozessformclii; 
Unselbstständigkeit der Fassung. 2. Zeitliche« 3. örtliche Unterschiede der Fassung 
4. Reichsgerichtsurkunden. 
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IL Verfahren im Iniigobar<H»cheii Italien. X. AllgemeineR. ~ Verfahren 
hei Reehts.Ntreiligkciteii. — fi. Ordemüches Vorfahren. Klage. .Antwort. Beweis. Ge- 
hlHndniss. L Vrtheil. Crtheil und GestÄndniss. fi, SpKtere Verallgemeinerung der For- 
mulare. — öi Üngehorsamsrerfahreii. Klage. I.j«dung. Salische Kapitel. liL Inrestitur. 
Bannung de« Vermögens. Pfändung. Nichterwähnung des Unheils. LL Königsbann. — 
12. Verfahren bei unbe-stritlenen RechtsTcrhältnissen. Entstehung. Simulation eine.s 
Kechtsstreite.s. 13* .Anwendung rur Sicherung von Urkunden, von Erbe oder Freiheit. 
14. Anwendung desselben Formulars bei Streitsachen, ürtheil. 13* Zweck die Erlangung 
eines gerichtlichen Geständnisse.s und rechtskräftigen Urtheils. Guarentigiirte Urkunden. 
Hl A^erpflichtung des Scheinbeklagten aum l*aunegild. — ü. Ungehorsams- oder Bann- 
verfahren bei unbestrittenen Rechtsge.schäften; Ifi* wird .später die allgemein übliche 
Form. IQ. Anwendung rur Sicherung des gesammten Gutes. 

HI. Verfahren iu der Roniagna. 20. Litiskontestation. 21* Confessio in iure; 
Anwendung für unbestrittene Rechtsverhältnisse: guarentigiirte Urkunden. liQ* Beweis- 
verfahren. Ijongobardischer A’oreld. Kalumnieneid. 23. Unheil. Au.sfUhrung. 24. Unge- 
horsamsverfahren. 

IV. Aelterer Rönigsbaiin. 2.'!. Fränkischer Köoigsbann. Geldstrafen der 
Italienischen Rönigsurkunden: abweichende Bestimmung und Theilung der Strafsummen. 
27. Vereinzelt als Bann bezeichnet 2fi* Gerichtlicher Königsbann. 21L Befugniss zur 
V'erhängung. 3£L Selbstständige Banngewalt der Grossen. 

^ V. Bann und Acht. 31* Reichsbann des zwölften Jahrhunderts. Heichsacht. 
Strafandrohungen der deutschen Königsurkunden. 32* Fortdauer des fränkischen Königs- 
bannes. der Iniinunitätsstrafe. 33* Geldstrafen für den Eiozelfall aus Italien übernommen. 
34. Xeues Gewette des deutschen Königs. 33* Androhung der königlichen Ungnade, der 
Strafen des Majestätsverbrechens; A'^erbindung mit der Geldstrafe. 3fi. Androhung des 
Bannes des Königs; der Ausdruck aiM Italien übernommen. 32* Ungnade und Bann 
gleichbedeutend mit Heichsacht. 3fi* Bedingtheit der Drohung: I*ösbarkeit der Ungnade. 
3Qi Zahlung als Bedingung der I/isung. 4Ü* Steigerung zur Oberacht. ■— iL Drohung 
der Ungnade uud des Bannes in luilien aus Deutschland übernommen; Ausdehnung der 
Befugniss auf die I*egaten; verschieden vnin Allem Königsbann. 12* Die Acebtung scheint 
dem frühem italiouiochen Rechte fremd zu sein. 

VI. Städtischer Bann, 43. Uebereinstinimcn der Statute verschiedener Zeiten 
und Orte. 14* Bedeutung de.s Ausdruckes Banu. — 43. Arten de» Bannes : üngebor- 
samsbann uud Ausweisung.sbaitn. AVranlassung des Bannes. IQ. Bann um Schulden. 
Schuldknechlechaft. 12*. Einfacher Ungehorsarasbann. 1& Bann um Mi.ssethat. liL Banu 
uro Frevel. 31L. l*ö.sbarer Bann um Ungeriebte. 31* Beständiger Bann; Suhnbarer. 32* Un- 
siihubarer. — 33* Fälligkeit des Bannes. Ladung. Bannfrist — 31* Wirkungen; Ver- 
urtheilung des Ungehorsamen. 33* Bannbusse. 30* Mas.sregeln zur Au.sführung des Ur- 
theils. 32* Ausschliessliche AA'irkungen des Bannes: Massregeln gegen die Person; Verbot 
des .Aufenthaltes, der ünterstiitzung. afi* Minderung der Rechtsfähigkeit. 3*L F’riedlo.vig- 
keit HO, Massregeln gegen das Gut: AVüstlegung. Zerstörung des Hauses. QL Eiuziehung 
des Gutes. Ö2* V^erfügung über das Gut. ßi* Wirkungen für fremde Gerichtsbetirke : 
Keine Steigerung zum Reichsbann. Bann gegen Auswärtige. Hl* .Anerkennung dos Banne.s 
durch andere Städte. 03* M.^s-sregeln gegen fremde Gebannte. Ungenügen des Verfaiirens. 
— Qß, Milderungen des unsühnbaren Bannes. Eingränzung. fi2* Aufhebung des unsühn- 
baren Bannes. 

VII. Lösbarer Heichsbanu. QS* Arten de.s Reichsbannes. — ßi* Lösbarer. 
Verania.ssung. Anwendung bei bürgerlichen Streitsachen. 2ü* Fälligkeit. l*adung. Ver- 
hängung. Bannfrisi. 21* Wirkungen: Keine Verurtheilung de.s Ungehorsamen. 72. Bann- 
bnsse. 23 i Entziehung der Privilegien. 21. Entziehung des Rechtsschutzes. 23* Verbot 
der Unterstützung. V'erbannung aus dem Reiche nicht betont. 2& Befehdung von Reichs- 
wegen. 22* Erklärung zum Keichsfeinde. — 2& I*<isttng. 
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Vin. Rpfitänüigor Reichsbann. XiL Ist bedingt durch Verurtbeilung wegen 
HochTerrathx. 81L Bestrafung dex Ungehorsams als HochTerrath. BJ_ T>eulsche Ober- 
acht als Strafe des Ungehorsams gegen den KCnig. In Italien Verharren im lits- 

baren Banne durch JabresfrUt nicht Vorbedingung. Stillschweigendes Uebergeheu 

de.s lr>.sbaren in beständigen Baiiu durch nachfulgende Verurtheilung nix Hochrerräther, 
fiA. woTon die Verurtheilung in die einzelnen Strafen des Hochrerratli.s zu unterscheiden 
ixt. BiL Näherer Anschluss dieses Verfahrens der frühem .staufixeben /eit an das deutsche 
Achtsrerfnhren. BtL Gesetzliche I^adungeu und Fristen; 82. Nichteinhaltung nach älterin 
italienischen Hecht, 88. in späterer .staufischer Zeit, §9. in den Sentenzen K. Hein- 
richs \'1I. 8ü. Fälligkeit. Rnniifrist. 91. Subjekt der Verurtheilung. ßannuiig moralischer 
Personen. — Ö2* Wirkungen: 9lL Strafen des HochTerraths: üi. Verurtheilung zum 
Tode. 9i. zur Knechtschaft. iUL Verweisung aus dem Reiche. 92. Zerstnrung der Stadt. 
98. der Befestigungen. 99. Verlust des Gutes, flehen. Figen der Unfreien. 100. Eigen 
Ü££ Freien: iu Deutschland liegendes Out an die Erben: 101. in Italien Konfiskation. 
102. Keine Be.schlagiiahme des (iute.s. 103. Verurtheilung in eine Geldstrafe. 104. Ver- 
lust der Pririlegien. lOö. Verlust ron Heclit und Ehre nicht erwähnt. Infamie. liHL Eigent- 
liche Bannstrafen: Friedlosigkeit. Befehdung ron Reichswegen. 107. Verbot der Unter 
Stützung. — 108 T.«lsung durch Guade de.s Kaisers. Vertrngsweise Aufhebung. 109, Be- 
dingungslose Unterwerfung. 1 10- Begnadigung der Nachkommen. 111. Aufliebung durch 
den Pnbst. 

IX. Stzilischer Bann. 112. Aelleres sizilisches UugehorsamsTerfahreu ohne 
Bannung der Per.«on. 1 1 *V Unter K. Friedrich II ßannitio und 1 14. Foriudicat^ — 
1 15. Rückblick auf das italienische Rannrerfahren überhaupt. 

X. Vorsitzende. 1 10. Vorsitzende und Beisiizende. 1 17. Mehrzahl von Vor- 
sitzenden. 1 18. Ab.stufungen der Gerichtsbarkeit. 

XI. Grafgchafl. 119. Grafschaften weltlicher I>*hnsgr»fen. 12Ü. Grätliche Gewalt 
der BUchilfe. 121. (iräfliche Gewalt der Städte. 122. K. Friedriclj | und die Städte. 
123. Kaiserliche Podestaten und Rektoren. 124. Freigewälilte RmTsulLl I2ö. VeTwaRurig 
der Grafschaften durch Reichsbeamte. 12G. Zersplitterung der Grafschaften; Au.sschei- 
dung kirchlicher, 127. reichsunmittelbnrer, 128. städtischer Gebiete. 12iL Ausscheidung 
der Besitzungen weltlicher Grossen. 130. Theilungen und Veräusserungen der Grafschafts- 
rechte. Grafschaft als Zubehilr des Orundeigenthums. 131. Neue Bezeichnungen der hohen 
Gerichtsbarkeit. 

XII. Markgrafxchaft. Herzogtbum und Markgrafschaft in Deutschland 

uud Italien. 133. Verhältni.s.s der Grafschaft zur Markgrafschafc: — Mittelitalien. 134. Ro- 
magna. 135. Stellung der inittelilalienischen Bischöfe, 130. der Städte in älterer Zeit. 

137. Herzog M’elf. Schwächung der inarkgräfiiehen Gewalt zu Gunsten des Reichs. 

138. Stärkung derselben zu Gunsten de.s Reichs in .späterer .stautischer Zeit. — 139. Ober- 
italien: l^ombardei. 140. Angebliche Mark Mailand. 141. Tiielmarkgrafen. Nichterwähnung 
markgräfiieher Befugiii.xse. — 142. Markgrafschaft Verona. Herzoge ron Kärnthen. 
143. Trennung von Kärnthen. Markgrafen ron Baden. LLL Abtrennung von Trient, Friaul. 
145. Gräfliche Gewalt der Bischöfe. 146. Weltliche Grafen. Markgrafen von Este. 147. Zu- 
sammenfällen der raarkgräflichen und gräflichen Gewalt. — 148. Richterliche Gewalt der 
Markgrafen. 

B. VorKitzende im Hofgrerichte» 

XIII. Reichsgerichtsbarkeit. 149. Konkurrirende Gerichtsbarkeit. 150. Be- 
dürfniss bei verweigerter oder verzögerter Justiz, ungenügender Macht des Richters, Unge- 
rechtigkeit eines Urtheils. 151. Unbilligkeit eines Urtheil.s. Kassation rechtskräftiger Ur- 
theile. Nullitätserklärung. 152. Rechtsunsicherheit. 1 53. Ausschliessliche Gerichtsbarkeit 
über bestimmte Per.sonenklassen, 156. über einzelne Personen. Exemtionen der stauflschen 
Zeit. 157. Abstufungen der Exenilionsprivilegien. 158. Uebung der ordentlichen Ge- 
richtsbarkeit durch das Reich. Zweifacher Begritt* der Reichsgerichtsbarkcil. 159. Hofge- 
richt. Gericht des KOnigs. Reichsgericht. 
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XIV\ Oer Kßnig;. IGO. Vorstaurtsche Zeit. TiGUiger Vorsit«. 101. UnthJUiger 
Vorsitt. — tO'^- Staufisrhe Zeit. Oeftentliche nerichtssiuungen. 1 (?3. Sehriftliche Eot- 
vrheidungen. 164. Ueberweivung an ander« Richter. Delegation. 165. UebenreiRung zur 
lJrthei)>fftllung. Mandirung. 1 Ob*. Kinflussuabme auf überwiesene Sachen. 167. Bedingte 
Kuisclieidungen. lOS. Besteigungen der Urtheile anderer Richter. I6B. Werth derselben 
für das weitere Verfahren. Kxekutiunsmandate. 

XV. Der Pfalcgraf. 170. Anfänge des Amt«. Einzelne Pfalzgrafen. I7l. Auf> 
hr»ren des V'ursitzes ün Uofgericbie. 172. Allgemeine Verhältnisse des Amts. 173. Richter- 
liche BefugnU>e. 174. Kein ständiges Reichsgericht zu Paria, keine (ierichtsbarkeit im 
ganzen Reiche, 175. Freiwillige Gerichtsbarkeit. — 170. Stellvertreter des Pfalzgrafen. 
Künigsboten. 177. Vicepfalzgrafen. 

XVI. Der Kanzler für Italien. 178. Vorsitz und Vorrang im Hofgerichte. 
1 70. Ixtgothet. 

XVII. Die Königin. 180. Frühere Zeit. Vorsitz von Frauen überhaupt. Mathilde. 
Hiohenza. 

XVIIL Der iLufvikar. 181. Titel. Anfänge de» Amtes. 182. Eberhard v. Bamberg. 
183. Hermann v. Verden. 184. Albert v. Trient Garseduniu.» r. Mantua. Hermann v. Ver- 
<len und Daniel v. Prag. 185. Magister Metellus. Konrad v. Lübeck, ßonifaz v. Novara. 
180. Fehlen am königlichen Hofe Heinrichs VI. Ronifaz v. Novara. Heinrich v. Worms. 
Angelus V. Tarent. 187. Heinrich v. Mantua. 1 88, Friedrich v. Trient 180. Jakob v. Turin. 
.\ufliüreu de« Amte.s. Hugo v. Ostia. 190. Allgemeine Verhältnisse des Amtes. 191 . Rich- 
terliche Befugnisse. Kompetenz. Appellation an den Kaiser. Subdelegation. 192. Rieku- 
tion. Mangel des Bannes. 193. Tribunal. Siegel. Einkünfte. 

XIX. Der Grosshofjustitiar. 194. RoO'red v. Benovent. 195. Der kaiserliche 
Gros.sgeriebtsbof. Titel. Anfänge. llifL Der Gro.ssbofju«titiar. 197. Der Grossjustitiar von 
Apulien und Terra di I..avnro. — 198. Erste Umgestaltiing durch K. Friedrich IL Heinrich 
V. Morra Grosshofjustitiar und Statthalter Apuliens. Kapitäne des Königreichs. 1.99- Gross- 
Justitiar V. Sizilien. 20f). Bestimmungen der ältern Konstitutionen. — 201. Zweite Umge- 
staltung durch K. Friedrich II. Wiederaufänge eines ständigen Hofgerichees. 202. Umge- 
staltung des Grossgerichtes zum Hofgerichte. Die neuen Konatitutionen. 20.3. Die zwei 
Kapitäne und Grossjustitiare. 204. Das Grossgericht nach der Umgestaltung. 205. Vor der- 
selben keine unmittelbare Kompetenz für Italien. 206. Kompetenz für Italien seit der Um- 
gestaltung. 207. Au.sdehnung derselben. 2(J8. Hofgericlit K. Heinrichs VH. 
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Gesdiiehtlicher Verlag 

der 

Wagiier’scheii Uiiiversitäts ■ Buchhandlung 

in Innsbruck. 


Von (li'iihsflbcn Vfrfa,ssiT i'rMchioii in miwrom Vcrlajfor 

in ^»f*•r^elchl•ch«■r WAhnnig'.) 

Uodefridi Vitcrbiensis camon de gostis Fridoriri ])rimi impfratoris ht Italia. Ad 
(idom rodicis liibliotliccao Monacpiisis odidit Dr. dal. Fickor, liist, prol'. p. 

0 . in c. r. univ. litt. Oonipmit 8. 1853. (4 U.) (i4 kr. 

Ueber die Entstehuiig.szeit des Sachsenspiegels, und dir AldHtun^' 

dc.>i Scliwabfnspii'gi'l.s aua dom Doutschmi-Spicgfl. Kin Beitrag' zur tif-sdiiclilo 
drr doatsdiPii Ki-ditsquclk-n. };r. 8. br. 1859. (8 B.) fl. 1. 8 kr. 

Der Spiegel deutscher Leute. Toxtabdrurk der Inn.sbnu'ker Hamlschriit. 

gr. 8. br. 1859. (la'/i U) H- 2- 20 kr. 

Vom UeichsfUrstenstailde, Forsdiungen zur Gesehidite der Üeidisverfa.s.'mng: 
zunäihst iiu 12. u. 13. Jahrhunderte. l.Bd. gr. 8. br. 18G1. (27B.) fl. 1. 
Das deutsche Kaiserreich in »einen ouiveraalen und nationalen Beziehunp'en. 
Vorle.sungen Ruhalten ini Ferdinandi-uui zu Innsbruck. 2. Aufl. 8. br. 1802. 
(12 B.) 11. 1. 20 kr. 

Deutsches Königthnni und Kaiserthuni. Zur Enfge^mung auf die Abhand- 
lung Heinridi.s von Svbel ; Die deutsche Nation und da.s Kaiserreich. 8. br. 
1802. (8 B.) ' 70 kr. 

Vom Heerscllilde. Ein Beitrag zur deutschen Beddis- und Ki'clitsgeschichte. 

gr. 8. br. 1862. (15 B.) fl. 2. 20 kr. 

Urkunden zur Geschichte des Könierzuges Ludwig des Bayern und der 
italienischen Verhältnis.se seiner Zeit gr. 8. br. 1805. (13 B.) fl. 3. 

Andere ^^^sche Werke unseres Verlages: 

Acta imperii selecta. Urkunden deutscher Könige und K.iiser mit einem An- 
hänge von lleidis.sachen. Gesammelt von Johann Friedrich Böhmer. 
Ileransgegebeii aus seinem Nachlasse. 1. Hälft' und 2. lirdfte 1. Lieferung. 
Li'xikouoktav. (38 B.) fl. 9. 50 kr. 

Additomentum III. ad Itegesta Imisnii indo ab anno 1314 usquo ad ammm 
1347. Dritt?» Ergänzung-sheft zu den Regesten Kaiser Ludwigs des Baiern 
und seinerzeit 1314 bis 1347. Herausgegeben aus Böhmers Nachla.s.se. 
4. 1865. (14% B.) 11. 2. 25 kr. 

Ridermann, Geschichte der öst'rreichischen Gesammtstaatsides'. 1526 — 1804. 

1. Abth. 1526— 1705. 11.2. 

Rrandis, Jakob Andr. IVkr. v., Landeshauptmann in Tirol in den Jahren 1610 

bis 1628, die Geschichte der Landeshauptleute von Tirol. Mit dem Portrait 
des Verfas.sors. la-xikonoktav. br. (30 % B.) 11. 4. 20 kr. 

— Ch. W. Graf, Tirol unter Friedrich von Ost-Treieh. gr. 8. 1823.(3711.) 11.3. 
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Durig, J. , Beiträge zur Uesohii.hti’ Tirols in der Zeit Bischof Kgiio's von Brüten 
(1240-50) nnd Trient (1250-73). 8. br. 1860. (0 B.) 60 kr. 

— über lUe staalsriHhtlicheii Beziehungen des italienischen Landestheiles von 

Tirol zu Deutschland nnd Tirol. 4. br. 1864. (3'/^ B.) 40 kr. 

Egger, .1., Die ältesten Ge.schichts.schrciber, Geographen und Alterthumsforscher 
Tirols. 4. br. 1867. (8 B.) 80 kr. 

Oeschichtsqnell^n, Tirolische. 1. Band: Franz Schweyger's Chronik der Stadt 
Hall 1303-1571. Herausg<'gelien von Dr. D. Schönherr. 8. 1867. fl. 2. 
Huber, Dr. Alfons. Die Waldstätte Uri, Schwyz, Unterwalden bis zur festen Be- 
gründung ihrer Eidgenossenschaft. Mit einem Anhänge über die geschicht- 
liche Bedeutung des Willielm Teil. 8. br. 1861. (8 B.) fl. 1. 

— Geschichte der Vereinigung Tirols mit Österreich und der vorbereitoiden 

En-igniss(>. gr. 8. br. 1804. (18 B.) fl. 2. 60 kr. 

— Gescliichte des Herzogs Kudolf IV. von 0:*tiTTeich. gr. 8. 1 865. (1 5 B.) H. 3. 
Jäger, P. A., Tirol und der bairisch-franzüsische Einfall im Jahre 1703. Aus 

archivarischen und andern gedrackti'n und ungislnickten Quellen bearbeitet, 
gr. 8. br. 1844. (30 B.) fl. 2. 32 kr. 

— die alte ständische Verfassung Tirols. 8. br. 1848. (3 '/i B-) 36 kr. 

— der Streit des Cardinais Kicolaus von Cusa mit dem Herzoge von O'sterreii h 

als Grafen von Tirol. Ein Bruchstück aus den Kämpfen der weltlichen und 
kirchlichen Gewalt nach dem Concilium von Ba.sel. 2 Bde. gr. 8. br. 1 862. 
(52 B.) Zweite billige Ausgabe. fl. 3. 

Korb, Matthias, chronologische Geschichte Oestenvichs, von der Urzeit bis zum 
Tode Kaiser Karls VI. Mit den gleichzeitigen Begebenheiten, gr. 4. br. 
1846. (35 B.) fl. 2. 80 kr. 

KrOIies, Dr. F. X., Umrisse des GeschichtsielRms der deutsch-fl.stem'ichischen 
Ländergruppe in seinen staatlichen Grundlagen vom 1 0. bis 1 6. Jahrhundert. 
8. br. 1863. (33 B.) fl. 4. 

Ladurner, P. Just., urkundliche Beiträge zur Geschichte des deutschen Ordens 
in Tirol. 8. br. 1861. (17 B.) fl. 4. 60 kr. 

Sfiiniitf, Dr. K. Fr., Acta Maguntina seculi XII. Urkunden zur Gh-schichb' des 
Bisthums Mainz im 12. Jahrhundert Aus den Archiven nnd Bibliotheken 
Deutschlands zum ersten Male herausgegeben. Mit einer Siegelabbildung, 
gr. 8. br. 1863. (14 B.) 11. 3. 40 kr. 

— Die Keicliskiuizler voniehmlich des 1 0. , 11. und 12. Jahrhunderts. Nebst 

einem Beitrage zu den Kegesb-n und zur Kritik der Kaiserurkunden dieser 
Zeit I. Band 1. Abtln-ilung und II. Band 1. und 2. Abtlieilung. 8. br. 
1865. (30'/2 B.) fl. 4. 80 kr. 

Im Liuifi' die.ses Sommers wird erscheinen: 

Toiliaschek, Dr. J. A., Der Oberhof Iglau in Mähren und seine Schöffensprüche 
aus dem Xlll. bis XVI. Jalirhundert , aus mehreren HandschritVn heraus- 
gegebim und erläutert. 



Digitized by Google 



Digitized by CnCiugle 









